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L  Abhandlangen. 


Der    Entwurf   der    neuesten    Gewerbeordnungs- 

noTelle  ')• 


Von  Ernst  V enkunp. 


Neuerdings  ist  in  der  Schrift  eines  Ausländers')  nicht 
mit  Unrecht  darauf  hingewiesen,  dassdie  heutige  sozialpolitische 
Gesetzgebung  in  gewisser  Weise  an  das  politische  System 
Friedrichs  des  Grossen  anknüpfe,  der  es  recht  eigentlich  als 
seine  Aufgabe  betrachtete,  »der  Anwalt  der  wirtschaftlich 
Schwachen«  zu  sein. 

Diese  Anwaltschaft  der  Armen  schlagt  in  ihrer  Begrün- 
dung eine  Richtung  ein,  welche  stark  an  den  »Polizeistaat« 
des  vorigen  Jahrhunderts  erinnert,  ohne  jedoch  dessen  absolutisti- 
sche Ungebundenheit  nachzuahmen.  Wir  meinen  die  gewaltige 
Erweiterung  der  staatlichen  Aufgaben,  insbesondere  jene  Aus- 
dehnung des  öffentlichen  Rechts  auf  Gebiete,  die  bisher  privat- 
rechtlicher  B^elung  vorbehalten  waren.  Der  aufgeklärte  Ab- 
solutismus des  vorigen* Jahrhunderts  kannte  überhaupt  keine 


1)  Der  Text  des  Gesetzentwurfs  und  der  Inhalt  der  BeschlQsse  der 
Beiohstagskommission  wird  als  bekannt  voraasgesetst  und  im  folgenden 
nur  soweit  wiedergegeben,  als  dies  zum  Verständnis  der  Beweisführung 
erforderlich  ist. 

2)  William  HtkrbuU  Dawson ,  Bismarok  und  der  Staatsozialismus. 
Deutsche  Ausgabe.    Hannover  1890.  S.  22. 

Zeltsehr.  f.  StMtsw.    1801.    I.  Heft.  1 
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2  Neakamp : 

Grenze  fUr  die  Staatsomnipotenz;  wo  der  Sonverän  oder  die 
Regierung  »das  allgemeine  Wohl«  durch  ihre  Massnahmen 
fordern  zu  können  glaubte,  da  wurde  gesetzgeberisch  oder 
reglementierend  eingegriffen,  und  auch  Yor  dem  Privateigentum 
wurde  nicht  EsAt  gemacht,  so  dass  von  einer  festen  Abgrenzung 
des  Privat-  und  öffentlichen  Rechtes  nicht  die  Rede  sein  konnte. 

Nirgends  trat  diese  Auffassung  des  vorigen  Jahrhunderts 
klarer  zu  Tage,  als  in  der  grossen  preussischen  Gesetzeskodi- 
fikation, dem  Allgemeinen  Landrecht.  So  stellt  der  §  74  der 
Einleitung  den  Satz  auf,  dass  alle  Privatrechte  dem  öffentlichen 
Wohl  im  Falle  einer  Kollision  weichen  müssen;  so  enthalten 
die  Vorschriften  der  §§  38  ff.  I.  8.  A.  L.R;s  über  die  Wieder- 
herstellung baufälliger  Gebäude  eine  vollständige  Yerquickung 
des  öffentlichen  Rechts  mit  privatrechtlichen  Normen.  Ein 
ganz  besonders  drastisches  und  lehrreiches  Beispiel  dafür,  wie 
der  Polizeistaat  des  vorigen  Jahrhunderts  »das  allgemeine  Wohl« 
durch  Eingriffe  in  die  Privatrechtssphäre  zu  fordern  suchte, 
bilden  die  §§  664  ff.,  818—820  II.  11  A.  L.R.'s.  Friedrich  der 
Grosse  wollte,  um  sein  Land  wirtschaftlich  zu  heben,  die  Seiden- 
kultur einführen  und  befördern;  um  nun  die  Seidenraupenzucht 
im  Lande  selbst  zu  ermöglichen,  wollte  er  die  Bewohner  zum 
Anpflanzen  von  Maulbeerbäumen  zwingen.  Dies  suchte  man 
u.  a.  dadurch  zu  erreichen,  dass  in  den  vorgedachten  §§  der 
Satz  aufgestellt  wurde,  die  Einkünfte  aus  den  Erträgnissen  der 
Kirchhöfe  (Kosten  der  Begräbnisstellen  u.  dgl.),  welche  an  und 
für  sich  der  Kirchengemeinde  gebührten,  sollten  dem  Pfarrer, 
eventuell  dem  Küster  zufallen,  wenn  einer  von  diesen  den 
Kirchhof  mit  Maulbeerbäumen  bepflanzte.  —  In  den  §§  2  und  3 
IL  19  A.L.R/S  sind  die  sozialistischen  Sätze  aufgestellt,  dass 
einerseits  ein  Jeder  ein  —  gewissermassen  staatlichesi  öffent- 
liches —  Recht  auf  Arbeit  hat,  und  dass  andererseits  mittel- 
lose Müssiggänger  zu  nützlichen  Arbeiten  durch  Zwang  und 
Strafen  angehalten  werden  können. 

Gegenüber  dieser  weitgehenden  Einmischung  des  »Polizei- 
staatesc  in  die  Privatrechts-  und  Willenssphäre  der  Einzelnen 
galt  die  Sicherung  der  Freiheit  des  Individuums  vor  staatlichem 
Zwang  alfl  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  modernen  »Rechts- 
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Der  Entwurf  der  neaesien  GewerbeordnongsnoYelle.  3 

Staats  €.  Zu  Beginn  und  gegen  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
machte  sich  denn  auch  die  Auffassung  geltend,  dass  der  Staat, 
wenn  nicht  ausschliesslich,  so  doch  hauptsächlich  die  Aufgabe 
habe,  »Bechtsschutzc  zu  gewähren  und  die  Freiheit  des  Indivi- 
duums zu  sichern') ;  ja,  man  suchte  sogar  das  Gebiet  der  Gesetz- 
gebung insoweit  einzuengen,  als  man  gewisse  cGrundrechtec  ^) 
aufstellte,  in  welche  einzugreifen  auch  dem  Gesetzgeber  schlecht- 
hin oder  doch  anders,  als  im  Wege  der  Verfassnugsänderung 
versagt  sein  sollte. 

Dieses  starke  Vorwiegen  des  » Individualismus  c  —  von  den 
Nationalökonomen  wird  diese  Erscheinung  mit  dem  bekannten 
Schlagwort  »Manchestertumc  bezeichnet  —  macht  neuerdings 
wieder  der  umgekehrten  Strömung  Platz:  das  Individuum  wird 
zu  Gunsten  »des  Staatswohlsc  oder,  wie  man  es  jetzt  nennt, 
der  »Gesellschaftc  sehr  in  seiner  Bewegungsfreiheit  eingeengt. 
Juristisch  ausgedrückt  heisst  das:  das  öffentliche  Recht  greift 
wieder  in  das  bisher  dem  Privatrecht  vorbehaltene  Gebiet  über, 
wie  nunmehr  zu  zeigen  ist. 

Während  man  durch  das  Hafbpflichtgesetz  vom  7.  Juni 
1871  öffentlich-rechtliche,  sog.  gesellschaftliche  Zwecke,  nämlich 
die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Unfälle  und  insbesondere 
eine  ausreichende  Fürsorge  für  dieselben  nach  eingetretenem 
Unfall  noch  auf  rein  privatrechtlichem  Wege  und  zwar  durch 

1)  Während  das  A.  L.B.,  wie  im  Text  hervorgehoben,  verlangt, 
dan  alle  Privatrechte  dem  Offentlichea  Wohl  gegenüber  za  weichen 
haben ,  stellt  umgekehrt  die  Prenss.  Yerfassong  in  Ari  9  den  Satz  an 
die  Spitsee:  »Das  Eigentum  ist  unverletzlich.«  Nur  ausnahmsweiBe  kann 
es  auf  Grund  des  Gesetzes  entzogen  oder  beschr&nkt  werden. 

Die  Preuss.  Verfassung  nennt  in  ihren  Artt.  3  bis  42  eine  ganze  Reihe 
sog.  »Grundrechte«  ,  welch  letztere  insbesondere  auch  einen  hervor- 
ragenden Bestandteil  der  deutschen  Verfassungsurkunde  vom  28.  Mai 
1849  (Be]chsges.Bl.  vom  28.  April  1849)  bilden. 

2)  Bahr  in  seiner  bekannten  Schrift:  »Der  Rechtsstaat«  Kassel 
1864  wollte  sogar  alle  publizistischen  Beth&tigungen  des  Individuums 
als  subjektive  Rechte  hinstellen  und  ihnen  gleichsam  privatreohtlichen 
Schutz  durch  die  ordentlichen  Gerichte  gewähren. 

Die  engste  Begrenzung  der  staatlichen  Thfttigkeit  findet  sich  bei 
TT.  von  HumMdU  »Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirk- 
samkeit eines  Staaten  zu  bestimmen.«  (Berlin  1851;  etwa  1795  verfasst). 

1» 
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Abänderung  gewimer  Grands&tze  des  PriTatrechts  ssu  erreichen 
suchte,  griff  zunächst  das  Erankenversicherangsgesets  vom 
16.  Juni  1883  und  demnächst  noch  weiter  das  Unfallversiche» 
rungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  mit  entschlossener  Hand  in  die 
bisherige  Theorie  von  den  Grenzen  und  der  Wirksamkeit  des 
Rechtsstaates  ein  und  das  also  begonnene  Werk  wurde  in  der 
eingeschlagenen  Richtung  durch  das  Reichsgesetz  vom  22.  Juni 
1889  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
vollendet 

Wie  tief  diese  Gesetze  in  die  individuelle  Freiheit  des 
Einzelnen  eingreifen,  welchen  Bruch  mit  der  bis  dahin  gel- 
tenden Anschauung  von  den  Grenzen  der  Wirksamkeit  des 
Rechtsstaates  sie  bedeuten,  das  mögen  ein^  Bempiele  voan- 
schaulichen. 

Das Erankenversicherungsgesetz  zwingt  eine  ganze  An*- 
zahl  von  Arbeitern,  einen  bestimmten  Bruchteil  ihres  Arbeits- 
verdienstes an  eine  »Krankenkasse«  abzufahren,  aus  deren 
Mitteln  sie  im  Falle  der  Erkrankung  unterstützt  werden ;  diese 
Zahlungsverpflichtung  ist  ebenso,  wie  diejenige  der  Arbeitgeber, 
auch  ihrerseits  Beiträge  an  die  Krankenkasse  zu  Gunsten  der 
bei  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  zu  leisten,  eine  öfifentlidi- 
recfatliche,  wie  nicht  minder  auch  der  Unterstütsungsansproch 
öffentlich-rechtlicher  Natur  ist. 

Während  es  also  bisher  von  dem  freien  Belieben  der  Ar- 
beiter abhing,  ob  sie  sich  gegen  eintretende  Ejrankheitsfalle 
durch  Beitritt  zu  den  sog.  »eingeschriebenen  Hilfskassen« 
(R.G.  vom  7.  April  1876,  R.G.B1.  S.  125)  »versichern«  Wollben, 
unterliegen  sie  jetzt  einem  sog.  öffentlich-rechtlichen  »Yer- 
Sicherungszwang«.  —  Während  ferner  die  Festsetzung 
der  Höhe  des  Arbeitslohnes  der  freien  beliebigen  Vereinbarung 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  unterlag,  wirkt  nun- 
mehr der  Staat  insofern  bestimmend  auf  diese  Vereinbarung 
ein,  als  er  den  Arbeitgeber  zwingt,  ausser  dem  vereinbarten 
Lohn  zu  Gunsten  der  bei  ihm  beschäftigten  Arbeiter  Beiträge 
f&r  deren  Krankenversicherung  zu  zahlen,  welche  somit  auch 
einen  Teil  des  Aequivalents  fQr  die  Arbeitsleistung  bilden. 

Noch  grössere  öffentlich-rechtliche  Lasten  sind  dem  Arbeit- 
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geber  darch  das  üufallversicherungsgesetz  aufgebürdet,  indem 
er  durch  dieses  ffir  jeden  dem  Arbeiter  im  Betriebe  zustossenden 
Unfall  yermogensrechtlich  verantwortlich  gemacht  wird,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  ihn  oder  seine  Beamten  ein  Verschulden 
an  dem  Unfall  trifft  oder  nicht.  —  Die  bisherige  privatrecht- 
liche Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  für  Unfölle  seiner 
Arbeiter  nach  den  Grundsätzen  des  Zivilrechts  ist  somit  jetzt 
in  eine  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  umgewandelt,  welche 
ausschliesslich  durch  die  Thatsnche  des  Eintritts  in  das  Arbeits- 
verhältnis und  des  Unfalls  beim  Betriebe  entsteht  ^). 

Das  neueste  sozialpolitische  Gesetz  vom  22.  Juni  1889 
legt  dem  Arbeiter  die  Verpflichtung  auf,  sich  gegen  die  Folgen 
der  Arbeitsunfähigkeit  (Invalidität)  und  des  Alters  zu  ver- 
sichern, zwingt  den  Arbeitgeber,  Beiträge  zu  den  Kosten  dieser 
Versicherung  zu  leisten,  wirkt  damit  also  indirekt  wieder  auf 
die  Höhe  des  Arbeitslohns  ein  und  macht  endlich  die  unter 
das  Gesetz  fallenden  Arbeiter  zu  Pensionären  des  Reiches,  in- 
dem dieses  zu  den  Kosten  der  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung Zuschüsse  leistet. 

Dadurch  ist  mit  dem  einen  Axiom  von  den  Grenzen 
und  der  Wirksamkeit  des  bisherigen  »Rechtsstaates«,  seineu 
Angehörigen  »Rechtsschutz«  zu  gewähren,  zweifellos  aufs  Ekla- 
tanteste gebrochen  und  eine  Rückkehr  zu  dem  früheren  Po- 
lizeistaate angebahnt,  dessen  Aufgabe  es  war,  das  Allgemein- 
wohl in  jeder  Weise  zu  fördern  und  insbesondere,  wie  es  in 
§  1  II.  19  A.  L.R8.  heisst,  »für  die  Ernährung  und  Ver- 
pflegung derjenigen  Bürger  zu  sorgen,  die  sich  ihren  Unter- 
halt nicht  selbst  verschaffen können.« 

Einen  weiteren  Schritt  auf  diesem  Wege  bildet  der  gegen- 
wärtig dem  Reichstag  zur  Beschlussfassung  vorliegende  »Ge- 
setzentwurf betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung« 
oder  das  »Arbeiterschutzgesetz«,  wie  es  kurzweg  genannt  wird. 

Um  Misaverständnissen  vorzubeugen,  will  ich  hier  aus- 
drücklich betonen,  dass  ich  weit  davon  entfernt  bin,  die  gegen- 

1)  Der  seltene  Aiunahmefal],  dass  der  Arbeiter  seinen  ün&ll  vor- 
sätzlich herbeigefahrt ,  was  die  Haftbarkeit  des  Arbeitgebers  ans- 
schliesst,  kommt  fOr  die  Ansfahrungen  des  Textes  nicht  in  Betracht 
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wartige  Tendenz  unserer  Gesetzgebung  prinzipiell  als 
verwerflicli  um  deswillen  zu  bekämpfen^  weil  sie  mit  der 
bisher  herrschenden  Auffassung  von  den  Grenzen  der  Wirk- 
samkeit des  Rechtsstaats  gebrochen  und  in  einer  Uinsiehl 
zu  den  Anschauungen  des  vorigen  Jahrhunderts  zurückgekehrt 
ist.  Wer  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Menschheit  und 
insbesondere  diejenige  des  Rechts  aufmerksamen  Auges  verfolgt 
hat,  wird  mir  zugeben,  dass  die  Rückkehr  zu  den  Institu- 
tionen früherer  Zeiten  nicht  immer  und  unter  allen  Um- 
standen einen  Rückschritt  bedeutet.  Statt  aller  an- 
deren Beispiele  sei  hier  zum  Beweise  des  Gesagten  nur  daran 
erinnert,  dass  erst  die  Neuzeit  das  bis  vor  wenigen  Dezennien 
im  Zivil-  und  Straf prozess  herrschende  schriftliche  Ver- 
fahren durch  den  bereits  im  altdeutschen  und  römischen  Recht 
geltenden  Grundsatz  der  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit 
des  Verfahrens  ersetzt  und  damit  einen  unzweifelhaften  und 
im  Wesentlichen  unbestrittenen  Fortschritt  gemacht  hat. 

Es  kann  übrigens  hier  ganz  dahin  gestellt  bleiben,  ob  an 
und  für  sich  die  Rückkehr  zu  ien  oben  skizzierten  Prinzipien 
des  »Polizeistaates  €  einen  Fortschritt  oder  einen  Rückschritt 
bedeutet  *). 

Denn  wenn  ich  mir  auch  die  Aufgabe  gestellt,  den  vor- 
liegenden Entwurf  der  Gewerbeordnungsnovelle  einer  Kritik 
zu  unterziehen,  wenn  ich  deshalb  auch  die  Frage  erörtern  und 
zu  lösen  versuchen  muss,  ob  derselbe  gegenüber  der  bis  jetzt 
geltenden  Gewerbeordnung  als  ein  Fortschreiten  der  Gesetz- 
gebung, also  als  eine  Besserung  des  jetzigen  Rechtszustandes 
zu  bezeichnen  sei,  so  kann  ich  diese  Frage  doch  nicht  mit  dem 
Argument  entscheiden,  der  Gesetzentwurf  greife  über  den 
Rahmen  des  Rechtsstaats  hinaus ,  indem  er  bisher  rein  pri- 
vatrechtliche Angelegenheiten  nunmehr  dem  Gebiete  des  öffent- 


1)  Hierbei  will  ich  nur  noch  erwähneD,  dass  das  blosse  Wort  >Po- 
lizeistaatc  für  den  Juristen  ein  Argument  pro  oder  contra  selbstredend 
nicht  bildet,  wie  dies  leider  in  der  Presse  and  der  sog.  »öffentlichen 
Meinungc  vielfach  der  Fall,  bei  welcher  so  häufig  der  Qebrauch  ge- 
wisser Soblagworte  die  Begründung  einer  bestimmten  Ansicht  er- 
setzen muss. 
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liehen  Rechts  überweise.  Der  Kritiker  muss  sich  vielmehr 
auf  den  Boden  des  geltenden  Rechts  stellen ;  er  muss  sich 
sagen,  dass  durch  den  Erlass  der  obenerwähnten  drei  sozial- 
politischen Gesetze  mit  derjenigen  Anschauung,  welche  dem 
Staate  auch  für  seine  gesetzlichen  Aufgaben  gewisse  Schran- 
ken auferlegte  und  insbesondere  eine  fast  schrankenlose  Frei- 
heit des  Individuams  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  entgegen- 
stehenden Interessen  der  Gesellschaft  begünstigte,  welche  m. 
a.  W.  jeden  Eingriff  des  Staates  in  die  Privatrechtsphäre  aufs 
strengste  verwehrte,  wenigstens  ftlr  die  jetzt  lebende  Genera- 
tion endgültig  gebrochen  ist.  Es  hiesse  also  einen  durch  die 
neueste  Gesetzgebung  bereits  entschiedenen  Streit  nutzlos  von 
neuem  beginnen,  wollte  man  hier  die  Frage  aufwerfen,  ob 
überhaupt  der  Staat  in  das  privatrechtliche  Gebiet  durch  öffent- 
lich-rechtliche Normen  eingreifen  darf.  Diese  Frage  ist  viel- 
mehr bereits  bejahend  entschieden  und  deshalb  für  den  Kritiker 
eines  einzelnen  Gesetzes  nur  zu  prüfen,  ob  das  neue  Gesetz 
sich  als  eine  folgerichtige  Weiterbildung  des  bisher  gel- 
tenden Rechts  charakterisiert. 

Ist  es  mir  durch  diese  einleitenden  Bemerkungen  gelungen, 
darzuthun,  dass  einerseits  der  heutige  Staat  es  nicht  bloss  als  seine 
Aufgabe  betrachtet,  »Rechtsschutz  zu  gewähren«,  dass  er  ins- 
besondere auch  die  Interessen  und  das  Beste  der  im  Staate  ver- 
einigten »Gesellschaft«  zu  fordern  hat,  so  ist  damit  für  die  nach- 
folgenden Betrachtungen  der  richtige  Standpunkt  gewonnen. 

Ehe  ich  jedoch  zu  meiner  eigentlichen  Aufgabe  über- 
gehe, bedarf  es  noch  einer  anderen  prinzipiellen  Verständigung. 

Wie  bemerkt  hat  das  heutige  deutsche  Reich  diejenige 
Anschauung  von  dem  Wesen  und  den  Aufgaben  des  Rechts- 
staats, wie  sie  zu  Beginn  und  bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhun- 
derts geherrscht,  teilweise  über  Bord  geworfen  und  ist  inso- 
weit zu  dem  »Polizeistaat«  des  vorigen  Jahrhunderts  zurück- 
gekehrt. Sind  wir  damit  aber  überhaupt  zu  den  Grundsätzen 
und  dem  System  des  Polizeistaatee  des  vorigen  Jahrhunderts 
fibergegangen  ? 

Diese  Frage  muss  m.  E. »unbedingt  und  unbedenklich 
verneint  werden. 
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Der  Begriff  des  Bechtsstaats  scUiesst  zwei  Momente  in 
sich:  einmal  die  Begrenzung  der  staatlichen  Auf- 
gaben auf  gewisse  Gebiete,  sodann  die  Verwal- 
tung des  Staates  —  das  Wort  Verwaltung  im  weitesten 
Sinne  genommen  —  nach  den  Prinzipien  des  Rechts 
oder  wie  Gneist  ^),  der  Begründer  d  ieser  Auffassung  von  dem 
Wesen  des  Rechtsstaats,  sich  ausdrückt:  »die  Verwaltung 
des  Staates  nach  den  Gesetzen  des  Landes.c 

Darin  gerade  unterscheidet  sich  der  heu- 
tige Staat  am  aller  wesentlichsten  Ton  dem  Po- 
lizeistaat  des  vorigen  Jahrhunderts,  dass,  während  in  die- 
sem die  Handhabung  der  Verwaltung  lediglich  dem  schranken- 
losen durch  keine  Gesetze  und  kein  geordnetes  Rechtsverfahren 
eingeengten  Ermessen  der  Behörden  und  des  Staatsoberhaupts 
überlassen  war,  heutzutage  auch  das  Gebiet  der 
Verwaltung  durch  zahlreiche  Gesetze  fest  ge- 
regelt ist,  deren  richtige  Anwendung  der  Eon- 
trolle von  Verwaltungsgerichten,  also  einem  ge- 
ordneten Rechtsschutze,  unterliegt. 

Diese  Seite  des  Rechtsstaats  wird  gerade  in  der  neuesten 
Gesetzgebung  des  Reiches  und  der  grosseren  Bundesstaaten 
nicht  nur  nicht  zurückgedrängt,  sondern  vielmehr  ganz  be- 
sonders gepflegt;  es  ist  das  eifrigste  Bestreben  aller  Gesetz- 
gebungsfaktoren, überall  an  Stelle  polizeilicher  Willkür,  wie 
sie  innerhalb  des  Polizeistaats  des  vorigen  Jahrhunderts  mög- 
lich war  und  thatsächlich  geübt  wurde,  feste  gesetzliche  Nor- 
men und  einen  wohlgesicherten  Rechtsschutz  zu  setzen,  was 
schon  aus  der  Einführung  der  neuerdings  überall  Platz»  grei- 
fenden Verwaltungsgerichtsbarkeit  erhellt. 

Bei  der  uns  obliegenden  Kritik  des  Entwurfs  der  Novelle 
haben  wir  also  ganz  besonders  scharf  zu  prüfen,  ob  derselbe 
auch  allen  Erfordernissen  des  modernen  Rechtsstaats  insofern 
entspricht,  als  er  jede  polizeiliche  Willkür  ausschliesst  und 
klare  einen  sicheren  Rechtsschutz  gewährleistende  Bestim- 
mungen aufstellt,   so  dass  er  auch  nach  dieser  Richtung  hin 


1)  Gneist:  Der  Bechtistaat.    Berlin  1872. 
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als  eine  Weiterbildung  der  heutigen  Auffassuug  von  dra  Auf- 
gaben und  der  Wirksamkeit  des  Staates   sieh  charakterisiert. 

Unter  Zugrundelegung  der  vorstehend  entwickelten  allge- 
meinen Gesichtspunkte  soll  nun  im  Nachstehenden  zunächst 
der  Inhalt  des  Gesetzentwurfs  kurz  skizziert  und  im  Anschluss 
daran  einer  Kritik  unterworfen  werden. 

Der  Entwurf  zerfallt  in  7  Artikel ,  deren  erster  den  seit 
£rlass  der  G.O.  schon  so  vielfach  abgeänderten  YIL  Ab- 
schnitt derselben  einer  ganz  neuen  Redaktion  unterwirft,  die 
zwar  in  einzelnen  §§  wörtlich  mit  dem  bisherigen  Recht  über- 
einstimmt, im  übrigen  aber  die  allereinschneidendsten  Aende- 
rungen  des  gegenwärtigen  Rechtszustandes  zur  Folge  hat,  wie 
wir  sogleich  sehen  werden. 

Der  Art.  2,  welcher  l)estimmt,  dass  an  Stelle  der  Bezug- 
nahme auf  den  durch  den  Entwurf  aufgehobenen  §  120a  der 
jetzigen  6.0.  der  §  3  Abs.  1  des  Ges.  betr.  die  Gewerbege- 
richte tritt ,  ist  gegenwartig  überflüssig  geworden ,  da  das 
letztere,  am  24.  Juli  1890  erlassene  Gesetz  (B.  6.B1.  S.  141) 
bereits  in  §  78  Abs.  2  eine  entsprechende  Vorschrift  enthält. 
Der  Artikel  3  erweitert  die  Befugnisse  der  Innung,  indem  er 
ihr  auch  die  Regelung  der  Ueberwachung  der  Vorschriften 
der  §§  105a  bis  105g,  120  bis  120e,  des  Entwurfs  überträgt, 
soweit  es  sich  dabei  um  die  der  Innung  angehörigen  Lehr- 
linge handelt. 

Durch  Artikel  4  wird  eine  ziemlich  umfangreiche  Erwei- 
terung und  teilweise  Neuregelung  der  Strafbestimmungen  der 
Gewerbeordnung  vorgesehen ,  auf  welche  gehörigen  Ortes  zu- 
rückzukommen ist. 

Art.  6  ändert  den  §  154  G.O.  ab,  welcher  eine  Anzahl 
von  Personenkategorien  au&ählt,  betreffs  deren  einzelne  Vor- 
3chriften  des  VII.  Titels  Anwendung  bezw.  gar  keine  Anwen- 
dung finden.  In  Art.  6  werden  durch  einen  Zusatz  zu  §  155 
Abs.  2  der  G.O.  einzelne  Vorschriften  des  VII.  Titels  für  die 
unter  Reichs-  oder  Staatsverwaltung  stehenden  Betriebe  modi- 
fiziert und  Art  7  endlich  enthält  die  Vorschriften  über  das 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  und  dessen  einzelner  Teile. 
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Im  einzelueu  wird  der  Inhalt  des  Gesetzentwurfb  bei  der 
nun  folgenden  Kritik  desselben  zur  Erörterung  gelangen. 

Der  nene  III.  Titel  zerfallt  in  sechs  Abschnitte»  von  welchen 
der  Abschnitt  Illa,  welcher  die  Verhältnisse  der  Betriebs- 
beamten, Werkmeister  and  Techniker  behandelt,  ganz  nea 
eingeschaltet  ist,  während  der  jetzt  den  V.  Abschnitt  bildende 
§  139b  bereits  in  der  jetzigen  6.0.  existiert,  ohne  aber  hier 
als  ein  besonderer  Abschnitt  aufgeführt  zu  sein  ^). 

Dies  vorausgeschickt,  soll  nunmehr,  im  Wesentlichen  im 
Anschluss  an  die  Pari^raphenfolge  des  Gesetzentwürfe,  dessen 
Inhalt  in  seinen  wichtigsten  Neuerungen  einer  Besprechung 
unterzogen  werden. 

1.   Der    »freiec    Arbeitsvertrag. 

Wie  die  bisherige  6.0.  stellt  auch  der  Entwurf  in  §  105 
den  Satz  an  die  Spitze: 

»Die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbstän- 
digen Gewerbetreibenden  und  den  gewerblichen  Arbeitern  ist, 
vorbehaltlich  der  durch  Reichsgesetz  begrQndeten  Beschrän- 
kungen, Gegenstand  freier  Uebereinkunftc  — 

Liest  man  nur  diesen  Satz,  so  sollte  man  glauben,  das 
Prinzip  völliger  Vertri^sfreiheit  beherrsche  vor  wie  nach  das  Ver- 
hältnis der  Gewerbetreibenden  und  ihrer  Arbeiter  und  sei  nur 
durch  einzelne  reichsgesetzliche  Ausnahmen  durchbrochen.  — 
Dem  ist  aber  keineswegs  so ;  um  dies  darzuthun,  um  zugleich  zu 
erweisen,  dass  die  Formulierung  des  §  106,  wenn  die  übrigen 
Vorschriften  des  Entwurfs  zum  Gesetz  erhoben  werden,  ganz 
anders  gestaltet  werden  muss  und  um  endlich  die  Richtigkeit 
des  eingangs  aufgestellten  Satzes  darzuthun,  dass  die  neueste 
Gesetzgebung  bewusstermassen  bisher  privatrechtliche  Gebiete 
durch  öffentlich-rechtliche  Vorschriften  geregelt  hat  und  weiter 


1)  Nioht  recht  Terst&Ddlicb  ist  es,  warum  der  die  Verhältnisse  der 
Betriebsbeamten  behandelnde  Abschnitt  mit  Illa  und  somit  gewisser- 
massen  als  Appendix  des  Abschnittes  III  »Lebrlingsverhältnisse«  nu- 
meriert ist,  zumal  die  Einteilung  der  bisherigen  Q.O.  ohnehin  nioht 
beibehalten  worden  und  die  Paragraphenfolge  durch  die  Einteilung  in 
Abschnitte  nicht  alteriert  wird. 
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regeln  will,  ninss  hier  auf  die  Entstehungsgeschichte  des 
§  105  G.O.  zurückgegangen  werden.  — 

Derselbe  lautete  ursprünglich  in  der  Fassung  der  Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  1869  (B.6.B1.  S.  246)  in  wörtlicher 
üebereinsümmung  mit  dem  §  134  der  Preussischen  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Januar  1845  (G.S.  S.  41),  soweit  es  hier 
interessiert:    * 

»Die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbstän- 
digen Gewerbetreibenden  und  ihren  Gesellen,  Gehülfen  und 
Lehrlingen  ist  Gegenstand  freier  üebereinkunftc 

Der  hier  ohne  jede  Einschränkung  ausgesprochene  Grund- 
satz der  Vertragsfreiheit  für  die  Regelung  des  Arbeitsverhält- 
nisses ist  im  Gesetz  auch  im  einzelnen  in  vollem  Umfange 
anerkannt;  einige  wenige  Ausnahmen,  welche  sich  auf  die 
Sonntagsarbeit  (§  105,  Abs.  2),  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Fabrikarbeiter  (§§  128—133)  und  das  Verbot  des  sog.  »Truck- 
systemsc  betreffs  der  Lohnauszahlung  an  die  Fabrikarbeiter 
beziehen  (§§  134 — 139),  sind  für  die  volle  Geltung  des  Prinzips 
selbstredend  einflusslos.  — 

Die  auch  in  der  jetzt  vorliegenden  Novelle  enthaltene 
Einschränkung  des  obigen  Grundsatzes,  wonach  zvrar  »die  freie 
üebereinkunft«  zulässig  ist,  jedoch  nur  »vorbehaltlich  der 
durch  Reichsgesetz  begründeten  Beschrän- 
kungenc,  verdankt  dem  am  1.  Januar  1879  in  Kraft  ge- 
tretenen Reichsgesetz  vom  17.  Juli  1878  (R.G.B1.  S.  199) 
betr.    die  Abänderung  der  Gewerbeordnung   ihre  Entstehung. 

Durch  dieses  Gesetz  erhielt  der  VII.  Titel  der  G.O.  zum 
ersten  Male  eine  vollständig  neue  und  im  Wesentlichen  bis  jetzt 
nicht  veränderte  Fassung ;  aber  auch  in  dieser  wurde  das  Prinzip 
der  Vertragsfreiheit  als  Regel  aufrecht  erhalten.  —  Der  ein- 
schränkende Zusatz,  welcher  sich  schon  der  ganzen  Wort&ssung 
nach  als  Ausnahme  charakterisiert,  ist  in  den  Einzelheiten 
des  Gesetzes  vom  17.  Juli  1878  in  der  That  auch  nur  als  solche 
zur  Geltung  gekommen;  soweit  dies  hier  interessiert,  weicht 
das  gedachte  Gesetz  von  der  G.O.  vom  Jahre  1869  auch  nur 
insofern  ab,  als  es  hinsichtlich  der  Beschäftigung  von  jugend- 
lichen Arbeitern  die  Vertragsfreiheit  etwas  weiter,  als  bis  dahin 
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der  Fall,  einfichräDkt,  und  als  es  gewisse  BeschränkangeD  be- 
treffs der  Zeit  und  Art  der  Beschäftigang  von  Arbeiterinnen 
einf&hrt  (§  135)  —  bezw.  die  Zaiässigkeit  Ton.  Einschränkungen 
darch  Beschloss  des  Bundesrats  gestattet  (§  139  a). 

Für  die  weitaus  fiberwiegende  Mphrzahi  aller  Arbeiter, 
nämlich  fflr  die  männlichen  erwachsenen  Arbeiter,  ist  aber 
das  in  §  105  sanktionierte  Prinzip  voller  Yertragsfreiheit  — 
abgesehen  von  dem  bereits  in  der  G.O.  von  1869  enthaltenen 
und  jetzt  lediglich  auf  alle  gewerblichen  Arbeiter  ausge- 
dehnten Verbot  des  >Truck87stem6€,  sowie  von  der  nur  in 
klarerer  Fassung  zum  Ausdruck  gebrachten  zivilrecht- 
lichen Unwirksamkeit  einer  Verpflichtung  zur  Sonntags- 
arbeit —  in  ungeschmälerter  Geltung  geblieben.  — 

Konnte  also  bisher  mit  Recht  dem  VIL  Titel  der  G.O. 
der  Grundsatz  an  die  Spitze  gestellt  werden,  dass  das  Vertrags- 
verhältnis zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  im  All- 
gemeinen und  abgesehen  von  vereinzelten  reichsgesetzlichen 
Ausnahmen  der  freien  Uebereinkunft  der  Betheiligten  überlassen 
ist,  so  lässt  sich  das  Gleiche  von  dem  jetzigen  Entwurf  nicht 
mehr  sagen.  —  Indem  derselbe  gleichwohl  die  bisherige  Fassung 
beibehält,  entstehteine  bedauerliche  Inkongruenz  in  dem  Gesetze : 
der  auch  jetzt  noch  an  der  Spitze  stehende  Grundsatz  der  Ver- 
tragsfreiheit ist  in  den  Einzel  Vorschriften  nicht  verwirklicht; 
während  das  Gesetz  bisher^  nur  wenige  Ausnahmen  von  dem 
Prinzip  zuliess ,  die  überdies  auch  fast  nur  jugendliche  oder 
weibliche  Personen  betrafen,  ist  nunmehr  auch  die  Beschäftigung 
der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  in  einschneidender  Weise 
der  gesetzlichen  Eegelung  unterworfen,  — 

So  gestaltet  der  Entwurf  die  bisherige  zivilrecht- 
liche Unwirksamkeit  der  Verpflichtung  zur  Sonn- 
tagsarbeit in  ein  öffentlich-rechtliches  Verbot 
der  letzteroi  um;  durch  die  neuen  Vorschriften  über  die 
Notwendigkeit  des  Erlasses  von  Arbeitsordnungen  und  ihren 
Inhalt  wird  in  die  Regelung  des  Arbeitsvertrages  in  der 
weitgehendst^i  Weise  eingegriffen;  durch  Beschluss  des  Bun- 
desrats kann  sogar  fflr  gewisse  Gewerbe  die  Dauer  der  zu- 
lässigen tägliches  Arbeitszeit  auch  für  erwachsene  männliche 
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Personen  festgesetzt  werden,  während  die  Dauer  und  Art  der 
Beeehaftignng  jugendlicher  und  weiblicher  Personen  ins  einzelne 
generell  gesetzlieh  geregelt  ist.  Bei  diesem  Inhalt  des  Entwurfs 
ist  doch  offenbar  die  Beibehaltung  des  in  §  106  aasgesprochenen 
Gmndsatzes,  die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den 
selbständigen  Gewerbetreibenden  und  den  gewerblichen  Ar- 
beitern sei  Gegenstand  »freier  Uebereinkunftc,  welche  nur  aus- 
nahmsweise gewissen  reichsgesetzlich  normierten  Beschrän- 
kungen unterliege,  eine  Umkehrung  des  wahren  Sachverhalts; 
im  allgemeinen  ist  das  Verhältnis  der  Arbeitgeber  zu  den 
Arbeitnehmern  reichsgesetzlich  geregelt;  nur  soweit  das 
Reichsgesetz  keine  Bestimmungen  trifft  oder  ausdrücklich  ver^ 
tragsmässige  Regelung  zulässt,  kommt  die  letztere  in  Betracht. 
—  Diese  Sachlage  müsste  auch  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
ihren  Ausdruck  finden;  der  Gresetzgeber  muss  unumwunden 
anerkennen,  dass  er  den  früher  von  ihm  eingenommenen  Stand- 
punkt, wonach  die  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  Gegenstand 
privat  rechtlich  er  Abmachung  der  Beteiligten  war,  ver- 
lassen und  statt  dessen  jetzt  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen 
ist,  dass  diese  Regelung  in  erster  Linie  eine  Aufgabe  der  staat- 
liehen Fürsorge  bildet  und  somit  den  Vorschriften  des  offen  t- 
lichen  Rechts  unterliegt. 

Den^emäss  müsste  der  §  105,  wenn  er  mit  den  Übrigen 
Vorsdirifien  des  Entwurfs  in  Einklang  stehen  soll,  etwa  fol- 
gende Fassung  halten:  »Die  Festsetzung  iet  Verhältnisse 
zwischen  den  selbständigen  Gewerbetreibenden  und  den  gewerb- 
lichen Arbeitern  unterliegt  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes; 
soweit  dasselbe  k^ne  zwingenden  Vorschriften  enthält,  ist  die 
Regelung  durch  Vereinbarung  der  Beteiligten  zulässig,  c 

2.    Die  Sonntagsruhe. 

Das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  ist  in  den  §§  105  a  bis 
105h  eingehend  geregelt;  es  ist  hier  nicht  der  Ort  am  prüfen, 
inwieweit  durch  diese  Vorschriften  das  Einkommen  des  Arbeiters 
geschmälert  oder  der  Wettbewerb  der  deutschen  Industrie  auf 
dem  Weltmarkt  beeinträchtigt  wird  ^),  da  es  sich  hier  nur  um 
1)  Nebenbei  sei  hier  bemerkt,  daas  die  Vonckriflen  des  Entwürfe 
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eine  Kritik  des  Entwurfs  vom  juristischen  Standpunkte  aus 
handelt,  also  um  Prüfung  der  Fragen,  ob  seine  Vorschriften 
denjenigen  Prinzipien  entsprechen,  von  welchen  der  heutige 
Staat  bei  seiner  Gesetzgebung  geleitet  wird  und  ob  der  gesetz- 
geberische Gedanke  in  der  Formulierung  des  Gesetzes  einen 
korrekten,  einwandsfreien  Ausdruck  gefunden. 

Die  erste  Frage  ist  nach  dem  Gange,  wie  ihn  die  neueste 
Gesetzgebung  gemäss  den  eingangs  hervorgehobenen  Gesichts- 
punkten genommen,  teilweise  unbedenklich  zu  bejahen:  nach- 
dem einmal  das  Reich  die  früher  herrschende  Anschauung, 
wonach  der  Staat  (im  Frieden)  im  Wesentlichen  nur  Rechtsschutz 
zu  gewähren  und  insbesondere  in  die  Regelung  der  sog.  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  gesetzgeberisch  nicht  einzugreifen 
habe,  grundsätzlich  aufgegeben,  stand  auch  an  und  für  sich 
nichts  mehr  im  Wege,  an  Stelle  der  bisher  geltenden  zivil- 
rechtlichen  Unwirksamkeit  der  Verpflichtung  zur  Sonnti^sarbeit 
ein  generelles  öffentlich-rechtliches  Verbot  derselben  zu  setzen, 
sofern  der  Staat  dies  im  Interesse  »des  allgemeinen  Wohlsc 
und  im  Individualinteresse  der  beteiligten  Arbeiter  für  erfor- 
derlich hielt 

Aber,  wie  bemerkt,  nur  teilweise  bringt  der  Entwurf 
die  Prinzipien  des  modernen  Rechtsstaats  zur  Geltung;  dieser 
basiert,  wie  ebenfalls  bereits  oben  dargelegt  worden,  gerade 
in  neuester  Zeit  ganz  besonders  auf  den  Gneisfachen  Theorien, 
die  ja  darin  gipfeln,  dass  im  Rechtsstaat  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung  an  die  Stelle  polizeilicher  Willkür  eine  Verwaltung 
nach  den  Gesetzen  des  Landes  zu  treten  hat,  welche  schon 
vermöge  ihrer  Organisation  und  einer  weitgehenden  Rechts- 
kontrolle (insbesondere  durch  Verwaltungsgerichte)  eine  gleich- 
massige,  gerechte  Handhabung  der  Verwaltungsgesetze  sichert. 

Diesem  Gesichtspunkt  hat  der  Entvnirf  nirgends  genügend 
Rechnung  getragen,  insbesondere  auch  nicht  in  denjenigen 
Vorschriften,    welche  sich  auf  die  Regelung  des  Verbots  der 

hinBichtlich  der  Sonntagsarbeit  im  grossen  und  ganzen  nirgends  Wider- 
sprach vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  gefanden;  nar  gegen  die 
viel  weitergehenden  BesohlQsse  der  ReiobstagskommisBion  haben  die 
Indastriellen  lebhaften  Protest  erhoben. 
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Sonntagsarbeit  beziehen,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden, 
werde  ich  den  Nachweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung 
an  anderer  Stelle  erbringen,  wo  ich  generell  erörtern  werde, 
welche  Rechtskautelen  dem  Gesetze,  um  eine  unparteiische  Hand- 
habung desselben  zu  gewährleisten,   noch  einzugliedern    sind. 

Dag^en  ist  hier  der  Ort,  um  den  zweiten  oben  berührten 
Punkt  zu  besprechen:  die  juristische  Formulierung  der 
§§  105a  bis  lO&h  lässt  in  einzelnen  Beziehungen  zu  wünschen 
übrig,  wie  nunmehr  zu  zeigen  ist^). 

a)  Nach  dem  (unverändert  bleibenden)  §  6  der  Gewerbe- 
ordnung finden  deren  Vorschriften  auf  das  Bergwesen  nur 
insoweit  Anwendung,  als  dieselbe  ausdrücklich  dies  anordnet. 

Der  neue  §  154  des  Entwurfs  erklärt  nun  in  wörtlicher 
üebereinstimmung  mit  dem  bisherigen  §  154  der  G.O.  lediglich 
die  Vorschriften  der  §§  115—119,  135— 139  b,  152  und  153 
der  Gewerbeordnung  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  von  Berg- 
werken für  anwendbar.  —  Es  würde  sich  sonach  schon  aus 
technisch-juristischen  Gründen  und  im  Interesse  einer  besseren 
üebersicht  empfehlen,  in  dem  neuen  §  154  auch  die  Vorschriften 
der  §§  105a  bis  105h  (über  die  Sonntagsruhe)  auf  die  Besitzer 
und  Arbeiter  von  Bergwerken  ffir  anwendbar  zu  erklären,  statt, 
wie  dies  in  dem  Entwürfe  geschehen,  mitten  in  dem  Gesetze 
selbst,  nämlich  in  §  105  b,  dieser  Personen  Erwähnung  zu  thun, 
zumal  dieselben  in  sonstigen  Gesetzesstellen  —  abgesehen  von 
§  154  —  nirgends  besonders  genannt  sind. 

Zu  diesem  rein  formellen  Grunde  kommt  noch  hinzu,  dass 
nach  der  jetzigen  Fassung  des  Entwurfs  der  §  105  a  '),  welcher 
doch  mit  den  übrigen  Bestimmungen  über  die  Sonntagsruhe 
au&  Engste  zusammenhängt,  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  von 


1)  Anf  eine  präzise  jariatische  FaMnng  mnss  nm  so  mehr  Wert  ge- 
legt werden,  als,  wie  Prof.  DegenkoSb  nach  einem  Zeitnngsreferat  jüngst 
mit  Recht  herYorgehoben,  die  bentsatage  so  häafig  vorkommende  Ver- 
misohong  rechtlicher  und  wirtsohaftlicher  Postalate  sehr  leicht  zn  einer 
Verwiming  des  RechtsgeflQhls  —  und  fügen  wir  hinza  —  zur  Bechts- 
nnsicherheit  führen  kann. 

2)  Der  §  105a  des  Entwurf  lautet:  »Znm  Arbeiten  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen können  die  Gewerbetreibenden  die  Arbeiter  nur  insoweit  verpflichten, 
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Bergwerken  darum  keine  Anwendung  finden  kann,  weil  das 
Gesetz  dies  nicht  ausdrücklich  vorschreibt.  Dass  aber  der 
Gesetzgeber  absichtlich  die  Anwendung  des  §  105a  auf 
die  Bergwerksbesitzer  und  Bergarbeiter  ausschliessen  wollte, 
ist  nicht  anzunehmen,  da  hierfür  ein  innerer  Grund  nicht  er- 
findlich ist. 

Um  die  wahre  Absicht  des  Gesetzgebers  in  einer  systematisch 
gegliederten  Form  zum  Ausdruck  zu  bringen,  müsste  deshalb 
den  §§  105  b  und  154  Abs.  3  des  Entwurfs  nach  meiner  An- 
sicht folgende  Fassung  gegeben  werden: 

§  105b:  >Im  Betriebe  von  Brüchen,  Gruben,  Hütten- 
werken, Fabriken  u.  s.  w.  dürfen  Arbeiter  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen nicht  beschäftigt  werden,  c  (Hier  kommen  die  Worte 
des  Entwurfs:  »Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten« 
in  Wegfall). 

§  154  Abs.  3:  »Die  Bestimmungen  der  §§  105a  bis  105h, 
115  bis  119«  u.  s.  w.  finden  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  von 
BÄgwerken  u,  s.  w.  (wie  der  Entwurf)  entsprechende  Anwen- 
dung«. (Hier  sind  die  Worte:  »§§  105a  bis  105h«  eingeschaltet). 

b)  Die  YIII.  Kommission  des  Reichstages  hat  in  der  ersten 
Lesung  des  Entwurfs  beschlossen,  den  ersten  Absatz  des  §  l05a 
(s.  o.  S.  15  A.  2)  zu  streichen.  —  Hierbei  hat  sich  die  Kommission 
von  der  Absicht  leiten  lassen,  einem  früheren  Reichstagsbescfaluss, 
wonach  eine  Verpflichtung  zur  Uebernahme  von  Arbeiten  an 
Sonn-  und  Festtagen  unbedingt  und  ausnahmslos  zivil- 
rechtlich  unwirksam  sein  soll,  gesetzliche  Geltung  zu  verschaffen. 

Ich  halte  diesen  Beschluss  aus  einem  doppelten  Grunde 
fär  verfehlt :  einmal  wird  er  seinen  Zweck  nicht  erreichen  und 
eventuell,  sofern  dies  doch  der  Fall,  eine  grosse  Rechtsunsicher- 
heit herbeiführen. 

In  ersterer  Hinsicht  ist  daran  zu  erinnern,  dass  der  Ent- 
wurf nach  seiner  jetzigen  Fassung   das  Prinzip  der  Vertrags- 

als  es  sich  um  Arbeiten  handelt,  welche  nach  den  Bestimmungen  dieees 
Gesetzes  auch  an  Sonn-  und  Festtagen  vorgenommen  werden  dürfen. 
Welche  Tage  als  Festtage  gelten,  bestimmen  unter  Berfickaich- 
tigang  der  Ortlichen  und  konfessionellen  Verh&ltnisse  die  Landes- 
gesetze, c 


Digitized  by  VjOOQIC 


Der  fintwarf  der  Deoesten  Gewerbeordnangsfiovelle.  17 

freiheit  für  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit^ 
nehmern  als  Regel  aufstellt;  sofern  also  das  Gesetz  gar  nichts 
bestimmt,  ist  es  denselben  unbenommen,  rechtlich  bindende 
Vertrage  über  die  Beschäftigung  an  Sonn-  und  Festtagen  ab- 
zuschliessen ,  soweit  das  Gesetz  die  Arbeit  an  diesen  Tagen 
gestattet.  Wenn  also  auch  der  Entwurf  die  Vorschrift  des 
§  105a  Abs.  1  gar  nicht  enthielte,  so  würde  doch  vermöge  der 
generellen  Vorschrift  des  §  105  die  Verpflichtung  zur  Vornahme 
gesetzlich  nicht  verbotener  Arbeiten  zivilrechtlich  wirksam  und 
bindend  sein. 

Wenn  man  demg^enüber  geltend  machen  wollte,  dass 
durch  die  Streichung  des  Abs.  1  des  §  105a  der  Reichstag 
seinen  Willen  dahin  kundgegeben,  dass  eine  Verpflichtung  zur 
üebemahme  von  Sonn-  und  Festti^sarbeiten  niemals  zivil- 
rechtlich gültig  sein  soll,  so  ist  dagegen  zu  bemerken,  dass  bei 
einem  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  in  erster  Linie  nicht  das- 
jenige entscheidend  ist,  was  der  Gesetzgeber  oder  gar  nur  ein 
Geset^ebungsfaktor  gewollt  hat,  sondern  dasjenige,  was  das 
Gesetz  wortdeutlich  zum  Ausdruck  bringt 

Nur  der  in  gesetzlich  vorgeschriebener  Form 
publizierte  Wille  des  Gesetzgebers  ist  Gesetz;  daraus 
folgt,  dass  der  sog.  Entstehungsgeschichte  (den  »Materialien«) 
des  Gesetzes  gegenüber  dem  klaren  Gesetzeswortlaut  niemals 
eine  entscheidende  Bedeutung  zukommen  kaun^). 

Aber  selbst  angenommen,  es  würde  dem  Gesetze  die  von 
dem  Reichstage  gewünschte  Auslegung  zu  Teil,  oder  es  würde 
gar  direkt  im  Gesetze  ausgesprochen,  dass  eine  Verpflichtung 
zur  üebemahme  von  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festti^en  auch 
in  den  Fällen,  in  welchen  das  Gesetz  die  Sonntagsarbeit  ge- 
stattet, schlechthin  zivilrechtlich  unverbindlich  sein  soll,  so 
wäre  ein  solcher  Rechtszustand  aufs  äusserste  zu  beklagen. 
Man  denke  z.  B.,  es  handle  sich  um  Arbeiten  der  in  §  105  c 
N.  1,  2  und  3   geschilderten  Art,    insbesondere  um  Arbeiten 

1)  Die  hier  vertretene  Ansicht  von  der  untergeordneten  Bedeutung 
der  »Gesetsesmaterialien«  darf  jetzt  wohl  als  die  Jn  Theorie  und  Praxis 
hemohende  beseiohnet  werden.  Vgl.E.  desB-G.  Bd.  11  S.  484;  Bd.  14 
S.  72,  Bd.  16  S.  194,  298;  Bd.  20  S.  162. 
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zar  Beseitigung  eines  Notstandes  oder  zur  Abwendung  einer 
Gefahr ;  ein  Gewerbeuntemehmer,  welcher  die  Ausführung  dieser 
Arbeiten  übernommen,  gerät  mit  seinem  Betriebsbeamten  oder 
Werkmeister,  (auf  welchen  nach  der  üeberschrifk  des  VII.  Titels 
dessen  allgemeine  Vorschriften  gleichfalls  Anwendung  finden,) 
in  Differenzen;  infolge  dessen  steht  letzterer,  obwohl  er  sich 
zur  Ausführung  der  Arbeiten  bereits  verpflichtet  hat,  von  der 
Vornahme  oder  Leitung  derselben  ab,  so  dass  dem  Gewerbe- 
untemehmer ein  erheblicher  Schaden  erwächst.  In  diesem 
Falle  würde,  wenn  die  Ansicht  des  Reichstags  gesetzliche 
Geltung  erlangt,  der  Unternehmer  den  Werkmeister  für  den 
Schaden  nicht  verantwortlich  machen  können,  da  dieser  sich 
ja  zur  Vornahme  der  Sonntagsarbeit  rechtsgültig  überhaupt 
nicht  verpflichten  konnte;  selbst  eine  Entlassung  desselben 
ohne  vorgängige  Aufkündigung  gemäss  §  133  d  No.  3  des 
Entwurfs  würde  aus  dem  gleichen  Grunde  nicht  einmal  statt- 
haft sein. 

Abgesehen  von  den  vorstehenden  Bedenken  ist  aber  auch 
ein  legislativ- politischer  Grund,  welcher  den  Gesetzgeber  ver- 
anlassen könnte,  eine  Verpflichtung  zur  Uebernahme  der  von 
ihm  ausnahmsweise  gestatteten  dringlichen  Sonntagsarbeit  für 
rechtlich  unwirksam  zu  erklären,  nicht  erfindlich. 

Denn  ist  einmal  gesetzlich  festgestellt,  dass  ein  gewisses 
Mass  von  Sonntagsarbeiten  im  wirtschaftlichen  Interesse,  also 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls,  statthaft  sein  muss,  so 
ist  in  der  That  nicht  abzusehen,  warum  sich  gleichwohl  nie- 
mand zur  Vornahme  solcher  als  notwendig  anerkannter 
Arbeiten  soll  verpflichten  können,  zumal  der  umfang  derselben 
ein  äusserst  beschränkter  ist. 

c)  Die  Beichstagskommission  hat  zum  zweiten  Absatz  des 
§  105b  folgenden  Zusatz  eingeschaltet: 

»Am  ersten  Weihnachts-,  ersten  Oster-  und  ersten  Pfingst- 
feiertag  dürfen  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  im  Handels- 
gewerbe nicht  beschäftigt  werden.« 

Damit  ist  eine  gewisse  Inkongruenz  in  das  Gesetz  hineinge- 
kommen. Nach  dem  Regierungs-Entwurf  ist  nämlich  nur  für  g  e- 
wisse  Betriebe  ein  allgemeines  Verbot  aller  Sonntagsarbeit  auf- 
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gestellt,  während  im  Uandelsgewerbe  eine  fünfistQndige  Arbeits- 
zeit an  allen  Sonn-  und  Festtagen  zulässig  ist.  Darum  bezieben 
sich  auch  die  Yon  dem  Entwurf  zugelassenen  Ausnahmen  von 
dem  generellen  Arbeitsverbot  des  §  106b  nicht  auf  das  Han- 
delsgewerbe. Würde  nun  der  vorerwähnte  Beschluss  der  Reichs- 
tagskommission zum  Gesetz  erhoben,  so  wäre  zwar  in  allen 
andern  Betrieben  an  den  obengenannten  Feiertagen  in  dring- 
lichen Fällen  und  ausnahmsweise  die  Vornahme  von  Arbeiten 
zulässig,  nicht  aber  im  Handelsgewerbe.  Ich  möchte 
nun  aber  bezweifeln ,  ob  die  Reichstagskommission  eine  der- 
artige Ausnahmestellung  f&r  das  Handelsgewerbe  zu  schaffen 
beabsichtigt  hat;  sollte  dies  wirklich  der  Fall  sein,  so  sind 
doch  nach  meiner  Ansicht  sehr  viele  Fälle  denkbar,  in  denen 
ein  derartig  absolutes  Verbot  zu  schwerer  Schädigung  der 
Handelsgewerbetreibenden  führen  kann. 

Man  denke  z.  B.  an  grosse]  Hamburger  Exportfirmen, 
welche  in  ihren  Beziehungen  mit  dem  Auslande  telegraphische 
Mitteilungen  an  einem  der  vorgedachten  Feiertage  zu  expe- 
dieren haben ;  nach  dem  Wortlaut  des  Eommissionsbeschlusses 
dürften  solche  Handlungshäuser  an  den  gedachten  Tagen  nicht 
einmal  einen  Lehrling  oder  Hausknecht  mit  der  Besorgung  von  . 
Telegrammen  zum  Telegraphenamt  beauftragen ,  noch  weniger 
mit  der  Abholung  von  Briefen.  Solche  rigorose  Massnahmen 
Hessen  sich  doch  nur  dann  rechtfertigen,  wenn  auch  der  Staat 
im  Post-,  Eisenbahn-  und  Telegraphenwesen  den  (Handels-) 
Gewerbebetrieb  an  den  gedachten  drei  Tagen  gänzlich  sistieren 
würde,  und  wenn  überdies  die  Sonntagsruhe  international  ge- 
regelt wäre. 

3.  Der  Besuch  der  Fortbildungsschulen. 

Der  §  120  in  Verbindung  mit  Art.  4  Nr.  10  des  Ent- 
wurfs, welcher  den  Besuch  der  Fortbildungsschulen  und  der 
ibnen  gleichgestellten  Hand-  und  Hausarbeitsschulen  für  weib- 
liche Personen  regelt,  entscheidet  die  Streitfrage,  ob  dieser 
Besuch  mittelst  Ortsstatuts  durch  Ordnungsstrafen  erzwungen 
werden  kann,  in  bejahendem  Sinne. 

Gleichzeitig  ist  aber,   worauf  hier  besonders  hingewiesen 
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werden  mag,  die  Anwendbarkeit  des  §  120  auch  auf  die  Ge- 
hilfen  und  Lehrlinge  in  Handelsgeschäften  dadurch  ausgedehnt, 
dass  §  154  des  Entwurfs  unter  denjenigen  §§  des  VII.  Titels, 
welche  auf  diese  Personen  kei  n  e  Anwendung  finden,  den  §  120 
nicht  nennt;  obgleich  das  offenbal:  absichtlich  nicht  geschehen, 
so  ist  doch  befremdend,  dass  die  amtliche  Begründung  des 
Entwurfs  sich  über  diese  Erweiterung  des  Anwendungsgebietes 
des  §  120  mit  keiner  Silbe  ausspricht. 

4.  Der  Vertragsbruch. 

Bis  zur  Einführung  der  6.0.  vom  21.  Juni  1869  wurde 
der  Vertragsbruch  in  einzelnen  Bundesstaaten  in  gewissen 
Fällen  strafrechtlich  geahndet;  so  z.  B.  bestimmte  der 
§  184  der  Preuss.  Gew.Ordnung  vom  17.  Jan.  1845  und  der 
§  18  des  Ges.  vom  21.  Mai  1860  (6.S.  S.  205),  dass  Gesellen, 
Gehilfen,  Fabrikarbeiter  und  Bergleute,  welche  ohne  gesetz- 
liche Gründe  eigenmächtig  die  Arbeit  verlassen,  mit  Geldbusse 
bis  zu  20  Th.  oder  Gefängnis  bis  zu  14  Tagen  zu  bestrafen  seien. 
Diese  Strafvorschriften  kamen  mit  dem  Inkrafttreten  der  G.O. 
vom  21.  Juni  1869  in  Wegfall,  indem  diese  in  Eonsequenz  der 
•damals  herrschenden  Auffassung  das  Verhältnis  zwischen  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer  als  ein  rein  privatrechtliches  be- 
trachtete, in  dessen  Regelung  der  Staat  weder  durch  Strafan- 
drohungen, noch  durch  sonstige  öffentlich-rechtliche  Normen 
eingreifen  dürfe. 

Nachdem  indessen  in  den  Jahren  1872  und  1873  Arbeits- 
einstellungen (Strikes)  in  so  grossem  Masstabe  stattfanden, 
dass  dieselben  zu  einer  »öffentlichen  Ealamitätc  zu  werden 
drohten ,  legte  die  Beichsregierung  zunächst  im  Jahre  1873 
und  alsdann  wieder  1874  dem  Reichstag  einen  Gesetzentwurf 
auf  Abänderung  der  G.O.  vor,  welcher  u.  a.  durch  Einschal- 
tung eines  §  153a  die  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  auf  Seiten 
der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  durch  eine  Geldstrafe 
bis  zu  150  M.  oder  durch  Haft  herbeizuführen  bezweckte. 

Die  betreffende  Bestimmung  des  Gesetzentwurfs  wurde 
indes  seitens  des  Reichstages  abgelehnt;  nach  dem  von  dem 
damaligen    Referenten    der    Kommission    erstatteten    Bericht 
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(abgedr.  in  Hirth's  Annalen  des  deutschen  Reichs  Jahrgang 
1874  S.  1342  ff.)  sprach  sich  die  Majorität  der  Beichstags- 
kommission  deshalb  gegen  die  Annahme  der  Vorschrift  aus, 
weil  einmal  dieselbe  sich  insofern  als  eine  Ausnahmemassregel 
charakterisiere,  als  nicht  abzusehen  sei,  weshalb  nur  der  Vertrags- 
bruch von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern ,  nicht  aber  der- 
jenige Yon  sonstigen  Personen  strafbar  sein  solle,  und  weil 
überdies  die  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  jedenfalls  dann  nicht 
zu  rechtfertigen,  wenn  nicht  einmal  den  Beteiligten  ein  Seh  a- 
den  erwachsen,  also  nicht  einmal  ein  Privatinteresse  ver- 
letzt sei. 

Wohl  zum  Teil  mit  Rücksicht  auf  jenen  vergeblichen 
Versuch  sieht  denn  nun  auch  der  jetzt  vorliegende  Entwurf 
von  der  Einführung  einer  Bestrafung  des  Vertragsbruchs 
ab;  einen  Schutz  gegen  denselben  sucht  er  vielmehr  durch 
folgende  Fassung  des  §  125  zu  gewähren : 

»Hat  ein  Geselle  oder  Gehilfe  vor  rechtmässiger  Beendig- 
ung des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit  verlassen,  so  kann  der 
Arbeitgeber  an  Stelle  der  Entschädigung  eine  an  ihn  zu  er- 
legende Busse  fordern,  welche  für  den  Tag  des  Vertragsbruchs 
und  jeden  folgenden  Tag  der  vertragsmässigen  oder  gesetz- 
lichen Arbeitszeit,  höchstens  aber  für  sechs  Wochen  bis  auf 
die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohns  (§  8  des  Erankenver- 
sicherungsgesetzes  vom  lö.  Juni  1883)  sich  belaufen  darf. 
Dasselbe  Recht  steht  dem  Gesellen  oder  Gehilfen  gegen  den 
Arbeitgeber  zu,  wenn  er  von  diesem  vor  rechtmässiger  Be- 
endigung des  Arbeitsverhältnisses  entlassen  worden  ist.€ 

Zur  Begründung  dieser  Bestimmung  wird  im  wesentlichen 
nur  geltend  gemacht,  dass  es  selbst  mit  Zuhilfenahme  des 
§  260  der  Zivilprozessordnung  dem  Arbeitgeber  meist  sehr 
schwer,  ja  vielfach  unmöglich  sein  werde,  das  Vorhandensein 
oder  gar  die  Höhe  des  Schadens  nachzuweisen '). 

Diese  Beweisführung  leidet  an  einem  doppelten  Man- 
gel :  einmal  motiviert  sie  nicht,  weshalb  denn  auch  dem  Ar- 
beitn  ehm  er  ein  Recht  auf  eine  genau  fixierte  Busse  gewährt 

1)  Darüber,  ob    nnd   wann    eventuell   der  Vertragsbrach   straf- 
rechtliob  za  ahnden,  sprechen  sich  die  Motive  gar  nicht  ans. 
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werden  soll,  da  doch  diesem  der  Nachweis  des  Schadens  meist 
nicht  schwer  fallen  wird;  sodann  aber  wird  nicht  dargethan, 
weshalb  nar  dem  gewerblichen  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
der  Schadensnachweis  durch  Gewährnng  eines  Anspruchs  auf 
Busse  erleichtert  werden  soll,  zumal  doch  auch  für  sonstige 
Yertragsverhaltnisse  der  durch  einen  Vertragsbruch  entstandene 
Schaden  häufig  sehr  schwer  nachweisbar  ist ;  man  denke  z.  B. 
an  das  Verhältnis  zwischen  Dienstherrschaft  und  Gesinde. 

Abgesehen  yon  diesem  Mangel  in  der  Begründung  wird 
übrigens  die  Vorschrift  des  Entwurfs  ihren  Zweck  auch  gar 
nicht  erreichen. 

In  der  Begründung  ist  die  Veranlassung  zur  Einführung 
des  Anspruchs  auf  Busse  folgendermassen  geschildert  (S.  38 
der  Drucks,  des  Reichstages  Nr.  4:  8.  Legislaturperiode  I.  Ses- 
sion 1890): 

»Bei  den  zahlreichen  gewerblichen  Arbeitseinstellungen, 
die  mit  Vertragsbruch  verbunden  waren,  hat  sich  der  erheb- 
liche^ Misstand  gezeigt,  dass  der  Rechtsschatz  ,  welchen  der 
Arbeitgeber  dem  Vertragsbrüchigen  Arbeiter  gegenüber  geniesst, 
thatsächlich  ungenügend  ist.« 

Dieser  Rechtsschutz  soll  nun  durch  Gewährung  des  Rechts 
auf  eine  Busse  erhöht,  verbessert  werden;  wird  dieser  Zweck 
durch  das  vorgeschlagene  Mittel  erreicht?  Diese  Frage  ist 
m.  E.  unbedenklich  zu  verneinen.  Ich  bin  weit  davon  ent- 
fernt, die  Schwierigkeiten  zu  verkennen,  welche  schon  die 
Feststellung  des  Schadensersatzanspruohs dem  Arbeitgeber, 
welcher  den  Arbeiter  wegen  Vertragsbruchs  belangt,  regel- 
mässig verursachen  wird;  ich  habe  vielmehr  selbst  schon  im 
Jahre  1889  in  einer  Abhandlung:  »Vertragsbruch  und  Ueber- 
schichtenc  {Brasserfs  ZeitaGhriü  für  Bergrecht  1889  S.  600  fif.) 
auf  diese  Schwierigkeiten  ausdrücklich  hingewiesen.  Ich  habe 
aber  auch  bereits  damals  betont,  dass  die  Hauptschwierigkeit 
nicht  in  der  Feststellung,  sondern  in  der  Beitreibung  des 
Schadensersatzanspruchs  liegt ;  der  Arbeitgeber  wird  von  dem 
meist  mittellosen  Arbeiter  die  Busse  regelmässig  nicht  bei- 
treiben können,  so  dass  ihm  damit,  dass  er  neben  dem 
schwer  festzustellenden  Schadensersatzanspruch  noch  einen  ohne 
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weiteres  sich  ergebenden  Ansprach  auf  Busse  erhält,  gar  nicht 
geholfen  ist.')  Selbstredend  wird  sich  auch  der  Arbeiter  von 
einem  Vertragsbruch  dadurch  nicht  abhalten  lassen,  dass  er 
—  statt  zur  Erstattung  eines  Schadensersatzanspruchs  —  zur 
Zahlung  einer  Busse  verurteilt  werden  kann,  da  diese  eben- 
sowenig von  ihm  zu  erlangen  ist ,  wie  jener.  Wird  somit 
auch  nach  Einführung  der  Busse  alles  beim  alten  bleiben, 
indem  dadurch  der  Arbeitgeber  nicht  wirksamer,  als  bisher, 
gegen  den  Vertragsbruch  geschützt  und  der  Arbeiter  von  dem 
letzteren  nicht  zurückgehalten  wird,  so  ist  schon  aus  der  all- 
gemeinen legislativpolitischen  Erwägung ,  dass  es  im  höchsten 
Grade  zu  missbilligen  ist,  Gesetze  einzuführen,  welche  ihren  Zweck 
nicht  erreichen,  (wodurch  lediglich  die  Autorität  des  Gesetzes 
schwer  geschädigt  wird,)  der  §  126  des  Entwurfs  in  seiner 
jetzigen  Fassung  ganz  entschieden  zu  verwerfen.  —  Dazu  kommt 
noch,  dass  gewisse  Agitatoren,  welchen  es  vorwiegend  um 
eine  Aufreizung  der  Arbeitermassen  zu  thun  ist ,  den  §  126 
als  wirksames  Agitationsmittel  benutzen  und  als  eine  ihnen 
verwerflich  erscheinende  Bestrafung  des  Vertragsbrachs  hin- 
stellen werden. 

Der  Entwurf  hat  m.  E.  die  richtige  Losung  der  Frage, 
wie  dem  Vertragsbrach  wirksam  zu  begegnen,  deshalb  nicht 
gefunden  ,  weil  er  sich  auf  den  individualistischen ,  privat- 
rechtlichen Standpunkt  gestellt  und  den  Vertragsbruch  nur 
im  Verhältnis  des  einzelnen  Arbeitgebers  zu  seinem  Ar- 
beiter betrachtet  hat. 

Während  nämlich  der  Entwurf,  wie  bereits  oben  darge- 
legt, im  übrigen  den  Standpunkt  vertritt,  dass  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  und  insbesondere  die  Beziehungen  zwischen 

1)  Einen  ganz  interessanten  und  sehr  beachtenswerten  Vorschlag 
rar  Bek&mpfnng  des  Vertragsbrnchs,  der  vielleicht  ein  strafreoht- 
liehes  Einschreiten  entbehrlich  machen  würde,  enthält  die  S«  51  A. 
erwähnte  Abhandlung  von  BrmUmo  (a.  a.  0.  S.  LXI  ff.);  die  Verwirk- 
lichung dieses  Vorschlags  setzt  aber  eine  gesetzliche  (bisher  fehlende) 
Begelung  von  Arbeitgeber-  und  Arbeiterverbanden  voraus,  so  dass  hier, 
wo  wir  es  mit  Vorschlägen  zu  thun  haben,  welche  sich  in  den  Rahmen 
des  bestehenden  Rechts  einfflgen  sollen,  nicht  näher  darauf  eingegangen 
werden  kann. 
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Arbeitgeber  and  Arbeiter  nicht  mehr  dem  »freien  Spiel  der 
Eraftec  zu  überlassen,  sondern  ans  Gründen  des  Staatswohls 
öffentlich-rechtlich  zn  regeln  seien,  ist  er  hier  seinen  Prin- 
zipien untren  geworden,  indem  er  deo  Vertragsbruch  lediglich 
von  privatrechtlichen  Gesichtspunkten  aus  betrachtet, 
und  darum  auch  nur  zu  einer,  wie  wir  sahen ,  wirkungslosen 
Verstärkung  des  privatrechtlichen  Schutzes  gelangt. 

Der  richtige  auch  hier  in  Betracht  kommende  öffent- 
lich-rechtliche Standpunkt  wird  m.  E.  in  Kurzem  durch 
folgende  Sätze  gewonnen: 

An  und  für  sich  ist  es  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  der 
in  neuester  Zeit  so  häufig  wiederkehrende  Vertragsbruch  grosser 
Massen  eine  schwere  Kalamität  unseres  heutigen  Verkehrs- 
lebens darstellt;  denken  wir  uns,  es  sei  allgemeiuer  Brauch, 
die  Verträge  nicht  einzuhalten,  sondern  zu  brechen,  so  würde 
ein  geordneter  Geschäftsverkehr  gar  nicht  mehr  möglich  sein ; 
die  ganze  menschliche  Gesellschaft  und  insbesondere  die  im 
Staatsverbande  gegliederte  Gesellschaft  würde  durch  einen 
solchen  Zustand,  wie  auf  der  Hand  liegt,  aufs  Schwerste  ge- 
schädigt werden. 

So  wenig  der  vereinzelt  vorkommende  Vertragsbruch  eines 
Einzelnen  für  die  menschliche  Gesellschaft  oder  den  Staat  von 
Belang  ist,  so  sehr  können  beide  darunter  leiden,  wenn  ganze 
Gesellschafteklassen  gleichzeitig  und  gar  auf  Grund  einer 
Organisation  die  von  ihnen  eingegangenen  Verträge  brechen 
und  sich  durch  eine  längere  Zeit  andauernde  Arbeitseinstellung 
denjenigen  Verpflichtungen  entziehen,  welche  sie  g^en  die 
Gesellschaft  haben. 

Ich  meine,  dass  insbesondere  diejenigen  Gesellschafteklas- 
sen, welchen  der  Staat  dadurch  eine  besondere  Fürsorge 
widmet,  dass  er  zum  Teil  auf  Kosten  sämtlicher  Steuer- 
zahler in  Krankheite-  und  Unglücksfallen  ,  sowie  im 
Alter  und  bei  eintretender  Invalidität  für  ihren  Unterhalt 
sorgt,  die  ganz  besondere  Verpflichtung  haben ,  ihrerseite 
ihre  Thätigkeit  jedenfalls  dann  und  soweit  niemals 
einzustellen ,    als    dies    zum    allgemeinen    Besten    erforder- 
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lieh.*)  Wie  schon  dieser  Gesichtspunkt  es  allein  rechtfer- 
tigt, gegen  eine  Arbeitseinstellung  einer  Gesamtheit  unter 
Vertragsbruch  mittelst  des  Strafgesetzes  einzuschreiten, 
da  es  sich  hier  nicht  sowohl  um  privatrechtliche  Verpflicht- 
ungen, als  vielmehr  um  einen  Verstoss  gegen  gesell- 
schaftliche Pflichten,  gegen  das  Staatswohl  handelt,  so  kommt 
weiter  in  Betracht,  dass  dem  Massenvertragsbruch  nur  durch 
Bestrafung  wirksam  begegnet  werden  kann,  indem,  wie 
bereits  oben  ausgeführt,  die  bloss  zivilrechtliche  Haftbarkeit 
des  Arbeiters  wegen  dessen  Mittellosigkeit  gänzlich  bedeutungs- 
los ist  und  den  Arbeitgeber  dieserhalb  gegen  einen  Vertragsbruch 
geradezu  schutzlos  macht. 

Liegt  also  wirklich  ein  Bedürfnis  vor,  einen  Schutz  gegen 
den  sich  häufenden  Vertragsbruch  zu  schaffen  —  und  dieses 
Bedürfnis  ist  durch  die  Massenausstande  des  verflossenen  und 
des  laufenden  Jahres  zur  Genüge  nachgewiesen  —  so  kann 
derselbe  in  wirksamer  Weise  nur  auf  dem  Gebiete  des  Straf- 
rechts geschaffen  werden.  Der  Staat,  welcher  einerseits  den 
Arbeitgebern  im  Interesse  der  Arbeiter  die  weitgehendsten 
öffentlich-rechtlichen  Verpflichtungen  auferlegt,  muss  anderer- 
seits auch  Sorge  tragen,  dass  die  Ersteren  nicht  durch  das 
frivole  Verhalten  der  Letzteren  —  und  dazu  rechne  ich  jeden 
vorbedachten,  organisierten  Masseuvertragsbruch  —  schwer 
geschädigt  werden  können. 

Soweit  also  bei  einem  Vertragsbruch  ein  öffentliches  In- 
teresse oder  das  Staatswohl  in  Frage  steht,  (z.  B.  bei  Massen- 
ausständen,  bei  Ausstanden  in  staatlichen  Gewehr-  oder  Pulver- 
fabriken angesichts  drohender  Kriegsgefahr,  bei  Arbeitseinstell- 

1)  Die  sozialdemokratischen  Agitatoren ,  welche  sich  mit  Vorliebe 
darauf  berufen,  dass  schon  das  Allg.  L.R.  ein  sog.  »Beobt  auf  Arbeite 
gewäbrleiste  —  gemeint  ist  §  2.  II.  19  A.  L.Rs.  —  vergessen  ganz ,  dass 
dasselbe  A«  L.B.  (in  §  3  1.  c.)  (wie  im  Text  ausgef&hrt)  —  anch  eine 
durch  >Zwang  und  Strafen«  su  realisierende  »Pflicht  zur  Arbeit« 
statoiert.  Es  ist  Oberhaupt  charakteristisch,  dass,  während  nach  der 
gegenwärtig  herrschenden  Weltanschauung  Rechte  und  Pflichten  Eorre- 
late  sind,  in  dem  Wortschatze  desjenigen  Weltverbesserer,  welche  eine 
neue  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  einführen  wollen,  das  Wort 
»Pflicht«  gar  nicht  zu  existieren  scheint. 
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ungen  von  Feuerlöschmannschaften  im  Falle  eines  Brandun- 
glucks  u.  8.  w.),  muss  m.  E.  der  Staat  zu  einem  strafrechtlichen 
Einschreiten  übergehen. 

Indem  ich  in  betreff  näherer  Begründung  meines  Vor- 
schlags lediglich  auf  die  Ausführungen  in  meiner  mehrgedach- 
ten Abhandlung  {Brasserfs  Zeitschrift  für  Bergrecht  1889 
8.  600  ff.)  hinweisen  kann,  befürworte  ich  die  Bestrafung  des 
Vertragsbruchs  mittelst  folgender  Vorschrift: 

»§  153b:  Wer  sich  an  einer  Arbeitseinsteilung  oder  Ent- 
lassung der  Arbeiter,  welche  ihrem  Umfange  oder  ihrer  Art 
nach  geeignet  ist,  die  Sicherheit  des  Staates  oder  das  Staats- 
oder öffentliche  Wohl  zu  gefährden,  mittelst  Vertrags- 
bruchs beteiligt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  sechstausend 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  bestraft.« 

Bei  dieser  Formulierung  tritt  eine  Bestrafung  des  Ver- 
tragsbruchs dann  nicht  ein,  wenn  lediglich  das  Individual- 
interesse einer  oder  mehrerer  Privatpersonen  in  Frage  steht, 
da  der  vereinzelt  vorkommende  Vertragsbruch  keiner  Reme- 
dur  durch  ein  strafrechtliches  Vorgehen  bedarf. 

Insofern  man  es  für  bedenklich  und  praktisch  unausführbar 
findet,  den  Massenvertragsbruch  mit  Strafe  zu  belegen,  verweise 
ich  zur  Widerlegung  dieser  Ansicht  auf  das  a.  a.  0.  S.  511 
und  512 Gesagte  und  wiederhole  eventuell  den  daselbst  ge- 
machten Vorschlag,  dem  von  mir  formulierten  §  l53b  folgen- 
den Zusatz  hinzuzufügen: 

»Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  einer  durch  den 
Vertragsbruch  verletzten  Vertragstreuen  Person  gegen  die  in 
dem  Antrage  namentlich  bezeichneten  Thäter  ein.<^) 

Diesen  Zusatz  begründete  ich  dort  folgendermassen: 

>Die  Qualifizierung  des  Vertri^sbruchs  als  Antragsdelikt 
findet  ihr  Vorbild  im  §  10  des  Preuss.  Gesetzes  vom  24.  April 
1854  (G.  S.  S.  214).    Aber  auch  im  übrigen  würde  sich  dieser 


1)  loh  bin  mir  wohl  bewaast,  dasa  die  von  mir  vorgesohlageoe 
Formulierung  eine  Durchbrechung  dea  in  §  68  dea  Reich88trafge8.B.'8 
sanktionierten  Prinzips  der  Unteilbarkeit  dea  Strafantrags  enthält;  da 
mit  Rücksicht  hierauf  mein  Vorschlag  nicht  ganz  unbedenklich  ist,  so 
habe  ich  ihn  auch  nur  eventuell  aufgestellt 
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Zusatz  damit  rechtfertigen,  dass  das  Strafgesetzbuch  dem  Prinzip 
holdigt,  vielfach  da,  wo  mit  dem  öffentlichen  ein  erheb- 
liches Privat- Interesse  konkurriert,  was  hier  zweifellos  der 
Fall,  die  Strafverfolgung  nur  aufAntrag  eintreten  zu  lassen. 

Antragsberechtigt  würde  hier  nach  der  vorgeschlagenen 
Fassung  nicht  .bloss  jeder  Vertragstreue  Gegenkontrahent,  son- 
dern z.  B.  auch  derjenige  Vertragstreue  Arbeiter  sein,  welcher 
infolge  des  Vertragsbruchs  seiner  Arbeitsgenossen  die  Arbeit 
nicht  hat  fortsetzen  können  und  deshalb  in  seinen  Erwerbs- 
verhältnissen geschädigt  worden  ist. 

Wenn  man  in  dieser  Weise  die  strafbare  Handlung  als 
ein  Antragsdelikt  gestaltet,  so  wird  schon  von  selbst  die  Straf- 
verfolgung sich  ausschliesslich  gegen  die  Rädelsführer  und 
Hauptschuldigen  richten  und  damit  aach  das  (übrigens  vom 
Gesetzgeber,  wie  die  §§  116, 124,  127, 128, 129  Reichstrafgesetz- 
buchs ergeben,  gar  nicht  geteilte)  Bedenken,  welches  man  aus 
der  Unmöglichkeit  einer  Massenbestrafung  herleitet,  besei- 
tigt sein. 

5.  Die  Verhältnisse  der  Betriebsbeamten, 
Werkmeister  und  Techniker. 

Eine  ganz  besonders  dankenswerte  Verbesserung  der  G.O. 
enthält  der  neue  Abschnitt  III  a,  welcher  die  Verhältnisse  der 
Betriebsbeamten,  Werkmeister  und  Techniker  regelt.  —  Die 
jetzige  G.O.  enthält  nämlich  über  diese  Personenkategorien 
gar  keine  Bestimmungen,  so  dass  die  Frage,  ob  ihr  Ver- 
tragsverhältnis nach  den  Vorschriften  der  G.O.  oder  nach 
denjenigen  des  Handelsgesetzbuches  zu  beurteilen,  zu  Zweifeln 
und  Prozessen  aller  Art  Anlass  gegeben  hat.*) 

Diese  Streitfrage  ist  nunmehr  durch  den  Entwurf  im  An- 
schluss  an  die  Rechtsprechung  der  höchsten  Gerichtshöfe  gelost ; 
durch  Aufstellung  des  Abschnitts  Illa  unterwirft  die  Novelle 
die  Betriebsbeamten ,  Werkmeister  ,  Techniker  und  ähnliche 
Beamte,  von  welchen  der  §  133a  eine  im  wesentlichen  brauch- 
bare und   zutreffende  Definition    giebt,   den  Vorschriften  der 

1)  Vergl.  Entsoh.  des  Bdohsoberhandehgerichta  Bd.  17  S.  307 ;  des 
Reichsgerichts  vom  31.  Mars  1880,  Bd.  1,  8.  268. 
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6. 0,  und  regelt  in  den  §§  133b  bis  133e  die  Auflösung  ihres 
Vertragsverhältnisses  mit  und  ohne  vorgängige  Efindigung  im 
Anschluss  an  die  Art.  60  ff.  des  H.G.Bs,  betreffend  die  Hand- 
lungsgehilfen. 

6.    Die  Arbeitsordnung. 

Einen  radikalen  Bruch  mit  dem  in  §  105  6.0.  sanktio- 
nierten Prinzip  des  »freien €  Arbeitsvertrags  enthalten  die 
Vorschriften  der  §§  l34a  bis  134g  über  die  Arbeitsord- 
nung. Diese  letztere  ist  nämlich  juristisch  nichts  weiter,  als 
ein  integrierender  Bestandteil  des  Arbeitsvertrages  für  diejeni- 
gen Personen,  welche  während  der  Geltung  derselben  bei  dem 
Arbeitgeber  in  Dienst  getreten  sind.^)  Die  Arbeitsordnung 
kann  das  Arbeitsverhältnis  vollständig  oder  nur  teilweise 
regeln ;  im  ersteren  Falle  giebt  sie  den  gesamten  Inhalt  des 
Arbeitsvertrages  wieder,  im  letzteren  sind  neben  ihr  noch  an- 
dere schriftliche  oder  mündliche  Vereinbarungen  zwischen  Ar- 
beitgeber und  Arbeiter  getroffen. 

Indem  nun  §  134a  des  Entwurfs  den  Erlass  einer  Arbeits- 
ordnung für  jede  »Fabrik«  zwingend  vorschreibt,  erhebt 
sich  zunächst  die  Frage,  welche  zivilrechtliche  Bedeutung  dieser 
Vorschrift  beizumessen  ist. 

Ehe  ein  Arbeiter  auf  Grund  einer  Arbeitsordnung  in  das 
Arbeitsverhältnis  eingetreten,  ist  dieselbe  nichts  weiter,  als 
eine  von  dem  Arbeitgeber  schriftlich  abgegebene  einseitige 
Erklärung,  welche  diejenigen  Bedingungen  aufstellt,  unter 
welchen  der  Arbeitgeber  zum  Abschluss  von  Arbeitsverträgen 
bereit  ist.  Welche  Bedeutung  ist  nun  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift beizumessen,  dass  ein  jeder  Fabrikherr  eine  solche 
Arbeitsordnung  aufstellen,  d.  h.  die  Bedingungen,  unter  welchen 
er  Arbeitsverträge  abschliessen  will,  ganz  oder  teilweise  schrift- 
lich formulieren  muss?  Hat  ein  Verstoss  gegen  das  gesetz- 
liche Gebot  nur  die  in  §  147  Nr.  6  des  Entwurfs  vorgesehe- 
nen strafrechtlichen  Folgen  oder  will  der  Gesetzgeber 
auch,  dass  die  nicht  auf  der  Grundlage  einer  Arbeitsordnung 


1)  YergL  Brasieri:  Allgemetnefl  Berggesetz  mit  Kommentar,  Bonn 
1888  8.  237. 
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abgeschlossenen  Arbeitsverträge  zivilrechtlich  unwirksam  seid 
sollen  ? 

Diese  Frage  ist  nicht  etwa  eine  sog.  »Doktorfrage«,  son- 
dern eine  solche  von  eminenter  praktischer  Bedeutung,  mia 
folgende  Erwägung  ergiebt. 

Bekanntlich  ist  es  in  Theorie  und  Praxis  schon  rechtlich 
äusserst  zweifelhaft  und  bestritten,  was  unter  einer  »Fabrik« 
zu  verstehen  ist ;  im  Einzelfalle  kann  dies  auch  thatsächlich 
ausserordentlich  schwierig  festzustellen  sein.  Angenommen 
also,  es  habe  Jemand  in  der  vielleicht  irrigen  Meinung,  sein 
Gewerbeunternehmen  gehöre  nicht  zur  Kategorie  der  Fabriken 
im  Sinne  der  6.0. ,  es  unterlassen,  eine  Arbeitsordnung  f&r 
seine  Arbeiter  au&ustellen  —  sind  nunmehr  die  mit  den  letz- 
teren abgeschlossenen  Arbeitsverträge  ohne  weiteres  ungültig 
und,  wenn  das  der  Fall,  nur  für  die  Arbeiter  oder  auch  f&r 
den  Arbeitgeber? 

Und  ferner,  ist  nunmehr  der  Arbeitsvertrag  seinem  ge- 
samten Inhalt  nach  hinfällig  oder  nur  betreffs  derjenigen 
Bestimmungen,  deren  ßegelung  durch  die  Arbeitsordnung  das 
Gesetz  zwingend  vorschreibt? 

Eine  ganz  zweifelsfreie  Losung  dieser  wichtigen  Fragen 
ist  m.  E.  aus  dem  Gesetz  in  seiner  jetzt  vorliegenden  Fassung 
nicht  zu  entnehmen. 

Der  Gesetzgeber  hat  zwar  anscheinend  beabsichtigt,  fest- 
zustellen, dass  nur  solche  Verträge,  welche  auf  der  Grundlage 
einer  Arbeitsordnung  abgeschlossen ,  f&r  beide  Teile  rechts- 
gültig sein  sollen. 

Es  ergiebt  sich  dies  einerseits  daraus,  dass  er  die  an  und 
för  sich  überflüssige,  weil  selbstverständliche  Vorschrift  des 
§  134c,  wonach  der  Inhalt  der  Arbeitsordnung,  soweit  er  den 
Gesetzen  nicht  zuwiderläuft,  für  die  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
rechtsverbindlich  ist,  ausdrücklich  aufgestellt  hat  und  insbeson- 
dere andererseits  aus  der  Begründung  zu  §  134c,  indem  es  S.  44 
heisst:  »Der  §  134c  bringt  zum  Ausdruck,  dass  die  Arbeits- 
ordnung die  Orandlage  des  Arbeitsvertrages  ist,  und  dass 
die  darin    enthaltenen   Bestimmungen    f&r   die   gegenseitigen 
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Rechte  und  Pflichten  des  Arbeitgebers  und  der  Arbeiter  mass- 
gebend sind.c 

Wenn  es  nun  —  so  muss  man  doch  f&glich  weiter  deda- 
eieren  —  dem  Arbeitsvertrage  an  dieser  Grundlage,  näm- 
lich der  Arbeitsordnung,  mangelt,  so  kann  derselbe,  da  es 
ihm  eben  an  einem  Fundament  fehlt,  unmöglich  Rechts- 
gQltigkeit  besitzen. 

Aber  trotz  dieser  scheinbaren  Absicht  des  Gesetzgebers, 
die  Arbeitsordnung  als  die  unentbehrliche  »Grundlage«  des 
Arbeitsvertrages  zu  gestalten,  muss  doch  bei  der  jetzigen  For- 
mulierung des  Entwurfs  angenommen  werden,  dass  derselbe 
diese  Absicht  nicht  errei6ht  hat. 

In  dieser  Hinsicht  ist  zunächst  daran  zu  erinnern  ,  dass 
der  Entwurf  nach  der  Fassung  des  §  106  (wenn  auch  zu  un- 
recht) an  dem  Prinzip  des  »freien«  Arbeitsvertrages  festhält, 
dass  dieser  also  nur  solchen  Beschränkungen  unterworfen  ist, 
welche  das  Gesetz  ausdrücklich  aufstellt.  Nun  charakterisieren 
sich  aber  die  Vorschriften  der  §§  134a  ff.  und  147  Nr.  5  als  eine 
sog.  lex  minus  quam  perfecta  insoweit,  als  die  Nichtaufstell- 
ung  einer  Arbeitsordnung  unter  gewissen  umständen  lediglich  mit 
Strafe  bedroht  ist,  ohne  dass  aber  das  Gesetz  den  ohne  Zugrunde- 
legung einer  Arbeitsordnung  abgeschlossenen  Arbeitsvertrag  für 
nichtig  erklärt.  —  Muss  schon  aus  diesem  Umstände  die  zivil- 
rechtliche Gültigkeit  eines  solchen  Arbeitsvertrages  gefolgert 
werden ,  so  kommt  weiter  in  Betracht,  dass  die  gegenteilige 
Annahme  zu  ganz  ungeheuerlich  harten  Eonsequenzen  führen 
würde.  Wäre  nämlich  ein  solcher  Vertrag  u  ichtig,  so  würde 
weder  dem  Arbeitgeber,  noch  dem  Arbeiter  ein  Elagrecht  aus 
demselben  zustehen ;  der  Arbeiter  konnte  also  nicht  den 
vertragsmässig  vereinbarten  Lohn  fordern,  müsste  vielmehr  aus 
dem  schwierigen  Fundament  der  nützlichen  Verwendung  klagen. 
—  Wenn  man  nun  auch  die  Klaglosigkeit  des  Vertrages  dem 
Arbeitgeber  gegenüber  mit  der  Erwägung  rechtfertigen 
könnte,  dass  dieser  es  vorsätzlich  oder  schuldhafterweise 
unterlassen,  die  vom  Gesetz  geforderte  Arbeitsordnung  aufzu- 
stellen ,   so  trifft  doch  diese  Motivierung  gegenüber  dem  A  r- 
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beiter  nicht  zu,  da  dieser  keine  Einwirkung  auf  den  Erlass 
der  Arbeitsordnung  hat. 

Verbietet  mithin  schon  diese  ungeheuerliche  Eonsequenz 
fQr  den  Arbeiter  die  Annahme,  dass  ein  ohne  Zugrundelegung 
einer  Arbeitsordnung  abgeschlossener  Arbeitsvertrag  nichtig 
ist,  so  kann  man  die  Ungültigkeit  für  den  Arbeitgeber  auch 
nicht  etwa  mit  der  Behauptung  begründen,  der  Letztere  mache 
sich  durch  einen  Verstoss  gegen  die  §§  134a  ff.  einer  straf- 
baren Handlung  schuldig  und  könne  deshalb  keinerlei  Rechte 
ans  dem  Vertrage  herleiten.  —  Sofern  man  etwa  diesen  Satz 
z.  B.  mit  Bezugnahme  auf  die  §§  36,  36  I.  3  und  §  68  I.  5 
A.L.B's  motivieren  wollte,  würde  eine  solche  Begründung  ver- 
fehlt erscheinen. 

Denn  nicht  etwa  der  Abschluss  von  Arbeits  ver- 
tragen ohne  Zugrundelegung  einer  Arbeitsordnung  ist  unter 
Strafe  gestellt  und  somit  unerlaubt  und  verboten;  vielmehr 
bestraft  §  147  Nr.  6  des  Entwurfs  nur  »den  Betrieb  einer 
Fabrik ,  für  welche  eine  Arbeitsordnung  nicht  besteht.  € 
(Für  eine  Fabrik,  welche  aus  irgend  einem  Grunde  ausser 
Betrieb  gesetzt  ist,  ist  mithin  das  Fehlen  einer  Fabrikordnung 
aoeh  dann,  wenn  die  Arbeiter  während  dieser  Zeit  nicht  ent- 
lassen sind,  gänzlich  irrelevant.) 

Endlich  kommt  für  die  hier  vertretene  Auffassung  noch 
in  Betracht,  dass  §  134c  Abs.  2  des  Entwurfs  vorschreibt: 

»Entlassung  und  Austritt  aus  der  Arbeit  dürfen  aus  an- 
deren, als  den  in  der  Arbeitsordnung  bezeichneten  oder  den 
gesetzlichen  Gründen  nicht  erfolgen.  Andere  als  die  in  der 
Arbeitsordnung  vorgesehenen  Strafen  dürfen  über  den  Arbeiter 
nicht  verhängt  werden.c 

Aus  dieser  Wortfassung  ergiebt  sich  deutlich,  dass  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  Abweichungen  von  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Aufhebung  des  Arbeitsvertrages, 
sowie  über  die  etwa  von  dem  Arbeiter  zu  zahlenden  Konventional- 
strafen durch  die  Arbeitsordnung  festgesetzt  werden  müssen 
und  dass  diese  Vereinbarungen  nur  in  solcher  Weise  rechts- 
giltig  getroffen  werden  können,  wie  auch  die  Begründung 
(S.  44)  ausdrücklich  hervorhebt,  indem  es  dort  heisst: 
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»Yerabredungen  hierüber,  die  neben  der  Arbeitsordnung 
etwa  getroffen  sein  sollten,  werden  hiedurchf ür  an  wirksam  erklärte 

Daraus  nun,  dass  das  Gesetz  nur  in  den  beiden  ge- 
dachten Fällen  vorschreibt,  dass  die  betreffenden  Vereinbar^ 
ungen  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  darch  die  Arbeitsord- 
nung getroffen  werden  müssen,  folgt  weiter,  dass  im  übrigen 
der  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  auch  ohne  Zugrundelegung 
einer  Arbeitsordnung  rechtsgültig  festgesetzt  werden  kann. 

Um  das  hier  gefundene  Resultat  auch  gesetzgeberisch 
klar  zum  Ausdruck  zu  bringen  —  (sofern  man  nicht  die  Nichtig- 
keit oder  partielle  Ungültigkeit  eines  ohne  Zugrundelegung 
einer  Arbeitsordnung  abgeschlossenen  Arbeitsvertrages  aus- 
drücklich statutieren  will)  —  würde  es  sich  m.  E.  empfehlen, 
dem  §  134a  noch  folgenden  (5.)  Absatz  hinzuzufügen: 

>Die  Rechtsgültigkeit  des  Arbeitsvertrages  ist  —  abge- 
sehen von  der  Vorschrift  des  §  134c  Abs,  2  —  von  dem 
Erlass  einer  Arbeitsordnung  nicht  abhängig.c 

Schon  Eingangs  ist  hervorgehoben,  dass  die  Arbeitsord- 
nung das  Arbeitsverhältnis  ganz  oder  nur  teilweise  regeln 
kann ;  §  134b  zählt  4  Punkte  auf,  welche  jede  Arbeitsordnung 
enthalten  muss. 

Auch  hier  erhebt  sich  zunächst  die  Frage,  was  Rechtens 
sei,  wenn  trotz  dieser  Vorschrift  keiner  der  4  Punkte  oder 
nur  einzelne  in  der  Arbeitsordnung  ihre  Regelung  gefunden? 

Soviel  ergiebt  sich  nach  den  obigen  Ausführungen  ohne 
weiteres,  dass  ein  Verstoss  gegen  die  Vorschrift  des  §  134b 
niemals  die  U  n  g  ü  1 1  i  g  k  e  i  t  des  ganzen  Arbeitsvertrages  zur  Folge 
haben  kann;  denn  wenn  schon  das  Fehlen  jeglicher  Ajv 
beitsordnung  für  den  zivilrechtlichen  Bestand  des  Arbeits- 
vertrages ohne  Einfluss  ist,  so  kann  um  so  weniger  der  um- 
stand, dass  die  in  §  134b  erwähnten  4  Punkte  sämtlich  oder 
zum  Teil  durch  die  Arbeitsordnung  nicht  geregelt  sind,  den 
Vertrag  hinfällig  machen.  —  Im  Uebrigen  ist  zu  unterscheiden, 
ob  die  beiden  ersten  Punkte  des  §  134b  oder  die  beiden  letz- 
ten in  der  Arbeitsordnung  nicht  geregelt  sind. 

Ist  Ersteres  der  Fall,  ist  also  über  Anfang  und  Ende  der 
regelmässigen  Arbeitszeit  und  der  Pausen  für  erwachsene  Ar- 
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beiter,  sowie  über  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und  der 
Lohnzahlung  in  der  Arbeitsordnung  nichts  festgesetzt ,  so 
gelten  o^ne  weiteres  die  sonst  etwa  zwischen  dem  Arbeitgeber 
ond  seinen  Arbeitern  getroffenen  Vereinbarungen.  —  Sind  da- 
gegen Bestimmungen  über  die  Aufhebung  des  Arbeitsverhält- 
nisses und  die  Konventionalstrafen  der  Arbeiter  (Nr.  3  und  4 
des  §  134b)  in  der  Arbeitsordnung  nicht  enthalten,  so  gelten 
zwar  die  ausserhalb  desselben  in  dieser  Hinsicht  getroffenen 
Abmachungen  gemäss  §  134c  nicht;  gleichwohl  bleibt  der 
Arbeitsvertrag  im  übrigen  in  voller  Aechtsbeständigkeit  nach 
dem  Grundsatze:  utile  non  debet  per  inutile  vitiari;  1  1  §  5 
D.  de  V.  0.  46,1. 

Da  es  nun  weiterhin  an  und  für  sich  nicht  strafbar 
ist,  wenn  ein  Arbeitgeber  es  unterlässt,  die  in  §  134b  Nr.  1 
bis  4  vorgesehenen  Bestimmungen  in  die  Arbeitsordnung  auf- 
zunehmen, so  kann  die  Befolgung  dieser  gesetzlichen  Vorschrift 
nur  in  der  Weise  erzwungen  werden,  dass  die  untere  Ver- 
waltungsbehörde auf  Grund  des  §  134  f.  dem  Fabrikherrn  die 
Abänderung  der  Arbeitsordnung  in  einer  dem  §  134b  ent- 
sprechenden Weise  aufgiebt;  kommt  derselbe  dieser  Auffor- 
derung nicht  nach,  so  unterliegt  er  der  in  §  147  Nr.  5  vor- 
gesehenen Strafe. 

Wir  haben  es  also  auch  hier  wieder  mit  einer  lex  minus 
quam  perfecta  zu  thun,  welche  das,  was  sie  bezweckt,  erst 
auf  grossen  Umwegen  erreicht. 

Eine  weitere  von  dem  Entwurf  offen  gelassene  Frage  ist 
die,  ob  beim  Vorhandensein  einer  Arbeitsordnung  diese  für 
alle  Arbeiter  unbedingt  massgebend  ist^  oder  ob  der  Ar- 
beitgeber nebenher  mit  einzelnen  Arbeitern  besondere,  von 
dem  Inhalt  der  Arbeitsordnung  abweichende  Vereinbarungen 
rechtsgültig  treffen  kann. 

Wenn  man  die  Gründe  prüft,  welche  den  Gesetzgeber 
veranlasst  haben,  den  Erlass  von  Arbeitsordnungen  obligato- 
risch zu  machen,  so  muss  man  die  obige  Frage  im  Sinne  der 
letzten  Alternative  verneinen,  d.  h.  es  für  unzulässig  erachten, 
dasB  der  Arbeitgeber  mit  einzelnen  Arbeitern   die  in  der  Ar- 

Z«lftaohr.  1  StMtaw.    1891.    L  H«rt.  3 
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beitsordnung  festgesetzten  Arbeitsbedingungen  abweichend  von 
deren  Inhalt  regelt. 

In  der  Begründung  (S.  43)  heisst  es  nämlich:  »Die  ge- 
setzliche Regelung  des  Erlasses  der  Arbeitsordnung  findet 
ihre  Rechtfertigung  in  der  Erwägung,  dass  eine  bestimmte 
und  klare  Kundgebung  der  Bedingungen  des  Arbeitsrertrages, 
aus  der  jeder  Arbeiter  sich  über  seine  Rechte  und  Pflichten 
zu  jeder  Zeit  unterrichten  kann,  die  zahlreichen  Streitigkeiten, 
die  erfahrungsmässig  aus  der  UnvoUständigkeit  und  Unklar- 
heit der  Arbeitsverträge  entstehen,  abschneidet  und  somit  zur 
Erhaltung  eines  friedlichen  Verhältnisses  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  beizutragen  geeignet  ist.c 

Dieser  legislativ -politische  Zweck,  durch  die  Arbeits^ 
Ordnung  eine  »bestimmte  und  klare  Kundgebung  der  Beding- 
ungen des  Arbeitsvertrages  €  zu  erlangen,  würde  aber  beeinträch- 
tigt werden,  wenn  es  dem  Arbeitgeber  gestattet  wäre,  durch  be- 
sondere Vereinbarungen  den  Inhalt  der  Arbeitsordnungen  für 
einzelne  oder  einen  Teil  der  Arbeiter  ausser  Kraft  zu  setzen. 
—  Ja,  es  konnte  der  gesetzliche  Zweck  geradezu  gänzlicb 
vereitelt  werden,  wenn  der  Arbeitgeber  mit  der  Mehrzahl 
seiner  Arbeiter  Abmachungen  träfe,  welche  von  dem  Inhalt 
der  Arbeitsordnung  abweichen,  so  dass  die  Letztere  so  zn 
sagen  nur  noch  >auf  dem  Papier«  existierte,  ohne  aber  erheb- 
liche praktische  Bedeutung  zu  besitzen. 

Da  nun  nicht  anzunehmen,  dass  das  Gesetz  die  Möglich- 
keit gewähren  will,  die  von  ihm  gegebenen  Vorschriften  gänzlich 
illusorisch  zu  machen,  so  kann  dem  —  sonst,  wie  bemerkt, 
überflüssigen  Abs.  1  des  §  134c,  wonach  »der  Inhalt  der  Ar- 
beitsordnung für  die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  rechts- 
verbindlich ist« ,  nur  die  Bedeutung  beigelegt  werden ,  dass 
diese  Rechtsverbindlichkeit  sich  auf  alle  Arbeiter  ohne 
Ausnahme  erstreckt  und  dass  es  unzulässig  ist,  die  Geltung 
der  Arbeitsordnung  für  einzelne  Arbeiter  durch  besondere  Ver- 
träge auszuschliessen. 

Es  erscheint  m.  E.  im  Interesse  der  Rechtssicherheit  indefl 
dringend  geboten,  diese  Folgerung  im  Gesetz  selbst  zum  klaren 
Ausdruck  zu  bringen,   und  es  nicht  bloss   der    wissenschaft- 
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liehen  Aaslegang  zu  überlassen,  den  oben  anf gestellten  wich- 
tigen Satz  erst  auf  Umwegen  aus  dem  Gesetz  abzuleiten.  Viel- 
leicht würde  sich  deshalb  folgende  Fassung  des  §  184c  Abs«  1 
empfehlen : 

»Der  Inhalt  der  Arbeitsordnung ,  soweit  er  den  Ge- 
setzen nicht  zuwiderläuft ,  ist  für  die  Arbeitgeber  und  alle 
ihre  Arbeiter  ohne  Ausnahme  rechtsverbind- 
lich und,  soweit  die  Arbeitsordnung  das  Ar- 
beitsverhältnis regelt,  unter  Ausschluss 
jeder  besonderen  abweichenden  Vereinbar- 
ung massgebend.c 

Der  vorstehende  letzte  Zusatz  schiesst  anscheinend  inso- 
fern über  das  Ziel  hinaus,  als  dadurch  nicht  bloss  die  Mög- 
lichkeit ausgeschlossen  wird ,  durch  gesonderte  Vereinbarung 
die  Anwendung  der  Arbeitsordnung  ihrem  ganzen  Inhalte  nach 
für  einzelne  oder  eine  Reihe  von  Arbeitern  zu  verhindern, 
sondern  überdies  auch  verboten  ist,  mit  einzelnen  oder  allen 
Arbeitern  durch  besonderen  Vertrag  zu  vereinbaren,  dass  ein- 
zelne Vorschriften  der  Arbeitsordnung  für  sie  keine  Geltung 
haben  sollen;  durch  die  von  mir  vorgeschlagene  Fassung  wird  also 
statuiert,  dass  die  Arbeitsordnung  ihrem  ganzen  Inhalte 
nach  für  alle  Arbeiter  ohne  Ausnahme  massgebend  ist 
und  dass  durch  nebeuhergeheude  besondere  Vereinbarungen  mit 
einzelnen  Arbeitern  Abweichungen  von  dem  Inhalt  der  Arbeitsord- 
nungen nicht  festgesetzt  werden  können.  Um  Missverständnissen 
vorzubeugen  soUhier  noch  besonders  betont  werden,  dass  ich  solche 
Vereinbarungen  nur  insoweit  für  unzulässig  und  ungültig 
erklärt  wissen  will,  als  sie  von  dem  Inhalt  der  Arbeitsordnung 
abweichen,  d.h.  das  Vertragsverhältnis,  soweit  es  durch 
dieArbeitsordnung  bereits  geregelt  ist,  anders,  als 
diese  normieren.  Dies  schliesst  selbstverständlich  nicht  aus,  dass 
solche  besonderen  Vereinbarungen,  die  denjeuigeu  Teil  des  Ar- 
beitsvertrages betreffen,  welcher  eine  Regelung  durch  die  Arbeits- 
ordnung überhaupt  nicht  gefunden,  beliebig  mit  einzelnen 
oder  allen  Arbeitern  rechtsgültig  getroffen  werden   können.^) 


1)  Ist  K.  B.  in  der  Arbeitsordnung  nichts  darüber  gesagt,    ob  and 

3» 
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Meinen  Abänderungsvorschlag  mnss  ich  noch  gegen  zwei 
Einwendungen  verteidigen:  einmal  nämlich  könnte  man  geltend 
machen,  dass  derselbe  die  Yertragsfreiheit  doch  gar  zu  sehr 
einengt,  indem  alsdann  jede  spezielle  Abmachung  mit  einem 
einzelnen  Arbeiter,  welche  gegen  den  Inhalt  der  Arbeitsord- 
nung verstosst,  unzulässig  wäre;  angenommen  z.  B.  eine  Ar- 
beitsordnung enthalte  gemäss  §  134b  letzter  Absatz  die  Vor- 
schrift, dass  der  von  minderjährigen  Arbeitern  verdiente  Lohn 
an  deren  Eitern  oder  VormQnder  und  nur  mit  deren  schrift- 
licher Zustimmung  unmittelbar  an  die  Minderjährigen  auszuzah- 
len sei,  so  würde  es  nach  der  von  mir  empfohlenen  Formalierang 
des  §  134c  unzulässig  sein,  die  Anwendung  dieser  Vorschrift 
durch  besondere  Vereinbarung  mit  einem  einzelnen,  dem  Fabrik- 
herrn als  besonders  zuverlässig  und  sparsam  bekannten  min- 
derjährigen Arbeiter  zu  dessen  Gunsten  auszuschliessen.  Würde 
hierin  nicht  eine  ungerechtfertigte  Härte  und  eine  viel  za  weit 
getriebene  Einengung  der  Vertragsfreiheit  liegen? 

Ich  will  die  Frage  ohne  weiteres  bejahen  und  auch  zu- 
geben, dass  die  einwandsweise  gezogene  Eonsequenz  meines 
Vorschlags  unabweislich  ist ;  gleichwohl  muss  gerade  vom  Stand- 
punkte des  Entwurfs  aus  unbedingt  an  demselben  festgehalten 
werden.  Denn  wenn  man  einmal  das  Institut  der  Arbeits- 
ordnungen obligatorisch  machen  und  für  dieselben  ,  wie  in 
§  134b  geschehen,  einen  Minimalinhalt  vorschreiben  will,  so 
muss  man  konsequenterweise  jegliche  Vereinbarung,  welche 
den  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  abweichend  von  den  durch 
die  Arbeitsordnung  geregelten  Vorschriften  festsetzt,  ffir  un- 
zulässig und  ungültig  erklären. 

Andernfalls  würde  jede  Arbeitsordnung  praktisch  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  werden  können;   denn   der  Arbeitgeber 


welche  Arbeitsgeräte  der  Arbeiter  selbst  besohafFen  moss,  so  kann  der 
Fabrikherr  in  dieser  Hiasiobt  mit  dem  einen  Arbeiter  diese ,  mit  dem 
andern  jene  Vereinbarungen  treffen;  enthält  dagegen  die  Arbeiteordnung 
Bestimmungen  aber  die  Beschaffung  der  Werkzeuge,  so  iat  nach  der 
▼on  mir  vorgeschlagenen  Formulierung  des  §  IMc  eine  besondere  von 
den  Yorsohriften  der  Arbeitsordnung  abweichende  Vereinbarung  hierfl- 
ber  mit  einzelnen  oder  allen  Arbeitern  unsulftssig  und  rechteun wirksam. 
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könnie  alsdann  ebenso  wie  in  dem  oben  angeffihrten  Beispiel 
mit  jedem  einzelnen  Arbeiter  einen  Separatvertrag  abschliessen, 
wodarch  er  f&r  ihn  die  Anwendung  einzelner  oder  aller  Vor* 
Schriften  der  Arbeitsordnung  ausschliesst  und  das  Arbeitsver- 
hältnis ganz  anders,  als  es  durch  die  Arbeitsordnung  vorgesehen, 
regelt.  Damit  aber  wäre  den  Arbeitsordnungen  und  ihren  von 
der  Begründung  gerühmten  Vorzügen  die  praktische  Bedeutung 
entzogen. 

Will  man  also  die  Arbeitsordnungen  mit  einem  bestimmt 
fixierten  Inhalt  obligatorisch  machen,  so  muss  man  jede  gegen 
ihren  Inhalt  verstossende  Vereinbarung  mit  einzelnen  oder 
mehreren  Arbeitern  für  unzulässig  erklären ,  wenn  dies  auch, 
wie  zuzugeben,  zu  einer  mitunter  harten  und  sehr  weitgehen* 
den  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  führt. 

Unter  Berufung  auf  §  134a  könnte  man  einen  zweiten 
Einwand  gegen  meinen  Vorschlag  erheben,  indem  man  den- 
selben mit  Bücksicht  auf  den  Abs.  3  des  gedachten  §  als 
öberflüssig  bezeichnet.   Die  erwähnte  Vorschrift  lautet  nämlich: 

»Abänderungen  ihres  (seil,  der  Arbeitsordnung)  Inhalts 
können  nur  durch  den  Erlass  von  Nachträgen  oder  in  der 
Weise  erfolgen,  dass  an  Stelle  der  bestehenden  eine  neue 
Arbeitsordnung  erlassen  wird.f 

Durch  diese  Bestimmung  wird  aber  mein  Vorschlag  keines- 
w^  gegenstandslos  oder  überflüssig,  wenn  auch  der  Entwurf 
offenbar  die  gleiche  Tendenz,  wie  dieser  verfolgt.  —  Die  Arbeits- 
odnung  ist  nämlich  eine  in  ganz  bestimmter  (schriftlicher)  Form 
aufgestellte  und  bekann  t  gemachte,  für  a  1 1  e  A  rbeiter  generell 
geltende  Formulierung  der  vom  Arbeitgeber  fixierten  Beding- 
ungen des  Arbeitsvertrages;  indem  der  Gesetzgeber  die  Art  der 
Abänderung  dieser  Ordnung  genau  vorschreibt,  will  er  auchden 
Abänderungen  dieselbe  Form  der  Erklärung  und  Veröffentlich- 
ung sichern,  wie  der  ursprünglichen  Arbeitsordnung  selbst. 

Da  nun  aber  der  Gesetzgeber  nur  von  einer  Abänderung 
der  Arbeitsordnung,  d.  h.  der  für  alle  Arbeiter  generell 
aufgestellten  Arbeitsbedingungen  spricht,  so  trifft  er  damit 
keineswegs  etwa  einzelne  mit  den  einzelnen  Arbeitern  ge- 
sondert getroffene  Abmachungen ;  diese  können  vielmehr,  ohne 
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dass  die  Arbeitsordnung  selbst  die  geringste  Aenderung  er- 
leidet, mit  den  einzelnen  Arbeitern  abgeschlossen  werden, 
wenn  nicht  der  §  134c  die  von  mir  Yorgescblagene  Formulier- 
ung erhält. 

Endlich  ist  hier  noch  hervorzuheben,  dass  der  4.  Absatz 
des  §  134a  ungenau  und  in  einer  der  Begründung  des  Gesetzes 
nicht  entsprechenden  Weise   formuliert  ist,  indem  er  lautet: 

»Die  Arbeitsordnungen  und  Nachträge  zu  denselben  treten 
frühestens  zwei  Wochen  nach  ihrem  Erlasse  in  Geltung,  c 

Die  Begründung  (8.  43)  rechtfertigt  diese  Yorschriüft  mit 
folgenden  Worten: 

»Da  jede  Abänderung  der  Arbeitsordnung  eine  Abänder- 
ung der  Bedingungen  des  Arbeitsvertrages  bedeutet,  so  sollen 
neue  Arbeitsordnungen  oder  Nachträge  frühestens  nach  Ab- 
lauf von  zwei  Wochen,  also  der  gesetzlichen  Kündigungsfrist, 
in  Kraft  treten,  so  dass  jeder  Arbeiter,  der  sich  den  verän- 
derten Bedingungen  nicht  unterwerfen  will,  die  Möglichkeit 
hat,  den  Arbeitsvertrag  mit  dem  Zeitpunkte,  an  welchem  die 
veränderten  Bedingungen  eintreten  würden,  aufzulösen,  c 

Dieser  Motivierung  entspricht  der  Wortlaut  des  Entwurfs 
selbst  nach  zwei  Richtungen  hin  nicht;  einmal  soll  sich  die 
zweiwöchentliche  Frist,  nach  deren  Ablauf  erst  die  Arbeits- 
ordnung in  Kraft  tritt,  nur  auf  neue  oder  auf  Abänderungen 
bereits  bestehender  Arbeitsordnungen  beziehen,  während  nach 
der  Fassung  des  Gesetzes  auch  die  allererste  Arbeitsordnung 
erst  zwei  Wochen  nach  ihrem  Erlasse  in  Kraft  treten  würde, 
wofür  doch  irgend  ein  vernünftiger  Grund  nicht  zu  finden  ist. 

Sodann  liegt  auch  kein  Grund  vor,  die  Frist  für  das  In- 
krafttreten neuer  Arbeitsordnungen  und  Nachträge  unter  allen 
Umständen  auf  2Wochen  zu  bemessen;  denn  da  es  zulässig 
ist,  durch  die  Arbeitsordnung  (§  134b  Nr.  3)  die  Kündigungs- 
frist anders,  als  dies  im  Gesetze  vorgesehen,  zu  normieren, 
insbesondere  auch  kürzer,  so  wird  der  Zweck,  jedem  Arbeiter 
die  Möglichkeit  zu  geben,  den  Arbeitsvertrag  mit  dem  Zeit- 
punkt aufzulösen,  wo  die  neue  Arbeitsordnung  mit  den  ver- 
änderten, ihm  nicht  zusagenden  Arbeitsbedingungen  in  Kraft 
tritt,  dann  und  nur  dann  erreicht,  wenn  die  Fassung  des  Ge- 
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setzes  auch  darauf  Rücksicht  nimmt,  dass  in  der  Arbeitsordnang 
eine  andere,  als  die  gesetzliche  Kündigungsfrist  vorgeschrieben 
sein  kann.  Demnach  würde  der  Abs.  4  des  §  134a  etwa  fol- 
gendermassen  zu  normieren  sein: 

»Neue  Arbeitsordnungen,  sowie  Nachträge  zu  bestehenden 
Arbeitsordnungen  treten  frühestens  in  Kraft,  nachdem  seit 
ihrem  Erlasse  die  für  die  Auflösung  des  Yertragsverhältnisses 
bis  dahin  geltende  Kündigungsfrist  abgelaufen  ist.c 

Ausser  vorstehenden  Ausstellungen  allgemeinerer  Natur 
sind  insbesondere  die  Vorschriften  des  §  134b  letzter  Absatz 
und  des  §  134d  (vom  juristischen  Standpunkt  aus)  zu  be- 
mängeln. 

Die  erstgedachte  Bestimmung  lautet: 

»Durch  die  Arbeitsordnung  kann  bestimmt  werden,  dass 
der  von  minderjährigen  Arbeitern  verdiente  Lohn  an  deren 
Eltern  oder  Vormünder  und  nur  mit  deren  schriftlicher  Zu- 
stimmung unmittelbar  an  die  Minderjährigen  ausgezahlt  wird, 
und  dass  der  minderjährige  Arbeiter  nur  mit  ausdrücklicher 
Zustimmung  seines  Vaters  oder  Vormundes  kündigen   darf.c 

Diese  Vorschrift  verdankt  ausgesprochenermassen  (Be- 
gründung S.  34  und  36)  der  Thatsache  ihre  Entstehung,  dass 
gerade  die  jüngeren  Elemente  unter  den  Arbeitern  —  insbe- 
sondere im  Vergleich  zu  ihren  Altersgenossen  aller  anderen 
Berufsstände  —  wirtschaftlich  zu  selbständig  geworden  sind, 
und  dass  sie  diese  Selbständigkeit  missbrauchen,  um  Unruhe  un- 
ter den  Arbeitern  und  Unfrieden  mit  den  Arbeitgebern  zu  stiften. 

Die  Tendenz  der  Vorschrift,  die  minderjährigen  Arbeiter 
wieder  mehr,  als  bisher,  unter  die  Botmässigkeit  ihrer  El- 
tern und  Vormünder  zu  bringen ,  ist  eine  durchaus  lobens- 
werte; aber  gerade  um  deswillen  ist  es  um  so  mehr  zu  be- 
dauern, dass  der  Entwurf  zur  Verwirklichung  dieses  Zweckes 
einen  Weg  eingeschlagen  hat,  welchen  ich  für  einen  durchaus  ver- 
fehlten halten  muss. 

Es  ist  schon  in  der  Presse  darauf  hingewiesen  worden, 
wie  bedenklich  es  für  die  Fabrikbesitzer  sei,  in  ihre  Arbeits- 
ordnungen derartige  Bestimmungen  über  die  minderjährigen 
Arbeiter  aufeunehraen,    wie  leicht   sich  dadurch  das  Verhält-» 


Digitized  by  VjOOQIC 


40  Neukamp: 

nis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  verschlechtern  kann, 
und  wie  gerade  diejenigen  Unternehmer,  welche  durch  ihre 
Arbeitsordnnngen  die  jugendlichen  Arbeiter  einer  strafferen  hans- 
lichen Zucht  unterwerfen  wollen,  dadurch  sich  der  Gefahr  aus- 
setzen, diese  mitunter  wegen  ihrer  Eorperkräfte  leistungsfähigste 
Kategorie  von  Arbeitern  zu  verlieren. 

Solche  Erwägungen  werden  voraussichtlich  eine  grosse  An- 
zahl von  Unternehmern  veranlassen,  im  Interesse  ihrer  Konkur- 
renzfähigkeit von  der  an  sich  segensreichen  Befugnis  des  §  134b 
letzter  Absatz  keinen  Gebrauch  zu  machen ;  wie  dem  aber  auch 
sei  —  da  es  dem  freien  Belieben  eines  jeden  Arbeitgebers 
überlassen  ist,  ob  er  die  hier  fragliche  Bestimmung  in  die 
Arbeitsordnung  aufnehmen  will  oder  nicht ,  so  ist  es  von  vorn- 
herein höchst  unwahrscheinlich,  dass  alle  Arbeitgeber  gleich- 
massig  verfahren,  d.  h.  entweder  übereinstimmend  eine  ent- 
sprechende Vorschrift  ihrer  Arbeitsordnung  einverleiben  oder 
aber  gänzlich  davon  absehen.^) 

Wenn  demnach  nur  ein  Teil  der  Arbeitgeber  in  den 
Arbeitsordnungen  die  hier  fraglichen  Massnahmen  gegen  die 
jugendlichen  Arbeiter  treffen  wird,  so  entstehen  dadurch  sofort 
die  grössten  ünzuträglichkeiten,  insbesondere  eine  höchst  be- 
klagenswerte Rechtsunsicherheit,  wie  folgendes  Beispiel  veran- 
schaulichen mag: 

Ein  minderjähriger  Arbeiter  wohnt  bei  einem  Kostwirt, 
welcher  weiss,  dass  der  Arbeiter  in  einer  Fabrik  beschäftigt 
ist,  die  diesem  selbst,  nicht  seinen  Eltern  den  Lohn  zahlt; 
inzwischen  tritt  der  Arbeiter,  angelockt  durch  höheren  Lohn 
oder  aus  sonstigen  Gründen,  in  eine  andere  Fabrik  ein,  welche 
gemäss  ihrer  Arbeitsordnung  den  Lohn  den  Eltern  auszahlt; 
der  Arbeiter  weiss  womöglich  selbst  nichts  davon,  da  erfahr- 
ungsmässig  die  Arbeitsordnungen  von  den  Arbeitern  meist  erst 
gelesen  werden,  wenn  sie  schon  lange  in  der  Fabrik  thätig 
sind ;  nunmehr  erwartet  der  Eostwirt  am  Lohntage  das  Kost- 
geld vergebens ;  der  Arbeiter  kann  es  nicht  zahlen,  weil  seine 


1)  Sollte  die  letztere  Eventaalitftt  eintreten ,  so  würde  das  Geseie 
seinen  Zweck  g&nzliob  verfehlen. 
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(yieileicht  obeudrein  leichtsinnigen)  Eltern  den  Lohn  erhoben 
nnd  für  eich  gebraucht  haben. 

Dieses  Beispiel  lässt  sich  leicht  durch  unzählige  andere 
vermehreu ,  die  alle  darauf  hinauslaufen,  dass  die  fakulta- 
tive Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  minderjäh- 
rigen Arbeiters  —  denn  das  ist  der  juristische  Kernpunkt 
der  Vorschrift  des  Entwurfs  —  nicht  bloss  fär  diesen  und  den 
Arbeitgeber ,  sondern  auch  für  die  allgemeine  Rechtssicherheit 
im  Yerkehrsleben  die  grossten  üebelstände  im  Gefolge  hat. 
Ein  Jeder,  welcher  ein  Rechtsgeschäft  mit  einem  minderjährigen 
Fabrikarbeiter  abschliessen  und  demselben  Kredit  gewähren 
will,  müsste  in  Zukunft  erst  sich  über  den  Inhalt  der  ftlr  diesen 
geltenden  Arbeitsordnung  vergewissern  ;  aber  selbst  dies  würde 
ihn,  zumal  bei  dauernden  Yertragsverhältnissen,  (z.  B.  6e- 
währong  von  Kost  und  Wohnung,)  nicht  vor  Schaden  schützen 
können,  da  die  Handlungsfähigkeit  des  Minderjährigen  und 
somit  dessen  Rechtslage  sich  stets  durch  den  Eintritt  in  eine 
andere  Fabrik  mit  anderer  Arbeitsordnung  ändern  kann. 

Soviel  von  den  praktischen  Bedenken  gegen  die  gedachte 
Vorschrift,  denen  sich  noch  viel  erheblichere  juristische 
hinzugesellen. 

Wie  schon  oben  angedeutet,  besteht  der  juristische  Kern- 
punkt der  Neuerung  des  Entwurfs  in  einer  fakultativen  Be* 
sehr&nkang  der  Handlangsffthigkeit  der  Minderjährigen 
verbunden  mit  einem  teilweisen  Eingriff  in  die  Beeilte  der 
v&terliehen  nnd  vormandschaftliehen  Gewalt.  Anffallender- 
veise  ist  sich  der  Verfasser  des  Entwurfs  in  seiner  Begründ«* 
ung  dieser  Tragweite  der  Vorschrift  des  §  134b  letzter  Absatz  offen- 
bar auch  nicht  im  mindesten  bewusst  gewesen ,  wie  aus  folgen- 
den Sätzen  der  Motive  (S.  84  und  35)  zur  Evidenz  hervorgeht: 

»Der  letzte  Absatz  des  §  184^)  führt  als  zulässigen  In- 
halt der  Arbeitsordnung  noch  besonders  an,  dass  die  Auszahl- 
ung der  Löhne  der  minderjährigen  Arbeiter  an  diese  selbst 
nur  mit  Zustimmung   ihrer  Eltern   und  Vormönder  erfolgen 


1)  Die  Allegation  des  §  134  ist  ein  Druckfehler;  gemeint  ist  oifen* 
bu:  §  134b. 
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soll  und  dass  der  Arbeiter  nur  mit  Zastimmung  dieser  das 
Arbeitsverhältnis  kündigen  kann.  In  gleicher  Weise  können 
noch  viele  ähnliche  Bestimmungen  in  die  Arbeitsordnung  anf- 
genommen  werden.    Statt  der  direkten  Zahlung  an   die  EHtem 

oder  Vormünder  kann   z.  B.  verlangt  werden dass  ein 

Teil  des  Lohnes  in  die  Sparkasse  eingelegt  wird.  Auch  ohne 
ausdrückliche  Erwähnung  im  Gesetze  würden  in 
die  Arbeitsordnung  solche  Bestimmungen  auf- 
genommen werden  können.  Es  erscheint  aber 
zweckmässig,  die  Fabrikbesitzer  ausdrücklich  auf 
diese  Handhaben  zur  Stärkung  der  elterlichen 
Autorität  hinzuweisen.« 

Hieraus  geht  doch  mit  voller  Klarheit  und  Deutlichkeit 
hervor,  dass  der  Verfasser  des  Gesetzentwurfs  keineswegs  be- 
absichtigt hat,  das  bestehende  Recht  abzuändern,  sondern 
lediglich  den  Zweck  verfolgt,  durch  die  Vorschrift  des  §  134b 
letzter  Absatz  auf  eine  ihm  sachgemäss  scheinende  Anwendung 
des  bestehenden  Rechts  aufmerksam  zu  machen. 

In  Wirklichkeit  greift  aber  die  erwähnte  Gesetzesbestimm- 
ung in  der  allereinschneidendsten  Weise  in  das  jetzt  geltende 
Recht  ein,  wie  folgende  Erwägungen  ergeben  werden: 

Bis  zum  Inkrafttreten  eines  allgemeinen  bQrgerlichen 
Gesetzbuches  bleiben  die  jetzigen  privatrechtlichen  Vorschriften 
der  einzelnen  Bundesstaaten  in  Geltung,  soweit  sie  nicht  durch 
einzelne  Reichsgesetze  abgeändert  werden.  Dieser  Satz  gilt  ins- 
besondere auch  von  der  Handlungsföhigkeit  Minderjähriger  und 
dem  Rechte  der  väterlichen  und   vormundschaftlichen  Gewalt. 

Betreffs  der  Geschäftsfähigkeit  Minderjähriger  —  und  nur 
mit  dieser  Seite  der  Handlungsfähigkeit  haben  wir  es  hier  zu 
thun  —  ist  nun  z.  B.  im  ganzen  preussischen  Staatsgebiete 
das  Gesetz  vom  12.  Juli  1875  (G.S.  S.  518)  massgebend.  §  6 
dieses  Gesetzes  bestimmt: 

»Hat  der  Vater  oder  Vormund  seine  Genehmigung  erteilt, 
dass  der  Minderjährige  in  Dienst  oder  Arbeit  trete,  so  ist 
Letzterer  selbständig  zur  Eingehung  und  Auflösung  von  Dienst- 
oder Arbeitsverhältnissen  der  genehmigten  Art  befugt.  Dem 
Vater  oder  Vormund  steht  es  frei,    eine  solche  Genehmigung 
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zurQckzuzieheo    oder   einzuschränken,    soweit  dadurch  Rechte 
Dritter  nicht  beeinträchtigt  werden.c 

Hiernach  steht  also  dem  minderjährigen  Arbeiter  im 
Prenssischen  Staatsgebiete  unter  umständen  bloss  die  Befugnis 
zu ,  selbständig  das  Arbeitsverhältnis  zu  kündigen ;  dagegen 
hat  er  gemäss  §  2  des  gedachten  Gesetzes  niemals  selbständig 
das  Recht,  Zahlungen  mit  Rechtswirksamkeit  in  Empfang  zu 
nehmen,  also  dadurch  Rechte  aufzugeben ;  hierzu  ist  er  viel- 
mehr nur  mit  spezieller  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vor- 
mundes befugt.  (Vgl.  §§  36  bis  38  I.  16  A.  L.Rs.^)  Prüfen 
wir  nunmehr  unter  Zugrundelegung  des  hier  geschilderten 
preussischen  Rechts,  welche  rechtliche  Bedeutung  der  Vorschrift 
einer  Arbeitsordnung,  wie  sie  in  §  134b  letzter  Absatz,  bezw. 
in  der  oben  mitgeteilten  Begründung  des  Entwurfis  formuliert 
ist,  g  e ge n  w  är  t  ig ,  d.  h.  vor  dem  Inkrafttreten  des  Entwurfs, 
zukommt,  so  ist  zunächst  daran  zu  erinnern,  dass  die  Arbeits- 
ordnung lediglich  einen  Vertrag  zwischen  dem  Arbeitgeber 
und  dem  (zum  Eintritt  in  eine  Fabrik  generell  ermächtigten) 
minderjährigen  Arbeiter  darstellt,  der  selbstredend  schon  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  in  die  Rechte  Dritter,  also 
auch  des  Vaters  oder  Vormundes  des  Minderjährigen ,  nicht 
eingreifen  kan  n.  Insoweit  alRO  die  Arbeitsordnung  vorschreibt, 
dass  nur  mit  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes  an  den 
Minderjährigen  selbst  der  Arbeitslohn  ausgezahlt  werden  kann, 
iflt  ihr  Inhalt  im  Gebiete  des  Preussischen  Rechtes  gegen- 
standslos; denn  auch  ohne  eine  solche  Vorschrift  kann  ohne 
Genehmigung  des  Vaters  oder  Vormundes  mit  Rechtsgültigkeit 
an  den  Minderjährigen  nicht  gezahlt  werden.  —  Wenn  anderer- 
seits aber  die  Arbeitsordnung  an  Stelle  des  Vaters  >die  Elternc 
substituiert  und  zwar  womöglich  mit  der  Wirkung,  dass  für 
den  Fabrikbesitzer  die  Genehmigung  der  Mutter  zur  Aus- 
zahlung des  Lohnes  an  den  Arbeiter  allein  genügend  sein  soll, 
oder  aber  mit   der  Bedeutung,    dass  beide  Eltern  diese  Ge- 

1)  Vgl.  Färster-Eccius:  Theorie  ond  Praxis  des  Preassiachen  Privat« 
rechts  (5.  Aufl.  1887)  S.  562,  welcher  ausdracklich  hervorhebt,  dass  der 
Zahlungsemp^ger  verpflichtungsffthig  sein  mnss  ;  ebenso 
I>eniburg:  Preus«.  Privat-R.  Bd.  II.  S.  233  (4.  Aufl. 
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nehmigung  erteilen  mfissen,  so  ist  eine  solche  Vorschrift  der 
Arbeitsordnang  rechtsunbestandig  und  wirkungslos,  weil  durch 
eine  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  seinem  minderjährigen 
Arbeiter  getroffene  Vereinbarung  selbstredend  nicht  in  das 
durch  §  2  des  Ges.  vom  12.  Juli  1875  und  durch  die  sonstig 
gen  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  sanktionierte  Recht 
der  väterlichen  Gewalt  mit  Rechtswirksamkeit  eingegriffen 
werden  kann.  —  Es  würde  deshalb  eine  lediglich  mit  Genehmig- 
ung der  Mutter  an  den  Minderjährigen  geleistete  Zahlung  den 
Arbeitgeber  nicht  befreien;  vielmehr  könnte  der  Vater  des 
Minderjährigen  namens  desselben  nochmalige  Zahlung  fordern, 
(welchem  Ansprüche  der  Arbeitgeber  eventuell  nur  mit  dem 
Einwände  der  »Bereicherunge  begegnen  kann).  —  Anderer- 
seits würde  auch  der  Arbeitgeber  einer  seitens  des  Vaters  des 
Minderjährigen  angestrengten  Klage  auf  Lohnzahlung  niemals 
mit  dem  Einwände  entgegentreten  können,  zur  gültigen  Zahlung 
sei  nach  der  Arbeitsordnung  auch  die  Genehmigung  der  Mutter 
des  Arbeiters  erforderlich.*) 

Ebenso  ungültig,  wie  diese  Bestimmungen,  würde  eine 
Vorschrift  der  Arbeitsordnung  sein,  wonach  der  Arbeitgeber 
einen  Teil  des  Arbeitslohnes  des  Minderjährigen  in  die  Spar- 
kasse einigen  darf. 

Abgesehen  davon,  dass  Vater  und  Vormund  eine  solche 
ohne  oder  gegen  ihren  Willen  gemachte  Einlage  niemals,  auch 
trotz  der  Arbeitsordnung,  als  eine  rechtsgültige  2iahlQng  an- 
zuerkennen brauchen,  würde  in  diesem  Verfahren  ein  durchaus 
unzulässiger  Eingriff  des  Arbeitgebers  in  das  Verwaltungs- 
recht des  Vaters  oder  Vormundes  liegen,  welches  diesen  kraft 
Gesetzes  an  dem  Vermögen  des  Minderjährigen  ausschliesslich 


1)  Rechtsgültig  ist  dagegen  die  Bestimmang  der  Arbeitsordnong, 
wonach  der  minderjährige  Arbeiter  nnr  mit  Zustimmang  des  Vaters 
oder  VormundeB  kfindigen  darf;  gegen Qher  der  Vorschrift  des  §  6  des 
Ges.  vom  12.  Jali  1875  hat  eine  derartige  Vorschrift  die  Bedeutung  einer 
Vereinbarung,  wonach  der  Arbeiter  von  dem  ihm  an  and  für  sich  sa- 
stehenden  Kandignngsreoht,  d.  h.  der  Befiignis,  das  Arbeitsverhältnia 
auCsulösen,  nnr  mit  Zustimmung  eines  Dritten  Gebrauch  machen  darf, 
was  zu  vereinbaren  rechtlich  znl&ssig  erscheint 
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OTBteht  —  (ygl.  §  169  IL  2  A.  L-Rs.,  §  27  der  Preuse.  V.O. 
vom  5.  Juli  1875)  —  vermöge  dessen  sie  allein  zu  bestimmen 
haben,  in  welcher  Weise  das  den  Mindexjährigen  gehörige 
Aktivvermögen  zinsbar  angelegt  werden  soll. 

Die  vorstehenden  Aasfähmngen  des  Textes  gelten  ohne 
Weiteres  auch  fOr  diejenigen  Landesteile  des  deutschen  Reiches, 
in  welchen  das  gemeine  (römische)  Recht  in  Kraft  ist.  (Vgl. 
Windscheid,  Lehrbuch  der  Pandekten,  6.  Aufl.  1888;  Bd.  L 
§  71;  Bd.  n.  §§  440—442;  616,  617.) 

Nach  firanzosischem  Recht«,  welches  in  Elsass-Lothringen, 
Rheinhessen  und  wohl  auch  in  anderen  Landesteilen  des  deutschen 
Reiches,  soweit  dies  hier  interessiert,  noch  unverändert  in 
Kraft  besteht,  können  Minderjährige  an  und  für  sich  ohne 
Genehmigung  des  Vaters  oder  Vormundes  gemäss  Art  1241 
Code  civil  Zahlungen  mit  Recht«gültigkeit  nicht  in  Empfang 
nehmen.^)  (Vgl  Artt.  389,  390  c.  c) 

Sofern  also  in  dem  erwähnten  Rechtsgebiet  die  Arbeits- 
ordnung^) zur  Empfangnahme  der  Zahlungen  die  Zustimmung 
der  Eltern  oder  Vormünder  der  Minderjährigen  verlangt,  würde 
sie  etwas  Oeberflüssiges  festsetzen;  soweit  stimmt  das  hier 
gefundene  Ergebnis  mit  dem  oben  (S.  42  f.)  für  das  preussische 
Recht  ermittelten  überein. 

Dagegen  kennt  das  französische  Recht  noch  das  dem  preus- 
sischen  fremde  Institut  des  mineur  emancipe. 

Ein  16  Jahre  altes  Hauskind  und  ein  18jährige8  Mündel 
können  nämlich  mit  der  Wirkung  emanzipiert  werden,*)  dass 
sie  zwar  eine  Reihe  von  wichtigen  Rechtsgeschäften  nur  mit 
Genehmigung  des  Vaters,  der  Mutter  oder  des  Vormundes  (und 

1)  Wie  weit  die  Zahlung  Yom  Gesichtepankt  der  versio  in  rem  oder 
der  nfltBlichen  Verwendung  ans  rechttwirksam  werden  kann  ,  kommt 
hier  nieht  in  Betracht. 

Vergl.  J.  de  Maleville :  Analyse  raisonnäe  de  la  discnttion  du  Code 
<»YiL    Paris  1807;  Bd.  III.  8.  95. 

2)  Abweichend  vom  preuas.  Eeoht  kennt  das  fransOsisohe  eine  sog. 
»elterlichec  Gewalt ,  d.  h.  nach  dem  Tode  des  Vaters  hat  die  Mutter 
alle  wesentlichen  Rechte  der  väterlichen  Gewalt  Artt.  371,  872,  373, 
334,  390  c.  c. 

3}  Von  der  Gmanaipatioo  durch  Verheiratung  sehe  ich  hier  ab. 
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des  Familienrates)  vornehmen  können,  dass  sie  aber  in  der 
Vornahme  alier  minder  wichtigen  Geschäfte  der  laufenden 
Verwaltung  selbständig  sind,  ohne  jedoch  den  Grossjährigen 
gleichgestellt  zu  sein.  (Artt.  477,  478,  481  ff.)  Dass  die 
emanzipierten  Minderjährigen  den  von  ihnen  verdienten  Lohn 
auch  ohne  Genehmigung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  rechts- 
gültig in  Empfang  nehmen  können,  ist  nach  den  Vorschriften 
der  Artt  387,  481  c.  c.  nicht  zu  bezweifeln;  (erstere  Vorschrift 
bestimmt,  dass  der  elterliche  Niessbrauch  sich  nicht  auf  das- 
jenige Vermögen  der  Hauskinder  erstreckt,  welches  dieselben 
erwerben  »par  un  travail  et  une  industrie  s^paräsc,  während 
das  letztgedachte  Gesetz  die  Handlungsfähigkeit  des  emanci- 
pierten  Minderjährigen  insbesondere  folgendermassen  erweitert : 
»il  recevra  ses  revenus,  en  donnera  d^charge  et  fera  tous  les 
actes,  qui  ne  sont  que  de  pure  administrationc). 

Wenn  nun  gleichwohl  die  Arbeitsordnung  vorschreibt, 
dass  die  minderjährigen  Arbeiter  zur  Empfangnahme  des  Lohnes 
der  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  bedürfen,  so  ist 
für  die  emancipierten  Minderjährigen  eine  derartige  Bestimmung 
keineswegs  überflüssig;  sie  wird  auch  hinsichtlich  ihrer  Rechts- 
gültigkeit nicht  zu  beanstanden  sein,  da  sie  juristisch  betrachtet, 
eine  vertragsmässige  Verpflichtung  des  Arbeiters  bedeutet ,  ein 
ihm  zustehendes  Recht  (auf  Auszahlung  des  Lohnes)  nur  mit 
Genehmigung  eines  bestimmt  bezeichneten  Dritten  auszuüben. 

Dagegen  ist  derjenigen  Vorschrift  der  Arbeitsordnung, 
welche  anordnet,  dass  der  Lohn  der  minderjährigen  Arbeiter 
an  deren  Eltern  oder  Vormünder  auszuzahlen  oder  teilweise 
bei  der  Sparkasse  zu  belegen  sei,  gegenüber  den  emancipierten 
Minderjährigen  die  beabsichtigte  Wirkung  nicht  beizumessen. 

Eine  solche  Bestimmung  lässt  sich  juristisch  nur  als  eine 
den  Eltern  oder  Vormündern  der  Minderjährigen  vermittelst 
der  Arbeitsordnung  erteilte  generelle  Vollmacht  zum  Geld- 
empfang^)  konstruieren,  welche  gemäss  Artt.  2003,  2004  c.  c. 

1)  Eine  Zession  kann  darin  nicht  erblickt  werden,  da  eine  solche 
offenbar  nicht  beabeichtigt  iat;  dieselbe  würde  (Ibrigens  auch,  da  sie 
generell,  also  bereits  vor  der  Fälligkeit  des  Lohnes  aasgestellt  ist,  ge- 
mäss §2  des  B.Q.  vom  21.  Juni  1869  (B.Q.  Bl.  S.  242)  rechtsungültig  sein. 
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von  den  Minderjährigen  jederzeit  widerrufen  werden  kann, 
wodurch  selbstredend  die  Vorschrift  ihren  Zweck,  den  Minder- 
jährigen die  uneingeschränkte  Disposition  über  ihren  Lohn  zu 
entziehen,  gänzlich  verfehlt.  Das  Gleiche  gilt  hinsichtlich 
der  Vorschrift,  durch  welche  der  Arbeitgeber  ermächtigt  wird, 
einen  Teil  des  Lohns  in  einer  Sparkasse  verzinslich  anzulegen ;  eine 
solche  »Ermächtigungc  kann  selbstredend,  wiejede  andere  Bevoll- 
mächtigung, von  dem  Machtgeber  jederzeit  zurückgezogen  werden. 

Aus  vorstehenden  Ausführungen  ergiebt  sich,  dass  die 
Ansicht  des  Verfassers  der  »Begründunge,  es  konnten  schon 
nach  dem  jetzt  bestehenden  Recht  die  in  §  134b  letzter  Ab- 
satz und  in  der  Begründung  selbst  erwähnten  Beschränkungen 
den  Minderjährigen  durch  die  Arbeitsordnung  auferlegt  werden, 
in  dieser  Allgemeinheit  jedenfalls  unrichtig  ist. 

Es  fragt  sich  nunmehr,  ob  und  welche  Aenderung  des 
gegenwärtigen  Rechtszustandes  eintreten  wird,  wenn  der  §  134b 
letzter  Absatz  des  Entwurfs  Gesetzeskraft  erlangt? 

Hierbei  ist  von   folgenden  Erwägungen   auszugehen: 

Da  gemäss  Art.  2  der  Reichsverfassung  die  Reichsgesetze 
den  Landesgesetzen  vorgehen,  so  kommt  es,  wenn  der  Art.  134b 
in  seiner  jetzigen  Fassung  Gesetzeskraft  erlangt,  gar  nicht 
darauf  an ,  ob  nach  dem  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  gel- 
tenden Privatrecht  durch  die  Arbeitsordnung,  d.  h.  vertrags- 
mässig,  festgesetzt  werden  kann,  dass  der  von  den  minderjährigen 
Arbeitern  verdiente  Lohn  an  deren  Eltern  oder  Vormünder 
und  nur  mit  der  Letzteren  Zustimmung  an  die  Arbeiter  selbst 
gezahlt  werden  darf. 

Wenn  das  Reich s recht  derartige  Festsetzungen  zulässt, 
so  sind  sie  eben  desw^en  rechtsverbindlich,  ohne  dass  in 
Betracht  käme,  wie  das  zu  Grunde  liegende  Vertragsverhältnis 
unter  Zuhülfen  ahme  desPrivat rechts  der  einzelnen 
Bundesstaaten  sich  juristisch  konstruieren  lässt. 

Schreibt  also  das  Reichsrecht  vor: 

»Durch  die  Arbeitsordnung  kann  bestimmt  werden,  dass 
der  von  minderjährigen  Arbeitern  verdiente  Lohn  an  deren 
Eltern  oder  Vormünder  gezahlt  wird«, 
so  will  es  damit  nicht  bloss  sagen,  dass  in  denjenigen  Landes- 
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teilen  des  deutschen  Reichs,  in  welchen  nach  dem  geltenden  Recht 
an  und  ffir  sich  der  Lohn  an  die  minderjährigen  Arbeiter  selbst 
ansKttzahlen  ist,  diese  ihre  Eltern  oder  Vormünder  widerruf- 
lich zar  Empfangnahme  desselben  boTollmachtigen  können  ; 
denn  damit  wQrde  das  GesetE  etwas  ganz  Selbstyerstandliches 
und  deshalb  üeberflfissiges  statuieren. 

Vielmehr  kann  der  Sinn  des  Gesetzes  nur  der  sein,  dass 
dem  minderjährigen  Arbeiter  durch  die  Arbeitsordnung  dauernd 
(und  seinerseits  unwiderruflich)  das  Recht  entzogen  werden 
kann,  den  von  ihm  verdienten  Lohn  selbst  zu  erheben,  wenn 
er  auch  an  und  fär  sich  nach  Landesrecht  dazu  befugt  sein 
sollte.  Juristisch  ausgedrückt  heisst  das  doch  nichts  anderes, 
als  dass  einem  Minderjährigen  durch  die  Arbeitsordnui^  die 
Handlungsfähigkeit  partiell  entzogen  werden  kann;  während 
deshalb  z.  B.  der  emancipierte  Minderjährige  im  Geltungs- 
bereich des  franzosischen  Rechts  einen  klagbaren  Anspruch 
auf  Auszahlung  des  Lohnes  an  ihn  selbst  hat,  kann  ihm  der- 
selbe vermöge  Reichsrechts  durch  die  Arbeitsordnung 
entzogen  werden. 

Im  Geltungsgebiet  des  preuss.  AUg.  L.R8.  ist,  wie  bereits 
oben  gezeigt,  das  Institut  der  elterlichen  Gewalt  unbekannt ; 
an  und  für  sich  würde  deshalb  hier  die  Zustimmung  der  Mutter 
zur  Auszahlung  des  Lohnes  an  den  minderjährigen  Arbeiter 
rechtlich  gänzlich  irrelevant  sein. 

Wenn  aber  reichsrechtlich  vorgeschrieben  wird,  dass  die 
Arbeitsordnung  die  Auszahlung  des  Lohnes  an  den  mindw- 
jährigen  Arbeiter  von  der  Zustimmung  seiner  Eltern  ab- 
hängig machen  darf,  so  ist  diese  Vorschrift  ohne  Rücksicht 
auf  den  Inhalt  der  Landesgesetze  ffir  das  ganze  deutsche 
Reichsgebiet  massgebend. 

Innerhalb  des  Geltungsgebiets  des  französischen  Rechts 
wird  man  dessen  Vorschriften  über  die  elterliche  Gewalt 
auslegend  zu  Hilfe  nehmen  dürfen,  und  deshalb  die  Zu- 
stimmung des  Vaters  oder  der  Mutter  nach  Massgabe  der 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  erfordern.^) 

1)  Vielleiobt  haben  dem  Verfasser  des  Entwarft  bei  der  Abfassung 
des  §  134b  die  Vorschriften  der  §§  1501  ff.  des  Entwarft  eines  bflrger^ 
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Wie  aber  soll  die  Bestimmnng,  daas  die  Einwillignng  der 
»Eltern»  zur  Auszahlung  des  Lohnes  an  den  mindexjährigen 
Arbeiter  erforderlich  sei,  im  Geltungsbereiche  des  gemeinen 
und  preussischen  Bechts  ausgelegt  werden  ?  Wie  ist  hier  femer 
die  Vorschrift  zu  interpretieren,  dass  der  Lohn  an  die  »Elternc 
des  minderjährigen  Arbeiters  ausgezahlt  werden  darf? 

Mangels  j^lichen  anderen  Anhalts  würde  der  Arbeitgeber 
dem  Wortlaute  der  Vorschrift  entsprechend  die  Zahlung  nur 
gegen  Quittung  oder  mit  Zustimmung  beider  Eltern  zu 
leisten  haben,  was  selbstredend  g^enüber  den  jetzt  geltenden 
Vorschriften  des  gemeinen  Bechts  und  des  preussischen  Allg. 
L.Bs.  einen  Eingriff  in  das  Recht  der  Täterlichen  Gewalt  bedeutet. 

Halt  man  die  Quittung  oder  Zustimmung  beider  Eltern 
für  erforderlich,  so  erheben  sich  sofort  wieder  folgende  Zwei-* 
felsfragen:  Wie  ist  es  zu  halten,  wenn  der  Vater  sie  erteilt? 
die  Mutter  sie  verweigert?  oder  umgekehrt?  oder  wenn  einer 
von  beiden  die  bereits  erteilte  Zustimmung  zurückzieht  ?  Be- 
darf es,  wenn  der  Vater  tot  und  der  Arbeiter  von  einem  Andern, 
als  seiner  Mutter  bevormundet  wird,  der  Zustimmung  der 
Mutter  und  des  Vormundes  oder  genügt  die  Zustimmung 
einer  dieser  Personen  und  welcher? 

Auf  alle  diese  Fragen  giebt  der  Entwurf  keine  genügende 
Antwort  und  schon  deshalb  bedarf  es  m.  E.,  um  zahllose  Pro« 
zesse  und  Schwierigkeiten  zu  verhüten,  einer  anderweiten 
Fassung  desselben. 

Ich  sehe  aber  davon  ab,  eine  solche  in  Vorschlag  zu 
bringen,  da  ich  es  für  das  Richtigste  halte,  den  ganzen  letzten 
Absatz  des  §  134b  einfach  zu  streichen,  indem  ich  der  Meinung 
bin,  dass  die  Handlungsföhigkeit  Minderjähriger  und  die  vä- 
terliche oder  elterliche  Gewalt  und  deren  Dmfang  nur  einheitlich 
durch  das  zukünftige  bürgerliehe  Gesetzbuch  geregelt  und  es 
bis  dahin  füglich  bei   den  Vorschriften   der  in  den  einzelnen 

liehen  Gesetzbuches  für  das  dentsohe  Reich  vorgeschwebt,  welche  an 
die  Stelle  der  väterlichen  die  elterliche  Gewalt  setzen ;  da 
aber  letzteres  Gesetzbaeh  yoraossichtlich  erst  in  5—10  Jahren  Ge- 
setzeskraft erlangen  wird,  während  die  Novelle  zar  G.O.  bereits  am 
1.  April  1891  in  Kraft  treten  soll ,  so  entsteht  jetzt  ein  ganz  bedenk- 
licher Riss  in  die  Vorschriften  des  bflrgerlicben  Rechts. 
Ztiteohr.  f.  Staatew.    iSSl.    I.  Heft.  4 
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Bundesstaaten  geltenden  Landesgesetze  sein  Bewenden  behalten 
kann,  zumal  die  Gründe,  welche  in  den  Motiven  des  Entwurfs 
zur  Rechtfertigung  einer  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit 
Minderjähriger  und  der  Unterwerfung  derselben  unter  eine 
verschärfte  elterliche  und  vormundschaftliche  Botmässigkeit 
und  Zucht  vorgebracht  sind,  nicht  bloss  für  den  minderjährigen 
Arbeiter  zutreffen,  sondern  Anspruch  auf  allgemeine  Grelt- 
ung  hinsichtlich  aller  Minderjährigen  haben. 

Die  zweite  von  mir  oben  beanstandete  Spezialvorschrift 
über  die  Arbeitsordnungen  enthält  der  §  134d  des  EntwurÜB, 
welcher  lautet: 

»Vor  dem  Erlass  einer  Arbeitsordnung  oder  eines  Nach- 
trags zu  derselben  ist  den  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeitern 
Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  den  Inhalt  derselben  zu  äussern. 
Für  Fabriken,  für  welche  ein  ständiger  Arbeiterausschuss 
besteht,  wird  dieser  Vorschrift  durch  Anhörung  des  Ausschusses 
über  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  genügt.€ 

Die  Einführung  dieser  neuen  Vorschrift  wird  in  der  amt* 
liehen  B^ründung  folgendermassen  gerechtfertigt: 

»Die  Bestimmung  des  §  134d  ist  aus  der  Erwägung  hervorge- 
gangen, dass  der  einzelne  Arbeiter,  welcher  Beschäftigung  sacht 
in  der  Regel  keine  Wahl  hat,  ob  er  sich  den  in  der  Arbeits- 
ordnung vom  Arbeitgeber  festgestellten  Bedingungen  unter- 
werfen will  oder  nicht,  dass  ihm  also  beim  Vertragsabschlüsse 
jede  Einwirkung  auf  die  einzelnen  Bedingungen  des  Arbeits- 
vertrages entzogen  ist.  Unter  diesen  Umständen  erscheint  es 
billig,  dass  vor  dem  Erlass  einer  Arbeitsordnung  oder  eines 
Nachtrages  den  zur  Zeit  im  Betriebe  beschäftigten  Arbeitern 
die  Möglichkeit  gegeben  wird,  die  Interessen  der  Arbeiterschaft 
dabei  zu  vertreten.  Daneben  lehrt  die  Erfahrung,  dass  manche 
Arbeitsordnungen  Bestimmungen  enthalten,  durch  die  sieh  die 
Arbeiter  geschädigt  oder  gekränkt  fühlen,  während  sie  für 
den  Arbeitgeber  einen  so  geringen  Wert  haben,  dass  er  auf 
ihre  Aufnahme  verzichtet  haben  würde,  wenn  ihm  die  Stimm- 
ung seiner  Arbeiter  bekannt  gewesen  wäre.c 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu  untersuchen,  ob  die  vor- 
stehend mitgeteilten  Gründe  die  vorgeschlagene  Aenderung  des 
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bestehenden  Rechts  rechtfertigen;  die  Fassung  des  §  134d  ist 
aber  jedenüalls  schon  um  deswillen  yerfehlt ,  weil  durch  den- 
selben der  ausgesprochene  Zweck  des  Gesetzgebers  keinesfalls 
erreicht  wird. 

Denn  die  vorgeschriebene  blosse  Anhörung  der  Arbei- 
ter bietet  denselben  in  keiner  Weise  eine  Garantie,  dass  ihre 
Wünsche  in  betreff  des  Inhalts  der  Arbeitsordnung  auch  nur 
im  allergeringsten  seitens  des  Arbeitgebers  Berücksichtigung 
finden.  Dieser  ist  nicht  gehalten,  von  ihren  »WQnschenc 
irgend  welche  Notiz  zu  nehmen  oder  gar  sie  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörde mitzuteilen,  welcher  lediglich  die  Arbeits- 
ordnung selbst  einzureichen  ist.  Da  dieser  Behörde  übrigens 
auch  in  der  Regel  auf  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  gar 
keine  Einwirkung  zusteht  —  sie  hat  lediglich  darüber  zu  wachen, 
dass  derselbe  nicht  gegen  das  Gesetz  verstösst  —  so  ist  das 
den  Arbeitern  durch  §  134d  gewährte  Recht  ein  blosses 
Seheinrecht  ohne  jeden  materiellen  Inhalt.  ^)  Dasselbe  ist  — 
seinem  ausgesprocheneu  Zwecke  zuwider  —  gerade  um  des- 
willen sehr  geeignet,  auf  das  Einvemehmen  zwischen  Arbeit- 
geber und  Ar'beiter  höchst  schädigend  einzuwirken,  insofern 
dadurch  den  unruhigen  und  agitatorischen  Elementen  unter 
den  Letzteren  eine  willkommene  Gelegenheit  geboten  wird, 
ihre  Arbeitsgenossen  zur  Aufstellung  von  allerlei  unerfüllbaren 
Wünschen  bei  Formulierung  der  Arbeitsordnung  aufisustacheln ; 
die  Arbeiter  selbst  werden  es  mit  Unwillen  empfinden  und  es 
wird  dazu  beitragen,  die  Kluft  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  nur  noch  zu  erweitem,  wenn  erstere  nicht  alle  ihre 
wenn  auch  noch  so  unverständigen  Wünsche  erfüllen,  obwohl  sie 

1)  Dieser  im  Text  hervorgehobene  Qeeiohtspnnkt  iit  von  Bren- 
tano in  seiner  Abhandlung:  »üeber  Arbeitseinstellangen  und  Fort- 
bildung des  Arbeitsvertragesc  (Schriften  des  Vereins  fOr  Sozialpolitik 
Bd.  45.  Leipzig.  1890)  &  XXI  ff.,  insbesondere  S.  XXV  gar  nicht  berück- 
sichtigt. Von  seinem Standpankt  aas  mflssteer  einen  wirklichen  Consen s, 
nicht  bloss  eine  Anhörung  der  (organisierten)  Arbeiter  gesamt- 
heit  betreffs  des  Inhalts  der  Arbeitsordnung  fordern.  Einem  solchen 
den  Arbeitern  ein  wirklichesReoht  gewährenden  Vorschlage  wflrde 
ich  Tiel  freundlicher  gegenüberstehen,  als  dem  ihnen  durch  den  Entwurf 
eingeräumten  Sehe  in  recht. 

4* 
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auf  deren  Berücksichtigang  ein  gesetzliches  Recht  nicht  haben. 

Stehen  schon  diese  praktischen  Erwägungen,  welche 
darthun,  dass  das  Gesetz  den  von  ihm  gewollten  Zweck  nicht 
erreicht,  der  Vorschrift  des  §  134d  entgegen,  so  ist  dieselbe 
Yom  Rechtsstandpankte  aus  nicht  minder  unhaltbar. 

Denn  es  ist  gar  nicht  aheusehen,  weshalb  gerade  diejeni- 
gen Arbeiter,  welche  bei  dem  Erlas s  oder  irgend  einer  Ab- 
änderung der  Arbeitsordnung  zufällig  in  einer  Fabrik  be- 
schäftigt sind,  einen  besonderen  Anspruch  darauf  haben  sollen, 
über  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  vor  deren  Inkrafttreten 
gehört  zu  werden.  Der  Verfasser  des  Entwurfs  hat  anscheinend 
übersehen,  dass  alle  diese  Arbeiter  oder  wenigstens  ein  grosser 
Teil  derselben  Yielleicht  schon  nach  Ablauf  eines  Jahres  oder 
nach  noch  kürzerer  Zeit  in  der  betreffenden  Fabrik  nicht  mehr 
beschäftigt  sind.^)  Dadurch  kann  es  geschehen,  dass  der  Inhalt 
der  Arbeitsordnung  schon  nach  Ablauf  eines  Jahres  den  Wün- 
schen der  alsdann  yorhandenen  Majorität  der  Arbeiter  nicht 
mehr  entspricht,  weil  die  nach  Erlass  der  Arbeitsordnung  in 
die  Fabrik  eintretenden  Arbeiter  über  dieselbe  gar  nicht 
gehört  werden. 

Wenn  also  die  Anhörung  der  Arbeiter  irgend  welchen 
dauernden  Wert  haben,  und,  als  Elrsatz  für  die  dem  einzelnen 
Arbeiter  mangelnde  »Einwirkung  auf  die  Bedingungen  des 
Arbeitsrertrages«,  gewissermassen  vom  juristischen  Standpunkt 
aus  eine  Art  Konsens  der  Arbeitergesamtheit  zu  dem 
Inhalt  der  Arbeitsordnung  bilden  soll —  denn  der  einzelne 
Arbeiter  erklärt  ja  seine  Zustimmung  schon  durch  den  Elintritt 
in  die  Fabrik,  indem  er  sich  damit  der  Arbeitsordnung,  d.  h. 
den  Bedingungen  des  Arbeitsvertrags  stillschweigend  un- 
terwirft —  so  müsste  diese  Anhörung  bei  dem  bekannten 
Fluktuieren')  der  Fabrikbevölkerang  mindestens  alljährlich 
erfolgen  und  ebenso  oft  die  Arbeitsordnung  den  jeweiligen 
Wünschen  der  Arbeiter  gemäss  umgeäudert  werden,  eine  Kon- 
sequenz, die  sieh,  wie  auf  der  Band  liegt,  von  selbst  verbietet. 

1)  Siehe  vorstehende  Anmerkang. 

2)  Nachstehende  mir  während  der  Drucklegung  zugegangene  statistische 
Daten  über  die  Bewegung  der  Fabrikarbeiterbevölkerung  bestätigen  die 
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Da  soDach  ein  innerer  Grund  nicht  erfindlich,  weshalb 
nur  die  vor  Erlass  einer  Arbeitsordnung  in  einer  Fabrik  zu- 
fallig beschäftigten  Arbeiter  über  deren  Inhalt  gehört  werden 
sollen,  nicht  aber  die  nach  Erlass  derselben  in  die  Fabrik  ein- 
tretenden Personen,  letzteres  aber,  wie  schon  dargelegt,  nicht 

ÄQsführaiig  des  Textes  über  den  raschen  and  umfangreichen  Wechsel 
der  Arbeiter  in  den  einielnen  Betrieben  in  einer  mir  selbst  überraschen- 
den Weise. 

Ich  kann  deshalb  nur  dem  Herrn  Geheimen  Finanzrat  Jencke,  (ober- 
sten Beamten  der  Erupp'schen  Fabrik  in  Essen),  beipflichten,  wenn  dieser 
in  einer  —  auch  in  sonstiger  Hinsicht  interessanten  —  Rede»  aus  welcher 
ich  das  Zahlenmaterial  nachstehend  mitteile,  wörtlich  mit  Bezug  auf 
diese  Zahlen  äussert: 

»Hätte  mir  jemand  die  Zahlen  frfiher  gesagt,  oder  Oberhaupt  die 
Thatsache  eines  so  bedeutenden  Wechsels  (nftmlich  der  Arbeiter)  be- 
hauptet, so  hatte  ich  das  ohne  weiteres  in  Abrede  gestellt.« 

Die  Bede,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  ist  in  der  Ausschuss- 
sitEung  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller  vom  23.  November 
1887  gehalten  und  abgedruokt  in  den  »Verhandlungen,  Mitteilungen 
und  Berichten  des  gedachten  Verbandes«  unter  Nr.  38  vom  Jahre  1887. 
Jencke  hat  nun  (8.  83  und  84)  anlässlich  der  Beratung  der  »Gmnd« 
z6ge  zur  Alters-  und  Invalidenversicherung  der  Arbeiter«  sich  des  Wei- 
teren folgendermassen  ausgelassen; 

»Ich  habe  hier  die  Vermutung,  dass  die  Beichsregiemng  vielleicht 
von  nicht  ganz  richtigen  Voraussetzungen  ausgegangen  ist,  insofern, 
als  sie  die  Arbeiterschaft  in  den  Berufagenossensohaften  f&r  eine  gewisse 
stabile  hält  und  sich  nicht  vor  Augen  fahrt,  dass  der  Wechsel  der  Ar- 
beiter in  den  einzelnen  Werken  sowohl,  als  innerhalb  der  Berufsgenos- 
senschaften  im  weiteren  Sinne  ein  ganz  bedeutender  ist.  Ich  habe 
mir  deshalb  angelegen  sein  lassen,  der  Frage  auch  in  dieser  Beziehung 
einmal  auf  den  Grund  zu  gehen,  und  mich  mit  den  mir  zunächstlie- 
genden Werken  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  in  Verbindung  geeetzt. 

*- Dahaben  sich  denn  sehr  überraschende  Zahlen  ergeben. 

Es  hat  och  z.  B.»  um  gleich  mit  dem  mir  zunächstliegenden  Werk  der 
Firma  Krupp  anzufangen,  herausgestellt,  dass  im  Jahre  1873  bei  einem 
darchschnittlichen  Bestand  der  Arbeiter  yon  12258  zugegangen  sind: 
10571,  und  abgegangen  sind:  9465,  das  ist  also  ein  Zugang  von  86,27 
Prozent  und  ein  Abgang  von  77,25  Prozent.  —  Gutehoffnungshfttte  hat 
im  Jahre  1873  bei  einer  durchschnittlichen  Arbeiterzahl  von  4420  einen 
Zugang  von  70,34  Prozent  und  einen  Abgang  von  76,61  Prozent  gehabt. 
—  PhOnix  hat  im  Jahre  1873  bei  einer  durchschnittlichen  Arbeiterzahl 
von  B192  einen  Zugang  von  55, U  Prozent,  einen  Abgang  von  50,78 
Prozent  gehabt« 
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möglich  ist,  so  muss  schon  vom  Standpunkt  der  Rechtsgleich- 
heit aus  die  Vorschrift  des  §  134d  verworfen  werden;  sie  ist 
deshalb  meiner  Ansicht  nach  am  besten  einfach  zu  streichen. 
7.  Die  Staatsaufsicht. 
Die  jetzige  6.0.  kennt  nur  eine  Staatsaufsicht  über  die 
Fabriken,   wie  sich   daraus  ei^ebt,    dass   der  dieselbe  behau- 


Weiter  giebt  Jencke  für  folgende  Werke  folgende  Zahlen: 

Durcb- 

Bchnittliehc 

)    Zugang. 

Abgang. 

Jahr. 

Name  des  Werkes:       Arbeiterzahl. 

Bochnmer  Verein 

4105 

4659  d.i. 

4683  d.i. 

1873 

1 13,50 Proz.  ll4ProB 

Hörder  Bergwerke 

2882 

53,92      » 

55,58  » 

» 

RheiniBche  Stahlwerke 

758 

86,31      » 

61.25  » 

» 

Westpbftl.  Drahtindustrie 

762 

26,88      » 

35,55  > 

» 

Alle  vorgenannten  Werke 

zusammen : 

28802 

79,37      » 

75,48  * 

» 
Durchacbn. 

Firma  fCrnpp 

24,75       * 

20,70  » 

der  Jahre 
1881-1886 

GntehoffnangshOtie 

69,67      » 

57,93  > 

Phönix 

35,19      > 

31,92  > 

Bochnmer  Verein 

58,96      » 

61,06  * 

Hörder  Bergwerk 

56,58      » 

51,50  » 

Stahlwerk  Hösch 

76,14      . 

59,03  » 

Rheinische  Stahlwerke 

52,43      » 

45,95  » 

Westftl.  Drahtindastrie 

15,16      » 

16,15  » 

FQr  den  Bochnmer  Verein  speziell  kann  ich  sodann  nach  authen- 

tischer Quelle  folgende  Zahlen  mitteilen: 

Anzahl 

Anzahl 

Jahr  der  An-  »««^hBchnitts-            " 

nähme  der    **^i  ^^^^    g»  §  | 

Arbeiter.        «chftftigten      -  S  | 

Arbeiter.        ®  i  ^ 

IP^ 

der  abge- 
gangenen 
Arbeiter. 

in  Prozent, 
znr  Durch- 
schnitts- 
sabl. 

1881                 4086 

3411 

84,5 

2474 

61,3 

1882                4724 

3831 

81.1 

3635 

77,0 

1888                4401 

2684 

61,0 

3602 

813 

1884                3693 

1617 

43,8 

2053 

55.6 

1885                8121 

606 

19,4 

1112 

35,6 

1886                8134 

1472 

47,0 

1280 

39,2 

1887                3496 

1998 

57,0 

1487 

42,5 

1888                4058 

2669 

65,8 

2000 

49,3 

1889                4770 

2787 

58,4 

2234 

46 

.8' 
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delnde  §  189b  dem  lY.  »die  Yerhaltnisse  der  Fabrikarbeiter« 
regelnden  Abschnitt  des  VII.  Titels  eingegliedert  ist  and 
(überdies  auch  die  Ausführung  der  Schutzvorschriften  des 
§  120  Abs.  3  nur  »in  seiner  Anwendung  auf  Fabriken«  über- 
wachen lässt. 

Demgegenüber  bildet  der  §  189b  des  Entwurfs  einen 
selbständigen  (V.)  Abschnitt  des  VII.  Titels,  wodurch  allein 
schon  kenntlich  gemacht  ist,  dass  in  Zukunft  die  Staatsaufsicht 
allen  gewerblichen  Unternehmungen  gegenüber,  auf  welche  sich 
die  Vorschriften  des  VIL  Titels  beziehen,  Platz  greifen  soll;  zwei- 
felsfrei ist  dies  dadurch  klargestellt,  dass  die  Worte  »in  seiner 
Anwendung  auf  Fabriken«  weggefallen  und  dass  generell  die 
Ueberwachung  der  Ausfährung  der  in  den  §§  105a,  105b 
Abs.  1,  105c  bis  105g,  120a  bis  120e,  134  bis  139a  g^ebe- 
nen  Vorschriften  gewissen  Behörden,  bezw.  Beamten  übertragen 
ist.  Diese  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  ist  vom  Standpunkte 
des  Entwurfs  aus  zu  billigen ;  denn  wenn  es  der  Staat  einmal 
als  seine  Aufgabe  betrachtet,  an  Stelle  des  »freien  Spiels  der 
Kräfte«  einen  Schutz  der  »wirtschaftlich  Schwachen«  durch  ge- 
setzliche Massnahmen  herbeizuführen,  so  muss  er  auch  dafür 
Sorge  tragen,  dass  seine  Vorschriften  in  vollem  Umfange  zur 


Gegenfiber  diesem  Zahlenmaterial  wird  man  meine  Behauptung 
wohl  allerseits  als  richtig  anerkennen  mQssen,  dass  die  durch  §  134d 
vorgeschriebene  Anhörung  der  jeweilig  in  der  Fabrik  bei  Erlass  oder 
Abänderung  der  Arbeitsordnung  zufällig  beschäftigten  Arbeits 
in  Wirklichkeit  insofern  völlig  wertlos  ist,  als  bereits  längstens  nach 
Jahresfrist  die  Majorität  der  Arbeiterschaft  aus  ganz  anderen  Personen 
besteht,  als  aus  denjenigen,  welche  Ober  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung 
gehört  sind. 

Damit  aber  entfällt  jede  Berechtigung  für  die  Vorschrift  des  §  184d, 
da  sie  einerseits  nur  einem  ganz  verschwindenden  Bruchteil  der  Arbei- 
ter zu  gute  kommt,  nämlich  denjenigen,  welche  zufällig  bei  Erlass  der 
Arbeitsordnung  in  der  Fabrik  beschäftigt  sind,  und  da  andererseits, 
selbst  wenn  die  Anhörung  der  Arbeiter  die  Berücksichtigung  aller 
ihrer  WOnsche  in  Bezug  auf  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  zur  Folge 
hätte,  doch  nicht  die  geringste  Garantie  dafür  besteht,  dass  die  also 
zustande  gekommene  Arbeitsordnung  nach  Jahresfrist  noch  den  Wön« 
sehen  der  inzwischen  gänzlich  veränderten  Mehrheit  der  Arbeiter 
entspricht. 
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Darchführuug  gelangen.  Jedenfalls  ist  ein  innerer  Grund, 
weshalb  nur  der  Fabrikbetrieb  einer  StaatsanfiBicht  unfcerwor» 
fen,  alle  anderen  gewerblichen  Arbeitsstätten  aber  davon  be- 
freit sein  sollen,  in  keiner  Weise  erfindlich. 

Gerade  weil  nun  aber  nach  dem  Entwarf  die  Staatsauf- 
sicht so  sehr  an  umfang  gewonnen,  erscheint  es  um  so  dringen- 
der geboten,  die  Art  und  Weise  derselben  so  zu  regeln,  dass 
die  Verkehrs-  und  Rechtssicherheit  nicht  darunter  leidet,  und 
dass  insbesondere  jegliche  Willkür  in  ihrer  Handhabung  nach 
Möglichkeit  ausgeschlossen  ist.  In  dieser  Hinsicht  ist  der 
Entwurf  nach  meiner  Ansicht  sehr  verbesserungsbedürftig. 

Derselbe  überlässt  es  nämlich  den  einzelnen  Bundesstaaten, 
ob  sie  die  Staatsaufsicht  besonderen  von  den  Landesregier- 
ungen zu  ernennenden  Beamten  (Gewerberaten,  Fabrikinspek- 
toren) ausschliesslich  übertragen  oder  ob  sie  mit  denselben 
ausserdem  auch  die  ordentlichen  Polizeibehörden  betraumi  wollen. 

Letzterenfalls  ist  es  weiter  Sache  der  Bundesstaaten,  die 
Zusiändigkeitsverhältnisse  zwischen  den  besonderen  Beamten^) 
und  den  ordentlichen  Polizeibehörden  zu  regeln. 

Darin  nun,  dass  diese  Regelung  den  Bundesstaaten  aus- 
schliesslich überlassen  ist,  erblicke  ich  einen  Hauptmangel 
des  Entwurfs;  nach  meiner  Ansicht  müssten  wenigstens  in 
den  Grundzügen  die  Zustandigkeitsverhältnisse  der  Fabrik- 
inspektoren einerseits  und  der  Polizeibehörden  andererseits, 
soweit  es  sich  um  die  Ausübung  der  Staatsaufsicht  handelt, 
reichsgesetzlich  geregelt  werden. 

Hiei^^en  kann  man  zunächst  nicht  geltend  machen, 
dass  eine  derartige  Regelung  durch  Reichsgesetz  einen  Ein-* 
griff  des  Reiches  in  das  Staats-  bezw.  Yerwaltungsrecht  der 
Bundesstaaten  bedeuten  würde;  denn  wenn  dies  auch  an  und 
für  sich  richtig,  so  hat  doch  die  Reichsgesetzgebung  schon 
anderweit  wiederholt  in  das  Verwaltungsrecht  der  Einzel- 
staaten eingegriffen,  sofern  dies  im  Interesse  der  Rechtseinheit 


1)  Die  Anstellimg  dieser  »besonderen  Beamten«  ist  nach  dem  Ent- 
wurf obligatorisch  Torgeschrieben ,  während  nach  dem  jetsigea  Recht 
unter  Umständen  von  der  Anstellung  solcher  Beamten  abgesehen  wer- 
den kann. 
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und  -Gleichheit  notwendig  war.  Ich  erinnere  z.  B.  an  die  in  den 
§§  17—19,  20,  21  ff.  der  G.O.  anfgestellten  Gmndzfige  eines 
für  alle  Bundesstaaten  massgebenden  Yerwaltangsstreitverfah- 
rens  oder  an  die  teilweise  reicfasrechtliche  Regelang  des  Ver- 
fahrens vor  den  über  ünterstütznngswohnsitzansprOche  befin- 
denden Behörden.  (§§  38  ff.  des  B.G.  Tom  6.  Juni  1870  B.  G. 
BL  S.  360.) 

Die  Notwendigkeit  einer  reich  s rechtliche nOrd- 
nnng  der  Zuständigkeit  der  Fabrikinspektoren  und  ihres  Ver- 
hältnisses zu  den  Polizeibehörden  ergiebt  sich  schon  aus  dem 
Inhalt  der  amtlichen  Begründung  des  Entwurfs. 

Es  heisst  dort  nämlich  (8.  56): 

»Eine  einigermassen  sichere  und  gleichmässige  Durch- 
führung der  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  der  Ar- 
beiter an  Sonn-  und  Festtagen  in  Fabriken  und  Werkstätten 
ist  nicht  anzunehmen,  wenn  die  Aufsicht  darüber  nicht  we- 
nigstens unter  Mitwirkung  der  besonderen  Aufsichtsbeamten 
stattfindet.  Ebensowenig  ist  diese  für  die  Durchführung  der 
Bestimmungen  der  §§  120a  bis  120e  auch  in  Werkstätten  zu 
entbehren,  zumal  eine  wirksame  Aufsicht  hierüber  vielfach 
technische  Kenntnisse  erfordert,  welche  bei  den 
Organen  der  ordentlichen  Polizeibehörden  nicht 
vorausgesetzt  werden  können.c 

Gerade  dieser  letzte,  unzweifelhaft  richtige  Satz  gebietet 
es,  den  Umfang  der  Mitwirkung  der  technisch  gebildeten  Be- 
amten bei  der  Ausübung  der  Staatsaufsicht  reichsgesetzlich 
festzustellen;  denn  wenn  das  Reich  selbst  anerkennt,  dass 
die  ordentlichen  Polizeibehörden  zur  Ausübung  dieser  Aufsicht 
(wegen  mangelnder  technischer  Ausbildung)  in  der  Regel  nicht 
geeignet  sind,  so  muss  es  auch  selbst  Fürsorge  treffen,  dass 
eine  üebertragung  von  Aufsichtsbefugnissen  an  dieselben  gar- 
nicbt  oder  doch  nur  in  geringem  Masse  erfolgen  kann;  es 
darf  aber  nicht  gestatten,  wie  dies  nach  der  jetzigen  Fassung 
des  Entwurfs  möglich,  dass  sich  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten eine  andere  Auffassung  geltend  macht,  derzufolge  die 
Mitwirkung  der  technisch  gebildeten  Beamten  bei  der  Ausüb- 
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ung  der  Staatsaufsicht   auf  ein   möglichst  geringes  Mass  be- 
schränkt wird. 

Auch  wird  es  sich  empfehlen,  zur  Verhütung  von  Kompe- 
tenzstreitigkeiten und  einer  mit  denselben  stets  Yerbundenen 
Rechtsunsicherheit  die  Zuständigkeit  der  Fabrikinspektoren  ge- 
genüber den  Polizeibehörden  möglichst  genau  und  scharf  abzu- 
grenzen und  zwar  ebenfalls  im  Wege  reichsgesetzlicher  B^elung. 

Endlich  kommt  noch  folgendes  Bedenken  in  Betracht :  nach 
§§  105b,  105f,  120d  ist  die  Polizeibehörde,  bezw.  die  untere 
Verwaltungsbehörde  befugt,  gewisse  Vorschriften  in  betreff  der 
Sonntagsruhe  und  der  im  Interesse  des  Lebens,  der  Gesund- 
heit und  der  Sittlichkeit  der  Arbeiter  zu  ergreifenden  Mass- 
nahmen zu  treffen.  Um  solche  Vorschriften  richtig  und  sachge- 
mäss  anzuordnen,  ist  aber  meist  eben  solche  Sachkunde  erforder- 
lich, wie  zur  Beaufsichtigung  des  Gewerbebetriebs ;  schon  deshalb 
würde  es  sich  empfehlen,  auch  bei  dem  Erlass  solcher  Vorschriften 
eine  Mitwirkung  der  Fabrikinspektoren  vorzuschreiben.  —  Dazu 
kommt,  dass  es  zu  grossen  ünzuträglichkeiten  führen  kann, 
wenn  eine  solche  Mitwirkung  der  Fabrikinspektoren  nicht 
eintritt ;  angenommen  z.  B.  die  Polizeibehörde  hat  auf  Grund 
des  §  120d  Anordnungen  getroffen,  welche  der  Fabrikinspektor 
aus  technischen  Gründen  für  unausführbar  oder  verkehrt  hält ; 
als  Aufsichtsbeamter  ist  er  gleichwohl  verpflichtet,  darüber  zu 
wachen,  dass  die  formell  rechtsbeständigen  Anordnungen  der 
Polizeibehörde  von  den  Unternehmern  auch  befolgt  werden; 
es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dass  er  nur  mit  Widerstreben  die 
Ausführung  von  Anordnungen  erzwingen  wird,  die  er  selbst 
für  verkehrt  oder  schädlich  halt.  —  Zu  welchen  Unzuträglich- 
keiten dies  führen  kann,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung; 
ebenso  wenig,  dass  der  Fabrikinspektor  seines  Amtes  ganz 
anders  walten  wird  und  kann,  wenn  die  auf  Grund  des  §  120d  ge- 
troffenen Massnahmen  mit  seinemSinverständnis  angeordnet  sind. 

Als  Resultat  des  Vorstehenden  ergiebt  sich  sonach ,  dass 
durch  die  G.O.  einerseits  die  Zuständigkeit  der  Fabrikinspek- 
toren (Gewerberäte)  gegenüber  denjenigen  der  Polizeibehörden 
genau  abzugrenzen,  und  andererseits  in  den  §§  105b  Abs.  2, 
105f  Abs.  1    und  120d   Abs.  1   nach   den  Worten:    »Polizei- 
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behördec,  bezw.  »untere  VerwaltDugsbehordec  einzaschalten 
sein  wird:  »im  Einvernehmen  mit  den  besonderen  Aufeichts- 
beamten  (§  139b).€ 

8.  Die  Rechtskontrolle  gegenüber  der  Ausübung 
der  Staatsaufsicht. 

Ein  Hauptpostnlat  des  modernen  Rechtsstaats  bildet  die 
Gewährung  von  Schutz  gegen  polizeiliche  Willkür  durch  ein 
geordnetes  Yerwaltungsstreitverfahren  (Vgl.  Ghteist:  Der  Rechts- 
staat S.  174  ff.)  Dieses  Prinzip  ist  nicht  nur  in  der  bishe- 
rigen 0.0. ,  sondern  auch  in  der  sonstigen  und  insbesondere 
in  der  allemeuesten  Geset^ebung  des  Reiches  immer  aufs  neue 
zur  Anerkennung  gelangt.  (Vgl.  §  58  des  Erankenvers.*Gesetzes 
vom  15.  Juni  1883 ;  §  12de8  Ges.  vom  5.  Mai  1886,  RG.Bl  S.  132). 

um  so  befremdender  erscheint  es,  dass  die  ausgedehnten 
Machtbefugnisse,  welche  der  Polizeibehörde  durch  den  VII.  Titel 
der  G.O.  in  der  Fassung  des  Entwurfs  übertragen  sind,  einer 
BechtskoutroUe  mittelst  eines  geordneten  Verwaltungsstreit- 
verfahrens nicht  unterliegen.  Die  Individualinteressen,  um 
welche  es  sich  hier  handelt,  sind  so  wichtige,  dass  ein  mög- 
lichst ausgedehnter  Schutz  derselben  gegen  polizeiliche  Willkür 
dringend  geboten  erscheint 

Schon  bei  der  ersten  Beratung  des  Gesetzentwurfs  ist 
auf  diese  Lücke  desselben  von  dem  Abgeordneten  Miquel  mit 
Recht  hingewiesen ;  es  ivird  für  unsere  Aufgabe  genügen,  auf 
einige  Fälle  aufmerksam  zu  machen,  in  denen  ein  verwaltungs- 
rechtlicher Schutz  geradezu  unerlässlich  ist. 

a)  Durch  §  120d  ist  den  Polizeibehörden  die  weitgehende 
Befugnis  eingeräumt,  »im  Wege  der  Verfügung  für  einzelne 
Anlagen  die  Ausführung  derjenigen  Massnahmen  anzuordnen, 
welche  zur  Durchführung  der  in  §§  120a  bis  120c  enthaltenen 
Grundsätze  erforderlich  und  nach  der  Beschaffenheit  der  An- 
lage ausführbar  erscheinen.c 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  durch  solche  Verfügungen, 
zumal  wenn  dieselben,  sei  es  aus  Unverstand  oder  aus  bösem 
Willen,  Massnahmen  anordnen,  durch  welche  der  Betrieb  aufs 
äusserste  erschwert  oder  gar   unmöglich  gemacht ,   oder  auch 
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nur  die  Konkurrenzfähigkeit  des  Unternehmens  vernichtet 
wird,  nicht  bloss  der  Unternehmer  ruiniert,  sondern  auch  unt^ 
Umstanden  hunderte  von  Arbeitern  brotlos  gemacht  werden 
können.  Erwägt  man  nun  weiter,  dass  der  §  147  des  Ent- 
wurfs den  auf  Grund  des  §  120d  erlassenen  polizeilichen 
Verfägungen  dadurch  noch  ganz  besonderen  Nachdruck  verleiht, 
dass  er  jedes  Zuwiderhandeln  gegen  dieselben  mit  empfind- 
lichen Strafen  bedroht  und  überdies  sogar  der  Polizeibehörde 
das  Recht  giebt,  bis  zur  Herstellung  des  ihrer  Yerfdgung  enir 
sprechenden  Zustandes  die  Einstellung  des  ganzen  Betriebes 
anzuordnen,  so  wird  man  den  durch  den  letzten  Absatz  des 
§  120d  gewährten  einzigenSchutzgegenderartigepolizeiliche  Ver- 
fügungen, nämlich  die  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde, sicherlich  mit  mir  für  ungenügend  erachten  müssen. 

Ist  es  doch  gerade  das  Bestreben  der  Neuzeit,  auch  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  selbst  die  Möglichkeit 
polizeilicher  Willkür,  soweit  dies  irgend  angängig,  grundsätz- 
lich auszuschliessen  und  insbesondere  Überall  da,  wo  Privat- 
interessen durch  Massnahmen  der  Verwaltung  verletzt  werden 
können,  den  Anspruch  auf  rechtliches  Gehör,  also  eine  Rechts- 
kontrolle der  Massregeln  der  Verwaltungsbehörden  durch 
Eröffnung  eines  Verwaltungsstreitverfahrens  zu  gewähren. 

Dementsprechend  ist  denn  auch  durch  die  §§  20  und  21 
6.0.  und  z.  B.  durch  die  §§  109  ff.  des  Preuss.  Zustöndig- 
keitsgesetzes  vom  1.  Aug.  1883  (G.S.  S.  287)  ein  umfassender 
verwaltungsrechtlicher  Schutz  gegen  alle  möglichen  polizeili- 
chen Anordnungen  gewährt,  welche  in  die  Gewerbethätigkeit 
des  Einzelnen  im  öffentlich-rechtlichen  Interesse  eingreifen, 
auch  wenn  diese  Anordnungen  von  weit  geringerer  Tragweite 
sind,  als  die  nach  §  120d  zulässigen  Verfügungen;  es  ist  des- 
halb nicht  abzusehen,  warum  nicht  auch  diese  letzteren  unter 
die  Rechtskontrolle  der  Verwaltungsgerichte  gestellt  werden 
sollen  und  warum  nicht  das  in  den  §§  20, 21  G.O.  vorgeschriebene 
öffentliche  kontradiktorische  Verfahren  auch  in  diesem  Falle  fär 
diejenigen  Bundesstaaten,  in  welchen  eine  Verwaltungsgerichts- 
barkeit noch  nicht  eingerichtet  ist,  obligatorisch  gemacht  wird. 

b)  Nach  §  105e  des  Entwurfs  kann  für  gewisse  Gewerbe 
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durch  VerfQgang  der  höheren  Verwaltongsbehörde  die  an  und  f&r 
sieh  verbotene  Sonntagsarbeit  ausnahmsweise  gestattet  werden. 

um  für  diesen  Fall  eine  möglichst  unparteiische  Hand- 
habung dieser  Ausnahmevorschrift  zu  sichern,  erscheint  es  auch 
hier  geboten,  den  Beteiligten  g^en  einen  ablehnenden  Bescheid 
der  Verwaltungsbehörde  die  Anrufung  des  Verwaltungsgerichts 
zu  gestatten. 

Denn  die  ratio  legis,  welche  der  Einführung  des  Verwalt- 
ungsstreitverfahrens bei  der  Erteilung  von  gewerblichen  Kon- 
zessionen zu  Grunde  liegt,  greift  auch  in  diesem  Falle  ohne 
weiteres  Platz. 

Wie  die  Eontrolle  der  Verwaltungsgerichte  eine  Gewähr 
dafür  bieten  soll,  dass  die  Erteilung  oder  Versagung  von 
Konzessionen  nicht  von  parteipolitischen  oder  sonstigen  un- 
sachlichen Erwägungen  beeinflusst  wird,  so  muss  auch  hier 
ein  derartiger  Rechtsschutz  gewahrt  werden,  da  die  Möglich- 
keit und  damit  die  Gefahr  eines  Missbrauchs  der  in  §  105e 
der  oberen  Verwaltungsbehörde  eingeräumten  Befugnis  zu 
Gunsten  des  einen  und  zu  Ungunsten  des  andern  Gewerbe* 
onternehmers  keineswegs  ausgeschlossen  isi 

Wie  sehr  aber  die  gewerbliche  Existenz  des  Unternehmers 
geschädigt  werden  kann,  wenn  ihm  vielleicht  zu  Unrecht  die 
nach  §  105e  ausnahmsweise  zulässige  Vornahme  von  Sonntags- 
arbeiten versagt  wird,  wogegen  sie  dem  in  dem  Nachbarbezirk 
ansässigen  Eonkurrenten  von  einer  andern  Verwaltungsbehörde 
gestattet  worden,  liegt  auf  der  Hand. 

Schon  aus  diesem  Grunde  muss  durch  eine  in  einem  ober- 
sten Gerichtshof  konzentrierte  Rechtsprechung  für  eine  mög- 
lichst gleichmässige  und  unparteiische  Handhabung  des  §  I05e 
wenigstens  innerhalb  eines  und  desselben  Bundesstaates  Sorge 
getragen  werden. 

c)  Ob  und  in  welcher  Weise  man  auch  die  durch  §  105b 
der  Polizeibehörde  beigelegtien  Befugnisse  einer  verwaltungs- 
gerichtliehen  Eontrolle  unterwerfen  will,  gebe  ich  zur  Erwäg* 
ung  anheinx. 

Für  die  durch  §  105f  der  untern  Verwaltungsbehörde 
beigelegte  Befugnis  wird  man  eine  solche  Eontrolle  wohl  nicht 
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schaffen  können,  da  es  sich  hier  nur  am  eine  für  einen  Ein- 
zelfall ganz  schleunig  zu  treffende  Anordnung  handelt,  bezfiglich 
deren  jede  gegen  eine  ablehnende  Verfügung  erhobene  Be- 
schwerde zu  spät  kommen  würde. 

9.  Die  Straf  Vorschriften. 

Durch  Artikel  4  des  Entwurfs  werden  unter  12  Nummern 
die  §§  146  bis  151  und  153  der  0.0.  mehr  oder  weniger  ab- 
geändert, bezw.  mit  neuen  Zusätzen  versehen. 

Ein  grosser  Teil  dieser  Aenderungen  ist  durch  die  neue 
Fassung  des  VII.  Titels  bedingt;  ein  Teil  derselben  ist  ver- 
hältnismässig geringfügiger  Natur  und  bedarf  deshalb  hier 
keiner  Erörterung,  z.  B.  die  unter  Nr.  1,  2  und  9  vorgesehenen 
Neuerungen.  Durch  die  unter  Nr.  3  aufgeführte  Einschaltung 
eines  neuen  §  146a  und  durch  die  Vorschrift  der  Nr.  7  wird 
die  Beachtung  der  über  die  Sonntagsruhe  gegebenen  Vorschrif- 
ten unter  strafrechtlichen  Schutz  gestellt,  während  die  unter 
Nr.  4  und  6  vorgesehenen  (bereits  oben  S.  58  u.  59  besprochenen) 
Einschaltungen  die  Ausführung  der  vom  Gesetze  im  Interesse 
des  Lebens  ,  der  Gresundheit  und  der  Sittlichkeit  der  Arbeiter 
geforderten  Einrichtungen  (§§  120a  bis  120e)  durch  Strafandroh- 
ung sichern  sollen. 

In  den  Nr.  5,  7  und  8  des  Artikel  4  wird  eine  Zuwider- 
handlung gegen  die  über  den  Erlass  und  Inhalt  der  Arbeits- 
ordnung gegebenen  Vorschriften  (§§  134a  bis  134g)  mit  Strafe 
bedroht,  wobei  insbesondere  hervorzuheben,  dass  danach  die 
Verhängung  von  in  der  Arbeitsordnung  nicht  vorgesehenen 
Strafen  gegen  Arbeiter,  sowie  die  Verwendung  der  Strafgelder 
in  einer  von  dem  Inhalt  der  ArbeitsordnuDg  abweichenden 
Weise  strafbar  ist,  wogegen  die  Anhörung  der  Arbeiter  über 
den  Inhalt  einer  zu  erlassenden  Arbeitsordnung  durch  eine 
Strafvorschrift  nicht  sanktioniert  worden. 

Durch  Nr.  10  des  Art.  4  wird,  wie  schon  oben  bemerkt, 
ermöglicht,  den  Besuch  der  Fortbildungsschulen  mittelst  Strafen 
zu  erzwingen. 

Ganz  besonders  wichtige  und  hier  etwas  näher  zu  erlän- 
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temde  Aenderangen  der   bieherigen    Strafbedtimmungen   ent- 
halten die  Nr.  11  und  12  des  Entwurfs. 

Nach  dem  jetzigen  §  151  der  G.O.  war  nämlich  der 
Gewerbeunternehmer  für  die  üebertretung  aller  polizeilichen 
Vorschriften  mitverantwortlich,  deren  sich  seine  Betriebs-  oder 
Aufsichtsbeamten  schuldig  gemacht ,  so  dass,  wenn  z.  B.  in 
einem  Werke,  wie  dem  weltbekannten  Krupp'schen  in  Essen, 
ein  Betriebschef  eine  gewerbepolizeiliche  Vorschrift  übertreten, 
nicht  bloss  dieser,  sondern  auch  der  Eigentümer  Krupp  selbst 
bestraft;  werden  musste,  obwohl  es,  wie  auf  der  Hand  liegt, 
geradezu  absurd  war,  diesem  eine  so  weitgehende  Verantwort- 
lichkeit aufzubürden. 

Nach  dem  Entwurf  (Nr.  11,  Art.  4)  ist  dieser  unhalt- 
bare Zustand  beseitigt.  Der  Gewerbetreibende  kann  danach 
mit  Recht  nur  dann  für  die  yon  seinen  Betriebs-  und  Auf- 
sichtsbeamten begangenen  polizeilichen  Kontraventionen  zur 
strafrechtlichen  Verantwortung  herangezogen  werden,  wenn 
die  Üebertretung  mit  seinem  Vorwissen  begangen  ist  oder  wenn 
er  bei  der  Auswahl  oder  der  Beaufsichtigung  der  Betriebsleiter 
oder  Aufsichtspersonen  es  an  der  erforderlichen  Sorgfalt  hat 
fehlen  lassen. 

Eine  noch  viel  einschneidendere  und  wichtigere  Aender- 
ung  hat  der  §  163  der  jetzigen  6.0.  durch  den  Entwurf  erfahren. 

Einmal  setzt  er  das  Strafminimum  auf  1  Monat  und  bei 
gewohnheitsmässigem  Verstoss  gegen  §  153  auf  1  Jahr,  das 
Strafmaximum  also  auf  5  Jahre  fest,  während  letzteres  bisher 
nur  3  Monate  betrug. 

Diese  Strafschärfungen  sind  mit  Rücksicht  auf  das  gewalt- 
same Vorgehen,  mittelst  dessen  insbesondere  im  Laufe  des 
vorigen  Jahres  die  strikenden  Arbeiter  ihre  ruhigen  Genossen 
zur  Beteiligung  an  den  Arbeitseinstellungen  gezwungen,  durch- 
aus gerechtfertigt ;  die  Strafvorschriften  bilden  ein  unumgäng- 
lich notwendiges  Korrelat  der  durch  §  152  G.O.  sanktionierten 
Koalitionsfreiheit.  —  Denn  wenn  es  den  Arbeitern  mit  Recht 
nicht  verwehrt  ist,  Verabredungen  zum  Zwecke  der  Erlangung 
besserer  Arbeitsbedingungen  zu  treffen  und  zu  diesem  Zwecke 
auch  eine  gemeinsame  Einstellung  der  Arbeit  zu  vereinbaren. 
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80  müssen  doch  andererseits  auch  diejenigen  Arbeiter,  weiche 
nicht  gesonnen  sind,  sich  an  einer  solchen  Arbeitseinstellong 
ZQ  beteiligen,  Tielmehr  unter  den  bisherigen  Arbeitsbeding- 
ojQgen  die  Arbeit  fortsetzen  wollen,  mit  aller  Enei^e  gegen 
jegliche  Vergewaltigung  durch  ihre  strikenden  Genossen  ge- 
schützt werden:  muss  ihnen  doch  ihre  Willensfreiheit  ebenso 
gut  gewahrt  bleiben,  wie  ihren  unzufriedenen  Genossen. 

Im  Interesse  des  allgemeinen ,  des  Staats« Wohls  ist  jede 
Arbeitseinstellung  yom  üebel:  schon  aus  diesem  Gesichtspunkt 
erheischt  es  ein  eminentes  staatliches  Interesse,  diejenigen 
Arbeiter,  welche  arbeiten  wollen,  mit  allen  staatlichen  Macht- 
mitteln, also  vor  allem  auch  mit  der  staatlichen  Strafgewalt, 
vor  Behelligungen  and  insbesondere  yorgewaitthätigem  ZurQck- 
halten  von  der  Arbeit  zu  schützen. 

Der  Entwurf  hat  aber  gegenüber  dem  bisherigen  Rechts- 
zostande  nicht  bloss  die  Strafen  erheblich  verächärft,  sondern 
auch  das  Gebiet  der  strafbaren  Elandlungen  selbst  bedeutend 
erweitert. 

Bisher  war  nämlich  eine  gewaltthätige  Einwirkung^)  auf 
den  Willensentschluss  des  Arbeiters  oder  Arbeitsgebers  nur 
dann  strafbar,  wenn  mittelst  derselben  versucht  wurde,  den 
Arbeiter  oder  Arbeitgeber  zur  Teilnahme  an  den  in  §  152 
G.O.  erwähnten  Koalitionen  zu  bestimmen  oder  zum  Rücktritt 
Ton  denselben  zu  veranlassen. 

Dem  obenerwähnten  Gesichtspunkt,  dass  jede  Einstellung 
der  Arbeit  für  das  Staatswohl  schädlich  ist,  wird  nun  weiter  auch 
insofern  Rechnung  getragen,  als  —  ohne  Rücksicht  auf  eine 
vorgängige  Verabredung  oder  Vereinbarung  Mehrerer  —  jeder 
Versuch,  durch  gewaltthätige  Einwirkung  auf  den  Willens- 
entschluss des  Arbeiters  oder  Arbeitgebers 

a)  Arbeiter  zur  Einstellung  der  Arbeit  zu  bestimmen  oder 
an  der  Fortsetzung  oder  Annahme  der  Arbeit  zu  hin- 
dern, oder 


1)  Als  eine  solche  gewaltthätige  Einwirkung  beseichnet  das  Geeets  : 
»Die  ÄDwendiing  körperlichen  Zwanges,  Drohungen,  Ehrverletzungen, 
y  err  ufserkl&rung« . 
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b)  Arbeitgeber  zur  Entlassung  von  Arbeitern  zu  bestim* 

men  oder  au  der  Annahme  Ton  Arbeitern  zu  hindern , 

in  derselben  Weise  bestraft  wird,   als  wenn    es  sich  um  die 

Teilnahme   an    oder   den  Rücktritt  von   einer  Koalition    der 

obengedachten  Art  handelt. 

Die  gleiciien  Strafen  sollen  .endlich  denjenigen  treffen, 
welcher  Arbeiter  zur  widerrechtlichen  Einstellung  der  Arbeit, 
oder  Arbeitgeber  zur  widerrechtlichen  Entlassung  von  Arbei- 
tern öffentlich  auffordert. 

Hiemach  ist  also  schon  die  blosse  öffentliche  Auffor- 
derung zum  Vertragsbruch,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
Erfolg  bat  oder  nicht,  mit  Strafe  bedroht. 

Vergegenwärtigt  man  sich,  welche  unheilvollen  Wirkungen 
diese  öffentlichen  Aufforderungen  im  verflossenen  Jahre  gehabt, 
erwägt  man  femer,  dass  solche  Aufforderungen  stets  nur  dann 
ergehen,  wenn  es  sieh  um  Massenaussiande  handelt,  bei  denen 
also  das  öffentliche  Wohl  in  Frage  kommt  —  (s.  o.  S.  26)  — 
so  erscheint  die  Bestrafung  einer  derartigen  Handlung  durchaus 
gerechtfertigt.^) 


1)  Wenn  Brentano  a.  a.  0.  S.  LXI  gegen  diese  Vorschrift  geltend 
macht,  dass  danach  kein  Arbeiterführer,  der  za  einer  Arbeitseinstel- 
lung aufgefordert  hat ,  bei  welcher  irgendwo  ein  Kontraktbruch  statte 
fand ,  davor  sicher  wäre,  wegen  Aufforderung  zur  widerrechtlichen  Ar- 
beitseinstellung verfolgt  zu  werden,  so  ist  dagegen  zu  bemerken  ,  dass 
nur  derjenige  Arbeiterfflhrer  nach  §  158  des  Entwurfs  sich  strafbar 
macht,  welcher  zu  einer  widerrechtlichen,  d.  h.  mittelst  Ver- 
tragsbruchs erfolgenden ,  nicht  aber  derjenige,  welcher  zu  einer 
gesetzlich  erlaubten,  d.  h.  unter  Innehaltung  der  Kündigungsfristen  zu 
bewerkstelligenden  Arbeitseinstellung  auffordert,  dies  selbst  dann  nicht, 
wenn  trotz  seiner  erlaubten  Aufforderung  einzelne  oder  die  Mehrzahl 
der  Arbeiter  die  Arbeit  unter  Vertragsbruch  einstellen. 

Wie  Brentano  diese  Bestimmung  des  Entwurfs  mit  der  Behauptung 
bekämpfen  kann,  dieselbe  würde  »die  praktische  Ausübung  des  Koali- 
tionsrechts nnmGglich  machen« ,  ist  mir  um  so  weniger  verständlich, 
als  er  unmittelbar  vorher  (S.  LX)  den  Kontraktbruch  »als  sittlich  und 
wirtschafblich  gleich  verwerflich«  bezeichnet,  und  als  er  f&r  England, 
dieses  nach  seiner  Ansicht  klassische  Land  der  Arbeiterkoalitionen  be- 
hauptet, »der  organisierte  Arbeiter  denke  nicht  daran,  auf  dem  Wege 
des  Kontraktbruchs  zum  Ziele  zu  gelangen«.  —  Der  zweite  Absatz  des 
§  153  Abs.  2  des  Entwurfs,  gegen  welchen  allein  BrenUmö'e  Polemik 
aSeitsehr.  f.  Staatsw.    1891.    I.  Heft  5 
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Es  erfordert  alsdann  aber  anch^die  Rechtskcmseqnenz,  die 
Beteil  ignng  an  einem  Massenansstand  mittels  Vertrags- 
b  r  a  c)i  8  tfnter  Strafe  zu  stellen,  wie  dies  o.  8.  25  u.  26  gefor- 
dert ond  tmber  begründet  ist.  Denn  durch  die  blosse  öffentliche 
Aufforderung  selbst  wird,  wenn  ihr  keine  Folge  gegeben 
wiird,  die  öffentliche  Rechtsordnung,  das  öffentliche  Wohl  objektiv 
nicht  beeinträchtigt.  Die  Schädigung  tritt  erst  ein,  wenn 
der  Aufforderung  stattgegeben  wird.  —  In  der  Aufforder- 
ung wird  mithin  lediglich  die  Gefährdung  des  öffentlichen 
Wohls ,  die  Möglichkeit  oder  Wahrscheinlichkeit ,  dass  der 
Aufforderung  entsprochen  werden  wird,  strafrechtlich  geahndet 
Daraus  folgt  von  selbst,  dass  um  so  mehr  auch  derjenige, 
weicher  zur  Herbeiführung  des  von  der  strafbaren  Aufforder- 
ung gewollten  Erfolges  widerrechtlich,  d.  h.  mittelst 
Vertragsbruchs,  mitwirkt,  bestraft  werden  muss,  da  hier  die 
Gefährdung  eines  öffentlichen  Interesses  in  eine  direkte 
Y  et  letzung  desselben  übergeht. 

Es  wäre  demnach  dem  §  153  des  Entwurfs  als  letzter 
Absatz  hinzuzusetzen: 

»In  gleicher  Weise  wird  derjenige  bestraft,  welcher  sich 
an  einer  Arbeitseinstellung  oder  Entlassung  der  Arbeiter, 
welche  ihrem  Umfange  oder  ihrer  Art  nach  geeignet  ist,  die 
Sicherheit  des  Staates,  oder  das  Staats-  oder  öffentliche  Wohl 


8ieh  richtet,  will,  indem  er  lediglich  die  Aufforderung  zu  wid^r- 
rechtlichen,  d.  h.  unter  Vertragsbruch  erfolgenden  Ar- 
beitseinstellnngen  unter  Strafe  stellt,  doch  nur  den  Vertragsbruch, 
nicht  aber  die  Arheitseinstellangen  als  solche  inhibieren,  so  dass  selbst 
unter  Zugrundelegung  der  sonstigen  Aasführungen  Brentano^s  gar  nicht 
abeusehen  ist,  weshalbin  dieser  Strafvorschrift  eine  Beeinträchtignng  der 
Koalitionsfreiheit  liegen  soll. 

Dem  Vorschlage  Brentano's  (a.  a.  0.  S.  LXIII)  auf  Streichung  des 
§  152  Abs.  2  der  jetzigen  0.0.  pflichte  ich  dagegen  vollständig  bei, 
da  auch  ich  in  diesem  Vorschlage  eine  wesentliche  Stärkung  des  Koa- 
litionsrechts und  eine  notwendige  Konsequenz  des  durch  §  152  Abs.  1 
G.O.  anerkannten  Prinzips  der  Koalitionsfreiheit  erblicke;  denn  wenn 
der  Oesetzgeber  einmal  diej  hier  gedachten  Koalitionen  der  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  zulässt,  so  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  er  den- 
selben nicht  auch  rechtsverbindliche  Kraft  fQr  die  Beteiligten  ge- 
vfthren  will. 
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ZQ  gefährden,  mittelst  Vertragsbruchs  beteiligte^)  — 
wenn  man  nicht  meinen  oben  S.  25  formulierten  Vorschlag 
annehmen  will.*) 


1)  Anmerkg.  der  Bed.  Wftre  diese  Bestrafung  allgemein  und  will- 
kürfrei durchzuftihren  ? 

2)  Zu  der  Yorstehenden  Frage  der  Redaktion  gestatte  ich  mir  auf 
den  8.  25  gemachten  Vorschlag  hinzuweisen,  wonach  eventuell  der  im 
Text  charakterisierte  Straffall  als  AptragsTergeben  konstruiert  werden 
kann;  im  übrigen  nehme  ich  auf  meine  Ausführungen  in  Braaserfs 
Zeitschrift  a.  a.  0.  S.  511  £  Bezug. 


5* 
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Zur  Theorie  und  Politik  des  Arbeiterschntzes* 


VoD  Dr.  Sohlffle« 


Zweiter  Artikel. 

V.  Der  Arbeitsunterbrechnngssohntz :  Pansen-,  Nachtruhe-  nnd 


1)  Die  Tagesarbeits-Paasen. 

Die  ununterbrochene  Ableistung  der  Tagesgesamtarbeit  ist 
ohne  Ruhe-,  Erholungs-  und  Verbostigungspausen  nicht  mög- 
lich. Die  Sitte  hat  denn  auch  die  Arbeitspausen  selbst  im 
neuzeitlichen  Industriebetriebe  in  Geltung  erhalten. 

Dennoch  ist  deren  Sicherstellung  auch  durch  das  Arbeiter- 
schutzrecht, wenigstens  ffir  jugendliche  Arbeiter  und  f&r  Arbei- 
terinnen des  Fabrik-  und  Quasi-Fabrikbetriebes  nicht  anzu- 
fechten. Sie  ist  auch  volkswirtschaftlich  durchaus  unbedenklich. 

England  hat  mit  dem  Schutz  der  Frauen  nnd  der  jugend- 
lichen Arbeiter  in  Beziehung  auf  die  Tages-Arbeitshochstdauer 
auch  ein  ffir  alle  geschützte  Arbeiter  gültiges  Arbeitspaosen- 
gebot  verknüpft.  In  Teztilfabriken  darf  die  Arbeit  langer  als 
4^  Stunden  nicht  dauern,  ohne  dass  ffir  Mahlzeiten  eine  we- 
nigstens halbstündige  Pause  gewährt  wird ;  innerhalb  des  Ar- 
beitstages sind  zusammen  2  Stunden  Mahlzeitspausen  zu  ge- 
wahren. In  anderen  als  Teztilfabriken  haben  Frauen  und  junge 
Personen  1^  Stunden  Pausenzeit,  wovon  wenigstens  eine  Stunde 
vor  3  Uhr  Nachmittags;  die  Höchstdauer  ununterbrochener 
Arbeit  betragt  6  Stunden.  In  Werkstätten  beträgt  die  Frei- 
zeit für  Frauen,   wenn  sie  zugleich  mit  Kindern  und  jungen 
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Personen  beschäftigt  sind,  anderthalb  Stunden;  in  nichthäus- 
lichen Werkstätten  f  wenn  Frauen  allein  in  Beschäftigung 
stehen,  (zwischen  6  früh  und  9  Abends)  4^  St.  FQr  junge 
Personen  gilt  dieselbe  Zeit.  In  häuslichen  Werkstätten  ist  für 
Franeu  eine  gesetzliche  Freizeit  nicht  vorgesehen ,  für  junge 
Personen  beträgt  sie  hier  soviel  wie  für  Frauen  allein  in  nicht- 
hanalichen  Werkstätten. 

Die  Regelung  in  den  übrigen  Staaten  übergehen  wir.  Es 
sollte  bloss  gezeigt  werden,  dass  verglichen  mit  dem  Arbeiter- 
scbotzrechte  des  ersten  Industriestaates  das  deutsche  Recht  über 
Pausenschutz  eher  zurückhaltend  erscheint,  wenn  es  selbst  noch 
in  der  v.  Berlepsch'wAiea  Novelle  bloss  den  »Eindemc  regel- 
massige Pansen  innerhalb  der  Sechsstundenarbeit ,  den  jungen 
Arbeitern  (von  14  bis  16  Jahren)  eine  einstündige  Mittagspause 
neben  je  halbstündiger  Vormittags-  und  Nachmittagspause, 
and  endlich  den  Arbeiterinnen  die  einstündige  Mittagspause 
sichert  (§  135  f.). 

Das  englische  Recht  verlangt  Gleichzeitigkeit  der 
Mahlzeitpausen  für  alle  in  der  betreffenden  Betriebsstätte  be- 
schäftigten geschützten  Personen,  und  das  Nichtverweilen  der 
letzteren  während  der  Mahlzeitpause  im  Arbeitsraume,  wenn 
in  diesem  dann  noch  fortgearbeitet  wird.  Der  §  136,  2.  Absatz 
der  V.  JBerlepsch^Bchen  Novelle  verlangt  die  Entfernung  nur 
der  jugendlichen  Arbeiter  in  beschränkter  Weise :  »Während 
d^  Pausen  darf  den  jugendlichen  Arbeitern  der  Aufenthalt 
in  den  Arbeitsräumen  nur  dann  gestattet  werden,  wenn  in  den- 
selben diejenigen  Teile  des  Betriebes,  in  welchen  jugendliche 
Arbeiter  beschäftigt  sind ,  für  die  Zeit  der  Pausen  völlig  ein- 
gestelit  werden  oder  wenn  der  Aufenthalt  im  Freien  nicht 
thnnlich  ist,  und  andere  geeignete  Aufenthaltsräume  ohne 
unverhältnismässige  Schwierigkeiten  nicht  beschafft  werden 
kSnnen.« 

Die  Verlängerung  der  Mittagspause  für  verheiratete  oder 
den  Haushalt  führende  Arbeiterinnen  zur  Besorgung  des  Haus- 
wesens ist  vom  deutschen  Reichstag  empfohlen  und  durch  die 
V.  Berlepseh'Bche  Novelle  im  vierten  Absatz  des  §  137  wie  folgt 
berücksichtigt  worden  :  »Arbeiterinnen  über  16  Jahre,  welche 
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ein  Hatisweseu  zu  besorgen  haben,  sind  eine  halbe  Sttmde  vor 
der  Mittagspause  zu  entlassen,  sofeme  diese  nicht  mindestens 
eine  und  eine  halbe  Stunde  beträgt.  Ehefrauen  und  solche 
Witwen,  welche  Kinder  haben,  gelten  als  Airbeiterinnen, 
welche  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  sofeme  nicht  das 
Gegenteil  durch  die  Ortspolizeibehorde  schriftlicb  bescheinigt 
ist;  die  Bescheinigung  erfolgt  Stempel-  und  gebührenfrei. c 
Die  Massreget  bedeutet  einen  Anfang  und  ein  Stfick  Schutzes 
fOr  eiüe  Seite  am  Familieuberuf  der  Frau  und  gehört  iDso- 
ferne  der  Frage  vom  Schutze  der  verheirateten  Frauen  an. 
Di6  Gegner  der  Massregel  —  und  es  sind  deren  viele  —  wen- 
den ein,  dass  dann  Frauen  mit  Hauswesen  keine  Beschäftigung 
finden  werden.  An  und  fBr  sich  sollte  jede  Arbeiterin,  um 
der  Ffirsorge  fClr  den  Familientisch  und  die  Mittagsversorgung 
der  Kinder  fähig  zu  werden  und  zu  bleiben,  die  anderthalb^ 
stQndige  Mittagspause  geniessen.  Daher  wäre  vielleicht  die 
Auskunft  der  anderthalbstündigen  Mittagspause  für  allen  Fabrik- 
betrieb mit  mehr  als  sechszehnjährigen  Arbeiterinnen  als  die 
wirksamere  und  ohne  Beeinträchtigung  des  Frauenverdienates 
durchführbarere  Massregel  das  Richtigere.  Wird  aber  die  in- 
ternational gleiche  Ausdehnung  des  jetzt  zwei-  auf  den  zwei- 
einhalbstündigen Pausenschutz  (einschliesslich  der  Vor-  and 
Nachmittagspause)  möglich  sein?  Das  Problem  ist  praktisch 
rOn  ünläugbaren  Schwierigkeiten  umgeben. 

Der  Antrag  Äuer  u.  Gen.  (§  106a,  2.  Abs.  vgL  §  130) 
will  den  Arbeitspausenschutz  auf  alle  Gewerbe  ausgedehnt 
wissen.  Bisher  ist  er  bloss  für  Frauen  und  für  jugendliche 
Arbeiter  und  auch  für  diese  nur  im  Fabrik-  und  Qaasi-Fabrik- 
bätrieb  zur  Geltung  gekommen.  Ob  er  sich  teilweise  auch 
für  den  intensiver  betriebenen  Handel  und  für  die  Hausin- 
dustrie als  Bedürfnis  erweisen  könnte,  soll  hier  unerwähnt 
bleiben. 

2)  Der  Schut2  der  Näehtruhe  (»Y erbot  der 
Näehtarbei  t<). 

Die  Nachtruhe  ist  durch  Sitte  und  Bedürfnis  längst  und 
auch  sehr  umfassend  geschützt. 

Gleichwohl  ist  ^eine  Ergänzung  durch  den  ausserordent« 
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liehen  Eüngriff  des  Staates  im  Fabrik-  und  Quasi-Fabrikbe- 
trieb  der  Industrie,  teilweise  auch  im  Handwerk  (z.  B.  in 
fortlaufenden  Bäckereien),  im  Schankwirtschaftsgewerbe,  im 
Verkehrs-  und  Transportweseu  —  selbst  für  Männer  —  mehr 
oder  weniger  Bedürfnis  geworden.  Der  Selbstschutz  der  Ar- 
beiter und  der  Einfluss  der  bürgerlichen  und  religiösen  Moral 
haben  allein  eine  zureichende  Schutzkraft  nicht  mehr. 

Ein  ganz  allgemeines  Verbot  aller  gewerblichen  Nacl^it- 
arbeit,  auch  der  häuslichen,  ginge  dagegen  über  das  praktische 
Bedürfnis  hinaus  und  der  Staat  hätte  nicht  die  Mittel,  das 
allgemeine  Verbot  durchzuführen. 

Ausnahmen  vom  Verbot  der  Nachtarbeit  sind  selbst  im 
Fabrik-  und  Quasi-Fabrik- Betrieb  unumgänglich  (ygl.  Ab- 
schnitt VII). 

Gross  ist  die  Zahl  der  nächtlich  beschäftigten  Kinder  und 
Frauen  nicht.  Sie  könnte  jedoch  mit  Zunahme  der  elektri«* 
sehen  Beleuchtung  grösser  werden.  Der  Nachtruheschutz  für 
Kinder  und  Frauen  ist  daher  so  praktisch,  wie  je, 

Der  augenblickliche  Stand  des  Arbeiterschutzes  und  der 
Arbeiterschutzbestrebungen  in  Beziehung  auf  den  Schutz  der 
Nachtruhe  ist  der  folgende.  Die  Beschlüsse  der  Berliner  Kon- 
ferenz wollen  die  Nachtarbeit  (gleich  der  Sonntagsarbeit)  für 
Kinder  (unter  14  Jahren),  desgleichen  für  die  jungen  Leute 
(yon  14  bis  16  Jahren)  und  für  Arbeiterinnen  unter  21  Jah- 
ren beseitigt  haben  (III,  4,  IV  1,  Via  u.  b),  empfehlen  aber 
auch  die  »jungen  Männer«  von  16  bis  18  Jahren  Eum  Schutz 
bezüglich  der  Nachtarbeit. 

Die  V.  Berlepsch'sche  Novelle  (§  137,  erster  Absatz)  schliesst 
die  Nachtarbeit  für  Arbeiterinnen  im  Fabrik-  (§  154)  und 
Quasi&brikbetrieb  überhaupt  aus. 

Allerdings  sollen  Ausnahmen  (g  139a,  Z.  2  u.  3)  mit  Ex^ 
mächtigung  des  Bundesrates  zulässig  sein.  Allgemeiner  Art 
ist  die  ausnahmsweise  Ermächtigung  des  Bundesrates  (§  139a, 
TL  2):  >Die  Verwendung  von  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  in 
der  Nachtzeit  für  gewisse  Fabrikationszweige,  in  welchen  sie 
bisher  üblich  war,  unter  den  durch  die  Rücksicht  auf  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  gebotenen  Bedingungen  zu  gestatten,  c 


Digitized  by  VjOOQIC 


72  ^r.  Schftffle: 

Der  Antri^  Auer  u.  Gen.  §  108a  verlangt  die  Ansschlies- 
sung  der  »regelmässigenc  Nachtarbeit  für  alle  Arbeiterinnen 
and  für  alle  jagendlichen  Arbeiter. 

3)  Der  FeiertagBschntz. 

Der  Paasenschutz  sichert  die  notige  Unterbrechung  inner- 
halb der  taglichen  Arbeitszeit.  Der  Schatz  der  Nachtruha 
gewährleistet  die  notwendige  und  natürliche  Hauptpaase  in- 
nerhalb jedes  astronomischen  Tages.  Der  Feiertagsschatz  tragt 
dem  nicht  minder  begründeten  Bedürfnis  der  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Unterbrechang  der  Arbeit  durch  ganze  Tage, 
Sonn-  and  Festtage  Bechnang. 

Genau  betrachtet  ist  der  Feiertagsschatz  längst  vorhanden. 
Die  Kirche  war  durch  ihren  Einfluss  auf  das  Recht  and  aof 
die  Yolkssitte  desselben  vollständig  mächtig.  Es  galt  und 
gilt  nur,  diesen  Schutz  auch  für  den  paritätischen  und  von  d« 
Kirche  getrennten  Staat  der  neuesten  Zeit  im  Wege  des  Ar- 
beiterschutzes vollständig  wiederherzustellen,  und  zwar  mög- 
lichst im  früheren  Umfang,  also  nicht  bloss  für  den  Fabrik- 
und  Quasifabrikbetrieb.  Ist  doch  die  Feiertagspause  allge- 
meines Bedürfnis,  nicht  bloss  ein  solches  der  jugendlichen 
Personen.  Sie  ist  ein  Bedürfnis  auch  nicht  bloss  im  Fabrik- 
und  Quasi-Fabrik-Betriebe,  sondern  in  allem  Gewerbe. 

Allein  England,  die  meisten  Staaten  Nordamerikas,  Däne- 
mark ,  Holland ,  Belgien ,  Frankreich,  bis  jetzt  auch  Deutsch- 
land (mit  seinem  unpraktischen  Artikel  §  106,  Abs.  2  der 
Reichs-G.O.)  gewähren  den  Sonnti^sschutz  nur  je  ihren  »ge- 
schützten Personen  €  und  nur  im  Fabrik-  und  Quasi-Fabrik- 
betrieb,  wobei  allerdings  die  durch  das  Recht  des  Religions- 
schutzes, durch  Sitte  und  religiöse  Moral  bewirkte  Ausdeh- 
nung über  die  Hauptfläche  des  ganzen  nationalen  Erwerbsge- 
bietes nicht  übersehen  werden  darf. 

Oesterreich  hat  ein  Sonntagsarbeits- Verbot  für  alle  ge- 
werbliche Arbeit. 

Durch  die  Beschlüsse  der  Berliner  Konferenz  ist  eine  be- 
deutende Erweiterung  und  Ausgleichung  des  Feiertagsschutzes 
in  Europa  angebahnt.  Die  Beschlüsse  lauten:  »1.  Es  ist  wün- 
schenswert,   vorbehaltlich    der  in  jedem  einzelnen  Staate  not- 
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wendigen  Ausnahmen  and  Fristen:  a)  dass  den  geschützten 
Personen  wöchentlich  ein  Ruhetag  gesichert  werde;  b)  dass 
allen  Industrie- Arbeitern  ein  Buhetag  gesichert  werde ;  c)  dass 
dieser  Buhetag  f&r  die  geschützten  Personen  auf  den  Sonntag 
festgesetzt  werde;  d)  dass  dieser  Buhetag  für  alle  Industrie- 
Arbeiter  auf  den  Sonntag  festgesetzt  werde.  —  2.  Aus- 
nahmen sind  zulässig :  a)  hinsichtlich  der  Betriebe,  welche 
aus  technischen  Bücksichten  eine  ununterbrochene  Produktion 
erheischen,  oder  welche  das  Publikum  mit  unentbehrlichen 
Lebensbedürfnissen,  deren  Fabrikation  eine  tägliche  sein  muss, 
yersorgen ;  b)  hinsichtlich  der  Betriebe,  welche  ihrer  Natur 
nach  nur  in  bestimmten  Jahreszeiten  arbeiten  können,  oder 
Yon  der  nnregelmässigen  Thätigkeit  elementarer  Betriebs- 
kräfte abhängig  sind.  —  Es  ist  wünschenswert,  dass  selbst 
in  den  Anlagen  dieser  Kategorie  jeder  Arbeiter  auf  zwei  Sonn- 
tage einen  frei  habe.  —  3.  Zu  dem  Zwecke,  die  Ausnah- 
men nach  gleichartigen  Gesichtspunkten  festzusetzen,  ist  es 
wünschenswert,  dass  ihre  Bestimmung  auf  Orund  einer  Ver- 
ständigung zwischen  den  verschiedenen  Staaten  erfolge,  c 

Die  V.  Berlepsch'Bche  Novelle  sichert  umfassenden  Feier- 
tagsschutz schon  dadurch,  dass  sie  die  Bestimmungen  lOöa  bis 
105  h  in  den  Abschnitt  I  (»Allgemeine  Verhältnisse c)  des  Titels 
VII  der  B.-6.0.  verlegt,  zum  Verbot  auch  allen  Werkstätlen- 
betrieb  beizieht  (§  185  b),  auch  im  Handel  die  Sonntagsarbeit 
einschränkt,  die  erlaubten  Ausnahmen  begrenzt,  die  unbe- 
schränkte Ausdehnung  auf  Gewerbe  jeder  Art  durch  Kaiser- 
liche Verordnung  (§  106g)  einräumt,  endlich  weitergehende 
Verfügungen  im  Wege  des  Landesrechtes  (§  106h)  vorbehält. 

Der  Antrag  Äaer  u.  G.  verallgemeinert  und  vereinfacht 
den  Feiertagsschutz  durch  den  ersten  Absatz  des  §  107:  »An 
Sonn-  und  Festtagen  ist  gewerbliche  Arbeit  verbotene  (be- 
stimmte und  eng  begrenzte  Ausnahmen  vorbehalten). 

Der  Feiertagsschutz  dient  vier  grossen  Zwecken  zusam- 
men: der  religiösen  Erbauung,  der  körperlichen  und  geistigen 
Erholung,  dem  Familienleben  und  der  Volksgeselligkeit.  Diese 
vier  Zwecke  stellen  dem  Feiertagsschutz    besondere  Aufgaben. 

Einmal  müssen   die   Feiertage  allgemein   für  das   ganze 
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Volk  sein,  um  der  gemeinsamen  Erbauung  uad  der  allge- 
meinen Volksgeselligkeit  dienen  zu  können.  Auch  der  »frei* 
sinnigste«  Freund  der  Feiertagsruhe  wird  daher  die  letztere 
als  Sonn-  und  Festagsruhe  zugeben  und  willkommen  heissen ; 
nur  für  Frankreich  und  Belgien  scheinen  —  nach  den  Pro- 
tokollen der  Berliner  Konferenz  —  Schwierigkeiten  für  die 
p^emptorische  Gestaltung  des  Feiertagsschutzes  zum  Sonn- 
und  Festtagssehutze  vorzuliegen. 

Ein  Zweites  ist,  dass  diejenigen  Gewerbe,  welche  die  Be- 
nützung des  Sonntages  für  Erholung ,  Familienleben  und  Ge- 
selligkeit bedingen,  namentlich  Transportgewerbe,  Belustigongs- 
und  Schankwirtschaftsgewerbe,  Gewerbe  der  KunstaufiFQhrung 
und  der  personlichen  Bedienung  u.  dgL  im  schlechthin  er* 
forderlichen  Äusmasse  auch  Sonntags  ebenso  betrieben  werden 
dürfen,  wie  die  Gewerbe  des  physischen  Tagesunterhaltes  und 
wie  die  Arbeiten  fOr  wirtschaftlich  unumgängliche  Leistungen. 
Wir  kommen  hierauf  bei  den  Ausnahmen  zurück. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  nicht  schon  der  religiös-gottesdienst- 
liehe  Feiertagsschutz  mittelbar  alle  Zwecke  der  Arbeitswochen- 
ruhe sicherstelle.  Dies  ist  zu  verneinen.  Zwar  leistet  derselbe 
Etwas,  was  der  Arbeiterschutz  als  solcher  nicht  leistet,  indem 
er  über  die  Arbeiter  hinaus  auch  den  Arbeitgebern  und  deren 
Angehörigen  Ruhe  auferlegt.  Er  sichert  aber  den  Arbeitern 
selbst  den  erforderlichen  Schutz  nicht  ganz  und  nicht  für  alle 
Feiertagszwecke. 

Für  Deutschland  ergibt  sich  nach  der  »systematischen 
Uebersicht  der  geltenden  gesetzlichen  und  polizeilichen  Be- 
stimmungen über  die  Vornahme  gewerblicher  Arbeiten  an 
Sonn-  und  Festtagen«  (Eleichstagsakten  1885/86,  Drucksache 
Nr.  290)  folgender  Tbatbestand.  In  einem  Tbeile  Deutsch- 
lands ist  der  polizeiliche  Schutz  der  Sonntagsfeier  wesentlich 
nur  Schutz  des  Gottesdienstes.  In  einer  anderen  Gruppe  von 
Gebietsteilen  ist  zwar  für  den  ganzen  Sonntag  die  Störung 
durch  öffentliche  geräuschvolle  Arbeit  ausgeschlossen,  die  ge- 
räuschvolle Arbeit  innerhalb  der  gewerblichen  Betriebsstätten 
jedoch  gestattet.  Eine  dritte  Gruppe  von  Vorschriften  bringt 
bald  mehr,  bald  weniger  den  Grundsatz  zur  Geltung,  dass  die 
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Sonn-  und  Feiertage,  wie  der  Andacht  und  innern  Sammlung, 
so  auch  der  Ruhe  von  der  Arbeit  und  von  den  Geschäften 
gewidmet  sein  sollen;  dem  entsprechend  wird  nach  den  dieser 
Gruppe  zugehörigen  Vorschriften  vornehmlich  der  Fabrik- 
betrieb, mehrfach  auch  die  Ausübung  der  Handwerke  und  der 
Betrieb  von  Haodelsgeschäften,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es 
sich  um  geräuschvolle  oder  öffentlich  hervortretende  Arbeiten 
handelt,  unter  Gewährung  einzelner  bestimmter  Ausnahmen 
untersagt.  Diese  dritte  Gruppe  von  Vorschriften  gilt  in  den 
Provinzen  Posen,  Schlesien,  Sachsen,  Rheinland,  Westfalen,  im 
ehemaligen  Herzogtum  Nassau,  im  Regierungsbezirk  Stettin  — 
in  allen  diesen  nur  rücksichtlich  der  Fabrikarbeit;  sodann  im 
Gebiet  des  ehemaligen  Kurfürstentums  Hessen,  Gebiet  des  Bis- 
tums Fulda,  Gebiet  von  Hessen- Homburg,  Stadt  Kassel;  fer- 
ner in  Sachsen,  Württemberg,  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklen- 
burg-Strelitz,  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Coburg-Gotha,  An- 
halt, Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuss  ältere  Linie,  Reuss  jün- 
gere Linie,  Elsass-Loth ringen. 

Nach  einer  nachträglich  für  Preussen  angeordneten  ziffer- 
mässigen  Untersuchung  über  den  Umfang  der  Sonntagsarbeit 
(nach  Ausscheidung  jener  Regierungsbezirke,  deren  Angaben  nicht 
zu  verwerten  waren)  ergiebt  sich,  dass  Sonntagsarbeit  vorkam: 

in  der  Grossindustrie: 
von  16  Reg.-Bez.  in  49,4  °/o  der  Betriebe  u.  für  29,8  %  der  Arbeiter, 

im  Handwerk: 
von  15  Reg.-Bez.  in  47,i  ®/o  der  Betriebe  u.  für  41,8  ^o  der  Arbeiter, 

im  Handel  und  Verkehr: 
von  29  Reg.-Bez.  in  77,e  Vo  der  Betriebe  u.  für  67,8  %  der  Arbeiter. 

Das  Bedürfnis  eines  ausserordentlichen  Staatsschutzes  der 
Sonntagsfeier  im  Wege  der  Schutzgesetzgebung  kann  für 
Deutschland  hienach  nicht  bezweifelt  werden,  und  zwar  auch 
für  das  Handwerk  und  für  einen  Teil  der  Handels-  und  Ver- 
kehrsgewerbe. 

Ungefähr  zwei  Drittel  der  Unternehmer  und  drei  Viertel 
der  Arbeiter  haben  sich  für  Durchführbarkeit  eines  Verbotes 
der  Sonntagsarbeit  ausgesprochen,  allerdings  ziemlich  über- 
wiegend eines  solchen  mit  Zulassung  von  Ausnahmen. 
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Die  Daner  der  Feiertagsruhe  wird  thatsächlich  auf 
die  Zeit  Ton  Samstag  Abend  bis  Montag  früh  festgesetzt  werden 
können.  Die  v.  BerlepscK'8che  Novelle  schilp  gesetzlich 
nur  24  Stunden  yor ;  der  Antrag  Äuer  u.  6.  verlangt  36,  beim 
Aneinanderstossen  von  Sonn-  und  Festtagen  60  Stunden. 

Für  den  Fabrikbetrieb  und  für  den  fabrikartigen  Werk- 
stättenbetrieb ist  die  Einschränkung  der  Arbeit  am  Samstag 
Abend  ein  wohl  gerechtfertigter  Zusatz  zur  Sonntagsruhe ; 
auch  auf  den  nicht  zu  frühen  Beginn  der  Montagsarbeit  ist 
zu  sehen ,  wenn  der  Sonntagsschutz  seinen  Zweck  erfüllen 
soll.  Die  Kürzung  der  Arbeit  am  Samstag  Abend  ist  nament- 
lich für  Arbeiterinnen  zur  Besorgung  von  Haushaltungsge- 
schäften, für  alle  Arbeiter  zu  Einkäufen  erforderlich.  Eog- 
land  und  die  Schweiz  gewähren  den  Samstag-Feierabendschutz. 

Die  Ausdehnung  des  Feiertagsschutzes  betre£Fend 
wird  die  Gesetzgebung  auch  dann,  wenn  der  Handel  umfäng- 
licher herbeigezogen  sein  wird,  noch  nicht  abgeschlossen  sein. 
Für  die  Transportgewerbe  und  die  Yerkehrsanstalten  werden 
weitere  und  besondere  Regelungen  kaum  ausbleiben.  Die 
Schweiz  ist  (vgl.  unter  »Ansnahment)  bereits  ans  Werk 
g^angen.  In  Deutschland  wird  infolge  der  stattge- 
habten Verstaatlichung  aller  bedeutenden  Verkehrsanstalten  bei 
dem  herrschenden  guten  Willen  schon  im  Verwaltungswege 
Grosses  erreicht  werden  können. 

Nicht  zu  unterschätzen  ist  die  Frage  der  gesetzgebe- 
rischen und  der  ver  wal tun  gsm  ässigen  Zustän- 
digkeit zur  Normierung  und  Handhabung  des  Feiertags- 
schutzes. Zur  Handhabung  wird  zwar  die  Mitwirkung  der 
Ortspolizeibehörden  niemals  zu  entbehren  sein.  Doch  darf  die 
Normierung  nicht  ihnen  allein  überlassen  werden.  Dieselbe 
muss  einheitlich  und  unter  Mitwirkung  der  oberen  Verwal- 
tungsbehörden geschehen.  Wir  kommen  auch  hierauf  bei  den 
Ausnahmen  zurück. 

VI.  Die  Verwendnngsverbote. 
Zu  den  blossen  Verwendungsbeschränkungen  des  Arbeits- 
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Keit-  und  des  Arbeitsunterbrechangs-Schutzes  kommen  die  Ver- 
wendnngdverbote  hinzu. 

Bei  der  Arbeitsfreiheit  Aller  und  bei  der  sitÜich-wirt- 
sehaftlichen  Notwendigkeit  der  Arbeit  für  das  ganze  Volk 
müssen  die  Verwendungsverbote  allerdings  auf  das  ünerläss- 
liche  beschrankt  werden. 

Entbehrlich  sind  sie  aber  nicht.  Oiebt  es  doch  Arbeits- 
kräfte, deren  Verwendung  einen  Raubbau  an  der  nationalen 
Arbeitskraft  und  die  erzieherische  Vernachlässigung  des  Volkes 
bedeutet,  und  giebt  es  doch  sittliche  Aufgaben  nichtgewerb- 
licher Art,  welche  der  gewerblichen  Arbeitsverwendung  gegen- 
über ansschliessend  zur  Geltung  gebracht  werden  dürfen  und 
müssen. 

Wir  finden  denn  auch  eine  Reihe  yon  Verwendungsver- 
boten  teils  in  Geltung,  teils  in  Entwickelung  begrifiFen. 

1)  Das  Verbot  der  Eindheits-Arbeit. 

Es  ist  das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
12  (13),  bezw.  im  Süden  von  Kindern  unter  10  Jahren  im 
Fabrikbetrieb  und  in  gewissem  (vgl.  den  ersten  Artikel)  Quasi- 
fabrikbetrieb.  Das  Verbot  der  Kind h  ei ts arbeit  ist  also  nicht 
zu  yerwechseln  mit  der  Beschränkung  der  Kin  d  e  r  arbeit  (vgl. 
ersten  Artikel),  nämlich  der  Arbeit  von  Kindern  von  12  (13) 
bis  14  Jahren,  bezw.  im  Süden  von  10  bis  12  Jahren. 

Ein  Verbot  aller  Beschäftigung  der  Kinder  unter  12  J., 
auch  mit  häuslicher  Arbeit,  mit  landwirtschaftlicher  Bei- 
hilfe n.  s.  w.  ist  darunter  nicht  zu  verstehen. 

Das  beschränkte  Verbot  der  Kindheitsarbeit  liegt  im  In- 
teresse der  physischen  und  geistigen  Nationalerhaltung  für 
alle  kommenden  Geschlechter,  daher  im  Interesse  des  gewerb- 
lichen ünternehmerstandes  selbst. 

Der  besondere  Arbeiterschutz  ist  bezüglich  der  Kindheits- 
arbeit wohl  am  Platze.  Der  ordentliche  Verwaltungs-  und 
Gerichtsschutz  sichert  leicht  ersichtlich  die  Kindheit  nicht  voll- 
ständig. Ebensowenig  thut  dies  der  ausserstaatliche  Hilfs- 
namentlich der  Familienschutz ;  das  Kind  verwilderter  Fabrik- 
und  verelendeter  Hausgewerbe- Arbeiter  bedarf  Schutz  gegen 
die  eigenen  Eltern,  deren  Moral  oft  völlig  stumpf  geworden  ist. 
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Begründet  ist  das  Verbot  der  Eindbeitsarbeit  f^  «dep 
Fabrik-  und  Qnasifabrikbetrieb.  Nicbt  ausgescblosaen ,  nicht 
einmal  unwahrscheinlich  ist  es  aber,  dass  das  Verbot  der  Eind- 
heitsarbeit  auf  die  eigentliche  Hausindustrie  früher  oder  spater 
Ausdehnung  findet;  hier  ist  ein  Missbrauch  der  Eindb^Us- 
arbeit  möglich,  welcher  denjenigen  im  Fabrikbetrieb  noch 
übersteigt;  durch  die  allgemeine  Schulpflicht  allein  ist  der 
Missbrauch  hier  keineswegs  ausgeschlossen.  Nur  würde  als 
Hausindustrie  nicht  alles  Familiengewerbe  angesehen  werden 
dürfen.  Die  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  überhaupt  und 
des  Eindheitsarbeits- Verbotes  im  Besonderen  auf  die  Hausin- 
dustrie ist  wohl  vorwiegend  eine  nicht  leicht  zu  nehmeade 
Frage  der  Organisation. 

In  der  Hauptsache  wird  das  Verbot  der  Eiudheitaarbeit 
gesetzlich  (obligat)  auszusprechen  sein.  Bei  der  etwaigen  Aus- 
dehnung auf  die  Hausindustrie  wird  die  Regierung  jedoch  mit 
der  Befugnis  der  allmählichen  Ausdehnung  im  Verordnungs- 
wege betraut  werden  dürfen. 

Die  Ueberwachung  des  Verbots  wird  in  der  Hauptsache 
Aufgabe  des  Gewerbeinspektorates  sein.  Arbeiterälteste  in 
jedem  Geschäft,  Arbeitskammern,  freie  Arbeiterverbände  werden 
übrigens  der  Gewerbeinspektion  oder  einem  allgemeinen  Ar- 
beitsamt guten  Beistand  leisten  können.  Die  Fabrikliste  der 
jugendliphen  Arbeiter  kann  als  Verwaltungsmittel  dienen. 

In  Deutschland  ist  die  Eindheit  bis  zu  12  Jahren  ge- 
schützt. Die  Ausdehnung  des  Verbots  der  Eindheitsarbeit  auf 
das  Alter  bis  zu  14  Jahren  für  den  Fabrik-  und  Quasifabrik- 
betrieb  ist  aber  für  Deutschland  wohl  nur  eine  Frage  der 
Zeit.  Nicht  bloss  die  Sozialdemokratie  fordert  dieses  Alter 
im  Antrag  Auer  u.  G.  Die  Schweiz  ist  dieser  Forderung  der 
Hygieiniker,  wie  bemerkt,  schon  gerecht  geworden.  Bei  13  Jahren 
steht  schon  die  schwebende  R.G.O.-Novelle. 

Ein  international  gleichmässiges  Fortschreiten  zu  diesem 
Ziel  unter  Ausgleichung  des  Rechts  über  das  volksschulpflich- 
tige  Alter  wäre  dabei  allerdings  wünschenswert. 

Am  weitesten  im  Eindheitsschutz  geht  das  österreichische 
Recht,   indem    das  Gesetz   von  1885  für   die  »regelmässige« 
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gewerbliche  Arbeit  Kinder  bis  zu  12,  für  die  Fabrikarbeit  bis 
zu  14  Jahren  ansachliesst :  »Kinder  vor  yoHendetem  14.  Jahre 
dürf^i  zu  regelmässigen  gewerblichen  Beschäftigungen  in 
f  abriksmässigbetriebenen  Gewerbsantemehmnngen  nicht 
verwendet  werden;  jugendliche  Hilfearbeiter  ewiedien  dem 
YoUendeten  14.  und  dem  vollendeten  16.  Jahre  dürfen  nur  zu 
leichtern  Arbeiten  verwendet  werden,  welche  der  Gesundheit 
dieser  Hilfsarbeiter  nicht  nachteilig  sind  und  deren  körper- 
liche Entwickelung  nicht  hindernc. 

Die  Beschlüsse  der  Berliner  Konferenz  empfehlen  'das 
Verbot  der  Fabrikbeschäftigung  schulpflichtiger  Kinder.  Die 
Resolution  III  Z.  4  verlangt :  »dass  die  Kinder  den  Vorschriften 
über  den  Elementarunterricht  vorher  genügt  haben c. 

Die  Ausschliessung  der  Jugendarbeit  geht  individuali- 
sierend über  die  allgemeine  Altersuntergrenze  da  hinaus,  wo 
die  Kin  der  beschäftigung  vom  Nachweis  der  Gesundheit  der 
Kinder  (England)  abhängig  erklärt  ist.  Hier  tritt  das  ärzt- 
liche Gesundheitszeugnis  als  besonderes  Verwaltungsmittel  des 
Arbeiterschutzes  auf. 

Auch  für  gan  ze  Geschäftsarten  geht  das  Verbot  der  Ju- 
gendarbeit weiter  als  bis  zur  allgemeinen  Altersuntergrenze. 
E  n  g  1  a  n  d  ist  mit  solchen  Verböten  vorangegangen.  Es  schliesst 
gesetzlich  aus  die  Verwendung :  von  Kindern  unter  11  Jahren 
in  miumen  gewisser  Industriezweige,  z.  B.  wo  in  der  Metall- 
Industrie  geschliffen  wird ;  von  Kindern  bis  14  Jahren ,  wo 
das  Tunken  der  Zündholzer  und  in  dem  Metallgewerbe  das 
Trockenschleifen  geschieht;  von  Mädchen  unter  16  Jahren: 
in  Ziegeleien  ,  Dachziegeleien  und  Salzfabriken  (Salinen  etc.) ; 
von  Kindern  (bis  14)  und  Mädchen  unter  18  Jahren:  in  den 
Schmelz-  und  Kühlräumen  der  Glashütten ;  von  Personen  unter 
18  Jahren:  in  Räumen,  wo  Quecksilberspiegel  belegt  oder  wo 
Bleiweiss  hergestellt  werden. 

2)  Das  Verbot  gesundheits- und  sittlichkeits- 
gefährlicher Beschäftigungen. 

Dieses  Verbot  erscheint  für  allen  Gewerbebetrieb  begründet. 
Es  ist  jedoch  in  dieser  Allgemeinheit  bis  auf  weiteres  schwer 
durchzufahren  und  bis  jetzt  nicht  durchgedrungen. 
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Die  R.G.O.,  bezw.  die  v.  Berlepsch'ache  Novelle  (yergL 
Beschlüsse  der  Berliner  Eonfereiiz  IV.  4  und  Y.  4)  gibt  diesem 
Verbot  fÖr  alle  weibliche  und  jugendliche  Arbeit  uneinge- 
schränkt, aber  nur  fakultativ  Raum  durch  die  Bestimmung 
des  §  139a,  Z.  1,  welche  lautet:  »Der  Bundesrat  ist  befugt, 
die  Verwendung  von  Arbeiterinnen,  sowie  von  jugendlichen 
Arbeitern  fQr  gewisse  Fabrikation szweige,  welche  mit  be- 
sonderen Gefahren  für  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  verbunden 
sind,  gänzlich  zu  untersagen  oder  von  besonderen  Bedingungen 
abhängig  zu  machen«.  Der  §  154  derselben  Novelle  (2.,  3. 
und  4.  Absatz)  dehnt  dieses  Verbot  auf  die  bedeutendsten  Ge- 
biete des  Quasifabrikbetriebes  aus. 

Das  letzte  Ziel  des  Gesundheitsschutzes,  —  die  Aus- 
schliessung aller  schädlichen  Arbeitsmethoden,  welche  »durch 
unschädliche  ersetzbar  sind«  und  zwar  in  allem  Gewerbebe- 
trieb und  auch  für  die  Männerarbeit  —  ist  erreichbar  durch 
fortschreitende  Ausdehnung  des  Verordnungsschutzes,  welchem 
die  V.  Berlepsch'sche  Novelle  (§  154)  auch  für  Quasifabrikbe- 
triebe  die  Bahn  frei  macht.  Selbst  der  Antrag  Auer  u.  6., 
allen  schädlichen  Betrieb  zu  verbieten,  wo  unschädlicher  mög- 
lich ist,  wird  anders  schwer  durchzuführen  sein. 

Immerhin  könnte  das  Verbot  gesetzlich  allgemein  im 
Grundsatze  ausgesprochen  und  die  Ausführung  dieses  Verbotes 
im  Verordnungswege  einer  obersten  Zentralstelle  des  Arbeiter- 
schutzes unter  der  Eontrolle  der  Volksvertretung  und  der 
OefFentlichkeit  überlassen  werden.  Gesetzliche  SpezialVerbote 
bezüglich  bestimmter  gesundheitsschädlicher  Gewerbe  und  Ver- 
fahren neben  dem  allgemeinen  Verbote  würden  nicht  über- 
flüssig werden ;  sie  bestehen  schon  überall  mehr  oder  weniger 
ausgedehnt. 

Der  Erfolg  des  hier  fraglichen  Verbotes  ist  abhängig  von 
einer  technisch-hygieinisch  guten  Organisation  des  Arbeiter- 
schutzes, von  Lokalorganen  aus  bis  zu  einer  Reichszentralstelle, 
sowie  vom  Antrieb  tüchtiger  Vertretungsorgane  des  Arbeiter- 
standes. Beides  sieht  der  vollkommeneren  Ausbildung  erst 
entgegen. 

Die  Unterstützung  des  ausserordentlichen  Arbeiterschutzes 
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darch  Handelspolizeiverbote  auf  gesundheitsgefahrliche  Apparate 
und  Materialabgaben  ist  eiDleuchtend  notwendig. 

Dasjenige^  was  zum  Schutze  der  Sittlichkeit  darch 
Verbot  bereits  gethan  ist,  soll  nicht  unterschätzt  werden,  doch 
ist  noch  Vieles  zu  leisten.  So  ist  an  einen  allerdings  sehr 
heikein,  ja  eckligen,  aber  die  Erhaltung  der  Nation  aufs 
tiefste  gefährdenden  Dnfug,  die  öffentliche  Feilbietung  und 
Ankündigung  der  PräventiYmittel  des  Geschlechtsverkehrs,  wie 
ihn  die  Annoncenseiten  der  Zeitungen  und  die  Schaufenster 
leidig  ergeben,  noch  nicht  genügend  herangegangen  worden. 
Und  doch  steht  dabei  nicht  bloss  der  sittliche  Schutz  des  be- 
treffenden Fabrik-  und  Handelspersonals,  sondern  obendrein 
der  sittliche  Schutz  der  ganzen  Bevölkerung  und  die  Erhaltung 
der  Bevölkerungskraft,  bis  zu  gewissem  Grade  die  Bewahrung 
der  Nation  vor  den  Entvölkerungsgefahren  der  Hochkultur  — 
in  Frage.  Die  bestehenden  Befugnisse  der  Sittenpolizeiorgane 
würden  wahrscheinlich  ausreichen,  diesen  auch  in  den  Arbeiter- 
schutz hereinreichenden  Krebsschaden  ohne  gesetzgeberischen 
und  sonstigen  Skandal  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Durch  Ig- 
norierung geschieht  dies  nicht. 

Der  Arbeitsschutz-Eingriff  des  Staates  in  Beziehung  auf 
gesundheits-  und  sittlichkeitsgefahrlichen  Fabrik-  und  Quasi- 
iabrikbetrieb ,  zum  Teil  auch  auf  ebensolchen  Hausgewerbe- 
und  Handels-Betrieb  ist  zweifellos  gerechtfertigt.  Ist  doch 
weder  die  Moral  bei  der  Gesamtheit  der  Arbeitgeber  und 
Handelsuntemehmer  ausgebildet,  noch  die  Einsicht  und  Selbst- 
fürsorge der  Arbeiter  kräftig  und  verbreitet  genug,  um  den 
freien  Schutz  genügend  und  den  Staatseingriff  überflüssig  er- 
scheinen zu  lassen. 

3.  DasVerbot  der  Fabrikarbeit  verheirateter 
Frauen  oder  wenigstens  der  Familienmütter. 

Dieses  Verwendungsverbot  hätte   ganz  besonderen  Wert. 

Der  moderne  Industriebetrieb  hat  den  Familienberuf  der 
FVau  und  in  ihm  das  Familienleben  schwer  angegriffen,  ohne 
dass  die  ausserstaatlichen  Träger  des  Aibeiterschutzes  im  w.  S. 
dag^n  hätten  aufkommen  können. 

Nur  der  Ausschluss  aller  gewerblichen  Arbeit  der  Gattinnen 

Ztitvohz.  1  StMtow.    1891.    I.  Heft.  6 
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und  Mutier,  auch  des  £rwerbs  in  jeder  Art;  häuslicher  Be- 
schäftigung würde  yiel  zu  weit  gehen.  Gewisse  gewerbliche 
Arbeiten  kamen  immer  dem  weiblichen  Geschlecht  zu  und  in 
den  Städten  würden  beim  yölligen  Verbot  gewerblicher  Arbeit 
für  alle  Arbeiterinnen  zahlreiche  Personen  yerdienstlos  and 
dabei  sittlich  gefährdet  sein. 

Die  Organe  und  die  Verwaltungsmittel  des  Schutzes  der 
Terheirateten  Frauen  gegen  Fabrik-  und  Quasifabrikarbeit 
wären  dieselben  wie  für  den  übrigen  Verwendungsschutz  der 
Arbeiterinnen  und  der  jugendlichen  Arbeiter. 

Jides  Simon  j  v.  Ketteier ,  Ritze  vertreten  wirklich  das 
Verbot  der  Fabrikarbeit  für  verheiratete  Frauen  in  einschnei- 
dendster Weise.  Selbst  die  Haupteinwendung  gegen  das  Ver- 
bot, die  Gefahr  der  Schmälerung  des  Frauenerwerbes  und  der 
VerfQhrung  der  Frauen  zu  unsittlichem  Erwerb  wird  von  Hüee 
in  bemerkenswerter  und  überzeugender  Weise  bestritten.  Dieser 
verdiente  katholische  Schriftsteller  weiss  dem  Entgang  an  Frauen - 
Fabrikverdienst  die  schweren  Gegenposten  des  Lohndruckes 
durch  konkurrierende  Frauenarbeit,  sowie  die  Wirtshaus-  und 
Luxus  Vergeudung  bei  den  Familien  ohne  Hauswirtin  und  ohne 
Mutter  sehr  nachdrücklich  entgegenzustellen.  Bei  der  Grösse 
des  Zweckes  —  nichts  Geringeres  als  die  Wiederherstellung 
des  Familienlebens  für  die  ganze  Fabrikarbeiterschaft  steht  in 
Frage  —  ziemt  es  sich,  auch  zu  grossen  Opfern  bereit  zu  bleiben. 

Nur  wird  man  sich  keiner  Täuschung  über  die  Schwierig- 
keiten sofortiger  und  vollständiger  Herstellung  des  Verbots 
hingeben  dürfen.  Vielleicht  wird  erst  eine  der  Haus-Nebenbe- 
schäftigung günstige  Wendung  der  motorischen  Technik,  welche 
den  Verdienstersatz  im  Hause  selbst  ermöglicht,  die  Durch'- 
führung  des  fraglichen  Verbotes  praktisch  durchführbar  machen. 

Auch  würde  die  international  gleichmässige  Behandlung 
der  Aufgabe  nötig  sein  ,  wenn  nicht  einzelne  nationale  In- 
dustriezweige notleiden  sollen.  Eine  sorgfältige  internationale 
Statistik  der  im  Fabrik-  und  Quasifabrikbetrieb  beschäftigten 
Ehefrauen  und  Mütter  wird  jedem  praktischen  Lösungsversncbe 
vorangehen  müssen. 

Wenn   irgendwo   im  Arbeiterschutz,   so  hätte   der  Staat 
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hier  die  nachdrücklichste  ünterstfitzung  darch  den  Einfluss 
der  Kirche  nnd  zwar  durch  den  Einflnss  beider  Kirchen  und 
durch  die  international  organisierte  gleichmassige  Agitation 
der  Kirchen  für  diesen  Zweck  nötig.  Wer  die  erwähnten 
Schriften  liest  —  Hitze^fi  Schrift  gibt  auch  aus  J.  Simon'a 
und  Ketteler's  ergreifenden  Ausführungen  Auszüge  —  wird  für 
den  schliesslichen  Sieg  einer  der  obersten  Zukunftsaufgaben 
des  Arbeiterschutzes  immerhin  einige  Hoffnung  schöpfen.  Beim 
dermaligen  Stand  der  Dinge  wissen  wir  Eitae's  Ausführungen 
nichts  beizusetzen. 

Inzwischen  wäre  schon  die  Yerwendungs  beschränkung 
aller  weiblichen  Fabrikarbeit  auf  10  Stunden  nach  dem  Vor- 
schlag der  Kommission  des  deutschen  Reichstags  (rrgl.  u.)  als 
ein  erheblicher  Fortschritt  zu  begrüssen.  Hit^e  bemerkt  (a. 
a  0.  S.  80):  »Gesundung  und  Festigung  des  Familienlebens 
ist  die  erste  Bedingung  aller  Sozial-Reform.  Wie  ist  solche 
aber  möglich,  so  lange  noch  yiele  Tausende  von  verheirateten 
Frauen  tagtäglich  11  und  12  Stunden  und  mehr  dem  häus- 
lichen Heim  fern,  dem  Verdienst  in  Fabriken  nachgehen! 
Kann  da  häusliches  Glück  und  Zufriedenheit  blühen?  Und 
kann  das  vielleicht  das  üebel  mindern,  dass  es  sich  in  be- 
stimmte Bezirke  konzentriert?  Wurden  doch  z.  B.  im  Auf- 
sichtsbezirk Bautzen  1884  gegen  5000  Frauen  durch  die 
Fabrikation  dem  Familienleben  entzogen.  Eine  Gewährung 
längerer  Mittagspausen  für  verheiratete  Frauen  findet,  so  weit 
hierüber  Erkundigungen  eingezogen  werden  konnten ,  nicht 
statt.  Ist  es  Zufall,  dass  dort,  wo  die  Kinderarbeit  üblich, 
auch  die  Arbeit  der  Mütter  häufiger  ist?  und  muss  nicht 
der  Verdienst  des  Mannes  geringer  werden,  wenn  auch  Weib 
und  Kind  als  seine  Konkurrenten  auftreten?  Und  ist  es  Zu- 
fall, wenn  gerade  in  Sachsen  ,  wo  die  Frauen-  und  Kinder- 
Arbeit  in  üppiger  Blüte  steht,  auch  die  Sozial-Demokratie  vor 
allem  heimisch  ist?!  Haben  wir  noch  ein  Recht,  den  Sozial- 
Demokraten  zum  Vorwurf  zu  machen ,  dass  sie  auf  die  Auf- 
lösung des  Familienlebens  hinwirken,  wenn  wir  die  thatsäch- 
liche  Auflösung  der  Familie  durch  die  regelmässige  überlange 
Fabrikarbeit  der  Hausfrauen  und  Mütter  gleichgiltig  nehmen?! 

6* 
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Dürfen  wir  noch  zaudern,  an  die  Gesetzgebung  zu  appellieren, 
wo  die  Gefahren  so  dringlich  sind  ?  Was  wird  aus  der  Jugend 
und  Zukunft  unseres  Volkes,  wenn  solche  Verhältnisse  normal 
werden  sollten?  Und  in  der  That,  wenn  die  Gesetzgebung 
nicht  eingreift,  wird  die  Zahl  der  Fabrik-Frauen  ebenso,  wie 
die  der  Fabrik-Einder  nicht  ab-  sondern  zunehmen.  Welche 
PerspektiTe  ? !« 

Möglichste  Trennung  der  Geschlechter  in  den!  Arbeiis- 
räumen,  gesonderte  Speise-  und  Ankleidezimmer,  Fürsorge 
für  den  Haushaltungsunterricht  sind  desto  angelegentlicher  zu 
betreiben,  je  weniger  die  vollige  Ausschliessung  für  die  Frauen- 
fabrikarbeit  zu  erreichen  ist  Den  Mädchen  vor  Allen  ge- 
bührt dieser  weitere  Schutz. 

4)  Das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Wöch- 
nerinnen. 

Während  das  geforderte  Verbot  der  Fabrikarbeit  bei  Giat- 
tinnen  und  Müttern  in  erster  Linie  dem  Schutze  des  Familien- 
lebens gilt,  ist  die  Wochenschonung  für  Arbeiterinnen  des 
Fabrik-  und  Quasi-Fabrikbetriebes  vor  Allem  eine  Forderung 
der  Gesundheitspflege  für  die  Mütter  und  der  Pflege  für  die 
Neugeborenen. 

Auch  die  Ausschliessung  der  Schwangeren  von  gewissen 
Beschäftigungen  ist  am  Platze;  das  eidgenössische  Fabrik- 
Gesetz  gestattet  dieselbe  dem  Bundesrate. 

Das  Verbot  der  Fabrikbeschäftigung  von  Wöchnerinnen 
hat  längst  in  einzelnen  Staaten,  neuestens  aber  fast  allgemein 
Anerkennung  erlangt. 

Die  Beschlüsse  der  Berliner  Konferenz  verlangen  den 
Schutz  auf  vier  Wochen.  Die  Schweiz  gewährt  ihn  schon 
mit  acht  Wochen,  eine  Frist,  welche  im  Antrag  Äaer  u.  G. 
auch  für  Deutschland  empfohlen  ist.  Die  v.  Berlepsch'sche  No- 
velle schlägt  4  Wochen  (statt  der  3  Wochen  der  bisherigen 
Reichs-G.O.)  vor;  die  Reichstags-Eommission  hat  6  Wochen 
beantragt,  was  vermutlich  Annahme  finden  wird. 

Die  Wochenschonung  für  alle  Frauen  der  gewerblichen 
Hilfsarbeit  würde,  wenn  sie  selbst  Bedürfnis  wäre,  in  der 
Durchführung  kaum  überwindlichen  Schwierigkeiten  begegnen. 
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Der  betreffende  Antrag  Auer  u.  G.  (§  109  vgl.  §  130)  ist 
in  der  v.  Berle^sch'schen  Novelle  (§  139  vgl.  üeberschr.  zu 
§§134  ff.)  nicht  beachtet. 

An  sich  wäre  es  das  Wünschenswertere,  dass  die  Wochen- 
schonung selbst  der  Fabrikarbeiterinnen  ohne  besonderen  Ar- 
beiterschutz des  Staates  zur  Geltung  käme.  Bei  den  bestehen- 
den moralischen  und  wirtschaftlichen  Zuständen  wird  aber  das 
besondere  Yerwendungsverbot  kaum  zu  umgehen  sein. 

Zur  Eontrolle  werden  die  Geburtenlisten  der  Standesämter 
oder  eine  besondere  Fabrikliste  der  Wöchnerinnen  dienen 
können.  Der  Mitkontrolle  durch  die  Arbeiterschaften  selbst 
wird  das  Gewerbeinspektorat  nicht  entbehren  können. 

Die  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  der  Wochenschonung 
sind  für  Deutschland  durch  die  für  alle  Fabrikarbeiter  in  Gel- 
tung stehende  Krankenversicherung,  welche  Wochenunter- 
stützung im  Ausmasse  der  Erankenunterstützung  gewährt,  im 
allgemeinen  gehoben.  Die  Familien-  und  die  Vereinsfürsorge 
haben  die  Lücken  für  den  Unterhalt  der  Wöchnerinnen  zu  füllen. 

Die  Wöchnerinnen-Unterstützung,  ohne  welche  die  Wo- 
chen-Arbeitsschonung bedenklich  wäre,  ist  allerdings  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Sittlichkeit  wegen  Vermehrung  der 
unehelichen  Geburten,  von  anderer  Seite  auch  vom  Stand- 
punkt der  Bevölkerungspolitik  lebhaft  angefochten.  Die  Frage 
ist  im  Jahre  1886  durch  Eingaben  aus  Sachsen  ini  den 
deutschen  Reichstag  gelangt.  Es  forderten  nämlich  die  Pe- 
titionen von  21  Ortskrankenkassen  der  Ereishauptmannschaft 
Zwickau  die  Aufhebung  der  gesetzlichen  dreiwöchentlichen  Un- 
terstützung unehelicher  Wöchnerinnen,  weil  dieselbe  die  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  zu  fordern  geeignet  sei.  Der  Pe- 
tition lag  eine  Statistik  jener  Eissen  bei,  aus  welcher  her- 
vorgeht, dass  die  Eassen  absolut  mehr  unehliche  als  ehliche 
Wöchnerinnen  zu  unterstützen  hatten.  Die  Angabe  des  Zah- 
lenverhältnisses zwischen  verheirateten  und  unverheirateten 
weiblichen  Eassenmitgliedern  fehlte  jedoch,  was  die  Statistik 
allein  schon  unverwertbar  macht.  Auch  sind  die  Verhältnisse 
von  Zwickau  schwerlich  für  die  deutsche  Industrie  überhaupt 
typisch.    Es   müsste   eine  allgemeine  Verarbeitung  des  dies- 
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falligen  Krankenkassen-Materials  stattfinden  und  möglichst  anf 
die  Yergleichang  der  Geburtenziffer  in  der  Zeit  vor  und  nach 
der  EinfQhrung  der  Ejrankenversicherung  das  Absehen  ge- 
richtet werden,  und  zwar  für  Bezirke,  in  welchen  vor  der 
Einführung  auch  freie  Kassen  Wochenuntersttttzung  nicht  gaben. 
Wahrscheinlich  ist  die  Steigerung  der  unehelichen  Geburten- 
ziffer durch  Beichung  der  Wochenunterstützung  des  Kranken- 
kassengesetzes nicht,  wenn  man  bedenkt,  dass  im  genannten 
Bezirk  diese  Unterstützung  für  drei  Wochen  nur  je  7  bis  12, 
meist  unter  10  Mark  betrug.  »Wenn,  sagt  Hitae^  die  win- 
zige Summe  der  Unterstützung  schon  auf  eine  Vermehrung 
der  unehelichen  Geburten  hinwirken  sollte,  so  wäre  diese 
Thatsache  noch  abschreckender  als  die  Zahl  8elbst.c  In  der 
mit  der  Fabrikbeschäftigung  des  weiblichen  Geschlechtes  ge- 
gebenen Lockerung  des  Familienlebens  und  der  geschlecht- 
lichen Sittlichkeit,  nicht  im  Wochengeld,  wird  der  eigentliche 
Sitz  des  üebels  zu  erkennen  sein. 

5)  Das  Verbot  der  Frauen-  und  Kinderar- 
beit unter  Tag. 

Dieses  Verbot  liegt  im  Interesse  der  Sittlichkeit,  im  In- 
teresse der  Schonung  schwacher  Arbeitskräfte  und  im  Interesse 
des  Familienlebens. 

Die  Handhabung  des  Verbotes  gehört  dem  Wirkungskreis 
der  Bergpolizei  und  des  Gewerbeinspektorates  an. 

Dasselbe  ist  wohl  am  besten  gesetzlich  auszusprechen. 

Für  Arbeiterinnen  ist  das  Verbot  in  den  Beschlüssen  der 
Berliner  Konferenz  der  Welt  allgemein  empfohlen  und  in  der 
t;.  BerlepscV^üAie^n  Novelle  ist  es  bereits  aufgenommen. 

Die  Durchführung  wird  im  oberschlesischen  Bergbau  zwar 
Schwierigkeiten  begegnen,  aber  auch  schweren  Uebelstanden 
abhelfen. 

Durch  die  bürgerliche  Moral  allein  ist  die  Bewahrung  der 
Frauen  vor  Arbeit  unter  Tag  nicht  gewährleistet. 

Dem  Verbot  der  Frauenarbeit  unter  Tag  reiht  sieh  die 
wohlb^ündete  Forderung  des  Verbotes  der  Frauenbeschäf- 
tigung bei  Hochbauten  an.  Diese  Beschäftigung  ist  weithin 
schon  durch  die  Sitte  ausgeschlossen. 
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Vn.   Zu  den  Ausnahmen  vom  Yerwendungsschutze. 

Die  Yerwendungsverbote  und  die  Verwendungsbeschrän- 
kungen  stehen  scheinbar  im  Widersprach  mit  dem  Interesse 
des  Untemehmerstandes.  Bei  richtiger  Begrenzung  der  ersteren 
ist  dies  jedoch  im  allgemeinen  und  f&r  die  Dauer  nicht  der  Fall. 

Im  Besonderen  kann  dem  berechtigten  Interesse  des  Ea* 
pitals  durch  Zulassung  sorgfältig  geregelter  Ausnahmen 
alle  erforderliche  Rücksicht  geschenkt  werden;  wo  aber  und 
soweit  die  Verwendung  höhere  persönliche  Interessen  des  ganzen 
Volkes  beeinträchtigt,  hat  sich  das  Kapital  die  Beschränkungen 
gefallen  zu  lassen. 

Was  die  Ausnahmen  betrifft,  so  sind  dieselben  teils 
regelmässige  oder  ordentliche ,  teils  unregelmäs- 
sige oder  ausserordentliche.  Beide  Gattungen  kommen  so- 
wohl im  Ruhe-  als  im  Zeitschutze  vor. 

Die  ordentlichen  Ausnahmen  von  den  Verwendungs- 
verboten bestehen  wesentlich  in  gesetzlichen  Benennungen  be- 
stimmter Gattungen  gewerblicher  Hervorbringung,  in  welchen 
sonst  verbotene  Verwendung  (Nachtarbeit  der  Frauen  und  ju- 
gendlichen Arbeiter  u.  s.  w.)  erlaubt  ist  Die  meisten  Ver- 
wendungsverbote treten  umgekehrt  als  Ausnahmen  von  der  Regel 
der  Verwendungsgestattung  auf. 

Die  ordentlichen  Ausnahmen  von  den  Verwendungs  b  e- 
schränkungen  werden  teils  gesetzlich,  teils  verordnungs- 
naässig  verfügt,  teils  von  der  Regierung,  teils  von  Bezirks- 
und Ortsbebörden  ausgesprochen  und  gehandhabt. 

Die  Ausgleichung  zu  Gunsten  der  Arbeiter,  deren  Ruhe- 
und  Zeitschutz  im  Interesse  der  Industrie  beschränkt-  ist,  be- 
steht einmal  in  Einführung  von  mehreren  (zwei,  drei,  vier) 
Wechselschichten  mit  Tag-  und  Nachtturnus,  so  dass  unun-^ 
terbrochener  Betrieb  unbeschadet  einer  täglichen,  abwechslungs- 
weise nächtlichen  Ruhehauptpause  möglich  wird.  Sodann  im  Er- 
satz der  Sonntagsruhe  durch  einen  Feiertag  während  der  Werktage. 

Die  ausserordentlichen  Ausnahmen  kommen 
hauptsächlich  für  folgende  Fälle  in  Betracht:  a)  für  notwen- 
dige Arbeit  nach  Unterbrechung   des  regelmässigen  Betriebes 
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durch  Naturereignisse  und  Unglücksfalle;  b)  fBrnotweDdige  Ar- 
beit zur  Verhütung  von  Unglücksfallen  und  Notständen ;  c)  f&r 
notwendige  Arbeit  zur  Bewältigung  von  Geschäftsanhäufung. 
Die  Ausnahmen  vom  Feiertags-Schatze: 
Diese  Ausnahmen  werden  so  geregelt,  dass  fl&r  gewisse  Ge- 
werbe die  Feiertagsarbeit  zwar  zugelassen  ,  aber  hiefür  durch 
entsprechende  Werktags-Ruhezeiten  Ersatz  gegeben  wird.  Die 
Ausnahmen  der  Berliner  Konferenz  sind  bereits  oben  wortlich 
mitgeteilt.  Die  v.Berlepsch* schelSoyelle  begrenzt  die  Ausnahmen 
keinesfalls  zu  knapp.  Der  Antrag  Ätier  u.  G.  gestattet  Feier- 
tagsarbeit für  Verkehrsbetriebe,  Gast-  und  Schankwirtschaften, 
öffentliche  Erholungs-  und  Vergnügungsanstalten ,  sowie  für 
diejenigen  Gewerbe,  welche  »nach  ihrer  Natur  einen  ununter- 
brochenen Betrieb  erfordernc  ;  zum  Ersatz  will  er  den  Sonn- 
tagsarbeitern in  der  Woche  eine  ununterbrochene  Buhezeit 
Von  36  Stunden  gewährt  wissen. 

Die  Schweiz  scheint  demnächst  auch  für  den  Eisen- 
bahn-, Dampfschiffahrts-  und  Postdienst  den  Ersatz  des  Feier- 
tagsschutzes durch  Wochenfreizeit  im  Turnus  mit  Sonntagen 
so  gewähren  zu  wollen,  dass  jeder  Bedienstete  jährlich  52  Tage, 
worunter  17  Sonntage,  frei  erhält. 

Die  Ausnahmen  vom  Verbot  der  Nachtarbeit: 
Die  B.-Gew.O.-Novelle  (vgl.  §  139a,  Z.  2  u.  3)  gestattet  or- 
dentliche und  ausserordentliche  Ausnahmen.  Erstere  schliesst 
auch  der  Antrag  Äuer  u.  Gen.  nicht  völlig  aus,  da  er  den 
Verkehrsbetrieb  und  die  »ihrer  Natur  nach  Nachtarbeit  er- 
fordernden« Gewerbe  ausnimmt.  Das  Einzelne  der  Bestimmun- 
gen über  die  Begrenzung  der  Ausnahmen  und  über  die  Hand- 
habung der  Ausnahme-Bestimmungen  lassen  wir  hier  bei  Seite. 

Die  Ausnahmen  vom  Maxim  alarbeitstag. 
Die  Ueberzeit:  Die  ausserordentlichen  Ausnahmen  be- 
stehen in  den  Gewährungen  von  Ueberzeit,  die  ordent- 
lichen in  ausnahmsweise  längerer  Beschäftigung  der  Kinder, 
Frauen  und  Männer  in  gewissen  Betrieben  (ygl.  Abschn.  V). 

Bezüglich  der  Ueberzeit  beharrt  die  v.  Bertepsch^sehe  No- 
velle auf  einem  sehr  vorsichtigen  Standpunkte.  Die  ausser- 
ordentliche  Ausnahme  des  Falles  der  Geschäftsanhäufong 
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findet  sidi  in  138a  wie  folgt  geregelt:  »Wegen  ausserge- 
wohnlicher  Häufung  der  Arbeit  kann  auf  Antrag 
des  Arbeitgebers  die  untere  Verwaltungsbehörde  auf  die 
Dauer  von  yierzehn  Tagen  die  Beschäftigung  Yon  A  r- 
beiterinnen  über  sechszehn  Jahren  bis  zehn  ühr  Abends 
an  den  Wochentagen  ausser  Sonnabend  unter  der  Voraussetzung 
gestatten,  dass  die  tägliche  Arbeitszeit  dreizehn 
Stunden  nicht  überschreitet.  Innerhalb  eines  Kalenderjahres 
darf  die  Erlaubnis  einem  Arbeitgeber  für  mehr  als  vierzig 
Tage  nicht  erteilt  werden.  Der  Antrag  ist  schriftlich  zu 
stellen  und  muss  den  Grund,  aus  weichem  die  Erlaubnis  be- 
antragt wird,  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Arbei- 
terinnen, das  Mass  der  längeren  Beschäftigung  sowie  den  Zeit- 
raum angeben  I  für  welche  dieselbe  stattfinden  soll.  Der  Be- 
scheid auf  den  Antrag  ist  schriftlich  zu  erteilen.  G^en  die 
Versagung  der  Erlaubnis  steht  die  Beschwerde  an  die  vorge- 
setzte Behörde  zu.  —  Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  über 
die  Fälle,  in  welchen  die  Erlaubnis  erteilt  worden  ist,  ein 
Verzeichnis  zu  führen,  in  welches  der  Name  des  Arbeitgebers 
und  die  für  den  schriftlichen  Antrag  vorgeschriebenen  An- 
gaben einzutragen  8ind.€ 

Der  Antrag  Äuer  u.  G.  beschränkt  die  Ausnahme  der 
IJeberzeit  aufs  engste,  nämlich  auf  den  Fall  stattgehabter  Ge- 
schäftsunterbrechung durch  Elementarunfälle  und  zwar  nur  mit 
2  Stunden  auf  höchstens  3  Wochen  und  nur  g^en  Geneh- 
migung des  »Arbeitsamtesc. 

Die  Ausnahmen  sind  bezüglich  der  Normierung  und  be- 
züglich der  Handhabung  in  restriktivem  Sinne  zu  behandeln. 
Sie  müssen  ferner,  und  zwar  wesentlich  auch  zum  Schutz  der 
ordentlichen  Arbeitgeber  gegen  rücksichtslose  Eonkurrenten 
—  einheitlich  und  gleichmässig  durchgeführt  werden. 

Durch  Beides  —  die  strenge  Beschränkung  und  die  ein- 
heitliche Handhabung  —  ist  für  die  Ausnahmen  die  möglichst 
genaue  Einzelnregelung  durch  Gesetz  gefordert,  soweit  dies 
nicht  unpraktisch  ist.  Weiter  empfiehlt  sich  die  möglichst 
genaue  Aufstellung  der  Grundsätze,  welche  die  Verwaltung 
bei  Handhabung  der  Ausnahmen  zu  befolgen  hat.    Femer  die 
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einheitliche  Auslegung  der  Schutzanordnungen  durch  das  Or- 
gan der  Nationalregierung  (Bundesrat).  Sodann  die  gleich- 
massige  Anweisung  der  Orts-  durch  die  Mittelbehorden  des 
Arbeiterschutzes  und  die  üeberwaehung  der  örtlichen  Behörden 
von  den  Mittebtellen  aus  in  einheitlichem  Sinne. 

Viel  ist  für  die  thunlichste  Einschränkung  der  Ausnahmen 
durch  individualisierende  Behandlung  der  einzelneu 
Geschäfbsarten  in  Hinsicht  auf  Sonntagsruhe  und  Wechsel- 
schichten zu  erreichen.  Die  im  Bezirk  Düsseldorf  gemachten 
Erfahrungen  haben  ergeben,  dass  durch  Spezialisierung  der 
Ausnahmen  auch  in  Ausnahmebetrieben  (Oaswerken,  Hoch- 
ofenbetrieben u.  s.  w.)  einem  grossen  Prozentsatz  der  Arbeiter 
die  Sonntagsruhe  gewährt  werden  kann  ^). 

Als  besondere  Verwaltungsmittel  zur  Ordnung  der  Aas- 
nahmen yom  Verwendungsschutze  dienen  der  Erlaubnisschein, 
der  Eintrag  in  die  Ausuahmeverzeichnisse ,  der  öffentliche 
Fabrikanschlag. 

Das  Gewerbeinspektorat  ist  das  gegebene  Ueberwachungs- 
organ  für  die  Ausnahmen;  doch  ist  die  Mitwirkung  selbst  der 
Arbeitgeber,  welche  das  Interesse  gleicher  Handhabung  be- 
sitzen, sehr  wünschenswert  und  mehrfach  erprobt.  Der  »Stickerei- 
Zentralverband«  der  Ostschweiz  und  des  Vorarlberg  z.  B., 
welcher  1855  sich  bildete  und  beinahe  alle  Geschäftshäuser 
umfasst,  überwacht  die  strengste  Einhaltung  des  Eilfstunden- 
tages  unter  Verschickung  besonderer  Kontrolleure  in  die  ab^ 
gelegensten'  Bergreviere  der  Hau^ndustrie  und  verfügt  über 
Vertragsstrafen  von  2  bis  300  Franks  (Hüze). 

VIII.  Zum  Betriebssohutz,  Truokschutz  und  Eontraktsschutz. 

A)  Der  Betriebsschutz. 

Der  Betriebsschutz  richtet  sich  gegenüber  besonderen  Ge- 
fährdungen des  Dienstpersonals  im  Betriebe  auf  die  persön- 
liche, leibliche  und  sittliche  Bewahrung  der  Arbeitsgehilfen 
bei  Ableistung  der  Arbeit. 

Der  Betriebsschutz  ist  schon  von  der  Arbeiterversicherung 


1)  Vgl.  Bitae  a.  a.  0.  S.  140. 
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aus  als  Unfalls-  und  Erankheits-Yerhfltang  umfasseod  gefor* 
dert  und  von  dieser  auch  schon  gehandhabt. 

Die  leibliche  und  die  sittliche  Betriebsbewahrung  bilden 
keine  neue  Erscheinung  des  Arbeiterschutzes.  Beide  werden 
längst  durch  die  Gewerbeordnungen  und  durch  besondere  Är- 
beiterschntzgesetze  in  grosserem  oder  geringerem  Dmfang,  mehr 
oder  weniger  vollkommen  gewährleistet.  Und  zwar  in  fast 
allen  gebildeten  Staaten. 

Der  Betriebsschutz  wird  geübt  durch  Vorschriften  über 
die  gefährlichen  Beschäftigungen,  über  die  Betriebseinrich- 
tung, über  die  Betriebsführung,  über  die  Betriebs-,  Speise- 
und  ümkleidungsräume  ,  über  die  Bedürfnisanstalten.  In  der 
B.G.O.-Novelle  wird  die  Aufgabe  des  Betriebsschutzes  so  for- 
muliert: »§  120a.  Die  Gewerbeunternehmer  sind  verpflichtet, 
die  Arbeitsräume,  Betriebsvorrichtungen,  Maschinen  und  Ge- 
rätschaften so  einzurichten  und  zu  unterhalten  und  den  Be- 
trieb so  zu  regeln,  dass  die  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  soweit  geschützt  sind,  wie  es  die  Natur  des 
Betriebes  gestattet.  —  Insbesondere  ist  fÖr  genügendes  Licht, 
ausreichenden  Luftraum  und  Luftwechsel,  Beseitigung  des  bei 
dem  Betriebe  entstehenden  Staubes,  der  dabei  entwickelten 
Dünste  und  Gase,  sowie  der  dabei  entstehenden  Abfölle  Sorge 
zu  tragen.  —  Ebenso  sind  diejenigen  Vorrichtungen  herzu- 
stellen, welche  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  gefahrliche 
Berührungen  mit  Maschinen  oder  Maschinenteilen  oder  gegen 
andere  in  der  Natur  der  Betriebsstätte  oder  des  Betriebes  lie- 
gende Gefahren,  namentlich  auch  gegen  die  Gefahren ,  welche 
aus  Fabrikbränden  erwachsen  können,  erforderlich  sind.  — 
Endlich  sind  diejenigen  Vorschriften  Über  die  Ordnung  des 
Betriebes  und  das  Verhalten  der  Arbeiter  zu  erlassen,  welche 
zur  Sicherung  eines  gefahrlosen  Betriebes  erforderlich  sind. 
»§  120b.  Die  Gewerbeunternehmer  sind  verpflichtet,  die- 
jenigen Einrichtungen  zu  treffen  und  zu  unterhalten  und  die- 
jenigen Vorschriften  über  das  Verhalten  der  Arbeiter  zu  er- 
lassen, welche  erforderlich  sind,  um  die  Aufrechterhaltung 
der  guten  Sitten  und  des  Anstandes  zu  sichern.  Insbeson- 
dere muss,  soweit  es  die  Natur  des  Betriebes  zulässt,  bei  der 
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Arbeit  die  Trennnng  der  Geschlechter  durcbgef&hrt  werden. 
—  In  Anlagen,  deren  Betrieb  es  mit  sich  bringt,  dass  die 
Arbeiter  sich  umkleiden  und  nach  der  Arbeit  sich  reinigen, 
müssen  ausreichende,  nach  Geschlechtern  getrennte  Ankleide- 
und  Waschräume  vorhanden  sein.  —  Die  Bedürfnisanstalten 
müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  für  die  Zahl  der  Arbeiter 
ausreichen,  dass  den  Anforderungen  der  Gesundheitspflege  ent- 
sprochen wird  und  dass  ihre  Benutzung  ohne  Verletzung  von 
Sitte  und  Anstand  erfolgen  kann. 

>§  120c.  Gewerbeuntemehmer ,  welche  Arbeiter  unter 
achtzehn  Jahren  beschäftigen ,  sind  verpflichtet ,  bei  der  Ein- 
richtung der  Betriebsstätte  und  bei  der  Regelung  des  Betriebes 
diejenigen  besonderen  Rücksichten  auf  Gesundheit  und  Sitt- 
lichkeit zu  nehmen,  welche  durch  das  Alter  dieser  Arbeiter 
geboten  sind. 

^§  120d.  Die  zuständigen  Polizeibehörden  sind  befogt, 
im  Wege  der  Verfügung  für  einzelne  Anlagen  die  Ausführung 
derjenigen  Massnahmen  anzuordnen,  welche  zur  Durchführung 
der  in  §§  120a  bis  120c  enthaltenen  Grundsätze  erforderlich 
und  nach  der  Beschaffenheit  der  Anlage  ausführbar  erscheinen. 
Sie  können  anordnen,  dass  den  Arbeitern  zur  Einnahme  von 
Mahlzeiten  ausserhalb  der  Arbeitsräume  angemessene,  in  der 
kalten  Jahreszeit  geheizte  Räume  unentgeltlich  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  —  Soweit  die  angeordneten  Massregeln  nicht 
die  Beseitigung  einer  dringenden,  das  Leben  oder  die  Gesund- 
heit bedrohenden  Gefahr  bezwecken,  muss  für  die  Ausführung 
eine  angemessene  Frist  erlassen  werden.  —  Den  bei  Erlass 
dieses  Gesetzes  bereits  bestehenden  Anlagen  gegenüber  können, 
so  lange  nicht  eine  Erweiterung  oder  ein  Umbau  eintritt,  nur 
Anforderungen  gestellt  werden,  welche  zur  Beseitigung  erheb- 
licher, das  Leben,  die  Gesundheit  oder  die  Sittlichkeit  der 
Arbeiter  gefährdender  Missstände  erforderlich  oder  ohne  un- 
verhältnismässige  Aufwendungen  ausführbar  erscheinen.  — 
Gegen  die  Verfügung  der  Polizeibehörde  steht  dem  Gewerbe- 
unternehmer binnen  zwei  Wochen  die  Beschwerde  an  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  zu.€ 

>§  120e.    Durch  Beschluss  des  Bundesrats   können  Vor- 
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Schriften  darüber  erlassen  werden,  welchen  Anforderungen  in 
bestimmten  Arten  von  Anlagen  znr  DarchfÜhrung  der  in  den 
§§  120a  bis  120e  enthaltenen  Grandsätzen  zu  genügen  ist.  — 
Soweit  solche  Vorschriften  durch  Beschluss  des  Bundesrats 
nicht  erlassen  sind,  können  dieselben  durch  Anordnung  der 
Landes-Zentralbehorden  oder  durch  Polizeiverordnungen  der 
zum  Erlasse  solcher  berechtigten  Behörden  unter  Beachtung 
des  §  81  des  ünfalWersicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884 
erlassen  werden.« 

Diese  Formulierung  ist  als  besonders  glücklich,  fast  als 
abschliessend  anzuerkennen. 

Durch  Einfügung  obiger  Paragraphen  in  den  allgemeinen 
Teil  des  Titels  VII  der  R.G.-O.  erhält  die  ganze  gewerbe- 
ordnungsmässig  gewerbliche  Arbeit  den  Betriebsschutz,  was 
dem  Bedürfnis  des  Lebens  ganz  entspricht 

Ein  Stück  Betriebsschutz  läge  auch  in  der  Verhütung  der 
üeberanstrengung  durch  die  Ausschliessung  der  Stück-  und 
Akkordarbeit.  Doch  hat  diese  Forderung  mehr  einen 
lohn-  als  einen  schutzpolitischen  Hintergrund,  soweit  sie  in 
der  Arbeiterwelt  vertreten  ist.  Die  volks-  und  privatwirt- 
schaftlichen Vorteile  dieser  Löhnungsweisen  sind  auch  für  die 
Arbeiter  u.  E.  so  überwiegend,  dass  die  Abschaffung  der 
Akkordarbeit  weder  lohn-  noch  schutzpolitisch  gefordert  er- 
scheint. Wir  lassen  jedoch  diesen  Gegenstand  bei  Seite  liegen, 
ohne  zu  läugnen,  dass  für  den  freien  Selbst-  und  Hilfsschutz 
nach  dieser  Seite  noch  Bedeutendes  zu  leisten  ist  '). 

B)  Der  Dienstverkehrsschutz,  insbeson- 
dere Tr«ci-8chutz. 

Zum  Betriebsschutz  kommt  als  letzter  Teil  des  mate- 
riellen Arbeiterschutzes  weiter  der  Schutz  des  Lohnarbeiters 
im  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Verkehr  ausser  Betrieb 
mit  dem  Arbeitgeber  und  mit  den  Angehörigen,  Beamten  und 
Geschäftsführern  des  letzteren  hinzn.  Wir  nennen  diesen  Schutz 
Dienst- Verkehrsschutz,  bis  sich  eine  bessere  Bezeichnung  findet. 

Auch  ausserhalb  der  Ableistung   der  Arbeit  drohen  dem 
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Lohnarbeiter  besondere,  nur  durch  ausserordentlichen  [Schutz- 
eingriff  des  Staates  zu  beseitigende  Gefährdungen.  Diese  Gefahr- 
dungen gelten  der  Person  und  der  Wirtschaft  des  Lohnarbeiters. 

Personlich  erleiden  namentlich  Lehrlinge  und  alle  jene 
Lohnarbeiter,  welche  mit  dem  Arbeitgeber  in  häuslicher  Ge- 
meinschaft leben,  in  der  Stellung  des  schwächeren  Teiles  Ge- 
fahrdung, Misshandlung  und  verschiedenartige  Verwahrlosung. 
Gegen  diese  Gefahren  treffen  die  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnungen über  das  Verhältnis  der  Gesellen  und  Lehrlinge 
zum  Betriebsbeamten  und  Arbeitgeber  Vorkehrungen. 

Besonderen  Schutzeingriff  hat  aber  namentlich  und  längst 
der  wirtschaftliche  Verkehr  des  Dienstnehmers  mit  dem 
Dienstgeber  und  mit  dessen  Angehörigen  gefunden.  Dieser 
Schutz  ist  ein  besonderes  Stück  Wucherschutz,  Schutz  g^en 
Ausbeutung  der  Abhängigkeit,  zugleich  der  Unerfahrenheit 
und  Unwissenheit.  Man  kann  diesen  wirtschaftlichen  Verkelirs- 
Schutz  a  parte  potiori,  nämlich  nach  dem  Schutz  gegen  Bewu- 
cherung  durch  Naturallieferungen  —  auch  2Vuc2;-Schutz  nennen. 

Der  fragliche  Wucher  ist:  teils  Dienstwucher  oder  Aus- 
beutung der  Arbeitskraft  durch  Zwang  zur  Leistung  von  ver^ 
tragswidriger  Arbeit,  neben  der  Betriebsarbeit  oder  an  Stelle 
dieser;  teils  Zahlungswucher,  geübt  bei  Zahlung  der  Löhne  in 
Geld  oder  Naturalien;  teils  Kredit-,  Leih-,  Miet-  und  Eauf- 
wucher,  begangen  durch  Nötigung  zu  Eingehung  ausbeutender 
Borg-,  Pacht-  und  Mietgeschäfte,  sowie  zur  Entnahme  der  Be- 
dürfnisse aus  gewissen  Verkaufsstellen  in  schlechter  Qualität 
und  zu  übermässigen  Preisen. 

Gegen  diesen  Wucher  der  Gewerbe-Unternehmer,  ihrer 
»Familienmitglieder,  Gehilfen ,  Beauftragten,  Geschäftsführer, 
Aufseher  und  Faktorenc  schreitet  auch  die  deutsche  Gewerbe- 
ordnung längst  ein  durch  das  Gebot  der  Barzahlung  des  Lohnes 
in  Reichswährung,  durch  Verbot  der  Warenkreditierung,  durch 
Beschränkung  der  Preise  verabfolgter  Lebensmittel  und  Na- 
turalleistungen (einschliesslich  der  Werkzeuge  und  Stoffe)  auf 
den  Selbstkostensatz.  Gegen  Verabredungen  über  die  Ver- 
wendungen eines  Teiles  des  Verdienstes  der  Lohnarbeiter  za 
einem  anderen  Zweck  als  zur  Beteiligung   an  Einrichtungen 
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ffir  die  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  oder  ihrer  Familien 
wird  rechtliche  Nichtigkeit  verhängt.  Der  Antrag  Äuer  u.  6. 
will  auch  die  »Verpflichtung  ffir  Beiträge  zu  sogenannten 
Wohlfahrtseinrichtungen  (Betriebs-Sparkassen  u.s,  w.)€  als  un- 
zulässig erklärt  wissen. 

Sieht  man  auf  die  Ausdehnung,  welche  dem  Verkehrs- 
schutz gegeben  ist,  so  finden  wir  denselben  wie  beim  Betriebs- 
schütz  und,  im  Gegensatz  zum  Verwendungsschutz,  allen  Gat- 
tungen gewerblicher  Arbeit  gewährt.  In  Deutschland  geschieht 
dies  teils  dadurch,  dass  die  Bestimmungen  über  Betriebs-  und 
Bewucherungsschutz  in  den  allgemeinen  Teil  des  Titels  VII 
der  R.G.O.  verlegt  sind,  teils  dadurch,  dass  die  Bestimmungen 
gegen  persönliche  Alisshandlung  und  Vernachlässigung  auf  die 
ganze  nichtfabrikmässige  wie  (§  134)  fabrikmässige  Lohnar- 
beit der  Gewerbeordnung  gleicherraassen  sich  erstrecken. 

Sieht  man  auf  die  0  r  g  a  n  e  des  Verkehrsschutzes,  so  sind 
es  bis  jetzt,  nnd  bis  jetzt  wohl  sachgemäss,  nicht  ausserordent- 
liche Behörden,  welche  dafür  in  Thätigkeit  treten.  Der  Ver- 
kehrsschutz ist  vielmehr  den  ordentlichen  Verwaltungs-  und 
namentlich  Gerichtsbehörden  überlassen.  Kommt  es  anders,  so 
wird  eher  die  Grewerbeschiedsgerichtsbarkeit  erster  und  zweiter 
Instanz,  als  das  Gewerbeinspektorat  herangezogen  werden.  Liegt 
doch  der  ausserordentliche  Schutz  in  besonderen  Bestimmungen 
privatrechtlicher  Art  über  Unklagbarkeit,  über  Nichtigkeit, 
über  Heimfall  verbotswidriger  Leistungsbeträge  an  die  Hilfs- 
kassen, über  HinföUigkeit  des  Lehr-  und  Dienstvertrags  u.  s.  w. 
Den  Verkehrsscbutz  sieht  schon  die  Reichs-G.O.  auch  für 
den  Hausgewerbe  betrieb  durch  die  Bestimmung  des  zweiten 
Absatzes  von  §  119  vor.  Die  Belebung  dieser  Bestimmung 
hängt  freilich  von  der  Verbesserung  der  in  Beziehung  auf  die 
Hausindustrie  noch  besonders  unvollkommenen  und  unzurei- 
chenden Organisation  des  Arbeiterschutzes  ab.  Die  gesetzliche 
und  freiwillige  Mitwirkung  der  Arbeitgeber  und  ihrer  Ver- 
kehrsvermittler, mit  oder  ohne  Kontrolle  der  Gewerbeinspektion 
wird  wohl  das  Ziel  sein ,  auf  welches  die  Weiterentwicklung 
des  Verkehrsschutzes  in  der  Hausindustrie  das  Absehen  zu 
richten   haben  wird.     Was   wenigstens  innerhalb  der  fortge- 
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schrittenen  Hansindustrie  an  freiem  YerbandaschQtz  geleistet 
werden  kann,  zeigt  der  schon  erwähnte  »Zentralverbandc  der 
Stickereiindnstrie  der  Ostschweiz,  welche  grossenteils  Hausin- 
dustrie ist.  »Es  wurde  —  berichtet  ein  Inspektor  —  die  Be- 
rechnungsweise der  Stiche,  d.  h.  die  Grundlage  f&r  die  Lohn- 
berechnung einlasslich  geordnet,  das  Verhältnis  der  den  Verkehr 
zwischen  Auftraggeber  und  Sticker  yermittelnden  »»Ferggercc 
geregelt,  eine  Verkaufsstelle  für  Stickereien  geschaffen,  deren 
Annahme  vom  Arbeitgeber  wegen  anhaftender  Mängel  yer- 
weigert  worden ;  die  Musterklassifikation,  d.  h.  die  richtige  Ab- 
stufung der  Lohne  nach  der  verschieden  raschen  und  leichten, 
mit  mehr  oder  minder  Mühe  und  Kosten  verbundenen  Aus- 
führbarkeit der  Muster,  bildet  seit  Jahr  und  Tag  ein  stetes 
Traktandum  des  Vereins.  € 

C)  Der  formelle  Arbeiterschutz  (Vertrags- 
schutz, Eontraktschutz). 

Das  Wort  Vertragsschutz  wäre  hiebei  in  einem  weiteren 
Sinne,  als  in  jenem  der  allgemeinen  Gewährleistung  der  Ver- 
tragsfreiheit und  des  gerichtlichen  Arbeitsvertragsschntzes  zu 
nehmen,  weshalb  der  Name  formeller  Arbeiterschutz  wohl  den 
Vorzug  verdient. 

Der  formelle  Arbeiterschutz  ist  ein  mannigfaltiges  Ganzes 
von  Schutzthatsachen,  beziehungsweise  von  noch  schwebenden 
Schutzforderungen,  welche  in  den  drei  Rubriken:  Aufnahme- 
und  Eintlassungsschutz,  Vertragsmissbrauchungsschutz,  endlich 
Vertragserfüllungsschutz  sich  unterbringen  lassen. 

1)  Der  Aufnahme-  und  Entlassungsschutz. 
Unter  Aufnahmeschutz  verstehen  wir  den  Schutz  der  Arbeiter 
gegen  Verhinderung  und  Erschwerung  der  Aufnahme  in  den 
Dienst;  er  ist  Schutz  fQr  den  und  bei  dem  Vertragsschluss  ond 
stellt  sich  dar  teils  als  Verrufungsschutz,  teils  als  Zeugnis- 
Gewährleistung.  Der  Verrufnngsschutz  ist  (wäre)  weiter  teils 
Schutz  gegen  Einzel-  teils  gegen  Eoalitionsverrufung. 

Den  Verrufungsschutz  vertritt  die  Arbeiterwelt 
in  der  Forderung  der  Abschaffung  des  Arbeitsbuches,  und 
für  Deutschland,  wo  das  allgemeine  Arbeitsbuch  nicht  besteht, 
durch  das  Verlangen  der  Abschaffung  des  Arbeitsbuches  auch 
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fOr  jugendliche  Arbeiter,  für  welche  das  Arbeitsbuch  übrigens 
überwiegend  aus  Rücksichten,  welche  die  Verrufung  nichts  an- 
gehen, vorgeschrieben  geblieben  ist. 

Auch  soweit  das  Arbeitsbuch  Torgeschrieben  ist,  wird  der 
Verrufungsschutz  längst  geleistet  durch  das  Verbot  von  Ein- 
trägen und  Zeichen ,  welche  die  Auffindung  neuen  Dienstes 
beeinträchtigen. 

Gefordert,  aber  bis  jetzt  nirgends  eingeräumt  ist  der  Schutz 
gegen  Verrufungskoalition  der  Arbeitgeber  in  Beziehung  auf 
missliebig  gewordene  Arbeiter,  gegen  die  »schwarzen  Listen  c, 
Zirkulare  u.  s.  w.  Der  Antrag  Äuer  u.  6.  fordert  ein  strafrecht- 
liches Verbot  der  Verrufungskoalition  der  Arbeitgeber  und  nur 
der  Arbeitgeber,  obwohl  doch  Verrufskoalition  der  Arbeiter 
gegen  die  Arbeitgeber  vorkommt.  Die  betreffende  Forderung 
(§  153)  lautet:  »Wer  mit  Anderen  vereinbart,  Arbeitern  des- 
halb, weil  sie  an  Verabredungen  und  Vereinigungen  Teil  neh- 
men oder  Teil  genommen  haben,  die  Arbeitsgelegenheit  zu  er- 
schweren, sie  nicht  in  die  Arbeit  zu  nehmen  oder  aus  der  Ar- 
beit zu  entlassen,  wird  mit  Gefängnisstrafe  bis  zu  drei  Mo- 
naten bestraft,  c 

Ein  anderes  Stück  Aufnahmeschutz  besteht  längst  in  der 
strafrechtlichen  Ahndung  gewisser  Verletzungen  der  Koalitions- 
freiheit. Allerdings  mit  Reciprocität  für  die  Arbeitgeber  (vergl. 
§  153  der  Reichs^Gewerbeordnung). 

Die  Zeugnis-Gewährleistung  verbunden  mit  dem 
Einzelnverrufungs-Schutz  steht  längst  und  unangefochten  in 
Geltung. 

Dem  Aufnahmeschutz  gegenüber  st^ht  der  Austritts- 
Schutz. 

«  Der  besondere  Schutz  im  Dienstaustritt  —  hinaus  über 
den  ordentlichen  Verwaltungs-  und  Gerichtsschutz  des  Arbeits- 
vertrages gegen  rechtswidrige  Entlassung  —  ist  teils  Dienst- 
£n  tlassungsschutz  gegen  Austreibung  seitens  der  Arbeit- 
geber ,  teils  Dienst-Ver lassungsschutz ,  d.  h.  Schutz  für 
ausserordentliche  Verlassungen  des  Dienstes.  Der  eine  wie 
der  andere  erstreckt  sich  sachgemäss  auf  die  ganze  gewerb- 
liche Lohnarbeit  und  wird  bisher  mehr  durch  die  ordentlichen 
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Gerichte  und  Verwaltangsstellen,  jedoch  auf  Grund  besonderer 
privatrechtlicher  Bestimmungen  des  Gewerberechtes  —  über 
Schriftlichkeit  der  Verträge,  über  die  Berechtigung  ausseror- 
dentlicher Entlassung  und  Dienstverlassung',  über  die  Kün- 
digungsfristen u.  s.  w.  —  geübt.  Die  weitere  Ekitwickelung 
zieht  wohl  die  ausserordentliche  Gerichtsbarkeit  der  Gewerbe- 
schiedsgerichte  immer   stärker  für  den  Austrittsschatz  heran. 

Der  Schutz  gegen  Entlassungszwang,  welchen  dritte  Ar- 
beitgeber auf  den  Arbeitgeber  durch  Gewalt,  Drohung,  Ehr^ 
Verletzung  und  Yerrufung  ausüben ,  ist  ins  besondere  Straf- 
recht verlegt,  und  gleich  dem  Eontraktbruch-Schutz  ein  Arbeit- 
geber-, nur  mittelbar  ein  Arbeiterschutz. 

2)  Der  Vertragsschutz,  i.  e.  S. :  Vertragsbe- 
s  ch  ränkun  gs-y  Ver  t  ragser  gänzungs-  und  Ver- 
tragserf  üllungs  -  Schu  tz.  Ueber  den  ordentlichen 
Gerichtsschutz  der  Dienstvertragsverpflichtungen  hinaus  sind 
besondere  Schutzgewährungen  gegen  Missbrauch,  UnvoUstan- 
digkeit  und  Nichterfüllung  der  Dienstverträge  zum  Nachteil 
der  Lohnarbeit  —  allerdings  nicht  einseitig  nur  dieser  — 
teils  schon  eingeräumt,  teils  gefordert. 

Dieser  Schutz  wird  teils  durch  Formvorschriften,  teils 
durch  materielle  Bechtsbestimmungen  erzielt.  Der  letztere  Teil 
dieses  Vertragsschutzes  berührt  sich  stark  mit  dem  Verkehrs- 
schutze  (s.  oben) ;  beide  gehen  ineinander  über. 

Der  durch  Vertragsvorschriften  geübte  Schutz  besteht 
in  der  Handhabung  gewisser  formeller  Anforderungen  samt 
Nachlässen.  Dazu  gehören  die  Vorschrift  und  die  Gebührener- 
leichterung schriftlicher  Verträge  und  Anderes.  Obenan  steht 
die  Verpflichtung  zur  Herstellung  und  Aufhängung  von  Ar- 
beitsordnungen. Ä  parte  potiori  könnte  man  all^n 
Vertragsschutz  den  Arbeitsordnungsschutz   nennen. 

Die  Arbeitsordnung  dient  wesentlich  als  das  Mittel,  den 
Arbeitnehmer  selbst  zum  Kontrolleur  seiner  Rechte  zu  machen. 
Sie  liegt  aber  auch  im  Interesse  der  Arbeitgeber. 

In  der  t;.  Berlepsch'schen  Novelle  ist  dieser  Einrichtung 
für  den  Fabrik-  und  Qnasifabrik-Betrieb  (134a  bis  134g)  weiter 
Raum  gegeben   und  den  Arbeitern  jedes  Geschäftes  ein  gut- 
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achfclicher  Einfluss  auf  die  Abfassung  der  Arbeitsordnung  ein- 
geräumt. Die  Paragraphe  134b  und  134c  lauten:  >§  134b. 
Die  Arbeitsordnung  muss  Bestimmungen  enthalten:  1)  über 
Anfang  und  Ende  der  regelmässigen  täglichen  Arbeitszeit,  so- 
wie der  für  die  erwachsenen  Arbeiter  vorgesehenen  Pausen; 
2)  über  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und  Lohnzahlung;  3)  so- 
fern es  nicht  bei  den  gesetzlichen  Bestimmungen  bewenden  soll, 
über  die  Frisi  der  für  jeden  Teil  zulässigen  Aufkündigung,  so- 
wie über  die  Gründe,  aus  welchen  die  Entlassung  und  der  Aus- 
tritt aus  der  Arbeit  ohne  Aufkündigung  erfolgen  darf;  4)  so- 
fern Strafen  vorgesehen  werden,  über  die  Art  und  Höhe  der- 
selben, über  die  Art  ihrer  Festsetzung  und,  wenn  sie  in  Geld 
bestehen,  über  deren  Einziehung  und  über  den  Zweck,  für 
welchen  sie  verwendet  werden  sollen.  —  Strafbestimmungen, 
welche  das  Ehrgefühl  oder  die  guten  Sitten  verletzen,  dürfen 
in  die  Arbeitsordnung  nicht  aufgenommen  werden.  Geldstrafen 
dürfen  den  doppelten  Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohns  (§  8 
desKrankeuTersicherungsgesetzes  vom  16.  Juni  1883)  nicht  über- 
steigen und  müssen  zum  Besten  der  Arbeiter  der  Fabrik  ver- 
wendet werden.  Das  B^cht  des  Arbeitgebers,  Schadensersatz 
zu  fordern,  wird  durch  diese  Bestimmung  nicht  berührt.  — 
Dem  Besitzer  der  Fabrik  bleibt  überlassen,  neben  den  unter 
1  bis  4  bezeichneten,  noch  weitere  die  Ordnung  des  Betriebes 
und  das  Verhalten  der  Arbeiter  im  Betriebe  betreffende  Be- 
stimmungen in  die  Arbeitsordnung  aufzunehmen.  Letztere  darf 
auch  das  Verhalten  der  minderjährigen  Arbeiter  aus- 
serhalb des  Betriebes  regeln.  —  Durch  die  Arbeits- 
ordnung kann  bestimmt  werden,  dass  der  von  minderjährigen 
Arbeitern  verdiente  Lohn  an  deren  Eltern  oder  Vormünder  und 
nur  mit  deren  schriftlicher  Zustimmung  unmittelbar  an  die 
Minderjährigen  ausgezahlt  wird  und  dass  der  minderjährige  Ar^ 
heiter  nur  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  seines  Vaters  oder 
Vormundes  kündigen  darf.c 

Der  §  134d  lautet:  »Vor  dem  Erlass  der  Arbeitsordnung 
oder  eines  Nachtrags  zu  derselben  ist  den  in  der  Fabrik  be- 
schäftigten Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  den  In- 
halt derselben  zu  äussern.   —  Für  Fabriken,  für  welche  ein 

1* 
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ständiger  Arbeiterausschuss  besteht,  wird  dieser  Vor- 
schrift durch  Anhörung  des  Ausschusses  über  den  Inhalt  dar 
Arbeitsordnung  genügt,  c 

Weiter  empfehlen  sich  zur  Aufnahme  in  die  Fabrikord- 
nungen die  Kundgebung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
Yerwendungs-,  Betriebs-  und  Verkehrsschutz,  über  die  Be- 
dingungen, Grenzen,  Festsetzungs-Instanz,  Löhnungsweise  be- 
züglich der  Ueberstunden,  dann  die  UnfallTerhütungsvorschrif- 
ten,  endlich  die  Angabe  (Name  und  Wohnung)  der  Kassen- 
ärzte und  -Apotheken,  der  Berufsgenossenschaft  sowie  deren  Or- 
gane, und  die  Nennung  des  Fabrikinspektors  und  seiner  Amts- 
stube und  Amtszeit. 

Zu  den  formellen  kommen  materielle  Bechtsbestim- 
mungen  des  Yertragsschutzes.  Dieselben  haben  die  dreifache  Auf- 
gabe, ausbeutende  Vertragsbestimmungen  auszuschliessen,  Ver- 
tragslücken durch  subsidiäre  Bestimmungen  zu  ergänzen,  welche 
der  besonderen  Natur  des  gewerblichen  Dienstverhältnisses  an- 
gepasst  sind,  endlich  die  Erfüllung  des  Dienstvertrages  zu 
sichern.  In  diesem  Sinne  kann  vom  Vertragsbeschränkungs-,  Ver- 
tragsergänzungs-  und  VertragserfÜUungs-Schutz  geredet  werden. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  der  diesfäliige  Vertrags- 
schutz bezüglich  der  Vertragsstrafen,  der  Akkordlieferungen, 
des  Betriebsmittelbezuges,  endlich  der  Lohnzahlung. 

Gegen  den  Missbrauch  der  Vertragsstrafen  sucht 
der  Arbeiterschutz  durch  Feststellung  der  Höchstbeträge  zuläs- 
siger Konventionalstrafen  und  durch  Zuweisung  des  Vertrags- 
strafenerträgnisses an  die  Arbeiterhilfskassen  zu  wirken.  Er  ist 
von  grosser  Wichtigkeit  und  schon  durch  die  Arbeitsordnung 
(vgl.  oben)  und  deren  Handhabung  sicherzustellen.  Ausgedehnt 
ist  er  bis  jetzt  wesentlich  nur  auf  die  Fabrikarbeit. 

Eine  zweite  Leistung  stellt  sich  als  Akkordabliefe- 
rungs-Schutz  dar.  Der  letztere  hat  den  Lohnarbeiter  g^en 
missbräuchliche  Abzüge  am  Akkordlohn  wegen  angeblich 
schlechter  Qualität  der  Ablieferung  und  gegen  Nichtanrech- 
nung  der  vollen  Lieferungsquoten  bei  der  Lohnberechnung  zu 
schützen.  Dieser  Schutz  istz.  B.  durch  das  s.  g.  »Wagennullenc 
im  Besgbau  und  durch  die  Ueberaichung  der  Lieferungswagen 


Digitized  by  VjOOQIC 


*    Zur  Theorie  and  Politik  des  Arbeitertchvtee«.  101 

daselbst   auf  die  Tagesordnung  der  gegenwärtigen   Arbeiter- 
schutz-Bewegung gekommen. 

Zum  Akkordablieferungs-Schutz  kommt  drittens  der  Schutz 
gegen  Benachteiligung  der  Arbeiter  bei  Bezug  von  Betriebs- 
mitteln, Material,  Werkzeugen  u.  s.  w.  vom  Unternehmer. 
Dieser  Betriebsmittel-Bezugssebutz  ist  durch  die  Ein- 
schaltung unter  die  allgemeinen  Truckschutz-Bestimmungen  der 
Reichs-6.0.  in  Deutschland  f&r  die  ganze  gewerbliche  Arbeit 
anerkannt. 

Eine  vierte,  allerdings  ebenfalls  in  den  »Verkehrsschutzc 
verfliessende  —  Aufgabe  des  materiell  rechtlichen  Vertrags- 
schtttzes  betrifft  die  Währung,  den  Ort,  den  Tag  und  die  Frist,  * 
den  Geber  und  den  Empfanger  der  Lohnzahlung.  Dieser 
Zahlungsschutz  ist  durch  Aufnahme  der  fraglichen  Bestim- 
mungen in  die  Arbeitsordnung  auch  formell  zu  stützen.  Er 
wird  sachgemäss  für  die  ganze  gewerbliche  Lohnarbeit  auszu- 
sprechen sein.  Das  Verbot  der  Auszahlung  der  Löhne  im  Wirts- 
haus und  am  Samstag,  weiter  die  Feststellung  der  Lohne  durch 
den  Betriebsleiter,  nicht  durch  Angestellte,  auch  das  Gebot  der 
Verabredung  der  Akkordlöhne  schon  bei  Uebernahme  der  Ar- 
beit, damit  die  Gedinge  bei  günstigem  Ausfall  des  Geschäfts 
für  den  Arbeiter  nicht  herabgesetzt  (»abgerissene)  werden, 
sodann  die  mindestens  acht-  bis  vierzehntagige  Lohnzahlung, 
endlich  die  Lohnzahlung  für  die  Arbeit  der  Minderjährigen 
zu  Banden  der  Eltern  und  Vormünder,  worin  ein  Erziehungs- 
schutz des  Minderjährigen  gegen  diesen  selbst  li^t,  —  das 
sind  hauptsächlich  zu  solchem  Löhnungsschutz  gehörige,  mehr 
oder  weniger  zur  Geltung  gekommene  Forderungen. 

IX.  Das  Verhältnis  der  verschiedenen  Zweige  des  Arbeiter- 
sehntses  zu  einander. 

Vergleicht  man  schliesslich  die  Hauptzweige  des  Arbeiter- 
schutzes, nachdem  sie  sämtlich  ins  Einzelne  verfolgt  sind,  un- 
tereinander, so  stellen  sie  sich  zwar  als  unerlässlich  zusam- 
mengehörige Glieder  eines  Systems  dar;  denn  kein  Zweig  darf 
fehlen.  Allein  sie  verhalten  sich  doch  verschieden,  und  ihre 
Bedeutung  ist  keine  völlig  gleiche. 
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Der  Track-  und  andere  Eontraktsschatz  sind  früher  zur  Ent- 
wickelung  gekommen.  Beide  haben  auch  eine  fast  allgemeine 
Ausdehnung  gefunden.  Sie  eignen  sich  zum  Vollzug  schon 
für  die  ordentlichen  Verwaltungs-  und  für  allgemeine  Bagatell- 
gerichtssteilen.  Die  gesetzliche  Präcisierung  ohne  viele  Aus- 
führangsverordnungen  und  ohne  grossen  Spielraum  für  das 
auslegende  und  ausdehnende  Verwaltungsbelieben  entspricht  im 
Ganzen  ihrer  Natur.  Der  Verkehrs-  und  der  Eontraktsschutz 
liegen  unmittelbar  weniger  im  Interesse  des  ganzen  Staates, 
als  im  Interesse  des  Einzelnen. 

Schon  der  Betriebsschutz  trägt  nicht  mehr  denselben  Cha- 
rakter. 

Der  Verwendungsschutz,  welcher  den  Mittelpunkt  der 
neuesten  Schutzbewegung  bildet,  befindet  sich  nach  allen  ge- 
dachten Richtungen  mehr  oder  weniger  im  Gegensatz  zum 
Verkehrs-  und  Eontraktsschutze.  Er  bedarf  der  allgemeinen 
Ausdehnung  nicht  Er  fordert  ausserordentliche  Organe,  be- 
sonderes Verfahren,  technisch  vielgestaltige  Anpassung  an 
die  Besonderheiten  des  Betriebes.  Seine  Entwickelung  heischt 
allgemeine  gesetzliche  Bestimmungen,  ein  zentrales  Verordnen 
und  eine  einheitliche  Verwaltungspraxis;  er  hat  den  ganzen 
Stand ,  ja  die  ganze  bürgerliche  Gesellschaft ,  das  ideale  wie 
leiblich-materielle  Arbeiter-  und  Volksleben  zum  Gegenstand, 
indem  er  immerfort  ganze  Massen  von  Arbeitern  schützt. 

Dass  irgend  ein  Glied  des  Verwendungsschutzes  selbst 
die  vorwiegende  Bedeutung  besitze,  lässt  sich  jedoch  nicht  be- 
haupten. Nicht  der  Feiertagsscfautz  allein,  nicht  der  Maximal- 
arbeitstag allein  geben  den  Arbeiter  sich  selbst,  der  allge- 
meinen Menschenbestimmung,  dem  bürgerlichen  Leben,  der 
Familie,  der  Beschäftigung  mit  Gott  zurück,  alle  Verwendungs- 
verbote und  Verwendungsbeschränkungen  zusammen  bewirken 
dies.  Der  Verwendungsschutz  im  Ganzen  bringt  jenen  Segen, 
welchen  das  schone  Wort  der  Motive  zum  eidgenossischen 
Fabrikgesetz  betont:  »davon,  ob  dem  Arbeiter  auch  noch  Zeit 
und  Stimmung  bleibt,  den  Eindern  ein  Erzieher,  der  Familie 
Haupt  und  Stütze  zu  sein,  hängt  grösstenteils  auch  der  S^en 
ab,  welchen  die  Fabriken  dem  Lande  bringen.c    Der  Maximal- 
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arbeitstag  thut  dies,  indem  er  allen,  den  Vätern,  den  Mat- 
ten, den  Kindern  und  den  jungen  Leuten  den  Feierabend 
sichert.  Der  Feiertagsschutz  bewirkt  dasselbe ,  indem  er  alle 
Fam'lienmitglieder  mindestens  jeden  siebenten  Tag  sich  selbst, 
einander,  dem  Verkehr  mit  den  Mitbtirgem,  der  Erhebung  zu 
Gott  eben  lässt  Das  Verbot  der  Nachtarbeit  thut  zu  dem- 
selben Ziele  das  Seinige.  Ohne  den  Verwendungsschutz  im 
Ganzen  verliert  der  Familienvater  die  Familie ,  das  Familien- 
kind dii  Erziehung  und  Pflege,  die  Mutter  und  Gattin  ihre 
Kinder  ind  den  Gatten,  alle  zusammen  den  bürgerlichen  und 
geselligei  Zusammenhang  als  Glieder  des  Volkes  und  der  Re- 
ligionsgeneinschaft. 

Dem  Terwendungsschutz  im  Ganzen  kommt  hienach  wirk- 
lich die  tthrragende  Bedeutung  zu,  welche  die  Arbeiterschutz- 
bestrebungoi  der  Gegenwart  ihm  beilegen. 

X.   Die  ftberden  Arbeitersohutz  hinausgreifenden  Beschlfisse 
der  Berliner  bnferenz.  Die  Mitteilungen  Dale's  über  Schieds- 
gerichte und  gleitende  Lohnskala  im  Bergwerksbetriebe. 

Dem  Arbeierschutze  gehören  nicht  an  die  Forderungen 
des  gesetzlichen  >{inimallohns,  des  Lohntarifes  und  der  glei- 
tenden Lohnskala  Der  Staat  kann,  wie  wir  sahen,  den  Lohn 
nicht  wohl  unmittelbar  regeln,  sondern  nur  m  ittel  bar  eine 
fbr  beide  Teile  billi|e  Lohnfeststellung  begünstigen.  Allein  auch 
mit  Massregeln  letztrer  Art  greift  er  nicht  schützend  fDr  den 
Arbeitagehilfen  in  sfuem  Abhängigkeits Verhältnis  zum 
Arbeitgeber  ein.  Die  sozialpolitischen  Fragen  der  mittelbaren 
Beeinflussung  der  Lohbewegung  gehören  ebendeshalb  dem  Ar- 
beiterschutz in  dem  hi«:  festgestellten  Sinne  des  Wortes  nicht 
an.  Daher  beschränken  yir  uns  darauf,  einerseits  bezüglich  des 
«Minimallohnsc  und  da  »Lohntarifsc  (der  »Lohnlistec)  ein 
Missverstandnis  abzuwehrd  und  bezüglich  der  Lohnregulierung 
im  englischen  Eohtenbergau  eine  unsere  früheren  Ausfüh- 
rungen (Jahrg.  1889)  ergänz«,de  Mitteilung  aus  den  Protokollen 
der  Berliner  Konferenz  zu  gvinnen. 

Bei  den  in  die  Arbeitei^imtz-Erörterungen  hereingezo- 
genen Massregeln  des  »Minimalohnesc  und  des  »Lohntarifesc 
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handelt  es  sich  nicht  um  obrigkeitliche  Zubilligung  eines  M- 
nimaleinkommens  ohne  Rücksicht  auf  individuelle  Leistung,  sm- 
dem  um  thunlichste  Stabilisierung  und  Klassifizierung  der  ki- 
stungen  und  Löhne  zwischen  der  ganzen  Arbeitgeberschaft  und 
dem  ganzen  Oehilfenstande ,  eines  Gewerbezweiges  und  6e- 
werberevieres ,  um  generelle  an  Stelle  individueller  Reg^ung, 
zum  Schutze  nicht  bloss  des  Arbeiters,  sondern  auch  da  Ar- 
beitgebers (ausbeutenden  Konkurrenten  gegenüber).  Die  Buch- 
drucker sind  in  Deutschland  vorangegangen.  In  anderen  G^ 
werben  zeigt  sich  ein  wachsender  Drang  zur  Nachfolge.  Das  ist 
aber  Sache  der  Verabredung  beider  Klassen,  nicht  def  Staates. 
Dennoch  finden  sich  Fragen  der  Lohnpolitik,  auii  wo  sie 
sich  mit  der  Schutzpolitik  nicht  verquicken,  in  de  letztere 
vielfach  hereingezogen  und  selbst  die  Berliner  Eonferoiz,  welche 
allerdings  amtlich  ^)  als  »internationale  Konferen?  zur  Rege- 
lung der  Arbeit  in  den  industriellen  Etablissemots  und  in 
den  Bergwerken«  bezeichnet  worden  ist,  hat  in  ihren  Bera- 
tungen den  Kreis  der  rein  schutzpolitischen  Frgen  mehrfach 
überschritten.  Auch  wir  müssen  uns  deshalb  g^tatten,  einige 
der  weiter  beigezogenen  Fragen  zu  streifen. 

Wir  haben  in  einem  früheren  Hefte  dieserZeitschrift  noch 
vor  dem  Erscheinen  der  kaiserlichen  Erlasse  vom  4.  Februar 
1890  auf  die  Notwendigkeit  besonderer  P#ge  des  Arbeiter- 
schutzes im  Bergbau,  namentlich  im  Kohlenb^gbau  hingewiesen 
und  uns  hiebei  einerseits  für  einen  sozialp^itischen  Musterbe- 
trieb der  Staatsbergwerke,  andererseits  g^en  die  Notwendig- 
keit der  Verstaatlichung  des  Kohlenberfl^aues  ausgesprochen. 
Entgegenstehende  Ausführungen ,  welcly  hinter  dem  Kohlen- 
streik von  1889  in  grösserer  Entfernung  eiÄiergingen,  haben  wohl 
mehr  und  besseres  Material  gebracht,  ^ö^  uns  in  der  Richtige 
keit  unserer  Qrundauflfassung  bisher  -/  das  Schicksal  des  neue- 
sten Kohlen-Trust  warten  wir  ged^dig  ab  —  nicht  irre  zu 
machen  vermocht.  / 

Was  wir  in  demselben  Artik/  dieser  Zeitschrift  hervor- 
hoben,  die   besondere  GefäAHchkeit   der   auf  die 


1)  Schlossrede  des  preasaische^ÖandelsmiDisters. 
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Bewegungszentren  und  die  Bewegaugsmittel  des 
sozialen  Körpers  sich  werfenden  Streikagitation, 
hat  seitdem  eine  leidig  umfassende  Bestätigung  erfahren.  Der 
Kohlenstreik  samt  dem  Verkehrsanstalten-  und  Dockstreik  ist 
der  wohlberechnete  Lieblingsstreik  geworden. 

Ob  die  in  der  gedachten  Abhandlung  ebenfalls  angeregte 
Frage,  die  Arbeit  in  den  fraglichen  Erwerbszweigen  zu  einem 
öffentlichen,  besonders  verpflichteten  und  gegen  Kontraktbruch 
besonders  geschützten,  aber  auch  besonders  gesicherten  und 
wohl  bezahlten  Dienste  zu  gestalten,  demnächst  oder  später 
▼on  der  praktischen  Politik  aufgeworfen  werden  wird  —  diese 
Frage  hat  inzwischen  erhöhtes  Interesse  erlangt.  Sie  gehört 
aber  nicht  zum  Arbeiterschutz  und  bleibt  daher  hier  ebenfalls 
bei  Seite! 

Zu  einer  Ergänzung  der  fraglichen  Ausführungen  über 
die  Mittel  der  Streikverhütung  im  Bergbau  halten  wir  uns 
jedoch  verpflichtet.  Wir  meinen  die  Mitteilungen,  welche  der 
berufenste  Sachverständige  Englands  auf  der  Berliner  Kon- 
ferenz (Sitzung  vom  24.  März)  gemacht  hat.  Die  Protokolle 
berichten  hierüber;  »Herr  Ddle  bringt  in  Erinnerung,  dass 
vor  ungefähr  25  Jahren  zahlreiche  und  lange  Ausstände  in 
Nordengland  (Bergbetrieb)  ausbrachen.  Aus  diesem  Anlass 
traten  die  Unternehmer  (employera)  zusammen,  um  die  Mittel 
einer  Regulierung  der  Lohnsätze  zu  erörtern.  Zunächst  wei- 
gerten sie  sich,  mit  den  Arbeitern  in  corpore  zu  unterhandeln, 
entschlossen  sich  jedoch  endlich,  auf  den  Rat  einiger  der  ihri- 
gen, welche  weitsichtiger  waren,  den  Arbeiterverband  aus  einem 
und  demselben  Bergrevier  anzuerkennen.  Dieses  einmal  auf- 
gestellte Prinzip  bildete  nunmehr  die  wesentliche  Grundlage 
des  derzeit  herrschenden  Systems  zur  Beübung  entstandener 
Streitigkeiten.  Dasselbe  besteht  seit  20  Jahren.  Anfangs  be- 
schränkten sich  die  Beziehungen  auf  Zusammenkünfte  zwischen 
den  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  behufs  Ver- 
handlung über  eine  Spezialfrage.  Sodann  wurde  für  alle  Fragen 
das  Prinzip  des  schiedsrichterlichen  Spruches  zugelassen,  welches 
folgendermassen  angewandt  wird:  Jede  Partei  ernennt  eine 
gleiche  Anzahl  Schiedsrichter,  gewöhnlich  zwei,  und  diese  er- 


Digitized  by  VjOOQIC 


106  Dr.  Sohäffle: 

wählen  einen  Obmann;  dieses  letztere  Amt  wird  von  hoch- 
stehenden Persönlichkeiten  gerne  angenommen.  —  Da  die  Frage, 
welche  dem  Spruch  dieser  Schiedsgerichte  unterbreitet  wurde, 
am  häufigsten  das  Verhältnis  der  Lohnsätze  zu  den  Verkauüi- 
preisen  der  Kohlen  betraf,  so  wurde  man  zur  Entscheidung 
solcher  Fragen  dahin  gebracht,  letztere  aus  den  Büchern  der 
Unternehmer  durch  einen  gerichtlichen  Bücherrevisor  ermitteln 
zu  lassen.  —  Das  wichtigste  Mittel,  welches  zur  B^gulierang 
des  Verhältnisses  zwischen  den  Lohnsätzen  und  den  Verkaufs- 
preisen angewandt  wurde,  war  die  Einführung  einer  ^sliding 
Scalen ^  einer  gleitenden  Skala.  Die  sliding  sccde  bezweckt  die 
Herstellung  eines  numerischen  Verhältnisses  zwischen  den  Lohn- 
sätzen und  den  Preisen  der  Eohle.  Anfangs  wurde  zur  Be- 
stimmung derselben  bisweilen  folgendes  Verfahren  angewendet: 
Es  werden  fünf  auf  einander  folgende  Betriebsjahre  herausge- 
nommen, in  deren  Verlauf  bedeutende  Verschiebungen  der  Ver- 
kaufspreise wie  der  Lohne  (letztere  durch  Ausstände,  Vergleiche, 
Schiedsspruch  zu  stände  gekommen)  stattfanden.  Diese  fftnf 
Jahre  werden  in  20  Vierteljahre  eingeteilt  Für  jedes  Viertel- 
jahr wird  der  Durchschnitt  der  Eohlenpreise  wie  der  Löhne 
ermittelt,  worauf  das  numerische  Verhältnis  beider  Zahlen  zu 
einander  festgestellt  wird.  Der  Durchschnitt  dieses  nnmeri- 
schen  Verhältnisses  wird  als  Ausdruck  des  Normalverhältnisses, 
welches  zwischen  den  Löhnen  und  dem  Verkaufspreise  der 
Eohle  bestehen  muss,  angesehen.  Nachdem  die  Skala  so  be- 
stimmt ist,  wird  der  Durchschnittsverkaufspreis  für  alle  Be- 
triebe des  Reviers  zum  Eurse  des  letztverflossenen  Vierteljahres 
ausgerechnet.  Dieser  Basis  wird  nun  das  obenbestimmte  nu- 
merische Normalverhältnis  zu  Gründe  gel^t  und  so  werden 
die  Lohnsätze  für  das  laufende  Vierteljahr  ermittelt.  Dieselbe 
Berechnung  findet  für  jedes  weitere  Vierteljahr  statt.  Diese 
Berechnungen  erfolgen  durch  zwei  gerichtliche  Bücherrevi- 
soren, welche  von  dem  Arbeiterverband  und  von  dem  Verband 
der  Arbeitgeber  ernannt  werden.  Diese  Sachverständigen  lassen 
sich  in  allen  Betrieben  die  Bücher  vorlegen,  bewahren  aber 
strenges  Stillschweigen  über  ihre  Wahrnehmungen.  Sie  be* 
schränken  sich   darauf,   zu   bescheinigen:   1.  dass  der  Durch- 
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Schnittspreis  flir  Kohle  im  Revier  während  des  letztverfloesenen 
Vierteljahres   auf  den   und   den  Preis   festgesetzt  ist;   2.  dass 
sich  die  und  die  Lohnsätze  daraus  ergeben.     Auf  diese  Weise 
erlangen  die  Arbeiter  ohne  Unterhandlungen,  ohne  Ausstände, 
ohne  Schiedsspruch  dieselben  Löhne,  die  zu  bekommen  sie  nicht 
anders    als  durch  mannigfaltige  Anstrengungen  hätten  hoflPen 
können.  —  Das  numerische  Gesetz,  welches  die  Löhne  mit  den 
Verkaufspreisen  verbindet,  wird  im  allgemeinen  auf  zwei  Jahre 
fesi^esetzt    Von  diesem  Zeitpunkt  an  steht  jeder  Partei  eine 
halbjährige   Kündigungsfrist  zu;   aber  seit   sechs  Jahren  hat 
die  erste  gleitende  Skala  nur  wenige  Veränderungen  erfahren. 
Sie   wurde   kürzlich   von    den   Unternehmern    der  Grafschaft 
Northumberland,  sowie  den  Arbeitern  der  Grafschaft  Durham 
gekündigt.  —  Herr  Dale  glaubt,   dass  diese  doppelte  Kündi- 
gung nicht  auf  die  Abschaffung  des  Systems,  sondern  nur  auf 
eine  Revision  der  bestehenden  Skala  hinzielt.   In  den  Revieren, 
wo  die  sliding  scale  augenblicklich  aufgehoben  ist,  sucht  man 
anstatt  der  Preise  des  vorigen  Vierteljahres  möglichst  die  mut- 
masslichen Preise   für  das  laufende  Vierteljahr  als  Grundlage 
zu  nehmen.     So  erhalten  die  Arbeiter   offiziell  von  den  Ver- 
kaufspreisen des  Tages  Kunde,  und  das  ist  ein  Vorteil,  denn 
die  Arbeitseinstellungen   entstanden  öfter  aus  der  Unkenntnis 
des  Arbeiters  hinsichtlich  der  wirklichen  Lage  des  Kohlenhandels. 
—  Was  die  Lokal  fragen  betrifft,  welche  nicht  das  ganze  Re- 
vier angehen,   so  werden   sie  von  sogenannten  Joint  commit^ 
tees  oder  gemischten  Ausschüssen,   welche  zu  gleichen  Teilen 
aus  Arbeitern    und  Arbeitgebern  gebildet  sind,  erledigt;   zum 
Vorsitzenden   wird   entweder   der  Präsident  des  Gerichtshofes 
der  Grafschaft  oder  eine  andere  hohe  Persönlichkeit  gewählt. 
Diese  Ausschüsse  treten    ungefähr  alle   14  Tage  zusammen; 
ihre  Entscheidungen  gelten  vom  Tage  der  Reklamation  an.  — 
Herr  JDdle  stellt  fest,  dass  im  allgemeinen  intelligente  Männer 
an  der  Spitze  der  Arbeiter  verbände  stehen,  in  welchem  Falle 
die  Beziehungen   zwischen   Arbeitern  und  Arbeitgebern   sich 
leicht  gestalten ;  in  der  Grafschaft  Durham  z.  B.  zählt  der  Ar- 
beiterverband  vier  Schriftführer,   welche  ihre  ganze  Zeit  den 
Angelegenheiten  der  Genossenschaft  widmen;  in  diesem  Revier 
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erledigt  ^der  gemischte  Ausschnss  über  fünfhnndert  Streitsachen 
jährlich.  € 

Auf  Ersuchen  des  Vorsitzenden  machte  Herr  Dole  einige 
Mitteilungen  über  den  Ausstand  vom  letzten  Jahre:  der- 
selbe liess  die  nordlichen  Bezirke  unberührt,  wo  gute  Be- 
ziehungen bestehen,  obwohl  die  sUding  Scale  vorläufig  gekün- 
digt worden  ist.  Er  wies  femer  darauf  hin,  dass  die  früheren 
Ausstände  öfters  durch  die  Schuld  der  Obersteiger  herroi^e- 
rufen  wurden,  welche  manchmal  die  Arbeiter  hart  behandelten. 
»Die  Einführung  der  Joint  commütees^  wo  der  Arbeiter  gleich- 
berechtigt ist,  hat  den  Erfolg  gehabt,  ein  besseres  Verhältnis 
zwischen  den  Obersteigern  und  den  Bergarbeitern  herzustellen. 
Herr  Dole  hält  dieses  System  für  das  beste  zur  Vermeidung 
von  Krisen.  Die  von  den  schiedsrichterlichen  Ausschüssen  wie 
den  Joint  committees  getroffenen  Entscheidungen  werden  ge- 
wöhnlich anerkannt.  Es  tritt  somit  das  Prinzip  des  schieds- 
richterlichen Spruches  an  Stelle  des  Kampfes  durch  Arbeits- 
einstellung.« 

XI.  Zu  den  »Arbeitsämtern«  und  » Arbeitskammem«  der  SoElal- 

demokratie. 

Für  die  Staatskunst  der  Gegenwart  und  der  nächsten  Zu- 
kunft wird  es  im  Bereiche  der  Sozialpolitik  wenige  so  wich- 
tige, in  ihrer  möglichen  Wirkung  so  verhängnisvolle  Bestre- 
bungen geben,  wie  es  die  repräsentative  und  exeku- 
tive Demokratisierung  der  Organe  des  Arbeiter- 
schutzes ist. 

Diese  Bestrebung  tritt  vorläufig  in  der  Forderung  paari- 
ger Vertretung  beider  Klassen  innerhalb  der  Organisation  des 
Arbeiterschutzes  auf.  Die  ortsstatutarische  Einführung  der  Ge- 
werbeschiedsgerichte hat  diesem  Bestreben  den  kleinen  Finger 
geboten  und  die  Verabschiedung  des  neuesten  deutschen  Ge- 
setzes über  Gewerbeschiedsgerichte  hat  diesen  Finger  nicht 
ganz  zurückgezogen. 

Vom  höchsten  Interesse  ist  die  Gestaltung,  welche  die 
Sozialdemokratie  dem  Gedanken  im  Antrage  Auer  u.  G.  (1886 
und  1890)   mit  ihren  Vorschlägen   über  »Arbeitsämter«   und 
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»Arbeitekammemc  g^eben  hat.  Diese  Gestaltung  hat,  soweit 
uns  bekannt,  sowohl  im  Reichsti^  als  in  der  Presse  wenig, 
jedenfalls  nicht  genügende  Beachtung  gefunden.  Dies  ist  auf- 
fallend ;  denn  sie  enthält  etwas  sehr  Richtiges ,  den  Wink 
xa  besserer  Schutz  Organisation  und  enthält  Wichtiges 
—  nämlich  den  Plan  zur  Hinüberbugsierung  der  kapitalisti- 
schen in  die  sozialdemokratische  Gesellschaftsordnung.  Wir 
glanben  daher,  gerade  an  der  organisatorischen  üebertreibung 
des  Arbeit^rschutzes»  wie  er  in  den  »Arbeitsämtern«  und  »Ar- 
beitskammern« des  Antrages  Auer  u.  6.  vorliegt,  nicht  nur 
nicht  gleichgültig  Torübergehen ,  sondern  bei  derselben  ein- 
dringlich verweilen  zu  sollen. 

Zeichnen  wir  zuerst  das  im  Antrag  Äuer  u.  G.  erneut  vor- 
gelegte Organisationsbild! 

Unter  Aufhebung  des  Art.  IX  der  Reichs-Gew.O.  hätte  ein 
neuer  Titel  IX  über  »Reichs-Arbeitsamt,  Arbeitsämter,  Arbeits- 
kammem  und  Arbeitsschiedsgerichte«  zu  treten  (§§  131  bis  143). 

1)  Das  Reichs-Arbeitsamt  und  das  Reichs- 
Arbeits  Parlament. 

D as  Rei  chs-Ar  b  e  it sa  m  t.  Seine  Organisation  ist  einem 
besonderen  Reichsgesetze  vorbehalten.  Vermutlich  wird  die 
paarige  Klassenvertretung  schon  für  diese  Zentralstelle  geplant, 
welche  neben  dem  bis  jetzt  wesentlich  bureaukratischen  Reichs- 
versicherungsamt  auftreten  würde.  Seine  Aufgabe  soll  bestehen: 
einmal  in  der  Ueberwachung  so  ziemlich  des  ganzen  von  der 
Novelle  Auer  u.  G.  (§§  105  bis  125)  geforderten  Arbeiter- 
schatzes «  weiter  in  der  Ausführung  des  Schutzes  gegen  Straf- 
hauskonkurrenz ,  endlich  in  der  »Anordnung  und  Oberleitung 
von  Massregeln  und  Untersuchungen,  welche  das  Wohl  der  in 
Betrieben  irgend  welcher  Art  beschäftigten  Hilfspersonen  ein- 
schliesslich der  Lehrlinge  erfordern«.  Also  weit  über  den 
eigentlichen  Arbeiterschutz  im  e.  S.  hinaus  eine  allgemeine 
Zentralstelle  der  Arbeiterfürsorge,  in  welcher  das 
Beichsversicherungsamt  wohl  bald  als  ein  Glied  aufgehen  müsste! 

Das  Arbeitsparlament  (der  »Arbeitskammern- 
tag«). Wir  schalten  hier  sogleich  das  repräsentative  Zentral- 
ofgan  ein,   welches   in  der  Ueberschrift   des  neuen  Titels  IX 
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der  Novelle  Aaer  u.  6.  allerdings  nicht  besonders  aufgeführt 
ist;  das  »Eleichs- Arbeitsamt«  ist  sicherlich  nur  als  Ausführ- 
ungsorgan dieses  demokratischen  National-Yolkswirtschaftsrates 
gedacht.  Die  §§  140  bis  142  des  Antrages  Auer  u.  6.  fordern 
wortlich:  >§  140.  Das  Reichs- Arbeitsamt  ist  verpflichtet,  all- 
jährlich einmal  \ertreter  sämtlicher  Arbeitskammern  zu  einer 
allgemeinen  Beratung  Qber  die  wirtschaftlichen  Interessen  zu 
berufen.  Zu  dieser  allgemeinen  Beratung  entsendet  jede  Ar- 
beitskammer je  einen  Vertreter  der  Unternehmer  und  der  Hilfii- 
personen.  Die  Wahl  der  Vertreter  erfolgt  durch  jede  Klasse 
gesondert  Der  Vorstand  der  Versammlung  wird  durch  Mitr 
glieder  des  B^ichs-Arbeitsamts  gebildet.  Dieselben  haben  kein 
Stimmrecht,  üeber  ihre  Geschäftsordnung  und  die  Tagesord- 
nungen beschliesst  die  Versammlung  selbständig;  ihre  Sitzungen 
sind  öffentlich«  —  §  141.  Die  Mitglieder  des  Arbeitskammer- 
tags erhalten  Tagegelder  und  Entschädigung  der  Reisekosten.  — 
§  142.  Die  Unterhaltungskosten  für  die  in  den  §§  131  bis  140 
genannten  Einrichtungen  trägt  das  Reich ;  sie  sind  jährlich  in 
den  Reichsetat  einzustellen,  c 

Also  ein  —  aus  Bezirks-Arbeitskammern  hervorgehendes  — 
Arbeitsnationalparlament  mit  Diäten  aus  der  Reichskasse,  mit 
paariger  Erlassen  Vertretung  —  für  die  Wahrnehmung  des  ganzen 
Arboiterwohls,  ja  sogar  für  >die  allgemeine  Beratung  der  wirt- 
schaftlichen Interessen«  dem  Reichs- Arbeitsamt  gegenüber!  Mit 
Einem  Akt,  namentlich  durch  üeberbordwerfen  der  Arbeit- 
geberkurie, könnte  aus  diesem  Arbeitsparlament  ein  reines  Ar- 
beiter-Volksparlament, und  aus  dem  Reichs- Arbeitsamt  könnten 
rein  volksstaatliche  Zentralministerien  ausschlüpfen. 

Das  wäre  dann  die  Spitze  sozialdemokratischer  Staatsor- 
ganisation. Man  muss  zugeben,  dass  die  Sprache  hierüber 
offen  ist.     Sie  ist  es  nicht  weniger  bezüglich  der  Basis. 

2)  Arbeitsämter  und  Arbeitssch  iedsgeriohte. 
Arbeitskammeru.  Die  Basis  des  Gebäudes  stellt  sich  dar 
in  den  »Arbeitsämtern«  und  »Schiedsgerichten«  einer-  und  in 
den  »Arbeitskammern«  andererseits.  Bei  der  Bedeutung  der 
Sache  führen  wir  die  diesfälligen  Anträge  möglichst  wörtlich  an. 

Die  Arbeitsämter.    Atter  u.  G.  beantragen  hiefür  das 
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Folgende:  >§  132a.  Dem  Reichs- Arbeitsamt  unterstehen  die 
Arbeitsämter,  die  durch  Beichsgesetz  für  das  Gebiet  des  Deut- 
schen Reichs  in  Bezirken  von  nicht  unter  200000  und  nicht 
über  400000  Einwohnern  spätestens  his  zum  1.  Oktober  1891 
einzurichten  sind.  —  §  133.  Das  Arbeitsamt  wird  gebildet  aus 
einem  Arbeitsrat  und  mindestens  zwei  Hilfsbeamten;  es  fasst 
seine  Beschlüsse  und  Entscheidungen  koUegialisch.  Das  Reichs- 
Arbeitsamt  wählt  den  Arbeitsrat  aus  zwei  seitens  der  Arbeits- 
kammer (§  134)  vorgeschlagenen  Bewerbern.  Die  dem  Arbeits- 
rat in  Ausübung  seines  Aufisichtsrechts  zur  Seite  stehenden 
Hilfsbeamten  werden  von  der  Arbeitskammer,  und  zwar  zur 
Hälfte  von  den  Unternehmern,  zur  Hälfte  von  den  Hilfsper- 
sonen gewählt.  In  Bezirken,  wo  Betriebe  in  erheblichem  Masse 
vorhanden  sind,  in  denen  hauptsächlich  weibliche  Hilfspersonen 
beschäftigt  werden,  sind  auch  Frauen  zu  Hilfsbeamten  zu  er- 
nennen. In  Bezug*  auf  Invalidität  und  Pensionierung  unter- 
stehen die  Beamten  der  Arbeitsämter  den  für  die  übrigen  Reichs- 
beamten gültigen  gesetzlichen  Bestimmungen.  —  §  133a.  Die 
Beamten  des  Reichs-Arbeitsamts  und  die  Arbeitsräte  oder  deren 
Hilfsbeamten  haben  das  Recht,  jederzeit  Besichtigungen  der 
Betriebsstätten,  gleichviel  ob  die  Unternehmungen  vom  Staat, 
von  Gemeinden  oder  Privatunternehmern  betrieben  werden, 
vorzunehmen  und  die  ihnen  fQr  Leben  und  Gesundheit  der  Be- 
schäftigten notwendig  scheinenden  Anordnungen  zu  treffen. 
Denselben  stehen  bei  Ausübung  dieser  Aufsicht  alle  amtlichen 
Befugnisse  der  Ortspolizeibehorden  zu.  Soweit  diese  Anord- 
nungen in  den  amtlichen  Befugnissen  der  Aufsicht  übenden 
Beamten  liegen,  haben  die  Unternehmer  und  ihr  Hilfspersonal 
denselben  unweigerlich  Folge  zu  leisten.  Gegen  die  Verfügungen 
und  Anordnungen  einzelner  Beamten  des  Arbeitsamts  steht  dem 
Unternehmer  oder  seinem  Vertreter  binnen  einer  Woche  der 
Beschwerdeweg  an  das  Arbeitsamt  offen;  gegen  die  Verfügungen 
und  Anordnungen  des  letzteren  der  Beschwerdeweg  binnen 
einer  Woche  an  das  Reichs-Arbeitsamt  Das  Arbeitsamt  ist 
verpflichtet,  sämtliche  Betriebe  seines  Bezirks  mindestens  ein- 
mal jährlich  zu  besichtigen.  Die  Unternehmer  müssen  die  amt- 
lichen Beaufsichtigungen  zu  jeder  Zeit,  namentlich  auch  in  der 
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Nacht,  wo  die  Betriebe  im  Gange  sind,  gestatten.  Die  aaf- 
sichtübenden  Beamten  sind,  vorbehaltlich  der  Anzeige  von  Ge- 
setzwidrigkeiten, zur  Geheimhaltung  der  amtlich  zn  ihrer  Kennt- 
nis gelangenden  Geschäfts-  und  Betriebsverhältnisse  der  ihrer 
Besichtigung  nnterli^enden  Betriebe  zu  verpflichten.  —  §  133b. 
Die  Orispolizeibehörden  haben  das  Arbeitsamt  in  seiner  Thätig- 
keit  zu  unterstützen  und  den  Weisungen  desselben  Folge  zq 
leisten.  —  §  133c.  Das  Arbeitsamt  organisiert  innerhalb  seines 
Bezirks  den  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis  und  bildet  für 
diesen  eine  Zentralstelle.  Es  ist  befugt,  in  den  ihm  passend 
erscheinenden  Orten  für  diesen  Zweck  Filialen  zu  errichten, 
welche,  wenn  kein  gewerblicher  Verband  sich  findet,  der  eine 
solche  zu  übernehmen  bereit  ist,  die  Ortspolizeibehörde  zu  über- 
nehmen verpflichtet  ist.  —  §  133d.  Jedes  Arbeitsamt  hat  all- 
jährlich einen  Bericht  über  seine  Thätigkeit  zu  veröffentlichen, 
von  dem  die  nötigen  Exemplare  an  die  Mitglieder  der  Arbeits- 
kammer, das  Reichs- Arbeitsamt  und  die  Landeszentralbehörden 
unentgeltlich  zu  verabfolgen  sind.  Der  Bericht  ist  vor  der 
Veröffentlichung  der  Arbeitskammer  zur  Genehmigung  zu  unter- 
breiten. Das  Reichs- Arbeitsamt  hat  die  bei  ihm  eingehenden 
Jahresberichte  der  Arbeitsämter  alljährlich  zu  einem  allgemeinen 
Bericht  zusammenzustellen,  der  dem  Bundesrat  und  dem  Reichs- 
ti^e  vorzulegen  ist.  Die  Berichte  der  Arbeitsämter  und  des 
Reichs- Arbeitsamts  sind  dem  Publikum  zum  Selbstkostenpreis 
zugängig  zu  machen.« 

Das  Arbeitsamt,  je  eines  auf  200000  bis  400000  Einwoh- 
ner wäre  hienach  zunächst  eine  neuartige  Gewerbeinspektion  mit 
klassenpaarigem,  demokratisch  besetztem  Hilfsbeamtentnm,  zu 
welchem  auch  weibliche  Personen  berufen  werden  können.  Selbst 
der  Vorstand  dieses  Inspektorats  würde  von  der  Regierung 
nicht  frei,  sondern  auf  paarigen  Vorschlag  der  Arbeitskammern 
bestellt.  Die  nächste  Aufgabe  des  Amtes  bestände  im  Arbeiter^ 
schütz,  in  der  zentralisierten  Arbeitsnachweisung  und  in  der 
Arbeits-Berichterstattung.  Das  Arbeitsamt  ist  als  Exekutiv- 
organ der  Arbeitskammern  gedacht,  die  parlamentarische  Ver- 
waltung wäre  also  allgemein;  selbst  in  der  Gewerbeberichts- 
erstattung wäre  das  Arbeitsamt  von  der  Genehmigung  der  Ar- 
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beitskammem  abhängig.  Es  ist  klar,  wie  leicht  diese  demo- 
kratische Behordenorganisation,  welche  handlangsunfilhig  wäre, 
solange  beide  Klassen  einander  hemmen,  durch  Hinauswerfen 
der  Arbeitgeber-Vertretung  mit  einem  Streich  zur  rein  demokra- 
tischen Ereisbehorde  f&r  die  gesamte  ArbeiterfQrsorge  und  Pro- 
duktionsleitung umgestaltet  und  erweitert  werden  konnte. 

Die  Schiedsgerichte.  Den  gerichtlichen  Zwillings- 
bruder des  Arbeitsamtes  stellt  das  »Schiedsgerichte  im  Sinne 
des  Antrages  Auer  u.  6.  dar.  Nach  §  137  bis  137e  wäre  das 
Schiedsgericht  zur  erstinstanzlichen  Entscheidung  der  Streitig- 
keiten zwischen  den  Unternehmern  und  ihrem  Hilfspersonal 
berufen.  Es  würde  von  jeder  »Arbeitskammer«  aus  ihrer  Mitte 
gebildet  und  soll  aus  je  zwei  Unternehmern  und  zwei  Ar- 
beitern bestehen.  Den  Vorsitz  hätte  der  Arbeitsrat  oder  einer 
seiner  Hilfsbeamten  zu  führen.  Zur  Urteilsfällung  wäre  gleich- 
zahlige  Vertretung  beider  Klassen  im  Gericht  erforderlich.  Als 
Beistände  der  Parteien  dürften  bei  der  Behandlung  nur  Ver- 
wandte »  Angestellte  und  Berufisgenossen  zugelassen  werden. 
Berufung  ginge  an  die  Arbeitskammer.  Die  Mitglieder  dieser 
Schiedsgerichte  würden  (wie  diejenigen  der  Arbeitskammer) 
(§  139)  Tagegelder  und  Entschädigung  der  Reisekosten  erhalten. 
Das  würde  offenbar  die  Potenzierung  der  im  Gewerbeschiedsge- 
richte schon  bestehenden  paarigen  Klassenvertretung  sein. 

Die  »Arbeitskammern«.  Sie  würden  den  Grundstein 
bilden  und  verdienen  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  f&r  Alle, 
welche  wissen  wollen,  wie  die  Sozialdemokratie  zu  ihrem  Ziele 
gelangen  will.  Wir  teilen  deshalb  den  Wortlaut  des  fraglichen 
Vorschlages  wörtlich  mit.  Die  Paragraphen  134  bis  136  der 
Novelle  Auer  u.  G.  lauten:  »§  134.  Für  die  Vertretung  der 
Interessen  der  Unternehmer  und  ihrer  Hilfspersonen,  sowie  zur 
Unterstützung  der  Aufgaben  der  Arbeitsämter  tritt  vom  1.  Ok- 
tober 1891  ab  in  jedem  Arbeitsamtsbezirk  eine  Arbeitskammer 
in  Thätigkeit,  die  je  nach  der  Zahl  der  im  Bezirk  vertretenen 
verschiedenen  Betriebe  aus  mindestens  24  und  aus  höchstens 
36  Mitgliedern  zu  bestehen  hat.  Die  Zahl  der  Mitglieder  für 
die  einzelnen  Bezirke  bestimmt  das  Beichs-Arbeitsamt.  Die 
Mitglieder  der  Arbeitskammer  sind  zur  Hälfte  durch  die  gross- 
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jährigen  ünternebmer  aus  ihrer  Mitte,  znr  anderen  Hälfte 
dnrch  die  groBBJ&hrigen  Hilfspersonen  ans  doren  Mitte  anf 
Gmnd  des  gleichen,  unmittelbaren  nnd  geheimen  Stimmrechts, 
nnier  Gleichberechtigung  der  Geschlechter,  mit  einfacher  Mdu^ 
heii  zu  wählen.  Jede  Klasse  wählt  ihre  Vertreter  für  sich. 
Die  Dauer  des  Mandats  der  Mitglieder  der  Arbeitskammem 
währt  zwei  Jahre.  Die  Mandatsdauw  beginnt  und  schliesst 
mit  dem  Kabnderjahr.  Bei  der  Wahl  dar  Mitglieder  der  Aiv 
beitskammern  sind  gleichzeitig  in  Höhe  der  Hälfte  derselben 
Ersatqienonen  zu  wählen.  Ersatzpersonen  sind  diejenigen,  die 
nach  den  Gewählten  die  meisten  Stimmen  haben.  Bei  Stimmen* 
gleichheii  entscheidet  das  Los.  —  Die  F\estsetzung  des  Wahl- 
tages, der  ein  Sonn*  oder  Festtag  sein  muss,  steht  dem  Reichs- 
Arbeitsamt  zu.  Dasselbe  hat  auch  auf  dem  Verordnungswege 
die  Normen  zu  bestimmen,  unter  welchen  die  Wahlhandlung 
vorzunehmen  ist  In  den  Wahlausschfissen  müssen  Unterneh- 
mer und  Hilfspwsonen  gleich  stark  vertreten  sein.  Die  f&r 
die  Abstimmung  bestimmte  Zeit  ist  so  festzusetzen,  dass  Tag- 
und  Nachtschichten  sich  an  der  Wahl  beteiligen  können.  — 
§  185.  Die  Arbeitskammern  haben  zunächst  den  ihnen  in  §  106a, 
110  und  121  zugesprochenen  Funktionen  gemäss  in  allen  das 
wirtsdiaftlidie  Leben  ihres  Bezirks  berdhrenden  Fragen  mit 
Rat  und  That  die  Arbeitsämter  zu  unterstützen.  Insbesondere 
stehen  ihnen  Untersuchungen  zu  über  die  Wirkung  von  Han- 
dels- und  Schiffahrtsverträgen,  Zolleui,  Steuern,  Abgaben,  ttber 
die  Lohnhohe,  Lebensmittel-  und  Mietpreise,  Eonkurrenzver- 
kältnisse,  Fortbildungsschulen  und  gewerbliche  Anstalten,  Mo- 
dell- und  Mustersammlungen,  Wohnungszustände,  Gesundheits- 
und Sterblidikeitsverhäitnisse  der  arbeitenden  Bevölkerung.  Sie 
haben  fSerner  Beschwerden  über  Missstände  im  gewerblichen 
Leben  tmr  Kenntnis  der  bezüglichen  Behörden  zu  bringen, 
Gutachten  über  Massregeln  und  Gesetzentveürfe  abzugeben, 
welche  das  wirtschaftliche  Leben  ihres  Bezirks  berühren.  End- 
lich sind  sie  Berofungsinstanz  wider  die  Urteile  der  Schieds- 
gerichte. —  §  136.  Den  Vorsitz  in  der  Arbeitskammer  führt 
der  Arbeitsrat  und  im  Behinderungsfalle  einer  seiner  Hilfsbe- 
amten.   Der  Vorsitzende  besitzt  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in 
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welchen  die  Arbeitskammer  als  Berufdngsinstanz  wider  die  Ur- 
teile der  Schiedsgerichte  entscheidet,  kein  Stimmrecht.  Stimmen» 
gleichheit  bei  der  Beschlnssfassnng  gilt  als  Ablehnung.  Der 
Vorsitzende  ist  rerpflichtet,  die  Arbeitskammer  monatlich  min- 
destens einmal,  nnter  Angabe  der  Tagesordnung,  einzaberafen; 
er  mnss  dieses  ausserdem  thun,  wenn  mindestens  ein  Drittel 
der  Mitglieder  der  Arbeitskammer  dies  beantri^.  Die  Arbeits- 
kammem  geben  sich  ihre  Geschäftsordnung  selbst,  ihre  Sitz- 
ungen sind  öffentlich.«  —  Nach  §  139  des  Antrages  hätten 
auch  die  Mitglieder  der  Arbeitskammem  Anspruch  auf  Diäten 
und  auf  Reisekostenersatz. 

Dies  die  >Arbeitskammem«  nach  dem  Antrag  der  Sozial- 
demokratie von  1885  und  von  1890. 

Nicht  ohne  einige  Bewunderung  vermag  man  jene  taktisch- 
agitatorische Findigkeit  zu  erkennen,  welche  die  Partei  auch  hier 
entwickelt  hat.  Alles  was  irgendwo  in  der  Litteratur,  in  der  Volks- 
vertretung, in  der  Gerichts-  und  Verwaltungsorganisation  an 
Vorschlägen  f&r  Zentralisation  und  Ausbreitung  der  Gewerbe- 
inspektion und  an  Vorschlägen  fQr  Arbeitervertretung  beim  Ar- 
beiterschutz und  bei  der  ArbeiterfQrsorge,  unter  verschiedenen 
Bezeichnungen  teils  nur  theoretisch,  teils  praktisch  —  z.  B. 
im  >Volk8wirt8chaft8ratc  und  im  »Gewerbeschiedsgericht«  — 
aufgetaucht  ist,  —  das  findet  sich  hier  zu  einer  breiten  Brücke 
für  die  Gewinnung  desUeberganges  zum  »Volksstaat«  zusammen- 
gefasst.  Nur  die  untersten  Glieder,  die  nicht  entbehrt  werden 
könnten,  ein  Orts- Arbeitsamt  und  eine  Lokal-Arbeitskammer 
als  unterbau  des  Kreis-Arbeitsamtes  und  der  Ereis-Arbeits- 
kammer  fehlen  noch. 

Der  Führer  der  Sozialdemokratie  im  deutschen  Reichstag 
hat  behauptet,  dass  erstere  mit  ihrem  Organisationsentwurf  den 
Vertretern  des  Bestehenden  die  Hand  biete.  Wir  haben  da- 
her kein  Recht,  den  Entwurf  als  voUbewussten  ümsturzplan 
aufzufassen.  Darauf  kommt  aber  auch  wenig  an.  Die  Frage 
ist,  ob,  von  den  Verfassern  des  Planes  abgesehen,  die  fragliche 
Ox^nisation  nicht  thatsächlich  als  Sturmbock  gegen  das  Be- 
stehende benutzt  werden  konnte  und  nach  dem  sozialistischen 
Endziele  so  benutzt  werden  müsste.     Man  kann  in  vollster 
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Bejahang  dieser  Frage  alles  Persönliche  gegen  die  dermalige 
Führung  der  Partei  bei  Seite  lassen. 

Die  massgebenden  Reprasentatiyorgane  hätten  eine  Tolb- 
wirtschaftlich,  sozialpolitisch,  hygieinisch,  wohnnngspolizeilich 
allnmfassende  Kompetenz  und  die  Exekutivorgane 
könnten  bis  zum  Reichs-Arbeitsamt  hinauf  durch  Aendenmg 
einiger  Paragraphen  dieselbe  Kompetenz  in  ünterthänigkeit 
gegen  die  Mehrheitsbeschlüsse  der  National-,  Kreis-,  eventuell 
Lokalkammem  zugewiesen  erhalten.  Kämen  diese  Vertretung»- 
und  Yerwaltungskörper  zur  Geltung,  so  würden  sie  nicht  bloss 
der  ganzen  bestehenden  Organisation  der  Gewerbe-  und  Han- 
delskammern, sondern  auch  dem  Reichstag  und  der  Reichs- 
regierung, sowie  den  Kommunalkörperschaften  langsam  aber 
sicher  über  den  Kopf  wachsen;  sie  müssten  den  Bau  der  be- 
stehenden Gesellschaft  in  allen  Teilen  auseinandertreiben.  Im 
Zusammenwirken  mit  der  Sozialdemokratie  des  Reichstages  und 
mit  demokratisierenden  Kommunalvertretungen  könnte  dabei 
alles  sehr  rasch  von  statten  gehen. 

Allerdings  ist  die  Organisation  zunächst  klassenpaariger 
Art.  Sie  gibt  auf  allen  zwei,  eventuell  drei  Stufen  des  Be- 
hörden- und  Vertretungsauf  baues  auch  dem  Kapital  soviel  Vei^ 
treter  wie  der  Lohnarbeit.  Sie  ist  insofern  ein  kapitalistisch- 
sozialdemokratischer Mischling.  Indessen  ist  dies  einmal  bis 
auf  weiteres  für  die  Sozialdemokratie  von  besonderem  Wert, 
da  hiemit  das  Bestehende  völlig  lahmgelegt  werden  kann. 
Sodann  genügt  am  Tage  der  Erfüllung,  d.  h.  der  vermeint- 
lichen ümsturzreife  sozusagen  ein  Ruck,  um  die  halb  kapita- 
listische Puppe  zu  sprengen  und  den  reinen  Schmetterling  des 
sozialdemokratischen  Volksstaates  ausfliegen  zu  lassen. 

Die  halb  kapitalistische  Ausgestaltung  wäre,  sagen  wir,  bis 
auf  weiteres  vom  grössten  Wert  für  die  erst  vorbereitende  Ar- 
beit der  Sozialdemokratie. 

Einmal  weil  der  Arbeiterklasse  grundsätzlich  die  volle 
Nebenordnung  an  Stelle  der  bisherigen  Unterordnung  praktisch 
zuerkannt  wird;  dies  ist  die  nicht  zu  überspringende  Ueber- 
gangsstufe  zur  praktischen  üebermacht  der  Arbeiterklasse  über 
die  ünternehmerklasse. 
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Sodann  wQrde  die  vorgeschlagene  Organisation  eine  un- 
fibertrefiPliche  Gelegenheit  geben,  um  den  Uebergang  Stufe  um 
Stnfe  durch  fortgesetzte  Erschütterung  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschaftsordnung in  allen  ihren  Fasern  durchzuführen.  Der 
Kampf  mit  dem  Kapital  hätte  gesetzliche  Sanktion  und  Orga- 
nisation. Er  wäre  l^al  organisiert,  legal  sogar  geboten.  Der 
legale  Kampfboden  wäre  auf  den  ganzen  umfang  des  gewerb- 
lichen Industrie-,  Handels-  und  Verkehrsbetriebes,  auch  des 
regiemässigen,  ausgedehnt. 

Dazu  käme,  dass  die  Organisation  vorzüglich  geeignet  wäre, 
auch  die  berechtigtsten  Widerstände  des  Kapitals,  auch  das 
ganz  unparteiische  Wirken  der  Orts-,  Bezirks-,  wohl  auch  der 
Reichsbehörden  so  gut  wie  lahmzulegen.  Die  anscheinend 
gleiche  Abpaarung  des  Einflusses  beider  Klassen  würde  dazu 
führen,  dass  jene  Klasse,  welche  die  rührigere  Vertretung  und 
das  geringere  Interesse  an  den  »Arbeitsordnungen«  hätte,  jeden 
Augenblick  und  auf  jedem  Punkte  des  nationalen  Gewerbs- 
lebens alles  zum  Stillstand  zu  bringen  vermöchte.  Der  Arbeits- 
rat wäre  ja  von  der  Arbeitskammer,  diese  völlig  von  den  Ar^ 
beiterführern  abhängig.  Durch  die  Bestimmung,  dass  der  Vor- 
sitzende kein  Stimmrecht  hat,  Stimmengleichheit  aber  bei  der 
Beschlussfassung  als  Ablehnung  zu  gelten  hat,  hätte  die  Ar- 
beiterkurie der  Arbeitskammer  die  beliebige  Sperre  aller  Be- 
schlüsse, insbesondere  die  Sperre  gegen  den  Erlass  der  Arbeits- 
ordnung in  jedem  beliebigen  Geschäft  (da  ja  die  Arbeitsord- 
nung der  Eammergenehmigung  unterliegen  soll),  vollständig  in 
der  Hand. 

Die  »Unterstützung  der  Arbeitsämter  mit  Rat  und  That 
in  allen  das  wirtschaftliche  Leben  ihres  Bezirkes  berührenden 
Fragen«  würde  infolge  der  fraglichen  Bestimmung  zur  völligen 
Abhängigkeit  der  einen  und  zur  Berufshemmung  aller  übrigen 
Gewerbeinspektoren  (»Arbeitsräte«)  gebraucht  werden  können 
und  gewiss  bald  genug  zielbewusst  hiezu  gebraucht  werden. 
Die  Lahmlegung  der  positiven  Sozialpolitik  durch  die  paarige 
Klassenvertretung  wäre  so  schrankenlos,  wie  das  Agitieren  und 
das  Erschüttern  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung  bis  auf 
den  letzten  und  kleinsten  Gewerbebetrieb  hinaus, 
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Hieran  nicht  genng,  so  wäre  bei  solcher  Organisation  eine 
förmliche  Besoldung  des  Agitationsstabes  der  Arbeiterparteien 
gesichert ;  denn  die  Vertreter  erhielten  Tag^elder  und  Reise- 
diäten  ^  und  zwar  aus  der  ßeichskasse.  Das  Parlamenteln 
und  der  Diätenbezug  könnten  fast  ununterbrochen  stattfinden; 
denn  nicht  bloss  wäre  jede  Arbeitskammer  monatlich  einmal 
einzuberufen,  sondern  jederzeit  »auf  Verlangen  von  einem 
Drittel  der  Mitglieder  der  Arbeitskammerc,  also  von  zwei  Drit- 
teln der  Arbeiterkurie  dieser  Kammer.  An  Stoff  für  die  häufige 
Einberufung  würde  es  bei  der  masslosen  Beratungskompetenz 
keinen  Augenblick  fehlen. 

Es  ist  somit  klar,  dass  ein  wirksamerer  Apparat  zur  »ge- 
setzlichen« Vorbereitung  der  Gesellschaftsumwälzung  —  bis 
unmittelbar  an  die  Schwelle  des  Volksstaates  hin  —  gar  nicht 
gedacht  werden  kann.  Der  Versuch  eines  üeberganges  vom  vor- 
läufigen kapitalistisch-sozialistischen  Zwitterzustande  zur  reinen 
Volksstaatswirtschaft  wäre  für  das  Reich,  für  die  Ej^ise,  für 
die  Ortsbezirke  eine  ganz  einfache  Sache,  sobald  man  der  So- 
zialdemokratie ein  oder  zwei  Jahrzehnte  Ausnützung  dieser 
klassenpaarigen  Organisation  gestattet  hätte.  Bei  einem  einzigen 
glücklichen  Revolutionsakt  in  der  Reichshauptstadt  oder  in  den 
Hauptstädten  mehrerer  Reiche  zugleich  könnte  die  Vertretung 
des  Kapitals  aus  den  Arbeitsbehörden  und  aus  den  Arbeits- 
vertretungen über  Bord  geworfen  werden  und  der  »Volksstaat« 
wäre  fertig;  das  reine  Wirtschaftsvolksparlament  könnte  den 
Einzug  halten  und  die  jetzige  Volksvertretung,  welche  alle 
Klassen  umfasst  und  den  geistigen  wie  den  materiellen  Natio- 
nalinteressen zugewendet  ist,  könnte  im  Reich,  in  den  Ländern, 
in  den  Kreisen  und  in  den  Gemeinden  ohne  grosse  Schwierig- 
keit abgetakelt  werden.  Die  Kadres  für  die  volle  Einführung 
der  Kollektivproduktion  ständen  ausgebildet,  handlungsbereit, 
fertig  von  der  Basis  bis  zur  Spitze,  völlig  geschult  auf  dem  Plane. 

Vielleicht  sind  sich  selbst  die  Führer  dieser  Tragweite  ihres 
Organisationsvorschlages  nicht  ganz  bewusst  geworden«  Die- 
jenigen, welche  die  Sache  übersehen ,  kann  man  von  ihrem 
Standpunkte  vollständig  begreifen.  Für  ihre  radikale  Gresell- 
schaftsänderung   haben  sie  den  denkbar  zielführlichsten  Weg 
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betreten.  Die  ganze  Yerantwortang  fiele  auf  die  erhaltenden 
Parteien ,  wenn  sie  auf  diesem  Organisationswege  der  Sozial- 
demokratie mehr  als  den  kleinen  Finger,  welchen  diese  schon 
besitzt,  weiterhin  geben  sollten. 

XII.  Zur  Fortbildung  der  Schutzorganisation. 

Und  doch  kann  man  von  dem  Vorschlage  der  Sozialdemo-« 
kratie  nicht  bloss  negativ  sondern  anch  positiv  lernen.  Eine 
ausreichend  besetzte,  selbständige,  gegliederte, 
die  ganze  NaUon  einheitlich  und  gleichmässig 
durchdringende,  die  Zersplitterung  der  Arbeiter* 
gesamtf ürsorge  vermeidende,  die  gewerbliche 
Vertretung  belebende,  die  Eompetenzzersplitt»* 
rung  zwischen  vielerlei  Behörden  ausschliessende 
Organisation  —  bildet  den  Grundgedanken  des  Vorschlages 
und  dieser  Gedanke  ist  richtig,  so  unannehmbar  die  Art  seiner 
Ausgestaltung  durch  den  Antrag  Auer  u.  G.  uns  erscheinen 
muss.  Nur  die  erforderliche  berufliche  Gliederung  innerhalb 
der  Territorial- Vertretungskörper  und  die  lokale  füementar- 
Organisation  sind  auch  im  Antrag  Auer  q.  0.  zu  vermissen. 
Verfolgen  wir  daher  den  Gedanken  in  seiner  denkbar  richtigen 
Ausführung.  Hiebei  hat  man  die  Vollzugs^  und  die  Vertr»- 
tungsorganisation  zu  unterscheiden. 

Was  die  Vollzugsorgane  betrifft,  so  hat  in  Deutsch- 
land und  anderwärts  die  Gewerbeinspektion  nicht  die  zurei- 
chende Zahl  von  Ober-  und  unter-  bezw.  Hil&inspektoren.  Sie 
zieht  aus  dem  Arbeiterstand  hervoi^egangene  ünterinspektorai, 
deren  England  mehrere  hat,  kaum  heran.  Sie  ermangelt  mehr- 
fach der  gleichmässigen  Ausbreitung  fiber  das  ganze  Reich, 
sowie  des  geregelten  Zusammentritte  aller  Inspektorate  jedes 
Landes  untereinander  sowie  der  Landesinspektorate  aus  dem 
ganzen  Reiche  mit  einer  Zentralstelle  der  ArbeiterfQrsorge  ein- 
schliesslich des  Arbeiterschutzes  (selbstverständlich  unbeschadet 
der  reichsverfassungsmäasigen  Verwaltungsselbständigkeit  der 
Bundesstaaten).  Wäre  das  einzelne  Inspektorat  fiberall  richtig 
gestaltet,  so  könnte  die  Zuaammenziehung  aller  Inspektorate 
zur  Bevatung   mit  Landee-  und  Beiehszentralstellen  des  Ar«- 
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beiterschutzes  dem  vollen  und  gleichmässigen  Walten  ies  Ar- 
beiterschatzes und  der  Arbeiterf&rsorge  nur  nützen,  aber  nach 
keiner  Seite  schaden.  Dies  ist  der  berechtigte  Ken  der  Idee 
des  >Reich8-Arbeitsamtes«.  Ein  etwaiges  Landes-Arbeitsamt 
könnte  in  derselben  Richtung  nur  Gutes  stiften.  Anfange  ein- 
heitlicher Gestaltung  fehlen  übrigens  nicht;  EngUnd  hat  einen 
General-,  Oesterreich  einen  Zentral-lnspektor ;  m  der  Schweiz 
haben  die  Inspektoren  regelmässige  Konferenzen;  in  Frank- 
reich ist  eine  weitergehende  Zusammenfassung  geplant. 

Die  so  wichtige  Personenwahl  bei  Besetzung  der  Ober- 
und  der  Unteriuspektorate  konnte  an  Yoischläge  des  verei- 
nigten Landesinspektorates  angeknüpft  werden,  mit  der  Wei- 
sung, auf  praktisch  erfahrene,  sozial  unparteiische,  technisch 
und  hygieinisch  wohl  vorbereitete  Personen  nach  dem  beson- 
deren Bedürfnis  der  einzelnen  Stelle  haaptsachiich  das  Augen- 
merk zu  richten. 

Allein  mit  der  blossen  Weiterbildung  des  Inspektorats  er- 
schöpft sich  der  Fortschritt  in  der  Organisation  des  Arbeiter- 
schutzes nicht !  Man  wird  weiter  gehen  dürfen.  Das  vereinte 
Interesse  der  Wohlfeilheit,  der  Einfachheit,  der  Energie  und 
der  Sicherheit  des  Dienstes  weist  weiter  darauf  hin,  die  ordenir 
lichen  Staatsstellen  vom  Reich  und  Land*  bis  zum  Kreis  und 
der  Grossgemeinde  herab  vom  besonderen  Arbeiterschutz  und 
von  der  ganzen  sonstigen  ausserordentlichen  ArbeiterfQrsorge, 
gerichtlich  und  polizeilich,  möglichst  zu  entlasten  und  beson- 
dere dafQr  besser  organisierte  zusammenfassende  »Arbeitsämterc, 
ein  Reichsamt,  Landesämter,  Kreis-  und  Stadtämter  allmählich 
zur  Entwickelung  zu  bringen.  Man  würde  die  jetzige  Kompe- 
tenzzersplitterung los  werden,  ohne  den  formellen  und  mate- 
riellen Arbeiterschutz  der  Mitwirkung  der  ordentlichen  Ver- 
waltungsstellen ganz  entziehen  zu  müssen.  Es  ist  dieselbe  Auf- 
gabe, wie  wir  sie  für  das  Arbeiterversicherungswesen  oft  nnd 
nachdrücklich  betont  haben.  Der  Antrag  Äuer  u.  G.  wird 
diesem  Gedanken  gerecht. 

Etwas  ganz  Richtiges  und  Etwas,  was  sehr  praktisch  ist, 
liegt  sodann  auch  in  dem  Gedanken,  dem  Reichs-Arbeitsamte 
und   den  Kreis-Arbeitsämtern   einen  den  Arbeiterschutz  weit 
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übersteigenden,  die  ganze  Arbeiterfttrsorge  umfassenden  Wir- 
kungskreis zn  geben.  Man  beklagt  es,  dass  bei  der  Organi- 
sation der  Arbeiterversichernng  trotz  aller  Warnungen  mehr- 
fach eine  unpraktische  und  kostspielige  Zerstückung  eingetreten 
ist.  Lage  es  denn  nicht  nahe,  für  die  Zwecke  der  Arbeiter- 
versieherung  und  des  Arbeiterschutzes,  später  auch  für  jene  der 
Wohnungsreform,  der  Arbeitsnachweisung  u.  s.  w.  Stadt-,  Kreis-, 
Landesamter  mit  der  Spitze  einer  grossen  Beichszentralstelle 
zn  schaffen.  Man  müsste  nur  darauf  sehen,  jedem  besonderen 
Zweige  dieser  Fürsorge  gerecht  zu  werden,  das  technische,  ju- 
ristische, polizeiliche,  hygieinische,  statistische  Element  in  der 
Besetzung  des  Gesamtorganes  zur  Geltung  zu  bringen  und 
Sektionen  zu  bilden,  soweit  sie  mit  der  Einheit  des  Dienstes 
vertraglich  sind.  An  Stoff  wird  es  nicht  fehlen  und  an  einem 
guten,  YoUbeschäftigten,  wohlfeiler  arbeitenden  Personal  wird 
es  alsdann  auch  nicht  gebrechen. 

Der  Gedanke  einer  vom  Aeltestenkollegium  oder  Fabrik- 
ausschuss  des  einzelnen  Grossgeschäftes  an  zum  Bezirks-,  Lan- 
des- und  Reiehsarbeitsrat  aufsteigenden  Vertretung  beider 
Klassen  ist  nicht  minder  berechtigt.  Man  kann  dem  Antrag 
Auer  u.  G.  eher  die  ünvoUständigkeit,  den  Mangel  an  Lokal- Ar- 
beitsräten und  Arbeitskammern,  über  welche  wir  uns  in  dieser 
Zeitschrift  übrigens  schon  ausgesprochen  haben,  zum  Vorwurf 
machen.  Nur  hätten  auch  die  Vertretungskörper  —  nach  dem 
Vorgang  der  Schweiz  hat  die  v,  JB^Jep^cA'sche  Novelle  dem  Fabrik- 
Arbeiterausschnss  in  Sachen  der  Fabrik- Arbeitsordnungen  Raum 
geschaffen  —  eine  über  den  Arbeiterschutz  weit  hinausliegende 
Bedeutung:  für  Arbeiterfürsorge,  fQr  den  sozialen  Frieden,  für 
SitÜichkeitsschutz,  für  Streitschlichtung,  fQr  Ordnung  in  der 
Fabrik,  für  Lehrlingserziehung  und  Disziplin,  für  die  Kontrolle 
der  Ausführung  der  Schutzgesetze,  für  die  Lohne,  kurz  für  die 
Milderung  harter  Autokratie  der  Arbeitgeber  und  ihrer  Be- 
amten durch  den  Beirat  und  die  Beihilfe  der  Arbeitnehmer. 
Wir  haben  diesfalls  früherem  ^)  nichts  beizusetzen. 

Die  demokratisch-parlamentarische  Majoritätsr^ierung  des 
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Antn^s  Äuer  u.  G.  braucht  der  Freund  auch  der  durchgrei- 
fendsten Arbeitervertretung  darum  doch  nicht  anzunehmen.  Die 
Stellung  und  Aufgabe  von  »Arbeitsrätenc  oder  »Arbeitskam- 
mern« denken  wir  uns  ganz  anders. 

Die  regelmässige,  nicht  bloss  zufallige  und  gelegentliche 
Berührung  der  Inspektoren  mit  den  Arbeiterschaften  und  Ar- 
beitgeberschaften ist  ein  anerkannt  praktisches  Bedürfnis ;  ein 
»weniger  bureaukratisches«  Walten  der  GewerbenLte  ist  von 
vielen  Seiten  verlangt.  Der  geregelte  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche Zusammentritt  mit  »Arbeitskammemc  würde  hier 
Wandel  schaffen.  Der  Inspektor  müsste  den  Wünschen,  den 
Ratschlägen  und  Beschwerden  zugänglich  sein;  er  wird  aber 
den  Entscheidungen  und  Weisungen  solcher  Organe  nicht  blind- 
lings gehorchen  sollen.  Der  Oewerbeinspektor  muss  ein  hand- 
lungsfähiges, von  beiden  Klassen  unabhängiges,  von  den  Re- 
gierungen berufenes,  in  Anstellung,  Besoldung  und  Amtsthä- 
tigkeit  mit  allen  Gewähren  unabhängiger  Richterstellung  aus- 
gestattetes Staatsorgan  sein  und  bleiben,  da  er  nur  so  seines 
Amtes  kräftig  und  unparteiisch  zu  walten  vermag.  Hiemit  ist 
jedoch  die  Berührung  mit  beratenden,  informierenden  und  be- 
schwerdeleitenden Vertretungen  sehr  wohl  verträglich.  Ar- 
beitet der  Inspektor  r^elmässig  mit  solchen,  so  wird  er  auf 
seinen  Gängen  und  auf  seinem  Amtszimmer  ein  mehr  besuchter 
Mann  werden.  Den  Arbeitskammem  kann  namentlich  die 
Befugnis  zur  Weiterleitung  von  Beschwerden  an  die  höheren 
Stellen  eingeräumt  werden. 

Wie  aber  wären  Vertretungskörper  dieser  Art  zu  bilden? 

Bei  Beantwortung  dieser  Frage  muss  man  sich  vor  allem 
vor  der  Vermengung  solcher  öffentlicher  Arbeitskammern  mit 
den  freien  Verbandsausschüssen  beider  Klassen  hüten.  Das 
eine  und  das  andere  Vertretungsorgau  bedarf  ja  je  einer  eigen- 
artigen Verfassung. 

Die  freien  Verbände  bestellen  Ausschüsse  zur  Wahrneh- 
mung der  Klassen-  und  Standesinteressen,  namentlich  zur  Ver- 
einbarung der  Arbeitsbedingungen.  Die  Bestellung  dieser  Ver- 
tretungen wird  seitens  beider  Klassen  durch  uneingeschränkt 
gleiches  Wahlrecht  aller,  auch  der  weiblichen  MügU^er  jedes 
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Verbandes  geschehen  dfirfen  und  geschehen  müssen,  mit  Aus- 
schluss jeder  Majorisierang  der  anderen  Blasse  und  innerhalb 
jeder  Klasse.  Wir  haben  in  dieser  Zeitschrift  an  a.  0.  (vgl. 
oben  Abschnitt  Y)  die  Entwickelong  dieser  freien  oder  Ver* 
einbarongs- Vertretung  beider  Klassen,  einer  Vertretung,  welche 
sQch  bezüglich  des  Einigungswesens  durch  die  andere  oder 
Legalvertretung  nie  ganz  wird  verdrangt  werden  können,  be- 
reits nachdrücklich  betont  ^). 

Ganz  anders  liegt  das  Bedürfnis  der  Vertretung  dem 
Staat  und  den  Aemtern  der  Arbeiterfürsorge 
gegenüber. 

Diese  Aufgabe  verlangt  eine  besondere  öffentliche,  legale 
Vertretung  mit  wesentlich  nur  beratender  Befugnis,  aber  mit 
Mdirheits-Beschlussfassung  innerhalb  des  Kreises  ihrer  Zu- 
ständigkeit. 

In  Beziehung  auf  diese  öffentliche  Vertretung  scheint  uns 
die  paarig  gleiche  Bestellung  durch  direkte  Wahl  aller  Indi- 
viduen beider  Klassen  und  je  aus  der  Klasse,  eher  die  Lahm- 
legung und  den  beharrlichen  Klassenkrieg,  nicht  aber  die 
Massigung  der  beiden  Klassen  durcheinander  und  den  gemein- 
samen fruchtbaren  Einfluss  auf  die  Aemter  zu  bedeuten.  Man 
kann  diese  Bestellungsweise  auch  entbehren,  indem  man  die  di- 
rekte Wahl  möglichst  auf  die  Bestellung  der  Elementarorgane  der 
Vertretung  beschrankt,  im  übrigen  aber  alle  schon  bestehen- 
den Vorstandschaften  korporativer  Art  zur  Bildung  der  Ge- 
neralvertretung heranzieht.  Die  Organe  der  Arbeiterversiche- 
rong,  die  Handels-  und  Oewerbekammern,  die  Eisenbahnräte, 
Delegierte  der  Gemeinden  und  des  Staates  kommen  hiebei  in 
Betraeht ;  weitere  korporative  Elementarbildungen  mögen  noch 
hinzukommen.  Man  kann  so  ein  durchaus  brauchbares,  zu- 
verlässiges Personal  f&r  die  Vertretung  allen  Arbeitsämtern 
gegenüber  erlangen. 

Dies  kann  selbst  in  Beziehung  auf  Wahl  oder  Auslosung 
des  Gewerbeschiedsgerichtee  in  Frage  kommen.  Das  Gewerbe- 
lehiedsgericht  könnte  bei  solchem  körperschaftlichem,  nament* 

1)  VgL  1889. 


Digitized  by  VjOOQIC 


124  I>r.  Sch&ffle: 

lieh  richtig  berufskörperschafUichem  Aufbau  der  Arbeitskam- 
mern  fiberall  lokal  und  bezirklicb,  in  zweiter  wie  in  erster 
Instanz  vollkommen  sachgemass,  wohlfeil,  frei  von  den  Juristen, 
ohne  jede  Anlehnung  an  die  Eommunalkorper ,  und  dennoch 
als  zuverlässiges  öffentliches  Organ  durch  Wahl  der  Eassen- 
vorstände  und  ünternehmerräte  oder  durch  Auslosung  aus  dem 
Personal  der  schon  bestehenden  Eorperscbaften  sichergestellt 
werden.  Die  unmittelbare  Wahl  durch  alle  Arbeiter-  und  alle 
Arbeitgeber-Individuen  wäre  vermieden  und  hiemit  entfiele  auch 
jene  cruw  des  jüngsten  Reichstages  in  der  Frage  der  Orga- 
nisation der  Gewerbeschiedsgerichte :  der  unterschied  der  Männ- 
lein und  der  Fräulein  käme  gar  nicht  in  Betracht ,  so  wenig 
für  die  Arbeitskammern  als  ffir  die  aus  ihnen  hervorgehenden 
Schiedsgerichte.  Man  hätte  also  auch  nicht  nötig,  das  Frauen- 
stimmrecht,  welches  vom  Standpunkt  der  individualistischen 
Vertretungs-Theorie  unumgänglich,  vom  Standpunkt  öffent- 
licher Yerfassungsbildung  jedoch  keineswegs  so  ganz  berechtigt 
ist,  durch  Eomplimente  des  Bundesratstisches  ffir  das  schöne 
Geschlecht  bis  auf  Weiteres  abzulenken.  Man  stände  grund- 
sätzlich nicht  mehr  auf  dem  furchtbar  geföhrlichen  Boden  der 
gegengewichtslosen  Geltung  des  allgemeinen  Stimmrechts  ffir 
soziale  Vertretungskörper  öffentlicher  Art. 

Dabei  brauchte  das  passive  Wahlrecht  in  beiden  Eurien 
nicht  auf  klassenangehörige  Wähler  beschränkt  zu  werden. 
Es  wäre  jeder  Eurien  Wählerschaft  freizugeben,  die  Männer  ihres 
Vertrauens  zu  holen,  wo  sie  dieselben  findet  Das  wfirde  weiter 
dazu  beitragen  ,  die  Antagonismen ,  welche  auch  der  körper- 
schaftlich aufgebauten  Vertretung  beider  Elassen  noch  anhaf- 
ten, weiter  abzustumpfen.  Es  wfirden  Männer  zur  Vertretung 
berufen  werden,  welche  keines  besonderen  Entlassungsschutzes  be- 
dfirfen  (s.  S.  97  ff.)  wfirden.  Man  könnte  aber  den  Vertretern  der 
Arbeiter,  soweit  sie  aus  der  Mitte  der  Arbeiterwählerschaft  her- 
vorgehen, Taggelder  und  Reisekosten-Entschädigung  gewähren ; 
geschähe  dies  ffir  Rechnung  der  Verbände,  welche  durch  ihre 
Vorstandschaftsmitglieder  die  Wahl  besorgen,  und  zwar  pro 
rata  der  gestellten  Wähler,  so  wäre  der  Versuchung  zu  weit- 
schweifigem Parlamentieren  und  dem  Missbrauch  zu  versteckter 
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BesoldtiDg  voQ  Professionswählem  eine  wohl  ausreichende 
Schranke  gesetzt. 

Die  vorstehende  Auffassung  über  exekutive  und  repräsen- 
tative Weiterbildung  der  Organisation  des  Arbeiterschutzes  in 
der  Richtung  einheitlicher ,  einfacher ,  gleichmässiger  Spezial- 
organisation f&r  den  Gesamtumfaug  der  Arbeiterfärsorge  dürfte 
wenigstens  der  Erwägung  wert  sein. 

Dauert  überhaupt  die  aufsteigende  Bewegung  unserer  Ge- 
sittung fort,  so  wird  diese  ganz  neuzeitliche,  bisher  nie  dage- 
wesene Aemter^  und  Vertretungsbildung  u.  E.  zwar  nur  stück- 
weise kommen  können,  aber  doch  im  Ganzen  unabweisbar  sein 
und  weithin  in  Staat  und  Gesellschaft  wirken  und  verwertbar 
werden.  Beste  Ansätze  von  Spezialämtem,  bezw.  Spezialvertre- 
tongen  —  sind  bereits  wahrnehmbar,  z.  B.  im  Arbeitersekretariat 
der  Schweiz,  in  den  amerikanischen  Boards  of  labour^  in  den 
rassischen  » Fabrikbehorden«  der  Gouvernements  Petersburg, 
Moskau  und  Wladimir  (Gesetz  vom  23.  Juni  1868). 

XIII.   Zum  Internationalen  Arbeiterschutz. 

Die  ersten  Vertreter  dieses  Schutzes  hatten  vor  Jahren 
und  Jahrzehnten  nicht  viel  Dank  geemtet.  Da  kam  der  Ge- 
danke unmittelbar  vor  Einberufung  der  Berliner  Kouferenz  in 
der  öffentlichen  Meinung  stark  in  Schwung.  Die  Schweiz  for- 
derte eine  Konferenz  hieitlr.  Fürst  v.  Bismarck  lehnte  sie  ab. 
Kaiser  Wilhelm  II  versuchte,  das  Mögliche  aus  der  interna- 
tionalen Erörterung  der  Schutzfragen  davonzubringen. 

Die  Triebfeder  des  Strebens  nach  internationalem  Arbeiter- 
schutz war  und  ist  nicht  überall  dieselbe.  Hier  Überwiegt  die 
Absicht,  der  Lohnarbeit  aller  christlichen  Völker  die  Menschen- 
würde zu  wahren,  worin  der  Papst  mit  den  Arbeiterparteien 
und  mit  hochgesinnten  Fürsten  sich  berührt  (vgl.  Jahrg.  1889, 
Heft  II).  Dort  ist  es  mehr  die  Rücksicht,  durch  allgemeine 
gleiche  Belastung  des  Gewerbebetriebes,  durch  annähernd 
gleiche  Schutzkosten  den  Arbeiterschutz  mit  dem  Interesse  der 
Konkurrenzfähigkeit  der  schützenden  Nationen  auf  dem  Welt- 
markt, d.  h.  mit  der  Erhaltung  des  internationalen  Konkur- 
renzgleichgewichtes in  Einklang   zu  setzen.     Bei  der  ersteren 
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»idealistischen«  Richtung,  die  auf  katholischer  Seite  stark  ver- 
treten ist  und  auf  dem  internationalen  Eongress  katholischer  So- 
zialpolitiker zu  Lüttich  im  September  1890  durch  die  Eug- 
länder  und  die  Deutschen  gegen  die  Belgier  und  die  Franzosen 
den  Sieg  davon  getragen  hat,  ist  wohl  die  Bewahrung  des  so- 
zialen Einflusses  der  Kirche  ein  Grundgedanke. 

Ob  nun  der  eine  oder  der  andere  Beweggrund  vorherrscht 
oder  beide  zusammen  wirken,  so  kommt  es  darauf  an,  wie 
man  sich  den  internationalen  Axbeiterschutz  vorstellt. 

Zweierlei  ist  denkbar:  entweder  die  allgemeine  Völker- 
recht liehe  Festsetzung  gewisser  Mindestleistungen  in  wesent- 
licher Beschränkung  auf  den  Yerwendnngs-  und  den  Betriebs- 
schutz oder  die  Herstellung  einer  völkermoralischen 
Beeinflussung  der  Staaten  durcheinander  mittelst  periodischer 
Schutz konferenzen  und  durch  eine  Publizität,  welche 
einerseits  dieser  wechselseitigen  Beeinflussung  dient,  anderer- 
seits die  populäre  ausserstaatliche  Unterstützung  der  Schnte- 
bestrebungen  bei  allen  Nationen  gleichmässig  fördert  und  anregt. 

Vor  der  Berliner  Konferenz  war  man  keineswegs  im  Reinen, 
was  man  mit  dem  internationalen  Arbeiterschutz  wollte.  Seit 
der  Konferenz  ist  volle  Klarheit  da,  und  schon  dies  ist  ein 
grosser  Erfolg  derselben. 

Die  Völker  re  c  h  t  liehe  Festlegung,  welcher  sich  Fürst  t>.  Bis- 
marck  schon  vor  zehn  Jahren  entgegensetzte,  hat  auf  der  Ber- 
liner Konferenz  nicht  einmal  schüchterne  Anregungen  gefund«i. 
Am  meisten  widerstrebten  England  und  Frankreich  dem  blossen 
Gedanken  kontrollierter  völkerrechtlicher  Schutzverpfiichtungen. 
Es  ist  angezeigt,  dies  aus  den  Protokollen  der  Berliner  Kon- 
ferenz authentisch  nachzuweisen. 

Der  Vertreter  der  Schweiz,  H.  Blumer,  hatte  in  der  Sitz- 
ung vom  26.  März  1890  folgenden  Antrag  gestellt :  >»Es  sollen 
Massregeln  hinsichtlich  der  Ausführung  der  Konferenzbeschlüsse 
getroffen  werden.  —  Es  ist  Anlass  vorhanden,  zu  diesem  Be- 
hufe  zu  bestimmen,  dass  die  Staaten,  welche  über  gewisse  Be- 
stimmungen einig  geworden  sind,  obligatorische  Abmachungen 
treffen;  dass  die  Ausführung  solcher  Abmachungen  durch  die 
nationale  Gesetzgebung  erfolgen  soll,  und  dass  diese  letztere. 
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wenn  sie  nicht  ausreichend  sein  sollte,  die  notwendigen  Ergän- 
EQQgen  erhalten  eolL  «^  Es  ist  ferner  Anlass  vorhanden,  die 
GrQndnng  eines  besonderen  Organs  fGr  die  Zentralisierung  der 
mitcnteilenden  Auskünfte,  die  regelmässige  Veröffentlichung 
statistischer  Daten  und  die  Ausführung  der  vorbereitenden  Mass- 
regeln fQr  die  in  §  2  des  Programms  vorgesehenen  Konferenzen 
vorzusehen.  —  Es  ist  Anlass  vorhanden,  periodisch  wiederkeh- 
rende Konferenzen  von  Delegierten  der  Staaten  vorzusehen; 
der  Hauptzweck  dieser  Konferenzen  würde  darin  bestehen,  die 
getroffenen  Abmachungen  weiter  zu  entwickeln  und  die  Fn^en 
zu  lösen,  wdche  Schwierigkeiten  oder  Streitigkeiten  hervorge- 
rufen haben.««  Gleich  nach  Eröffnung  der  allgemeinen  Bera- 
tungen über  diese  Antrage  beantragten  die  grossbritan- 
nischen Delegierten  die  Ablehnung  der  von  der  Schweiz 
vorgeschlagenen  Fassung,  da  nach  ihrer  Ansicht  eine  inter- 
nationale Vereinbarung  über  diesen  G^enstand  nicht  an  die 
Stelle  der  besonderen  Gesetzgebung  eines  jeden  Landes  treten 
könne.  Das  vereinigte  Königreich  hat  nur  unter  der  Be- 
dingung, dass  eine  solche  Eventualität  fern- 
gehalten werde,  eingewilligt,  an  der  Konferenz  teilzuneh- 
men. Selbst  wenn  die  englischen  Staatsmänner  den  Willen 
hätten,  internationale  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Regelung 
der  Fabrikarbeit  einzugehen,  so  würde  ihnen  die  Macht  dazu 
fehlen.  Es  ist  ihnen  untersagt,  die  industriellen 
Gesetze  ihres  Landes  von  irgend  einer  fremden 
Macht  abhängig  zu  machen.  —  Der  österreichi- 
sche Delegierte  gab  anheim,  »»genau  zu  bestimmen,  dass  die 
Ueberwachung  der  zur  DurchfQhrnng  der  Konferenzbeschlüsse 
erlassenen  Massregeln  ausschliesslich  der  Regierung  der  ein- 
seinen Staaten  vorbehalten  ,  und  dass  keine  Einmischung  von 
Seiten  einer  fremden  Macht  zulässig  ist.««  —  Der  belgische 
Delegierte  »»hält  es  für  passend,  um  den  wahren  Charakter  der 
Beratangen  der  Konferenz  aufrechtzuerhalten,  das  Wort  »Vor^ 
schlage«  nicht  zu  gebrauchen,  sondern  dasselbe  durch 
»Wünsche«  oder  »Arbeiten«  zu  ersetzen.««  —  Der  franzö- 
sische Delegierte,  Jules  Simon^  erklärt,  »»die  der  französi- 
schen Delegation  erteilten  Instruktionen  gestatten  nicht,  irgend 
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einem  Wunsche  zuzustimmen,  welcher,  direkt  oder  indirekt, 
den  andern  von  der  Konferenz  geäusserten  Wünschen  eine 
unmittelbare  ezekutorische  Kraft  zu  geben  scheinen 
würde. cc  und  Herr  Tolain  fQgt  hinzu,  »dass  in  Wirklichkeit 
die  französische  Regierung  den  Zusammentritt  der  Konferenz 
immer  und  ausschliesslich  nur  als  das  Mittel  angesehen  habe, 
eine  Enquete  über  die  Lage  der  Arbeit  in  den  beteiligten 
Staaten  sowie  über  die  darauf  bezüglichen  Wünsche  der  öffent- 
lichen Meinung  zu  yeranstalten.  Es  sei  aber  derselben  keines- 
wegs in  den  Sinn  gekommen,  die  Konferenz,  wenig- 
stens vor  der  Hand,  zum  Ausgangspunkte  internationaler  Ver- 
pflichtungen zu  machen.« 

Bunder  konnte  der  Gedanke  völkerrechtlicher  Festlegung 
des  Arbeiterschutzrechtes  nicht  abgelehnt  werden.  Fürst  v.  Bis- 
marck  ist  also  in  seinem  Widerstreben  gegen  völkerrechtlichen 
Arbeiterschutz  durch  die  Konferenz  vollständig  gerechtfertigt 
worden.  Dieser  Widerstand  hat  ja  auch  alles  für  sich.  Ist 
es  doch  klar,  dass  bei  völkerrechtlicher  Festlegung  eines  gleich- 
massigen  internationalen  Arbeiterschutzes  eine  ungeheure  Rei- 
bungsfläche für  die  Entzündung  internationaler  Händel  ent- 
standen wäre.  So  viele  Betriebe,  ja  so  viele  Arbeiter  es  gibt, 
so  viele  Störenfriede  des  internationalen  Friedens  hätten  ent- 
stehen können,  wenn  man  einen  garantierten  Yölkerrechts- 
Arbeiterschutz  herstellen  wollte.  Die  Länder  mit  vollkommen 
zuverlässiger  Verwaltung  würden  am  meisten  gebunden  sein. 
Sie  hätten  dagegen  bei  solchen  Vertragsländern,  deren  Ver- 
waltung lässig  ist  und  deren  Arbeiterschaft  über  mangelhaften 
Arbeiterschutz  im  Inlande  das  Auge  aus  »nationaler  Gesinnung« 
zudrückt,  nur  ein  Minimum  wirklicher  Gegenseitigkeit  in  Aus- 
sicht zu  nehmen.  Die  genaue  üeberwachung  der  Ausführung 
des  völkerrechtlichen  Arbeiterschutzvertrages  würde  eine  Or- 
ganisation erfordern,  welche  gar  nicht  möglich  ist.  Auf  dem 
Papier  allein  hat  aber  ein  Arbeiter- Völkerrecht  keine  Bedeu- 
tung ausser  derjenigen,  internationale  Unzufriedenheiten  und 
Erschütterungen  zu  erzeugen,  und  der  politischen  Gehässig- 
keit ein  geradezu  unerschöpfliches  Material  internationaler  Ver- 
hetzung zu  liefern.    Die  Berliner  Konferenz  hat  durch  die  Pro- 
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teste  Englands  and  Frankreichs  auch  negativ  sehr  günstig  ge- 
wirkt, wenn  man  daran  denkt,  wie  sehr  Tor  dieser  Konferenz 
die  so  berechtigte  Skepsis  der  v.  £i5marcÄ;*schen  Politik  ange- 
fochten war.  uns  hat  die  wiederholte  Lektfire  der  Protokolle 
der  Konferenz  den  Eindruck  stets  verstärkt  hinterlassen,  dass 
Fürst  V.  Bismarck  dnrch  die  Konferenz  in  seinem  Widerstreben 
g^en  völkerrechtlichen  Arbeiterschatz  vollständig  Recht  be- 
balten hat.  Die  Feststellung  des  Widerstandes  gegen  solchen 
Schutz  war  notwendig. 

Die  Völker  moralische  Aktion  der  Konferenz  ist  dagegen 
doch  etwas  anderes  gewesen  als  ein  »Schlag  ins  Wassere.  Es 
zeigt  sich  schon  überall  ein  erhöhter  Antrieb  zur  Verbesserung 
der  nationalen  Arbeiterschutzrechte. 

Die  Massregeln,  welche  auf  der  Konferenz  für  die  inter- 
nationale Durchführung  des  Arbeiterschutzes  Anerkennung  ge- 
funden haben,  sind  zwar  nur  empfehlender  (suasorischer),  nicht 
völkerrechtsverbindlicher  Art.  Die  Empfehlung  hat  darum 
doch  auch  praktisch  einen  hohen  Wert.  Moralisch  wird  sich 
dem  Drucke  derselben  wohl  keine  der  vertreten  gewesenen  Re- 
gierungen entziehen.  Alle  Mittel,  welche  von  der  Konferenz 
für  das  weitere  gemeinsame  Vorgehen  angeraten  sind,  verspre- 
chen mehr  oder  weniger  Erfolg.  Vorgeschlagen  sind  nämlich 
die  Wiederholung  internationaler  Schutzkonferenzen,  das  allge- 
meine, ausreichende  und  qualifizierte  Gewerbeinspektorat,  die 
internationale  Auswechselang  der  Inspektoratsberichte ,  die 
m^lichst  gleichmässige  Anstellang  schutzstatistischer  Erhe- 
bangen,  die  internationale  Auswechselung  der  Ergebnisse  dieser 
Erhebungen  und  der  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  oder 
Verwaltung  erlassenen  Schutzvorschriften  ^). 

War  denn  aber  der  Vorschlag  einer  internationalen 
Eommissionfür  zentralisierte  Verarbeitung  des  statistischen 
und  gesetzgeberischen  Materials,  für  Publizität  dieses  Materials, 
für  Anregung  statistischer  Erhebung  und  für  Beantragung  der 

1)  Beschlüsse  VI,  la  bis  d  und  U.  —  Ic  lautet:  »Jeder  dieser 
Staaten  wird  von  Zeit  zu  SSeit,  und  in  einer  möglichst  Ähnlichen  Form, 
statistische  Erhebungen  hinsichtlich  der  in  den  Beschlüssen  der  Kon- 
ferenz Torgeeehenen  Fragen  aufstellen  lassen,  c 
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Einberufnng  der  Schntzkonferenzen  and  Aehnliches  bedenklich 
und  was  bedeutete  dieser  Vorschlag? 

Gegen  denselben  spricht  alles  das  nicht,  was  gegen  völker- 
rechtliche Festlegung  des  Arbeiterschutzbestandes  auszufahren 
war.  Die  Kommission  wäre  sehr  geeignet,  der  international 
gleichmässigen  Fortbildung  des  Arbeiterschntzrechtes  zu  dienen, 
ohne  die  nationale  Unabhängigkeit  irgendwie  zu  fesseln.  Sie 
würde  Völker  moralisch  von  grösster  Wirkung  sein. 

Was  sie  bedeuten  würde,  ist  auch  klar.  Sie  wäre  ein 
internationales  Verwaltungsorgan  ffir  Anregung 
und  Entfaltung  international  gleichmässiger  Arbeiterschutzge- 
setzgebung, ein  Völker  rechtliches  Institut  für  Unterstützung 
der  schutzrechtlichen  Völker moral. 

Das  sind  in  verabredet  wiederholtem  Zusammentritt  eigent- 
lich schon  die  Schutzkonferenzen.  Auf  der  Berliner  Konferenz 
hat  man  dies  wenigstens  empfanden,  indem  man  aussprach, 
dass  die  Konferenz  zwar  weniger  als  ein  vertragschliessender,  aber 
dennoch  mehr  als  ein  wisseuschaftlicher  Kongress  sei  ^).  »Man 
kann  die  internationalen  Versammlungen  in  zwei  Kategorien 
einteilen  —  bei  der  einen  liegt  den  Bevollmächtigten  der  ver- 
schiedenen Staaten  der  Abschluss  von  Verträgen,  politischer 
oder  volkswirtschaftlicher  Natur,  ob,  deren  AusfQhrung  durch 
die  Grundsätze  des  Völkerrechts  gewährleistet  vnrd.  In  die 
andere  Kategorie  muss  man  die  Kongresse  einreihen,  deren 
Mitglieder  mit  keinen  wirklichen  Gewalten  ausgestattet  sind, 
die  sich  mehr  mit  der  wissenschaftlichen  Prüfung  der  ihnen 
vorgelegten  Fragen  und  nicht  mit  der  ihnen  zu  gebenden  prak- 
tischen und  sofortigen  Lösung  beschäftigen.  Infolge  ihres  Pro- 
gramms und  der  Haltung  einiger  bei  derselben  beteiligten 
Staaten  hat  unsere  Konferenz  einen  Charakter  sui  generis^ 
denn  sie  kann  keine  für  die  Regierungen  bindenden  Beschlüsse 
fassen;  sie  soll  sich  auch  ebensowenig  auf  das  Studium  der 
wissenschaftlichen  Seiten  der  ihr  zur  Prüfung  unterbreiteten 
Probleme  beschränken.  Auf  die  erstere  Rolle  könnte  sie  keinen 
Anspruch  erheben  und  an  der  zweiten  kann  sie  sich  nicht  ge- 


1)  Anlage  N.  5  enm  Protokoll  der  Sitzang  vom  26.  M&rz  1890. 
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nügen  lassen.  —  Die  von  den  Eommissionen  gefassten  Be- 
schlüsse bezQglich  aller  im  Programm  formulierten  Fragen  ent- 
sprangen dem  Wunsche,  der  Arbeiterbevölkerung  zu  zeigen, 
welch  einen  wichtigen  Platz  die  Sorge  für  ihr  Schicksal  bei 
den  Regierungen  einnimmt.  Aber  diese  Beschlüsse  mussten 
sich  auch  nach  anderen  Erwägungen  richten,  welche  wir  nicht 
beiseite  lassen  konnten.  An  erster  Stelle  handelte  es  sich 
dämm,  alle  auf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten  in  dem 
gleichen  Gedanken  der  Hingebung  an  den  zahlreich^ 
sten  und  die  grösste  Teilnahme  erregenden  Teil  der  Mensch- 
heit zu  yereinen.  Es  wäre  peinlich  gewesen,  wenn  man  es 
nicht  dahin  gebracht  hätte,  die  allgemeinen  Grundsätze  zu  ver- 
künden, durch  welche  die  Lösung  des  wichtigsten  Teils  des 
sozialen  Problems  anzustreben  ist.  Freilich  war  es  nicht  mög- 
lich, sich  jetzt  schon  hinsichtlich  aller  Einzelheiten  in  CTeber- 
einstimmung  zu  setzen.  Es  war  aber  notig,  der  Welt  bekannt 
ZQ  geben,  dass  alle  bei  der  Konferenz  beteiligten  Staaten  in 
einem  und  demselben  humanitären  Gedanken  vereint  waren.« 

Die  Bestellung  einer  Kommission  für  die  Anregung  wieder- 
holter Konferenzen,  für  die  international  gleichmässige  und  fort- 
dauernde Anregung  der  nichtstaatlichen  Träger  des  Arbeiter- 
schutzes zu  überall  gleichem  Betrieb  der  Forderungen  des  Fort- 
schrittes in  der  nationalen  Arbeiterschutz*  Gesetzgebung  und 
Arbeiterschutz- Verwaltung  wäre  nur  eine  Verdichtung  der  in 
den  Konferenzen  liegenden  flüssigen  zu  einer  festen  internatio- 
nalen Verwaltungsorganisation  für  die  »suasorische«,  völkermo- 
ralische Forderung  international  gleichmässigen,  aber  völker- 
rechtlich ungebundenen  Arbeiterschutzes. 

Wissenschaftlich  bleibt  es  von  hohem  Interesse,  wahrzu- 
nehmen, wie  hier  das  Völkerrecht  und  zwar  als  Verwaltungs- 
volkerrecht in  einer  ganz  neuen  Richtung  hervorbrechen  will. 
Die  Vertrage  zwischen  zweien  oder  mehreren  oder  allen  zivi- 
linierteD  Staaten  waren  bisher  überwiegend  Verträge  über  das 
Verhältnis  der  Staatsregierungen  zu  einander:  entweder  Ver- 
irre der  Machtvereinigung  für  gewisse  Fälle  (Allianzverträge), 
oder  Gebiets-  und  Machtsphärenabgrenzungsverträge.  Oder 
waren  sie  Verträge   über  die    wechselseitige  Behandlung   der 

9* 
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Unterthanen  und  Waren  des  fremden  Staates  beim  Erscheinen 
und  Verweilen  auf  dem  Gebiet  des  kontrahierenden  Staates: 
Niederlassungs-,  Gewer bezulassungs-,  Armenrechts-,  Zoll-  und 
andere  Verträge.  Oder  waren  es  Verträge  über  die  Unter- 
drückung verbreitungsfahiger  Schädlinge  und  Krankheiten.  Ganz 
neu  dagegen  wäre  die  Thatsache  internationaler  Verwaltnngs- 
thätigkeit  für  Anregung,  Entwickelnng  und  Regelung  einer 
international  gleichmässigen  Sozialpolitik.  Vermutlich  ist  der 
Gedanke  der  Schweiz  nicht  verloren. 

XIV.   Zur  Frage  des  Zweckes  und  der  Bereohtigong  des 
Arbeitersohutzes. 

Den  einen,  wie  die  andere,  hat  der  ganze  Gang  unserer 
Untersuchung  bereits  klargelegt.  Wir  brauchen  nur  zu  resümieren. 

Der  Arbeiterschutz  —  zumal  der  Verwendungs-  und  der 
Betriebsschutz  —  ist  zuoberst  und  zuvörderst  die  gesellschaft- 
liche Sicherstellung  der  Gegenwart  und  aller  künftigen  Gene- 
rationen der  Nation,  ihres  geistigen,  physischen  und  Familien- 
lebens gegen  Verwahrlosung  durch  raubbauartige  Verwendung 
der  gewerblichen  Lohnarbeit.  Der  Arbeiterschutz  ist  also  mittel- 
bar auch  Schutz  des  Eapitalistenstandes  der  Zukunft  und  da- 
her nicht  bloss  kein  Unrecht  gegen,  sondern  ein  hohes  Inte- 
resse für  jene  besitzenden  Klassen  der  Nation,  welche  beson- 
deren Arbeiterschutzes  nicht  bedürfen. 

Der  Arbeiterschutz  geht  seinem  Zwecke  nach  sogar  über 
die  Erhaltung  und  Kräftigung  der  Nationalarbeit  hinaus,  in- 
dem ein  international  g  leichmässiger  Arbeiterschutz,  wie  jüngst 
auf  der  Berliner  Konferenz  erstrebt  ist  und  künftig  wohl  im- 
mer mehr  und  immer  stärker  erstrebt  werden  wird.  Dieser 
internationale  Arbeiterschutz  ist  ein  allgemeines  Postulat  der 
Humanität,  der  Moral  und  der  Religion,  besonders  auf  dem 
Standpunkt  der  Kirche,  ähnlich  dem  internationalen  Schutze 
aller  Völker  gegen  die  Sklaverei,  aber  allerdings  auch  eine 
Forderung  des  internationalen  Konkurrenzgleichgewichts. 

Der  Zweck  des  Arbeiterschutzes  für  das  Arbeiter  i  n  d  i  v  i- 
d  u  u  m  geht  weit  über  den  wirtschaftlichen  Schutz  hinaus.  Der 
Arbeiterschutz  dient  zugleich  der  Person  und  der  Freiheit  der 
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einzelnen  Arbeiter  in  Beziehung  auf  die  religiöse  Bildung,  den 
Unterricht,  das  Lernen  und  die  Lehre,  die  Geselligkeit,  die 
Sittlichkeit  und  die  Glesandheit,  namentlich  aber  der  Sicher- 
stellang  des  Familienlebens  für  Jeden. 

Bei  dieser  seiner  gesellschaftlichen  und  indiyidaellen  Zweck- 
massigkeit ist  anter  bestimmten  Voraassetzangen  auch  seine 
Berechtigung  begründet.  Diese  Yoranssetzungen  haben  wir 
schon  kennen  gelernt. 

Einmal  muss  eine  entschiedene,  den  besonderen  Schutz- 
apparat rechtfertigende  Gefährdung  aus  der  Dienstyerwendung 
heraus  Torliegen.  Sodann  darf  der  Arbeiterschutz  nur  gegen 
jene  Gefahrdungen  auftreten,  welchen  der  uralte  Selbstschutz, 
der  Familienschutz,  der  Hilfsprivatschutz,  der  ausserstaatliche 
Eorporationsschutz,  endlich  der  ordentliche  Yerwaltungs-  und 
Gerichtsschutz  einzeln  oder  zusammen  nicht  oder  nicht  mehr 
zu  wehren  vermögen,  und  er  darf  auch  gegen  solche  Gefähr- 
dungen nur  im  Masse  des  Ergänzungsbedürfnisses  Platz  greifen. 
Endlich  muss  gerade  der  ausserordentliche  Staatsschutz,  wel- 
cher in  den  einzelnen  Massregeln  des  Arbeiterschutzes  liegt, 
zur  Bewältigung  der  Geföhrdung  geeignet  sein. 

Dies  Yorausgeschickt,  wird  man  bei  Betrachtung  der  ein- 
zelnen Thatbestände  des  Arbeiterscfautzes,  wie  sie  in  den  Be- 
schlüssen der  Berliner  Konferenz  und  in  der  v.  Berlepsch^Bchen 
Novelle  zu  Tage  treten,  nicht  einen  einzigen  finden,  welcher 
diese  Grenzen  überschritte.  Nach  Inhalt,  Ausdehnung  und 
Organisation  geht  das  geltende  und  von  den  Regierungen  weiter 
erstrebte  Arbeiterschutzrecht  nirgends  über  das  bezeichnete 
Mass  hinaus;  eher  bleibt  es  da  und  dort  vorsichtig  hinter  dem 
Zulässigen  bis^  auf  weiteres  noch  zurück.  Aus  den  bisherigen 
Darlegungen  geht  dies  klar  hervor.  Der  Arbeiterschutz, 
wie  er  gegenwärtig  von  der  deutschen  Regie- 
rung  erstrebt  ist,  kann  eben  deshalb  nur  als 
völlig  berechtigt  anerkannt  werden. 

Von  dieser  Schutzpolitik  —  das  zeigten  die  Abschnitte  IV 
bis  X  —  ist  nirgends  das  Absehen  darauf  gerichtet,  den  freien 
Selbst-  und  Hilfschutz  oder  den  ordentlichen  gemeinbürger- 
lichen Staatsschutz  zu  verdrängen  und  zu  ersetzen.     Nirgends 
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will  Zusatz  an  Arbeiterschntz  gewährt  werden,  wo  kein  be- 
sonderes Bedürfnis  vorliegt.  Nirgends  soll  der  Schutz  in  höhe- 
rem Masse  Platz  greifen,  als  es  nötig  ist.  Es  ist  nicht  davon 
die  Rede,  die  schutzrechtlich  verschiedenen  Klassen  der  ge- 
werblichen Hilfsarbeit  überall  und  in  allem  über  denselben 
Kamm  zu  scheren.  Vielmehr  ist  diesfalls  die  in  der  üngleich- 
mässigkeit  des  Schutzbedürfnisses  und  in  der  Ungleichheit  der 
Ausführungsschwierigkeiten  tief  begründete  und  daher  ganz 
normale  Mannigfaltigkeit  der  Behandlung,  also  die  Aosser- 
ordentlichkeit  des  Schutzeingriffes  nach  Inhalt,  Recht  und  Or- 
ganisation vollständig  gewahrt. 

Allerdings  ist  der  Arbeiterschntz  noch  nicht  zum  vollen 
Abschlüsse  gelangt,  weder  dem  Inhalte,  noch  der  Organisation 
nach.  Allein  alle  weitergehenden,  woher  immer  kommenden 
Forderungen,  soweit  sie  uns  diskutierbar  erschienen,  verlassen 
die  dem  Arbeiterschutz  als  ausserordentlichem  und  ergänzendem 
Staatseingriff  gesteckten  Grenzen  ebenfalls  nicht  oder  doch  nur 
sehr  beschränkt.  Selbst  der  Antrag  Auer  u.  6.  enthält  beim 
Lichte  betrachtet,  —  wenn  man  von  dem  allgemeinen  acht- 
stündigen Arbeitstag,  von  gewissen  Organisationsforderungen 
und  von  der  Ausdehnung  auf  alle  Gewerbe  absieht  —  mehr 
scheinbare  als  wirkliche  üebertreibung;  denn  derselbe  verlangt 
zwar  für,  alle  Gattungen  der  gewerblichen  Arbeit  den  ganzen 
Arbeiterschntz,  aber  der  letztere  soll  im  wesentlichen  nur  die- 
selben ausserordentlichen  Massnahmen  umfassen,  welche  von 
anderer  Seite  gefordert  und  oben  begründet  sind,  nur  teil- 
weise in  stärkeren  Dosen. 

Der  Arbeiterschntz  stellt  nicht  einmal  bisher  nicht  dage- 
wesene Staatseinmischung  dar.  Längst  besteht  ein  ordent- 
licher Verwaltungs-  und  Gerichtsschutz  des  Staates  für  die  Ar- 
beit des  gewerblichen  Lohndienstes  und  selbst  ausserordent- 
liche Eingriffe  für  Kinder,  Jünglinge,  Jungfrauen  und  erwach- 
sene Frauen  und  für  erwachsene  Männer  giebt  es  schon  länger 
im  Yerwendungsschutz,  im  Truckschutz,  im  Betriebsschutz,  im 
gewerbeordnungsmässigen  Kontraktschutz  der  nichtfabrikmäs* 
sigen,  wie  der  fabrikmässigen  Arbeit.  Der  Verwendungsschutz 
ist   also    weit   entfernt,    die   Staatseinmischung   einer    bisher 
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schrankenlosen  Yertragsfreiheit  gegenüber  erst  zu  beginnen. 
Mit  den  im  Zuge  befindlichen  Weiterbildungen  will  Nichts  ge- 
schaffen werden,  was  nicht  anderswo  —  zumal  in  England, 
Oesterreich,  der  Schweiz  —  meist  schon  länger  versucht  und 
bewährt  wäre. 

Die  Volkswirtschaft  liehe  Belastung  durch  den 
Arbeiterschatz  wird,  verglichen  mit  derjenigen  durch  die  Ar- 
beiterversicherung ,  eher  die  weit  geringere  sein.  Diejenigen 
Schutzmassnahmen,  welche  am  meisten  Opfer  heischen  —  der 
Schutz  der  verheirateten  Frau  und  der  Fabrik-Zehnstunden- 
arbeitstag —  sind  allseitig  international  gleichmässiger  Re- 
gelung empfohlen. 

Die  Vertrags-Freiheit  leidet  nicht  not ,  da  auch 
die  Erwachsenen,  soweit  sie  unter  den  Arbeiterschutz  fallen 
sollen ,  thatsächlich  besonders  scfautzbedürftig  und  zur  Selbst- 
verteidigung so  unfähig  sind,  wie  im  Privatrecht  die  Minder- 
jährigen; unsere  Erörterungen  haben  dies  Punkt  um  Punkt 
gezeigt.  Gewiss  wird  man  dies  auch  in  England  und  Belgien, 
deren  Vertreter  auf  der  Berliner  Konferenz  die  Vertragsfrei- 
heit der  Erwachsenen  so  sehr  betont  haben,  bald  allgemein 
anerkennen. 

Die  volkerrechtliche,  exequierbare  Festlegung  des  Arbeiter- 
schutzes ist  strenge  vermieden. 

Der  erhöhte  Arbeiterschutz  der  Berliner  Konferenz  und 
der  V.  Berlepsch' sehen  Novelle  —  Arbeiterschutz  überhaupt 
hat  schon  bisher  nicht  gefehlt  —  erscheint  daher  als  ein  so 
berechtigtes  wie  ungefährliches  Seiten-  und  Ergänzungsstück 
zur  Sozialpolitik  des  Kaisers  Wilhelm  I  und  des  Fürsten 
V.  Bismarck.  Auf  Pfaden  wandelnd,  welche  von  einzelnen 
Staaten  teils  längst,  teils  seit  einiger  Zeit  ohne  Misserfolg  be- 
treten, also  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erprobt  sind,  wird 
diese  Politik  wohl  zu  wenigeren  Aenderungen  genötigt  sein,  als 
die  auf  ganz  neuen  Pfaden  doch  so  mächtig  und  grossartig, 
nur  vielfach  viel  zu  unpraktisch  ausgreifende  Politik  der  Ar- 
beiterversicheruug. 
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Der  achtsttLndige  Arbeitstag  in  England ,  ans  der 
Litteratnrbewegnng. 


Von  Dr.  6.  BidüaDd. 


Die  Bewegung  zu  Gunsten  der  Einführung  des  achtstQn- 
digen  Arbeitstags  ist  auch  in  England  unzweifelhaft  in  der 
letzten  Zeit  eine  stärkere  geworden.  Man  redet  und  schreibt 
heute  mehr  über  diese  Frage  als  je  zuvor  und  sie  rückt 
damit  ihrer  Entscheidung  näher.  Man  sucht  die  analogen 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  ganze  Welt  zusammen. 
Man  erörtert  eingehend  die  Gründe  für  und  gegen,  und 
man  verteilt  entsprechende  Gesetzentwürfe  zu  Tausenden  un- 
ter das  Volk,  das  in  öffentlichen  Versammlungen  dazu  Stel- 
lung nimmt.  Trotzdem  lässt  sich  natürlich  noch  keine  Ge- 
schichte der  Bewegung  schreiben;  wohl  aber  eine  Uebersicht 
der  einschlägigen  englischen  Litteratur  mit  den  wichtigsten 
Gesichtspunkten  der  Argumentation,  dem  ich  schliesslich  noch 
in  freier  üebersetzung  den  am  meisten  beachtenswerten  Ge- 
setzentwurf über  die  Einführung  des  achtstündigen  Arbeits- 
tages in  England  folgen  zu  lassen  beabsichtige. 

1.  Litteratnrangaben. 

An  der  Spitze  der  thätigen  Propaganda  in  England  steht 
die  sog.  T>Fabian  Sodety^^  deren  Sekretariat  sich  2  L,  Hyde 
Park  Mansions,  Edgware  Boad  London  N.W.  befindet  und 
die  die  hervorragendsten  sozialdemokratischen  Agitatoren  ver- 
einigt. Von  dieser  Gesellschaft  ist  vor  kurzem  eine  Ueber- 
sicht der  englischen  Litteratur  veröffentlicht  worden,    die  ich 
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im  DBchfolgenden  wiedergebe  nnd  dank  der  gütigen  Unter- 
stützung durch  Herrn  Sidney  Webb  —  Beamter  des  englischen 
Eolonialamtes  und  hervorragendes  Mitglied  der  Fabian  So- 
dety  —  bis  auf  den  heutigen  Tag  ergänzen  konnte. 

Ihren  legalen  Anschluss  findet  die  achtstündige  Arbeits- 
tagsbewegung natürlich  an  die  Fabrikgesetzgebung  und  zwar 
an  das  Hauptgesetz  41  Vic.  c.  16  »1%^  Fadory  and  Work- 
shop Äctt  1878.  Der  Preis  eines  englischen  Originalabdrucks 
ist  2  sh.  6  d.  Eine  Ausgabe  mit  Not^n  von  Ä.  Bedgrave  C.  B. 
ist  bei  Shaw  A  Sons  erschienen,  Preis  6  sh.  Die  gesetzlichen 
Bestimmungen  bezüglich  der  Arbeiter  in  den  Kohlenbergwerken 
findet  sich  in  der  Parlaments  Act  50  u.  51  Vic.  c.  58  ^The 
Goal  Mines  Begülation  ÄcH  1887  und  jene  in  Bezug  auf  an- 
dere Bergwerke  36  u.  36  Vic.  c.  77  ^The  MetaUiferous  Mines 
Begülation  AcU  1872,  itThe  AgricuUural  Qargs  ÄcU  1867, 
>TÄc  Canal  Boats  Äät  1884  und  ^The  Merchant  Shippitig 
Actst.  Für  Personen  unter  18  Jahren,  welche  in  Läden  be- 
schäftigt werden,  gilt  das  Gesetz  49  u.  50  Vic.  c.  55  ^The 
Shops  Hours  BegtdaHon  Act*  1886«.  Die  übrigen  Gesetze 
wie  46  u.  47  Vic.  c.  53  (Fadories),  38  u.  39  Vic.  c.  89,  44 
u.  45  Vic.  c.  26  und  45  u.  46  Vic.  c.  3  (Mines)  sind  für  die 
vorliegende  Frage  von  geringerer  Bedeutung. 

Die  wichtigsten  Parlamentsreporte  sind  vom  Jahre  1861, 
sowie  von  den  Jahren  1832,  1840—48,  1862—66  und  1876, 
welche  mit  Ausnahme  der  beiden  letztgenannten  von  Engel 
und  Karl  Marx  —  freilich  in  recht  einseitiger  Weise!  d.  Ref. 
—  in  ihren  bekannten  Werken  benutzt  wurden.  Die  neuesten 
Angaben  finden  sich  in  dem  Bericht  des  Eomites  des  House 
of  Lords  >0n  the  Sweating  Systeme  (H.  L.  62.  1890). 

Die  Gesetzgebung  der  auswärtigen  Staaten  findet  sich  nur 
unvollständig  in  dem  Bericht  des  englischen  auswärtigen  Amtes 
yCommerciäl  No.  35t  c.  5866,  Preis  5  d.  Vollständiger  ist 
der  Bericht  der  Berliner  Arbeiterkonferenz  vom  Mai  1890. 
^The  first  Annual  Beport  of  the  Federal  Commissioner  of 
Labourt  (Washington  1886)  gibt  eine  sehr  gute  Zasammen- 
stellung  der  amerikanischen  Arbeitergesetzgebung. 

Die  Geschichte  der  englischen  Fabrikgesetzgebung  ist  in 
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der  engliscfaen  Litteratur  am  besten  in  »j&.  E.  van  Plener's 
English  Factary  Legiskdiont  (Cbapman  &  Hall,  1873)  zu- 
sammengestellt. Alfred' s  ^History  of  the  Factary  Movement^ 
ist  eine  gnte  periodische  Chronik  der  Bewegung  bis  zum  Jahre 
1847.  Lord  Shaftesbury^ s  Mitwirkung  ist  geschildert  in  seinem 
^Life  and  Wark<  von  E.  Hadder  (Kassel  1886)  und  in  Spee- 
ches<  (Chapman  &  Hall,  1868).  Neben  Lord  Shaftesbury's 
Reden  sind  jene  von  Sir  Rabert  Peel  (Rontledy  1853),  Jahn 
Bright  (Macmillan),  Fawcett  (Macmillan  1873)  und  Lord  Ma- 
catday  (Longmans  18Ö4)  von  historischer  Bedeutung.  Des 
Letztgenannten  Rede  über  das  Zehnstundengesetz  im  Jahre 
1847  ist  die  glänzendste  oratorische  Leistung  zu  Gunsten  der 
gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitszeit  für  erwachsene  Arbeiter. 
Die  einschlägigen  Verhältnisse  der  englischen  Kolonien  werden 
am  besten  behandelt  in  dem  Werke  ^Trablems  af  Greater 
BHtain^  von  Sir  C.   W.  DilJce  (Macmillan  1890,  3.  Auflage). 

Die  Gründe  zu  Gunsten  einer  weiteren  Ausgestaltung  der 
Fabrikgesetzgebung  sind  gut  zusammengestellt  von  W.  S.  Je- 
vons  in  ^The  State  in  Relatian  to  Labour^  Cp.  IIL  (Mac- 
millan 1882) ;  von  Jahn  Morley  in  itlAfe  af  Cobden<  Vol.  I. 
C5p.  XVIII.  p.  288,  308  flf.;  von  H.  LI  Smith  in  ^Ecananiic 
Aspects  of  State  Socialism^  Cp.  IV.  sec.  IL  (Simpkin  1887); 
von  J.  8.  Mill  in  ^Principles  of  Political  Ecanamy^  Vol.  V. 
Cp.  XI.  9  u.  12  und  in  seinem  Essay  »Ow  liberty€  Cp.  V.; 
von  Duke  of  Argyll  in  >Beign  of  Law^  Cp.  VIL  (Straban 
1867)  und  von  Cruntan  in  »  Wealth  and  Progress€  (Macmillan 
1888). 

Das  letztgenannte  Werk  gibt  eine  gute  Zusammenstellung 
der  Gründe  für  einen  achtstündigen  Arbeitstag.  Tom  Mannas 
Pamphlet  ^The  Eight  Hours  Movement^  (Modern  Press  13 
Paternoster  Row  1889,  Preis  1  d.)  dient  dem  Zwecke  einer 
populären  Darstellung.  Ebenso  ^The  Eight  Hours  Worh  Day€ 
von  A.  K.  Donald,  Die  Schwierigkeiten  einer  universellen 
zwangsweisen  Durchführung  des  achtstündigen  Arbeitstags 
werden  gut  von  Bradlaugh  erörtert  in  seinem  aus  der  »New 
Review«  im  Separatabdruck  erschienenen  Artikel  >Th€  Eight 
Hours  Movement*  (Freetbaught  Publishing  Company,  63  Fleet 
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Street,  1889,  Preis  2  d.).     Die  noch  nicht  separat  erschienen 

beachtenswerteren  Artikel  fttr  und  gegen  in  den  grösseren  Zeit- 
schriften sind: 

George  Cruntan^  >Tke  Eight  Hours  Law:  shdll  ü  he  adopted?^ 
(Forum  1886  p.  136.) 

Harold  Cox^   -^The  Eight  Hours  BüU    (Nineteenth  Century, 
July  1889). 

Anonymus^  i^Some  Economic  Aspects  of  fhe  Eight  Hours  Mo- 
vemenU  (Westminster  Review,  Juli  1889). 

H  M,  Hyndman^  ^Eight  Hours  the  Maximum  Working  Day€ 
(New  Review,  August  1889). 

H.  H.  Champion^  i^The  Eight  Hours  Movement^  (Nineteenth 
Century,  September  1889). 

Sidney  Webb,  i^The  Limitatuyii  of  the  Hours  of  Lahour€  (Con- 
temporary  Review,  Dezember  1889). 

R.  B.  Haidane  M.  P.,   >2%c  Eight  Hours  Question^    (Con- 
temporary  Review,  Februar  1890). 

C.  Bradlaugh  M.  P.,    >The  Eight  Hours  Questiont   (Port- 
nightly  Review,  März  1890). 

J.  Murray  Macdonald^  T^The  Gase  for  an  Eight  Hours  Day^ 
(Nineteenth  Century,  April  1890). 

John  A.  Eohson^  »The  Cost  of  a  Shorter  Day€  (National  Re- 
view, April  1890). 

Sir  Lyon  Playfair^  »Lord  Randolph  Churchill  and  the  Eight 
Hours  Movement€  (Speaker,  4.  Januar  1890). 

Sir  Charles  Dilke  »a  Radical  Programme^  (The  New  Revue 

Juni  bis  Dezember  1890). 
The  People's  Press^  eine  sozialistische  Wochenschrift,  heraus- 
gegeben von  der  Fabian  Society^  gibt  ständige  Berichte 
über  die  Bewegung,  Preis  pro  Nummer  Id.    Expedition: 
10  Red  Lion  Court,  Fleet  Street  E.  C.  London. 

2.  Stand  der  Bewegung. 

Man  kann  den  Vertretern  des  achtstündigen  Arbeitstags 
in  England  die  Anerkennung  nicht  versagen,  dass  sie  massvoll 
in  ihren  Forderungen  sind.  Keiner  von  den  Führern  der  Be- 
wegung verlangt  eine  allgemeine  zwangsweise  Einführung  des- 
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selben  und  noch  weniger  ist  von  einer  universellen  oder  auch  nur 
internationalen  Verwirklichung  dieses  Vorschlags  die  Bede. 
Tom  Mannas  Pamphlet  >The  Eight  Hours  MovemenH^  das 
unter  der  einschlagigen  Litteratur  die  weitaus  grosste  Ver- 
breitung gefunden  hat,  fordert  nur  ein  entsprechendes  Gesetz 
für  die  Regierungsbediensteten  und  Regierungswerkstatten. 
Andere  gehen  weiter  und  proponieren  die  Ausdehnung  der  Ar- 
beitszeitbeschränkung auch  auf  die  Bergwerke,  Eisenbahnen, 
Lokalverwaltungskörperschaften  und  auf  die  Beschäftigten  jener 
grossen  Gesellschaften,  welche  mit  einer  Boyal  Charter  be- 
günstigt werden.  So  namentlich  der  unten  zur  Wiedergabe 
gelangende  Gesetzentwurf. 

Dabei  scheint  man  ein  ganz  besonderes  Gewicht  darauf 
zu  legen,  dass  die  ganze  Massregel  als  eine  Weiterentwicklung 
der  Fabrikgesetzgebung  gedacht  wird.  Durch  dieselbe  wird 
bekanntlich  bereits  für  Kinder,  jugendliche  Arbeiter  und  Frauen 
die  Arbeitszeit  gesetzlich  bestimmt,  was  in  vielen  Fällen  auf 
die  Arbeitszeit  auch  der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  in- 
direkt einwirkte.  Es  ist  also  von  dieser  Seite  nur  ein  Schritt, 
wenn  jetzt  zur  direkten  Regelung  dieser  Verhältnisse  überge- 
gangen werden  würde. 

Beschränkt  soll  damit  freilich  die  künftige  Ausdehnung 
des  Gesetzes  über  den  achtstündigen  Arbeitstag  nicht  werden. 
Man  erwartet  vielmehr  seine  schrittweise  fortschreitende  Ver- 
allgemeinerung, sobald  die  öffentliche  Meinung  dafür  gewonnen 
ist.  Die  Argumentation  auf  diesem  Punkte  wendet  sich  nament- 
lich gegen  die  beliebte  Behauptung,  dass  eine  weitere  Minde-* 
rnng  der  Arbeitszeit  die  Industrie  aus  dem  Lande  treiben  würde. 

Zunächst  ist  ein  grosser  Teil  der  englischen  Lohnarbeiter 
vollständig  von  fremder  Konkurrenz  ausgeschlossen.  So  na- 
mentlich die  Arbeiter  für  persönliche  Dienstleistungen.  Aber 
auch  z.  B.  die  Bauhandwerker.  Wenn  auch  die  fertigen  Thüren 
und  Gewänder  aus  Norwegen,  die  Schlösser  und  Glocken  aus 
Deutschland  importiert  werden,  so  braucht  man  doch  wieder 
englische  Arbeiter,  um  die  Teile  zusammenzusetzen  und  zu  be- 
festigen. Die  fertigen  Häuser  lassen  sich  nicht  importieren. 
Dazu  kommen  die  Arbeiter  der  Kleidungs-  und  Konfektions* 
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branche,  die  Arbeiter  in  Docks,  Lager-  und  Warenhäusern  u.8.w. 
Man  schätzt  die  Arbeiter  dieser  Kategorien  auf  IVi  Millionen. 

Soweit  aber  wirklich  auswärtige  Konkurrenz  in  Betracht 
kommt,  wird  darauf  hingewiesen,  dass  eine  Minderung  der  Ar- 
beitszeit erfahrungsgemäss  keineswegs  immer  eine  Minderung 
in  der  Produktion  bezw.  eine  Erhöhung  der  Produktionskosten 
bedeute,  wenn  auch  unzweifelhaft  diese  Ausgleichung  ihre  ganz 
bestimmte  Grenze  haben  muss. 

Sidney  Webb^  der  sich  eingehender  mit  diesen  Verhält- 
nissen beschäftigt  hat,  sagt  bezüglich  der  Rückwirkung  auf 
die  Produktion  mit  Recht,  dass  es  unter  allen  umständen  sehr 
schwierig  ist,  vorauszusi^en,  welchen  Einfluss  eine  bestimmte 
Arbeitsbeschränkung  auf  Quantität  wie  Qualität  der  Güter- 
erzeugung habe.  Die  Erfahrung  habe  gelehrt,  dass  der  fort- 
schreitenden Kürzung  des  Arbeitstags  im  Laufe  unseres  Jahr- 
hunderts eine  Steigerung  der  Produktivität  parallel  gegangen 
sei.  und  in  vielen  Fällen  leisteten  die  Arbe^r  in  10  Stunden 
mehr  als  vorher  in  12  Stunden.  Die  Erfahrung  auf  verkehrs- 
reichen Eisenbahnstationen  zeige,  dass  die  Arbeiter,  welche  mit 
dem  Rangieren  der  Güterwagen  betraut  sind,  während  12- 
stündiger  Arbeit  in  den  ersten  6  Stunden  um  50%  mehr  leisten 
als  in  der  zweiten  Hälfte  ihres  Tages.  In  anderen  Fällen  war 
es  möglich,  die  Bewegungsgeschwindigkeit  der  Maschinen  so 
zu  steigern,  dass  die  Reduktion  der  Arbeitszeit  dadurch  aus- 
geglichen wurde.  Dnd  ebenso  wird  beim  achtstündigen  Ar- 
beitstag viel  gewonnen  dadurch,  dass  die  Arbeiter  nur  einer 
Unterbrechung  für  Mahlzeiten  bedürfen. 

Trotzdem  bleibt  freilich  eine  gewisse  Minderung  oder  Ver- 
teuerung der  Produktion  zu  erwarten,  was  nach  der  Meinung 
Webb*s  jedoch  ausgeglichen  würde  durch  die  Beschäftigung 
der  heute  unbeschäftigten  Arbeiter  und  die  dadurch  bewirkte 
Absatzsteigerung  im  Inlande.  Auch  in  der  Arithmetik  der 
Arbeit  sei  wie  in  jener  der  Zollpolitik  10  weniger  2  nicht 
gleich  8  oder  9,  sondern  gleich  11. 

In  Bezug  auf  den  Reallohn  hebt  Webb  hervor,  dass  heute 
nach  allgemein  anerkannter  Ueberzeugung  der  Erfolg  der  eng- 
lischen Fabrikgesetzgebung  auch  in  einer  Lohnsteigerung  be- 
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bestanden  habe,  aller  Schwarzseberei  der  Opposition  zum  Trotze 
und  dass  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  infolge  der  Aufnahme 
der  industriellen  Reservearmee  unter  die  standigen  Arbeiter 
auch  nach  Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstags  eine  Er- 
höhung des  Lohnes  sich  erwarten  lasse. 

Für  den  internationalen  Handel  gilt  die  Auffassung,  dass 
England  seinen  Weizen  am  Rochdale'schen  Webstuhl  spinne, 
sein  Fleisch  auf  Sheffield'schen  Steinen  mahle  und  seine  Wolle 
in  Durham'scben  Kohlenbergwerken  haue  —  nicht  weil  dieses 
Land  diese  Industrien  mit  grösserem  Vorteil  betreiben  könne 
als  seine  Nachbarn,  oder  weil  die  importierten  Güter  nicht 
produziert  werden  könnten,  sondern  weil  England  mit  grösse- 
rem Vorteil  spinnen,  hauen  und  mahlen  könne  als  Nahrungs- 
mittel produzieren.  »Es  ist  der  englische  Farmer  and  nicht 
der  amerikanische  Baumwollenspinner,  der  wirklich  mit  Lanca- 
shire  konkurriert.«  Und  die  weitere  Verkürzung  der  Arbeits- 
stunden werde  «ehr  unwahrscheinlich  den  Ausfuhrhandel  be- 
einträchtigen, einmal  weil  es  ähnliche  Massregeln  früher  nicht 
gethan  hätten:  der  Textilexport  habe  sich  sogar  seitdem  be- 
deutend gesteigert  —  ferner  weil  der  englische  Baumwollen- 
spinner, der  heute  schon  weniger  Stunden  arbeite  als  viele 
seiner  Eonkurrenten,  seine  energischste  Konkurrenz  dort  finde, 
wo  die  Arbeitszeit  am  kürzesten  (Massachusetts)  und  nicht 
dort  wo  sie  am  längsten  sei  (Russland  und  Indien)  —  und 
endlich  weil  die  Fabrikgesetzgebung  auch  der  anderen  euro- 
päischen Staaten  voraussichtlich  nicht  lange  hinter  England 
zurückbleiben  würde. 

Die  Motive  des  Vorschlags  sind  teils  bestehenden  Miss- 
ständen, teils  allgemeinen  sozialpolitischen  Erwägungen  ent- 
nommen. 

Nach  Wehh  hat  mehr  als  die  Hälfte  aller  Arbeiter  einen 
zwölfstündigen  Arbeitstag.  Die  Omnibuskutscher  und  Konduk- 
teure sind  täglich  14  bis  16  Stunden  beschäftigt.  Die  Schaff- 
ner und  Zugführer  der  Eisenbahnen  sind  12  bis  13  Stunden 
im  Dienst.  Die  Schneidergesellen  im  Osten  Londons  haben  oft 
16  Stunden  eines  Tages  in  einer  vergifteten  Atmosphäre  ihrer 
Arbeit  obzuliegen,    und  alle  diese  Fälle  sollen  noch  nicht  ein- 
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mal  die  Ansnahme  sein.  Wie  viel  Elend  die  letzten  grossen 
Streiks  in  London  zn  allgemeinem  Bewusstsein  brachten,  ist 
bekannt.  Nnr  in  England  und  Wales  wurden  im  Jahre  1887 
nicht  weniger  als  110000  arbeitsfähige  erwachsene  Arbeiter 
auf  Kosten  der  Gemeinschaft  als  Arme  unterhalten,  unter 
127773  Mitgliedern  der  7  grössten  Trades  ünions  waren  in 
dem  gleichen  Jahre  11 260  Personen  unbeschäftigt  und  er- 
hielten als  solche  Unterstützung  aus  der  Genossenschaftskasse. 
Wenn  aber  anter  den  Mitgliedern  der  Trades  Unions,  die  die 
Mite  der  Gesellschaft  ausmachen ,  circa  9  %  als  »unbeschäf- 
tigte gerechnet  werden  können,  so  wird  man  nicht  fehl  gehen, 
bei  den  weniger  gelernten  und  ungelernten  Arbeitern  diesen 
Prozentsatz  auf  18  bis  20  %  zu  erhöhen.  Das  giebt  also  bei 
einer  Lohnarbeiterbevölkerung  von  5  Millionen  eine  Reserve- 
armee  von  nahezu  1  Million.  Und  wenn  diese  5  Millionen 
jetzt  eine  sehr  unsichere  Beschäftigung  bei  einem  zehnstündigen 
Arbeitstag  haben,  so  würde  der  achtstündige  Arbeitstag  sichere 
and  gleichmässige  Lohneinkünfte  für  Alle  (?!)  schaffen. 

Vom  allgemein  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  denkt 
man  sich  den  Beginn  der  Durchführung  des  8stündigen  Ar- 
beitstages als  die  Vorbereitung  der  Gesetzgebung,  durch  eine 
fortschreitende  Kürzung  der  Arbeitszeit  Schritt  zu  halten  mit 
der  taglichen  Vervollkommnung  der  arbeitersetzenden  Maschi- 
nen and  der  industriellen  Organisation. 

Die  Durchführung  soll,  wie  bereits  erwähnt,  selbst  für 
England  nicht  eine  plötzliche  und  allgemeine  sein.  Noch  viel 
weniger  fordert  man  für  alle  Eulturstaaten  eine  allgemeine 
zwangsweise  Einführung.  Man  erwartet  nur  eine  allgemeine 
gleichmässige  Fortentwickelung  in  der  Weise,  dass,  wenn  z.  B. 
heute  England  mit  9  Stunden  Arbeit,  Belgien  und  Deutsch- 
land mit  11  Stunden  Arbeit  auf  dem  Weltmarkte  mit  ein- 
ander konkurrieren,  die  Annahme  des  achtstündigen  Arbeitstages 
in  England  für  Belgien  und  Deutschland  ebenfalls  eine  Min- 
derung der  Arbeitszeit  um  1  Stunde  pro  Tag  bald  zur  Folge 
babe.  Dazu  kommen  noch  die  bekannten  Erwägungen  huma- 
nitärer und  kultureller  Art. 

Die  Gegner  der  Bewegung   nehmen  insofern   auch  einen 
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gemässigten  Standpunkt  ein,  als  ein  jeder  von  ihnen  sich  mit 
einer  möglichst  weitgehenden  Verkürzung  der  Arbeitszeit  prin- 
zipiell einverstanden  erklärt.  Von  keiner  Seite  bestreitet  man 
die  grosse  kulturelle  Bedeutung  dieser  Bestrebungen.  Ja  man 
geht  sogar  soweit,  dass  man  sich  zu  einer  partiellen  Regelang 
des  achtstündigen  Arbeitstages  durch  staatliche  Gesetze  geneigt 
finden  lasst,  nämlich  für  die  Weichen-  und  Signalsteller  an 
den  Eisenbahnen.  Bei  ihrer  Ueberarbeitung,  so  sagt  man, 
komme  nicht  bloss  persönliches  Interesse,  sondern  auch  das 
Interesse  des  reisenden  Publikums  in  Betracht,  das  folge- 
richtig nicht  bloss  durch  die  Arbeiter,  sondern  nur  durch  die 
Gesamtheit  und  ihre  Gesetze  genügend  geschützt  werden  könne« 
Man  denkt  dabei  offenbar  an  die  Gefahr  des  höchsteigenen 
Leibes  und  vergisst  sofort  den  oppositionellen  Standpunkt. 
Aber  schon  mit  diesem  Zugeständnis  ist  die  Opposition  eigent- 
lich gerichtet.  Denn  wenn  in  der  Verkürzung  des  Arbeits- 
tages ein  allgemeines  kulturelles  Interesse  liegt,  so  ist  hier 
wie  immer  nicht  der  Einzelne,  sondern  die  Gesamtheit  zum 
Schutze  derselben  in  erster  Linie  berufen.  Indes  ist  es  m.  W. 
nur  das  Parlamentsmitglied  B.  B.  Haldaue  ^  welches  in  der 
Contemporary  Bevietv  vom  Februar  d.  J.  in  der  Weise  sich 
bestimmter  ausgesprochen  hat. 

Sonst  li^  die  Stärke  der  (regner  darin,  dass  die  Trtxdes 
Unians  als  die  rechten  Organe  für  die  HerbeifQhrung  der  wün- 
schenswerten Kürzung  der  Arbeitszeit,  im  Gegensatz  zur  staat- 
lichen Gesetzgebung,  bezeichnet  werden  —  dass  man  sich  auf 
die  Uneinigkeit  der  Trades  ünions  wie  der  Arbeiter  selbst  in 
dieser  Frage  beruft  —  und  die  ganze  Bewegung  als  den  Ans- 
fluss  sozialistischer  Theorien  hinstellt.  Unerwähnt  dörften  da- 
gegen jene  Ausführungen  bleiben,  welche  die  Schädigungen 
einer  plötzlichen  und  allgemeinen  zwangsweisen  Durchführung 
des  achtstündigen  Arbeitstages  zum  Gegenstande  haben.  Sie 
schiessen  weit  über  das  gegebene  Ziel  hinaus  und  haben  nichts 
mit  jenen  Vorschlägen  zu  thun,  welche  von  den  Hauptver- 
tretern  der  Bewegung  gemacht  werden. 

Es  ist  bekanntlich  noch  nicht  lange  her ,  dass  man  in 
England  die  Trades  Unions  als  eine  Staats-  und  gesellschafts- 
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geföbrliche  Vereinigung  der  Arbeiter  bezeichnete.  Heute  er- 
wartet man  von  derselben  Seite,  dass  durch  diese  genossen- 
schaftliche Verbindung  der  Arbeiter  jede  Verbesserung  ihrer 
Stellung  selbst  errungen  werde.  Dass  die  Unions  dazu  auch 
bezüglich  des  Sstündigen  Arbeitstages  geeignet  seien,  beweisen 
Yorgeblich  die  gut  organisierten  Bergleute  von  Northumber- 
land.  Vor  37  Jahren  arbeiteten  hier  die  Hauer  9  bis  12 
Stunden  unter  Tag.  Heute  ist  ihr  Arbeitstag  ohne  jede  Mit- 
wirkung des  Parlamentes  aaf  6'/4  Stunden  reduziert.  Zu  den 
Irades  Unions  gehöre  freilich  nur  der  zehnte  Teil  der  er- 
wachsenen männlichen  Arbeiter  Englands,  aber  die  Erfahrung 
des  Londoner  Dockstrikes  habe  gezeigt,  dass  auch  die  Masse 
der  ungelernten  Arbeiter  einer  Organisation  fähig  sei,  wenn 
die  Not  und  Verhältnisse  es  erfordern.  Dass  aber  zur  Zeit 
in  der  That  kein  Bedürfnis  zur  allgemeinen  Einführung  des 
Sstündigen  Arbeitstages  vorliege,  erhellt  am  besten  aus  der 
Uneinigkeit  der  arbeitenden  Klassen  über  diese  Frage.  Auf 
den  Kongressen  der  Trades  Unions  habe  man  mit  Recht  ge- 
fn^:  »Was  soll  nachher  aus  den  Leuten  werden,  welche  heute 
schon  weniger  als  8  Stunden  arbeiten  ?€  und  »Soll  jeder  Ar- 
beiter, der  dann  mehr  als  8  Stunden  zu  arbeiten  beliebt,  als 
Verbrecher  bestraft  werden  ?€  —  Die  Intervention  der  Staats- 
gewalt sei  viel  eher  geeignet,  den  guten  Kern  und  die  Stärke 
der  Trades  Unions  zu  untergraben.  Schon  die  weitverbreitete 
Agitation  zu  Gunsten  des  Sstündigen  Arbeitstages  habe  er- 
fahrungsgemäss  die  Disziplin  und  den  Zusammenhalt  der  Unions 
gelockert. 

Sehr  gewichtig  sind  offenbar  diese  Einwendungen  nicht,  wenn 
auch  damit  gewiss  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  die  Ausfüh- 
rungen der  Führer  der  Bewegung  keine  Angriffspunkte  bieten 
würden.  Wenn  es  den  Trades  Unions  in  einzelnen  Fällen 
wirklich  gelungen  ist,  eine  noch  weitergehende  Verkürzung 
ihrer  Arbeitszeit  von  ihren  Arbeitgebern  zu  erlangen,  so  be- 
weisen diese  Ausnahmen  gar  nichts  für  das  Geeignetsein  dieser 
Genossenschaften,  das  Gleiche  für  alle  erwachsene  männliche 
Arbeiter  zu  bewirken.  Ebenso  war  die  organisatorische  Zu- 
sammenfassung der  Massen  ungelernter  Arbeiter  während  des 
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Dockstreiks  für  England  eine  Ansnahme,  die  nur  durch  sehr 
viel  Not  und  Unglück  zu  stände  gekommen.  Wohl  aber  spricht 
die  ganze  Stellung  der  Unions  als  der  sog.  Aristokratie  unter 
den  Arbeitern  sehr  dagegen  und  in  ihrer  Uneinigkeit  auf  den 
Kongressen  findet  diese  Vermutung  ihre  volle  Bestätigung. 
Es  ist  die  kurzsichtige  Besorgnis  einzelner  Arbeiter,  welche 
fürchten,  nach  Einführung  des  Sstündigen  Arbeitstags  keine 
Nacharbeit  mehr  annehmen  zu  dürfen!  Und  wenn  so  durch 
Uneinigkeit  in  einer  wichtigen  Frage  die  Disziplin  in  einer 
Union  gestört  wird,  so  ist  das  recht  naheliegend.  Man  mCsste 
sich  entschlossen  dieser,  im  Interesse  der  Arbeiter  liegenden 
Bewegung  anschliessen ,  dann  konnte  das  Resultat  auch  der 
Annahme  des  Gesetzes  nichts  anderes  sein,  als  eine  aberma- 
lige Stärkung  der  Unions.  In  anderen  Fällen,  wie  in  der 
StheffielcTschen  Messerschmiedvereinigung ,  sind  die  Mitglieder 
der  Trades  Union  kleine  Meister,  die  ihre  Arbeiter  so  hart 
wie  irgend  ein  anderer  Arbeitgeber  behandeln  und  deshalb 
wohl  nicht  mit  Unrecht  eine  -»Friendly  Society  of  Sweaters  or- 
ganised  for  mutual  protection^  genannt  werden.  Dass  diese 
Leute  kein  Interesse  an  der  Einführung  des  Sstündigen  Ar- 
beitstages haben,  liegt  auf  der  Hand.  Aber  es  ist  auch  eben 
deshalb  zutreiFend,  was  seltsamer  Weise  wieder  von  den  Geg- 
nern der  Bewegung  gesagt  wird ,  nämlich  dass  die  Beschrän- 
kung der  Arbeitszeit  keine  Spezialfrage  sei ,  welche  nur  von 
den  Arbeitern  als  alleinige  Sachverständige  entschieden  werden 
könnte,  sondern  vielmehr  eine  Frage  von  allgemeinem  Interesse, 
die  so  gut  wie  irgend  eine  zweite  vor  das  Forum  der  öffent- 
lichen Meinung  gehöre. 

Damit  steht  und  fällt  auch  die  Frage  nach  der  Herkunft 
der  Bewegung.  Die  Zeit  ist  heute  glücklicher  Weise  vorbei, 
in  der  ein  Vorschlag  unberücksichtigt  blieb,  weil  er  einem 
bestimmten  Lager  entstammte,  und  sei  es  auch  dem  der  EoUek- 
tivisten  Marx  und  Schaffte  (?  /) ,  wie  R.  B.  Baldaue  Q.  C, 
M.  P.  die  Bestrebungen  WehVs  und  Genossen  bezeichnen  zu 
können  glaubt. 

Ist  der  Sstündige  Arbeitstag  im  Interesse  der  Gesamtheit 
oder  ist  er  nicht  im  Interesse  der  Gesamtheit?    Das  ist  die 
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einzig  entscheidende  Frage,  die  durch  die  sympathischen  Aeus- 
serungen,  welche  alle  Schriftsteller  über  dieses  Thema  der 
möglichsten  Kürzung  der  Arbeitszeit  zollten,  auch  schon  ent- 
schieden ist.  Dass  solche  Veränderungen  nicht  sprungweise 
und  unvermittelt  für  ganze  Länder  oder  gar  liLndergruppen 
eintreten  dürfen,  wird  von  den  Anhängern  der  Bewegung  nir- 
gends ausser  Acht  gelassen.  Deshalb  die  sehr  geniässigten 
Forderungen !  Man  hat  freilich  auch  dieses  Verhalten  ihnen 
wieder  zum  Vorwurf  gemacht  mit  dem  Hinweis,  dass  die  vor- 
geschlagene Beform  doch  eigentlich  herzlich  wenig  bedeute. 
Mir  scheint  umgekehrt  darin  die  beste  Garantie  für  die  Ver- 
mutung zu  liegen  ,  dass  in  nicht  zu  ferner  Zeit  das  englische 
Parlament  sich  mit  dem  Sstündigen  Arbeitstag  eingehender 
beschäftigen  wird.  Nur  muss  man  sich  der  überspannten  Hoff- 
nung einer  Lösung  der  sozialen  Frage  auf  diesem  Wege  ein 
für  aUemal  nicht  hingeben. 

3.   Der  Entwurf  eines  Gesetzes. 

Nachfolgend  die  freie  üebersetzung  des  Entwurfes  eines 
Gesetzes  über  den  Sstündigen  Arbeitstag,  welcher  im  No- 
vember V.  J.  von  der  Fabian  Society  ausgearbeitet,  heute  be- 
reits in  über  10000  Exemplaren  verbreitet  und  ganz  oder 
teilweise  von  der  London  Liberal  and  Badical  Union  ^  von 
der  Metropolitan  Badical  Federation^  von  dem  London  Trades 
Council  und  von  den  meisten  der  Working  Men's  Clubs  an- 
genommen worden. 

Gesetzentwurf    zur   Ergänzung   der    Factory 

and  WorJoshop  Act  1878  und  zur  Verhinderung 

übermässiger  Arbeitszeit. 

Einleitung. 

Art.  1.  Dieses  Gesetz  soll  als  die  Hours  of  LabourAct  1890 

bezeichnet  und  mit  Ausnahme  von  Art.  6  nach  Analogie  der 

Factory  and  Workshop  Act  1878  gelesen  und  interpretiert  werden. 

A  n  m.    Art.  6,  welcher  die  Bergwerke  behandelt ,  «oll  der  Mine'B 

^tgulaüan  Act  inkorporiert  werden. 

Art.  2.  Dieses  Gesetz  soll  mitdem  1.  Jan.  1891  in  Kraft  treten. 

10* 
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I.  Teil. 

Von  dem  N  o  r  mal  ar  be  i  tat  ag   und  der  Normal- 
arbeitswoche. 

Art.  3.  In  den  Verträgen  für  Lohnarbeit  wie  für  per- 
sönliche Dienstleistung  irgend  welcher  Art  soll  —  Yoraus- 
gesetzt,  dass  keine  anderweitige  Uebereinkunffc  getroffen  ist  — 
ein  Tag  einem  Zeitraum  von  8  Stunden  Arbeit  und  eine  Woche 
einem  Zeitraum  von  48  Arbeitsstunden  gleich  erachtet  werden. 

Anm.  Eine  solche  allgemeine  Bestimmung  ist  gewohnheitsmSsng 
feststehend  und  anerkannt  nur  in  den  australischen  Kolonien.  Es 
ist  Gesetz,  wenn  auch  als  solches  ein  oft  leerer  Buchstabe  in  verschie- 
denen amerikanischen  Staaten ,  wie  in  New- York  ,  California ,  Indiana, 
Connecticut  und  Wisconsin.  In  Pennsilvania ,  Ohio,  New-Hampshire, 
Rhode  Island,  Maine,  Michigan,  Florida  und  Nebraska  sind  10  Standen 
als  gesetzlicher  Normalarbeitstag  bezeichnet. 

Die  obige  Bestimmung  will  keineswegs  eine  längere  als  Sstündige 
Arbeit  unmöglich  machen.  Ihre  Bedeutung  liegt  nur  darin ,  dass  in 
einem  Gesetz  öffentlich  erklärt  wird,  dass  das  rechte  Maximum  der  Be- 
schäftigung gleich  8  Stunden  sei.  Die  Nacharbeit  soll  damit  keines- 
wegs allgemein  verboten  werden. 

Für  Regierungsbeschäftigte. 

Art.  4.  Keine  Person,  welche  vom  Staate  in  irgend  einer 
Abteilung  des  öffentlichen  Dienstes  oder  des  Militärs  oder  der 
Marine,  oder  welche  von  irgend  einer  Gemeinde  oder  einem 
öffentlichen  Institute  beschäftigt  wird,  soll  —  ausgenommen 
in  speziellen  unvorhergesehenen  Fällen  —  länger  als  8  Stan- 
den während  eines  Tages  und  48  Stunden  während  einer  Woche 
thätig  sein.  In  Fällen,  in  welchen  eine  Aufhebung  dieser  Be- 
stimmung begründet  erscheint,  soll  der  Staatsminister  des  In- 
nern ermächtigt  sein,  dieselbe  zu  erlassen.  Der  besondere  dies- 
bezügliche Erlass  ist  im  Staatsanzeiger  bekannt  zu  geben. 

Jeder  Beamter  bezw.  öffentlicher  Bedienstete,  welcher  von 
irgend  einer  ihm  unterstellten  Person  fordert  oder  verlangt, 
für  eine  längere  als  hier  bezeichnete  Zeit  zu  arbeiten,  wird  — 
besondere  Verhältnisse  und  Umstände  ausgenommen  —  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  200  Mk.  bestraft. 

Jeder  Beamte,  welcher  ein  oder  mehrere  ihm  unterstellten 
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Personen  über  die  oben  begrenzte  Zeitdaaer  hinaus  aaf  Grund 
besonderer  Umstände  bat  arbeiten  lassen,  ist  verpflichtet,  inner- 
halb 7  Tagen  darüber  Bericht  an  den  Minister  des  Innern  zu 
erstatten,  von  dessen  Seite  alljährlich  eine  yollständige  Liste 
aller  ihm  berichteten  Fälle  den  beiden  Häusern  des  Parla- 
mentes vorzulegen  ist. 

Anm.  Die  gleiche  geeetzliche  Bestimmnng  gilt  bereits  in  New- 
York  und  Californien.  üniied  S^iea  Statutes  c.  43  sec.  3738  haben  eine 
analoge  Bestimmung  für  Arbeiter  in  den  Regiemngswerkstätten.  Ein 
Gesetz  in  Maryland  beschränkt  für  die  staatlichen  Tabakmannfaktnren 
die  Arbeitszeit  aaf  10  Standen.  Die  Egl.  Kommission  über  Arbeit  und 
Kapital  in  Kanada  empfahl  far  alle  Begier angsanstalten  eine  Maximal- 
arbeitszeit von  9  Stunden.  Acht  Standen  sind  auch  gesetzlich  für  Re- 
gierungsbeschftftigte  in  der  Kolonie  Victoria  (Aostralien)  bestimmt 
Die  gleich  lange  Arbeitszeit  gilt  far  die  Tabaokmannfaktaren  des  por- 
tugiesischen Staates. 

Für  Eisenbahnbedienstete. 

Art.  5.  Keine  Person,  welche  ausschliesslich  oder  doch 
hauptsächlich  als  Weichen-  oder  Signalsteller  bei  Eisenbahnen 
verwendet  wird,  soll  länger  als  8  Stunden  während  eines  Tages 
oder  länger  als  48  Stunden  während  einer  Woche  beschäftigt 
werden. 

Keine  Person,  welche  als  Lokomotivführer  oder  Heizer, 
Zugführer  oder  Wagenrangierer  bei  irgend  einer  Eisenbahn 
ganz  oder  doch  hauptsächlich  Verwendung  findet,  soll  im  Zu- 
sammenhang länger  als  12  Stunden  und  während  einer  Woche 
länger  als  48  Stunden  beschäftigt  werden. 

Eisenbahndirektoren,  welche  Zuwiderhandlungen  gegen 
diese  Bestimmungen  zulassen  oder  begünstigen,  werden  für 
jeden  Fall  einer  solchen  Zuwiderhandlung  bestraft  mit  Geld- 
strafe bis  zu  2000  Mk. 

Falls  in  unvorhergesehenen  Fällen  eine  längere  als  hier 
YOi^esehene  Beschäftigungszeit  ausnahmsweise  notwendig  wer- 
den sollte,  ist  der  Eisenbahndirektor  verpflichtet,  darüber  inner- 
halb 7  Tagen  an  den  Minister  des  Innern  zu  berichten,  wel- 
cher ermächtigt  wird,  nach  Erwägung  der  Umstände  die  An- 
wendung des  Gesetzes  zu  suspendieren. 
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Aach  über  diese  ministeriellen  Entscheidungen  ist  alljähr- 
lich an  beide  Häuser  des  Parlamentes  zu  berichten. 

A  n  m.  Analoge  gesetsliche  BeBtimmungen  besteheo  in  Minnesota, 
wodurch  die  Maximalseit  der  Beschäftigung  von  MaschinenfÜhrern  und 
Heisem  auf  18  Stunden  beschränkt  wird. 

Für  Bergleute. 

Art.  6.  Kein  Lohnarbeit'er  soll  in  einem  Bergwerke  »unter 
Tag  länger  als  8  Stunden  täglich  oder  48  Stunden  in  der  Woche 
beschäftigt  werden. 

Die  Zeit  der  Beschäftigung  »unter  Tag«  wird  berechnet 
von  dem  Zeitpunkt  der  Einfahrt  in  die  Grube  bis  zum  Zeit- 
punkt der  Rückkehr  aus  derselben. 

Bergwerksdirektoren ,  welche  Zuwiderhandlungen  g^en 
diese  Bestimmungen  zulassen  oder  begünstigen,  werden  für 
jeden  Fall  einer  solchen  Zuwiderhandlung  bestraft  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  2000  Mk. 

Die  weiteren  Bestimmungen  über  die  Behandlung  unyor- 
hergesehener  Fälle  sind  ganz  analog  den  Absätzen  3  und  4 
des  vorhergehenden  Artikels. 

A  n  m.  Die  Bergleute  der  Kohlenbergwerke  in  England  sind  eifrige 
Anhänger  der  Bewegung.  Eb  wird  gesagt,  dass  höchstens  V«  aller 
Eohlenbergleute  des  Sstündigen  Arbeitstags  sich  erfreue.  In  Mary- 
land beträgt  der  Maximalarbeitstag  ftlr  Bergleute  10  Stunden. 

üeber  Majoritätsbeschlüsse   der   Arbeiter. 

Ari  7.  Der  Minister  des  Innern  wird  ermächtigt,  nach 
Erwägung  der  Gründe  und  Umstände  und  nach  vorhergegange- 
nem Majoritätsbeschluss  der  Arbeiter  einer  Landesberufsge- 
nossenschaft  eine  Maximalarbeitszeit  für  diese  Berufsgenossen- 
schaft durch  Ministerialerlass  einzuführen,  welche  54  Stunden 
in  der  Woche  nicht  überschreiten  soll.  Wenn  nach  drei  Mo- 
naten vom  Tage  der  ministeriellen  Entscheidung  der  Minister 
sich  durch  die  Erfahrung  nicht  veranlasst  gesehen  hat,  seine 
Entscheidung  rückgängig  zu  machen,  so  wird  damit  dieselbe 
Bestandteil  dieses  Gesetzes  und  jede  Zuwiderhandlung  eines 
Arbeitgebers  wird  alsdann  bestraft  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
200  Mk. 
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Dm  sich  fiber  die  bestehenden  Verhältnisse  und  Auffas- 
sungen unterrichten  zu  können,  wird  der  Minister  des  Innern 
ermächtigt,  alle  ihm  erforderlich  erscheinenden  Erkundigungen 
einzuziehen  und  eine  Abstimmung  der  Arbeiter  innerhalb  der 
Berufsgenossenschaft  anzuordnen.  Zur  Abstimmung  berechtigt 
erscheinen  alle  Personen,  welche  innerhalb  der  Genossenschaft 
in  einem  Lohnverhaltnis  stehen.  Die  Arbeitgeber  sind  zur 
Stimmabgabe  gleichberechtigt,  sobald  sie  ihrer  Berufsarbeit  in 
tbatiger  Weise  obliegen. 

Es  soll  die  Pflicht  des  Ministers  sein,  die  Arbeitsyerhält- 
nisse  einer  Berufsgenossenschaft  zu  untersuchen  und  nach  Mass- 
gabe dieser  Bestimmungen  zu  behandeln: 

a)  wenn  er  Gründe  hat  zu  vermuten,  dass  in  der  betreffenden 
Berufsgenossenschaft  besonders  lange  Arbeitszeiten  über- 
wiegen, 

b)  wenn  der  jAusschuss  der  Trades  Unions  oder  ein  Trades 

[Zmon^-Eongress  es  beantragt. 
Solche  allgemeine  Untersuchungen  sollen  —  besondere  Um- 
stände abgerechnet,  deren  Berücksichtigung  dem  Minister  zur 
Entscheidung  anheimgegeben  wird  —  für  eine  Berufsgenossen- 
schaft nicht  innerhalb  eines  Jahres  wiederholt  werden. 

Von  den  Beschlüssen  der  Lokalver waltungs- 
körperschaften. 

Art.  8.  Der  Verwaltungsrat  der  Grafschaft  London  und 
anderwärts  die  Organe  der  Gesundheitspolizei  werden  ermäch- 
tigt, die  Mazimalarbeitszeit  der  Arbeiter  an  Docks,  Häfen, 
Strassenbahnen,  Telephons,  Märkten,  Gas-  und  Wasseranstal- 
ten etc.  innerhalb  des  Gebietes  ihrer  Jurisdiktion  beschluss- 
massig festzustellen.  Diese  Beschlüsse  sollen  54  Stunden  wö- 
chentlich nicht  überschreiten  und  jeweilig  dem  Minister  des 
Innern  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.  Nach  ministerieller 
Bestätigung  werden  diese  Beschlüsse  Bestandteil  dieses  Gesetzes. 

A  o  m.  Der  Stadtrat  von  Hnddersfield  —  die  einsige  Stadt  in  Eng- 
land, welche  ihre  Strassenbahnen  zn  Eigentum  besitzt^und  selbst  be- 
treibt —  hat  fOr  seine  Strassenbahnbediensteten  bereits  den  achtstün- 
digen Arbeitstag  eingeführt.    In  Glasgow  wurde  in  die  Veraosserangs- 
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bedingungen  des  Rechtes  zor  Errichtung  einer  Strassenbahn  der  lehn- 
tündige  Maximalarbeitstag  als  Bedingung  aufgenommen. 

Für  alle  Unter  n  ehmungen,  welche   Aie  Royal 
Charter  verliehen  erhalten. 

Art.  9.  Keiner  Person  oder  Gesellschaft,  welcher  bezw. 
welcher  durch  eine  besondere  Parlamentsakte  Rechte  oder  Pri- 
vilegien verliehen  werden,  sollen  dieselben  künftig  zuerteilt 
werden  ohne  den  ausdrücklichen  Zusatz,  dass  kein  Arbeiter 
eder  Bediensteter  über  48  Stunden  in  einer  Woche  beschäftigt 
werden  darf. 

Für  jede  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Bestimmungen  wird 
die  höchstverantwortliche  Person  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Mk. 
bestraft. 

Art.  10.  Kinder  und  jugendliche  Arbeiter  unter  15  Jahren 
sollen  nicht  länger  als  5  Stunden  täglich  und  SO  Stunden  wö- 
chentlich beschäftigt  werden. 

Dazu  kommen  weitere  beschränkende  Bestimmungen  über 
Schulbesuch. 

IL  Teil. 

Art.  11.   Der  Verwaltungsrat  der  Grafschaft  London  und 
anderwärts  die  Organe  der  Gesundheitspolizei  werden  ermäch- 
tigt, Verordnungen  zu  erlassen  über: 
1)  die  Verpflichtung   zur  Eintragung  aller  Gebäulichkeiten, 

in  welchen  Personen  zur  Lohnarbeit  oder  für  häusliche 

Dienstleistungen  beschäftigt  werden; 

2)  die  Beaufsichtigung  aller  dieser  Räumlichkeiten  durch  sach- 
verständige Inspektoren; 

3)  die  Verhinderung  von  üeberfüllung  der  Arbeitsräume  mit 
Arbeitern; 

4)  die  üeberwachung  von  zweckentsprechenden  gesundheits- 
dienlichen Vorkehrungen  und  Einrichtungen;  > 

5)  die  Verhinderung  von  übermässig  langen  Arbeitszeiten; 

6)  die  Verhütung  von  gefahrdrohenden  oder  den  Verkehr  be- 
hindernden Einrichtungen  in  der  Beschäftigung  der  Ar- 
beiter in  Docks  und  Häfen,  an  Flüssen  und  Strassenbah- 
nen,  bei  Gas-  und  Wasserwerken  u.  s.  w. 
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Ä.lle  diese  Verordnungen  bedürfen  der  ministeriellen  Genehmi- 
gung, um  Gesetzeskraft  zu  erlangen. 

Die  oben  genannten  Behörden  sollen  ebenso  ermächtigt 
sein,  besondere  Inspektoren  zur  üeberwachung  der  Ausführung 
ihrer  Verordnungen  zu  ernennen,  welche  mit  den  gleichen 
Rechten  wie  die  Fabrikinspektoren  ausgestattet  sein  sollen. 

A  n  m.  Diese  Bestimmungen  sind  in  dem  Entwurf  speziell  wegen 
des  Schatzes  der  Arbeiter  im  Osten  Londons  aufgenommen  worden. 
Die  hier  vorliegenden  besonderen  Verhältnisse  erfordern  besondere  Mass- 
regeln. Als  mustergiltig  f&r  solche  Verordnungen  werden  jene  Vor- 
schläge empfohlen,  welche  Charles  Booih  in  seinem  Werke  Life  and 
Labour  in  Eaat  Lonäon  S.  498  und  99  gemacht.  Vgl.  auch  den  Ar- 
tikel On  the  iweating  System  yon  Miss  B,  PoUer  im  Nineieenth  Century 
vom  Juni  1890. 

Die  weiteren  Artikel  von  Nr.  12  bis  Nr.  21  incl.  ent- 
halten yerschärfende  Bestimmungen  über  die  Einderarbeit  und 
die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter,  über  Erweiterung  der 
Rechte  der  Fabrikinspektoren  und  Verallgemeinerung  der  In- 
spektion nach  Massgabe  der  Fabrikgesetzgebung  ^). 


l)Anm.  der  Redaktion.  Obiger  Entwurf  der  >Fäbian  So- 
dety^  bedeutet  offenbar  nicht  den  »allgemeinen,  gleichen, 
gesetzlichen«  Achtstundentag  der  Sozialdemokratie  von  1  o h n- 
wie  schutspolitischem  Charakter,  sondern  die  partielle  Begünstigung 
kürzerer  Arbeitstage ,  w  o  und  insoweit  solche  schütz  politisch 
gefordert  sind.  Dringt  der  Entwurf  je  durch ,  so  bestätigt  er  nur  die 
in  Heft  IV  des  yorigen  Jahrgangs  unserer  Zeitschrift  yertretene  Auf- 
fassung bezüglich  des  Achtstundentages. 
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— e.  Am  Soheidewege  der  evropäisohen  Huidelflpolitik  —  steht 
man  in  dem  Jahrgang,  welchen  das  gegenwärtige  Heft  dieser  Zeitschrift 
beginnt.  Wird  man  noch  tiefer  in  den  Sumpf  des  FrotektioniBmus  und 
der  internationalen  Abschliessnng  hineingeraten  oder  Amerika  gegen- 
über zu  vertragsm&Bsigen  Annäherungen  in  Tarifverträgen  zurückkehren? 
Den  Bauptstein  des  Anstosses  für  die  innereuropäische  Annäherang 
bildet  der  Artikel  11  des  Frankfurter  Friedens,  welcher  lautet: 
»Da  die  Handelsverträge  mit  den  verschiedenen  Staaten  Deutschlands 
durch  den  Krieg  aufgehoben  sind,  so  werden  die  deutsche  Begiernng 
und  die  französische  Regierung  den  Grundsatz  der  gegenseitigen  Be- 
handlung auf  dem  Fusse  der  meistbegünstigten  Nation  ihren  Handels- 
beziehungen zu  Grunde  legen.  Diese  Regel  umfasst  die  Eingangs-  und 
Ausgangsabgaben,  den  Durchgangsverkehr  ,  die  Zoll  Ärmlichkeiten,  die 
Zulassung  und  Behandlung  der  Angehörigen  beider  Nationen  und  der 
Vertreter  derselben.  —  Jedoch  sind  aasgenommen  von  der  vorge- 
brachten Regel  die  Begünstigungen,  welche  einer  der  vertragenden 
Teile  durch  Handelsverträge  anderen  Ländern  gewährt  hat  oder  ge- 
währen wird,  als  den  folgenden :  England,  Belgien,  Niederland,  Schweiz, 
Oeeterreich,  Russland.«  —  Dieser  Artikel  bindet  in  seiner  ünkQndbar- 
keit  unläugbar  auf  verletzende  Weise  das  Souveränetätsgeftlhl  der  Na- 
tion, die  ihn  eingehen  musste.  Dass  er  aber  auch  für  die  siegreich  ge- 
wesene Nation  eine  unangenehme  Seite  hat,  beweisen  die  Schwierig- 
keiten ,  welche  in  dem  erneuten  Versuche ,  den  1854  bis  1865  erreicht 
gewesenen  engeren  Zollanschluss  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich 
wiederherzustellen,  bei  den  (Herbst  1890)  in  Wien  eröffneten  Konferenzen 
bereitet.  Würde  es  so  ganz  unmöglich  sein,  Frankreich  gegen  Ver- 
wandlung des  Artikels  11  in  einen  Meistbegünstigungsvertrag  auf 
Zeit  (10  bis  20  Jahre)  seine  Selbstbestimmung  zurückzugeben?!  Die 
Franzosen  würden  Zeit  haben,  sich  zu  besinnen,  ob  sie  nach  Ablauf 
dieser  Zeit  in  erneuerter  Leidenschaft  Deutschland  den  doch  absolut 
nicht  haltbaren  und  retorsiv  schädlichen  Zollkrieg  bereiten  thOricht  und 
unpraktisch  genug  sein  wollen.  Engerer  Zusammenschluss  der  (dann 
auch  zu  gemeinsamer  Retorsion  bereiten)  Dreibundsmächte  könnte  als 
Preis  gefordert  werden.  Dieser  Weg  dürfte  wenigstens  des  Nachdenkens 
wert  sein. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Miflzellen.  155 

Dio  Ein&eUeit  des  engliselien  ZoUtarifes  —  Das  D.  H.  A.  teilt 
den  Tarif  nach  dem  Stand  vom  16.  Augaet  1889  aus  dem  »Statistical 
abetract  for  the  United  Eingdom  in  each  of  the  last  fifteen  years  from 
1874  to  1888€  wie  folgt  mit 

Eingangezoll  in  Pfd.,  Sb.,  Penoe. 
Gegenstände :  pfd,  8eh.  Pee. 

1.  Sigonfliclie  Eingangszölle: 

Kakao:  roh pr.  Pfund     —    —      1 

Hülsen  und  Schalen       ...*..       »    Ctnr.      —      2    — 
Chokolade,  gemahlen»  zubereitet,  oder  in 
irgend  einer  Weise  verarbeitet      ...»     Pfd.      —    —      2 

Kaffee:  roh »     Ctnr.      —    14    - 

gedOrrty  geröstet  oder  gemahlen      ...»      Pfd.       —    —      2 
Cichorien:  roh  oder  gedörrt  .      .      .      .      »     Ctnr.     —     1ä      3 

geröstet  oder  gemahlen *      Pfd.       —    —      2 

Kaffee,  Cichorien  oder  sonstige  vegetabilische 
Stoffe  als  Surrogat  für  Kaffee  oder  Cicho- 
rien, geröstet  und  gemahlen,  gemischt     ,      »         »         —    —      2 
Früchte,  getrocknete: 
Korinthen,  Feigen,  Feigenkuchen,  Pflaumen, 
nieht  in  Zucker  eingemacht,  Prünellen  u. 

Boainen »      Ctnr.     —      7    — 

Thee »      Pfd.      —    —      6 

Tabak: 
verarbeitet,  entrippt  oder  nicht: 
in  100  Pfd.  10  Pfd.  oder  mehr  Feuchtig- 
keit enthaltend »        >         —      82 

deagl.  weniger  als   10  Pfd.  Feuchtigkeit 

enthaltend »        »  —      36 

verarbeitet: 

Cigarren »        »  —      5    — 

Cavendish  oder  Negrohead      .      .      .      .      »        »  —      4      6 

Schnupftabak,  in  100  Pfd.  enthaltend 
mehr  als  18  Pfd.  Feuchtigkeit    ...»        »  —      3      9 

nicht  mehr  als  13  Pfd.  Feuchtigkeit       .      »        >  —      4      6 

anderer  verarbeiteter  Tabak,  sowie  Caven- 
dish oder  Negrohead,  unter  Zollkontrolle 

aoa  Bohtabak  hergestellt       .      .      .      .      »        >         —      4    — 
Wein: 
nicht  mehr  als  80®  Alkohol  von    der  Nor- 

malstftrke  enthaltend »    Gallon    —      1    — 

über  SO®  aber  nicht  über  42®  Alkohol  von 
der  Normalstftrke  enthaltend        ...»        »  —      26 
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Gegenstände: 
für  jeden  Grad  oder  Bruchteil  eines  Grades 

hinaus Zuschlag     pr.  Gallon 

Als  Grad  werden  nicht  angesehen  Bruch- 
teile des    nächst   höheren   Grades.    — 
Weinhefe  wird  wie  Wein  behandelt. 
Zuschlagszoll  auf  Schaumwein  in  Flaschen, 
sofern  er  den  festgestellten  Marktpreis  von 
15  Schill«  fQr  das  Gallon  nicht  fibersteigt       »       > 
sofern  er  diesen  Marktpreis  übersteigt  »       » 

2.  Eingangs  zolle  als  Aasgleichang  ffir 
die  innere  Steuer  auf  Britisches  Bier. 

Bier  und  A 1  e,  deren  Würze  vor  der  Glfth- 
rung  eine  spezifische  Schwere  von  1055* 

hatte pr.  Faas  Yon 

36  Gallonen 
'  und  so  im  Verhältnis  bei  jeder  anderen 

spezifischen  Schwere  der  Würze. 
Bier,  Mumme,  Sprossenbier  oder 
Schwarzbier,  sogen.  Berliner  W  eiss' 
hier  und  andere  Präparate,  gleichviel  ob 
gegohren  oder  nicht»  von  einer  der  Mumme, 
dem  Sprossen-  oder  Schwarzbier  ähnlichen 
Beschaffenheit: 

deren  Würze  vor  der  Gährung  eine  spe- 
zifische Schwere  hatte  von: 

nicht  mehr  als  1215^ > 

über  1215« » 

8.  Eingangszülleals  Ansgleichiuiff  ^^ 
die  innere  Steuer  auf  Britische  Spirituosen. 

Spirituosen  und  Branntwein: 
Rum,  Traubenbranntwein,   Genever   und 

andere  Spirituosen pr.  Gallon  v.d. 

Noramlstärke 
Liköre,  Eordials  oder  sonstige  alkoholhal- 
Präparate,    in  Flaschen,    deren   Stärke 

nicht  festzustellen  ist pr.  Gallon 

Parfümierter  Alkohol  u.  Kölnisches  Wasser       »        » 

Chloroform »    Pfand 

Chloralhydrat »        » 

Gollodium >   Gallon 

Aether,  Essig- »    Pfand 


Pf^    AA.Ase. 


—  -   % 


1  - 

2  « 


—     6     « 


6   - 
10     6 


—    10     4 


14 

16 

3 

1 
4 
1 


—    16     6 


—      1     % 
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Gegensiftnde:  Tjd.  Bck.  Pee. 

Aether,  Schwefel- pr.  Qallon        15    — 

Aethyl,  Jod- >        »           —    13    — 
N  a  p  h  t  a,  gereinigt,  um  als  Getr&nk  dienen 

zu  können pr.  Gallon  v.d. 

NormaUtärke  —    10      4 
Seife,  Transparent-,  sn  deren  Herstell  ong 

Alkohol  verwendet  worden  ist     .      .  pr.  Pfund      —    —      3 

F  i  r  n  i  8  8,  alkoholhaltiger »   Gallon     ••  ^jJ^tSÜ„*"' 

4.  Eingangszeile  als  Anagloichang  fQr 
Stempel  -  Ahgahen   von  Gegenständen  Bri- 
tischer Fabrikation. 

Goldgeschirr pr.Troy-ünze  —    17    — 

Silbergeschirr »  ^16 

Spielkarten pr.  Dntzend 

Päckchen  —      3      9 


— e.  Die  Gewerbestenerteohnik  der  MiqaePsehen  Reform.  —  Die 

im  Herbst  1890  beim  prenssischen  Abgeordnetenhaas  eingebrachten 
Stenergesetzes-EntwOrfe  (Einkommens-,  Gewerbe-,  Erbschaffcsstener)  bil- 
den fDr  alle  Fälle,  aach  wenn  die  Entwürfe  in  ihrer  Reinheit  am  ver- 
einten Widerstand  der  liberalen  und  nichtliberalen  Besitzer-Parteien 
scheitern  sollten,  einen  bedeutenden,  die  Urheber  für  immer  ehrenden 
Reformversnch,  welcher  wissenschaftlich  von  nicht  eintägiger  Bedeutung 
sein  wird.  Die  Theorie  mag  da  und  dort  Anderes  und  noch  Vollkom- 
meneres wOnschen,  erreichbar  Vollkommeneres  konnte  nicht  erheb- 
lich mehr  geboten  werden.  Wissenschaftlich  bemerkenswert  ist  schon 
der  praktische  Versuch,  der  hier  erstmals  durchgreifend  gemacht  wird, 
die  Steuern  so  zu  regulieren,  dass  sie  in  der  Veranlagung  einander 
ttötzen  und  wechselseitig  als  EontroHemittel  dienen.  Allein  nicht  dies, 
euch  nicht  das  Detail  aller  drei  Vorlagen  ist  es,  was  Steuer  wissen- 
schaftlich besonders  interessiert.  Das  wissenschaftlich  Anziehendste 
und  Bedeutendste  ist  der  Versuch  direkter  Kegalierung  der  Er- 
trag ssteuer  von  Gewerben  in  einem  grossen  Staat. 

Die  ausgezeichnete  Vorlage  MiqueVs,  welche  nicht  auf  ein  höheres 
Erträgnis,  sondern  auf  gerechtere  Verteilung  der  Gewerbesteuer  ge- 
richtet ist  und  demgemäss  die  kleinsten  Geschäfte  befreit,  die  mittleren 
erleichtert,  die  grossen  Geschäfte  aber  mit  1%  des  Reinertrages  zu 
treffen  sucht,  bricht  endlich  mit  dem  indirekten  Veranlagungssystem 
nach  Orts-  und  Gewerbeklassen  und  geht  direkt  auf  den  Rein- 
ertrag in  zweifellos  praktischer  Weise  los.  Das  indirekte  System 
der  Veranlagung,  nach  Orte-  und  Gewerbeklassen^  wird  rund  heraus, 
wie  folgt,  verworfen :  »Bekanntlich  hat  die  Einteilung  zur  Folge  gehabt, 
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dftu  eine  Reibe  von  gewerblichen  Ünternebmen,  die  rieh  in  keine  der 
beBtimmten  Klassen  einreihen  lassen,  von  der  Gewerbesteuer  überhaupt 
nicht  betroffen  werden,  z,  B.  Theater,  Panoramen  und  ähnliche  stehende 
Betriebe ,  Strassenbahnen  mit  Dampfbetrieb  n.  s.  w.  Sodann  fehlt  es 
nicht  an  Oewerbebetrieben,  welche  unter  Terschiedene  Klassen  gleich- 
zeitig fallen  und  in  mehreren  Klassen  zur  Steuer  herangezogen  werden 
müssen,  obwohl  es  sich  dabei  keineswegs  um  TGllig  getrennte,  für  sich 
bestehende  Betriebe  handelt,  so  z.  B.  der  Betrieb  der  Gastwirtschaft  und 
gleichzeitig  des  Fuhrgewerbes,  des  Handels  mit  Wein  und  der  Schank- 
wirtschaft, der  Schneiderei  und  des  Handels  mit  Kleiderstoffen.  Wich- 
tiger noch  ist  der  umstand,  dass  es  im  Laufe  der  Zeit  immer  schwie- 
riger geworden  ist,  eine  bestimmte  Grenze  zwischen  der  Handwerker- 
klasse und  den  Handelsstenerklassen  za  ziehen,  da  niemand  mit  Toller 
Sicherheit  zu  sagen  weiss,  wo  der  Betrieb  aufhört,  sich  innerhalb  der 
Grenzen  des  Handwerks,  und  wo  er  schon  anfängt,  rieh  innerhalb  der 
Grenzen  des  Fabrikbetriebs  zu  bewegen.  Die  für  andere  Zwecke  der 
Statistik  und  sozialen  Gesetzgebung  angenommenen  Kriterien  haben  für 
die  Steuerveranlagung  keine  Bedeutung.«  —  Die  Motive  können  rieh 
auf  P  robeerhebungen  dafür  beziehen,  wie  sehr  die  alte  Steuer- 
technik des  Orts-  und  Gewerbe-Klassen  Systems  unter  den  Verhält- 
nissen neustzeitlichen  Geschäftsbetriebes  der Steuer- 
gerechtigkeit  Eintrag  gethan  hat :  »die  bisherige  Gewerbesteuer 
belastet  den  kleinen,  wenig  leistungsfähigen  Betrieb  unverhältnissmässig 
hoher,  als  die  grossen  kapitalkräftigen  und  gewinnreichen  Geschäfte, 
ein  um  so  schwerer  in  die  Wagschale  fallender  Vorwurf,  als  der  Klein- 
betrieb und  vornehmlich  das  Handwerk  ohnehin  durch  die  Übermäch* 
tige  Konkurrenz  der  Fabriken  und  der  grossen  Handelsgeschäfte  viel- 
fach bedrängt  wird.  Die  Richtigkeit  dieser  Ausstellung  ist  ohne  weiteres 
zuzugeben  und  könnte  mit  vielen  Zahlen  belegt  werden.  Es  genfigt  im 
allgemeinen  anzuführen,  dass  sich  bei  einer  für  gewisse  Gattungen  von 
Gewerben  in  Berlin  kürzlich  angestellten  Vergleichung  der  Ge- 
werbesteuersätze ein  ers  ei  ts  und  andererseits  der  veröffent- 
lichten Reinerträge  der  Aktiengesellschaften  oder 
der  bei  der  Einkommenbesteuerung  angenommenen  Be- 
träge des  Einkommens  aus  Gewerbebetrieb  ganz  evident  ergeben  hat, 
wie  die  G  r  0  s  s  betriebe  überwiegend  weniger  alsl  Prozent 
an  Gewerbesteuer  entrichten  und  gerade  bei  Bankgeschäften  die  Steuer 
mehrfach  nur  einen  Bruchteil  eines  Prozentes  vom  Reinertrage  in  An- 
spruch nimmt,  der  bei  den  grössten  Banken  sich  dem  Satze  von  einem 
pro  Mille  des  Reinertrages  nähert.  Dagegen  werden  zweifellos  die  Hand- 
werker und  die  kleinen  Handelsbetriebe  vielfach  mit  Steuersätien  von 
2  und  mehr  Prozenten  des  Reinertrages  betroffen. c 

Der  Entwurf  vermeidet  vollbewusst  auch  das  Tarifsystem  der 
Gewerbebesteuerang  sowie  das  System  der  ausschliesslichen  Besteuerung 
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nach  dem  Betriebskapital,  ein  System ,  welches  weit  eher  in 
eine  Yermögens-  als  in  Reinertragsbesieuernng  auslaufe.  Desgleichen 
▼erwirft  er  die  Kombination  einer  Betriebskapitals-  mit 
einer  Arbeitsverdienst-Klassifikation.  Er  will  ohne 
Umwege  znr  unmittelbaren  Beinertragsbesteuernng  gelangen:  »Dem 
▼erliegenden  Entwürfe,  heisst  es  in  den  Motiven  wörtlich,  »liegt  der 
Gedanke  zn  Grunde,  xo  der  beabsichtigten  Besteuerung  des  Ertrages 
der  stehenden  Gewerbe  nicht  mehr  auf  den  bisher  betretenen  Um  wegen 
xo  gelangen,  sondern  den  direkten  Weg  einzuschlagen.  Dass  dies 
als  daa  Einfachere  und  Sicherere,  falls  es  sich  als  durchführbar  erweist, 
▼or  dem  Anfauchen  misslicher  Süsserer  Besteuerungsmerk- 
male oder  vor  einem  zwiespältigen  Verfahren,  welches  teils  mit  Be- 
iteoemngsmerkmalen,  teils  mit  der  Schätzung  des  jährlichen  Erträg- 
nisses operiert  und  überdies  dann  noch  den  Anteil  des  Kapitals  und 
denjenigen  der  persönlichen  Arbeit  gesondert  wissen  will,  un- 
bedingt den  Vorzug  verdienen  würde,  leuchtet  nach  dem  Obigen  von 
selbst  ein.  Nicht  minder  unbestreitbar  dürfte  die  Behauptung  sein, 
dasa  die  unmittelbare  Erfassung  des  Ertrages  für  das  Gelingen 
einer  den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Verteilung 
der  Stenerlast  und  einer  diesen  Zweck  vornehmlichst  erstrebenden  durch- 
greifenden Umgestaltung  der  jetzigen  veralteten  Besteuerung  die  beste 
Bürgschaft  bieten  würde.  Bei  dem  Entschlüsse,  den  bezeichneten  Weg 
einzuschlagen,  ist  zugleich  erwogen,  dass  die  vorgeschlagene  Reform  der 
Gewerbesteuer  durch  die  gleichzeitig  geplante  Reform  der  Einkommen- 
sieuergeaetzgebung  in  hohem  Masse  erleichtert  wird.  Der  Ertrag,  wel- 
chen die  Gewerbesteuer  hauptsächlich  erfassen  soll,  unterscheidet  sich 
von  dem  Einkommen  aus  Gewerbebetrieb,  welches  der  Einkommensteuer 
unterliegt,  wesentlich  dadurch,  dass  einerseits  bei  Gewerbebetrieben,  an 
denen  mehrere  Personen  (Sozien  u.  s.  w.)  beteiligt  sind,  das  gewerb- 
liche Einkommen  derselben  zu  einer  Einheit  zusammenzufassen  ist,  und 
daai  andererseits  Abzüge  für  die  Verzinsung  des  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals ausgeschlossen  werden  ,  auch  wenn  dasselbe  dritten  Personen 
gehört  und  behufs  Einrichtung,  Erweiterung  oder  Verbesserung  und 
IJaterhaltung  des  Betriebes  von  letzteren  an  geliehen  ist.  Da  nach  dem 
Entwurf  des  Einkommensteuergesetzes  das  Einkommen  aus 
Gewerbebetrieb  bei  einer  Höhe  von  mehr  als  3000  Mk.  der  Deklarations- 
pfiicht  unterworfen  und  zum  Gegenstand  eingehender  Ermittelungen 
gemacht  werden  soll,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dasa  hierdurch 
ttoe  Basis  gewonnen  wird,  welche  es  gestattet,  die  Er- 
fassung des  Ertrages  der  Gewerbebetriebe  un  mittel- 
bar in  Angriff  zunehmen.  Es  kann  dies  geschehen,  ohne  den 
Steuerpflichtigen  allgemein  eine  neue  lästige  Deklarationspflicht  aufzu- 
legen; es  wird  genügen,  nur  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  sich  ein 
vitklichea  Bedürfnis  dazu  herausstellt,   den  Veranlagungsbehörden  die 
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eine  begrenzte  Befugnis  beizulegen,  Aofkl&rang  von  dem  Steaerpflich- 
tigen  zu  fordern.  Natürlich  werden  Aktiengesellschaften,  Eomxnandü- 
gesellBchaften  auf  Aktien,  eingetragene  Genossenschaften  u.  s.  w.  unbe- 
denklich zur  regelmässigen  Einreichong  ihrer  Geschäftsberichte  und  Ab- 
schlüsse wrpflichtet  werden  kennen. 

Wie  sucht  der  Entwurf  diese  direkte  Ertragssteuerreguliernng 
durchzuführen?  Die  folgenden  Angaben  lassen  erkennen,  dass  er  — 
namentlich  unter  Voraussetzung  seiner  Korollare  is 
der  Einkommens-  und  Er  bschaft  bestenerung  —  so 
praktisch  wie  einfach  und  sicher  zu  Werke  geht.  Man  muss  die  be- 
treffenden Vorschläge  der  Steuertechnik  um  so  eher  unverändert 
so  fixieren,  wie  sie  der  Urheber  gebracht  hat,  als  wenigstens  die  erste 
parlamentarische  Erörterung  der  Entwürfe  eher  Verschlechterungen  als 
Verbesserungen  erwarten  lässt. 

Die  Tier  Gewerbestenerklassen.  Nach  §  6  der  Vorlage  soll  die 
Besteuerung  in  folgenden  vier  Klassen  erfolgen.  In  Klasse  1  sind  die- 
jenigen Betriebe  zu  besteuern,  deren  jährlicher  Ertrag  Mk.  50000  oder 
mehr,  oder  bei  denen  der  Wert  des  Anlage-  und  Betriebekapitals 
Mk.  1 000  000  oder  mehr  beträgt.  Klasse  2  umfasst  die  Betriebe  mit 
einem  jährlichen  Ertrage  von  Mk.  20000  bis  einschliesslich  Mk*  50000, 
oder  mit  einem  Anlage-  und  Betriebskapital  im  Werte  von  Mk.  150000 
bis  einschliesslich  Mk.  1  000  000.  Zur  Klasse  8  gehören  die  Betriebe 
mit  einem  jährlichen  Ertrage  von  Mk.  4000  bis  einschliesslich  Mk.  20000, 
oder  mit  einem  Anlage-  und  Betriebskapital  im  Werte  von  Mk.  30000 
bis  ausschliesslich  Mk.  150  000.  Zur  Klasse  4  gehören  die  Betriebe  mit 
einem  jährlichen  Ertrage  von  Mk.  1500  bis  ausschliesslich  Mk.  4000 
oder  mit  einem  Anlage-  und  Betriebskapital  von  Mk.  3000  bis  aus- 
schliesslich Mk.  30000.  Nach  §  7  bleiben  Betriebe,  bei  denen  weder  der 
jährliche  Ertrag  1500  Mk.  noch  das  Anlage-  und  Betriebekapital  3000  Mk. 
erreicht,  von  der  Gewerbesteuer  befreit.  Nach  §  8  sind  Betriebe, 
deren  Zugehörigkeit  zu  einer  der  Steuerklassen,  1,  2, 3,  lediglich  durch 
die  flöhe  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  bedingt  ist»  auf  Antrag  des 
Steuerpflichtigen  in  die  dem  Ertrage  entsprechende  Steuerklasse  zu  ver- 
8  e  t  z  e  n ,  wenn  der  erzielte  Ertrag  nachweislich  zwei  Jahre  lang  die 
Höhe  von  30  000  Mk.  in  Klasse  1,  15  000  Mk.  in  Klasse  2  und  3000  Mk. 
in  Klasse  3  nicht  erreicht  hat  —  Nach  §  59  f.  ist  für  den  Betrieb  der 
Gastwirtschaft,  der  Schankwirtschaft  und  des  Kleinhandels  mit 
Branntwein  oder  Spiritus  jährlich  eine  besondere  Betriebssteuer 
zu  entrichten.  Diese  Betriebssteuer  beträgt  für  jeden,  welcher  eines 
oder  mehrere  dieser  Gewerbe,  allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen 
Gewerben,  betreibt:  1.  wenn  er  von  der  Gewerbesteuer  wegen  eines 
hinter  der  Grenze  der  Steuerpflicht  zurückbleibenden  Ertrages  und  An- 
lage- und  Betriebskapitals  befreit  ist  (§  7)  10  Mk.;  2.  wenn  er  surGe- 
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werbestener  veranlagt  ist:  a)  in  der  Klasse  4:  15  Mk.;  b)  in  der  Klasse  3: 
25  Mk.;  in  der  Klasse  2:  50  Mk.;  in  der  Klasse  1:  100  Mk. 

YeranlagiiBgBgnuidBitBe    (§  18   bis   24):     Veranlagung    in 
Klasse  1 :    Nadi  §  9  d.  E.  ist  die  Steuer  in  Klasse  1  von  jedem  Qe- 
werbebetriebe   mit  einem  Tom  Hundert   des  j&hr liehen  Ertrages  mit 
der  Massgabe    so  entrichten,   dass  bei  einem  Ertrage    von  50000  bis 
54  000  M.  (ausschliesslich)  die  Steuer  524  M.  beträgt,  und  für  die  hö- 
heren, in  Stufen  Ton  je  4800  M.  steigenden  Ertr&ge  die  Steuersätze  in 
Stufen  von  je  48  M.  steigen.    Fflr  Erträge  unter  50  000  M»  kOnnen  ge- 
ringere Steuersätse  als  524  M. ,  jedoch   nicht   unter  800  M.    unter  Be- 
achtung der  Vorschrift  im  letzten  Absätze  des  §  14  angesetzt  werden. 
"    Veranlagungsbezirke  fCLr  die  Klasse  1  sind  nach  §  18 ,   die 
einseinen    Provinzen   und   die  Stadt  Berlin.     Die  Veranlagung  erfolgt 
durch   den    f&r  jeden   Verwaltungsbezirk  zu   bildenden   Steueraus- 
sohuss,  dessen  Mitgliederzahl  vom  Finanzminister  zu  bestimmen  ist 
Zwei  Drittel  derselben  werden  für   drei  Jahre  von  dem  Provinzialaus- 
schussy  in  Berlin  vom  Magistrat  und  der  Stadtverordnetenversammlung 
in  gemeinschaftlicher  Sitzung  aus  den  Gewerbetreibenden   des   Bezirks 
gewählt.    Ein  Drittel  der  Mitglieder  und  den  Vorsitzenden  des  Steuer- 
anaschusses ernennt  der  Finanzminister.     Der  Vorsitzende  und  die  er- 
nannten Mitglieder  können  den  Steueraussohfissen  mehrerer  Provinzen 
angehören.  —  Veranlagungsbezirke  bilden   für   Klasse  2  die 
Regierungsbezirke,  für  Klassen  8  und  4  die  Kreise.    Die  Stadt 
Berlin   bildet   für  jede  Klasse  einen  Veranlagungsbezirk.      Durch  Be- 
stimmung des  Finanzministers  können  innerhalb  der  Provinz  für  Klasse  1, 
des  Regierungsbezirks  für  Klasse  2  und  des  Kreises   für  die  Klasse  3 
und  4,  sowie  innerhalb  der  Stadt  Berlin  für  jede  Klasse  mehrere  Ver- 
anlagungsbezirke gebildet  werden.     In  gleicher  Weise  können  für  die 
Klasse  3  und  4  mehrere  Kreise  zu  einem  Veranlagungsbezirk  Tereinigt 
werden.  —  Steuergesellschaften.    Die  Steuerpflichtigen  des  Ver- 
anlagungsbezirkes werden  in  jeder  der  Klassen  2  bis  4  zu  einer  Steuer- 
gesellschaft vereinigt,  welche  für  das  Veranlagungsjahr  die  Summe  der 
für  jeden  Betrieb  in  Ansatz  kommenden  Mittelsätze  —  abzüglich  bezw. 
zusätzlich  des  durch  Entscheidungen  über  eingelegte  Rechtsmittel  (§§26  ff.) 
verursachten  Zu-  bezw.  Abgangs  gegen  die  Veranlagung  des  Vorjahrs 
aufzubringen  hat    Die  aufzubringende  Steuersumme  wird  auf  den  durch 
die  zulässigen  Steuersätze  darstellbaren  Betrag  abgerundet  (§§11  bis  13). 
Steaersltie.    Nach  §  14  betragen  die  Mittelsätze:  in  Klasse  2. 
800  M.,  in  Klasse  3,  80  M.,  in  Klasse  4,  16  M.    Die  bei  der  Steuerver- 
teilnng  zulässigen  geringsten  und' höchsten  Steuersätze  betragen : 
in  Klasse  2  156-480  M. ;  in  Klasse  8  82— 192  M.;  in  Klasse  4  4-86  M.; 
die  Steuersätze  sollen  bis  zu  40  M.   um  je  4  M. ,  von  da  ab  bis  96  M. 
je  8  M.,  weiter  bis  192  M.  um  je  12  M.   und  weiter  bis  480  M.  um  je 
86  M.  steigend  abgestuft  werden. 

Zeitsehr.  f.  Staatsw.  1891.    I.  Hell.  11 
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Ansmittelang  des  EriraurM  (§  22,  §  54  ff.) :  §  22.  Bei  Aosmittelung  des 
Ertragee  kommen  alle  Betriebskosten  nnd  die  regelmässigen  Abschrei- 
bmigen für  Abnutenng  der  Betriebseinriohtungen  mid  Greb&nde  in  Ab- 
sng  von  der  Einnahme.  Dem  Ertrage  snznrecbnen  sind  die  ans  den 
Betriebseinnahmen  bestrittenen  Aasgaben  für  Verbessemngen  nnd  Qe- 
schäffcserweitemngen  sowie  fttr  den  Unterhalt  des  Gewerbetreibenden 
und  seiner  Angehörigen.  Nicht  absagsfähig  sind  Zinsen  für  das  An- 
lage- und  Betriebskapital,  dasselbe  mag  dem  Gewerbetreibenden  selbst 
oder  Dritten  gehören  nnd  fOr  Schulden  eto.  —  §  54.  Jeder  Gewerbe- 
treibende ist  verpflichtet,  auf  Aufforderang  des  Gemeindevorstan- 
des  oder  des  Vorsitzenden  des  snst&ndigen  Steuerausschosses  innerhalb 
der  zu  bestimmenden,  mindestens  wöchentlichen  Frist  schriftlich  zu  er- 
klären: welches  oder  welche  Gewerbe  er  treibt  oder  zn  treiben  beginnt, 
welche  Betriebsstätten  er  unterhält,  welche  Gattnngen  und  wie  viele 
Hilfspersonen  ,  Gehilfen,  Arbeiter,  und  welche  Gattung  und  wie  viele 
Maschinen,  einschliesslich  der  Motoren,  im  Gewerbebetriebe  verwendet 
werden.  Auch  andere  auf  die  äuiserlich  erkennbaren  Merkmale  des 
Betriebs  gerichtete  Fragen  ist  der  Gewerbetreibende  wahrheitsmässig 
zu  beantworten  verpflichtet.  •—  g  55.  Auf  besondere  Aufforderung  des 
Vorsitzenden  eines  zuständigen  Stenerausschusses  des  Veranlagungsbe- 
sirks  ist  jeder  Gewerbetreibende  verpflichtet,  in  verschlossenen 
Schreiben  oder  mündlich  za  Protokoll  zn  erklären,  ob  der  jährliche 
Ertrag  seines  Gewerbebetriebs  1500  bis  ausschliesslich  4000  M.,  oder 
4000  bis  ausschliesslich  20  000  M.,  oder  20  000  bis  ausschliesslich  50000  M., 
und  ob  der  Wert  des  Anlage-  nnd  Betriebskapitals  3000  bis  aussobliess- 
lich  30000  M.,  oder  30000  M.  bis  ausschliesslich  150  000^  od&r  150000 
bis  ausschliesslich  1  000000  M.,  oder  1  000000  M.,  oder  mehr  beträgt 
Solche  Erklärungen  sind  geheim  aufzubewahren,  weitergehende 
Auskunftserteilung  über  die  Höhe  des  Ertrages,  sowie  den  Wert  des 
Anlage-  und  Betriebskapitals  ist  der  Gewerbetreibende  abzulehnen  be- 
rechtigt. Die  im  Vorstehenden  vorgeschriebene  Auskunft  über  die  Höhe 
des  Anlage-  und  Betriebskapitals  zu  erteilen,  sind  auch  diejenigen  ver- 
pflichtet, welche  einen  Betrieb  neu  beginnen.  Dem  Steuerpflichtigen 
ist  auf  seinen  Antrag  in  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  einen  nur  durch 
Schätzung  zu  ermittelnden  Ertrag  handelt,  gestattet,  statt  der  im  Abs.  1 
erwähnten  Erklärung,  diejenigen  Nachweieungen  zu  geben,  deren  der 
SteueraUBsohues  zur  Schätzung  des  Ertrages  bedarf. 

Steneravssohfisse.  Bildang,  Gesobäftsführang,  Befagnisse  der- 
selben (§  46  ff.).  1)  Die  Bildnng  der  Steaeranssohflase :  §  46.  Die 
Wahl  der  Mitglieder  der  Stenerausschüsse  und  einer  gleichen  Anzahl 
Stellvertreter  findet  alle  drei  Jahre  statt.  Die  Wahlen  erfolgen  nach 
relativer  Stimmenmehrheit.  Das  Wahlverfahren  wird  für  die  Steuer- 
klassen 2  bis  4  durch  Bestimmung  des  Finanzministers  geregelt  §  47. 
Wählbar  sind  nur  solche  mänuliche  Mitglieder  der  betreffenden  Klasse, 
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welche   das  25.  Lebensjahr   vollendet   haben   und  sich  im  Besitze  der 
bflrgerlichen  Ehrenrechte  befinden.    Von  mehreren  Inhabern  eines  Gre- 
Bchftfts  i0t  nur  einer  wählbar  und  zur  Ausübung  der  Wahlbefugniase 
sn  verstatten.    Aktien-  und  ähnliche  Gesellschaften  Qben  die  Wahlbe- 
fognis  durch  einen  Ton  dem  geschäftsföhrenden  Vorstande  zu  bezeich- 
nenden Beauftragten   aus ;    wählbar   ist   von   den  Mitgliedern  des  ge- 
eohäftslührenden    Vorstandes    nur   eines.     Minderjährige   und   Frauen 
können  die  Wahlbefognis  durch  Bevollmächtigte  ausfiben,  wählbar  sind 
letztere  nicht.   Niemand  darf  mehr  als  eine  Stimme  abgeben ;  die  Ueber- 
tragung  des  Stimmrechts  ist  unzulässig.     Die  Wahl  darf  nur  ans  den 
im  §  8  der  Kreisordnung  vom  18.  Dezember  1872  (Ge8.-Samml.  8.  661) 
angegebenen  Qrfinden  abgelehnt  werden,  über  die  Zulässigkeit  der  Ab- 
lehnung entscheidet  der  Vorsitzende  des  Stenerausschusses.    §  48.  Wird 
die  Wahl  der  Abgeordneten  und  Stellvertreter  seitens  einer  Steuerge- 
sellschaft verweigert  oder  nicht  ordnungsmäaeig  bewirkt,  oder  verwei- 
gern  die  Gewählten   die  ordnnngsmässige  Mitwirkung,   so  gehen  die 
dem  Steneransschnsse  zustehenden  Befugnisse  Für  das  betreffende  Stener- 
jahr  auf  den  Vorntaenden  über.    §  49*    Die  Mitglieder  der  Steuerans- 
aohflsse  und  deren  Stellvertreter  haben  dem  Vorsitzenden  mittelst  Hand- 
schlags an  Eidesstatt  zu  geloben,  dass  sie  bei  den  Ausschussverhand- 
lungen   ohne  Ansehen  'der  Person  nach    bestem  Wissen  und  Gewissen 
•verfahren  und  die  Verhandlungen  sowie  <üe  hierbei  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  streng- 
stens geheim  halten  werden.    Das  gleiche  Gelöbnis  haben  vor 
einem  Kommissar  der  Bezirksregierung  diejenigen  Vorsitzenden  abzu- 
legen, welche  nicht  schon  als  Beamte  vereidigt  sind.    Die  bei  der  Steuer- 
veranlagung beteiligten   Beamten   sind   zur  Geheimhaltung  der   Aus- 
schussverhandlungen sowie  der  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Verhält- 
nisse  der  Steuerpflichtigen  kraft  des   von  ihnen  geleisteten  Amtseides 
verpflichtet.    §  50.   So  lange  über  die  Veranlagung  oder  den  Einspruch 
eines  Ausaohussmitgliedes  oder  seiner  Verwandten  oder  Verschwägerten 
in  auf-  nnd  absteigender  Linie  oder  bis  zum  dritten  Grade  der  Seiten- 
linien beraten  und  abgestimmt  wird,  hat  dasselbe  abzutreten.  Der  Vor- 
sitzende hat  in  gleichem  Falle  den  Vorsitz  an  ein  Mitglied  abzugeben. 
2)  Beftigniflse  des  SteaerauechiiflMeB ,  besiebaDgaweise  des  Yor- 
sitieDden  (§  25  bis  30  vrgl.  §§  46  bis  50) :  §  25.    Der  Vorsitzende  des 
Steuerausschusses,    welcher   zugleich  das  Interesse  des  Staates  vertritt, 
bat  die  Geschäfte   des  Steuerausschusses  vorzubereiten,   zu   leiten  und 
dessen  Beschlüsse  auszuführen.    Zum  Zweck  der  richtigen  Veranlagung 
der  Steuerpflichtigen  hat  er  die  erforderlichen  Nachrichten  über  ihren 
Gewerbebetrieb    einzuziehen.     Hierbei   kann  er  sich  nach  seinem  Er- 
messen der  Mitwirkung  der  Gemeinde-(Gnts-}Vor8tände  und  der  Ver- 
waltungsbehörden  bedienen ,  welche  seinen   Aufforderungen  Folge  zu 
leisten  schuldig  sind.    Der  Vorsitzende  kann  den  Steuerpflichtigen  auf 

11* 


Digitized  by  VjOOQIC 


164  Miszellen. 

Antrag  oder  von  Amtswegen  Gelegenheit  zur  persönlichen  Verhand- 
lung üher  die  f&r  die  Veranlagung  erheblichen  Thatsachen  und  Ver- 
hältnisse gewähren,  auch  eine  Besichtigung  der  gewerblichen  Anlagen, 
Betriebsstätten  und  Vorräte  während  der  Arbeitsstonden  veranlassen. 
Sämtliche  Staate-  und  EommunalbehGrden  haben  dem  Vorsitsenden  die 
Einsicht  aller  die  Qewerbeverhältnisse  der  Steuerpflichtigen  betreffenden 
Bficher,  Akten,  Urkunden  u.  s.  w.  su  gestatten,  sofern  nicht  besondere 
geseteliche  Bestimmnngen  oder  dienstliche  Rücksichten  entgegenstehen. 
§  26.  Der  Steuerausschnss  ist  berechtigt,  Sachverständige  and  Ans- 
kunftspersonen  su  vernehmen,  nötigenfalls  auch  deren  eidliche 
Vernehmung  zu  veranlassen.  Dieselben  können  die  Auskonfts- 
erteilung  auf  die  ihnen  vorgelegten  Fragen  nur  auf  den  nach  Bestim- 
mung der  Zivilprozessordnung  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  be- 
rechtigenden Gründen  ablehnen.  Personen,  welche  bei  dem  Steuer- 
pflichtigen bedienstet  sind,  bleiben  von  der  Vernehmung  ausgeschlossen. 
§  27.  Eine  Vorlegung  der  Geschäftsbücher  des  Gewerbetreiben- 
den flndet  nur  statt,  wenn  dieser  selbst  dazu  bereit  ist.  Zur  Offen- 
barung von  Geschäftsgeheimnissen  ist  der  Gewerbetreibende  in  keinem 
Falle  verpflichtet.  Mit  der  Besichtigung  der  Anlagen ,  Betriebestätten 
und  Vorräte  sollen  ohne  Zustimmung  des  Gewerbetreibenden  Personen, 
welche  ein  Gewerbe  gleicher  Art  betreiben  oder  in  einem  solchen  Be- 
triebebeschäftigt sind,  nicht  beauftragt  werden.  §28.  Juristische  Personen, 
Aktiengesellschaften  und  alle '  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  ver- 
pflichteten gewerblichen  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  ihre  Ge- 
schäfteberichte und  Jahresabschlüsse,  sowie  darauf  bezügliche  Beschlüsse 
der  Generalversammlungen  nach  den  näheren  Bestimmungen  des  Finanz- 
ministers alljährlich  der  Bezirksregierung  einzureichen. 

Beohtsmittel :  §  85*  Gegen  das  Ergebnis  der  Veranlagung  steht 
dem  Steuerpflichtigen  das  Rechtsmittel  des  Einspruchs  bei  dem  Steuer- 
ausschusse zu.  Dasselbe  ist  binnen  einer  Ausschlnssfrist  von  4  Wochen 
nach  Zustellung  der  Steuerzuschrift  bei  dem  Vorsitzenden  des  Aus- 
schusses einzulegen.  §  36.  Gegen  die  Entscheidung  des  Steueraus- 
Bchusses  über  den  Einspruch  steht  sowohl  dem  Vorsitzenden  als  dem 
Steuerpflichtigen  binnen  einer  Ausschlnssfrist  von  4  Wochen  das  Rechts- 
mittel der  Berufung  und  zwar  für  Klasse  1  an  den  Finanzminister, 
für  die  Klassen  2—4  an  die  Bezirksregier  ung  zu.  Die  Frist  für 
die  Einlegung  dieses  Rechtsmittels  läuft  für  den  Vorsitzenden  yom  Tage 
der  Entscheidung,  für  den  Steuerpflichtigen  vom  Tage  der  Zustellung. 
Der  Steuerpflichtige  hat  das  Rechtsmittel  beim  Vorsitzenden  des  Steuer- 
ausschusses einzulegen.  §  87.  Gegen  die  Entscheidung  über  die  Be- 
rufung st^ht  dem  Steuerpflichtigen  binnen  einer  Ausschluasfrist  Ton  4 
Wochen  nach  deren  Zustellung  die  Beschwerde  an  den  Steuerge- 
richtshof zu,  welche  jedoch  nur  darauf  gestützt  werden  kann,  dass 
die   angefochtene    Anwendung  des   bestehenden   Rechts,   insbesondere 
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wegen  anrichtiger  Anwendung  der  VeranlagungagpriindBätze  und  Ver- 
letiong  der  formalen  Vorschriften  bemhe. 

Strafbeflümiiiiingeii.  §  70.  Wer  die  gesetzliche  Verpflichtung  zur 
Änmeldnng  eines  stenerpflichtigen  G  ewerbes  innerhalb  der  vorgeschrie- 
benen Frist  nicht  erftült,  verf&llt  in  eine  dem  doppelten  Betrage 
der  einjährigen  Steuer  gleiche  Geldstrafe.  Daneben  ist  die  vorent- 
haitene  Steuer  zu  entrichten.  §  71.  Mit  Geldstrafe  bis  300  M.  wird 
bed;rafl:  1)  Wer  die  nach  den  Bestimmungen  der  §§  28,  54,  55  und 
56  dieses  Gesetzes  ihm  obliegende  Verpflichtung  nicht  erfflllt ,  insbe- 
sondere anch  wer  die  erforderte  Erklärung ,  zu  welcher  er  nach  Vor- 
sdirift  der  §§  54  bis  56  verpflichtet  ist^  wissentlich  unvollständig  oder 
anrichtig  abgibt.  2)  Wer  dem  nach  §  25  Abs.  4  Zuständigen  die  Ein- 
riebt der  gewerblichen  Anlagen,  Betriebsstätten  oder  Vorräte  verweigert. 
I  72.  Die  bei  der  Steuerveranlagung  beteiligten  Beamten ,  sowie  die 
Mitglieder  der  Sfeuerausschüsse  und  deren  Stellvertreter  werden,  wenn  sie 
die  SQ  ihrer  Kenntnis  gelangten  Erwerbs-,  Vermögens-  oder  Einkom- 
meniverhältnisse  oder  die  Geschäftsgeheimnisse  eines  Steuerpflichtigen, 
inibesondere  auch,  den  Inhalt  der  im  §  55  bezeichneten  Erklärungen 
oder  der  darfiber  gepflogenen  Verhandlungen  unbefugt  offenbaren,  mit 
Geldstrafe  bis  M.  1500  oder  mit  Geföngnis  bis  zu  8  Monaten  bestraft. 

Mochte  dieser  Entwurf  samt  der  Gesamtsteuerreform  der  K.  pr.  Re- 
gierung nnverschleehtert  im  wesentlichen  durchdringen! 


-e.  MUitXrgerichtsbarkeit  vnd  Beehtsgleioblieit.  (Borch,  Z., 
Freiberrvon,  Militärstrafrecht  u  nd  Militärgerichtsbar- 
keit und  die  Rechtsgleichheit,  Ansbach  1890.)  Man  wird 
kanm  fehlgehen  mit  der  Annahme,  dass  die  Mehrzahl  auch  der  konser- 
ratifen  Bürger  Deutschlands  and  Oesterreichs  eben  so  oft,  als  interes- 
sante MilitärstrafiäUe  und  Militärduelle  zur  Aburteilung  und  Auafech- 
tang  gelangen,  der  Empfindung  sich  nicht  entschlagen  kann,  dass  hier 
Etwas  oder  gar  die  Hauptsache  nicht  —  so  bestellt  ist,  wie  es  in  der 
Zeit  eines  wirklichen  Volksheeres  und  gleicher  Ehre  aller  Stände  be- 
rteUt  sein  sollte.  Um  so  mehr  wird  es  angezeigt  erscheinen  dürfen, 
auf  die  oben  genannte  kleine  Schrift,  deren  Verfasser  schon  durch  seine 
rechtahistorisohe  Grundanschauung  wirklich,  wie  er  selbst  sagt,  »von 
jedem  politischen  Vomrteil  freie  ist,  nachdrücklich  aufmerksam  zu  ma- 
chen. Gegen  Dangdtnaier  bestreitet  der  so  freimütige  wie  konserva- 
tife  Verfasser t  dass  das  Militärstrafwesen  bloss  ein  Sonder-,  nicht 
ancb  ein  privilegiertes  Gerichtswesen  darstelle,  sowohl  was  das 
Verfahren,  als  was  die  Zuständigkeit  und  das  materielle  Strafrecht  be- 
infft.  Die  Abschaffung  einer  Sondergerichtsbarkeit  für  die  besonderen 
militärischen  Vergehen  will  auch  v.  Barch  nicht.  Er  will  aber  volle 
Recbiagleichheit  ftir  alle  Glieder  eines  Volkes  in  Waffen  und  ausserhalb 
der  Waffen  für  die  nicht  rein  militärischen  Vergehen,  was  Straf« 
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bemessQDg,  Zustäiidigkeit  and  Verfahren  anbelangt.  —  Diese  Qliederong 
in  ordentliche  und  ausserordentliche  oder  Sondergeriohtsbarkeit  ist  es 
aber,  was  v.  Barch  vermisst,  wfthrend  er  dafdr  ganx  zweifellose  Privi- 
legien vorfindet:  »Personen,  beisst  es  S.  9  f.,  sind  von  Militärgerichten 
jetzt  freigesprochen,  die  nach  bürgerlichem  Strafrecht  zweifellos  vemr- 
teilt  wären :  sie  bilden  also  einen  privilegierten  Stand.  Dadurch  wird 
aber  die  Rechtsgleichheit  durchbrochen  und  ein  zu  solchem  Urteil  be- 
rechtigter Gerichtshof  muss  notwendiger  Weise  auch  ein  privilegierter 
sein.  Ohne  Rechtsgleichheit  kann  es  im  wahren  Sinne  auch  kein 
Volkshe  er  geben,  sondern  nur  ein  solches  aus  dem  Volk  . .  .  Wir 
dürfen  uns,  sagt  der  H.  Verfasser  weiter,  nicht  wundern,  dass  durch 
die  Fehde  der  Zweikampf  auf  die  Nachwelt  kam,  wohl  aber  darüber, 
dass  man  »»das  Rechtsbewusstsein  erschüttern  lässt  und  dennoch  nieht 
zugeben  will,  dass  der  Offizierstand  ein  privilegierter  sei!« <  Wenn  das 
jetzige  Ehrengericht  den  Zweikampf  anordne  —  also  nicht  entscheiden 
könne,  wer  Recht  oder  Unrecht  hat  —  so  sei  es  eben  überflüssig  und 
sein  juridischer  Beistand  werde  nur  zu  einer  Verletzung  aller  Rechts- 
lehren verleitet  Man  hätte  aber  nur  nötig,  durch. internationale  Be- 
stimmungen den  Ueberbringer  einer  Forderung  wie  auch  die  Zeugen  etc. 
mit  mindestens  5  Jahren  Gefängnis  zu  bedrohen  und  den  Kampf  ohne 
Zeugen  ernstlich  als  Mordversuch  zu  bestrafen.  —  »Zur  Rettung  der 
Ehre  —  ohne  thätlichen  Angriff  —  darf  der  Offizier  seine  Waffe 
gebrauchen.  Wird  dies  aber  nicht  dazu  führen  müssen,  dass  er,  dem 
Untergebenen  gegenüber,  stets  an  seiner  Ehre  verletzt  erscheint,  mithin 
diesem  eine  Notwehr  gegen  den  Vorgesetzten  unmöglich  zustehen  kann? 
Wenn  also  schon  in  diesem  Falle  der  Gebrauch  der  Waffe  sehr  bedenk- 
lich erscheinen  muss,  wie  viel  mehr  noch  gegenüber  dem  Bürger,  der 
nach  den  Gesetzen  aller  Länder  nur  dann  zur  Notwehr  berechtigt  ist, 
wenn  er  thätlich  angegriffen  oder  in  solcher  Weise  bedroht  wird?  Nur 
der  Offizier  hat  also  eine  Ehre,  die  ihm  schon  nach  wörtlicherBe- 
leidigung  gestattet,  das  Blut  eines  Gegners  zu  vergiessen,  wofür  jeder 
Bürger  wegen  Gewaltthätigkeit  oder  Körperverletzung  gestraft  wird. 
Wie  hat  man  daher  einen  solchen  Stand  und  ein  Gericht  zu  bezeichnen, 
dem  ein  solches  Verfahren  gestattet  ist?  Doch  offenbar  als  privilegiert!« 
—  Der  H.  Verfasser  empfiehlt  die  Aufhebung  der  selbständigen  Ehren- 
gerichte. Militärische  Sondergerichte  lässt  er  für  die  »spezifischen  Ver- 
brechen und  Vergehen  gegen  die  Heeresordnung  und  Subordination« 
gelten,  während  er  dagegen  die  folgenden  strafbaren  Handlangen  von 
den  Militärgerichten  ausschliesst:  1)  die  gemeinen  Verbrechen  und  Ver- 
gehen gegen  die  staatliche  und  bürgerliche  Ordnung;  2)  die  sogenannten 
militärisch  qualifizierten  gemeinen  Verbrechen  und  Vergehen,  wie  Dieb- 
stahl, Veruntreuung  und  Betrug  zum  Nachteile  des  Staates,  oder  Brand- 
legung an  einem  militärischen  Gebäude.  »Auf  alle  diese  Delikte  scheint 
mir,  sagt  o.  B,,  der  bekannte  Satz  Quaedam  deUcta  pagano  nMam  aut 


Digitized  by  VjOOQIC 


Miazellen.  167 

leoiorem  irrogcmt  rnüiti  vero  graworem  nicht  beflondere  anwendbar,  denn 
die  StraferhOhnng  ist  hier,  wie  bei  den  bürgerlichen  Beamten,  schon 
durch  den  Diensteid  bedingt,  kann  also  auch  durch  den  Spielraum  des 
ZiTilgeriohts  erfolgende  —  »Warum  —  fragt  v.  Boreh  —  gehören  denn 
in  England,  sogar  in  einem  geworbenen  Heer,  die  gemeinen  Verbrechen 
nicht  vor  die  Militärgerichte?  Oder  hat  dasselbe  jemals  weniger  Tapfer- 
keit bewiesen  als  die  Kriegsmacht  anderer  Staaten  ?«  Noch  einen  wei- 
teren Vergleich  macht  v,  Boreh,  »Die  Besatzung  von  Handelsschiffen 
steht  durchaus  unter  den  Zivilgerichten,  aber  in  zehnjährigen  Reisen  — 
ans  Gesundheitsrücksicht  —  habe  ich  vom  62^  nördlicher  bis  86^  süd- 
licher Breite  —  und  auch  bei  Wetter  wie  kürzlich  vor  Samoa  —  nur 
einen  Fall  von  Widersetzlichkeit  erlebt,  und  noch  schwächte  sich  der- 
selbe als  ein  MissTCrständniss  des  Untergebenen  ab.c  —  Das  sind  ge- 
wiss beachtenswerte  Fragen. 


— e.  BeteilignDg  der  Flaggen  am  Saeakanaltraiisit  (asiatischen 

Handel).    Im  J.  1889  passierten  den  Suezkanal  8425  Schiffe  mit  6,7S8 

MilL  Netto-Register-Tonnen.    Hieran  hatten  nach  d.  >D.  H.  A.c  Anteil : 

Zahl  N.-B.  T.         Br.R.  Tonnen gehalt: 

BritiMshe 2611  5  852870,98           7  478897,68 

Deutsche       194  289  288,54             468  225,95 

FranzOaiflche     ....       168  361812,81               547602,30 

Italienische       ....       103  187055,29              279331,56 

Niederländische    ...       146  262460,04              359722,49 

0e8terreich.-angarische .         54  116560                  168679,41 

Russische 23  34  229,12                57  254,52 

Spanische 33  71718,95              101792,75 

Schwedisch-Norwegische         48  66138,57                90946,28 

Türkische 30  30  341,15                33119,77 

Der  Wert  des  Bodens  in  England.  Das  BüOeUn  de  Statiatique 
entnimmt  der  Times  folgende  üebersioht  über  die  Pacht-  und  Kauf- 
Wertbewegung  des  Bodens  in  England  für  das  Jahrhundert  1781  bis  1880. 

PArindAn     Pacbtwertp.  Acre  Kaufipreis       p«^«-i„„    Pachtwertp.Acre  Kauf^relt 
tretioaen         ^  ^^,^  ^^^         ^^  /^^^        Perioden       ^  ^^^  /^^        ^„  ^^^^ 

Shmtngt.  JAv.  St.  ßOdOitigs.  Liv,  St. 

1781—1785  18  33  1831—1835  28  32 

1786-1790  20  36  1836—1840  21*  28j 

1791—1795  20  28  1841-1845  26  38J 

1796-1800  22J  33J  1846—1850  26  3^ 

1801—1805  20J  31J  1851—1855  27  34} 

1806-1810  2^  42}  1856—1860  27  40 

1811-1815  24  40}  1861—1865  25}  41} 

1816'-1820  28  84  1866—1870  25  47} 

1821—1825  22  80  1871—1875  82}  57 

1826-1830  23  30}  1876—1880  28  44} 
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Der  Wert  wäre  hienach  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  obigen  Zeit- 
raumes gegen  die  ersten  zwanzig  Jahre  höher  :  nm  37*^/o  im  Pacht-,  am 
6^/0  im  Kaufswert. 


Die  Saehsengingerei.  (Auf  Ornnd  persönlicher  Ermittelungen  xmd 
statistischer  Erhebungen  dargestellt  von  Karl  Kaerger,  Dr.  jnr.  Berlin 
1890,)  üeber  dieses  Werk  urteilt  O.  Evert  (Ztschr.  des  k.  preass.  etat. 
B.  1890  I.  Halbj.):  »In  dem  Werke  findet  sich  eine  viel  erörterte  Frage 
von  einem  unbefongenen  Forscher  auf  Grund  umfassender  eigener  Unter- 
suchungen nach  den  Terschiedensten  Richtungen  hin  in  ihrem  Wesen 
ihren  Ursachen  und  ihren  Folgen  beleuchtet  Man  erh&lt  zun&chst  eine 
eingehende  Schilderung  der  Bfibenwirtschaft  in  der  Provini  Sachsen, 
in  Braunschweig,  Hannover  u.  s.w.,  worauf  dann  das  Wesen  der  »SacbBen- 
gängereic,  nämlich  die  Anwerbung  der  Arbeitskräfte,  das  Agentenwesen, 
die  Arbeiten  der  Sachsen  ganger ,  ihre  Wohnräume,  ihre  Ernährungs- 
weise, ihre  Löhnung,  ihre  Stellung  zu  dem  Aufoeher  u.  s.  w.,  eine  ein- 
gehende Darstellung  erfahren.  Hier  finden  u«  a.  auch  die  von  der  kö- 
niglichen Regierung  zu  Magdeburg  behufs  Abstellung  der  üebelstftnde 
bei  der  Unterbringung  der  Sachsengänger  erlassenen  Vorschriften  Ter- 
diente  Würdigung.  Alsdann  werden  Umfang  and  Ursachen  der  Sacbsen- 
gängerei  betrachtet,  und  zwar  gesondert  für  die  Hauptgebiete  der  Ab- 
wanderung, das  Eichsfeld,  die  Neu  mark,  einzelne  Teile  Ton 
Hinterpommern,  Westpreussen,  Posen  und  Schlesien. 
Für  das  Jahr  1889  beziffert  sich  die  Gesamtzahl  der  Saohsengftnger 
auf  mindestens  75  000,  wovon  auf  Schlesien  (vorwiegend  Besirk  Op- 
peln)  etwa  26  000,  auf  Westpreussen  etwa  16  500,  auf  Posen  ISwK), 
auf  die  Regierungsbezirke  Frankfurt  und  Eöslin  etwa  14500  bezw. 
3000  Personen  entfallen;  die  Abwanderung  aus  Ostpreussen  soll  nur 
eine  sehr  geringfögige  sein.«  —  Mit  der  Erklärung  der  Ursachen 
der  Saohsengängerei  ist  Evert  nicht  durchaue  einverstanden;  nicht 
blosse  Uebervölkemng ,  sondern  Geringfügigkeit  der  Löhne  veran- 
lasse die  Erscheinung.  —  »Betreffs  der  F  0 1  g  e  n  der  Sachsengängerei 
kommt  der  Verfasser  im  allgemeinen  zu  günstigeren  Ergebnissen  als 
die  bisher  landläufige  Auffassung.  Er  verweist  auf  die  Notwendigkeit 
für  die  Rübenwirtschaften,  sich  einen  grossen  Teil  ihrer  Arbeitskräfte 
von  auswärts  her  zu  besorgen,  auf  die  grosse  wirtschaftliche  Bedeutung 
des  Rübenbaues,  den  hohen  Verdienst  der  Saohsengänger,  welchen  die- 
selben in  ihrer  Heimat  nicht  annähernd  erzielen  können  und  dessen 
Verbranch  dann  sehr  oft  der  letzteren  zugute  komme,  wie  die  umfang- 
reichen Postsendungen  jener  Personen  nach  Hause  und  ihre  späteren 
Ankäufe  daselbst  bezeugen;  er  betont  femer  die  Anregung  des  Arbeits- 
nnd  Spartriebes  bei  den  Sachsengängern,  deren  Befreundang  mit  höherer 
Kultur  und  die  Gewöhnung  an  eine  bessere  Lebenshaltung,  die  Ger« 
manisierungj^  zahlreicher  Nichtdeutscher  unter  ihnen,  endlich  die  Ver« 
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bindenuag  der  Autwandenmg,  die  in  der  That  in  den  Kreisen  mit  itar- 
kem  Sacbsengehen  regelmässig  nur  gering  und  in  anderen,  sonst  gleich- 
artigen Kreisen  mit  geringer  Abwandenmg  sehr  stark  ist.  Anch  sind 
die  Einwirkungen  der  Sachsengftngerei  auf  die  Sittlichkeit  des  Volkes 
nach  Ansicht  des  Verfassers  nicht  so  nachteilig,  wie  man  bisher  yiel- 
fach  annahm.  Ein  Auseinanderreissen  der  Familien,  eine  Trennung  der 
Eltern  von  den  Kindern  u.b.w.  findet  nur  selten  statt,  da  die  Sachsen- 
gänger ganz  überwiegend  junge  ledige  Personen  sind.  Die  Zahl  der 
Ton  Sachsengängorinnen  geborenen  unehelichen  Kinder  ist,  soweit  dies 
hat  festgestellt  werden  kOnnen,  keineswegs  besonders  gross.  Dagegen 
entsteht  in  der  That  häufig  eine  ungerechte  Belastung  der  armen  Ge- 
meinden des  Ostens  durch  die  Kur  kosten  für  ihre  Sachaengänger,  durch 
die  Vernachlässigung  der  ünterhaltungspfiicht  Ton  seiten  der  letzteren 
u.  8.  w. ;  sodann  hat  die  Abwanderung  den  Kontraktbruch  in  einer  für 
das  Öffentliche  Bechtebewusstsein  bedenklichen  Weise  verallgemeinert. 
Endlich  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Landwirtschaft  der  Abwande- 
rungsgebiete, da  dieselbe  meist  nicht  in  der  Lage  ist,  ihre  Arbeitskräfte 
durch  Zahlung  hüherer  Löhne  an  sich  zu  fesseln,  durch  die  Sachsen- 
gängerei  oft  in  empfindlichen  Arbeitermangel  versetzt  wird,  zumal 
die  Grenzsperre  gegen  Bussland  ihr  den  Ersatz  durch  die  billigeren 
polnischen  Arbeitskräfte  mehr  oder  weniger  abschneidet.« 


— e.  Der  engUaehe  Hationalreiehtam  jetst  und  einst.  Aus  den 
Kapiteln  IV  und  V  der  jüngsten  (T^en'schen  Veröffentlichung  ent- 
nimmt das  BüH  de  8tat  (März  1890)  über  obigen  Gegenstand  u.  A. 
folgende  Daten,  welche  wesentlich  auf  die  Einkommensteuer- Statistik 
sich  stützen: 

L  JetBigea  Volksvermögen  (1885): 
Volksvermögen  (Kapital)     In  Prozenten    Auf  den  Kopf 

Li».  ».  Liv,  ». 

England    .    .    .        8617  000000  86,0  308 

Schottland     .    .  978000000  9,7  248 

Irland  ....  447000000 4^3 98 

Verein.  Königr.      10  087  000  000  100,0  270 

IL  Einst  und  jetnt  (bis  1600  zurück) : 

Bevölkerungs-  Vermögen  Auf  den  Kopf 
Jahr  Quellen :  ^^^  j^  j^-j,       j^  ^  ^.St.       L.  St. 

England  allein«' 

1600  BHiiah  Merchani,  ete.  .    ,       ^  100  22 

1680  Petty 5J  250  46 

1690  Gregory  King,  Davenant  .5^  320  58 

1720  Briiüh  Merchani      ...        6^  370  57 

1760  Diverse 7  50«  71 

1800  Beeke 9  1500  167 
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Jahr 

1800 

1812 
1822 
1833 
1845 
1865 
1875 
1885 


Jahr 


1690 
1800 

1812 
1865 
1876 
1885 


n»^ii4.»  Bevölkerun«- 

Quellen:  sahlinMiir 

Grossbritaoniei) : 
Beeke 11 

Verein.  Königr.: 

CoIqubouD 17 

Colquhoon,  Lowe     ...        21 

Golquhoun,  Pablo  de  Pebrer        25 

Income  t€uc 28 

M.  Giffen 30 

Derselbe 83 

Derselbe 37 

An  dieser  Summe  hatten  Anteil: 

6nud  und  Boden 

Quellen:        Mül.L.8t.  ^^^  "/•  JesGes.- 
mui.  Äj.        Vermögens  :^ 

England : 
Gregory  King    .        180  60 

Beeke    ....        600  40 

Verein.  KOnigr. 
Colquhoun     .    .     1 200  44 

M.  Giffen       .     .     1 864  30 

Derselbe        .    .     2  007  24 

Derselbe        .    .     1691  17 


Vermögen 
in  M.  List 

Auf  den  Kopf 
L.Si 

1750 

160 

2  700 

160 

2  500 

121 

8  600 

144 

4  000 

143 

6000 

200 

8  500 

260 

10000 

270 

Ctobinde 

Mill.L.8t.*"^\^^/^*- 


45 

180 

400 
1031 
1420 
1927 


15 
15 

15 
17 
17 
19 


— e.  Die  LOlue  der  englisolien  Textilindustrie  naeli  aatliehtr 
Erhebung.  —  Der  Statistiker  des  englischen  Handelsamtee  (O^m) 
giebt  die  Lohnstatistik  für  die  wichtige  Textilindustrie,  welche  des 
Mittelsatz  der  Entlohnung  in  der  Fabrikindustrie  darstellen  dfirfte. 
Die  höchsten  Textillöhne  finden  sich  hienach  in  der  BaumwoUindastrie, 
welche  die  stärkere  städtische  Konzentration  hat.  Das  BuU.  de  8tal 
giebt  folgende  Hauptübersicht  über  die  »Normallöhne«  (52  Wochen 
ä  6  Tage)  für  das  Jahr  1886 : 

Baumwoll-  Streichgrarn*  Kammgarn-    Leinen- 
Industrie       Industrie       Industrie      Industrie 

1)  Jahreslöhne:      Lw.Sh.         Liü.Sh.         Lw.  8h.        Lh.Sk 

Männer 65    12  60   0  60   13  51   18 

Knaben  und  Jünglinge    24     4  22  0  16    18  16   14 

Frauen 39.15  34   9  31     0  23     3 

Mädchen 17    17  19   7  16     0  12  17 

2)  Wochenlöhne: 

Männer 25     3  28  2  23     4  19     9 

Knaben  und  Jünglinge      94  86  66  6S 

Frauen 15     3  13  3  11   11  4   U 

Mädchen 6   10  7   6  6     2  4  U 
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DiaBant-TniBt  und  Krkia  in  der  Biamaiitsehlaiferai  im  Hollimd. 

Eine  ftholiohe  LnzasverarbeituDgskrise,  wie  die  Osterr.  Perlmutterindu- 
strie  infolge  der  amerikanischen  Mac  Einley  Bill,  macht  infolge 
des  London-Pariser  Diamantringes  und  infolge  der  trotz  der  Kartell- 
beschr&nknng  wirkenden  Diamanten-Üeberproduktion  die  Diamant- 
schleiferei in  Amsterdam  durch,  üeber  letzteren  Gegenstand 
macht  die  'Austriac  (1890,  H.  V)  interessante  Mitteilongen ,  welche 
auch  wissenschaftlich  beachtenswert  sind  :  »Der  Handel  mit  Edelsteinen 
blähte  seit  langer  Zeit  in  den  Niederlanden,  und  war  Amsterdam  fort- 
während der  Hauptmarkt  för  den  Diamantenhandel.  Besondere  Ge- 
nossenschaften von  Arbeitern,  jene  der  Spalter,  Schneider  und  Schleifer 
der  Diamanten,  hatten  sich  von  jeher  in  Amsterdam  gebildet,  und  be- 
steht hier  schon  lange  eine  besondere  Börse  der  Diam  antenh&nd- 
l  e  r  ,  auf  welcher  aus  aller  Herren  Ländern  Käufer  und  Verkäufer  zur 
Abwicklung  der  diesfäUigen  Geschäfte  zu  erscheinen  pflegen.  Als  vor 
80  Jahren  in  der  sfldafrikanischeu  Eapkolonie  neue  Diamantenminen 
entdeckt  wurden,  die  das  Rohmaterial  in  ergiebigerer  Weise  als  Brasilien 
lieferten,  nahm  das  Diamantsohleifen  und  der  Handel  mit  diesem  Edel- 
stein einen  nie  geahnten  Aufschwung.  Die  Zahl  der  Spalter,  Schneider 
and  Schleifer,  die  noch  vor  40  Jahren  kaum  1600  Beschäftigte  er- 
reichte, stieg  in  unglaublichem  Masse,  da  alles  sich  zum  Erlernen  des 
schwierigen  Handwerks  drängte,  und  die  Diamantarbeiter  fabelhaft 
hohe  Lohne  bezahlt  erhielten.  In  wenigen  Jahren  war  deren  Anzahl 
auf  nahezu  12  000  bis  16  000  angewachsen.  Ausser  mehreren  gross- 
artigen Diamantenschleifereien,  von  welchen  hier  im  ganzen  92  bestehen 
waren  auch  viele  Unternehmer  mit  bescheidenem  Kapital  selbständig 
thätig,  die  in  ihren  Werkstätten  10  bis  15  Arbeiter  auf  eigene  Uech- 
nnng  beschäftigten.  Der  Gewinn  stieg  und  mit  diesem  erhöhten  sich 
auch  die  Löhne  der  Arbeiter.  Der  BQckschlag  sollte  nicht  ausbleiben. 
Das  in  Paris  entstandene  Syndikat  der  Diamantenhändler 
bildete  in  Verbindung  mit  dem  Londoner  Unternehmen  »De  Beera  Con- 
solidated Jlftnes«  einen  eigenen  »Ring«,  der  alles  Rohmaterial  an  sich 
brachte  und  dadurch  dem  hiesigen  Diamantenhandel,  noch  mehr  aber 
der  Genossenschaft  der  Spalter,  Schneider  und  Schleifer  grossen  Nach- 
teil zufägte.  Das  Rohmaterial  wurde  in  einer  Weise  verteuert,  dass 
es  den  Schleifereien  und  den  kleineren  Unternehmern  nicht  mehr  kon- 
venieren konnte,  dasselbe  bei  den  auf  der  froheren  Höhe  verharrenden 
Löhnen  anzukaufen  und  verarbeiten  zu  lassen.  Massenweise  entlieseen 
die  grossartig  angelegten  Schleifereien  ihre  Arbeiter  und  die  kleineren 
Unternehmer,  die  frflher  mit  15  Personen  ihr  Fortkommen  fanden,  ar- 
beiten seit  geraumer  Zeit  mit  3  bis  4  Individuen,  während  in  jüngster 
Zeit  viele  ihren  Betrieb  gänzlich  einstellten.  Nahezu  10  000  Arbeiter 
sind  dadurch  erwerblos  geworden,  da  die  Diamantenhändler  die  Ware 
lieber  auf  Lager  halten ,   als  den  Vorrat   mit  Verlust  abzugeben.    Im 
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Laufe  des  letztyerfloBsenen  Monats  (Frühjahr  1890?)  boU  die  Chambre  Synd. 
der  Diamantenh&Ddler  in  Paris  mit  >2>e  Beera  Conaokdadet  Mine»*  in 
London  sich  fiber  gewisse  Massregeln  geeinigt  haben,  um  die  Krisis 
einigermassen  abzuschwächen,  und  der  traurigen  Lage  der  Arbeiter  ent- 
gegenzuwirken. Als  Besitzerin  der  Diamanten minen  in  Südafrika  hat 
n&mlich  die  englische  Gesellschaft  beschlossen,  die  Minen  nur  nach  dem 
wahren  Bedarf  an  Edelsteinen  auszubeuten,  und  entsprechend  dem  Rate 
des  Pariser  Syndikate  während  der  nächsten  drei  Jahre  höchstens  2  Mill. 
Karat  Rohmaterial  jährlich  zu  liefern.  Im  Mindestpreis  pr.  Karat  Boh- 
stein  soll  nicht  unter  35  s.  gegangen  werden.  Dadurch  beabsichtigt 
man  auch  den  kleineren  selbständigen  Unternehmern  Gelegenheit  zu 
bieten,  Material  anzukaufen  und  wieder  mehr  Arbeiter  zu  beschäftigen. 
Einstweilen  scheinen  sich  die  Diamantschleifer  selbst  helfen  zu  wollen, 
indem  sie  sich  nacb  Hamburg  gewendet  haben,  um  dort  mit  einigen 
Kapitalisten  über  die  Anlage  einer  Diamantenschleiferei  zu  verhandeln, 
wodurch  Holland  diese  Jahrhunderte  lang  betriebene  und  nur  noch  in 
Antwerpen  vorhandene  Spezialität  verlieren  würde.« 


—  e.  Weiteres  über  TriuVs  im  Leben  und  ia  der  Oesetsgebmg. 
Das  Dordamerikanisehe  Tntstrerbot  Diese  Zeitschrift  hat  wiederholt 
der  neustzeitlichen  Erscheinung  der  Produktions-Monopolver- 
b  an  d  e,  der  Kartelle  und  TrusVs  gedacht,  mit  welchen  die  alte  Erscheinung 
der  Handelsmonopolvereinigongen,  der  Corner^s  und  Ringe  i.  e.  8.  nicht 
verwechselt  werden  darf.  Die  fraglichen  ünternehmerverbände  schei- 
nen sowohl  in  ihrer  älteren  und  loseren  Gestalt  der  Kartelle,  als  in 
ihrer  neueren  zentralisierten  Form  der  Tnut^s  —  wir  haben  den  ame- 
rikanischen Oü  Trust  in  den  Miszellen  des  vorigen  Jahrgangs  beschrie- 
ben —  den  Organismus  der  modernen  Volkswirtschaft  immer  tiefe  r, 
immer  stärker  und  allgemeiner  zu  durchdringen.  Sie  konzentrieren 
nicht  bloss  das  Kapital  ganzer  Produktionszweige  den  Arbeiterschaften 
der  letzteren  gegenüber.  Sie  legen  die  bisherige  Triebfeder  des  kapi- 
talistischen Produktionssystems  lahm ,  indem  sie  die  Industrie  e  n  i- 
konkurrenzieren.  Sie  treten  dem  ganzen  Konsum  mit  den  Preis- 
diktaten des  Monopols  gegenüber.  Noch  mehr :  sie  rauben  dem  Unter- 
nehmer selbst  seine  bisherige  Unabhängigkeit,  da  sie  die  bisherige  Ko- 
ordination der  Unternehmerwelt  aufheben,  durch  ihre  Uebermacht  die 
einzelnen  Unternehmer  des  Produktionszweiges  zum  Beitritt  zwingen 
und  die  Leitung  in  nur  wenigen  Händen  und  Köpfen,  im  Wollen  und 
Verstehen  der  wenigen  an  der  Spitze  stehenden  Personen,  konzentrieren. 
Wenn  sie  sich  weiter  ausbreiten  und  wenn  sie  es  zu  dauerndem  Zn- 
sammenhalte  bringen  sollten,  so  bedeuten  sie  eine  gewaltige  Umwälzung 
des  bestehenden  Produktionssystems  aus  sich  selbst  heraus,  nicht  von 
aussen  her,  durch  kapitalistische  Selbstübertreibung,  nicht  dureb  eozia- 
listischen  Umsturz.  Nun  entsprangen  sie  aber  seit  Jahrzehnten  wesentlich 
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auch  ans  der  Abwehr  der  Verlaste ,  welche  die  regelloae  Eonkurrens 
mit  ihren  im  dunkeln  tastenden  Ansdehnungen  nnd  Einschrftnknngen 
der  Produktion  und  mit  ihren  naselosen  Preisschlendereien  brachte. 
Sie  sind  durch  die  neaatseitlichen  Uebertreibungen  des  Schutzsoll- 
sjstems  swar  begflnstigt,  jedoch  keineswegs  bloss  hieduroh  erzeugt 
worden ;  denn  sie  kamen  auch  in  Deutschland,  wie  die  von  uns  angezeigte 
Schrift  Kleimoäehtera  beweist,  schon  vor  1879,  sie  haben  sich  ausge- 
dehnt in  England,  wo  keine  Rückkehr  zum  Protektionismus  stattge- 
funden hat,  sie  spannen  ihr  internationales  Gewebe  Aber  die  Sohntz- 
zollmaaem  hinweg  nnd  machen  in  Artikeln,  wie  ErdOl  und  Diamanten 
(s.  u.)»  Lebensmittel  und  Rohstoffe,  Dünger  nnd  Holz,  die  Ton  der  Höhen- 
lage des  ZL-Tarifes  in  der  Preisbildung  nicht  oder  nur  wenig  beeinflusst 
sind.  Man  wird  sich  daher  darauf  gefasst  machen  müssen,  dass  die 
schon  begonnene  Umw&lznng  auch  durch  eine  wieder  mehr  freih&nd- 
lerische  Zukunft  wohl  nur  gemässigt  und  verlangsamt,  nicht  aber  völlig 
wieder  beseitigt  werden  würde.  Es  könnte  leicht  geschehen,  dass 
SehiMank  Recht  behielte,  welcher  in  Braun's  Archiv  für  soz.  Q.  (Bd.  lil) 
bemerkt :  »So  wenig  die  Levellers,  als  sie  die  Zäune  der  Binhegungen 
niederrissen,  den  Qrossgrundbesitz  beseitigen  und  die  mittelalterlichen 
Feldgemeinschaften  wiederherstellen  konnten,  so  wenig  wird  es  denNichts- 
als-Freihftndlem  gelingen,  durch  die  Beseitigung  der  Schutzzölle  die 
Kartelle  ans  der  Welt  zu  schaffen  und  die  gute  alte  Zeit  des  Manche- 
steriams  wieder  zurückzurufen.«  Der  Trust  hat  Seiten  wirtschaftlicher 
üeberlegenheit;  denn  wie  ScMnlatik  a.  a.  0.  weiter  bemerkt:  »Der 
vielgegliederte  imposante  Mechanismus  des  modernen  Grossbetriebes  er- 
möglicht ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  seine  Verbindung  mit  anderen 
gleichartigen  Schöpfungen.  Hier  findet  sich  ein  geschultes  Beamten- 
personal, hier  stehen  wohlgeübte  Arbeiter massen  zur  Verfügung,  deren 
vielseitige  Verwendung  der  wechselnde  Bedarf  des  Etablissements  not- 
wendig macht.  Wie  im  Spinnsaal  die  tausend  Eisenfinger  der  Maschine 
sieb  nach  bestimmtem  Gesetze  ruhelos  bewegen,  so  fdgt  ein  sorgfältig 
durchdachter  Plan,  ein  Tagesbefehl  die  Schaaren  der  Arbeiter  zu  har- 
monischem Thun  zweckmässig  zusammen.  Mit  peinlicher  Sorgfalt 
werden  die  Schwankungen  des  Weltmarkts  verfolgt,  Agenten  und  Rei- 
sende vermitteln  den  lebhaftesten  Verkehr  mit  der  ganzen  Kulturwelt, 
die  Kenntnis  der  Zustände  in  der  eigenen  Branche  ist  eine  vortreffliche, 
die  üebersichtlichkeit  des.  Betriebs  und  seiner  rechnerischen  Grundlagen 
lässt  nichts  zu  wünschen  übrig.  Die  Auflösung  der  nicht  kartellionmgs- 
fähigen  Bestandteile  des  Produktionsprozesses  geht  Hand  in  Hand  mit 
der  Vereinigung  der  grosskapitalistischen  Unternehmungen.  Die  letz- 
teren beherrschen  ihre  Industrie,  sie  verfügen  über  die  Macht,  Einig- 
keit zu  schaffen  und  zu  erhalten.  Die  rücksichtslose  Politik,  welche 
die  Verbände  gegen  die  Widerstrebenden,  gegen  Gegner  und  Konkur- 
renten verfolgen,  ist  eines  der  lehrreichsten  Kapitel  in  der  lehrreichen  . 
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Oeechichte  der  Kartelle.  Von  lockeren,  schwächlichen,  lebensanf&higen 
Vereinbarungen,  welche,  f&r  den  Augenblick  geschafFen,  im  Nn  rer- 
gehen  wie  Fassstapfen  im  Flogsande,  geht  es  Schritt  Tor  Schritt  weiter 
zu  festeren  Konventionen ,  welche  auf  einen  längeren  Zeitranm  ge- 
schlossen werden  und  nicht  bloss  ephemeren  Gewinn,  sondern  dauern- 
den Nutzen  als  erstrebenswertes  Ziel  im  Auge  haben.  Nach  und  nach 
entfaltet  sich  die  junge  Organisation,  zur  Regulierung  der  Preise  tritt 
die  Frage  der  Produktion.  Man  straft  die  Uebererzeugung,  man  zahlt 
fSr  Minderproduktion  Prämien.  Die  Welt  wird  verteilt,  den  versehie- 
denen  Produzentengruppen  werden  die  Absatzgebiete  bestimmt,  wo 
ihnen  allein  freie  Hand  gelassen  wird.  Je  länger  die  Einrichtung  be- 
steht»  desto  dringender  wird  das  Bedtlrfnis  nach  einer  einheitlichen 
Leitung,  nach  einer  Zentralisation,  welche  durch  KontroUbnreaax,  durch 
Ueberwachung  des  Markts  und  des  Kartells  die  Interessen  der  Vei^ 
bundeten  wahren  soll.  Die  Sicherheit  der  Aufiaicht  über  die  ErftUlung 
der  Vertragspflichten  und  das  Vorteilhafte  des  Vorgehens  von  einem 
den  ganzen  Industriezweig  übersehenden  Punkte  aus  zwingen  zu  immer 
festerem  Zusammenschluss ,  zur  Erweiterung  der  Vollmachten  des  lei- 
tenden Komitees.  Die  Errichtung  von  allgemeinen  Verkaufsstellen, 
welche  an  Stelle  des  einzelnen  Fabrikanten  den  Verkauf  der  kartel- 
lierten Waren  in  die  Hand  nehmen,  erweist  sich  als  erspriesslich ,  die 
Kompetenzen  der  Leitung  dehnen  sich  in  dem  Masse  aus,  in  welchem 
der  Wirkungskreis  der  Vereinigung  wächst  Die  Einzeluntemehmang, 
mag  sie  einem  Kapitalisten  oder  einer  Aktiengesellschaft  eignen »  tritt 
zurück  vor  der  Gesamtheit  der  assoziierten  Betriebe,  sie  ist  nur  ein 
Rädchen  in  dem  exakten  Uhrwerke  des  Kartells,  jede  an  ihrem  Platze, 
jede  aber  auch  nur  an  diesem  Platz  im  stände,  richtig  zu  wirken,  jede 
streng  angewiesen,  in  dem  vorgeschriebenen  Tempo  zu  funktionieren. 
Was  früher  der  geschäftsknndige,  nach  jeder  Verbesserung  des  Betriebes 
spähende  Fabrikant  für  sich  allein  durchzuführen  versuchte,  die  Ein- 
beziehung aller  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  in  den  Be- 
reich seiner  Wirksamkeit,  das  thut  jetzt,  ausgestattet  mit  mehr  Mitteln, 
mit  umfassenderer  Kenntnis  der  Verbältnisse  das  Kartell,  das  anf  diese 
Weise  nicht  bloss  die  Kapitale,  sondern  auch  die  Intelligen- 
zen konzentriert.  Da  werden  gemeinschaftliche  Versuchsstationen 
angelegt,  auf  denen  neue  Erfindungen  geprüft  und  gemacht,  bessere 
Arbeitsmethoden  erforscht,  die  Rohstoffe  auf  ihre  Eigenschaften  unter- 
sucht werden.  Zentralsammlungen  von  Modellen  und  Fachwerken  wer- 
den eingerichtet,  um  die  Mitglieder  in  allem,  was  ihre  Branche  berührti 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten.  Es  gibt  Verbände,  welche  bereits  die 
Transporttarife  beeinflussen.  Andere  bilden  sich  wechselseitig  Industrie- 
und  Werkleiter  aus,  die  mit  der  einfachsten  Handlangerei  im  kleinsten 
Etablissement  beginnend  nach  und  nach  die  Reihenfolge  der  Betriebe 
durchzumachen  und  die  ganze  Stufenleiter  von  der  unqualifizierten  aur 
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geBchickten  Arbeit,  von  der  Schmiede  zam  Zeichensal,  vom  Tagwerker 
zum  Ghefingenienr  zn  erklimmen  haben.  —  Die  Herrschaft  über  die  Pro- 
duktion, die  Konzentration  der  BetriebOi  die  potenzierte  Oekonomie  der 
Arbeitsweise  werd  en  ausgesprochene  Zwecke  der  Organisation.  Die  be- 
dentenden  Summen,  welche  ihr  znr  Verfügung  stehen,  verwendet  sie 
znm  Auskaufen  von  Konkurrenten,  zum  Erwerb  von  Etablissements, 
die  entweder  rationeller  fortbetrieben  oder  zum  Stillstand  verurteilt 
werden,  wie  es  gerade  die  wechselnde  Konjunktur  heischt.  So  begegnen 
wir  eigenen  Auskauf-Fonds,  welche  die  Zersetzung  und  Absorption  der 
nicht-kartelliert-en  Unternehmungen  zieibewnsst  beschleunigen.  Die 
Warenproduktion  wird  mehr  und  mehr  in  die  H&nde  des  Verbandes 
gebracht,  die  zentripetale  Bewegung  der  Kapitale  vollzieht  sich  mit 
gesteigerter  Geschwindigkeit.  Die  maschinellen  Verbesserungen  werden 
zum  Gemeingut  der  Kartells,  das  die  Triumphe,  die  das  Genie  der  Kon- 
strukteure und  Chemiker  feiert,  unablässig  für  seine  Werke  ausnützt 
und  die  Erfinder  anspornt,  durch  weitere  Neuerungen  den  Aufschwung 
der  Grossproduktion  zu  fürdem.  Die  vüllige  Abhängigkeit  des  Einzel- 
Unternehmers  von  der  Koalition  wird  proklamiert,  er  wird  umgewandelt 
in  eine  Abteilung  der  Zentralstelle,  er  erhält  seinen  ordre  du  jour  von 
dieser  allein.  Die  Aktien  sämtlicher  Gesellschaften  —  denn  die  Form 
der  Aktiengesellschaft  wird  zur  Eintrittsbedingung  in  das  Kartell  — 
werden  zusammengeiasst,  die  Profite  aller  Etablissements  in  Einen 
Fonds  vereinigt,  die  Konzentration  vollendet  ihr  Werk  und  führt  die 
Verschmelzung  aller  Einzelunternehmungen  zu  einem  Riesonuntemeh- 
men  herbei.  Der  modus  procedendi  ist  verschieden  je  nach  dem  Ent- 
wickelungsgang  und  der  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Länder.  Vor- 
läufig bietet  die  reinste  Form  dieser  Erscheinung  die  2ViMtorganisation, 
wie  wir  sie  in  den  Vereinigten  Staaten  finden,  vor  allem  der  Normal- 
trust, nach  dessen  Muster  ausgesprochenermassen  die  anderen  nord- 
amerikanischen üntemehmerverbände  sich  umgestalten,  der  Oü  Trust. 
Der  Unternehmer  ist  nicht  mehr  der  souveräne  Gebieter  in  seinem  Reich, 
der  frei  schalten  und  walten  kann  ein  wachsender  Anteil  seiner  Hoheits- 
rechte ftllt  an  das  Kartell.  Seine  Autonomie  ist  dahin,  sein  Etablis- 
sement ist  eine  Zweiganstalt  der  Vereinigung,  welche  ihn  fest  und  fester 
an  sich  kettet,  seine  Interessen  mit  den  ihrigen  solidarisch  macht  und 
die  Fürsorge  für  dieselben  ihm  entwindet.  Bin  Heer  von  Beamten  unter 
dem  Kommando  eines  Direktoriums  leitet  den  Produktionsprozess,  führt 
die  Verwaltung  des  Geschäftsvermögens,  in  welches  sein  eigenes  nach 
Auslöschung  jedes  individuellen  Merkmals  aufgegangen  ist.  Ein  Schlag 
schlägt  die  tausend  Verbindungen  der  assoziierten  Wirtschaft.  Eine 
Kraft  treibt  das  gesamte  Räderwerk,  Ein  Befehl  bewegt  die  ungeheuren 
Massen  der  durch  rastlose  Arbeit  erzeugten  Werte.  Und  der  Einzel- 
nutemehmer  ist  der  Beamte  oder  der  Pensionär  des  Kar- 
tells.    Er  ist  nicht  mehr  Protagonist   auf  der  ökonomischen  Schau- 
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bühne,  Kothnra  undMatke  mues  er  ablegen  und  sich  damit  begpnfigen, 
in  den  Chor  eingereiht  zu  werden,  dessen  Weisen  die  Handlung  be- 
gleiten, aber  nicbt  bestimmen.«  —  Die  grossindustriellen  Ünternehmer- 
yerb&nde  sind  —  sagt  SehMahk  —  eine  durch  und  durch  moderne 
Erscheinung,  aus  den  Bedfirfnissen  der  Gegenwart  erwachsen,  in  ihrem 
Schosse  die  Keime  für  neue  Wirtsohaftsgebilde  tragend.  »Wenn  man 
den  Versuch  macht,  geschichtliche  Bezüge  aufzufinden,  welche  die  Kar- 
telle als  die  SprOeslinge  oder  die  Erben  mittelalterlicher  Korporationen 
legitimieren  sollen,  so  müssen  die  schönen  Hoffiiungen  dieses  Histo- 
rismus an  den  Thatsachen  Schiffbruch  leiden ;  Zünfte  und  Kartelle  sind 
nicht  vergleichbar,  sie  sind  Terschieden  wie  die  feudale  Wirtschafts- 
weise von  der  bürgerlichen.  Im  Mittelalter  der  handwerksmässige  Be- 
trieb, stabile  Produktionsweise,  die  Erzeugung  wesentlich  gerichtet  auf 
den  Selbstgebrauch,  eng  begrenzter  Austausch,  eng  begrenzter  Markt, 
lokaler  Abschluss  nach  aussen,  nach  innen  lokale  Vereinigung,  Fest- 
setzung von  Taxen  zum  Schutze  der  Konsumenten,  Regelung  der  Gütern 
erzeugnng  zur  Erhaltung  des  Kleinbetriebs,  die  Gesellschaft  nur  ein 
Durchgangspunkt  zur  Meisterschaft.  In  unseren  Tagen  das  technisch 
sich  fort  und  fort  vervollkommnende  Grossgewerbe,  die  Wirtschaft  ba- 
siert auf  die  kapitalistische  Warenproduktion,  die  ganze  Welt  Ein 
Markt,  auf  welchem  die  Industriellen  aller  Länder  sich  drängen  ,  die 
Kartelle  Verbände  kapitalistischer  Unternehmer  zar  Konsolidierung  und 
Weiterentwicklung  der  grossen  Industrie,  die  Regulierung  der  Preiie 
ausschliesslich  im  Interesse  der  Produzenten,  die  Eingriffe  in  die  Pro- 
duktion zu  Gunsten  der  Grossen  auf  Kosten  der  Kleinen,  moderne  Fa- 
brikherren und  moderne  Lohnarbeiter.  Wenn  die  beiden  Organisa- 
tionsformen zusammenhängen  ,  so  nur  durch  den  polaren  Gegensatz, 
welcher  sie  von  einander  scheidet.« 

Man  wird  zugeben  müssen,  dass  diese  Auffassung  mindestens  zu- 
lässig ist.  Man  darf  sich  auch  der  Aussicht  nicht  entechlagen,  dass  die 
Kartell-  und  TVuat-Bewegung  weiter  über  sich  selbst  hinausgehen  und 
zu  vermehrtem  Öffentlichem  Produktionsbetrieb  drängen  künnte,  eine 
Möglichkeit,  welche  wir  schon  vor  Jahren  bei  der  Besprechung  der 
Kleinwächter'BQhen  Schrift  angedeutet  haben.  Eine  entkonkurrensierte, 
zentralisierte  Monopolproduktion  könnte  schwerlich  bei  der  Privatorga- 
nisation stehen  bleiben,  nur  müsste  sie  nicht  sozialdemokratischen,  noch 
überhaupt  staatlichen  Zuschnitt  erhalten,  wie  wir  wiederholt,  snletst 
im  vorletzten  Jahrgange  dieser  Zeitschrift  dargethan  haben.  Allein 
wie  dem  sei,  vorläufig  hat  man  sich  darauf  zu  beschränken,  zuzusehen, 
wie  sich  die  Sache  im  Leben  und  in  der  Gesetzgebung  macht. 

Was  nun  die  thatsächliche  Ausbreitung  im  Wirtschafts- 
leben der  Gegenwart  betrifft,  so  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Kartellbildung 
noch  im  Wachsen  begriffen  ist.  Die  »Industrie«  hat  für  die  Jahre  1888 
und  1889  die  Zahl  der  bestehenden  Kartelle  zu  ermitteln  versucht,  ohne 
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auf  Yollsiftndigkeit  und  Prftzinon  Anspruch  su  erheben ;  mitgezählt  sbd 
aneh  yerschiedene  Speknlationninget    Darnach  gab  ef  in 


1888 

1889 

1888 

1889 

DeatBchland 

54 

90 

Belgien 

6 

8 

Nordamerika 

21 

59 

Frankreich 

4 

6 

Oetterreich-Ungam 

18 

37 

Riualand 

8  . 

6 

QroBebritannien 

10 

28 

Skandinavien 

3 

5 

»Die  Eartelliening  der  Ftoduktionc,  sagt  daraufhin  SeMnlank,  »macht 
nicht  Yor  dem  GrSseten  und  nicht  vor  dem  Kleinsten  Halt,  hunderte 
von  Produkten  sind  in  ihren  Bannkreis  gerissen  worden,  aberhunderte 
folgen  in  stürmischer  Hast.  Achsen  und  Asphalt,  Blech  und  Brot,  Oa* 
chenes  und  Chinin,  Diamanten  und  Dünger,  Eisen  und  Emaille,  Fenster- 
glas und  Flachs,  Qas  und  Graupappe,  Hanfwaren  und  Hols,  India  Bubber 
und  Instrumente,  Journale  und  Jute,  Kali  und  Koks,  Leinwand  und 
Linoleum,  Mehl  und  Messing,  Nähmaschinen  und  Naphtha,  Pinsel  und 
Porzellan,  Bizinus  und  Bubinen,  Seide  und  Stahl,  Tapeten  und  Thon, 
Uhren  und  ünschlitt,  Verblendsteine  und  Yerkehrsanstalten,  Walzeisen 
und  Whiskey,  Zink  und  Zucker,  das  ganze  Warenlezikon  wird  nach- 
gerade »vertrustet«.« 

Die  Gesetzgebung  steht  den  Trustt  bis  jetzt  teils  nnthätigt 
teils  ohnmächtig  gegenüber.  Es  sind  fCUr  dieselbe  vier  Wege  denkbar: 
erstens  die  Trusts  gewähren  zu  lassen,  zweitens  sie  zu  verbieten,  drit- 
tens sie  unter  eine  preisbestimmende  Staatsaufsicht  durch  üfientliohe 
Spezialkommissäre  zu  stellen,  endlich  den  fraglichen  Produktionszweigen 
eine  rein  Öffentliche  Organisation  und  zwar  unter  Oberaufsicht,  aber 
nicht  unter  Leitung  des  Staates  zu  geben.  Beim  ersten,  was  möglich 
ist,  beim  Geschehenlassen,  bleibt  bis  jetzt  die  Gesetzgebung  der  meisten 
Staaten  stehen.  Zum  vierten,  zur  Inkorporation,  d.  h.  zur  völligen 
öffentliohrechtliohen,  nur  nicht  verstaatlichenden  Ausgestaltung  ist  wohl 
die  Zeit  noch  nicht  da,  wenn  diese  überhaupt  je  kommen  sollte.  Da- 
gegen scheint  in  Nordamerika  der  zweite  Weg,  die  kommissari- 
sche Aufsicht,  ein  modernes,  aber  erweitertes  Taxwesen  innerhalb 
einzelner  Staaten  (Massachusetts)  durchbrechen  zu  wollen. 

Den  dritten  Weg,  das  Verbot  zwischenstaatlicher  Mo- 
nopolisierung, betrat  wenigstensfürden  »Handel  und 
Verkehr«  das  amerikanische  Bnndesgesetz  Tom  2.  Juli 
1890.  Die  Hauptbestimmungen  dieses  Gesetzes  lauten  nach  dem  »D. 
H.A.« :  >Sektion  1.  Verträge,  Vereinigungen,  in  Form  von 
Trusts  oder  in  anderer  Weise,  zur  Beschränkung  von  Handel  oder  Ver- 
kehr zwischen  den  einzelnen  Staaten  oder  mit  dem  Auslande  werden 
hierdurch  als  rechtsungültig  erklärt«  und  zwar  unter  Strafe  von 
5000  Doli,  oder  (und)  1  Jahr  Haft.  —  >Sektion  2.  Wer  irgend  einen 
Teil  des  Handels  oder  Verkehrs  zwischen  den  einzelnen  Staaten  oder 
Zsltscbr.  t  BtMtsw.  1S91.    L  Heft.  12 
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mit  dem  Auslände  monopolisiert  oder  sn  monopolisieren 
yersDcht,  oder  sich  mit  einer  anderen  Person  oder  anderen  Per- 
sonen dazu  verbindet,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig  nnd  wird 
nach  erfolgter  üeberführang  mit  Geldstrafe  bis  sn  5000  Doll^  oder  mit 
Haft  bis  zn  einem  Jahr,  oder  mit  beiden  genannten  Strafen  belegt,  je 
nach  Befinden  des  Gerichtshofes.  —  Sektion  S.  Vertrftge,  Yereinigangen, 
in  Form  von  TrugU  oder  in  anderer  Weise,  zur  Beschrftnknng  von 
Handel  oder  Verkehr  in  einem  Territorium  der  Vereinigten  Staaten 
oder  des  Distrikts  von  C!oliimb]a,  oder  znr  Beschrftnknng  von  Handel 
oder  Verkehr  zwischen  einem  derartigen  Territorium  and  einem  an- 
deren, oder  zwischen  einem'  derartigen  Territorium  oder  Territorien  nnd 
einem  Staate  oder  Staaten  oder  dem  Distrikt  von  Oolnmbia,  oder  mit 
fremden  Ländern,  oder  zwischen  dem  Distrikt  von  Columbia  und  einen 
Staate  oder  Staaten  oder  fremden  Nationen,  werden  hierdurch  als  reöhts- 
ungültig  erklftrt.  Wer  einen  derartigen  Vertrag  abschliesst  oder  an 
einer  solchen  Vereinigung  sich  beteiligt,  macht  sich  eines  Yergehens 
schuldig  und  wird  nach  erfolgter  UeberflShrung  mit  Geldstrafe  bis  so 
5000  Doli.,  oder  mit  Haft  bis  zu  einem  Jahr,  oder  mit  beiden  genannten 
Strafen  belegt,  je  nach  Befinden  des  Gerichtshofes.  —  Sektion  6.  Oftter, 
die  durch  einen  Vertrag  oder  durch  eine  Vereinigung,  wie  in  Sektion  1 
erworben  sind  (und  Gegenstand  derselben  sind),  und  auf  dem  Transport 
aus  einem  Staate  nach  einem  anderen  oder  nach  dem  Auslande  sieh  be- 
finden, verfallen  den  Vereinigten  Staaten  nnd  können  mit  Beschlag  be- 
legt und  konfisziert  werden  nach  demselben  Verfahren,  wie  dies  ffir  die 
Beschlagnahme  und  Konfiskation  von  GQtem  vergessen  ist,  welche  ge- 
setzwidrig in  die  Vereinigten  Staaten  eingeführt  werden.  —  Sektion  7. 
Wer  in  seinem  Geschäft  oder  Besitz  durch  eine  andere  Person  oder 
Körperschaft  durch  etwas,  was  durch  dieses  Gesetz  verboten  oder  ab 
rechtswidrig  erklftrt  ist,  geschädigt  wird,  kann  deshalb  bei  einem  Be- 
zirksgericht der  Vereinigten  Staaten  in  dem  Distrikt,  in  welchem  dsr 
Beklagte  wohnt  oder  sich  befindet,  ohne  Rfieksicht  auf  die  Höhe  dei 
Streitobjekts,  klagbar  werden  und  Ersatz  des  dreifiaohen  Betrages  dm 
erlittenen  Schadens  nebst  den  Ptroaesskosten,  einsehliesslich  einer  ange- 
messenen Anwaltsgebflhr,  erhalten.  —  Sektion  8.  Der  Aoedruck  »Per- 
son« oder  »Personen«,  wo  derselbe  auch  in  diesem  Gesetz  gebranefat  ist, 
nmfasst  auch  Körperschaften  und  Gesellschaften,  welche  auf  Grund  der 
Gesetae  einee  der  Vereinigten  Staaten,  der  Gesetae  eines  der  Territorien, 
der  Gesetze  eines  Staates  oder  der  Gesetze  eines  fremden  Landes  be- 
stehen oder  durch  dieselben  genehmigt  sind.« 


— e.  Dan  Wesen  den  raesisohen  Artela.  üeber  die  russischen  Ar- 
iele ist  seit  Jahrzehnten  eine  reiche  Litteratur  entstanden.  Mit  den 
Forschungsergebnissen  ist  man  auch  durch  deutsche  Schriften  bekannt 
geworden.    Derjenige  jedoch,  der  nicht  unmittelbar  aus  den  Quellen  zn 
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■eböpfen  ▼•rmoohte,  wird  kaum  zu  einer  nduffen  Anaehanniig  gelangt 
sein,  wohl  aber  den  Eindmok  dayongetragen  haben,  dafs  die  Artele 
denn  doch  den  Wirtschsohaftsgenossenscbaften  and  Syndikaten  des  weet- 
licben  Enropa  nicht  aehr  vergleichbar  seien.  Um  .so  beachtenswerter 
ist  die  vielyerBprechende  neue  Schrift  eines  yielversprechenden  neuen 
Autors,  welche  anf  Grund  einer  anscheinend  yollstftndigen  Kenntnis  der 
Litteratnr  und  der  Quellen  den  Gegenstand  in  ein  neues  Licht  rückt,  in- 
dem sie  die  Artele  einfach  einerseits  alt  Ergftnzungastück, 
andererseits  als  Vertrags-Gegenstfick  der  russischen 
Familienpatriarchie  mit  grosser  Schärfe  hinstellt.  Wir  mei- 
nen Qeorg  SkUhf's  »Ursprung,  Geschichte,  Wesen  und  Bedeutung  des 
russischen  Arteis«,  wovon  der  erste  Teil  (als  Inauguraldisser- 
tation) jflngst  erschienen  ist  ')•  Die  Schrift  ist  in  ihrer  schnurgeraden 
Polemik  gegen  die  ganse  bisherige  Artelforschung  von  grGsster  Eonse- 
quenz und  von  einem  und  demselben  einheiilichen  Grundgedanken  be- 
herrscht. Dieselbe  wird  durch  ihre  polemischen  OffensivstOsse  manchen 
Widerspruch  herausfordern,  verdient  aber  unter  allen  Umst&nden  ihrem 
Inhalte  nach  eingehende  Beachtung.  Diese  widmen  wir  derselben  durch 
einige  Mitteilungen. 

Das  Wort  Artel  ist  notorisch  nicht  russischen  Ursprungs ;  es  wird 
von  den  meisten  Gelehrten  wohl  mit  Recht  vom  tflrkisch-tatarisohen 
»ortä<  =  Mitte,  Gemeinschaft^  abgeleitet  und  findet  sich  in  msuschen 
Urkunden  nicht  vor  der  zweiten  Hi&Ute  des  17.  Jahrhunderts  und  auch 
hier  erst  ganz  vereinzelt.  Erst  im  18.  Jahrhundert  wird  die  Bezeich- 
nung Artel  häufiger  gebraucht;  immerhin  aber  ist  dieselbe  noch  heut- 
sntage  unter  dem  Volke  selbst  lange  nicht  so  verbrei- 
t  e  t ,  als  man  gewöhnlich  annimmt  In  manchen  Gegenden  kennt  das 
Volk  den  Ausdruck  überhaupt  nicht,  in  anderen  wird  er  ganz  allge- 
mein Ittr  jede  Ansammlung  von  Menschen  gebraucht.  Des  Wort  hatte 
noch  keine  feste  begriffliche  Abgrenzung,  als  man  es  verwertete,  den 
Bossen  damit  die  westeuropäischen  Wirtschafiisgenossenschafben  vor- 
stellig zu  machen.  Hiednroh  erreichte  jedoch  die  Begrifl»verwirrung 
ihren  höchsten  Grad.  »Unter  Artel  wird  von  jetzt  ab,  je  nach  Bedfirf- 
nis,  einmal  jede  Genossenschaft,  welche  irgendwelche  wirtschaftlichen, 
sei  es  Produktions-,  Konsumtions-,  Kredit-  oder  Yersicherupgs-Z wecke 
verfolgt,  und  dann  wieder  eine  ganz  besondere,  nur  in  Eussland  und 
zwar  schon  seit  den  ältesten  Zeiten  vorkommende  Form  oder  Art  wirt- 
schaftlicher Genossenschaften  —  »verstanden«,  welche  letztere  sich  je- 
doch in  ihrer  Eigentümlichkeit  nicht  näher  definieren,  sondern  nur  em- 
pfinden lässt.«  —  So  viel  über  die  Bezeichnung!  Der  Sache  nach  ist 
das  Artel  unseren  Erwerbs^  und  Wirtsehaftsgenossenscbaften  nicht  zu 
vergleichen.    »Wenn   wir  -«*  sagt  8ta^  —  einerseits  von   den  nach 
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SchuUfe-DeUigsch'wihen  Miutern  in  Rnssland  gegrfindeten  and  dem  Volke 
unter  dem  Namen  Artel  yorgestellten  Käserei-,  Schmiede-,  Tiaohler- 
Schabmacher-Genossenschaften  und  andererseite  von  den  BOnenarieli 
und  den  nach  dem  Master  der  letzteren  organisierten  Arteis  (Eiseii- 
bahnartels,  Dienstmannarteis  u.  a.)  absehen,  so  dfirften  sich  fOr  alle 
Übrigen  im  europäischen  und  asiatischen  ßussland  Torkommenden  Ar- 
tels,  d.  h.  für  etwa  *Vioo  aller  Arteis,  auch  schon  bei  oberflächlicher 
Betrachtung,  folgende  gemeinsame  Merkmale  ergeben :  geringe  An- 
zahl der  Genossen;  enge«  brüderliches  Zusammen- 
halten derselben  und  Einstehen  füreinander;  Ge- 
meinsamkeit der  gesamten  Lebensführung,  in  Kost, 
Wohnung,  Arbeit,  Vergnügen  etc. ;  gleiche  ünterwerfungun- 
ter  die  Anordnungen  einesFührere,  der  sowohl  die  Leitung 
des  Ganzen  besorgt  als  auch  die  Beziehungen  der  Genossen- 
schaft zu  dritten  Personen  v  ermittelt  und  dessen  Stel- 
lung und  Verhältnis  zu  den  Genossen  der  ganzen  Verbindung 
einen  eigentümlich  patriarchalischen  Charakter  yerleihi 
Man  nehme  jedes  beliebige  Artel  von  Jägern ,  Fischern ,  Salzbrechern, 
Waldarbeitern,  Fährleuten,  Hausierern,  Erntearbeitem,  Zimmerleuten, 
Schiffisziehem,  Holzflüssern,  Ladearbeitern,  Lumpensammlern,  Bärenfüh- 
rern, Spielleuten,  Sträflingen,  Wanderarbeitern  aller  Art,  so  wird  man 
stets  und  sozusagen  schon  auf  den  ersten  Blick  die  angeführten  Merkmale 
herausfinden.c  —Woher  stammt  diese  Gleichförmigkeit  überhaupt?  Woher 
der  gemeinsame  altpatriarchale  Charakter?  Staehr  geht  auf  diese  Frage 
in  lichtvollster  Weise  ein  und  kommt  nach  interessanten  polemischen 
Auseinandersetzungen  zu  folgendem  Ergebnis  über  den  Ursprung 
und  zu  der  folgenden  Definition:  »Das  Artel  ist  eine  dem  Muster 
der  ürfamilie  oder  Familiengenossenschaft  genau  nachge- 
bildete durch  Vertrag  begründete  Genossenschaft  mehrerer,  Ter- 
schiedenen  Familiengemeinschaften  angehörender ,  zeitweilig 
von  diesen  getrennter  Individuen,  welche  genau  solange  dauert, 
wie  die  Trennung  der  letzteren  von  ihren  Familienge- 
meinschaften. Das  russische  Artel  ist  direkt  aus  der  sla- 
vischen  Ürfamilie  hervorgegangen.  Es  muss  entstanden  sein 
in  der  chronologisch  nicht  näher  zu  bestimmenden  Zeit,  als  die  in  den 
ersten  ostslavischen  Ansiedelungen,  den  Sselos,  sitzende  eine  Familien- 
genossenschaft eich  in  mehrere  Familiengenossenschaften  zu  teilen  be- 
gonnen hatte  und  Aussiedelungen  vorgekommen,  Derewni  und  Einzel- 
hüfe  gegründet  worden  waren.  Zu  genauerer  Zeitbestimmung  kann 
nur -folgendes  angeführt  werden.  Im  11.  Jahrhundert  (genau  gespro- 
chen: im  Jahre  1016)  begegnet  uns  das  Artel  bereits  in  seiner  reinen 
Form  als  ausgebildete  soziale  Erscheinung.  —  Man  kann  noch  mehr 
sagen.  Die  ürfamilie  wurde,  wenn  sie  sich  durch  Aufoahme  blutsfremder 
Genossen  erweiterte,   wie  solches  in  den  grossen  russischen  Bauernfia- 
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nilien  im  16.  and  17.  Jahrhundert  nnd  bis  in  die  neaeeteZeit  vorkam, 
selbst  zn  einer  Art  Artel,  indem  hier  das  wichtigste  nnter  den  wenigen 
Unterscheidongsmerkmalen  iwischen  Familie  nnd  Artel,  dass  nämlich 
erstere  auf  Blutsverwandtschaft,  letsteres  anf  freiem  Vertrag  beruhte, 
verwischt  wnrde.c 

Das  Artel  nnd  die  mssische  Familie  gleichen  einander  nach  Stanihr 
selbst  hente  noch  wie  ein  Ei  dem  andern.  Hier  wie  dort  eine  verh&lt- 
nismäsaig  kleine  Anzahl  von  Genossen,  die  als  blutsverwandte 
resp.  wahlverwandte  Brüder  in  gewissem  Sinne  gleichberechtigt  sind 
nnd  bei  drohenden  Gefahren  sowie  Dritten  gegenfiber  naturgemäss  fOr 
einander  eintreten ;  hier  wie  dort  ein  patriarchalisches  Oberhanpt,  das 
als  Vater  die  Genossenschaft  zu  leiten  nnd  nach  aussen  zn  vertreten, 
die  Genossen  bei  vorkommenden  Vergehen  oder  Unterlassungen  zu  er- 
mahnen und  zu  strafen,  als  »Wirt«  die  einschlägigen  Arbeiten  zu  ver- 
teilen, ihre  Ansf&hrung  zu  beaufsichtigen  und  das  hier  wie  dort  ge- 
meinsame ungeteilte  Vermögen  aufzubewahren  und  zu  verwalten  hat; 
hier  wie  dort  vollständige  Gemeinsamkeit  der  gesamten  Lebensführung, 
der  Wohnung,  der  Mahlzeiten,  der  Arbeitsverrichtungen,  der  Erholungen 
nnd  Vergnügungen  etc.  »Das  ist  in  der  That  eine  Aehnlichkeit  zum 
Verwechseln;  sie  hat  denn  auch  nicht  selten  zu  Verwechselungen,  zu 
einer  nnterschiedslosen  Vermengung  von  Familie  und  Artel  geführt»  so 
dass  man  z.  B.  in  den  rassischen  Bauemfamilien  einen  Ausfluas  des  an- 
geblich das  gesamte  nationale  Leben  durchdringenden  »Artelprinzips« 
erblickt  oder,  wie  Tcntmarew,  die  Familie  als  »das  ideale  Artel«  be- 
zeichnet hat.  Das  Artel  tritt  ja  sofort  ein,  wenn  der  Einzelne  aus  die- 
sem oder  jenem  Grunde  zeitweilig  dem  Kreise  und  der  Wirksamkeit 
seiner  natürlichen  Familiengemeinschaft  entzogen  wird,  und  die  Auf- 
gabe des  Arteis  besteht  gerade  darin,  die  zeitweilig  latente  Familien- 
gemeinschaft durch  eine  ihr  bis  in  das  Einzelnste  genau  nachgebildete 
Verbindung  möglichst  vollständig  zu  ersetzen,  und  zwar  genau  auf  so- 
lange zu  ersetzen,  als  die  Trennung  von  der  natürlichen  Familienge- 
meinschaft dauert,  d.  h.  also,  bis  es  dem  Einzelnen  wieder  vergOnnt  ist, 
in  den  Kreis  seiner  natürlichen  Familie  zurückzukehren.  Das  Artel 
ist  mithin  der  prägnanteste  Ausdruck  für  die  That- 
■  ache,  dass  der  Bauer  sich  ohne  seine  Familienge- 
nossenschaft verlassen  und  hilflos  vorkommt;  es  führt 
stets  wieder  zu  seinem  Ursprung  nnd  Vorbild,  zur  Familie,  zurück  und 
ist  daher  ohne  das  Bestehen  eines  familienhaften  Lebenszuschnitts  nnd 
üamilienhafter  Gebundenheit  einfach  undenkbar.  Und  was  die  ausser- 
ordentlich starke  Verbreitung  des  Arteis  über  ganz  Bussland  anbe- 
langt, so  liegt  darin  nicht  sowohl  ein  Beleg  für  die  häufig  ausgespro- 
chene Behauptung,  dass  die  Bussen  stärker  als  andere  Nationen  zur 
Assoziation  geneigt  sind  ,  als  vielmehr  ein  unumstOsslicher  Beweis  für 
die  merkwürdige  Thatsache,  dass  der  allgemeinmenschliche  AssosiationS" 
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trieb  den  rnaeiacheii  Bauern   ganz  yorsngzweite  zu  einer  beztimmtoi, 
eigenttlniUohen,  bei  konem  anderen  Kolinryolk  mehr  TOrkommendei 
Form  nnd  Art  der  Yereinignng,  nämlich  za  kAnstlicher  Nach- 
bildnng   der   natörlichen,   patriarchalischen  Urfv 
miliengemeinschaft  führt  ...   Ein  Artel  kann  nie  am  meb- 
reren  kleineren    eelbtt&ndigen  Gemeinachafien,  also  z.  B.  nie  ans  Fa- 
milien best^en,  eine  Familie  als  solche  kann  nie  Mitglied  eines  Ariels 
sein  nnd  eine  Verbindung,  deren  konstitnierende  Einheiten  nicht  Indi- 
Tiduen,  sondern  Gemeinschaften,  z.  B.  Familien  sind,  ist  nie  ein  ArteL 
Demnach  ist  auch  z.  B.  die  bäuerliche  sowie  jede  andere  Gemeinde  in 
Rnssland  nnd  anderswo  nie  ein  Artel,  weil  die  konstituierenden  Bm- 
beiten   der  GemeindCi  dem  Wesen  der  letzteren  gemäss,  niemals  Indi- 
Yiduen,  sondern  immer   nnd  Oberall  nur  Gemeinschaften,  nämlich  Fa- 
milien sein  können  nnd  somit  die  Möglichkeit  einer  einzigen  ToUkoB- 
menen  LebeDSgemeinschaft   für  sämtliche  Angehörige    einer  Gemeinde 
von  Tornherein  ausgeschlossen  ist.    Es  dürfte  Manchem  überflüssig  er- 
sobeinen,  dass  wir  diese  anscheinend  selbetrerständlichen  Dinge  beson- 
ders hervorheben;  wir  sind  jedoch  dazn  gezwungen  im  Hinblick  aaf 
die  Tielfachen  unterschiedslosen  Vermen  gingen  ron  Familie,  Gemeinde 
nnd  Artel,   welche  bei  einem  Teil  nicht  nur  des  mssiBchen  Publiknms, 
sondern  auch  der  bisherigen  Artelforscher  (z.  B.  Diihamf,  Ponoma/re» 
n.  8.  w.)  im  Schwange  gehen.     Da  wird  einmal  die  Familie  als  T<^len- 
detster  Ausdruck  des  Artelprinzipe,  als  »das  ideale  Artel c,  dann  wieder 
die  Gemeinde  als  sesshaftes  Artel,  das  Artel  als  bewegliche  Gemeinde 
bezächnet  und  was  dergleichen  tie&innige  Wortspiele  mehr  sind,  w«lehe 
schliesslich  doch  alle  anf  das  mehr  oder  weniger  geistreich  verblüBte 
Geständnis  hinauslaufen,  dass  ihre  Erfinder  das  besondere  Wesen  diesv 
drei  sozialen  Gebilde  nicht  klar  und  richtig  erfasst  haben.«    Das  Artel  ist 
also  seinem  Wesen  nach,   gleich  der  Familiengemeinsohaft,   auf  eine 
rerhältni  smässig   geringe  Anzahl   von  Genossen   be- 
schränkt. —  Stellung  und  Rechte  des  ArtelfQhrers  entsprechen  —  immer 
wörtlich  nach  Suuhr  —  genau  denjenigen  des  patriarchalischen  Fämitien- 
hauptes.    Das  heisst:   der  Artelführer  ist  im  wahren  Sinne  des  Wortes 
das  Haupt  der  Genossenschaft,  das  Organ,  das  für  sie  denkt,  will  nnd 
schafft.    Die  gesamte  Legislative  steht  ihm,  und  ihm  allein,  zu,  er  hat 
das  gesamte  Leben  der  Genossenschaft  zu  bestimmen;  er  ist  darum  be- 
rechtigt und  verpflichtet,   Achtung  vor  seiner  Pereon  un4  strikte  Be- 
folgung  und  Ausführung  seiner  Anordnungen,  unbedingten  Gehorsam 
zu  verlangen;   er  ist  ferner  das  oberste  Organ  zur  Ueberwaohnng  der 
prompten  nnd  richtigen  Ausführung  seiner  Anordnungen,  weshalb  ihm, 
wie  dem  Familienhaupt,  sowohl  die  Polizei-  als  auch  die  Strafgewalt 
über  sämtliche  Genossen  zusteht;  er  ist  der  Vertreter  der  Artelgemeiii- 
Schaft  nach  aussen  hin ;  er  hat  das  gesamte  Vermögen  der  Artel£MniHe 
anfiiubewahren  und  zu  verwalten  nnd  unterliegt  dabei,  gleioh  dem  F»- 
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milienhaupti  keiner  Kontrolle  Ton  Beiten  der  Qenoesen,  was  ihn  aber 
Belbstyerst&ndlioli  nioht  hindert»  den  Genosteni  wenn  et  ihm  beliebt, 
Reoheneohaft  absnlegen;  er  hat  endlich»  flofem  das  Leben  der  Artelge- 
noeeen  Arbeitsyerrichtungen  amfaMt,  denen  die  fibrigen  Artelgenosaen 
nicht  gewachaen  und,  diese  Arbeiten  auf  sich  zu  nehmen.  Es  ist  also 
weder  bei  der  Begründung  des  Arteis  resp.  bei  der  Filhrerwahl.  noch 
bei  der  sog.  »Absetxnng«  des  alten  nnd  Wahl  eines  nenen  Ffihrers,  noch 
endlich  —  da  dem  Führer  dorch  den  Wahlakt  die  gesamte  gesetsgebe- 
rische,  administrative  nnd  richterliche  Gewalt  im  Artel  fibertragen  ist, 
nnd  er  überdies  in  der  Ansfibong  der  letzteren  keiner  Kontrolle  unter- 
liegt —  w&hrend  der  Daner  der  Artelgemeinschaft  für  eine  Einrichtung 
von  der  Art  einer  entscheidenden  Generalversammlung  irgend 
ßanm  vorhanden.  Man  darf  deshalb  von  vornherein  an  dem  Artel- 
charakter einer  Genossenschaft  zweifeln,  in  welcher  eine  Generalver- 
sammlung oder  etwas  ihr  Aehnliches  die  höchste  Gewalt  reprftsentiert. 

Wo  Jeder  in  seiner  Familie  nächtigt,  für  sich  speist,  seinen  Schutz 
und  sein  Vergnügen  als  Individuum  nicht  innerhalb  der  Gemeinschaft, 
sondern  im  eigenen  Hause  oder  anderswo  sucht  und  findet,  da  »liegt 
zwar  eine  solidarische  Erwerbsgenos senshaft,  aber  kein  Artel 
vor.  Denn  die  Gemeinschaft  des  Arteis  beruht  nicht  bloss,  wie  in  die- 
sem Falle,  auf  einem  oder  einzelnen  Gesch&fts-  oder  anderen  Interessen, 
sondern  auf  den  gesamten  Lebensinteressen  ihrer  Angehörigen  als  In- 
dividuen, als  Menschen,  die  Artelgemeinschaft  umfiasst,  als  Abbild  der 
patriarohaliachen  Familie,  die  gesamten  Persönlichkeiten  ihrer  Ange- 
hörigen in  allen  ihren  Lebensäusserungen  und  Lebensintereseen,  sie  ist 
keine  partielle,  sondern  stets  eine  universelle,  eine  vollkommene  Ge- 
meinschaft. Sie  schliesst  daher  sowohl  die  Möglichkeit  einer  Stellver- 
tretung als  auch  eines  gleichseitigen  Zugehörens  zu  einer  anderen  Ge- 
meinschaft gleicher  Art  völlig  aus.  Man  kann  sich  also  im  Artel 
schlechterdings  nicht  vertreten  lassen;  entweder  man  gehört  demselben 
persönlich  an  und  ist  dann  Mitglied  des  Arteis,  Artelgenoese,  oder  man 
gehört  ihm  nicht  persönlich  an  und  steht  dann  völlig  ausserhalb  des 
Arteis.  Man  kann  femer  nicht  gleichzeitig  zwei  Artels  angehören,  wie 
man  auch  nicht  gleichzeitig  zwei  Familiengemeinschaften  angehören 
kann,  ebenso  wenig  kann  man  gleichzeitig  in  einer  Familiengemein- 
schaft und  in  einem  Artel  stehen.« 

Da  die  natürliche  Lebensgemeinschaft  der  Familie  und  die  vertrags- 
m&ssig  begründete  familienhafte Lebensgemeinschaft  des  Arteis  sich  gegen- 
seitig ausschliessen,  so  kann  w&hrend  des  Bestehens  der  patriarchalisoh- 
familienmftssigen  Lebensordnung  das  Artel  nur  Anwendung  finden,  wenn 
und  solange  die  erstere  Gemeinschaft  für  den  Einzelnen  aus  diesem  oder 
jenem  Grunde  ausser  Wirksamkeit  tritt,  latent  wird  oder,  wie  man  das 
auch  wohl  mit  einem  Worte  ausdrücken  kann,  wenn  und  solange  das 
Individuum  familienlos  ist«    »Ein  solcher  Zustand  i^x  Familien* 
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losigkeit  kann  für  denEinfelnen  entweder  ans  einer  seitweiligen  oder 
definitiven,  r&nmlichen  Trennung  von  seiner  bisherigen  Familie  reeal- 
tieren  oder  er  kann,  f&r  sämtliche  Glieder  einer  Familiengemeinschait 
sogleich,  künstlich  geschaffen  werden  doroh  zeitweilige  Anfhebang  der 
letsteren.    Allein  in  diesen  zwei  reep«  drei  F&llen  also  kann  überhaupt 
dasArtel  eintreten:  Nämlich  erstens:  bei  leitweiliger  Trennnng 
des  Einseinen  von  seiner  natürlichen  Familiengemeinschaft  (Arteis  der 
Wanderarbeiter).   Zweitens:  bei  dauernder  oder  definitiver  Tien- 
nnng  des  Einzelnen  von  seiner  natürlichen  Familiengenossenschaft.  Als 
Hauptgründe  einer  derartigen  Trennung  wären  sn  nennen:  1)  wirtechaft- 
liche  Gründe,   wenn  s.  B.  das  Familienhaopt  einem  8ohn   wegen  Be- 
schränktheit des  der  Familie  su  Gebote  stehenden  anbaufähigen  Landes 
befahl ,  ansusiedeln  und  sein  selbständiges,  getrenntes  Fortkommen  sa 
suchen;  2)  persönliche  Gründe,  wenn  s.  B.  dem  Einseinen   ans  diesem 
oder  jenem  persünlichen  Grunde  das  gemeinsame  Leben  in  der  bisherigen 
Familiengenossenschaft   anerträglich  wurde;  8)  religiöse  und  politische 
Gründe,    welche  dem  Einseinen  ein  Verlassen  seines  bisherigen  Aufent- 
haltsortes und  damit  sugleich  seiner  Familiengemeinschaft  wünaohens- 
wert  oder  notwendig  erscheinen  Hessen;   4)  wenn  der  Einselne    durch 
ausgeübte  gesetzwidrige  Handlungen,  namentlich  Verbrechen,  mit  dem 
Strafgesets    und  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  in  der  er  bisher  gelebt 
hatte,  in  Eonfiikt  geraten  war  und  infolge  dessen  einer  längeren  Ge- 
fängnisstrafe oder  einem   dauernden  Vagantenleben  verfiel.    In  allen 
diesen  und  ähnlichen  Fällen  pflegte  und  pflegt  das  Artel  einzutreten.  — 
Drittens    bei  seitweiliger   Auflösung   der   bestehenden   natürlichen 
Familiengemeinschaften    in  ihre  einselne  Bestandteile,  die  Individuen 
(Festfeierartele  der  Jungen).  Die  Festarteis  bestehen  nicht  aus  Familien, 
sondern  aus  einseinen,  zeitweilig  familienlosen,  ja  im  Moment  der  Auf- 
hebung der  Familiengemeinschaften  überhaupt  gemeinschaftlichen  In- 
dividuen, welche  sich  nun  ihrerseits  vertragsmässig  su  einer  oder  meh- 
reren Gemeinschaften  für  die  Dauer  des  Festes  konstituieren  und  diesen 
Gemeinschaften,   uralter  Gewohnheit  und  Neigung  folgend,   die  Form 
und  den  Inhalt  des  Arteis  geben,  d.  h.  an  die  Stelle  der  aufgehobenen 
natürlichen  Familiengemeinsohaften   die  in  diesem  einen  Falle  vom- 
siehende  und  unter   dem  Einfluss  der  verbrüdernden   Kraft   der  Fest- 
stimmung  sich  wie  von  selbst   ergebende  künstliche  Familiengemein- 
schaft des  Arteis,  der  Wataga,  der  Bratschina  (Bratschina  =  Bruder- 
bund) setsen.    Derartige  Festarteis  kommen  allenthalben  in  Russland 
bis  auf  den  heutigen  Tag  vor  und  lassen  sich  viele  Jahrhunderte  weit 
zurückverfolgen.      Das  Charakteristische  auch  dieser  Arteis   ist,  daas 
jedes  derselben  während  seines  Bestehens  oder,  was  hier  dasselbe  isli 
während  der  Dauer  des  Festes  eine  innige,  vollkommene  Lebensgemetn- 
sohaft  der  vereinigten  Genossen  nach  dem  Muster  der  patriarchalischen 
Familie,  unter  Leitung  eines  gewählten  väterlichen  Vorstandee  bildet.« 
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Der  Zweck  des  Artela  ist  hienaeh  nach  Staehr  dieser :  dem  ein- 
selnen OenoBsen  einen  möglichst  yollkommenen  kfinstlichen 
Ersats  für  Beine  zeitweisig  latente  natürliche  Fami- 
liengemeinschaft  sn  gewähren. 


— e.  Bastennuig  and  Sosialpolitik.  Die  rnsiitehe  ZflndhOlaclieii- 
■tener  tom  16.  Januar  1888  —  hat  im  ersten  Jahre  2  709  398  Rohel 
eingetragen,  98%  davon  ans  der  Acoise,  und  171%  mehr  als  der  Vor- 
anschlag betmg.  Die  Produktion  hat  sich  bedeutend  gehoben,  aller- 
dings nnter  Mitwirkung  der  Zölle  von  1888  (Va  Kop.  auf  Päckchen  bis 
75  und  von  2  Kop.  auf  Päckchen  von  75  bis  800  Stfick.  Die  Einfuhr 
ist  fast  verschwunden,  die  Ausfuhr  von  Phosphor  dennoch  gestiegen. 
Die  bedeutendste  Wirkung  des  Gesetses  ist  die  sozialpolitische.  Zum 
Vollsng  des  Gesetzes  erflossen  die  Vorsohrifben,  dass  von  der  Vignette 
nur  schon  bestehende  Fabriken  von  mindestens  1500  Rubel  Jahreser- 
zeugnis  und  erst  entstehende  von  mindestens  8000  R.  Jahreserzeugnis 
Gebrauch  machen  dürfen,  und  dass  Magazins-,  Fabrikations-,  Ver- 
paokungsräume  gesondert  werden  mflssen;  diese  Vorschriften  be- 
wirkten den  augenblicklichen  Schluss  der  kleinen  Fabriken,  wo  der 
Betrieb  weitaus  am  schädlichsten  war. 


—  e.  Die  Batwieklniiff  der  KoasiiiDTereiDe  ram  telbatäiidigeB 
Bngrotliaiidel.  Hierfiber  berichtet  die  >  Austria«  (1890)  aus  London : 
»Das  Aktienkapital  der  Konsnmvereine  und  Produktionsgenossenschaften 
Grossbritanniens  beziffert  sich  gegenwärtig  auf  10  390  000  jf ,  in  wel- 
cher Summe  das  durch  Schuldverschreibungen  aufgebrachte  Kapital 
nicht  inbegriffen  ist.  In  1889  bewertete  sich  der  Gesamtabsatz  der 
Vereine  auf  86  700000  £,  und  warf  einen  Reinverdienst  von  nahezu 
BVt  Millionen  £  ab.  Zum  weitaus  grössten  Teil  sind  an  diesen  Summen, 
nur  die  Konsumvereine  beteiligt ,  indem  die  Produktivvereine  vorerst 
noch  verhältnismässig  gering  an  Zahl  und  umfang  sind.  Die  Form 
in  welcher  die  Vereine  gegründet  werden,  ist  wie  bei  den  mittlerweile 
zu  RieeenetabÜBsements  angewachsenen  Beamten-Konsumvereinen  in  Lon- 
don jene  von  Aktiengesellschaften.  Der  einzige  umstand,  durch  wel- 
chen sie  sich  von  gewöhnlichen  Aktiengesellschaften  unterscheiden, 
besteht  darin,  dass  es  einem  einzelnen  Mitglied  nicht  erlaubt  ist,  mehr 
als  eine  bestimmte  Zahl  von  Aktien  (im  Maximum  gewöhnlich  200)  zu 
erwerben,  und  dass  alle  Mitglieder  das  gleiche  Stimmrecht  haben, 
gleichviel  ob  sie  nur  eine  oder  200  Aktien  besitzen.  Der  Nominalwert 
einer  Aktie  übersteigt  selten  1  £,  und  wo  es  sich  um  die  Gründung 
eines  Konsumvereins  handelt ,  beginnt  man  meistens  nur  mit  einem 
oder  zwei  der  hauptsächlichsten  Verbrauchsartikel  der  Spezereiwaren- 
branche  (gewöhnlich  Thee,  Speck,  Schmalz,  Butter,  Brot  etc.).  Kredit 
wird  nur  von  sehr  wenigen  Vereinen  und  nur  in  einem  nach  Zeit  und 
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üm&sg  sehr  beflohxftnktem  Ma«e  gew&hrt;  nan  hat  Dämlieh  gefondeii, 
daas  Ereditgewäbren  fast  immer  den  Anfiuig  sor  Aaflöftong  der  Verane 
bildet.  Die  Preiie»  tu  welchem  die  Vereine  ihre  Waren  an  die  ViU 
glieder  abgeben  sind  meist  die  nämliobeo'»  wie  sie  die  Ladenbeeitaer 
in  der  Nachbarschaft  fordern;  das  Mitglied  erh&lt  aber  mit  jedem 
Einkauf  einen  Zettel,  aaf  welchem  der  Wert  eines  jeweiligen  Einkanfii 
angegeben  ist,  und  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahrs  wird  dar  Beu- 
gewinn  im  Verhältnis  sn  den  gemachten  Einkäufen  verteilt.  Einige 
dieser  Vereine  bringen  es  in  einem  Jahr  su  einem  UmsaU  im  Werte 
von  Vt  Million  jf.  Ausser  den  Detailkonsumvereinen  hat  man 
es  mit  der  Zeit  fQr  aweckm&ssig  gefunden,  swei  sog.  Engros-Kon- 
Bumvereine  zu  grAnden,  welche  gewissermassen  die  Funktion  von 
grossen  Einkaufsagenturen  für  die  eigentlichen  Eonsumvereine 
bilden.  Der  ftltere  wurde  bereits  im  Jahre  1863  in  Manchester  ge- 
gründet, der  andere  in  Schottland  im  Jahre  1868.  Individuelle  Mit- 
glieder oder  Aktienbesitzer  haben  diese  Engrosvereine  nicht,  sondora 
es  sind  nur  die  Detailkonsumyereine  als  solche  mit  Aktien  an  den 
grösseren  Vereinen  beteiligt  W&hrend  nun  die  Detailvereine  tcoti 
dieses  Verhältnisses  nicht  unbedingt  verpflichtet  sind,  ihre  Waren  dornh 
die  Engrosunternehmungen  zu  beziehen,  sind  die  Engrosvereine  ihrer- 
seits verhalten,  die  Detailvereine  auf  Verlangen  zu  bedienen.  Am 
24.  Mai  1876  erwarb  der  englische  Engros-Verdn  sein  erstes  See- 
schiff, heute  besitzt  er  deren  fttnf  oder  sechs.  In  Irland  hat 
er  8  Filialen  zum  Einkauf  von  Butter  und  Eiern,  in  New  York  eine 
f&r  Käse,  Speck,  Schmalz,  Mehl  etc.,  in  Kopenhagen  eine  fOr  Butter, 
in  Hamburg  eine  ebenfalls  für  Butter  und  verschiedene  andere 
Nahrungsmittel.  Ausserdem  sendet  der  Verein  gelegentlich  Delegierte 
zum  direkten  Einkauf  von  Konsumartikeln  nach  dem  Ausland,  wie  ^  B. 
nach  Griechenland  und  der  TOrkei  für  Korinthen  und  Rosinen ,  nach 
Frankreich  f&r  Wolltuch  (in  Ronen  ist  ausserdem  eine  permanente  ESn- 
kauMliale),  nach  dem  Rhein  für  Aepfel,  nach  Ungarn  ftlr  Mehl  a.  ■.  f. 


Die  eMokIfletkitigkeit  der   landwIrtMhaftUehen  Kwmvw 
eine  in  Baden. 

Bezogene  Waren. 


Jahr 

Zahl  der 

Zahl  der     Hilfsdflnger 

Sämereien 

Kraflfutter 

Vereine 

Mitglieder   Ctnr.      M. 

Ctnr.      M. 

Ctnr.      M. 

1883 

11 

474        1082        7500 

40     1500 

4400    19000 

1884 

69 

2651      10792     88290 

968   12996 

7900    35737 

1885 

124 

5103      15302     68978 

1445  25387 

11177    56938 

1886 

151 

6691      39407    110311 

1132  22215 

12659    57298 

1887 

227 

9057      52970    141087 

3109  26917 

26426  128585 
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Gesamtamsats  der  Vern- 

Jahr 

StoiBkohlen 

Sals 

Sonstiges 

eine  einsohliesslioli  ver^ 
kanfber  Produkte  mnd 

anr.      M. 

Ctnr.      M. 

M. 

M. 

1883 

12000  10000 

— .         — 

600 

80000 

1884 

25966  16513 

3888  14000 

2000 

383200 

1885 

32800  85449 

6211  14171 

4000 

740000 

1886 

45189  37143 

8106  22676 

214056 

102900 

1887 

57486  46696 

11113  27606 

808400 

1898900 

(Verw.-Ber.  des  Grh. 

Bad.  Min.  d.  I.,  1889.) 

— «.  BlcentlhidieUceitoa  des  HaaddlanaohOstasiea,  insbeaoDdero 
Japaa.  •--  Ans  Yokohama  schreibt  das  >D.  fl«  Arch.c  über  den  aus- 
wärtigen Handel  Japans  im  Jahre  1889 :  Der  Wert  des  Qesamthandels 
Japans  hat  gegen  das  Vorjahr  um  5  008  728  Ten  oder  15  711  706  Mark 
angenommen.  Ein  Rttckblik  auf  die  Ziffern  der  loteten  Jahre,  welche 
eine  ununterbrochene  und  sehr  bedeutende  Steigerung  in  der  Einfuhr 
aufweisen  (die  Einfuhr  stieg  seit  1885  von  29  856  967  Ten  auf  66  108  760 
Ten  im  Jahre  1889),  sollte  su  der  Annahme  ffthren,  dass  dieser  gestei- 
gerten Einfuhr  fremder  Waren  stets  auch  eine  entsprechende  Zu- 
nahme des  Bedarfs  in  Japan  gegenübersteht  und  dass  mithin  auch 
ffir  die  Zukunft  auf  einen  yermehrten  oder  wenigstens  sicheren  Absati 
der  den  Markt  beherrschenden  Europftischen  Eraeugnisse  in  Japan  zu 
rechnen  ist.  Dies  ist  indessen  uurmitEinschrfinkungen 
richtig.  Allerdings  kann  angenommen  werden,  dass  für  gewisse 
Europäische  Eneugnisse  sich  allmfthlieh  ein  BedÜrfiais  im  Japanischen 
Volke  eingebürgert  hat,  und  bezüglich  dieser  erscheint  die  Annahme 
einer  weiteren  Verbrauohssteigerung  und  einer  steten  Vermehrung  der 
Einfuhr  nicht  unbegründet.  Bei  einer  Reihe  von  Artikeln  indes,  die 
als  Bedarfsartikel  ansusehen  sein  möchten,  lüsst  sich  von  einem  ein- 
gewurzelten Bedürfnis  des  Japanischen  Volkes  nnd 
einem  befestigten  Absatz  noch  nicht  reden.  Diese  Artikel 
dienen  yielmehr  vom  Japanischen  Standpunkte  aus  dem  Luxus,  und 
ihr  Verbrauch  schwankt,  je  nachdem  die  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  eine  Vermehrung  oder  eine  Einschränkung  der  Luxusaus- 
gaben zur  Folge  haben.  Absolute  Bedarfsartikel  für  Japan  sind 
beispielsweise  englische  Baumwollgarne  und  Baumwollgewebe ;  in  ihnen 
lässt  sich  auf  eine  stete  Fortentwickelung  des  Verbrauchs  und  Jahr 
för  Jahr  auf  einen  gesicherten  Absatz  rechnen.  Zu  den  Luxus-  oder 
Modeartikeln  zählt  dagegen  das  Europäische  Kleid,  die  Europäische 
Wäsche  und  Alles ,  was  sonst  in  Verbindung  mit  Europäischer  Le- 
bensweise yorübergehend  zu  grösserem  Aufwände  führt.  Alles  dieses 
wird  ohne  Zögern  und  selbst  ohne  Bedauern  bei  Seite  geschoben  und 
der  ganze  Hausstand   auf  seine  ursprüngliche  Japanische 
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Einfachheit  zurückgeführt,  sobald  die  ünguoBt  der  Terh&li- 
nisse  gebietet,  Ausgaben,  die  nicht  dem  unmittelbaren  Bedfirfiaisse 
dienen,  einzuschränken.  Die  angeborene  Bedürfnislosigkeit  kommt  hier- 
bei dem  Japaner  Tortrefflich  zu  statten.  In  guten  Zeiten  leichtlebig 
und  gennssbereit,  aber  auch  ohne  Sorge  um  die  Zukunft,  findet  er 
auch  mit  schweren  Zeiten  durch  &usserste  Einschrän- 
kung verhältnismässig  leicht  sich  ab.  —  Der  fremde 
Hand  einstand  hat  seit  einigen  Jahren  bereits  mit  einer  sehr  unwill- 
kommenen Wandlung  im  Zahlungsmodus  seiner  einheimischen  Käufer 
zu  kämpfen,  indem  diese  an  Stelle  der  ursprünglich  üblichen  Barzah- 
lung immer  mehr  ein  Kreditsystem  einzuführen  bestrebt  sind. 
An  und  für  sich  ist  dieses  Bestreben  natürlich  genug:  denn  auch  der 
einheimische  Kaufmann  ,  welcher  den  Verkehr  nach  dem  Innern  yer- 
mittelt,  ist  auf  Kredit  seinen  Abnehmern  gegenüber  angewiesen ,  und 
die  Erleichterungen,  die  ihm  seitens  Japanischer  Bankinstitute  zur  Ver- 
fügung stehen  ,  sind  zur  Zeit  noch  rein  nominelle,  welche  unter  kriti- 
schen Verhältnissen  ohne  Weiteres  zurückgezogen  zu  werden  pflegen. 
Mit  dem  Kreditgeschäft  wird  aber  nicht  nur  das  Bisiko  des  fremden 
Handelsstandes  erhöht,  sondern  es  steht  ausserdem  zu  befürchten,  dass 
gerade  dadurch  häufig  eine  Wareneinfuhr  in  grosserem  Umfange  be- 
günstigt wird,  als  durch  die  Verhältnisse  gerechtfertigt  ist ,  worunter 
in  erster  Linie  wieder  der  fremde  Handel  zu  leiden  haben  würde.  — 
Schliesslich  verdient  auch  das  Bestreben  einer  auf  gänzliche  Selb- 
ständigkeit ihr  Ziel  richtenden  Partei  im  Lande  Erwähnung, 
deren  Programm  die  allmähliche  Verdrängung  Europäi- 
scher Industrie-Erzeugnisse,  namentlich  aber  die  Besei- 
tigung Europäischer  Kaufleute  für  die  Vermittlung  des 
nicht  zu  umgehenden  fremden  Warenverkehrs  umfasst.  Dass  in  letz- 
terer Hinsicht  bereits  Fortschritte  gemacht  werden,,  beweisen  die  täg- 
lichen ZoUeinfuhrUsten,  auf  welchen  Japanische  Firmen  mitunter  schon 
recht  ansehnlich  figurieren,  und  die  Thatsache,  dass  die  direkte  Ge- 
samteinfuhr seitens  Japanischer  Kauflente  im  Jahre  1889  die  Summe 
von  9  607  709  Dollars ,  also  etwa  15  pCt  der  Gesamteinfuhr,  erreichte. 
—  Was  dagegen  die  Japanische  Industrie  im  Wettstreit  mit 
der  Europäischen  anlangt,  so  darf  nach  der  Ansicht  sachver- 
ständiger Beurteiler  angenommen  werden,  dass  der  Zeitpunkt 
einstweilen  noch  in  weiter  Ferne  liegt,  wo  —  wenige 
Ausnahmen  abgerechnet  —  eine  Verdrängung  der  letzteren  d  urch 
ebenbürtige  und  wohlfeile  einheimisoheErzeugnisse  zu  be- 
fürchten steht  Allerdings  werden  in  jedem  Jahre  mit  grossem 
Kostenaufwande  neue  industrielle  Unternehmungen  in  das  Leben  ge- 
rufen und  in  Betrieb  gesetzt:  Spinnereien,  Webereien,  Hutfabriken, 
Glasfabriken,  Papiermühlen  u.  a.  m.  Doch  bleibt  es  einstweilen  dahin- 
gestellt, ob  diese  Anlagen  auf  die  Dauer,  trotz  der  niedrigen 
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Arbeitslöhne,  in  die  Lage  kommen  werden,  anch  nur  eine  merk- 
liche Herabmindemng  der  Einfnhr  in  den  betrelfonden  Eneugniesen 
herbeianführen ,  wenn  ihnen  fiberhanpt  ein  langer  Bestand  im  Kampf 
mit  Eoropftischer  Konkurrenz  yoraussusagen  ist  —  Insbesondere  wer- 
den diese  Zweifel  berechtigt  sein,  soweit  die  Herstellung  von  wollenen 
Webewaren ,  insbesondere  Tuchen,  in  Frage  kommt,  dessen  Fabrika- 
tionsTonflge  auch  in  Europa  als  das  Ergebnis  einer  langen  Arbeit  an- 
zusehen sind,  die  aber  in  einem  Lande,  welches  weder  selbst  Wolle  er- 
xeugt,  noch  genagenden  Bedarf  an  Wolle  hat,  um  auf  regelmftssige, 
billige  Versorgung  aus  den  Produktionslftndem  rechnen  zu  können,  in 
gleicher  Wohlfeilheit  wie  in  Europa  unmöglich  hergestellt  werden 
können. 


—  ••  Baver  und  Hftndler  in  Tabak.  Der  Verw.Ber.  des  Qh.  Min. 
d.  Inn.  von  Baden  (1889)  bemerkt  hiezu :  üeber  die  Fortdauer  von  die 
Tabakspflanzer  sch&digenden  Missbr&uchen  im  Tabakshandel  wird  immer 
noch  zahlreich  geklagt,  insbesondere  über  Versuche  der  ünierhftndler, 
bei  Abnahme  des  Tabaks  an  der  Wage  willkOrliehe  Abzüge  von  dem 
früher  vereinbarten  Preis  zu  erzwingen,  oder  auch  darüber,  dass  trotz 
abgeschlossenen  Verkauft  die  Abnahme  des  Tabaks  hinterher  überhaupt 
▼erweigert  wird,  und  dass  im  Fall  der  Erhebung  von  Reklamationen 
die  betreffenden  Tabakhandelsfirmen  nicht  selten  die  von  ihren  ünter- 
eink&ufem  abgeschlossenen  Käufe  als  für  sie  verbindlich  nicht  aner- 
kennen. Mögen  auch  manche  der  erhobenen  Klagen  übertrieben  oder 
ganz  unbegründet  sein,  so  scheint  doch  soviel  festzustehen,  dass  unter 
den  Tabaksagenten  und  -Maklern  sich  manche  recht  nnzuverlftssige 
Elemente  befinden  und  es  sollten  daher  die  Tabakspflanzer  sich  ange- 
wöhnen, auf  schriftlichen  Vertragsabschluss  zu  dringen  und  über  die 
Person  deqenigen  H&ndlers,  auf  dessen  Rechnung  der  Einkauf  erfolgt, 
sieh  völlige  Sicherheit  zu  verschaffen.  Die  Wahrnehmung,  dass  viele 
der  Tabaksunterh&ndler  sich  nicht  im  Besitz  der  durch  die  Gewerbe- 
ordnung vorgeschriebenen  Urkunden  befinden,  gab  dem  Grh.  Ministe- 
rium Veranlassung,  die  Bezirksämter  im  Gteneralerlass  vom  4.  Dezember 
1888  darauf  hinzuweisen,  dass  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften Personen,  welche  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  ihres  Wohn- 
ortes ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Niederlassung  und  ohne  vor- 
g&ngige  Bestellung  in  eigener  Person  Waren  bei  anderen  Personen 
als  bei  Kaufleuien ,  oder  an  anderen  Orten ,  als  in  offenen  Verkauft- 
stellen zum  Wiederverkauf  ankaufen,  im  allgemeinen  eines  Wanderge- 
werbescheines bedürfen  (§  55  Ziffer  2  Gewerbe-Ordnung);  Personen 
aber,  welche  ein  stehendes  Gewerbe  betreiben  oder  im  Dienste  eines 
solchen  Gewerbetreibenden  stehen,  wenn  sie  ausserhalb  des  Gemeinde- 
bezirkes der  gewerblichen  Niederlassung  für  die  Zwecke  dieses  Ge- 
werbebetriebs Waren  aufkaufen,  einer  Gewerbelegitimationskarte  (§S  44 
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and  44a  Oewwbe^rdnnsg  und  %  69  ff.  der  Yonsagcverordniiitg  rar 
Gewerbe-OrdnoBg)  m  lösen  haben.  Man  darf  wohl  annehmen,  daae  der 
strenge  Vollzng  der  Toretehend  angef&hrten  Geeetsesvonchriften  nnd 
die  dadurch  ermöglichte  Feetstellnng  der  Persönlichkeit  der  Einkäote 
von  Tabak  gegenüber  den  obenbeseichneten  Versnchen,  hinterher  sieh 
der  Erfdllnng  der  Kanfsznsage  einseitig  sn  entziehen,  Wandel  schaffen 
werde.  Im  übrigen  dürfte  die  Unsitte  des  Verkanfs  des  Tabaks,  so 
lange  er  noch  anm  Zweck  der  Trocknung  hftngt,  dam 
dieser  Zeit  ein  urteil  über  die  Beschaffenheit  des  Tabaks  noch  gar 
nicht  möglich  ist,  viel  su  den  seither  beklagten  ünsnkömmlichkeiten 
im  Tabakhandel  beigetragen  haben,  da  die  von  der  Verkaafsseit  ab 
bis  zum  Abnehmen  des  Tabaks  wirklich  eingetretenen  oder  anoh  nnr 
behaupteten  nachteiligen  Aenderungen  in  der  Beschaffenheit  des  Tk- 
baks  dem  Unterhändler  hinterher  mit  Recht  oder  Unrecht  Anlass  so 
Preisabzügen  geben,  welche  nicht  selten  recht  unerquickliche  Ausein- 
andersetzungen an  der  Tabakswage  zur  Folge  haben.  Die  Bemühungen 
der  staatlichen  und  Vereinsorgane,  welche  auf  Abstellung  des  sog 
»Dachkaufs«  seit  Jahren  gerichtet  sind,  waren  bisher  leider  yod 
durchschlagendem  Erfolg  nicht  begleitet.  Den  landwirtschaftlichen 
Konsumvereinen  dürfte  es  noch  am  ehesten  möglich  sein,  ein  gemein- 
sames Vorgehen  der  Pflanzer  gegenüber  sohftdigenden  »Usancen«  dee 
Handels  herbeizuführen.« 


Schlendrian  in  der  Zaekerindnetrie  Indiena.  Das  Zackerrohr  ist 
ursprünglich  in  ganz  Indien  wild  gewachsen  und  gewiss  das  wertvollste 
von  allen  tropischen  Gr&sem.  Es  wird  hauptsächlich  in  Bengalen,  den 
Nordwestprovinzen  und  Oudh,  Pundjab  und  einigen  unabhängigen 
Staaten  kultiviert.  Die  Hauptschwierigkeit  liegt  dabei  jedoch  in  dem 
Mangel  an  natürlicher  Feuchtigkeit  zur  richtigen  Jahreszeit,  und  mu« 
diesem  Mangel  durch  künstliche  Bewässerung  abgeholfen  werden,  was 
natürlich  die  Produktion  sehr  verteuert.  So  lange  jedoch  die  Preise 
des  Rohzuckers  (»Gur«  und  >Rab«  genannt)  fortwährend  steigen,  wie 
dies  während  der  letzten  Jahre  der  Fall  war,  oder  wenn  sich  nur  die 
jetzigen  Preise  fest  erhalten,  ist  noch  immer  genügende  Ermunterung 
für  den  Landmann  vorhanden,  um  sein  Zuckerrohrfeld  fort  zu  bepflan- 
zen. Eine  merkwürdige  Erscheinung  bleibt  es  immerhin,  dass,  trotzdem 
Indien  leicht  imstande  wäre,  seinen  eigenen  Bedarf  an  Zucker  zu  decken, 
und  noch  ein  gutes  Quantum  jährlich  auszufahren,  dennoch  der  Zucker* 
Import  ein  sehr  bedeutender  ist,  und  sogar  von  Jahr  zu  Jahr  zunimmt. 
Im  Jahre  1880  betrug  diese  Einfuhr  808848  q,  davon  aus  Mauritius 
70  810  q,  aus  China  57  902  q,  aus  Singapore  44  968  q.  Die  Regierung 
gibt  sich  grosse  Mühe,  um  eine  Verbesserung  in  der  Methode  der  indi- 
schen Znckerfabrikation  herbeizuführen,  jedoch  bisher  ohne  Erfolg. 
Sowohl  der  Bau  des  Zuckerrohrs,   als  auch  das  Pressen  desselben  und 


Digitized  by  VjOOQIC 


MinaUen.  191 

die  fiereitiing  des  Robzooken  geiohiebt  nooh  genau  00  wie  vor  Jahr- 
htmderten,  und  mit  dem  Raffinieren  besch&ftigen  sieh  nur  einige  etiro- 
pftitehe  Fatnriken.  Der  indttohe  Bauer  bat  mit  den  besseren  Sorten 
▼on  Znokerrobr,  mit  Samen  ans  Penang  oder  Manritins  noch  gar  keinen 
Yerracb  gemaobt,  sondern  baut  die  von  seinen  Voreltern  gepflanzten 
Sorten  weiter.  Die  Folge  davon  ist,  dass  ein  Aere  Landes  in  Barbados 
oder  Ober-Aegypten  80  bis  36  Tonnen,  in  Demerara  swischen  25  und  40 
Tonnen  Bohr  gibt,  wfthrend  der  Ertrag  in  Indien  nicht  die  H&lfte  da« 
von  ausmacht.  Kebstbei  wirken  aber  auch  noch  andere  umstände  sn 
Ungunsten  des  indischen  Produsenten.  Es  sind  bisher  nur  sehr  wenige 
Pressen  besserer  Konstruktion  aus  Europa  eingeführt  worden,  und  die 
in  Indien  seit  altersher  gebrauchten  verrichten  ihre  Arbeit  unvoll- 
kommen. In  Westindien  betr&gt  das  Quantum  des  ausgepressten  Saf- 
tes heute  70  bis  85  Pros,  vom  Gewicht  des  Rohmaterials,  wfthrend  man 
sich  in  Indien  noch  mit  einem  Durchschnitt  von  50  bis  55  Proz.  be- 
gnügt. Auch  die  Erhitzung  des  Saftes  wird  in  einer  nachlässigen  nnd 
nnrationellen  Weise  betrieben,  wodurch  sich  die  Flüssigkeit  in  eine 
schwarze  Materie  verwandelt,  welche  absolut  keiner  Krystallisation 
fähig  ist»  In  Westindien  ist  der  Verlust  an  unbrauchbares:  Materie 
auf  2  Prozent  reduziert  worden  ,  beträgt  aber  hier  noch  ca.  12  Proz. 
In  Westindien  wird  von  einem  gewissen  Quantum  Rohr  dreimal  so  viel 
trockene  Zucker  als  Rohmaterial  gewonnen,  in  Ostindien  dagegen  be- 
kommt man  doppelt  so  viel  Melasse  wie  Zucker.  Indischer  Rohzucker 
wurde  vermöge  seiner  minderen  Qualität  in  europäischen  Zuckerfa- 
briken ganz  unbrauchbar  gefunden,  und  konnte  nur  in  Brauereien  be- 
ntltzt  werden.  In  den  Nordwestprovinzen  Indiens  werden  aus  einem 
Acre  Rohrfeld  ungefähr  40  Zentner  »Gur<  oder  48  Ztr.  »Rab«  ge- 
wonnen, während  man  in  Barbados  oft  Aber  4  Tonnen  trockenen  Zucker 
(Mascovado)  pr.  Acre  bekommt,  in  Singapore  und  Malacca  ungefähr 
8  Tonnen  und  4  bis  5  Zentner,  um  Galcutta  herum  hingegen  nur  1  Tonne 
und  3  bis  4  Zentner.  Es  ist  sehr  charakteristisch  fQr  indische  Ver- 
hältnisse, dass  sich  sowohl  der  Produzent,  wie  der  Konsument  mit 
einem  Artikel  begnügt,  der  dem  Fremden  kaum  zur  menschlichen  Nah- 
rang geeignet  erscheint.  Hiezu  trägt  aber  nebst  der  ihm  angeborenen 
Indolenz  am  meisten  die  Armut  aller  Klassen  bei,  die  weder 
dem  Bauern  eine  intensivere  Kultivierung  seines  Bodens,  noch  dem 
kleinen  Qewerbsmann  die  Anschaffung  besserer  Werkzeuge  und  Ma- 
schinen gestattet.  Nebst  der  Hausindustrie  beschäftigen  sich  10  grossere 
und  171  kleinere  Fabriken  in  Indien  mit  der  Produktion  und  dem  Raf- 
finieren von  Zucker,  und  der  Gesamtwert  dieser  Fabrikate,  soweit  der- 
selbe aus  den  vorliegenden  Daten  berechnet  werden  kann,  beträgt  jähr- 
lich 5  358  820  Rupien.    (Anstria  1890.) 
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Die  Znnalime  des  Clearing-  und  Cheok-Yerkelurs  in  Lendoi.  — 

Der  Ausweis  des  Londoner  »Banken  Cleftring-HonBe«  ffir  1889«  ergielii 
Folgendes:  Die  durch  das  Institut  passierten  Gheoks  und  Wechsel  re- 
präsentieren einen  Wert  von  7  618  766  000  £,  eine  bisher  nie  erreichte 
Ziffer.  Dieser  Betrag  übersteigt  den  Verkehr  desVoijahn  um  676  594000/ 
und  jenen  von  1887  um  541  669  000  £.  Ffir  das  ganze  Jahr  beträgt  die 
Zunahme  von  1889  gegen  1888  10  pGt  Zum  grosseren  Teil  muss  man 
diese  Yerkehrssunahme  des  Clearing  House  auf  den  geschäftlichen  Auf- 
schwung lurfickftthren.  Ein  gewisser  Teil  der  Vermehrung  dürfte  aber 
durch  die  stetige  Ausdehnnng  des  Cheokverkehrs  Überhaupt  bediogft 
sein.  Indirekt  kommt  dieser  umstand  auch  darin  mm  Vorschein^  dsai 
trotz  der  fortschreitenden  kommerziellen  und  industriellen  fintwicklung 
des  Landes  die  Kotenzirkulation  in  England  und  Wales  wenigstens 
während  der  letzten  Jahrzehnte  langsam  abgenommen  hat.  In  Schott- 
land und  Irland  ,  wo  bekanntlich  Einpfnndnoten  im  Umlauf  sind,  hat 
dagegen  der  Gebrauch  von  Noten  etwas  zugenommen.  Die  Ausbreitung 
des  Gheckverkehrs  ist  namentlich  in  den  letzten  Jahren  dadurch  we- 
sentlich gefordert  worden,  dass  die  Banken  infolge  der  wachsenden 
Konkurrenz  sich  genötigt  sahen,  auch  für  kleinere  Knnden 
Conti  zu  eröffnen,  und  Überdies  keine  Einwendungen  mehr  gegen 
das  Ziehen  von  Checke  für  geringere  Beträge  erheben. 

(Oester.  Eons.-Ber«  aus  Iiondon.\ 
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Holte,  L«  Die  Beform  des  Dentsoheii  Patentreehtee.  Ein  Beitrag 
zur  Entwickelung  des  Deutschen  Patentrechtes.  Tübingen,  Laupp,  1890. 

Diese  Schrift  kommt  wie  gerufen.  Vor  dem  Deutschen  Reichstage 
liegen  zwei  Entwürfe ,  der  eine  als  erstes  Gesetz  über  den  Schutz  der 
sog.  9Qebraachsmaster«  (besser  vielleicht  mit  Ndte  »Nützlichkeits- 
muster« zu  nennen),  der  andere  ein  Neugesetz  zum  Deutschen  Patent- 
gesetz vom  25.  Mai  1877.  Beide  Entwürfe  werden  zweifellos  ohne  we- 
sentliche Veränderungen  alsbald  Annahme  finden.  Zam  genetischen 
Verstftndnis  dieser  zwei  Gesetzentwürfe!  event.  Gesetze  bildet  Nolte'B 
Schrift  einen  Schlüssel,  wie  er  besser  nicht  gefertigt  sein  könnte,  ob- 
wohl dieselbe  vor  der  Vorlegung  der  Bundesratsvorlagen  den  Lesern 
zu  Händen  gekommen  ist.  Der  Wert  der  NolU^Bchen  Schrift  liegt  näm- 
lich nicht  in  der  übrigens  ganz  kurzen  Vertretung  des  Prinzips  des  Pa- 
ten tschatzes  überhaupt  (S.  1 — 16) ;  man  konnte  diesen  einleitenden  Ab- 
schnitt nicht  bloss  anfechten,  man  könnte  ihn  entbehren.  Die  Schrift, 
welche  auf  nur  156  Seiten  eine  ungemein  reiche  Orientierung  gew&hrt, 
gilt  vielmehr  der  Vertretung  und  Weiterbildung  des  deutschen  Patent- 
rechtes nach  seiner  Grundlegung  im  Gesetz  von  1877  und  von  dieser 
Grundlegung  aus.  Sie  hält  am  gemischten  System  der  Voruntersuchung 
und  des  Aufgebotsverfahrens  einerseits  gegenüber  dem  reinen  Melde- 
system,  andererseits  gegenüber  dem  reinen  Aufgebotssystem  fest,  wobei 
sie  die  Festhaltung  des  deutschen  Systems  in  einer  so  kurzen  als  mu- 
sterhaften Darlegung  der  dafür  angeführten  Gründe  vertritt.  Nölte 
verschliesst  sich  aber  nicht  dem  Bedürfnis  gründlicher  Weiterbildung 
des  deutschen  Patentsystems.  Er  hält,  was  er  im  Titel  verspricht,  und 
giebt  wirklich  —  das  ist  im  wesentlichen  seine  Arbeit  —  einen  »Bei- 
trag zur  Entwickelung  des  Deutschen  Patentrechtes«.  Diese  Be- 
schränkung ist  weise;  denn  um  etwas  Anderes  kann  es  sich  zur  Zeit 
fBr  die  Gesetzgebung  nicht  handeln.  Dieselbe  hindert  aber  den  Ver- 
fasser auch  nicht,  für  Alle,  welche  dem  bestehenden  und  sich  fortent- 
wickelnden Schutz  des  gewerblichen  Urheberrechtes  das  volle  Verständnis 
an  der  Hand  der  praktischen  Erfahrung  abgewinnen  wollen,  ohne  selbst 
das  ganze  Litteratur-  und  Enquete-Material  zur  Hand  zu  haben  oder 
verfolgen  zu  können,  etwas  recht  Bedeutendes  darzubieten.    Auf  Grund 

Z«ltMhr.  f.  BiMtaw.    1891.    I.  Heft.  18 
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einer  vollst&ndigen  Litteraturfibersicht,  sodann  auf  Grand  einer  synop- 
tischen  Darstellnng  der  Patentrechtsgrundbestimmnngen  der  Terscbie- 
denen  L&nder,  weiter  anf  Qrand  eines  hOohst  lehrreichen  Abrisses  über 
die  Patentgesetsgebnng   und   Patentreformbestrebungen   der   einzelnen 
L&nder  seit  1877  (einschliesslich  der  von  Deutschland    bis  jetzt  gemie- 
denen internationalen  Patentunion  von  1883),    endlich  und  namentlich 
auf  Grund  des  umfangreichen  Materials   der    deutschen  Patentenquete, 
sowie  der  Aeusserangen  der  technischen  Vereine,  der  Handelskammern 
und  der  Spezial Schriftsteller  zur  Sache,   geht  der  Verüasser    auf  sämt- 
liche seit  1877  zur  Diskussion  gestellten  Fragen   der  Patentreform  ein. 
So  kurz  er   flberall  ist,  was   die  Schrift  bei  ihrer   klaren,  einfachen 
Bedeweise  zu  einer  nicht  unangenehmen    Lektflre  macht,  so  gründlich 
ist  er;  denn  überall  weist   er   dem  Leser  dennoch  den  genauen  Weg 
zum  vollständigen  Quellenmaterial.    So  begeistert   Nolte   den  Patent- 
schutz nach  dem  System  der  deutschen  Gesetzgebung  empfiehlt,  so  um- 
sichtig und  vorsichtig  er  fragwürdigen  und  un ausgereiften  Vorschlägen 
entgegentritt,  so  entschieden  steht  er  für  die  Fortentwickelung  ein,  wo 
sie  im  Leben  als  ein  Bedürfnis  sich  herausgestellt  hat  und  ebensowenig 
vertuscht  er  Missstände ,   welche  am  Bestehenden  hervorgetreten  sind, 
sowohl  was  die  Organe  des  Patentschutzes,  als  was  das  Verfahren  be- 
trifft.   Fast  überall  wird  man  ihm  vom  Boden  des  Patentschutzes  und 
des  bestehenden  Patentsystems  aus  Recht  geben  müssen.    Auf  das  Ein- 
zelne können  wir  hier  nicht  eingehen   und  beschränken  uns  daher  im 
wesentlichen   auf  die  Bemerkung,  dass  die  Schrift  in  wenigen  Seiten 
und  Sätzen  auch  für  den  in  der  Bundesratsvorlage  beantragten  Schutz 
der    > Nützlichkeitsmuster <   oder    sog.  »kleinen  Erfindungen« ,   welche 
zwischen  den  »grossen«  Erfindungen  des  Patentgesetzes  und  den  >0e- 
schmacksmustern«  der  Musterschutzgesetzgebung  in  unser  Recht  einzu- 
dringen im  Begriffe  stehen,   ein   volles  Verständnis  eröffnet  und  dass 
sie  sämtliche  Probleme  der  Reform  ,  auch  soweit  sie  von  den  eingangs 
erwähnten  Vorlagen  des  Bundesrates  an  den  Reichstag   (Herbst  1890) 
noch  nicht  berührt  sind ,  für  jedermann  klar  hinstellt.     Ausserdem  sei 
noch  erwähnt,    dass  auch  der  Beitritt  Deutschlands  zu  der  internatio- 
nalen Patentunion    erörtert  ist;    selbst  jene,   welche   diesen    Beitritt 
wünschen,  werden  mit  Interesse  vernehmen,   wie   es  gemacht  werden 
könnte,   dass  Deutschland   ohne  Beitritt  zu  jener  Union   dennoch   die 
Vorteile   des  internationalen  Patentschutzes  im  Wege   der  nationalen 
Gesetzgebung  sich  verschaffen  könnte.  —  Das  Buch  ist  eines  von  jenen, 
in  welchen  man  in  Kürze  und  fast  mühelos  vieles    und  bedeutendes  in 
Sicherheit  lernt  und  dennoch  leicht  zu  den  Quellen  kommt    Sch&ffle. 


— e.  Statistisohes  Jahrbach  fAr  das  Dentsohe  Beioli,  1890.    Mit 

diesem  Jahrgang  beginnt  das  mit  Recht  berühmte   und  allgemein  an- 
erkannte Werk  das  zweite  Jahrzehnt  seines  Bestehens.   Die  bekannten 
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Vonüge  Bind  auch  dieser  eilften  Ansgabe  eigen.  Die  wichtigsten  Er- 
gebnisse der  Reichsstatistik  bis  com  nenesten  Stande  hin  gelangen  über- 
sichtlichst nnd  doch  reichhaltigst  snr  Kenntnis,  ohne  den  umfang  des 
grünen  B&ndchens  wesentlich  %u  erweitern.  Vortreffliche  Beigaben  des 
vorliegenden  Jahrgangs  sind  die  auf  drei  Blättern  gegebenen  Diagramme 
über  den  Altersaufbau  der  Reichsbevölkerang  bezw.  der  Erwerbsthfttigen 
und  eine  Karte  aber  das  Ergebnis  der  Beichstagswablen  von  1890. 

WittelshOfer,  Otto,  ünteraiiehiuigeB  Aber  das  Kapital,  Mine  Hatur 
aad  Fuiktion.  Sin  Beitrag  rar  Analjse  uid  Kritik  der  Yolkswirt- 
sehaft.    Tübingen,  1890,  Laupp*8che  Buchhandlung.    X  u.  262  8. 

Autoren,  die  Über  >das  Kapital«  schreiben,  werden  durch  die  Natur 
ihres  Stoffes  gewöhnlich  dazu  gedrftngt,  fast  über  die  gesamte  national- 
ökonomische  Theorie  zu  schreiben.  So  auch  WitteUhöfer.  Da  sonach 
eine  zusammenhängende  Inhaltsangabe  gleichfalls  beinahe  das  gesamte 
Gebiet  der  theoretischen  Nationalökonomie  durchmessen  mttsste ,  be^ 
schränke  ich  mich  auf  die  Hervorhebung  einiger  Momente,  welche  mir 
für  die  Charakterisierung  des  Werkes  als  die  wichtigsten  erscheinen. 
Unter  den  theoretischen  Voraussetzungen,  yon  welchen  der  Verfasser 
ausgeht,  haben  die  nachfolgenden  drei  den  wichtigsten  Einfluss  auf  die 
Gestalt  seiner  Lehre  genommen.  Er  besteht  —  mit  vollem  Recht  — 
auf  einer  strengen  Scheidung  zwischen  den  realen  Gütern,  die  das  Ka- 
pital ausmachen  ,  und  den  Rechtsverhältnissen,  dem  Eigentum  daran. 
Er  bezeichnet  diesen  Unterschied,  den  bekanntlich  auch  schon  Bodber- 
tU8  und  Wagner  hervorgehoben  haben,  mit  dem  Namen  objektives 
und  subjektives  Kapital,  und  versteht  unter  dem  ersteren  eine 
Summe  von  9 Vorprodukten«  oder  »vorgearbeiteten  Gütern«.  Sodann 
hat  er  eine  eigentümliche  an  Lormg  v.  Stein  erinnernde  Auffassung  vom 
Werte.  Er  setzt  nämlich  »das  Mass  der  Fähigkeit  eines  Produkts: 
Bedarf  zu  befriedigen«,  immer  in  Vergleich  mit  der  gleichen  Fähigkeit 
des  Gesamtproduktes  einer  Nation.  Das  Gesammtprodukt  befriedigt 
den  Geaamtbedarf  der  Nation,  jedes  einzelne  Produkt  irgend  eine  arith- 
metische Quote  desselben.  Die  bezügliche  Verhältniszahl  entscheidet 
über  den  Wert  der  einzelnen  Güter.  Befriedigt  z.  B.  ein  Gut  Vioooo  des 
Oesamtbedarfs ,  so  ist»  wie  immer  seine  absolute  Kraft  zur  Bedarfsbe- 
friedigung  beschaffen  sein  mag ,  sein  Wert  kleiner ,  als  wenn  es  Vmoo 
des  Qesamtbedarfes  befriedigen  würde.  —  Dazu  gesellt  sich  als  dritter 
Charakterzng  eine  ausserordentlich  hohe  Meinung  von  dem  Einfluss, 
welchen  die  Machtverhältnisse  der  Parteien  auf  die  Gestaltung 
der  Preise  ausüben.  An  dieses  Moment  knüpft  auch  die  Lösung,  die 
der  Verf.  vom  wichtigsten  Kapitalproblem ,  vom  Probleme  des  Kapital- 
sinses  gibt,  unmittelbar  an.  Der  arbeitsteilige  Unternehmer  kauft  Vor- 
produkte, Rohstoffe  und  Werkzeuge  von  Unternehmern  früherer  Pro- 
duktionsstufen  und  bearbeitet  sie  mit  Lohnarbeitern.    Den  »Vorprodu- 
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zenten«  gegenüber  kann  er  gewöhnlich  nichts  gewinnen ;  er  mnss  ihnen 
ihre  Vorprodukte  zu  einem  ihrem  wahren  Werte  entsprechenden  Preise 
abkaufen,  weil  er  ihnen  darchachnittlich  an  Macht  nicht  überlegen  ist 
Wohl  aber  ist  er  es  den  Lohnarbeitern  gegenüber.  Im  Lohnkontraki 
verkaufen  die  Arbeiter  ihr  Produkt  gegen  eine  Abfindungssumme,  welche 
unter  dem  Druck  der  Machtverhältnisse  ohne  Rücksicht  auf  die  Leistung 
der  Arbeiter  mit  dem  Existenzminimum  bemessen  wird.  Die  Differenz 
zwischen  dem  als  Abfindung  bezahlten  Existenzminimum  und  dem  Weite 
des  dafür  gekauften  Arbeitsproduktes  bildet  den  Gewinn  der  Unter- 
nehmer. »Der  Ertrag  aus  dem  Eapitaleigentum  entsteht  dadurch,  dasa 
der  Eigentümer  ....  in  seinem  Eigentum  das  Machtmittel  besitzt,  wo- 
durch er  Andere,  die  ohne  Eapitaleigentum  ihre  Arbeitsthätigkeit  nicht 
ausüben  können,  zu  zwingen  vermag,  ihm  das  Ergebnis  ihrer  Arbeit 
gegen  eine  Lohnabfindung  abzutreten.«  Hiemit  mündet  der  Verfasser, 
aus  einem  in  einzelnen  Teilen,  namentlich  in  der  Auffassung  des  Wertes 
etwas  verschiedenen  Ideengange  heraus,  in  die  bekannte,  von  Bodbertus 
und  Marx  vertretene  »Ausbeutungstheorie«  ein. 

Die  Behandlungsweise  des  Stoffes  ist  überwiegend  dialektisch-de- 
duktiv, und  hat  mich  öfters  im  guten  und  im  schlimmen  an  die  Art 
des  jüngst  verblichenen  Lorenz  v.  Stein  erinnert.  Im  guten  dunsh  die 
unverkennbare  dialektische  Kraft  und  Gewandtheit,  sowie  durch  die 
häufige  Einstreuung  feiner  und  packender  Bemerkungen ;  im  schlimmen 
durch  die  Neigung  zu  übertreibenden  Generalisierungen,  wobei  leicht 
irgend  ein  nebensächlicher  Umstand  in  den  Mittelpunkt  der  Betrach- 
tung und  Erklärung  gerückt  wird,  sowie  durch  den  nicht  immer  be- 
zähmten Hang  zu  aprioristischen,  viel  mehr  in  der  »Tiefe  des  Gemütes« 
als  in  der  Erfahrung  wurzelnden  Spekulationen.  Um  dem  Verf.  Ge- 
rechtigkeit widerfahren  zu  lassen,  muss  ich  übrigens  anerkennen,  da« 
er  in  der  Begel  für  seine  Deduktionen  die  Anlehnung  an  die  Erfiihrung 
redlich  sucht  —  er  hat  auch  in  seinem  «Vorwort«  einige  recht  beher- 
zigenswerte Bemerkungen  über  die  nötigen  Vorsichten  beim  Gebrauche 
der  deduktiven  Methode  niedergelegt;  aber  bisweilen  und  zwar  gerade 
an  sehr  wichtigen  Stellen  seiner  Lehre  hat  er  vergessen,  seine  Gedanken- 
gebilde in  dem  festen  Boden  eines  gesunden  Realismus  zu  verankern. 
Dies  gilt  besonders  für  seine  Wertauffassung.  Sie  ist  ein  geistreiches 
Gedankenspiel  ohne  Realität.  Sie  ist  als  elegante  Behauptung  hinge- 
worfen, aber  weder  bewiesen,  noch  beweisbar.  Sie  mag  aof  den  ersten 
fiüchtigen  Blick  in  den  gröbsten  Umrissen  mit  der  Wirklichkeit  su 
stimmen  scheinen,  aber  sie  erträgt  keine  Prüfung  auf  das  Detail.  Der 
Verf.  hat  sie  auch  im  Detail  weder  geprüft,  noch  ausgeführt:  er  hat 
überhaupt  zwar  eine  Wert  auffassung,  aber  keine  Wert  lehre  ge- 
geben. Eine  solche,  und  auch  eine  eigentliche  Preislehre  fehlt  seinem 
Buche  ganz.  Und  das  ist  für  dasselbe  folgenschwer  geworden.  Es  fehlt 
demselben  an  seiner  wichtigsten  Stelle,   ich  möchte  sagen,  das  (^kono- 
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mische  Rackgrat.  Die  thatsächlichen  Preise,  und  darunter  anoh  der 
Preis  der  Waren  Kapital  und  Arbeit,  sind  das  Ergebnis  gewisser 
ökonomischer  Ursachen ,  in  deren  Wirksamkeit  sich  allerdings 
auch  der  Einfluss  der  bestehenden  Machtverhältnisse  mit  einmischt. 
Aber  indem  der  Verf.  Qber  den  ökonomischen  Teil  der  Preislehre 
ganz  hinwegsieht,  gelangt  er  zu  der  Uebertreibung,  den  Machtverhält- 
nissen, die  in  Wahrheit  die  Wirksamkeit  der  Ökonomischen  Preis- 
besümmungsgrfinde  nur  innerhalb  gewisser  mehr  oder  weniger  eng 
gesogener  Schranken  variieren  kOnnen,  den  allein  massgebenden  Ein- 
fluss zuzusprechen.  Mit  der  Vernachlässigung  des  eigentlich  Ökonomi- 
schen Momentes  hängt  es  dann  wohl  anch  zusammen,  dass  der  Verf. 
es  vollständig  unterlassen  hat,  sich  mit  den  zahlreichen  Einwendungen 
auseinanderzusetzen,  die  die  wissenschaftliche  Kritik  der  Ausbeutungs- 
theorie von  Bodbertus  und  Marx  entgegengesetzt  hat,  und  die  zum 
grossen  Teile  aoch  der  vom  Verf.  vorgetragenen  Variante  jener  Theorie 
entgegenzuhalten  sind.  Obgleich  ich  somit  nicht  in  der  Lage  bin,  mit 
den  Hauptergebnissen  des  besprochenen  Werkes  übereinzustimmen,  er- 
kenne ich  gerne  an,  dass  dasselbe  eine  sehr  achtbare,  mit  erheblicher 
geistiger  Kraft  zosammengehaltene  Gedankenarbeit  ist,  welche  einen 
interessanten  Beitrag  zur  Litteratur  über  eines  der  schwierigsten  The- 
mata liefert,  und  aus  welcher  derjenige,  der  sie  wählerisch  durchmustert, 
gar  manche  nützliche  Anregung  schöpfen  kann.      E,  Böhm-Bawerk. 


Walraa  Löon,  IBlöments  d'Sconomie  politlqae  pure.  Zweite  ver- 
besserte und  vermehrte  Auflage.  Lausanne,  Rouge,  1889.  XXIV  u.  520  S. 

WaJras  ist  unstreitig  eine  originelle  und  bedeutende  Figur  unter 
den  nationalökonomischen  Gelehrten  unserer  Zeit.  Seine  Stellung  in 
der  Wissenschaft  wird  am  bündigsten  durch  zwei  Thatsachen  bezeichnet: 
er  ist  neben  Jevons  und  Menger  der  dritte  selbständige  Mitentdecker 
der  modernen  Werttheorie  vom  »Grenznutzen c,  und  er  ist  —  was  mit 
dieser  ersten  Thatsache  gar  nichts  zu  thnn  hat  —  einer  der  hervor- 
ragendsten und  entschiedensten  Vertreter  der  mathematischen  Methode 
in  der  Nationalökonomie. 

Walraa  hatte  seine  nach  Inhalt  und  Form  eigenartigen  Ideen  zu- 
erst (1873 — 1876)  in  vier  bei  wissenschaftlichen  Körperschaften  einge- 
reichten MSmoires  niedergelegt.  Dieselben  sind  später  unter  dem  Titel 
»Mathematische  Theorie  der  Preisbestimmung  der  wirtschaftlichen  Güterc 
(Stuttgart  1881)  auch  ins  Deutsche  übersetzt  und  dadurch  dem  deutschen 
Publikum  näher  gerückt  worden.  Das  Hauptwerk  von  Walraa  sind 
seine  1874 — 77  erschienenen  »iHimenis  d^J^eonomie  pölitique  pure*.  Von 
diesem  Werke  liegt  jetzt  die  zweite  Auflage  vor.  Dieselbe  weist  gegen- 
über der  ersten  mannigfache  Veränderungen  und  ßereicherungeo  auf. 
Insbesondere  ist  die  Lehre  vom  Gelde,  der  Walraa  in  der  Zwischenzeit 
ein  besonderes  Werk  (Thiorie  de  la  monnaie,   1886)   gewidmet  hatte, 
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weaentlieh  entwickelt,  ond  dem  Gänsen  eine  mathematische  Eialeitiiiig 
YorauBgeschiokt  worden.  Trotz  aller  Veränderongen  iat  aber,  wie  der 
Autor  mit  einem  gewiuen  Stolz  in  der  Vorrede  zar  zweiten  Auflage 
bemerkt,  »seine  Lehre  von  hente  dieselbe  geblieben  wie  seine  Lehre 
vor  15  Jahren«.  Dies  ist  ein  stolzes,  aber  auch  etwas  gefährliches  Wort, 
zumal  wenn  es  sich  nicht  um  irgend  ein  einzelnes  Teilgebiet  der  Wissen- 
schaft, sondern  um  das  ganze  System  derselben  handelt,  und  znmal 
wieder,  wenn  dieses  System  kein  althergebrachtes,  sondern  zum  guten 
Teil  ein  eben  erst  neu  und  originell  erdachtes  war.  Es  ist  wohl  noch 
keinem  Mensohenkinde  beschieden  gewesen,  neue  Ideen  über  ein  um- 
fangreiches wissenschaftliches  Gebiet  schon  auf  den  ersten  Wurf  so 
▼ollkommen  auszuarbeiten,  dass  sie  wie  ein  Kanon  auf  unveränderte 
Geltung  Anspruch  erheben  können,  und  dies  trifft  auch  bei  Wälra» 
zu.  Manche  seiner  Gedanken  haben  es  verdient,  unverändert  oder  &st 
unverändert  festgehalten  zu  werden.  Aber  vielen  anderen  wäre  eine 
zeitgemässe  Fortbildung,  Berichtigung  oder  Ergänzung  wohlthätig  ge- 
wesen. Und  fär  diese  Fortbildung  scheint  mir  Wdlras  etwas  zu  wenig 
gethan  zu  haben«  Ich  habe  den  Eindruck,  dass  er  während  der  langen 
15  Jahre,  die  die  zweite  Auflage  von  der  ersten  trennen,  sich  wissen- 
schaftlich fast  völlig  isoliert  gehalten  hat.  Infolge  davon  ist  seine 
Lehre  zwar  nicht  völlig  starr  geblieben,  aber  sie  hat  sich  nur  insofern 
entwickelt,  als  sich  Ansatzpunkte  dazu  schon  in  ihr  selbst  vorfanden. 
WalroB  hat  sich  gewissermassen  nur  an  Wälraa  selbst  korrigiert,  nicht 
auch  an  dem  allgemeinen  Fortschritte  der  zeitgenössischen  Wissenschaft, 
der  er  so  gut  wie  keinen  Einfluss  auf  sich  und  sein  Werk  gestattet  hat 
So  kommt  es,  dass  sich  in  der  zweiten  Auflage  gegenüber  der  ersten 
zwar  die  geistige  Entwicklung  wiederspiegelt,  die  der  isolierte  Denker 
Walraa  während  der  letzten  15  Jahre  durchgemacht,  nicht  aber  auch 
die  allgemeine  wissenschaftliche  Entwicklung  dieser  Periode.  Es  mag 
dies  in  gewisser  Beziehung  ein  Vorzug  sein,  in  mancher  anderen  ist  es 
sicher  ein  Nachteil.  Jedenfalls  aber  haben  wir  es  auch  in  der  neuen 
Auflage  der  9£liment8<  mit  einem  bedeutenden  Werke  eines  bedeutenden 
Mannes  zu  thun ,  dessen  Studium  Jedem,  der  ein  Freund  einer  tiefen 
und  denkkräftigen  Erfassung  der  nationalökonomischen  Probleme  ist, 
Nutzen  und  Genuss  bereiten  wird ;  einen  ganz  ungetrübten  Genuss  frei- 
lich nur  demjenigen,  der  zugleich  auch  ein  Freund  der  mathematischen 
Darstellnngsweise  ist. 

Ich  lasse  noch  das  Verzeichnis  der  in  der  IL  Auflage  behandelten 
Stoffe  folgen.  Einleitung:  Des  fonctiona  et  de  leur  rq^isentation  geo- 
mitrique.  Theorie  mathimatigue  de  la  ehnte  da  corps.  Section  I.  Objei 
et  divisiane  de  Viconomie  politique  et  sociale.  —  Section  IL  ThSorie  de 
Vechange.  —  Section  IIL  Thiorie  de  la  production,  —  Section  IV.  Thiorie 
de  la  eapUdlisaHon  et  du  credit.  —  Section  V.  Thiorie  de  la  monnaie.  — 
Section  VI.  Des  iarifs,  du  numopok  et  des  impöts,     E,  Böhm-Bowerk, 
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Kredit,  Kapital,  Zins,  Recht  auf  Arbeit  nnd  die  übrigen  Theorien, 
sowie  die  praktischen  Vorschläge  zur  Lösung  der  sozialen  Frage. 
Jena  1890,  G.  Fischer.    328  S.    M.  6.  — 

Dietz,  C,  Vertragsbruch  im  Arbeits-  nnd  Dienstverhältnis.  Berlin 
1890,  Puttkammer  uud  Mühlbreoht.    8.    67  S.    M.  1.  60. 

Dullo,  G. ,  Gesetzeskunde  und  Volkswirtschaftslehre  in  gemeinver- 
ständlicher Darstellnog.  Berlin  1890,  J.  J.  Heine*s  Verlag.  393  S. 
Kl.  8.    M.  2.  50. 

Dnllo,  G.,  Die  Preussischen  Verwaltungsgesetze.  Die  Landgemeinde- 
nnd  Städteordnung,  die  Kreis-  und  Provinzialordnung,  das  Landes- 
verwaltungs-  und  Zuständigkeitsgesetz  mit  Anmerkungen.  Berlin 
1890,  J.  J.  Heine*s  Verlag.    428  S.    Kl.  8.    M.  2.  50. 

D  ü  a  i  n  g ,  C. ,  Das  Geschlechtsverhältnis  der  Geburten  in  Preussen. 
Jena  1890,  G.  Fischer.   82  S.   M.  1.  80. 

£  f  f  ertz,  0.,  Arbeit  und  Boden.  Grundlinien  einer  Phonophysiokratie. 
Band  I.  Allgemeiner  Teil.  2.  vermehrte  Auflage.  Berlin  1890,  Putt- 
kammer u.  Mflhlbrecht.    848  S.    8.    M.  8.  — 

Eck,  Dr.  E.,  Die  Stellung  des  Erben ,  dessen  Rechte  und  Verpflich- 
tungen in  dem  Entwürfe  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das 
Deutsche  Reich.  (Becker  u.  Fischer,  Beiträge  H.  17.)  Berlin 
1890,  J.  Guttentag.    8.   49  S.    M.  1.  50. 

Egg  er  8,  Aug.,  Die  Deutsch- Asiatische  Bank  und  ihre  Aufgaben. 
BerUn  1890,  Puttkammer  u.  Mühlbrecht.    8.    34  8.    M.  1.  20. 

E  B  t  w  u  r  f,  der,  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich 
und  der  Rhein.  Banem-Verein.  Köln  1890.  Verl.  d.  Rhein.  Baoem- 
Vereins  (J.  P.  Bachem).    8.    107  &    M.  1.  — 

Fester,  R.,  Rousseau  und  die  deutsche  Geschichtsphilosophie.  Ein 
Beitrag  zur  Geschichte  des  deutschen  Sozialismus.  Stuttgart  1890. 
G.  J.  Göschen.    340  S.   8.   M.  5.  50. 

Felix,  Ludw.,  Währungs-Studien  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oester- 
reich- Ungarn.    Leipzig  1890,  Duncker  u.  Humblot.  8.  40  S.  M .  1.  — 

F 1  e  s  c  h ,  Stadtrat  Dr.,  Zur  Wohnungsfrage.  Volkswirtschaftliche  und 
sozialrechtliche  Erörterungen.   Vortrag,  gehalten  am  30.  Sept.  1889 
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im  Allgemeinen  Miotbewobner-Yerein  zu  Dresden.    Dresden  1890, 
Kommi8B.-y erlag  von  C.  Winter.    8.   36  8. 

Fraissinet,  E.,  Landwirtschaftliche  Meliorationen  und  Wasserwirt^ 
sohaft.  Ihre  Erfolge  im  Ausland  und  in  Deutschland  and  die  Or- 
ganisation des  kultnrtechnischen  Dienstes  im  Königreich  Sachsen. 
Mit  einem  Vorwort  Ton  Herrn  Geh.  Regierangsrat  Prof.  Dr.  D.  Böh- 
mert»  Dresden  1890,  G.  Schönfelds  Verlagsbachhand  lg.  8.  IV  u. 
114  S.    M.  2.  40. 

Frankenstein,  D.  £.,  Volksheime  und  Vereine  für  Volkswohl  als 
Mittel  zur  Ausgleichnng  der  gesellschaftlichen  Gegens&tze.  Jena 
1890,  0.  Doebereiner  Nachf.    gr.  8.   86  1:5.   M.  1.  — 

Fransche-Boseneck,  A.  t.,  Gutsherr  und  Bauer  in  Livland  im 
17.  und  18.  Jahrhundert.  (Abhandlungen  aus  dem  staatswissen- 
schaftl.  Seminar  su  Strassburg,  H.  7.  Mit  8  histor.  und  ethnograpb. 
Karten.    Strassbnrg  1890,  E.  J.  Trflbner.   8.   XII  u.  265  S.  M.7.- 

Gerlach,  0.,  Ueber  die  Bedingungen  wirtschaftlicher  TbAtigkeit. 
Kritische  Erörterungen  zu  den  WerÜehreu  von  Marx,  Knies, 
Schäffle  und  Wieser.    Jena  1890,  G.  Fischer.   87  S.    M.  2.  40. 

Gesetz,  das,  über  den  Zivüstaatsdienst  für  das  Herzogtum  Braun- 
schweig  vom  4.  April  1889,  herausg.  mit  Anmerkungen  unter  Be- 
nutzung der  Motive.  Braunschweig  1889,  B.  Goerits.  kl.  &  74  S. 
M.  1.  20. 

Gesetzgebung,  die,  des  Deutschen  Reiches  mit  Erläuterungen.  IL 
Teil:  Staats-  und  Verwaltungsrecht.  Bd.  in,  H.  1/8  enth.:  Das 
Reiühsgesetz  betr.  die  Invalidit&ts-  und  Altersversicherung  v.  22.  Juni 
1889.  Erläutert  v.  Dr.  B.  Fnld.  Bgn.  1—85.  8.  M.  10.  40. 
--  dto.  UI.  Teil:  Strafrecht.  Bd.  VI,  Abflg.  UI  Heft  1  enth.:  Straf- 
prozessordnung fQr  das  Deutsche  Reich  nebst  EinfQhrangsgesets. 
Erlfiutert  von  Prof.  Dr.  R.  £.  John.    Bgn.  1—32.  8.  M.  11.  ^ 

Girardet-Breling,  Dr.,  Die  Aufgaben  der  öffentlichen  Erziehung 
gegenüber  der  sozialen  Frage.  Leipzig  1890,  Dunoker  n.  Homblot 
8.  43  S.   M.  1. 

Gl 6 im,  W.,  Das  Hecht  der  Eisenbahnen  in  Preossen.  Erster  Band. 
1.  Hälfte.  Die  allgemeinen  Grundlagen  des  Preuss.  Eisenbahnreohts. 
Berlin  1891,  Fr.  Vablen.    137  S. 

Goppelsroeder,  Prof.  Dr.  F. ,  Ueber  Feuerbestattung.  Vortrag 
gehalten  am  Abende  des  13.  Februar  1890,  in  Verbindung  mit  Ex- 
perimenten und  unter  Vorweisung  von  kolorierten  Bildern,  im  na- 
turwissenschaftlichen Vereine  zu  Mülhausen  i/Els.  Nebst  Anhang 
und  mit  5  Abbildungen  im  Texte.  Mfllh.  i/Els.  1890,  Wenz  u.  Pe- 
ters.   8.   108  S. 

G  0 1  h  e  i  n  ,  E.,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  und  der  an- 
grenzenden Landschaften.  1.  Lieferung.  Strassburg  1891,  K.  J. 
Trübner.    96  S. 
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0rafJaliu8  8zap6r7  an  der  Spitze  Ungarns.  £in  Lebens-  und 
Charakterbild.    Leipsig  1891,  Duncker  u.  Uamblot.  8.  149  S. 

Graetzer,  Dr.  phil.  R.,  Die  Organisation  der  Berofsinteressen.  Die 
deutschen  Handels*  und  Gewerbekammern.  Die  Landwirtschafts- 
und  Arbeiterkammern.  Der  Volkswirtschaftsrat.  Ihre  Geschichte 
und  Beform.    Berlin  1890,  B.  L.  Prager.    8.    d46  8.  M.  6.  — 

Grossmann,  Dr.  phil.  F.,  üeber  die  gatsherriich-bäoerlichen  Rechts- 
verh&ltnisee  in  der  Mark  Brandenburg  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert 
(Staats-  u.  sozialwissenschaftl.  Forschungen  hg.  ▼.  G.  Schmoller 
Bd.  IX.  H.  4.)  Leipzig  1890,  Duncker  u.  Humblot.  8.  138  S.  M.  3. 60 

Haass,  Dr.  J.,  Die  Post  und  der  Charakter  ihrer  Einkünfte.  Mit  einem 
Anhang  Ober  die  Packetpost.  Stattgart  1890,  J.  B.  Metzler*soher 
Verlag.   8.    100  S.   M.  1.  80. 

Hager,  Carl,  (Jeber  die  Aufnahme  des  Wasserrechts  in  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  fBr  das  deutsche  Reich  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  Frage  der  Flussverunreinigung  durch  Fabrikabwässer.  Ber- 
lin 1890,  Pattkammer  a.  Mühlbrecht.    8.  43  S.   M.  1.  50. 

Hamburgs  Handel  und  Schifahrt  1889.  Tabellarische  üebersichten 
des  Hamburgischea  Handels  im  Jahre  1889  zusammengestellt  von 
dem  handelsstatistischen  Bureau.  Hamburg  1890,  Schroeder  u.  Jeye.  4. 

Hammer,  Ed.,  Ein  Beitrag  zur  LOsung  der  W&hrungsfrage.  Berlin 
1890,  Puttkammer  u.  Mühlbrecht.    8.   24  S.   M.  1.^ 

Handbuch,  statistisches,  der  königl.  Hauptstadt  Prag  und  der  Vor- 
orte Earolinenthal,  Smichow,  Digl,  Weinberge  und  Zizkow  für  die 
Jahre  1887  und  1888.  Heraosgeg.  von  der  statisi  Kommission  der 
kgl.  Hauptstadt  Prag  samt  Vororten  unter  der  Redaktion  des  Di- 
rektors des  stfidt.  Statist.  Bureaus  Jos.  Erben.  Neue  Folge  VI. 
Jahrg.  Deutsche  Ausgabe.  Prag  1889,  Bnchdruckerei  A.  Wiesner. 
Verlag  der  statist.  Kommission.  In  Kommission  bei  Fr.  Riynäc. 
gr.  8.    X  und  379  S.    M.  8. 

Handwörterbuch  der  öffentlichen  und  priTaten  Gesundheitspflege 
heraasgeg.  von  Dr.  0.  Damm  er.  1.  Liefg.  Mit  19  in  den  Text 
gedraokten  Abbildungen.  Stuttgart  1890,  Ferd.  Enke.  Lex.-8. 
80  8.    M.  2.  — 

Haentschke,  H.,  Gewinnbeteiligung  der  Arbeit.  Jean-Baptiste  An- 
drä  Qodin  und  seine  Schöpfung,  das  Familisterium  von  Guise 
(Aisne)  in  Frankreich,  ein  praktischer  Versuch  zur  Lösung  der  Ar- 
beiterfrage.   Berlin  1890,  Walther  n.  Apolant.   8.   47  S.  M.  —  50. 

Hansindustrie,   die  deutsche.    IV.  Band :    Die  Hausindustrie  in 

Berlin,  Osnabrück,  im  Fichtelgebirge  und  in  Sohlesien.  (Schriften 

des  Vereins  f.  Sozialpolitik   Bd.  42.)    Leipzig   1890,   Duncker  u. 

Humblot.    8.   X  und  161  8.   M.  4.  — 

Hecht,  Karl,  Münzreform  und  Schnldkontrakte.   (Sonderabdmck  ans 
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den  Berichten  des  Freien  Deutschen  Hochstiftes.)  Frankfurt  a/M. 
Gebr.  Knauer.    8.   6  8. 

H  e  n  8  c  h  e  1 ,  H.»  Allgemeine  Staats-Lehre.  Als  Einleitung  in  das  Sta- 
dium der  Rechts- Wissenschaft.  1.  Liefg.  Berlin  1890,  Siemenroth 
u.  Worms.    4.    96  S.    M.  4.  — 

Herrmann,  E.,  Technische  Fragen  und  Probleme  der  modernen  Volks- 
wirtschaft. Stadien  zu  einem  Systeme  der  reinen  und  ökonomischen 
Technik.    Leipzig  1891,  C.  F.  Winter.    473  S.   8.  M.  7.  — 

H  e  y  d ,  W.,  Die  grosse  Ravensburger  Gesellschaft.  (Beiträge  zur  Ge- 
schichte des  Deutschen  Handels.)  Stuttgart  1890,  J.  G.  Cotta'sche 
Buchh.  Nachf.    8.    86  S. 

Hill  er,  Gg.,  Die  Lage  der  Handlungsgehilfen.  (3.  Fingschrift  des 
Verbandes  Deutscher  Handlungsgehilfen  zn  Leipzig.)  Leipzig  1890, 
Kommissionsverlag  von  Alex.  Duncker.    8.    87  S. 

H  i  1 8  e ,  Dr.  E.,  SchutzbedQrfnis  der  Pferdebahnen  im  Strafrechtsgebiete. 
Berlin  1890,  G.  Heymanns  Verlag,    gr.  8.    159  S. 

Hirsch,  Dr.  M.,  Arbeiterschntz,  insbesondere  Maximalarbeitstag,  vom 
Standpunkte  der  Deutschen  Gewerkyereine.  Berlin  1890,  Walther 
u.  Apolant.    8.   29  S.    M.  —  50. 

Holtze,  Dr.  jur.  Fr.,  Geschichte  des  Eammergerichts  in  Brandenburg- 
Preussen.  1.  Teil:  Bis  zur  Reformation  des  Kammergerichts  Tom 
8.  März  1540.  (Beiträge  zur  Brandenburg- Prenssischen  Bechtege- 
schichte.)    Berlin  1890,  F.  Vahlen.   8.    XVIII  und  272  8.    M.  6,  — 

Hnggenberger,  Jos. ,  Die  Pflicht  zur  ürknndenedition  nach  der 
Reiohsziyilprozessordnung  und  dem  Entwürfe  eines  bfirgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich.  Mit  einer  historischen  Ein- 
leitung und  einem  Anhange :  Die  Archivbenützung.  München  1889, 
Theod.  Ackermann.    8.    72  S.   M.  1.  60. 

Jahrbuch,  statistisches,  für  das  Herzogtum  Anhalt.  Herausgeg.  von 
dem  herzogL  statist.  Bureau.  Heft  2:  Die  wirtschaftliche  Lage. 
Dessau  1890,  B.  Reiter.    4.  218  8. 

Jahrbuch  für  Bremische  Statistik.  Herausgeg.  vom  Burean  f.  Bre- 
mische Statistik.  Jahrg.  1889.  1.  Heft:  Zur  Statistik  des  Schiffs- 
und Warenverkehrs  im  Jahre  1889.  Bremen  1890,  J.  A.  v.  Halem. 
8.   X  und  269  8. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  für 
das  Jahr  1889.  I.  und  II.  Teil.  Verlag  der  Mannheimer  Handels- 
kammer.   8.    19*  u.  240  8.  und  34«  n.  136  8. 

Jahres-Berichte  der  kgl.  Sachs.  Gewerbe-Inspektoren  für  1889, 
Nebst  Berichten  der  Kgl.  Sachs.  Berg-Inspektoren,  die  Verwendung 
jugendlicher  und  weiblicher  Arbeiter  beim  Bergbaa  betreffend.  Zu- 
sammengestellt im  Egl.  Sachs.  Ministerium  des  Innern.  Dresden 
1890,  F.  Lommatzsch.    8.   VIII  u.  211  8. 

Jahressi*tzung,   XIL  regelmässige   der  Generalversammlung  der 


Digitized  by  VjOOQIC 


Eingesendete  Litteratur.  205 

Oesterreich-aiigarigchen  Bank  am  3.  Februar  1890.  Wien  1890. 
Selbstverlag  der  öeterr.-ungar.  Bank.    4.  XVI  u.  119  S. 

James,  Ed.  J.,  The  federal  Constitution  ofGermany.  With  an  bisto- 
rical  introduotion.    Philadelphia  1890.    8.    48  S.    50  Gents. 

Joachim,  Dr.  J. ,  Institute  fQr  Arbeitsstatistik  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  in  England  und  der  Schweis.  Leipzig  und 
Wien  1890,  Franz  Deuticke.    8.  70  S.    M.  2.  — 

Kamarowsky,  Graf  L.,  Ueber  die  Friedensbestrebungen  der  Völker. 
Die  Abrilstungsfrage.  üeber  einige  internationale  Kongresse  im 
Jahre  1889.  BerUn  1890,  Pnttkammer  u.  Mühlbrecht.  34  S.  8.  M.~80. 

Ka  erger,  Dr.  jur.  H.,  Die  Sacbsengängerei.  Auf  Grund  persönlicher 
Ermittelungen  und  statistischer  Erhebungen.  Berlin  1890.  gr.  8. 
284  a    M.  5.  — 

Keil,  Fr.,  Die  Landgemeinde  in  den  einzelnen  Provinzen  Preussens 
und  die  Versuche,  eine  Landgemeindeordnung  zu  schaffen.  Leipzig 
1890,  Duncker  u.  Humblot.     217  u.  110  S.    8. 

Kessler,  R.,  Die  Preussische  Selbstverwaltung  und  ihre  Fortbildung. 
Berlin  1890,  Siemenroth  u.  Worms.    8.    88  S.   M.  1.  50. 

Körösi,  Jos.,  Statistik  des  unter  rieh  tswesens  der  Hauptstadt  Buda- 
pest für  die  Jahre  1881/89.  (Publikationen  des  statist.  Bureaus  der 
Hauptstadt  Budapest  XXIII  u.  XXIV.)  üebersetzung  aus  dem  unga- 
rischen. Berlin  1890,  Pnttkammer  u.  Mühlbrecht.  Lex.  8.  221  S. 
M.  7.  — 

K  0  e  1 1  g  e  n ,  Dr.  A.,  Studien  über  Getreideverkehr  und  Getreidepreise 
in  Deutschland.  (Staatswissenschaftl.  Studien  herausgeg.  von  Prof. 
Dr.  L.  Elster,  IIL  Bd.  4.  Heft.)  Jena  1890,  G.  Fischer,  gr.  8. 
67  S.   M.  2.  — 

Kahlenbeck,  L.,  Der  Check.  Seine  wirtschaftliche  und  juristische 
Natur,  zugleich  ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  Gelde,  vom  Wechsel 
and  der  Giro- Bank.  Leipzig  1890,  C.  L.  Hirschfeld.  8.  220  S.  M.  4.  50. 

K  u  s s &  k  a,  J.  T.,  Das  Japanische  Geldwesen.  Geschichtlich  und  kritisch 
dargestellt.     Berlin  1890,  R.  L.  Prager.    8.    100  S.    M.  2.  80. 

Lamprecht,  Karl,  Deutsche  Geschichte.  Erster  Band.  Berlin  1891, 
G.  G&rtner.    8.   364  S.  M.  6.  — 

Landesversammlung,  erste,  der  Gruppe  Deutsches  Reich.  Halle 
a/S.,  den  26.  und  27.  M&rz  1890.  Beilageheft  zu  Bd.  X  der  Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Strafrechta Wissenschaft.  Berlin  1890,  J.Gutten- 
tag.    8.   88  S. 

Landma  nn-Rasp,  Das  Reichsgesetz  über  die  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung der  Arbeiter  vom  22.  Juni  1889.  Erste  Lieferung. 
München  1891.    C.  H.  Beck^sche  Verlagsbuchh.    192  S.  8.    M.  2.  — 

Langhardt,  J.,  Das  Recht  der  politischen  Fremdenausweisung,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Schweiz.  Leipzig  1891.  Duncker 
und  Humblot.    137  S.    8. 
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Lehr»  Prof.  E.,  ^l^ments  de  droit  civil  rasse  (Busne,  Pologne,  Pro- 
▼inees  baltiqnes).  Tome  deuxi^me.  SucceeBions  teatamentaires.  — 
Droit  des  obligations.  —  Modes  de  constatation  et  de  pren?e  de 
droits.  —  Propri^t^  intellectnelle.  Paris  1890,  Libraire.  Plön.  8. 
XX.  u.  573  S. 

Lingg,  Dr.  jur.  et  phil.  E.,  Empiriacbe  UotersnchaiigeD  zar  allge- 
meinen Staatslehre.  Wien  1890,  A.  Holder.  8.  XIV.  u.  235  S.  M.  6.  - 

Lombroso,  Prof.  C,  Det  Verbrecher  in  anthropologischer,  ftrstlieber 
nnd  juristischer  Beziehang.  In  deutscher  Bearbeitung  von  Dr.  H. 
0.  Fr&nkeL  Bd.  II.  Hamburg  1890,  Verlagsanstalts-Druckerei. 
A.^.    a    412  S. 

Lolz,  Dr.  W.,  Die  Technik  des  deutschen  Emissionsgesoh&ftB.  Anleihen, 
Eonversionen  und  Gründungen.  Leipzig  1890,  Dnncker  u.  Humblot 
8.    136  8.    M.  8.  20. 

Mamroth,  Karl,  Geschichte  der  Preussischen  Staats-Besteuerung  im 
19.  Jahrhundert.  Mit  Rücksicht  auf  Volks-  wnd  Staatswirtschaft, 
Finanzverfassung u.  Finanzverwaltung.  I.Teil:  1806— 1816.  Leipzig 
1890,  Dnncker  u.  Humblot.    8.     XIX.  u.  718  S.    M.  18.  — 

Markwald,  Arn.,  Soll  die  Reichsbank  verstaatlicht  werden?  Eine 
gemeinverständliche  Darstellung  der  Reichsbankfrage.  Berlin  1889, 
Fr.  Wilhelmi.    8.    35  S.    M.  1.  — 

Marsh  all,  Prof.  A.,  Principles  of  Economics.  Vol.  I.  London  1890. 
Macmillan  &  Co.    8.    754  S.  geb. 

Maurer,  Dr.,  Das  Reiohsgesetz  betr.  die  Erwerbs*  u.  Wirtsohafts -Ge- 
nossenschaften vom  1.  Mai  1889.  Berlin  1890.  Frz.  Vahlen.  8. 
482  S.    M.  8.  - 

Mc  Evoy,  J.  M.,  The  Ontario  Township.  With  an  introduction  by 
Ashley.  (Toronto  üniversity  Studios  in  Political  Science.  First 
series  Nr.  1.    Toronto  1889.    Harwick  a.  Sons.    8.   43  8. 

Meisner,  J.,  Das  Preussieche  allgemeine  Landrecht  und  der  Entwurf 
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L  Abhandlungen. 

Eimge  Beitrage  zur  Entwicklungsgeschichte  des 
modernen  Sozialismns. 

i. 
Frangols  Boissal. 


Ton  Dr.  Carl  erttatarir  (Wien). 


Es  ist  unendlich  viel  über  die  französische  Revolation  ge- 
schrieben worden.  Sämtliche  politische  Ereignisse  und  Intri- 
gnen  während  derselben  sind  nach  allen  Richtungen  hin  klar- 
gelegt worden.  Eine  Frage  aber  ist  noch  immer  nicht  ge- 
nOgend  erforscht:  inwieweit  nämlich  in  der  grossen  Revolution 
sozialistische  Ideen  sich  geltend  gemacht  haben.  Man  begnügt 
sich  in  dieser  Beziehung  gewöhnlich  mit  aUgemeinen  Behaup- 
tungen. Der  Grund  hief&r  liegt  zum  nicht  geringen  Teile  darin, 
dass  die  Schriften  der  leitenden  Männer  der  Revolution  und 
die  revolutionäre  Litteratur  jener  Zeit  Oberhaupt  heute  fast 
yerschoUen»  jedenfalls  aber  sehr  schwer  zugänglich  sind.  Dann 
aber  findet  man  auch  heute  noch  fast  nirgends  eine  unbe- 
fangene Beurteilung  jener  merkwürdigen  Epoche.  Eine  solche 
ist  übrigens  gerade  in  unserer  Zeit  sehr  schwer.  So  herrschen 
denn  ohne  rechten  Grund  vorgefasste  Meinungen.  Die  Einen 
—  Freunde  wie  Feinde  der  Revolution  —  sehen  in  den  leiten- 
den Männern  derselben,  insbesondere  aber  im  Konvente  — 
wenigstens  von  einer  bestimmten  Zeit  ab  —  lauter  Kommu- 
nisten. Ihnen  ist  das  R^ime  von  1793  eine'planmässige,  be- 
wusst  auf  die  Erschütterung  des  Privateigentums  und  die  Her- 

Z«itaelur.  f.  SUattw.   1891.   II.  Heft.  14 
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beiführung  einer  kommunistischen  Gesellschafts-  und  Bechts- 
ordnnng  gerichtete  Bewegung.  Andere  wollen  wieder  im  Kon- 
vente keinen  einzigen  Vertreter  sozialistischer  oder  kommuni- 
stischer Ideen  finden  und  dort  niemals  eine  dem  Prinzip  der 
herrschenden  Privatrechtsordnung  zuwiderlaufende  Ideenänsse- 
rnng  yernommen  haben  *). 

Beide  Ansichten   sind   meiner  Ueberzeugung  nach  gleich 
verfehlt. 

Es  kann  wohl  kaum  geleugnet  werden,  dass  unter  den 
leitenden  Köpfen  der  Revolution  einige  zu  jenen  Ideen  hin- 
neigten» die  man  heute  als  sozialistische  bezeichnet  und  dass 
auch  unter  den  Konventsmitgliedern  einige  Anhänger  derselben 
sich  befanden.  Sie  waren  jedoch  in  viel  zu  geringer  Anzahl, 
um  einen  massgebenden  oder  dauernden  Einfluss  zu  erlangen. 
Die  ungeheure  Mehrheit  des  Konventes  stand  auf  dem  Boden 
der  seither  in  Staat  und  Gesellschaft  zum  Siege  gelangten  Grand- 
säize.  Man  darf  eben  nicht  schon  jede  Deklamation  g^en  die 
Uebelsiände  der  herrschenden  Ordnung  der  Dinge  als  Sosdalis- 
mus  und  jeden,  der  das  Privateigentum  als  eine  an  sich  Ter- 
derbliche  Einrichtung  bezeichnete,  als  Kommunisten  ansehen. 
Viele  hervorragende  Schriftsteller  des  XVIII.  Jahrhunderts  und 
nicht  zum  geringsten  Teile  solche,  die  mit  Recht  als  Haupte- 
Vertreter  des  Liberalismus  gelten,  hatten  den  Klassengegensatz 
zwischen  Besitzenden  und  Nichtbesitzenden  gar  wohl  erkannt. 
Männer  wie  Necker^  Linguet^  Condorcet,  Brissot  de  Warwiüe 
u.  A.  haben  das  Privateigentum  in  flammenden  Worten  einer 


1)  VgL  a.  A.  insbeBondere  Edg€ur  Qidnet  {La  Binciutim),  weUdier 
auch  die  unveröffeDtlicbten  Memoiren  dea  KonventsmitgliedeB  J^ondot 
für  die  Richtigkeit  seiner  Anschauungen  anfährt ;  so  auch  Paul  JaneTs :  I^e» 
origines  du  »ocialisme  eontemporain  (Paris  1886) ;  vgl.  anch  AJbert  Du  JBoys : 
Des  principe»  de  2a  Bhcoluüim  frangaüe  eonsiderie  eomme  prindpea  g^ 
nSrateura  du  sodaheme  et  du  commumstM  (Lyon  1851) ;  A,  du  ChatetHer: 
Un  essai  de  aoäaUame,  1793—94—95,  Biguisitiona  -  Maximum-  Aa^iffmaU 
Paris  1887);  dann  —  um  ein  wenig  bekanntes,  aber  sehr  intereasaateB 
Buch  zu  nennen  —  Amedie  Le  Faure:  Le  sociaUsme  pendant  la  ÜSvo- 
lution  frangaise  1789—1798  (II.  Auflage,  Paris  1867).  In  demaelben 
werden  fortwährend  sozialistische  mit  radikalpolitischen  Aeusaerangeii 
zusammengeworfen  und  verwechselt. 
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Yernichtenden  Kritik  miterssogen  and  als  Qaelle  aller  Uebel, 
an  denen  die  Menschheit  krankt,  angeklagt  ^).  Aber  die  we- 
nigsten nnr  hatten  hieraas  den  Schlnss  gezogen,  dass  nunmehr 
die  Gesellschaft  anf  kommanistischer  Grandlage  neu  aufgebaut 
werden  müsse.  Die  Meisten  zogen  überhaupt  keine  Schlüsse 
aus  ihrer  Kritik.  Sie  begnügten  sich  mit  dieser.  Lag  es  ja 
überhaupt  mehr  im  Wesen  des  XVIII.  Jahrhunderts,  zu  ne- 
gieren and  zu  kritisieren,  als  über  die  Lösung  der  Probleme 
nachzudenken  und  positive  Programme  au&ustellen. 

So  darf  es  denn  nicht  Wunder  nehmen,  dass  sich  in  den 
Beden  und  Schriften  JRausseau^s  und  seiner  Schüler  Bohe^ 
pierre  und  8i.  Just  sowohl,  als  auch  Condareefs  und  vieler 
anderer  Konventsmitglied^  sozialistische  Anklänge  finden.  Wir 
sehen  davon  ab,  dass  man  sich  damals  —  wie  dies  ja  auch 
nicht  anders  sein  konnte  ^^  in  weiten  und  nicht  zum  wenig- 
sten in  den  führenden  Kreisen  über  die  theoretische  Tragweite 
der  Schlagworte  der  Revolution  nicht  kli»:  war.  Die  üeber- 
tragung  des  Gleicheitsprinzips  auch  auf  wirtschaftliche  Fragen 
lag  jedoch  so  nahe,  dass  selbst  jene  sich  ihr  nicht  entziehen 
konnten,  deren  Interessen  ganz  wo  anders  lagen.  Von  der 
Elnregung  der  Zeit  hingerissen,  durch  die  Bücksieht  auf  die 
besitzlosen  Proletariermassen  —  namentlich  in  den  grossen 
Städten  und  da  wieder  besonders  in  Paris  —  deren  Unter- 
stQtzang  im  Kampfe  gegen  den  alten  Staat  unentbehrlich  war, 
gezwungen,  liessen  sich  die  Vertreter  jener  Gesellsehaftsschich- 
teii,  denen  im  neuen  Staate  die  Herrschaft  zufallen  musste,  zu 
allerdings  meist  bloss  abstrakten  Aeusserungen  und  sogar  Be- 
schlüssen hinreissen,  die,  bei  oberflächlicher  Betrachtung,  leicht 
zur  Anschaoang  führen  können,  der  Konvent  habe  sosialisti- 
sefaen  Ideen  im  modernen  Sinne  des  Wortes  gehuldigt.  Aber 
das  waren  nur  tonende  Worte,  Phrasen,  über  deren  Wert  kein 
EburbUckender  sich  täuschen,  totgeborne  Beschlüsse,  über  deren 
Uttdarchführbarkeit  kein  Zweifel  obwalten  konnte.  Alle  lei- 
tenden Kräfte  der  Revolution,  d.  h.  die  besitzenden  Schichten 

1)  Vgl.  die  Auszüge  aus  den  eben  genannten  Schriftstellern  bei 
F.  TiüegardeUe:  Geschichte  der  sozialen  Ideen  Yor  der  Revolution, 
deotaeh  von  Ludwig  Kappen  (Berlin  1846). 

14* 
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des  dritten  Standes,  dachten  nicht  im  entferntesten  daran,  dem 
Gleichheitsprinzip  auch  einen  materiellen  Inhalt  zu  geben.  Wir 
finden  vielmehr  die  Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit  des  Privat- 
eigentums, also  der  wirtschaf liehen  Ungleichheit  in  allen 
Verfassungen  jener  Zeit  auf  das  kräftigste  betont  und  an  die 
Spitze  gestellt. 

Waren  aber  nicht  wenigstens  die  besitzlosen  Yolksklassen 
während  der  franzosischen  Revolution  von  sozialistischen  Ideen 
durchsetzt?    Auch  diese  Frage  muss  verneint  werden. 

Der  tiers  £tat  —  die  grosse  Masse  der  Nichtprivilegierten 
im  Gegensatz  zum  Klerus  und  Adel  —  war  allerdings  inner- 
lich nicht  einheitlich.  Die  verschiedenen  Gruppen,  aus  denen 
er  sich  zusammensetzte,  hatten  weit  auseinandergehende  Inte- 
ressen. Die  Gegensätze  traten  freilich  nicht  zu  Tage,  so  lange 
es  den  Kampf  gegen  den  gemeinsamen  Feind:  die  alte  stän- 
dische Ordnung  und  das  mit  ihr  verbündete  dynastische  Europa, 
galt.  Es  ist  auch  nur  natürlich,  dass  während  dieser  Kämpfe 
die  breiten,  grösstenteils  besitzlosen  oder  wenig  besitzenden 
Volksschichten  faktisch  die  politische  Herrschaft  an  sich  rissen. 
Ebenso  war  es  im  Wesen  der  Dinge  begründet,  dass  die  Re- 
gierung durch  verschiedene  Massregeln  dem,  durch  die  Zeit- 
umstände noch  gesteigerten  Elend  der  Massen,  vor  allem  in 
Paris,  zu  steuern  suchte,  und  dass  der  Druck  dieser  letztem 
zumeist  in  der  Verfassung  und  im  Regime  von  1798  sich  gel- 
tend machte.  Die  Massen  strebten  jedoch  —  und  dies  ist  das 
Entscheidende  —  noch  durchaus  keine  Aenderung  der  Grand- 
lagen unserer  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung  an.  Keine  der 
Massregeln  des  1793er  Reimes  hatte  andererseits  eine  solche 
Aenderung  zum  Ziele.  Dieses  war  einfach  radikal,  sehr  radi- 
kal demokratisch,  ochlokratisch,  wenn  man  will,  aber  sicher- 
lich nichts  mehr. 

Und  dieses  hatte  seinen  guten  Grund.  Es  waren  damals  noch 
nicht  die  Bedingungen  zu  der  Bewegung  vorhanden  oder  rich- 
tiger: entwickelt,  die  wir  heute  als  Sozialismus  bezeichnen. 

Der  moderne  Sozialismus  ist  eine  Massenbewegung. 
Diese  kommt  nicht  von  oben,  sondern  von  unten,  aus  den  tiefen 
Schichten  der  Gesellschaft.    Auf  dem  bewussten  Klassengegen- 
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aatz  zwischen  Besitzenden  und  Besitzlosen  beruhend  hat  sie 
eine  Aendernng  unserer  gesamten  Wirtschafts-,  Gesellschafts- 
and Rechtsordnung  auf  Grund  der  materiellen  Gleichheit  Aller 
zum  Ziele.  Wenn  man  mit  Recht  behauptet,  dass  diese  Be- 
w^ung  von  der  französischen  Revolution  datiert,  so  will  da- 
mit nicht  gesagt  sein,  dass  sie  auch  schon  in  dieser  existiert 
hat,  sondern  nur,  dass  die  Revolution  ihre  Vorbedingungen 
geschaffen  hat.  Vorbedingungen  wirtschaftlicher  und  rechts- 
philosophischer Natur:  ^die  freie  Konkurrenz  und  die  Aner- 
kennung der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze.  Beide  haben 
zusammengewirkt.  Und  wenn  man  auf  die  Wirkung  der 
freien  Konkurrenz:  die  kapitalistische  Produktionsweise,  als 
Ursache  des  Sozialismus  hinweist,  so  dürfen  sicherlich  auch  die 
rechtsphilosophischen  Errungenschaften  der  Revolution  nickt 
übersehen  werden. 

Die  Grundlagen  der  herrschenden  Ordnung  der  Dinge  sind 
niemals  allgemein  und  widerspruchslos  anerkannt  worden.  E]s 
hat  auch  in  frühem  Jahrhunderten  nicht  an  Denkern  gefehlt, 
welche  das  Privateigentum,  die  Familie  und  das  Erbrecht  als 
die  letzten  Ursachen  der  Uebel,  an  denen  die  Menschheit  krankt, 
anklagten.  Aber  die  Einen  kritisierten  bloss;  die  Andern  schrie- 
ben Staatsromane,  in  denen  sie  eine  glücklichere  und  bessere 
Weltordnung  auf  kommunistischer  Basis  schilderten,  ohne  je- 
doch selbst  an  die  Erfüllung  ihrer  »Utopien«  zu  glauben.  Keiner 
zeigte  Mittel  und  Wege,  um  dem  Uebel  zu  entgehen  und  das 
allgemeine  Glück  zu  erreichen.  Ihre  Lehren  fanden  auch  keinen 
Widerhall  in  den  Massen.    Es  konnte  auch  nicht  anders  sein. 

So  lange  das  Egalitätsprinzip  nicht  in  das  Rechtsbewusst- 
sein  der  Volksmassen  übergegangen  war,  empfanden  sie  wohl 
die  wirtschaftliche  Ungleichheit;  sie  litten  darunter;  aber  sie 
dachten  nicht  darüber  nach  und  formulierten  sie  nicht  als  Un- 
recht. So  war  es  auch  noch  während  der  Revolution.  Viel- 
fach wurde  wohl  der  Ruf  nach  einer  loi  agraire  laut:  d.  h, 
nach  einer  neuen  Verteilung  von  Grund  und  Boden  durch  den 
Staat.  Diese  Agrarbewegung  scheint  auch  grössere  Dimensionen 
angenommen  zu  haben.  Denn  am  18.  März  1793  beschloss 
der  Konvent  mit  Stimmeneinhelligkeit  ein  Dekret,   welches 


Digitized  by  VjOOQIC 


212  I>r«  Oranberg  : 

jeden,  der  die  loi  agraire  verlangen  würde  ,  mit  der  Todesstrafe 
bedrohte.  Dieses  Dekret  ist  für  das  grandsätadiche  Verhalten 
des  Konventes  sehr  charakteristisch.  Abgesehen  davon  aber, 
so  hatte  auch  schon  die  Forderung  der  Zot  agraire  offenbar 
keinen  kommunistischen  Inhalt.  Ja,  sie  setete  vielmehr  die 
AufrediterhaltuBg  der  Privateigentumsordnung  voraus.  Denn 
das  Sie  toi  que  je  m^y  wette  an  sich  ist  sicherlich  kein  kom- 
munistisches Schlagwort. 

So  sehen  wir  denn,  dass  praktischer  Sozialismus  im  mo- 
dernen Sinne  des  Wortes  während  der  Revolution  weder  o£Gciell 
noch  in  den  Massen  vorhanden  war.  Sie  musste  ihn  jedoch 
allerdings  mit  logischer  Notwendigkeit  hervorrufen. 

Kaum  war  die  alte  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  zer- 
trümmert, kaum  begannen  die  Sieger  an  die  Neuordnung  und 
Festigung  der  Verhältnisse  zu  gehen,  als  sich  ihre  verschiede- 
nen Interessen  zeigten.  Der  bisher,  äusserlich  wenigstens  einige 
dritte  Stand  scheidet  sich  sofort  in  2  Klassen:  die  Bourgeoi- 
sie, d.  h.  die  besitzenden  Klassen,  die  auf  Grund  ihres  Besiiaes 
die  politische  Macht  im  Staate  und  dessen  Leitung  ausschliess- 
lich für  sich  in  Anspruch  nehmen  und  den  vierten  Stand. 

Nach  den  Thermidorereignissen  werden  die  breiten  Volks- 
schichten immer  mehr  und  schliesslich  vollständig  aus  dem 
politischen  Leben  verdrängt.  Die  Gegenrevolution  ist  in  vol- 
lem Gange.  Die  Verfassung  des  Jahres  1793  wird  beseitigt 
Mit  der  Abschaffung  des  Maximums  kehrt  die  Hungersnot  wieder 
und  macht  sich  natürlich  zumeist  unter  den  Proletariermassen 
in  Paris  fühlbar.  Der  egalitäre  Traum  ist  vollständig  sser- 
rönnen. 

Zum  letztenmale  während  der  Revolution  sehen  wir  die 
Volksmassen,  oder,  wie  man  jetzt  zu  sagen  anfai^ :  den  Pobel, 
in  den  Tagen  des  12. — 13.  Germinal  und  des  1.  Prairial  an 
III.  (1.— 2.  April  und  20.  Mai  1795)  die  politische  Schaubühne 
betreten.  Mit  dem  Rufe  »Brot!  Brotic  stürmen  sie  den  Kon- 
vent. Dieser  ist  in  seiner  ungeheuren  Mehrheit  ihren  Forder- 
ungen feindlich  gesinnt.  Sie  werden  leicht  zurückgeschlag^i. 
Die  wenigen  Konventsmitglieder,  die  ihre  Partei  ergri£Fen  hat- 
ten, werden  dekretiert.    Die  Herrschaft  der  Strasse  ist  endgül- 
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tig  gebrochen.  Das  Volk  verschwindet  f&r  lange  Zeit  vom 
Sehanplatze  der  öffentlichen  Ereignisse. 

Für  den  Liberalismus  ist  damit  die  Bevolution  zu  Ende  — 
wirtschaftlich.  Denn  was  immer  auch  die  kommenden  Jahre 
bringen  mögen :  die  Sabelherrschaft  eines  siegreichen  Generals, 
die  Invasionen  des  koalierten  Europa,  die  Restauration  der  alten 
Dynastie;  an  den  Code  civil  wird  nicht  getastet  werden.  In 
diesem  aber  sind  die  wirtschaftlichen  Errungenschaften  der  Re* 
Yolotion  kodificiert.  Diese  werden  nicht  mehr  ernstlich  in  Frage 
gestellt  werden,  und  das  ist  für  den  Liberalismus  die  Hauptsache. 

Jetzt  abef  beginnt  der  vierte  Stand  seinerseits  über  die 
Schlagworte  der  Revolution  nachzusinnen  und  sie  weiter  und 
zu  Ende  zu  denken.  Und  jene  Tage  des  Germinal  und  Prairial 
an  lEL  —  eine  so  unbedeutende  Episode  in  der  Geschichte  der  Re- 
volution sie  zu  bilden  scheinen  —  sind  für  die  Entwicklungs- 
geschichte des  modernen  Sozialismus  von  grösster  Wichtig- 
keit. Denn  damals  b^innt  sich  dieser  aus  einer  Theorie 
zu  einer  Thatsache  zu  verdichten  und  aus  der  Studierstube 
utopistischer  Gelehrter  auf  die  Strasse  zu  treten.  Es  keimt 
und  wächst  in  den  besitzlosen  Yolksklassen  —  sehr  langsam 
noch  und  unklar  —  das  Nachdenken  über  die  Bedeutung  des 
B^riffes  »Gleichheit«,  über  den  Wert  des  Erreichten  und  das- 
jenige, was  sie  anzustreben  haben. 

Was  hatten  die  besitzlosen  Massen,  wenn  sie  die  Bilanz 
der  Revolution  zogen,  gewonnen? 

Die  alten  standischen  Privilegien  waren  beseitigt,  die  er- 
erbten Titel  und  Adelspradikate  abgeschafft:  den  Vorteil  da- 
von hatten  die  besitzenden  Klassen.  Der  Verkauf  der  National- 
gflter  hatte  auch  nur  ihnen  Vorteil  gebracht.  Sie  hatten  sich 
ausschliesslich  der  politischen  Gewalt  bemächtigt  Die  Gewerbe- 
freiheit und  die  entfesselte  Konkurrenz  mussten  die  wirtschaft- 
lich Schwachen  widerstandslos  in  die  Hände  der  Stärkern 
liefern  ').   Die  Revolution  gewährte  wohl  die  abstrakte  Gleich- 


1)  Jene  empfanden  dies  auch  sofort  and  saohten  noh ,  allerdings 
auf  gaoE  yerfehlte  Weise,  dagegen  lu  sohfitsen.  So  mnsate  da«  Gesetz 
vom  U.  und  17.  Joni  1791  geschaflPen  werden.,  um  die  Wiedererrioli- 
tong  der  Zünfte  and  Innungen  su  verhindern.   Vgl.  darüber  E,  OUmon : 
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heit  vor  dem  Gesetze ;  dafdr  aber  erhielt  sie  die  Ungleichheit 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  fQr  alle  Zeiten  aufredit.  Man 
hatte  alle  geschichtlich  gewordenen  Ungleichheiten  im  Namen 
der  Gleichheit  bekämpft.  Waram  war  man  anf  halbem  Wege 
stehen  geblieben?  War  die  Beseitigung  der  Ungleichheit  im 
Besitze  nicht  auch  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit? 

Dieses  Baisonnement  ist  vorhanden.  Allerdings  erst  noch 
in  den  Köpfen  Weniger.  Ihr  Führer  wird  Gracchus  Babeuf, 
Er  ist  der  Erste,  der  —  auf  dem  Wege  der  Gewalt  —  Staat  und 
Gesellschaft  ausschliesslich  den  Aspirationen  der  niederen  Volks- 
klassen dienstbar  machen  will.  In  ihm  und  durch  ihn  wird 
die  Lehre  von  der  materiellen  Gleichheit  —  so  roh  sie  auch 
ist  und  mit  so  kindischen  Mitteln  ihre  Durchfährung  versucht 
wird  ^)  —  zuerst  zur  That,  um  von  da  an  immer  tiefer  in  die 
Massen  zu  dringen  und  schliesslich  den  Weiterbestand  der 
herrschenden  Wirtschafts-,  Gesellschafts-  und  Bechtsordnung 
auf  das  Ernstlichste  zu  bedrohen. 

Auch  bei  Babeuf  mangelt  zwar  die  Kritik  der  modernen 
liberalen  Gesellschaftsordnung  und  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  diese  in  Frank- 
reich zu  seiner  Zeit  noch  nicht  genügend  stark  entwickelt  war. 
—  Erst  die  St  Simonisten  und  die  späteren  soziaUstischen  Schu- 
len konnten  sie  üben.  Auch  giengen  andererseits  die  oonser- 
vativeren  Vertreter  der  abstrakten  Gleichheit,  die  Anhänger  der 
reinen  Demokratie  mit  den  Vertretern  der  materiellen  Gleich- 
heit, mit  der  Sozialdemokratie,  weiterhin  noch  zusammen  und 
schieden  sich  erst  in  den  Dreissigerjahren;  gleichwohl  muss 
doch  schon  die  Babeuf^8che  Verschworung  als  eine  modem- 
sozialistische, also  als  sozialdemokratische  bezeichnet  werden. 
Andererseits  aber  darf  die  Kontinuität  zwischen  Babeuf  und 
früheren  Vertretern  sozialistischer  Ideen  nicht  übersehen  wer- 
den.   Wenn  dies  so  oft  geschieht^)   und  wenn  man  mitunter 


Le  eoäe  cml  «t  la  quation  oumitre  (Paris  1886)   8.  7—8  tu  dt.  Litter. 

1)  Die  Veraohwornen  verfügten  aber  einen  Fonds  von  240  Frca.1 
»—  ce  qm  serait  tübUrne,  H  le  hon  aena  n'itait  pas  tme  eandUion  de  la 
ffrandeur  •  .«    {Qumet  tu  a.  0.) 

2)  So  behauptet  s.  6.  Paul  Janet  a.  a.  0.  S.  116 :  »que  U  commu- 
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geneigt  ist,  die  JBai^eu/'sche  Verschwörung  als  etwas  Isolieit  es 
und  als  ein  wie  aus  der  Pistole  geschossenes  Ereignis  an  u- 
sehen,  so  ist  dies  nur  dadurch  zu  erklären,  dass  wir  —  utii 
dies  gilt  namentlich  für  Deutschland  ^)  —  noch  immer  keine 
wirklich  auf  Quellenstudien  beruhende  Geschichte  des  älteren 
franzosischen  Sozialismus  besitzen.  Sonst  würde  sich  die  Kon- 
tinuität der  den  sozialistischen  Theorien  zugrunde  liegenden  Ideen 
seit  Meslier  ^) ,  MoreUy  und  Mably  bis  auf  Babeuf  deutlich 
erweisen.  Der  Boden  für  den  Babouvismus  war  durch  die  kom- 
munistischen Schriftsteller  des  XVIIL  Jahrhunderts  theoretisch 
wohl  vorbereitet.  Durch  diese  dürften  viele  der  Teilnehmer  an 
der  Verschwörung  Babeufs,  unabhängig  von  diesem,  ebenso 
zu  kommunistischen  Ideen  geführt  worden  sein,  wie  er  selbst 
sich  seine  Inspirationen  aus  Morelly  holte. 

Die  nachfolgenden  Blätter  bezwecken  die  Bekanntschaft  eines 
bisher  gänzlich  übersehenen  sozialistischen  Schriftstellers 
des  XVni.  Jahrhunderts  zu  vermitteln  und  so  mit  einen  Bei- 
trag zur  Entwicklungsgeschichte  des  Sozialismus  zu  liefern. 


In  der  Sitzung  der  Nationalversammlung  vom  4.  Novem- 
ber 1789  •)  erhob  sich  der  Bischof  von  Clermont  Frangois  de 
Bonal,  um  ein  kurz  vorher  erschienenes  Buch:  Le  catechisme 
du  genre  humain,  als  voll  der  heftigsten  Angriffe  gegen  Reli- 
gion, Eigentum  und  Familie  zu  denunzieren.  Er  beantragte 
daher,  dasselbe  dem  ComitS  des  recherches  zuzuweisen  und  den 
königlichen  Prokurator  mit  der  Ausfindigmachung  und  Bestraf- 

nisme  systhiMtique  n^avaü  Hi  B<mUnu  par  persanne  avani  Babeuf,*    Nichts 
ist  unrichtiger  und  oberflächlicher,  als  diese  allgemeine  Behauptung. 

1)  Aus  neuerer  Zeit  verdient  genannt  zu  werden  Eugen  Jäger: 
Geschichte  der  soidalen  Bewegung  und  des  Sozialismus  in  Prankreich 
I.  Bd.  (IJ.  Ausgabe,  Berlin  1879).  Der  IL  Band  (Berlin  1890)  hat  leider 
in  keiner  Weise  gehalten,  was  der  erste  versprochen. 

2)  Vgl.  über  diesen  meine  Studie:  Jean  Meslier,  un  pricuraeur 
oublU  du  eodalüme  contemporain  in  der  Sevue  cPieonamie  polüique  II. 
1888.  (S.  277—288). 

3)  Vgl.  Bucheg'Rimx :  Eistoire  parlementaire  de  la  BSvciuikm  I. 
und  die  Sitzungsberichte  in  Nr.  88  des  L  Bds.  des  MtmUewr  umversel. 
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ung  des  Verfi&asers  und  Baclidrackers  zu  beauftragen.  Die 
Versammlnng  aber  war  wenig  geneigt,  freie  Meinangsansser- 
ungen ,  namentlicb  wenn  sie  sich  in  erster  Linie  gegen  die 
Religion  nnd  die  Kirche  zn  richten  schienen,  zu  verfolgen, 
lieber  Antrag  des  Repräsentanten  Le  Chapelier  wnrde  daher  der 
CaUchivme  du  genre  humain  vorerst  dem  Comiie  des  rapparts 
zur  Berichterstattung  über  Inhalt  nnd  Tendenz  zugewiesen. 
Damit  scheint  die  Angelegenheit  begraben  worden  zu  sein.  Es 
ist  mir  wenigstens  nicht  gelungen,  einen  darauf  bezüglichen 
Ausschnssbericht  au&ufinden  ^). 

üebrigens  hatte  der  Verfasser  des  so  heftig  ang^riffeoen 
Werkes  selbst  dafür  Sorge  getragen,  dasselbe  gerade  in  den 
offiziellen  Kreisen  möglichst  bekannt  zu  machen  und  eine  ge- 
naue Prüfung  der  darin  niedergelegten  Ideen  hervorzurufien. 
Vom  Enthusiasmus  seiner  Zeit  ergriffen,  glaubte  auch  er  den 
Augenblick  einer  vollständigen  Wiedergeburt  des  Menschen- 
geschlechtes gekommen.  Da  galt  es  nun,  mit  den  Yorschlagen 
zu  ihrer  gedeihlichen  und  raschen  Durchführung  mogliehst  bei 

1)  Der  CäUclUsme  ist  in  zwei  Auflagen  erschienen.  Der  vollsiftn- 
dige  Titel  der  ersten  Auflage  lautet:  »Le  Catichisme  du  gmre  humam^ 
qne  eaiu  les  auapkis  de  la  Natwre  et  de  8<m  vSntable  auUur,  qtd  me 
Vont  dicU,  je  mets  eous  lee  yeua  de  la  Natim  frangoise  et  de  ^Europe 
Mmrie  pour  Vitablieetment  esaentiel  et  indispensable  du  vSritdble  ordre 
moral  et  de  Viducation  sociale  des  hommes,  dans  la  connoissanee,  la  pra- 
Oque,  Vamowr  et  Vhabitude  des  principes  et  des  moyens  de  se  renäre  et  de 
se  conserver  heureux  les  uns  par  hs  autres^  1789,  ohne  Angabe  des  Dmck- 
ortes,  206  8.  in  8^  R.  2806/B.  1.  Ich  gebe  hier,  wie  auch  Iflr  die  an- 
deren Schriften  Boissels  die  Eatalogbezeichnong  der  Pariser  National- 
bibliothek an.  Der  Titel  der  II.  Auflage  lautet:  *Le  CaihSeMsme  du 
genre  humain  dinonci  par  le  d-deeani  A>ique  de  Clermant  ä  la  Sianes 
du  5.  Novembre  1769  de  VAssemblie  Nationale;  prSeidS  d^un  Disoours 
sur  les  causes  de  la  divisiont  de  Teedavage  et  de  la  destrucüon  des 
Hommes  les  uns  par  les  autres  et  sur  les  moyens  cPsn  garantir  les  gSnS- 
radons  fuiures;  avee  deux  Ädresses  trhs  importan$es  ä  la  Nation  FVam- 
Qoise,  Vune  en  faveur  de  sa  Constitution  ou  lumveäe  existenee  poüHque, 
qui  est  exeeUente,  l^amtre  conire  les  prindpales  institutions  de  son  nouioecns 
rigune  ou  gouioemement,  qui  sont  ires  moMvaises,  et  avee  quelques  opms- 
cuks  relatifs  au  nauvel  ordre  des  ehoses.  Seconde  idi^ion,  revue,  eorrigU 
et  augmenUe.  Paris  1792.  241  und  40  S.  loh  werde  in  Folgendem  bloss 
die  II.  Auflage ,  und  swar  ein£ach  nach  der  Seiteniahl,  dtieren. 
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der  Hand  zu  sein.  Wie  alle  Idecilogen  versprach  natürlich  auch 
er  sieh  von  einer  Prüfung  seiner  Theorien  deren  sofortige  An- 
erkennang,  allgemeine  Annahme  und  Durchführung.  Er  hatte 
daher  schon  im  August  1789  ein  Exemplar  des  Katechismus 
der  Nationalversammlung  zugestellt  uud  wiederholt  deren  Prä- 
sidenten ClermofU''Timerre  und  Le  Chopdier  eine  rasche  und 
genaue  Prüfung  seiner  Vorschläge  zur  Regenerierung  der  Mensch- 
heit ans  Herz  gelegt  ^). 

Die  Drucklegung  des  CaUchistne  hatte  dem  Verfasser  nicht 
geringe  Schwierigkeiten  bereitet.  Es  ist  dies  aus  einer  an  die 
Generalstände  gerichteten  Bittschrift  zu  ersehen  ^).  ilch  bin« 
—  heisst  es  dort  in  höchst  schwülstiger  Sprache  —  »so  innig 
»überzeugt,  dass  die  menschenmorderische,  antisoziale  und  auf 
»allgemeiner  Versklavung  {mereennaire)  beruhende  Ordnung  der 
»Dinge,  welche  der  Egoismus,  das  der  menschlicben  Natur  inne- 
» wohnende  Laster,  begründet  hat,  und  welche  durch  die  Betrüge- 
»reien  und  Heucheleien  des  gleich  ungebändigten  und  blinden 
»Eigennutzes  der  Listigen  und  Klugen  für  heilig  erklärt  wurde, 
»die  eigentliche  Ursache  der  Zwietracht  und  des  Unglückes  unter 
»den  Menschen,  sowie  ihrer  g^enseitigen  Herabsetzung  und 
»Vernichtung  ist  .  .  •  dass  ich  glaubte,  mich  Tag  und  Nacht 
»mit  der  wahren  Moralordnung  beschäftigen  zu  sollen  .... 
»Ich  hielt  es  auch  für  unumgänglich  notwendig,  mich  .... 
»mit  der  sozialen  Erziehung  zu  beschäftigen  und  habe  die 
»Grundsätze  derselben  in  einem  Werke  dargelegt,  welches  den 
»Titel  führt:  Le  ccUeAisme  de  genre  humain.^  Es  habe  es 
jedoch  kein  Buchdrucker,  trotz  der  sonst  herrschenden  Zügd- 
losigkeit  der  Presse,  gewagt,  dieses  Werk  zu  veröffentlichen. 
Er  erbitte  sich  daher  die  Erlaubnis,  dasselbe  auf  eigene  Kosten 
drucken  zu  dürfen.  Ob  ihm  diese  erteilt  wurde,  oder  ob  sie 
im  Drange  der  Zeit  unnötig  geworden,  ist  nicht  ersichtlich. 
Er  scheint  sie  übrigens  gar  nicht  abgewartet,  sondern  gleich* 


1)  VgL  die  in  dar  IL  Aofl.  8.  75—60  al^iedniekten  Briefe  von  J2a- 
hoMä  de  8L  JE^Ncmie  an  Baisad  nnd  dieses  an  jenen  and  an  das  ComiU 
des  rapporta. 

2)  *Äux  Jßtats  gMiraux  de  Fnmce  aaseaiitUe  ä  Venoäks*  (ohne 
Datom  nnd  üntersohrift),  8  8.  in  4^   Lb  '*/7mi. 
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zeitig  mit  der  Ueberreichung  der  erwähnten  Bittschrift  die 
Drucklegung  begonnen  zu  haben.  Jedenfalls  finden  wir  den 
Catechisme  Ende  Mai  1789  gedruckt  und  scheint  derselbe 
ein  gewisses  Aufsehen  und,  namentlich  in  kirchlichen  Kreisen, 
bedeutendes  Aergernis  erregt  zu  haben.  Es  ergiebt  sich  dies 
aus  dem  oben  erwähnten  Angriffe  des  Bischofs  FranfOts  de 
Bonal  und  daraus,  dass  eine  zweite  Auflage  notwendig  wurde. 

Bevor  wir  jedoch  die  Betrachtung  der  im  Catechisme  nieder- 
gelegten Ideen  gehen,  ist  es  angezeigt,  den  Lebensgang  des 
Verfassers  kurz  zu  skizzieren.  Ich  muss  mich  damit  schon  aus 
dem  Grunde  begnügen,  weil  mir  nur  höchst  Itickenhafte  —  auto- 
biographische —  Daten  zur  Verfügung  stehen  *). 

Der  Verfasser  des  Catechisme  hiess  Frangois  Boissel  *). 
Im  April  1728  zu  Yoyeux  im  Vivarais  geboren,  wurde  er  zu- 
erst bei  den  Oratorianern  erzogen,  besuchte  später  ein  Jesuiten- 
institut, um  schliesslich  im  Seminar  zu  Viviers  seinen  Studien 
obzuliegen.  Nach  Absolvierung  der  Rechte  Hess  er  sich  an- 
fangs 1763  unter  die  Advokaten  am  Pariser  Parlamente  aaf- 
nehmen,  verliess  jedoch  schon  im  Mai  desselben  Jahres  Paris 
und  Frankreich  und  begab  sich  nach  St.  Domingo  zu  seinem 
Bruder  >  . . .  pour  y  jouir  par  la  prisence  du  frere,  qui  Vap- 
pelait  aupres  de  lui,  des  douceurs  son  amitie!  Bis  zum  Jahre 
1767  übte  er  seinen  Beruf  als  Advokat  und  Procnreur  beim 
Obergerichte  {conseil  superieur)  in  Cap-Frangois  aus,  als  er 
plötzlich  abgesetzt  und  ihm  die  weitere  Ausübung  der  Advo- 
katur untersagt  wurde.  Nach  BoisseTs  Darstellung  wurde  diese 
Massregelung  durch  seinen  allzugrossen  Eifer  fQr  das  Interesse 
eines  seiner  Klienten  hervorgerufen  und  fand  übrigens  auch 
in  formell  rechtswidriger  Weise  statt.  Er  wurde  vom  CanseU 
superieur  erst  für  zwei  Jahre  suspendiert ,  gleichzeitig  jedoch 
der  Beschluss  gefasst,  ihn  auch  künftighin  nicht  mehr  zar  Aus- 


1)  ^Memoire  en  plamU  et  dSnonciaiUm  au  Boi*  o.  J.  q.  0.  A.  6  8. 
in  4*,  Ln  'Vsts«  nnd  *PäiU(m  ä  8a  MajesU  —  Vempereur  desJBVangai»^ 
0.  J.  u.  0.  A.  1  Blatt  in  4^  Ln  *V%ut. 

2)  Er  nennt  nch  auch  als  solcher  in  der  II.  Auflage  zwar  nicht 
auf  dem  Titelblatte ,  aber  am  SchluBse  des  Briefwechsels  mit  Babaud 
de  Samt'Etienne  (S.  75-80). 
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Übung  der  Advokatur  zuzulassen.  Beide  Beschlüsse  wurden 
bloss  mündlich  und  ohne  Angabe  von  Gründen  formuliert  und 
Boissel  hievon  wieder  nur  mündlich  und  in  kurzem  Wege  ver- 
standigt. Vergebens  protestierte  er  gegen  ein  solches  Vorgehen. 
Vergebens  bat  er  um  die  Ausfertigung  der  gegen  ihn  gerich- 
teten Bescheide  und  deren  schriftliche  Begründung.  Es  wurde 
ihm  bloss  bedeutet,  dass  seine  Wiedereinsetzung  von  der  Zu- 
stimmung seiner  Kollegen  an  demselben  Gerichtshofe  abhänge. 
Auf  sein  Ansuchen  erklärten  hinwiederum  diese,  dass  sie  zwar 
in  der  Art  und  Weise,  wie  er  seinen  Klienten  vertreten  hatte, 
nichts  rechts-  oder  auch  nur  disziplinwidriges  erblicken  könnten 
und  daher  gegen  seine  Rehabilitierung  nichts  einzuwenden 
hätten.  Mit  Ausnahme  eines  einzigen  weigerten  sie  sich  je- 
doch, durch  Mitfertigung  seines  Wiedereinsetzungsgesuches  ge- 
gen den  Gerichtshof  zu  demonstrieren.  So  wurde  denn  dieses, 
trotz  der  Bitte  BoisseVs^  sich  im  Amtswege  von  der  Richtig- 
keit seiner  Angaben  zu  überzeugen,  neuerlich  und  zwar  wieder 
ohne  Angabe  von  Gründen  zurückgewiesen. 

Boissel  gieng  nun  nach  Paris  und  kämpfte  durch  20  Jahre 
um  die  Wiedererlangung  seiner  Stellung.  Es  gelang  ihm  schliess ' 
lieh,  wie  es  scheint,  einflussreiche  Personen  für  seine  Sache  zu 
interessieren.  Denn  im  Dezember  1786  ergieng  vom  Marine- 
und  Kolonienministerium  nach  St.  Domingo  die  Weisung,  alle 
auf  die  BoisseV^iAie  Angelegenheit  bezüglichen  Akten  zur  Ueb^r- 
prüfung  nach  Paris  zu  senden.  Im  September  1788  wurde 
dieser  Auftrag  wiederholt.  Ob  er  jemals  erfüllt  worden,  ist 
jedoch  nicht  zu  ersehen. 

Inzwischen  brach  die  Revolution  aus.  Boissel^  damals  ein 
60jähriger  Greis,  stürzte  sich  mit  jugendlichem  Eifer  in  die  po- 
litische Bewegung.  Aus  dem  ehemaligen,  tief  verbitterten  Ad- 
vokaten wurde  ein  wütender  Revolutionsmann  und  rühriges 
Mitglied  des  Jakobinerklubs.  Er  vertrat  die  radikalsten  poli- 
tischen Anschauungen  und  Forderungen,  und  scheint  auch  im 
Jakobinerklub   eine  gewisse  Rolle  gespielt  zu    haben  ').     Im 

1)  Vgl.  die  Sitzungsberichte  des  Jakobinerklubs  vom  29.  Fructidor 
an  II.  und  5.  und  11.  Bmmaire  an  III.  im  Mcmtewr  umverad;  dann 
*Coj^  dPune  leUre  Scrüe  au  dtoyen  Busot,  dSpuU  ä  la  corwenHon  natuh 
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November  1793  aus  demselben  ausgeschloseen  ^),  wurde  er  bald 
wieder  anfgenommen.  Denn  wir  finden  ihn  am  29.  Froctidor 
an  II.  (15.  September  1794)  auf  der  Rednertribüne  des  Elnbs 
mit  dessen  Verteidigpmg  gegen  die  Anfeindungen  der  Ari- 
stokraten beschäftigt  und  auch  schon  früher  wieder  im  Kiuh 
thätig.  Als  im  April  1794  die  Beratung  des  Entwurfes  der 
Menschenrechte  im  Jakobinerklub  auf  der  Tagesordnung  stand 
und  Bobespierre  unter  dem  Beifall  der  Versammlung  seinen 
Entwurf  zur  Vorlesung  gebracht  hatte»  erhob  sich  Boissel  in 
der  nächsten  Sitzung  zu  einem  Gegenantrage:  ^Bobespierre 
—  si^^  er  —  hat  euch  gestern  einen  Entwurf  der  Menschen- 
rechte vorgelesen.  Ich  will  euch  heute  einen  Entwurf  der 
Rechte  der  Sansculotten  vorlegen.  »Die  Sansculotten  der  fraato- 
»siechen  Republik  anerkennen,  dass  alle  Rechte  in  der  Natur 
»ihren  Ursprung  haben,  und  dass  alle  Gesetze,  welche  mit  dies« 
»im  Widerspruche  stehen,  unverbindlich  seien.  Die  Rechte 
»der  Sansculotten  bestehen  in  der  Freiheit  und  Möglichkeit 
»sich  fortzupflanzen  (hier  wurde  der  Redner  durch  Lärm  und 
»Lachen  unterbrochen),  sich  zu  kleiden  und  sich  zu  ernähren ; 
»in  dem  Nutzgenuss  der  Güter  der  Erde,  unserer  gemeinsamen 
»Mutter;  im  Widerstand  gegen  Unterdrückung;  im  festen  Ent- 


naU  par  U  dtoyetn  Boiasd,  membrt  de  la  SocUii^  Ine,  eorrigU  et  in- 
prinUe  par  son  ordre  ä  ees  aianeea  du  9  et  10  du  priteni  mott  ^octübrt. 
Van  Premier  de  la  Eipublique  frangaise,  pour  etre  envoyie  ä  eee  eoeiHee 
affitüee*.  7  S.  in  8^  Lb.  ^^/tis.  (In  diesem  offenen  Schreiben  naha 
Boieael  gegen  den  Antrag  des  erw&hnten  ReprftaenCanteni  auf  Schaffung 
einer  bewaffneten  Oarde  suni  Schatse  des  Konventes  Stellang ;  m.  .  det 
hmeeiers  armie  ePun  ruban  tricokre  la  feraieniinfinimenk  plus  reepeder*); 
Tgl.  auch  »Adresse  des  eitoyens  rSpubUeains  de  Paris  ä  leurs  frhrss  des 
Dipariemens  et  des  Armies.  Itnprimie  aux  frais  de  la  BipubUque,  h 
9  JuUlet  1793,*  Lb.  ^Vai»»»  in  welcher  Boissd  den  10.  Aogust  and 
die  Torgänge  nach  demselben  zu  rechtfertigen  sucht. 

1)  S.die8itBQngsberichte  des  Jakobinerklabs  vom  2L  Brumairenod 
6.  Frimaire  an  II.  (14.  und  26.  l^ovember  1793)  im  Momtemr  umverstl 
Der  Anläse  der  Aosscbliessang :  ».  .  .paur  avoir  eakmmi  1e  Iribmud  r^- 
whttionnaire,  pareequ'ü  avait  eondanmi  ä  mort  un  d-deoani  noMe  ocea- 
pareur€f  passt  freilicb  kaum  tu  dem  sonstigen  Bilde  BoisseZs  and  Itafc 
iast  vermaten ,  daai  man  es  da  mit  einem  Nameasvetter  desMlben  m 
thon  habe. 
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>flefaliifi8e,  keine  andere  Abhängigkeit  als  die  von  der  Natur 
und  dem  höchsten  Wesen  anzuerkennen«  ^). 

ESb  versteht  sich  von  selbst,  dass  dieser  Gegenentwurf  der 
Menschenrechte  von  der  Versammlung  abgelehnt  wurde. 

Wahrend  der  Revolution  scheint  Baissd  zum  Richter  beim 
Ziviltribunal  des  Seinedepartements  ernannt,  spater  jedoch 
(gegen  1798)  wieder  abgesetzt  worden  zu  sein.  Es  geht  dies 
ras  der  oben  (S.  218  Anm.  1)  zitierten ,  an  Napoleon  gerich- 
teten Bittschrift  hervor,  in  welcher  er  —  in  einem  Alter  von 
mindestens  77  Jahren  I  —  seine  Wiedereinsetzung  verlangt, 

Ueber  seine  weiteren  Schicksale  ist  mir  nichts  bekannt. 
Er  dürfte  gegen  1807  gestorben  sein. 

Ausser  den  bereits  zitierten  Schriften  sind  mir  noch  wei- 
ters bekannt  geworden:  1)  i^Discours  cantre  les  servitudespu- 
blique8€  (66  SS.  in  8^  1786)  ');  2)  i^Prinäpes  conaUutio-fno- 
narehiques  de  la  France;  Erreurs  devoiUes  sur  ce  point  im-' 
p(>rtani€,  mit  dem  Motto:  ^Une  Foiy  üne  Loi^  UnBoi^  Seule 
ä  vraie  Constitution  de  la  France^  qui  n^eut  jamais  besoin 
^äre  eerite  paur  Stre  sentie  des  peupUSy  moins  encore  d'itre 
interpretee  pour  le  bonheur  des  cüoyens  et  la  prospMie  de 
TEmpire*  DSdiis  ä  IHeu^  au  Bai^  ä  la  Patrie.€  Par  un  au- 
teur  connu^  reste  tot^ours  fidde  ä  son  rd  et  constamment  at- 
iachi  ä  sa  Patrie.  A.  L....  ville  franche  et  tranquiüe  (84 SS. 
in  8^  1789)  ').  3)  »£e  code  dvique  de  la  France  ou  le  fUxm- 
teau  de  la  LibertS^  dedie  ä  la  fedcration  franfaise^  (41  SS. 
in  8»,  1790)  %  4)  ^Les  Entretiens  du  Phre  Oirard  sur  la 
Constitution  polüigue  et  le  gauvemement  rivolutiannaire  du 
peuple  frangais^y  mit  dem  Motto:  ^VMti,  Liberti^  J^alüi, 
ümte  de  Principe^  Uniti  ^instrwtionj  Unite  d'aetion,  Uniti 

1)  Hietoire  parlementaire  de  la  BivoluHon,  tome  XXVL  p.  107. 
ÄnUm  Menger  (Das  Recht  auf  den  yoUen  Arbeitaertrag)  8.  29»  Anm.  2) 
lebreibi  diesen  Entwurf  im  allgemeinen  den  Hebertisten  kq.  Wie  sich 
US  dieier  Studie  ergiebt,  mit  Unrecht. 

2)  Bttmoih.  NationdU  Eiserve  £.  627;  eine  ffir  den  Knlturhiato- 
tiker  ausaerordentlieh  interessante  Sohilderung  der  baulichen  und  sa- 
BÜftren  Zust&nde  des  yorreyolution&ren  Paris. 

8)  Lb.  •Vtut. 
4)  Lb.  ••/•7M. 
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de  loiy  de  mesure  et  de  poids.  Vi/vre  libre  ou  mourir.U 
in  12«)  *). 

Dasjenige  Werk  aber,  in  dem  Bdssel  banpt«lchlich  seine 
Ideen  fiber  eine  soziale  Umgestaltung  niedergel^t  hat,  ist  der 
Cate:hisme.  Die  späteren  Schriften  —  so  besonders  die  Entre- 
tiens  —  enthalten  meist  blosse  Wiederholungen  desselben  Ge- 
dankenganges, oft  nur  wörtliche  Auszüge  aus  dem  Catechisme, 

Alle  Schriften  BoisseVs  sind,  ganz  abgesehen  von  dem 
sehr  oft  geradezu  absurden  Inhalt,  in  höchst  schwülstigem 
Stil  geschrieben  und  kostet  es  nicht  geringe  Mühe,  sich  in  den 
fortführend  wiederkehrenden  Phrasen  zurechtzufinden  und  aus 
denselben  die  Gedanken  des  Verfassers  herauszuschälen.  In- 
wieweit mir  dies  gelungen  ist,  soll  die  nachfolgende  Darstd- 
lung  zeigen. 

Die  Betrachtung  der  gesamten  äussern  Welt  und  der  Stel- 
lung des  Menschen  in  ihr,  lehrt  uns  —  führt  Boissel  aus  — , 
dass  diese  mit  eben  denselben  Bedürfnissen,  dem  gleichen  Drang 
zu  leben  und  der  Notwendigkeit  derselben  Funktionen  ausge- 
stattet ist,  wie  alle  andern  Lebewesen.  Während  aber  die 
Natur  und  ihr  Schöpfer,  Gott,  diesen  letztern  den  Instinkt  mit- 
gegeben haben,  welcher  sie  sicher  und  unfehlbar  nach  stets 
gleichen  Regeln  leitet,  hat  sie  denselben  dem  Menschen  ver- 
sagt. Dieser  besitzt  an  Stelle  des  Instinktes  die  Vernunft, 
ycette  faculte  de  Väme^  qui  nous  rend  susceptibles  de  connois- 
sances  et  de  les  tourner  ä  notre  plus  grand  avantaget  (Cot.  120 
u.  passimj  ebenso  1  $  Entretiens  du  phre  GSrard.)  Sie  bildet 
das  hauptsächlichste  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  ihm 
und  der  Tierwelt.  Si)  befähigt  ihn  auch,  sich  selbst  neben 
der  natürlichen  eine  den  übrigen  Lebewesen  stets  fremde  und 

1)  Lb.  *Vi88i.  Am  Schlüsse  befindet  sich  der  Vermerk :  Paris  U 
6  Avrü  1793,  an  II.  de  la  BSpublique  frangaise.  Par  Je  eUoyen  BcitsiA, 
auUnr  du  Catiehiime  du  genre  humairu  Die  Biographie  gh%erale  and 
die  Nouv.  Biogr,  univers.  enthalten  Bois8eP%  Namen  nicht  Quirord: 
La  France  liUSraire  kennt  yon  Boissd'a  Schriften  nur  den  Catichume 
du  genre  humainf  dann  den  IXscours  contre  les  sfrvitudes  pübUgues  und 
den  Code  cimque.  Le  Faure  und  Paul  Janet  citieren  nur  die  I.  Auf- 
lage der  erstgenannten  Schrift;  Janet  übrigens  auch  nur  aus  fremder 
Hand. 
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yencblosseue  Lebensordnung  zu  schaffen:  die  sittliche  Gesell- 
schaft (Vordre  moral  au  sociät).  Man  sieht,  Boissel  identifi- 
ziert den  Begriff  Gesellschaft  mit  dem  andern:  auf  sittlichen 
Onmdlagen  beruhende  Gesellschaft 

Diese  sittliche  Lebensordnung  muss  vernünftig  sein;^nur 
wenn  sie  yemünftig,  ist  sie  umgekehrt  sittlich.  Es  handelt 
sieh  also  zunächst  darum,  die  wahren  Vernunft-  und  damit 
Sittlichkeitsprinzipien  zu  erkennen,  welche  bei  der  Bildung  der 
Gesellschaft  massgebend  sein  sollen.  Denn  nur  dann  wird  eine 
Prüfung  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  auf  ihren  sitt- 
lichen Gehalt  möglich,  nur  dann  wird  man  im  stände  sein,  sie 
zu  yerbessem  und  entsprechend  neu  zu  gestalten,  wenn  und 
soweit  sie  sich  nicht  als  yemunftgemäss  herausstellt. 

Die  menschliche  Vernunft  ermangelt  jedoch,  im  Gegensatz 
zam  Instinkt,  der  festen  und  unwandelbaren  Regeln.  Hiezu 
kommt,  dass  ein  yieltausendjähriger  Entwicklungsprozess  hinter 
QDs  liegt.  Die  Vernunft  ist  von  demselben  nicht  nur  nicht 
unbeeinflusst  geblieben ,  sie  erscheint  vielmehr  nun  geradezu 
mit  als  dessen  Ergebnis.  Als  »das  geistige  Resultat  der  Or- 
»ganisation,  der  Erziehung,  der  Empfindungen,  Neigungen  und 
»Gewohnheiten  der  Menschen,  die  in  verschiedenen  Klimaten 
»von  Volk  zu  Volk,  ja  sogar  von  Individuum  zu  Individuum 
»sich  verschieden  gestalten  c,  äussert  sie  sich  ebenso  verschieden, 
wie  die  Elemente,  welche  ihre  Entwicklung  beeinflussen.  Nicht 
minder  auseinandergehend  sind  demnach  auch  die  Meinungen 
{opinions)  der  Menschen  d.  h.  »die  urteile  oder  Ergebnisse 
»des  Nachdenkens  über  jene  Gegenstande,  welche  die  Vernunft 
»ihrer  Prüfung  unterzogen  hat«  (Cot.  118). 

Es  kann  aber  nur  eine  Wahrheit  geben.  Viele  gleich 
richtige  und  gleich  vernünftige  Ansichten  fiber  denselben 
G^enstand  sind  unmöglich.  Wie  nun  diese  eine  Wahrheit 
erkennen? 

Wir  müssen  uns  zu  diesem  Zwecke  an  die  Natur  selbst 
halten,  »der  wir  unser  physisches  Dasein,  sowie  auch  alle 
Mittel,  um  dasselbe  zu  erhalten,  verdanken«  {C(U.  3  u.  pass.). 
Was  lehrt  uns  nun  die  Natur? 

unser  Autor   beantwortet  diese  Frage  folgendermassen : 

ZittMlir.  t  Stamtew.  1801.    il.  Heft.  15 
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Alle  Menschen  werden  mit  Bedürfnissen  und  dem  Drange,  sie 
so  lange  und  so  vollkommen  als  möglich  zn  befriedigen.  Auch 
f&r  sie  gelten  »die  allen  Lebewesen  vorgeschriebenen  Gesetze: 
»sich  und  ihre  Art  durch  einander  zu  erhalten  und  fortza- 
pflanzen«  (Cot.  121).  Damit  ist  auch  die  Reihe  der  mensch- 
lichen Bedürfnisse  umschrieben  und  ihre  Klassifikation  gegeben. 

Das  Ziel  des  Menschengeschlechtes,  fahrt  Boissel  fort,  ist 
wie  das  der  übrigen  Tierwelt,  glücklich  zu  werden.  »Das 
Glück  aber  besteht  in  der  Gesundheit,  Kraft  und  Geschick- 
lichkeit des  Körpers,  in  seelischer  Ruhe  und  Zufriedenheit  und 
in  dem  Notwendigen  für  ein  sehr  frugales  Leben  d.  h.  f&r 
eine  Befriedigung  der  Bedürfnisse  innerhalb  ihrer  wahren 
Grenzen«  ^)  (Cat.  82). 

Trotz  der  natürlichen  Ungleichheit  der  Menschen  in  Be- 
zug auf  ihre  körperliche  und  geistige  Blähung  und  trotz 
der  daraus  resultierenden  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse  kann 
man  doch  nicht  sagen,  dass  irgend  einer  der  auf  ihre  Befrie- 
digung gerichteten  Triebe  bevorzugter  sei.  Keiner  besitzt  eine 
grössere  Berechtigung,  sich  durchzusetzen,  als  der  andere. 
D.h.  in  Bezug  auf  den  Anspruch,  seine  Bedürfnisse 
zu  befriedigen,  ist  kein  menschliches  Individuum 
dem  andern  ungleich;  sie  sind  also  alle  gleich. 

Die  Natur  selbst  und  ihr  Urheber,  Gott,  kümmern  sich 
allerdings  in  erster  Linie  nur  um  die  Erhaltung  der  Art  und  nicht 
des  Einzelnen.  Im  Naturzustande  setzt  sich  also  jeder  —  die 
Mittel  hiezu  sind  ihm  gegeben  —  so  gut  durch  als  er  kann. 
Es  fragt  sich  nur,  ob  dies  begrifflich  gegen  die  Andern 
und  mit  deren  Beeinträchtigung  geschehen  muss,  oder  ob  dies 
Ziel  nicht  besser  auf  der  Grundlage  der  Harmonie  Aller 
erreicht  werden  kann.  Wie  Boissel  diese  Frage  beantwortet, 
werden  wir  sogleich  sehen.  Verfolgen  wir  zunächst  seinen 
Gedankengang  weiter. 

Zur  Erleichterung  des  Kampfes  ums  Dasein  —  fahrt  er  fort 
—  hat  die  Natur  den  Menschen  zu  einem  sozialen  Geschöpfe 

1 )  Den  Ausdruck  i^frugaU  näher  umschreibend  f&gt  Boisul  hinzu : 
Fairceque  la  frugaUU  n'exprime  qne  U  wai  terme  des  besoms  et  que  par 
de  lä  <m  ne  peut  eoncevoir  que  d'exchs  pr^udiciables  ä  ee  meme  bonhemr. 
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gemacht.  Der  Drang,  sicli  zn  yergesellschaften,  ist  ihm  an- 
geboren und  findet  seinen  ersten  Ausdruck  in  dem  Verhält- 
nisse zwischen  der  Mutter  und  ihren  Kindern  {Cot.  164  ff. 
und  passim).  »Da  der  Mensch  in  Abhängigkeit  von  seiner 
»Amme  geboren  wird,  die  man  Mutter  nennt  und  im  Anfang 
»nur  durch  ihre  zärtliche  Fürsorge  sein  Dasein  fristen  kann, 
»so  wird  er  mit  Naturnotwendigkeit  der  Gesellschafter  (as- 
^socie)  erst  seiner  Mutter  und  in  der  Folge  auch  seiner  6e- 
»schwisterc  (Cai.  4,  164  und  pass.).  So  entstehen  kleine  In- 
dividuen- und  Interessengruppen,  welche  sich  wieder  zu  grös- 
seren vereinigen  und  endlich  zu  Nationen  und  Völkern  znsam- 
menschliessen.  Alle  aber  haben  dieselbe  Grundlage  und  den- 
selben Zweck,  nämlich  dev  der  Erleichterung  des  Kampfes  ums 
Dasein  mit  den  Naturkräften,  eventuell  mit  andern  Gruppen 
und  Einzelnen  {Cot.  116). 

So  die  menschliche  Gesellschaft  im  Naturzustande  (Za  so- 
ciäe  dans  Vordre  physigue). 

An  sich  ist  nach  Baissel  ein  Kampf  der  Einzelnen  sowohl, 
als  auch  der  Gemeinschaften  untereinander  durchaus  unge- 
rechtfertigt und  unnötig.  Er  wäre  es  nur  im  Falle  des  Not- 
standes, »wenn  die  Erde  alle  ihren  Bewohnern  nicht  genug 
Nahrungsmittel  darböte«.  Eine  Voraussetzung,  die  aber  nicht 
zutreffe  {(kU.  8). 

Es  gibt  allerdings,  fährt  er  fort»  auch  andere  Ursachen 
der  g^enseitigen  Befehdung  der  Menschen. 

Die  Einzelnen  bringen  auf  die  Welt  nichts  mit,  »als  eine 
»Vervollkommnungsfahigkeit,  die  gepflegt,  eine  schrankenlose 
»Eigensucht,  die  gebändigt  werden  soll  und  Leidenschaften 
^{passians)^  welche  je  nach  der  Richtung,  die  sie  einschlagen, 
»gleicherweise  das  Glfick,  wie  das  Unglück  unseres  Lebens  her- 
»beifdhren  können«  {Cat.  3).  Es  ist  also  durch  die  Natur  und 
Gottes  unerforschlichen  Batschluss  in  die  Hand  der  Menschen  ge- 
legt, ihr  Schicksal  zu  gestalten.  Gleich  ausgerüstet  mit  den  Mit- 
teln zur  Selbstzerstörung,  wie  zur  Begründung  ihres  Glückes, 
hängt  beides  von  ihrem  freien  Willen  ab.  Dies  eben  er- 
hebt sie  über  die  übrige  Tierwelt  und  das  Bewusstsein  hievon 
schliesst  jedes  Grübeln  aus,  ob  es  nicht  besser  gewesen  wäre, 

15» 
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wenn^die  Natnr   diese  Macht  nicht  in  unsere  EQlnde  gelegt 
hätte  (vgl.  bes.  Cot.  171  f.  und  passim). 

Wählen  die  Menschen  die  Eigensucht  als  Motor  ihres 
Lebens  und  Handelns,  so  wird  einfach  der  Stärkere  obenauf 
kommen  und  bleiben :  nicht  weil  er  ein  Recht  dazu  hat,  son- 
dern aus  dem  einzigen  Grunde,  weil  er  stärker  ist. 

Und  die  Folgen?  »Wenn  er  eine  Vorliebe  fftr  Weiber  hat, 
»so  wird  er  alle  diejenigen,  die  sein  (refallen  erregen,  in  seine 
iGewalt  zu  bringen  suchen.  Ist  er  herrschsüchtig  und  ehr- 
»geizig,  so  wird  er  seine  Mitmenschen  zwingen  ihm  zu  folgen 
»und  zu  gehorchen.  Er  wird  sich  der  Früchte  fremder  Arbeit 
»und  zwar  natürlich  gerade  der  Fleissigsten  und  Friedlichsten, 
»weil  zum  Widerstand  Unfähigsten,  bemächtigen.  Das  Bei- 
»spiel  der  Tiger  und  Löwen  wird  ihm  ausschliesslich  mass- 
»gebend  sein.  Die  Schwachen  ihrerseits  werden  ihm  unter- 
»than  sein  und  gehorchen,  so  lange  er  im  stände  sein  wird, 
»sie  in  Furcht  zu  erhalten.  Nachher  wird  selbstverständlich 
»derjenige,  der  sich  nun  seinerseits  am  stärksten  fühlt,  Ton 
»derselben  Eigensucht  und  denselben  üblen  Neigungen  beraten, 
»sich  genau  so  benehmen.  Denn  er  wird  ja  kein  anderes  Bei- 
spiel und  kein  anderes  Vorbild  haben c  (Cot.  160). 

Auf  diese  Weise  aber,  das  bedarf  keines  Beweises,  werden 
die  Einen  die  Andern  unglücklich  machen,  ohne  selbst  glück- 
licher zu  werden.  Gott  und  die  Natur  werden  sich  wenig 
darum  kümmern,  dass  »die  Menschen  sich  gegenseitig  herab- 
»würdigen,  unterdrücken  und  vernichten.  Denn  die  Art  wird 
»in  Zukunft  ebensowenig  vergehen  wie  bisher«,  und  das  ist 
ihnen  die  Hauptsache. 

Der  Egoismus  darf  also  nicht  zur  Grundlage  des  Lebens 
des  Menschengeschlechtes  erhoben  werden.  Dieses  soll  viel- 
mehr altruistischen  Motiven  folgen.  Nor  diese  garantieren  Allen 
das  möglichst  grösste  Glück.  Sie  sind  daher  die  einzig  vernünf- 
tigen und  daher  auch  die  einzig  sittlichen.  Dass  dem  so  sei^ 
ergibt  sich  unserem  Autor  aus  der  nachfolgenden  Betrachtung. 

Wir  haben  oben  betont,  dass  er  die  natürliche  Ungleich- 
heit der  Menschen  in  Bezug  auf  körperliche  und  geistige  An- 
lagen und  infolge  dessen  auch  ihrer  Bedürfnisse  anerkennt  und 
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gesehen,  wie  er  trotzdem  zum  Begriffe  der  Gleichheit 
Aller  gelangt.  Er  geht  nämlich  von  dem  gleichen  Rechte 
Aller  auf  Existenz^)  ans  und  ist  einer  der  konsequente- 
sten Vertreter  dieses  Prinzips. 

»Der  Mensch  kommt  —  f&hrt  Baissd  aus  —  nackt  und 
»bloss  auf  die  Erde  und  yerlässt  sie  auch  so  nach  seinem  Tode«. 
Da  er  nichts  mitbringt,  so  kann  man  auch  nicht  behaupten,  dass 
er  auf  irgend  etwas  ein  Recht  hat  Der  Begriff  »Recht«,  als  die 
einer  Person  mit  Ausschluss  aller  Andern  zustehende  Befugnis 
ist  der  Natur  überhaupt  fremd.  Er  entsteht  erst  durch  die  Ge- 
sellschaft und  in  ihr.  Auch  da  aber  nicht  begrifflich  not- 
wendig, sondern  als  Reaktion  dagegen,  dass  Einzelne  sich  solche 
ausschliessliche  Befugnisse  anmassen.  Eine  solche  Anmassung 
aber  kann  selbstverständlich  für  diese  allein  kein  Recht  be- 
gründen, sondern  gleichzeitig  auch  für  alle  Andern  und  zwar 
dasselbe  Recht  auf  dasselbe  Objekt  und  mit  demselben  Inhalt. 
T^Nul  ne  petä  s'arroger  dans  ce  monde  ni  etablir  un  droit  en 
>8a  faveur  au  prifiidice  de  son  semblabUf  sans  itablir  en  meme 
^temps  en  faveur  de  son  semblable  le  meme  droit  contre  luit  (Cot. 
59—60).  Mit  andern  Worten :  Da  Niemand  in  der  Natur 
mehr  berechtigt  ist  als  alle  Andern,  so  sind 
Alle  gleichberechtigt.  Sie  haben  also  Alle  das  gleiche 
Recht  auf  die  zur  Bedürfnisbefriedigung  geeigneten  und  notwen- 
digen Gegenstände,  jeder  nach  Mass  seiner  Bedürfhisse,  jeder 
aber  auch  nur  auf  Grand  von  Arbeit  {Cot.  62). 

Doch  Näheres  darüber  später. 

Die  einfachste  Ueberlegung,  meint  Boissel^  müsse  jeder- 
mann lehren,  dass  dieses  sein  Recht  auf  Existenz  am  besten 
garantiert  sei,  wenn  er  nicht  das  gleiche  Recht  der  Andern 
verneine,  sondern  vielmehr  anerkenne  und  durchzusetzen  be- 
müht sei.  Denn  nur  dadurch  entgehe  er  dem  unvermeidlich 
erfolgenden  Rückschlag  gegen  das  alleinige  Betonen  seiner  Per- 
sönlichkeit Nur  indem  er  den  Kampf  gegen  Alle  aufgebe, 
verhindere  er  den  Kampf  Aller  gegen  sich.    So  aber  gelange 

1)  üeber  den  Begriff  dei  Rechtet  auf  Existens  und  dessen  sonstige 
Vertreter  vgl.  insbesondere  Anton  Menger :  »Das  Becht  auf  den  vollen 
ArbeitMrtrag€  (Stattgart  1886)  S.  8—10). 
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man  dazu,  das  eigene  Glück  in  dem  der  Gesamtheit  zu  suchen 
und  zu  finden  {CcU.  und  Les  Entretiens^  passim). 

Nach  dem  Gesagten,  argumentiert  Boissel  weiter,  sind 
weder  das  Ziel  des  menschlichen  Lebens,  noch  die  Mittel  das- 
selbe zu  erreichen,  unklar. 

Gehen  die  Menschen  nun  an  die  Begründung  des  vordre 
social  ou  moraU,  so  darf  diese  offenbar  nur  auf  denselben 
Grundlagen  geschehen,  wie  in  der  Gesellschaft  ^dans  Vordre 
physique^.  Nur  dass  nunmehr  die,  beiden  begrifflich  gemein- 
samen, Zwecke  der  Erleichterung  des  Kampfes  ums  Dasein  und 
der  Sicherung  des  letzteren  in  vollkommenerem  Masse 
verwirklicht  werden  sollen.  Denn  nur  dazu  wird  ja  die  soziale 
Ordnung  begründet.  Das  ist  ihre  einzige  Daseinsberechtigung. 
Zögen  denn  sonst  die  Menschen  den  Naturzustand  nicht  vor  ? 
und  da  konstatiert  wurde,  dass  diese  Zwecke  sich  überhaupt 
nur  erreichen  lassen,  wenn  die  Gleichheit  und  das  gleiche  Recht 
Aller  auf  Existenz  anerkannt  und  durchgeführt  würde,  so  müs- 
sen auch  in  der  von  den  Menschen  bewusst  geschaffenen  Ge- 
sellschaftsordnung alle  Eräfl;e  auf  dieses  2iiel  gerichtet  sein 
und  darf  demselben  nichts  in  ihrer  Organisation  widersprechen. 
Sonst  führt  diese  Gesellschaftsordnung  ihren  Namen  mit  Un- 
recht: sie  ist  sonst  unvernünftig  und  unsittlich.  Die  grosse  Yeiv 
vollkommnung  des  ordre  social  —  so  wie  er  sein  soll  — 
gegenüber  dem  Walten  der  Natur  besteht  also  begrifflich  darin, 
dass  sie  vermöge  der  Anerkennung  der  Gleichheit  und  der 
gleichen  Daseinsberechtigung  Aller  auch  auf  die  Erhaltung 
aller  Individuen  in  gleicher  Weise  bedacht  sein  muss, 
während  es  der  Natur  in  erster  Linie  nur  um  die  Erhaltung 
der  Art  zu  thun  ist  (Cot.  4,  59  und  passim). 

Nach  dem  Muster  der  primitivsten  natürlichen  Gesellschaft: 
d^n  Verhältnisse  zwischen  der  Mutter  und  ihren  Kindern,  ge- 
bildet, soll  die  soziale  Ordnung  ihren  Mitgliedern  das  sein, 
was  im  Naturzustande  die  Mutter  ihren  Kindern  ist.  »In  der 
»sittlichen  oder  sozialen  Ordnung  gehören  wir  Alle  der  6e- 
»sellschaft,  von  der  wir  auch  unser  Dasein  als  Gesellschafts- 
»mitglieder  haben.  Wir  leben  auch  in  steter  Abhängigkeit 
»von  ihr.    Die  Gesellschaft,  als  Mutter  aller  ihrer 
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»Mitglieder,  hat  also  auch  die  Pflicht  ihre  Kinder  za  er- 
»ziehen  ....  Sie  ixiuss  daher  so  organisiert  sein, 
>dass  die  Kinder  an  ihrem  Busen  ebenso  die 
»Mittel  zu  ihrer  Erhaltung  finden,  wie  zur  Zeit 
»der  Gebart  bei  der  natürlichen  Muttert  (4).  Die 
»Moral  und  sämtliche  Einrichtungen  der  Menschen  haben  nur 
»das  eine  Ziel  zu  verfolgen:  die,  physischen  und  moralischen 
»Ursachen  des  Schmerzes  und  der  Unlust  zu  beseitigen  und 
»jene  des  Vergnügens  (plaisir)  zu  fördern  c  (Cat  39—42, 168  flf.). 

umgekehrt  sind  »alle  sozialen  Einrichtungen,  möge  man 
»sie  auf  göttlichen  oder  menschlichen  Ursprung  zurückführen, 
»welche  das  Dasein,  die  Funktionen  oder  die  Bedürfnisbefrie- 
»digung  des  T^hofnme  sodaU  schädigen  oder  behindern,  gegen 
»die  Rechte  der  Natur  und  Gottest,  d.  h.  unsittlich  und  un- 
vernünftig (Cot.  7). 

Jedes  Mitglied  der  Gesellschaft  ist  daher  nach  unserem  Autor 
berechtigt,  die  eben  entwickelten  Anforderungen  an  die  Ge- 
sellschaft zu  stellen.  Diese  Berechtigung  fliesst  aus  dem  Wesen 
der  Dinge.  Es  bedarf  dazu  keines  GeseUschaftsvertrages  im 
Bousseau'sthen  Sinne.  Boissel  anerkennt  nämlich,  dass  es  hi- 
storisch niemals  einen  solchen  gegeben.  »Aber,  fügt  er  hinzu, 
»dieser  Vertrag  beHteht  doch,  denn  die  Natur  und  ihr  Schöpfer 
»haben  seine  Bedingungen  in  das  Herz  aller  empfindenden  und 
»denkenden  Menschen  eingeprägt«  {Cot.  70). 

Nachdem  Boissel  auf  dem  Wege  allgemeiner  Betrach- 
tungen zu  den  eben  dargelegten  Ergebnissen  gelangt  ist,  geht 
er  an  die  Prüfung  der  thatsächlich  bestehenden  Ordnung  der 
Dinge  und  legt  an  dieselbe  die  gewonnenen  Massstäbe  an.  Da 
wir  seine  Kriterien  kennen,  so  brauchen  wir  uns  nicht  über 
das  Ergebnis  seiner  Kritik  zu  wundem  und  kaum  zu  betonen, 
dass  diese  vernichtend  ausfallt. 

Drei  Einrichtungen  sind  es  hauptsächlich,  sagt  er,  die 
der  gegenwärtigen  Gesellschaftsordnung  ihr  Gepräge  verleihen ; 
Religion,  Ehe  und  Eigentum  {les  religions,  Us  ma- 
riages^  les  proprietes)  oder ,  wenn  man  will ,  dieses  letztere 
allein,  da  sich  die  ganze  Dreieinigkeit  der  grundlegenden  Ge- 
sellschaftseinrichtungen auf  den  Eigentumsbegriff  zurückleiten 
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lässt.  Boissel  bezeichnet  nämlich  auch  die  Religion  als  Eigen- 
tum an  Gott  und  den  göttlichen  Dingen ,  die  Ehe  aber  als 
Eigentum  an  den  Weibern. 

Wie  alle  gesellflchaftlichen  Einrichtungen  argumentiert  er 
weiter,  darf  man  auch  Eigentum,  Religion  und  Ehe  nur  in- 
soweit und  insolange  als  »geheiligte  Einrichtungen  ansehen, 
»als  erfahrungsgemass  bewiesen  würde . . . . ,  dass  sie  frfiher 
»und  noch  jetzt  zur  Förderung  des  menschlichen  Glückes  ge- 
»dient  haben  und  dienenc  (Cot.  6).  Die  Erfahrung  aller  Jahr- 
hunderte, erweise  jedoch  das  Gegenteil  und  dass  die  Schuld 
an  all  den  unsäglichen  üebelständen,  an  denen  die  Menschheit 
kranke,  gerade  diese  drei  Angelpunkte  der  heutigen  Gesell- 
schaftsordnung treffe  (ibid.  und  passim). 

Was  ist  nämlich  Eigentum? 

Die  Juristen  definieren  es  als  »die  Freiheit  beliebiger  Ver- 
fBgung  über  dasjenige,  was  angeblich  uns  gehört.  Eine  ma- 
gere und  farblose  Definition ,  die  unserem  Autor  nicht  ge- 
nügt. Er  gibt  seinerseits  eine  andere:  »Eigentum  ist  das 
»Privilegiunl  ausschliesslichen  Genusses  an  Grund  und  Boden 
»und  daher  auch  das  Recht,  die  künftigen  Geschlechter  vom 
»Erdboden  zu  Terbannen:  das  Recht,  den  Eigentumslosen  vor 
»Hunger,  Durst  oder  Kälte  sterben  zu  lassen,  wenn  er  ee 
»nicht  vorzieht,  der  Sklave  des  Besitzenden  zu  werden  und 
»dieser  ihm  die  Gnade  erweist^  ihn  als  solchen  anzunehmen; 
»denn  sonst  wird  der  Arme  als  Dieb  gehängt  oder  als  Mörder 
»gepfählt  oder  lebendig  zerrissene  ')  {Cat  93). 

Das  Eigentum,  fährt  Boissel  fort,  widerspricht  daher  dem 
Rechte  Aller  auf  Existenz.  Es  ist  also  auch  gar  kein  Recht,  son- 
dern bloss  eine  durch  Gewalt  geschaffene  Thatsachcy  die  wieder 
nur  in  derselben  Weise  aufrechterhalten  werden  kann.  In  der 
That  gründet  es  sich  durchaus  auf  kein  göttliches  oder  mensch- 
liches Recht,  vne  so  oft  behauptet  vnrd  —  denn  es  steht  zu 
beiden  in  unversöhnlichem  G^ensatz  —   sondern    bloss   auf 

1)  Hier  wie  meist  auch  sonst,  wenn  auch  nicht  aosnahmslos»  spricht 
Boiaael  yon  Eigentum  an  Grund  und  Boden  (prcpriiU  de  terres,  partage 
de  terree),  ohne  jedoch  etwa  das  Eigentum  an  beweglichem  Vermögen 
für  zutrftglich  oder  auch  nur  minder  verwerflich  in  halten« 
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die  unersättlichen  Begierden,  den  Hochmut,  die  Vergewal- 
tigung und  die  Heuchelei  der  Menschen.  Wie  es  durch  diese 
geschaffen,  so  ruft  es  sie  seinerseits  wieder  hervor  und  nährt 
unaufhörlich  »die  yerderbliche  Eigensucht,  dasjenige,  was  der 
»Gesamtheit  zugehört  und  unter  alle  Gesellschaftsmitglieder 
»nach  ihren  Bedfirfnissen  zur  Verteilung  kommen  sollte,  aus- 
»schliesslich  sich  zuzueignenc  {Cat  93  und  passim). 

Die  Institution  des  Privateigentums  habe  wieder  Verkehr 
und  Handel  henrorgerufen.  Nicht  einen  Verkehr  im  Sinne 
einer  wahrhaft  sozialen  Ordnung,  d.  h.  »den  Austausch  der 
»Mittel  zur  gegenseitigen  Erhaltung  und  zar  Forderung  des 
»allgemeinen  Wohlseinsc.  Darunter  habe  man  vielmehr  die 
Summe  der  Beziehungen  zu  verstehen,  welche  unter  den  In- 
dividaen,  Familien  und  Völkern  durch  die  Bedürfnisse  und 
Neigungen  entstehen,  welche  die  herrschende  Ordnung  der 
Dinge  geschaffen  hat,  und  deren  elende  Spielzeuge  die  Men- 
schen nun  sind  (Ccd.  126).  Handel  und  Verkehr  gereichen  daher 
auch  nicht  allen,  sondern  nur  einer  kleinen  Minderheit  von 
Klugen  und  Geschickten  zum  Vorteile.  Hand  in  Hand  mit 
der  Bereicherung  dieser  gehe  die  Uebervorteilang  und  Ver- 
armung der  grossen  Mehrzahl  {Cot.  110  ff.). 

Für  die  Bedürfnisse  des  Handels  und  Verkehrs,  wie  ihn 
die  heutige  Gesellschaftsordnung  kennt,  sei  das  G  e  1  d  geschaffen 
worden:  »Gold  und  Silberstücke,  denen  man  einen  so  hohen 
Wert  beigelegt  hat,  dass  man  mit  ihnen  alles  kaufen  kannt 
(Cot.  92).  So  überflüssig  nun  das  Geld  {numeraire)  auch  in  einer 
wahrhaft  vernünftigen  Gesellschaftsordnung  wäre ,  so  unent- 
behrlich sei  es  in  der  heutigen.  Natürlich  diene  es,  wie  diese 
letztere  überhaupt,  ebenfalls  nur  znr  Vergrösserung  der  allge- 
meinen Korruption  {Cat  110 — 111). 


1)  Bemerken  wir  nebenbei,  dam  Baissel  keine  Ahnnng  vom  Wesen 
des  Geldes  hat  und  dass  er  der  Ansicht  huldigt,  die  Menschen  könnten 
jedem  beliebigen  Gegenstand  willkOrlich  den  Wfthrongs- Charakter  ver- 
leiben (Üb  hommea  ant  iti  les  maUrea  de  oonventr  de  toute  autre  esphce 
de  matihre).  Dass  man  gerade  die  Edelmetalle  gewählt  habe,  sei  darauf 
zurückzuführen,  qui^l  eei  e«k6  dana  U  plan  dea  impoiteura,  qui  t^ÜoieiU 
empairi  du  pomck  eäeaU  ....  (QU.  116  ff.). 
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So  lege  das  Privateigentum  den  Grund  zu  jeglichem  Elend 
unter  den  Menschen.  Ueberall  und  immer  fördere  es  die  Un- 
freiheit, die  Erniedrigung,  die  Abhängigkeit  der  Menschen  von 
einander  und  von  ihren  Leidenschaften.  Dies  gelte  nicht  nur 
von  den  Individuen  innerhalb  einer  Gruppe,  sondern  auch  von 
dem  Verhältnisse  dieser  letzteren  zu  einander.  Aus  dem 
^bellum  omnium  contra  omnest  hervorgegangen,  verewige  es 
diesen.  Und  wie  unter  den  Einzelnen,  so  gelte  auch  unter 
den  Völkern  und  Staaten  nur  die  Faust  und  die  rohe  Gewali 

NatQrlich  lässt  sich  Boissel  die  Gelegenheit  zu  einer  De- 
klaration gegen  den  Krieg  nicht  entgehen.  »Wir  nennen  diese 
»schändliche  Kunst,  uns  g^enseitig  abzuschlachten,  ein  Recht, 
»eine  menschliche  und  sogar  göttliche  Einrichtung,  trotzdem 
»augenscheinlich  nichts  unmenschlicher  und  teuflischer  ist«  {Cd. 
8).  Und  er  hätte  dies  f&r  unsere  Zeit  der  unerschwinglichen 
Militärbudgets  und  der  sich  unaufhörlich  jagenden  kriegpiech- 
nischen  Erfindungen  sicherlich  nicht  minder  aufgerufen,  ab 
für  seine  Zeit  »Auf  diese  entsetzliche  Kunst,  auf  diese  ver- 
»abscheuungswürdige  Einrichtung,  auf  diese  Schande  und  dieses 
»Unglück  des  Menschengeschlechtes  stützen  noch  heute  die 
»gebildetsten  Völker  Europas  ihr  Heil,  ihre  Ho£Fhungen,  ihren 
»Heroismns,  ihren  Ruhm,  ihren  Vorrang,  ihr  Schicksal,  mit 
»einem  Worte,  alle  ihre  glänzenden  Chimären«  {Cat.9).  Derjenige 
werde  am  meisten  geehrt,  der  die  besten  Mordinstrumente  her- 
stelle. Und  gelänge  es  Einem,  ein  Mordinstrument  zu  ei^ 
finden,  mit  dem  man  in  einem  Augenblicke  eine  Armee  auf 
einmal  vernichten  könnte^  er  würde  sicherlich  als  das  grösste 
Genie  gepriesen  und  hochgeehrt  werden  {C(U.  109 — 110). 

Boissel  kritisiert,  wie  schon  aus  seinem  Grundsatze,  dass 
nur  die  Arbeit  das  Recht  auf  Existenz  verleihe,  der  aus  der 
oben  angeführten  Definition  des  Eigentumsrechtes  hervorgeht, 
dieses  nicht  bloss  als  eigentliche  Ursache  aller  gesellschaft- 
lichen Uebelstände,  sondern  auch  als  Quelle  eines  arbeitlosen 
Einkommens  (passim). 

Und  zusammenfassend  ruft  er  voll  Ingrimm  aus:  »Ich 
»gestehe,  dass  unter  solchen  Umständen  weder  mein  Herz, 
»noch  mein  Verstand   in  einem  Eigentümer  jemals   einen  so- 
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»zialen  Menschen,  sondern  vielmehr  immer  nur  ein  antisoziales 
»Ungeheaer  erblicken  können«  (Cat  68). 

Die  Menschen  haben  sich  aber  —  fahrt  er  fort  —  nicht 
damit  begnOgt,  sich  ausschliessliche  Rechte  über  die  Gegen- 
stände aosser  ihnen  anznmassen ;  sie  beanspruchen  solche  so- 
gar Ober  ihresgleichen.  Diese  Vergewaltigung  finde  ihren 
Aasdruck  in  den  Einrichtungen  der  Sklaverei  und  der  Ehe. 

Baissels  Einwendungen  gegen  die  Sklaverei  können  hier 
wohl  fibergangen  werden  (vgl.  Cat  139  ff.). 

Sehr  merkwürdig  sind  hingegen  seine  Ausführungen  über 
oder  vielmehr  gegen  die  Ehe  und  alle  ihre  Konsequenzen, 
weil  sie  uns  so  recht  die  Kühnheit  zeigen,  mit  der  er  an 
sein  Problem  herangetreten  ist  und  seine  Voraussetzungen  zu 
Ende  gedacht  hat 

Die  Ehe,  d.  h.  >die  Summe  der  Regeln  und  Zeremonien, 
»welche  die  Menschen  ...  für  die  Verbindung  beider  Geschlech- 
»ter  erfanden  haben,«  ist  ihm  »eines  der  gefahrlichsten  Atten- 
»taie  gegen  die  Freiheit,  namentlich  der  Frauen,  eine  Schei- 
»dung  von  der  übrigen  Menschheit,  eine  fttrchterliche  Liga 
»g^cii  die  Mitmenschen  €  (Cat.  101).  Sie  erscheint  ihm  also  nicht 
nur  an  sich  als  etwas  unsittliches  —  ich  komme  gleich  auf 
diesen  Punkt  zurück  —  sondern  auch  in  anderer  Richtung 
von  ausserordentlich  verderblichen  Folgen,  weil  sie  eine  Fe- 
stigong  und  Verewigung  des  Privateigentums  und  der  auf 
diesem  beruhenden  Gesellschafts-  Rechts-  und  Wirtschaftsord- 
nung bedeutet. 

Oevnss,  fahrt  er  fort,  das  Privateigentum  ist  eine  Folge 
des  menschlichen  Egoismus  ;  wie  es  seine  Wirkung  ist,  so  wird 
es  ihm  wieder  Ursache.  Aber  die  Eigensucht  tritt  nicht  bei 
allen  Menschen  gleich  stark  und  explosiv  auf,  ja  bei  vielen 
gar  nicht  Die  verderblichen  Wirkungen  des  Eigentumsrechtes 
werden  dadurch  freilich  begriflFlich  nicht  geringer,  sie  stei- 
gern sich  aber  noch  mehr,  wenn  zum  Privateigentum  die 
Farn  1 1  i  e  tritt.  Familie,  d.  h.  die  Vaterschaft,  welche  wieder 
ohne  Ehe  undenkbar  ist.  Sie  ist  »Ursache  und  Rechtfertigung 
»eines  schrankenlosen  Egoismus  geworden,  infolge  des  durch  die 
»Liebe  des  Vaters  zu  seinen  Kindern  und  seiner  Familie  her- 
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»YorgerufeDen  Bestrebens ,  wenn  möglich,  das  Weltall  za  er- 
»raffen  und  es  den  Kindern,  ja  der  entferntesten  Nachkommeii- 
>schaft  zu  hinterlassen c  (Cot.  100). 

Obschon  es  unserem  Autor  an  Kraft  des  klaren  und  prä- 
zisen Ausdruckes  fehlt,  so  sieht  man  doch  deutlich,  dass  er 
die  Ehe,  d.  h.  die  Familie  angreift,  weil  sie  das  Erbrecht, 
also  die  Unsterblichkeit  des  Privateigentums 
z  ur  Folge  hat. 

Auf  Boissels  Schilderungen  der  sonstigen  Uebelstaude  der 
Familie  im  Zusammenhange  mit  Privateigentum  und  Erbrecht, 
des  gegenseitigen  Hasses  der  untrennbar  verbundenen  Ehe- 
gatten, der  Zwietracht  und  des  Hasses  der  Eltern  g^en  die 
Kinder  und  dieser  gegen  jene  u.  s.  w.  glaube  ich  nicht  ein- 
gehen zu  sollen  (CcU.  70  ff.).  Diese  Dinge  sind  tausendmal 
vor  und  nach  ihm  in  gleicher  Weise  gesagt  worden.  Hier 
aber  handelt  es  sich  aus  ja  bloss  darum,  einen  Ueberblick  über 
sein  System  zu  gewinnen.  Darum  ist  aber  andererseits  jene 
eigentümliche  Weise  höchst  interessant  und  nicht  zu  umgehen, 
in  welcher  Boissel  die  Frage  nach  der  Berechtigung  der  Ge- 
sellschaft, in  die  Geschlechtsbeziehungen  zwischen  Mann  und 
Weib  regelnd  einzugreifen,  beantwortet. 

Als  das  hauptsächlichste  Lustgefühl  bezeichnet  B.  die  Be- 
friedigung des  Geschlechtstriebes  (Cat  165).  iDer  Grund  dieser 
»Erscheinung  dürfte  wohl  darin  zu  suchen  sein,  dass  der  Haupt- 
»zweck  des  Schöpfers  aller  Dinge  die  Arterhaltung  ist.«  Nur 
deshalb  und  nicht  etwa,  um  den  Menschen  eine  Quelle  von 
Freuden  zu  bereiten,  habe  die  Natur  die  Neigung  der  Ge- 
schlechter zu  einander  und  die  Wollust,  die  in  der  Befriedi- 
gung des  Geschlechtstriebes  gefunden  wird,  geschaffen.  Es 
werde  dies  um  so  klarer,  wenn  man  bedenke,  dass  die  Men- 
schen nicht  nur  leben  können ,  ohne  sich  geschlechtlich  zu 
vereinigen,  sondern  dass  sogar,  wenn  dies  im  üebermasse  ge- 
schieht, das  Vergnügen  das  Individuum  schwäche  und  schliess* 
lieh  zu  Grunde  richte.  Dieses  erfülle  eben  eine  rein  anima- 
lische Funktion  und  gehorche  dabei  einer  Kraft,  die  unab- 
hängig von  seinem  Willen,  ja  im  grossen  und  ganzen  sogar 
gegen  denselben  wirke. 
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Vereinigen  sich  die  Menschen  ihrerseits,  um  des  Zwecks 
der  Arterhaltang  willen?  Sicherlich  nicht,  sondern  weil  es 
ihnen  Yei^nügen  macht!  Was  bedeutet  also  die  Ehe,  d.  h. 
die  gesellschaftliche  Regelung  der  Greschlechtsbeziehangen  ? 
Will  die  Gesellschaft  damit  der  Natur  zu  Hilfe  kommen  und 
haben  wir  also  in  der  Ehe  ein  bewusstes,  auf  die  Erhaltung 
der  Gattung  gerichtetes  Eingreifen  der  .Gesellschaft  zu  er- 
blicken? Das  werde  niemand  behaupten.  Ein  solches  der 
Natur  zu  Hilfe  kommen  wollen  wäre  auch  lächerlich  und 
jedenfalls  unnötig.  Dass  das  Menschengeschlecht  nicht  aus- 
sterbe, daffir  sorge  die  Natur.  Die  Gesellschaft  habe  sich  nur 
um  die  Erhaltung  ihrer  gerade  vorhandenen  Mitglieder  zu  küm- 
mern und  also  diese  in  ihrer  freien  Bethätigung  nur  dann  und 
insoweit  einzuschränken,  als  aus  derselben  sonst  ein  Nachteil  fOr 
die  übrigen  erfolgen  würde.  Das  könne  aber  von  der  Befriedi- 
gung des  Geschlechtstriebes  im  allgemeinen  nicht  gesagt  werden. 

Die  einzige  Einflussnahme  der  Gesellschaft  auf  diesem  Ge- 
biete könne  —  im  Interesse  der  Individuen  —  nur  die  seir, 
diese  über  die  bösen  Folgen  der  unmässigen  Befriedigung  des 
Geschlechtstriebes  zu  belehren  und  vor  derselben  zu  warnen 
(Cat.  43  ff.  100  ff). 

Die  Ehe  sei  also,  schliesst  Boissd^  in  jedem  Falle  eine 
überflüssige  und  unnütze  Institution.  Aber  nicht  nur  das. 
Sie  sei  auch  geradezu  schädlich,  weil  sie  die  Freiheit,  nament- 
lich der  Frau,  beschränke. 

Wenn  schon  eine  Freiheits-Beschränkung  durch  die  Ehe 
eingeführt  würde,  so  solle  sie  doch  wenigstens  für  beide  Ge- 
schlechter bestehen  und  nicht  fQr  die  Frau  allein.  »Die  Weiber 
>  nämlich  gehören  im  Naturzustande  ebensowenig  den  Männern, 
>wie  diese  jenen.  .  .  .  Wenn  man  sagen  kann,  dass  der  Mann 
»ohne  die  Frau  nur  die  Hälfte  seines  Wesens  darstelle  und 
»daher  der  Ergänzung  durch  die  Frau  bedürfe,  so  gilt  das 
»sicherlich  auch  von  dieser  und  für  sie.  Die  Moral  muss  also 
»für  beide  Geschlechter  die  gleiche  sein.  Ja,  wenn  schon  von 
»Nachsicht  die  Rede  ist,  so  hat  diese  zu  Gunsten  des  Weibes 
»einzutreten c  (C<xt.  52  ff.). 

Die  Ehe  sei  also  bloss  ein  Ausfluss  der  rohen  Gewalt  und 
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List  und  daher  durchaus  verwerflich.  Das  einzig  Sittliche  and 
Naturgemässe  sei  die  freie  Liebe.  »Nennen  wir  in  der  G^ell- 
»schaftsordnung  nicht  dasjenige  Verbrechen,  was  im  Naturza- 
» stände  Tugend  ist!  Nennen  wir  nicht,  was  in  diesem  eine 
»Ungeheuerlichkeit  ist,  io  der  Gesellschaft  Tugend.  Es  ist 
»sicherlich  vorzuziehen,  dass  die  Menschen  sich  frei  auf  der 
»Erde  fortpflanzen,  als  dass  sie  in  künstlichen  Schlachtord- 
»nungen  einander  gegenüberstehen  und  sich  gegenseitig  ab- 
»schlachten«  (Cat.  67).  Die  Ehe  sei  also,  auch  wenn  sie  nicht 
das  Privateigentum  unsterblich  machte,  verwerflich,  um  so 
mehr,  da  auch  diese  Wirkung  eintrete. 

Um  der  herrschenden  Privatrechtsordnung  —  fJSAirtBoissd 
in  der  Kritik  des  Bestehenden  fort  —  eine  noch  weitere  Stütze 
zu  geben,  tritt  zur  Familie  auch  die  Religion  hinzu. 

Er  umschreibt  diese  als  »die  Summe  der  Mittel  und  Ein- 
»richtungen,  welche  die  Klugen  (les  esprüs  forts)  gebraucht 
»haben,  um  die  Dummen  (les  esprüs  faibles)  im  Namen  der 
»Gottheit,  welche  sie  selbst  erfunden  haben  und  nach  ihrem 
»Belieben  sprechen  liessen,  zu  beherrschen«  (Ca^.  103). 

Ich  will  hier  nicht  näher  auf  BoisseVs  Angrifi^e  und  Be- 
weisführungen gegen  die  Religionen  überhaupt  und  die  ge- 
ofl^enbarten  insbesondere,  gegen  »den  entlaufenen  Sklaven  Moses 
und  Leute  desselben  Schlages«  —  von  Christus  spricht  er  im 
Catechisme  überhaupt  nicht  —  eingehen.  Er  bringt  in  dieser 
Beziehung  durchaus  keine  originellen  Gedanken  vor,  sondern 
sagt  und  wiederholt  nur  Dinge,  die  vor  und  nach  ihm  von  An- 
deren viel  geistvoller  und  jedenfalls  in  besserem  Stile  gesagt 
worden  sind.  Ich  hebe  nur  hervor,  dass  er,  wie  viele  andere 
sozialistische  Denker,  auch  des  XVIII.  Jahrhunderts,  im  Gott 
der  Priester  und  Kirchen  bloss  einen  Gott  der  Besitzenden  und 
Herrschenden  und  ein  Mittel  erblickt,  um  die  Besitzlosen  und 
Geknechteten  im  Zaume  zu  halten.  Als  einen  Beweis  für  diese 
Behauptung  führt  er  an,  dass  die  Religion  immer  und  überall 
sich  auf  Seite  der  herrschenden  Ordnung  der  Dinge  und  der 
Gewalthaber  gestellt  habe. 

Interessant,  wenn  auch  durchaus  unhistorisch  ist  sein 
Versuch,  diese  Erscheinung  und  ihre  Notwendigkeit  zu  erklaren. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Beiträge  zur  Entwicklungigeectiichte  des  modernen  Sozialismus.  237 

Ich  betone  es  nochmals:  Boissds  Angriffe  richten  sich 
nicht  gegen  die  Existenz  eines  gottlichen  Wesens  überhaupt, 
sondern  nur  gegen  den  Gott  der  Kirchen  nnd  Priester.  Er 
glaobt  an  eine  erste  Ursache  aller  Dinge.  Die  Idee  einer  sol- 
chen, die  Gottesidee  also,  meint  er,  sei  zwar  nicht  den  Men- 
schen angeboren,  aber  das  notwendige  Ergebnis  ihrer  ersten 
Erfahrungen,  sowie  des  Nachdenkens  Ober  dieselben.  Denn 
sobald  der  Mensch  zu  denken  beginne,  müsse  er  zugeben,  dass 
er  selbst  sich  ebensowenig  geschaffen  habe,  wie  viele  andere 
Gegenstande,  die  er  wahrnimmt  {CcU.  188  u.  pass.). 

Diese  Erkenntnis  und  das  infolge  derselben  eintretende 
Gef&hl  der  Abhängigkeit  von  Gott  und  der  Natur  erscheint 
ODserem  Autor  sogar  als  eine  unbedingt  notwendige  Voraus- 
setzung einer  wirklich  sittlichen  Gesellschaftsordnung.  Denn 
ans  dem  Bewusstsein,  dass  unser  ganzes  Sein,  sowie  alle  un- 
sere Handlungen  in  Gott  ihren  eigentlichen  Ursprung  und  ihr 
Ende  nehmen  sollten,  im  Zusammenhange  mit  der  Vorstellung 
Ton  der  Erhabenheit  der  Gottheit,  ergebe  sich  der  zwingende 
Schluss,  dass  die  soziale  Ordnung  wirklich  sittlich  sein  müsse 
nnd  andererseits,  dass  die  herrschende  Ordnung  der  Dinge  un- 
möglich Gott  zum  Urheber  haben  könne  —  wie  man  behauptet  — 
sondern  vielmehr  naturwidrig  und  gottesfeindlich  sei  {Cot. 
189  ff.).  Wenn  diejenigen,  die  an  ihrem  Weiterbestande  interes- 
siert seien,  sich  trotzdem  auf  die  Gottheit  berufen,  so  beweise 
dies  nur,  dass  die  letztere,  sowie  man  sie  uns  darstelle,  nichts 
als  ein  Popanz  sei,  um  selbstsüchtigen  Zwecken  zu  dienen  (passim). 

Die  Erkenntnis  des  Ursprunges  und  des  Wesens  der  Dinge 
—  argumentiert  Baissd  weiter  —  ist  uomöglich.  Sie  ist  aber 
anch  keine  Voraussetzung  des  menschlichen  Glückes.  Die  Men- 
schen konnten  daher  sowohl  im  Naturzustande,  als  auch  in  der 
sozialen  Ordnung  diese  Erkenntnis  entbehren,  ohne  irgend  eines 
der  wahren  Sittlichkeitsgebote  zu  verletzen  und  dadurch  die 
Bedingungen  ihres  Glückes  zu  untergraben.  Dass  es  der 
Gottheit,  diesem  unendlich  erhabenen  Wesen,  ganz  gleich- 
gültig sei,  ob  die  Menschen  Würmer  sie  erkennen  und  verehren, 
nicht  verehren  oder  gar  schmähen,  verstehe  sich,  wenn  man 
die  Endlichkeit  des  Menschen  mit  der  Unendlichkeit  des  gött- 
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liehen  Wesens  vergleiche,  von  selbst  Mögen  wir  also  imme> 
hin,  meint  er,  von  Neogierde  nnd  der  Sacht,  das  Ding  an  sich 
zu  ergründen ,  beherrscht ,  möge  unsere  Seele  immerhin  von 
dem  Wunsche  nach  einem  höheren,  als  dem  irdischen  Glflck 
erfüllt  sein:  so  könne  dies  wohl  >als  die  Grundlage  eines 
»Glaubens  und  einer  Hoffnung  . . .  auf  ein  anderes  Schicksal 
>und  ein  künftiges  Leben  angesehen  werden,  in  dem  diese 
»vergebliche  aber  natürliche  Neugierde,  diese  ohnmächtigen  aber 
»leicht  erklärlichen  Wünsche  vollständig  befriedigt  werden 
»wordene  {Cat,  20  ff.  204  ff.).  Nimmer  jedoch  folge  daraus  die 
Notwendigkeit  der  Religionen ,  eines  Kultus ,  einer  geregelten 
Gottesverehrung.  Nimmer  könne  dies  als  Rechtfertigung  der 
Intoleranz,  der  fürchterlichen  Selbstzerfleischung  des  Menschen- 
geschlechtes und  des  unsäglichen  Elends  dienen,  welche  die 
Religionen  in  ihrem  Gefolge  hatten  und  haben  (passim). 

Wie  sind  diese  überhaupt  entstanden? 

So  leicht  es  ist,  meint  Boissd^  sich  und  Andere  you  dem 
Vorhandensein  einer  ersten  Ursache  zu  überzeugen,  so  schwer, 
ja  unmöglich  ist  es  andererseits,  deren  Wesen  zu  ergründen. 
Es  ist  daher  leicht  begreiflich,  dass  die  Klügsten  und  Listig- 
sten, die  über  diese  Dinge  nachdachten,  sie  so  darstellten, 
wie  es  ihrem  eigenen  Vorteil  am  besten  entsprach  (193  u.paS8.). 

Da  die  Menschen  von  Anfang  an  ihre  Eigensucht  zum 
alleinigen  Massstab  ihrer  Handlungen  gemacht  hatten,  so 
waren  die  Gelehrten  und  Denker  jener  barbarischen  Zeiten  au 
die  ausschliessliche  Herrschaft  der  Faust  und  an  den  steten 
Anblick  des  Krieges  Aller  gegen  Alle  gewöhnt.  Ja  sie  fanden 
diese  Zustände  wohl  auch  natürlich.  Wenn  sie  sich  jedoch 
auch  über  dieselben  erhoben,  so  dachten  sie  keineswegs  an 
ihre  grundsätzliche  Aenderung,  sondern  bemühten  sich  viel- 
mehr —  ebenfalls  von  Eigennutz  beherrscht  —  aus  denselben 
so  viel  persönlichen  Vorteil  als  möglich  zu  ziehen.  Da  sie 
»weder  die  Jüngsten  noch  die  Stärksten  waren,  so  besassen 
»sie  auch  nichts  und  waren  darauf  angewiesen,  von  dem  zu 
»leben,  was  ihnen  die  Besitzenden,  die  Gewalthaber  und  deren 
»Kinder  als  Belohnung  dafür  gaben,  dass  sie  ihnen  ihreKennt- 
»nisse  und  das  Resultat  ihres  Nachdenkens  mitteilten,  c    Und 
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es  ist  offenbar,  dass  sie  anter  dem  Drucke  dieser  Abhängigkeit 
ihren  Brotgebern  schmeicheln,  sie  verherrlichen,  ihre  Thaten 
als  Gott  wohlgefällig,  sittlich  and  gut  hinstellen,  ja  wohl  gar 
die  ärgsten  Gewalthaber  selbst  als  Gotter  preisen  massten. 
Unter  dem  Einflasse  der  eben  dargel^ten  Umstände  haben  sich 
die  Religionen  und  der  heute  herrschende  Gottesgedanke  ent- 
wickelt In  dieser  Klasse  von  Menschen  nahmen  die  Ideen 
über  die  erste  Ursache  aller  Dinge  eine  der 
herrschenden  Ordnung  analoge  und  den  an 
ihrer  unveränderten  Aufrechterhaltung  In- 
teressierten entsprechende  Richtung.  Sämt- 
liche religiösen  Einrichtungen  mussten  dann  natürlich  denselben 
Weg  nehmen  und  denselben  Zwecken  dienen  (Cai.  102 — 105). 

Allerdings  haben  dann  die  Priester  —  eben  die  Weisen 
und  Denker  —  die  rohe  Gewalt  gezähmt,  aber  nicht  zum  Vor- 
teile aller,  sondern  nur  zu  ihrem  eigenen.  Sie  sind  neben 
ond  meist  sogar  an  die  Stelle  der  physisch  Starken  ge- 
treten; sie  haben  das  von  diesen  geschaffene  Gesellschafts-, 
VITirtschafts-  und  Rechtssystem  weiter  gebildet  und  seither 
alles  gethan,  um  die  Herrschaft  zu  behaupten  und  die  Geister 
im  Banne  ihrer  Lügen  und  Irrtümer  zu  erhalten.  Sie  schmei- 
cheln den  Grossen,  sie  drücken  die  Schwachen,  sie  knechten 
beide  und  säen  überall,  um  leichter  zu  herrschen,  Zwietracht 
und  Hader.  Und  während  sie  selbst  hienieden  geniessen, 
TertrOsten  sie  andere  auf  den  Himmel  und  das  Leben  im  Jen- 
seits! {Cot.  ibidem  und  ptissim). 

>So  beschaffen  —  ruft  Boissel  zusammenfassend  aus  — 
»sind  die  wichtigsten  Einrichtungen  aller  Religionen,  der  alten 
»wie  der  neuen,  welche  das  Eigentum  und  die  Familie  (Ehe) 
>fBr  heilig  erklärt  haben,  so  dass  es  durchaus  verboten  ist, 
>in  Wort,  That  oder  durch  Unterlassungen  die  sogar  bei  den 
»au^eklartesten  Völkern  herrschende,  menschenmörderische, 
»versklavende  und  antisoziale  Gesellschaftsordnung  anzugreifen, 
»oder  an  den  Gesetzen,  die  zu  ihrer  Aufrechterhaltung  dienen, 
»etwas  auszusetzen.  Denn  sonst  läufb  man  Gefahr,  ein  Ver- 
>hrechen  g^en  Gott  und  die  Menschheit  zu  begehen  und  zu 
»ewiger  Feuerqual  im  Jenseits  verdammt  zu  werden  —  selbst- 
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»verständlich  jedoch,  nachdem  man  erst  auch  in  dieser  Welt 
»lebendig  verbrannt,  gebrandmarkt,  gesteinigt,  gehäi^,  ge- 
» pfählt  oder  gar  lebendig  zerrissen  worden  .  .  .c  (Cat.  105). 

Man  dürfe  sich  dadurch,  dass  die  Priester  und  Gewalt- 
haber die  Lehren  der  wahren  Moral  stets  im  Munde  führen, 
nicht  täuschen  lassen.  Das  seien  nur  Worte,  Phrasen,  die  sie 
uns  predigen,  ohne  sie  selbst  zu  beherzigen;  ein  Mittel,  um 
die  Waffen  zu  vergolden,  die  sie  uns  in  die  Hand  gegeben 
haben ,  damit  wir  uns  zu  ihrem  grössten  Vorteile  unter  ein- 
ander befehden. 

Eigentum,  Familie  (Ehe)  und  Religion  sind  die  Grundlagen 
unseres  Gesellschaftsbaues  I  ruft  Boissel  ingrimmig  aus.  Dieser 
ist  aber  auch  danach !  Er  verdient  es  wohl ,  als  menschen- 
mörderisch, versklavend  und  antisozial  (Vordre  homicide^  mer- 
cennaire  et  antisocial)  bezeichnet  zu  werden.  »Ich  nenne  die 
»gegenwärtige  soziale  Ordnung  versklavend,  weil  in  ihr  das 
»Gute  nur  gethan  wird  in  der  Hoffnung  auf  Belohnung  und 
»das  Böse  nur  unterlassen  aus  Furcht  vor  Strafe.  Ich  nenne 
»sie  menschenmörderisch,  weil  sie  die  Kinder  gegen  die  Eltern, 
»die  Geschwister  gegen  einander,  die  Familien  und  Völker  zu 
»stetem  Vernichtungskampf  hetzt.  Ich  nenne  sie  antisozial, 
»weil  in  ihr  der  Egoismus  zum  allein  herrschenden  Prinzip 
»erhoben  ist,  weil  sie  die  Sucht  schafft  und  grosszieht,  das- 
»jenige  sich  ausschliesslich  zuzueignen,  was  allen  Gesellschafts- 
»mitgliedern  gehört  und  unter  sie  nach  Massgabe  ihrer  Be- 
»dürfoisse  verteilt  werden  solltet  (Co^.  90). 

Sind  die  Grundfesten  der  Gesellschaft  schlecht,  so  gilt  dies 
natürlich  auch  von  den  zu  ihrem  Schutze  bestimmten  Einrich- 
tungen. Man  spricht  wohl  viel,  meint  Boissel^  von  Gesetz, 
Recht  und  Gerechtigkeit.  Thatsächlich  aber  sind  »Gesetzec 
die  Verpflichtungen,  welche  die  Stärkern  den  Schwachem  auf- 
erlegen, um  die  unglückselige  gegenwärtige  Ordnung  der  Dinge 
aufrecht  zu  erhalten  und  aus  derselben  zu  ihren  Gunsten  mög- 
lichst viel,  unter  Schädigung  der  grossen  Massen,  herauszu- 
schlagen ;  >  Gerechtigkeit c  die  stete  Ausübung  des  Willens  der 
Stärkern  behufs  Erhaltung  dieses  Verhältnisses ;  »Recht«  werde 
wohl   als   ars  aequi  et  boni^   iusti  atque  iniusti  notitia   be- 
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zeichnet«,  diese  Definition  sei  aber  durchaiiB  unzutreffend  und 
irreffifarend,  wenn  man  bedenke,  was  Gesetz  und  Gerechtigkeit 
thatsachlich  bedeuten  (Cot.  119). 

Mit  der  fortschreitenden  Zivilisation  habe  man  allerdings, 
und  da  wieder  hauptsächlich  im  Interesse  der  Herrschenden, 
die  sich  nicht  gerne  durch  das  schrankenlose  Walten  des 
Egoismus  der  andern  bedroht,  eventuell  sogar  verdrängt  sehen 
»wollten,  diesem  zu  steuern  gesucht.  So  sei  ein  ganzes  System 
von  präventiven  und  repressiven  Massregeln  und  Einrichtungen 
entstanden.  »Aber  was  wir  als  Zivil  und  Polizeirecht  .... 
»bezeichnen,  bot  von  jeher  und  wird  auch  immer  nur  schlechte 
»Aushilfe  bieten,  da  die  Ursachen  der  Eigensucht  .  .  .  fort- 
»bestehen  und  zu  wirken  nicht  aufhören  {Cot.  7.  173,  68  ff.). 
»Mit  Gesetzen  verhält  es  sich  wie  mit  Heilmitteln  gegen  Krank- 
»heiten.  Sie  wären  nicht  notwendig,  wenn  der  Organismus 
»gesund  wäre«  {Cat.  69). 

So  ist  es  heute.  So  war  es  zu  allen  Zeiten  und  überall. 
An  das  »goldene  Zeitalter«,  von  dem  die  Dichter  singen  und 
sagen,  glaubt  Boissel  nicht.  Ihm  ist  es  nur  eine  Fabel  der 
alten  Dichter,  die  davon  gesprochen  haben,  ohne  uns  die  Mittel 
in  seiner  Verwirklichung  namhaft  zu  machen  {Cat  109). 

Das  goldene  22eitalter  läge  nicht  hinter  uns,  sondern  vor  uns. 

So  BoisseFs  Kritik,  und  seine  Schlussfolgerung!  Alles 
fiaatehende  ist  nur  wert,  dass  es  untergeht!  Das  Privateigen- 
ioiQi  die  Ehe  (Familie),  die  Religionen  müssen  gänzlich  be- 
aeitigt  werden.  »Wie  konnten  denn  jemals  diese  Einrichtungen 
»mit  den  unveräusserlichen  und  unverjährbaren  Menschenrechten 
»vereinbart  werden?  Vernichten  wir  also  diesen 
»Kultus  und  diese  Institutionen!«  (Cat.  71). 

Und  was  dann? 

Soll  man,  wie  Eousseau  predigt,  die  Zivilisation  zer- 
sdilagen  und  zum  Naturzustande  zurückkehren? 

Nein,  antwortet  unser  Autor.  Die  Lehre  Bousseau's  von 
der  Verderblichkeit  der  Zivilisation  und  des  Zusammenlebens 
der  Menschen  in  geordneten  Gemeinschaften,  seine  N^ation 
der  ersteren  und  die  Aufforderung  sie  aufzuheben,  beruht  ein- 
fach auf  einem  Missverständnis.    Jean-Jaques  ist  zu  diesem 

16* 
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falschen  Schluss  gelangt,  weil  er  das  Privateigentam  nicht 
bloss  als  Basis  unserer,  sondern  einer  jeden  Geeell- 
schaftsordnnng  angesehen  hat.  Ihm  erscheint  die  Privateigen- 
tumsordnang  als  die  G  e  s  e  1 1  s  ch  af  t  s  o  r  d  n  u  n  g  xax*  i^oxi!)V. 
und  da  er  die  unausweichlichen  und  f&rchterlichen  Uebelstande 
des  Privateigentums  gar  wohl  erkennt,  ohne  dieses  aber  eine 
soziale  Ordnung  für  unmöglich  hält,  so  gelangt  er  naturge- 
mäss  zur  Verneinung  der  letztern.  Acceptiert  man  Rousseau's 
Prämissen,  dann  kann  man  sich  auch  gegen  seine  Schloss- 
folgerungen  nicht  wehren.  Dann  giebt  es  freilich  keinen  an- 
dern, als  den  von  ihm  empfohlenen  Ausw^.  Bousseau'B  Vor- 
aussetzungen sind  aber  falsch.  Die  auf  der  Basis  des  Privat- 
eigentums aufgebaute  Gesellschaft  ist  nicht  die  Gesellschaft. 
Sie  ist  höchstens  eine  Form  derselben.  Aber  auch  das  nicht 
Denn  es  giebt  in  der  That  nur  eine  einzige  soziale  Ordnung, 
die  diesen  Namen  verdient.  Jene  ist  es,  die  nicht  den  Egoismus, 
sondern  den  Altruismus  zu  ihrem  Prinzipe  hat.  Diese  Muster- 
gesellschaftsordnung muss  erst  begründet  werden.  »Der  Ver- 
»fasser  der  Abhandlung  über  den  Ursprung  der  Ungleichheit 
»unter  den  Menschen  hat  geirrt»  als  er  die  Behauptung  auf- 

»stellte, derjenige,  der  sich  zuerst  Eigentumsrechte 

»angemasst  habe,  sei  als  der  Begründer  der  menschlichen  iSi- 

»vilisation  und  Gesellschaft  anzusehen Der  erste  Eigen- 

»tümer  war  nicht  ihr  Begründer  im  wahren,  sondern  nur  im 
»£Edschen  Sinne  des  Wortes.  €  Hätte  Bousseau  reiflicher  nach- 
gedacht, so  wäre  er  natürlich  zwar  ^uch  zu  der  üeberzeugung 
von  der  Verderblichkeit  der  gegenwärtigen  Ordnung  der  Dinge 
gekommen.  Er  hätte  jedoch  andererseits  die  Notwendigkeit 
eines  geordneten,  auf  wirklich  vernünftigen  Grundlagen  be^ 
ruhenden  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  der  Menschen  und 
die  zahllosen  Vorteile  erkannt,  die  ein  solches  ihnen  biete 
{CcU.  64 — 66,  ebenso  auch  Les  Entretiens  du  ph-e  Oirard 
passim). 

Nicht  das  Aufgeben  der  sozialen  Ordnung  überhaupt  kann 
uns  also  helfen,  meint  Boissel,  auch  nicht  Palliative,  wie  sie 
vielfach  angestrebt  werden,  z.  B.  Ackergesetze  (loi  agraire). 
»Die  loi  agraire^  d.  h.  die  gleiche  Verteilung  von  Grund  und 
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»Boden  hat  keinen  Sinn,  da  sie  die  Ursache  des  Uebels  nicht 
»in  ihrer  Wurzel  angreifen  und  beseitigen  würde  (Les  En- 
tretiens  76 — 76).  Helfen  kann  nur  der  Neuaufban  der  sozialen 
Ordnung  auf  altruistischer  Basis. 

Was  Boissel  unter  dieser  versteht,  haben  wir  in  der  Ein- 
leitung zur  Darstellung  seines  Systems  gesehen.  Sein  nega- 
tives Programm  ergiebt  sich  danach  von  selbst.  Es  gipfelt  in 
dem  Vorschlage  der  Abschaffung  aller  wie  immer  gearteter 
individualistischen  Charakter  tragender  Einrichtungen  und  der- 
jenigen, die  als  ihre  Eonsequenz  erscheinen.  Aller  individu- 
eller und  korporativer  Vorrechte  also;  demnach  auch  der  in- 
dividuellen Rechte  im  herrschenden  Sinne  und  des  wichtigsten 
unter  ihnen,  des  Eigentumsrechts ;  der  Familie  und  ihrer  Grund- 
lage der  Ehe ;  der  Religionen  schliesslich  und  aller  religiösen 
Institutionen  (Ccd.  60  ff.,  178  ff.,  194  f.  und  passim^  ebenso 
auch  Les  Eniretiens  passim). 

Was  zunächst  die  Religion  anbetrifft,  so  soll  fortan  un- 
bedingte Toleranz  herrschen.  Jeder  konnte  es  mit  der  Gottes- 
verehrung halten,  wie  es  ihm  beliebe.  Sogar  den  Atheisten 
und  Materialisten  mtbste  —  trotzdem  sie  eigentlich  nur  ab 
Wahnsinnige  angesehen  werden  könnten  —  freie  Meinungs- 
äusserung zugestanden  werden.  Selbstverständlich  wäre  in  Zu- 
kunft die  Scheidung  von  Kirche  und  Staat  in  strengster  Weise 
durchzufahren,  jeder  Religionsunterricht  aus  den  Schulen  und 
öffentlichen  Anstalten  durchaus  zu  verbannen.  Die  Priester, 
wenn  sie  bei  ihren  Meinungen  verharren  wollten,  sollten  zwar 
in  ihrem  Privatleben  nicht  gestört  werden,  im  fibrigen  aber 
sich  denselben  Pflichten  unterwerfen  müssen,  wie  alle  andern 
Gesellschaftsmitglieder  (vgl.  Cot.  185—186,  194  ff.  Les  En- 
tretiens  11  S.  et  passim). 

ETbenso  wäre  die  Ehe  ganz  zu  beseitigen.  An  ihre  Stelle 
müsste  die  naturgemässe  freie  Liebe  treten.  Fortan  »solle  keine 
»andere  Regel  fQr  die  Geschlechtsverbindung  von  Mann  und 
»Frau  bestehen,  als  jene,  welche  die  Zwecke  der  Natur  for- 
»derte,  die  Bevölkerung  mehrte  und  besserte,  oder  auch,  wenn 
»nötig,  ihrem  allzuraschen  Anwachsen  Einhalt  gebieten  würde«  ^). 

l)  Wie  sagt  freilich  unser  Autor  nicht.    Diese  Stelle  beweist  aber, 
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Es  gäbe  in  Zukauft  nur  Väter  and  Mütter,  Brüder  and  Schwe- 
stern {Cat.  177  S.  Les  Entrdiens  177—178).  Die  Kinder, 
die  aus  der  freien  Verbindung  von  Mann  und  Weib  stammten, 
würden  von  der  Gesellschaft  erzogen ;  Vaterschaft  und  Mutter- 
schaft im  heutigen  Sinne  und  die  Familie  würden  verschwinden; 
sie  gäben  dafür  den  Anspruch  auf  die  Liebe  und  den  Gehorsam 
aller  Kinder.  Diese  umgekehrt  müssten  alle  Mütter  und  Väter 
gleich  lieben  und  ehren  und  ihnen  allen  in  gleichem  Masse  ge- 
horchen. 

Natürlich  würde  in  der  künftigen  Idealgesellschaft  anch 
alles  Privateigentum  proskribiert.  Alle  Güter  gehorten  der  Ge- 
meinschaft und  würden  unter  deren  Mitglieder  nach  dem  Mass- 
stabe  des  Bedürfnisses  eines  jeden  verteilt  werden.  Die  Grund- 
lage der  neuen  Ordnung  wäre  die  Gleichheit  und  das  gleiche 
Recht  aUer  Gesellschaftsmitglieder  auf  Existenz. 

Von  einem  Anerkennen  des  Rechtes  auf  den  vollen  Är- 
beitertrag  könnte  natürlich  keine  Rede  sein,  da  dieses  mit  der 
Verwirklichung  des  Rechtes  auf  Existenz  in  unversöhnlichem 
Widerspruche  steht  und  die  unverschuldeterweise  Arbeitsun- 
fähigen —  Kinder ,  Kranke,  Invalide,  Greise  —  aus  dem  Er- 
trage der  Gesamtarbeit  erhalten  werden  müssten. 

Boissel  findet  dies  ebensowenig  ungerecht,  wie  dass  nicht 
das  Mass  und  der  Grad  der  Arbeit,  sondern  das  Bedürfnis  zum 
Massstab  der  Güterverteilung  gemacht  werden  soll.  Durch- 
drungen von  dem  Grundsatz,  dass  sie  dazu  da  seien,  um  ffir 
ihre  Mitmenschen  zu  arbeiten  und  ihr  Glück  in  dem  der  Ge- 
samtheit zu  finden,  werden  die  Mitglieder  der  künftigen  Gesell- 
schaft in  diesem  Verteilungsmodus  keine  Ungerechtigkeit  er- 
blicken. >Der  Bürger,  meint  unser  Autor,  dem  die  Natar 
»mehr  Stärke  oder  eine  bessere  geistige  Veranlagung  verliehen 
»hätte ,  wäre  bestimmt ,  jene  gesellschaftlichen  Aufgaben  zu 
»erfüllen,  die  mehr  geistige  oder  körperliche  Kraft  bean- 
»spruchen.  Er  könnte  sich  aber  aus  diesem  Grunde  keine 
»hervorragendere  Stellung  über  seine  Mitmenschen  anmassen. 

dass  ihm  der  Ideengang,    den  man   als  Malthasianismas   bezeichnet, 
nicht  ganz  fremd  war. 
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»Diese  würden  ihm  daf&r  die  Dankesschuld  durch  ihre  Liebe 
»abtragen  .  .  .c  {Cat.  178). 

Da  in  der  neuen  Gesellschaft  alle  Arbeitsfähigen  arbeiten 
müssten  und  allen  ihre  Existenz  aus  dem  Ertrage  der  Gesell- 
Bchaftsarbeit  verbürgt  wäre,  so  konnte  es  keine  Arbeitslosen 
geben  und  die  Frage  nach  dem  Rechte  auf  Arbeit  ent- 
fiele somit  von  selbst. 

Erwähnen  wir  noch,  dass  es  im  neuen  Staate  weder  Geld 
noch  Steuern  im  heutigen  Sinne  gäbe.  Diese  bedeuten  heute 
»die  Verpflichtung,  zu  den  fQr  die  Erhaltung  und  Durchfüh- 
rung unserer  schändlichen  Gesellschafts-  und  Rechtsordnung 
notwendigen  Kosten  beizutragen,  c  In  der  künftigen  Idealord- 
nung würde  aber  ein  jeder  sich  selbst  und  alle  seine  Fähig- 
keiten in  den  Dienst  der  Gesamtheit  stellen  {Cat  148 — 149). 

Weitere  Details  über  seine  Mustergesellschaft  giebt  Boissel 
nicht.  Es  ist  dies  auch  leicht  begreiflich.  Denn  einerseits 
handelt  es  sich  ihm  von  vorneherein  nicht  darum,  eine  Utopie 
im  gewohnlichen  Sinne  des  Wortes  zu  schreiben;  dann  aber 
steht  für  ihn  fest,  dass^  wenn  einmal  die  Wahrheit  und  Ver- 
nunft gesiegt  hätten,  sich  alles  von  selbst  auf  das  schönste 
fügen  und  ein  Interessenkonflikt  zwischen  Individuen  und  Grup- 
pen einfach  undenkbar  würde. 

Wer  die  Leitung  der  neuen  Gesellschaft  übernehmen  und 
in  welcher  Weise  dieselbe  vor  sich  gehen  solle,  deutet  Boissel 
kaum  an.  Die  Erziehung  sollte,  nach  seiner  Meinung,  jeden- 
falls in  den  Händen  der  Alten  und  Weisen  —  die  fortan  kein 
dem  allgemeinen  Wohl  entgegengesetztes  Interesse  haben  wür- 
den —  ruhen  (Cat  11). 

Es  braucht  wohl  nicht  erst  besonders  betont  zu  werden, 
dass  unser  Autor  von  der  Durchfährung  seiner  Vorschläge  das 
glänzendste  Resultat  und  das  Himmelreich  auf  Erden  erwartet. 
Die  Tugend,  die  Weisheit,  die  Moral  allein  würden  dann  die 
Menschen  lenken.  »Sollte  aber  zufällig  ein  Ungeheuer  ge- 
»boren  werden,  das  die  allgemeine  Sicherheit  bedrohte  und 
»die  öffentliche  Ordnung  zu  stören  versuchte  .  .  .  .  so^  würde 
»es  seiner  Abzeichen  als  Bürger  oder  gar  seiner  Freiheit  be- 
»raubt  werden.    Auswärtige  ungeheuer  würde  man  erst  durch 
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»gütliches  und  vernünfliges  Zureden  zu  menschlichen  GefBhlen 
»zu  bringen  versuchen  {humaniser)^  und  bliebe  dies  vergeblich, 
»auf  jede  Weise  unschädlich  machen  ^).  Nach  Eünf&hrung  der 
»wahrhaft  sozialen  Ordnung  und  der  sozialen  Erziehung  werden 
»aber  solche  Vorkommnisse  unmöglich  oder  unschädlich  seine 
{Cat.  187). 

Diese  glückseligen  Zustände  sollen  durch  die  soziale  Er- 
ziehung —  nach  dem  im  Catechisme  du  genre  humain  vor- 
geschriebenen Muster  —  d.  h.  durch  eine  solche,  welche  auf 
die  Beseitigung  aller  egoistischen  und  die  ausschliessliche  Pflege 
der  altruistischen  Motive  gerichtet  wäre,  herbeigef&hrt  werden. 
Von  der  Allmacht  der  Erziehung  überzeugt,  zweifelt  Baissd 
keinen  Augenblick,  dass  die  von  ihm  gewünschte  und  voraus- 
gesetzte Wirkung  auch  eintreten  würde. 

Der  Verwirklichung  dieses  Ideals  steht  leider  nar  Eines 
im  Wege :  »26  stupide  et  fatal  pouvoir  de  Vhabüude^  ,  die 
Macht  der  Gewohnheit.  Obschon  die  Menschen  die  verderb- 
lichen Wirkungen  der  herrschenden  Zustände  fortwährend  an 
ihrem  eigenen  Leibe  spüren,  wollen  sie  diese  nicht  freiwillig 
aufgeben.     »Die  Gewohnung   an  das  Schlechte   macht  daraas 

»ein    BedQrfnis Man   zieht   die   Liebkosungen  eines 

»Feindes,  der  uns  tötet,  der  gewaltsamen  Eur  eines  Freundes, 
»der  uns  heilen  will,  vor  . .  .c  (Cat.  172 — 173).  Von  den  CSieft 
der  Gesellschaft  kann  man  aus  dem  gleichen  Grunde  nichts 
erwarten.  »Die  Geschichte  der  aufgeklärtesten  Völker  lehrt 
»uns,  dass  selbst  die  eifrigsten  und  von  den  besten  Absichten 
»beseelten  Gesetzgeber  und  Könige  das  Grundübel  gar  nicht 
»bemerkt  haben ,  eben  weil  sie  in  der  von  ihm  verpesteten 
»Atmosphäre  aufgewachsen  und  erzogen  sind  ....  So  trafen 
»sie  denn  bloss  Palliativmassregeln ;  wie  uns  auch  die  weisesten 
^Philosophen  nichts  als  schöne  Moralsprüche  und  Maximen 
»zurückgelassen  haben,  deren  Befolgung  und  üebung  die  gegen- 
»wärtige  Ordnung  der  Dinge  der  übergrossen  Mehrzahl  dor 
»Menschen  einfach  unmöglich  machte  (^Cat  173). 

Beweist  dies,  dass  die  gegenwärtige  Erziehung,  wenn  auch 

1)  Bernd  bekennt  sich  im  Catichitme  du  genre  humam  als  unbe- 
dingter Gegner  der  Todesstrafe.    Vgl.  S.  107—108. 
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Ton  den  besten  Absichten  geleitet,  nichts  nützen  kann  ,  so 
steht  es  andererseits  ans  den  gleichen  Gründen  fest,  dass  die 
jetzigen  Gewalthaber  freiwillig  die  radikalen  nnd  alle  eine 
Besserung  unserer  sozialen  Znstande  herbeizuführenden  geeig- 
neten Mittel  nicht  anwenden  werden.  Die  Initiative  muss  also 
Yon  anderer  Seite  ausgehen.  Die  Menschen  —  die  Trägen  so- 
wohl als  aucb  die  Bosgesinnten  —  müssen  zu  ihrem  Glücke 
gezwangen  werden.  Darum  wendet  sich  Boissel  an  die  Na- 
tionalversammlung. Aus  den  weisesten  und  aufgeklartesten 
Männern  der  Nation  zusammengesetzt,  soll  sie  die  nationale 
Erziehung  und  die  weitern  zu  deren  Durchführung  und  zum 
Neubau  der  Gesellschaft  erforderlichen  Massregeln  dekretieren. 

Man  sieht :  unser  Autor  unterschätzt  in  gewisser  Hinsicht 
keineswegs  die  Macht  des  Bestehenden  und  geschichtlich  Gewor- 
denen. Er  ist  sich  darüber  klar,  dass  seine  Ideale  nicht  mit  einem 
Schlage  zu  verwirklichen  sind  und  schlägt  daher  eine  Reihe 
von  üebergangsmassregeln  vor,  bestimmt  die  alte  in  die  neue 
Gesellschaft  friedlich  und  mit  möglichster  Schonung  der  ent- 
gegenstehenden Vorurteile  und  Interessen  hinüberzuleiten. 

Diese  Vorschläge  bilden  die  nicht  am  wenigsten  interes- 
sante Partie  des  BoisseVsi^tn  Systems. 

Das  Privateigentum  soll  während  des  üebergangsstadiums 
vorläufig  b^rifflich  nicht  angetastet  werden.  Da  aber  auch 
während  desselben  allen  das  Recht  auf  Existenz  gesichert  wäre, 
freilich  nicht  auf  gleiche  Existenz,  so  bedeutet  dieses  Zuge- 
ständnis im  Grunde  genommen  nicht  viel.  Von  dem  Gesamt- 
einkommen der  Nation  müsste  nämlich  vor  allem  —  in  Form 
einer  auf  die  Besitzenden  gelegten  Steuer  —  jenes  Güterquan- 
tum in  Abzug  kommen,  welches  zur  Erziehung  und  Erhaltung 
der  aus  irgend  einem  Grunde  ArbeitsunfUhigen  notwendig  wäre. 
Nur  über  das  Mehr  könnten  die  Eigentümer  verfügen. 

Dies  hätte  natürlich  eine  Reihe  von  Eonsequenzen,  die 
das  Privateigentum,  wenn  sie  es  auch  begrifflich  unangetastet 
liessen,  so  ausserordentlich  belasteten,  dass  sein  Wert  für  den 
Eigentümer  eigentlich  illusorisch  würde. 

Boissel  scheut  sich  natürlich  auch  nicht,  diese  Folgerungen 
zu  ziehen.    Da  die  landwirtschaftlichen  und  Industrieprodukte 
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ersten  Grades  fQr  die  Erhaltung  der  Gesamtheit  von  ausseror- 
dentlicher Bedeutung  sind,  so  konnte  man  es  —  meint  er  — 
durchaus  nicht  dem  Belieben  der  Eigentümer  überlassen,  ob  und 
wie  sie  produzieren  wollen.  Sie  waren  demnach  in  dieser  Be- 
ziehung lediglich  als  Verwalter  und  Verwahrer  ^depositaires 
comptables,  garans  et  resp<msables€  des  Staates  anzusehen. 

Dieser  Gedankengang  führt  natürlich  Boissel  dazu,  zu 
verlangen :  1)  dass  die  Vernachlässigung  der  Bodenkaltor 
und  jede  Verfügung  zum  Nachteile  des  Publikums  mit  dem 
Heimfall  des  Grund  und  Bodens  sowohl,  als  auch  seiner  Er- 
zeugnisse an  die  betreffenden  Kommunen  bestraft  werde ;  2)  dass 
in  den  einzelnen  Gemeinden  öffentliche  Niederlagen  errichtet 
werden,  in  die  alle  landwirtschaftlichen  Produkte  gegen  Be- 
zahlung durch  den  Staat  abgeliefert  werden  müssten. 

Niemand  soll  auf  Existenz  Anspruch  haben,  es  sei  denn, 
dass  er  denselben  durch  Arbeit  erwerbe.  Nur  Arbeitsunfähige 
(Kinder,  Greise,  Kranke  und  Invalide)  sind  ausgenommen.  Für 
die  letzten  8  Kategorien  sollen  in  allen  Gemeinden  zu  ihrer 
Erhaltung  bestimmte  Anstalten  errichtet  werden. 

Da  in  diesem  Uebergangsstadium  noch  immer  der  freie 
Arbeitsvertrag  gälte,  so  sieht  sich  Boissel  natürlich  zur  An- 
erkennung des  Rechtes  auf  Arbeit,  als  der  logischen 
Ergänzung  des  Rechtes  auf  Existenz  genötigt  Er  beantragt 
daher  die  Errichtung  von  Nationalwerkstätten  (ateliers  publies) 
in  jeder  Gemeinde,  in  denen  die  Arbeitslosen  Beschäftigung 
finden  sollten. 

Während  der  üebergangsperiode  soll  die  Ehe  den  Charakter 
eines  rein  privatrechtlichen  Vertrages  annehmen,  unbedingt 
freie  Scheidung  zulässig  sein  und  die  staatliche  Intervention  bei 
derselben  sich  auf  die  Entscheidung  von  unter  den  Ehegatten 
streitigen  vermögensrechtlichen  Ansprüchen  beschränken. 

Da  sofort  die  unbedingte  Trennung  der  Kirche  von  Staat 
und  Gesellschaft  erfolgte  und  die  Religion  Privatangelegenheit 
im  strengsten  Sinne  des  Wortes  würde,  so  könnten  die  so  frei 
werdenden  Kirchen,  Klöster  und  deren  Besitzungen  zu  Schnl- 
zwecken  verwendet  werden. 

Natürlich  würden  im  neuen  Staat  auch  gleich  alle  Offen- 
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sivkriege  aufboren;  der  Staat  würde  sich  nur  wehren,  wenn 
er  angegriffen  würde. 

Inzwischen  würde  die  »soziale  Erziehungc  dafdr  sorgen, 
dass  die  neue  Generation  den  vollständigsten  Abscheu  vor  dem 
Privateigentum  und  der  auf  diesem  beruhenden  Rechtsordnung 
fasse  und  umgekehrt  von  den  Grundsätzen  der  edelsten  und 
reinsten  Nächstenliebe  durchdrungen  werde. 

Was  die  Erziehung  anbelangt,  so  würde  dieselbe  für  die 
verschiedenen  Geschlechter  getrennt  sein.  Der  Unterricht  müsste 
natürlich  —  wie  auch  in  Zukunft  —  in  Bezug  auf  die  grund- 
legenden Prinzipien  (pour  la  thSorie  et  les  principes)  für  beide 
Geschlechter  und  für  alle  Individuen  der  gleiche  sein;  im 
übrigen  aber  auf  die  verschiedene  geistige  und  körperliche  Ver- 
anlagung gebührende  Rücksicht  genommen  werden.  Die  Ent- 
scheidung hierüber  stünde  den  »zärtlichsten  Müttern,  sowie 
den  weisesten,  aufgeklärtesten  und  erfahrensten  Männern«  zu. 

Mit  den  Schulen  wären  Werkstätten  und  Fortbildungs- 
anstalten für  die  Zwecke  des  Ackerbaues,  der  Industrie  und 
der  Knnst  zu  verbinden. 

Erwähnen  wir  noch,  dass  Boissel  das  weibliche  Geschlecht, 
wegen  seiner  vielen  Vorzüge  —  als  Mütter,  Pflegerinnen  und 
Erzieherinnen  der  Menschheit  und  wegen  der  Seligkeit,  die 
ihre  Liebe  dem  Manne  gewährt  —  auch  äusserlich  dadurch 
ehren  will,  dass  dasselbe  in  »prächtigen  Tempeln c  erzogen  werde. 

Die  Kosten  aller  dieser  Anstalten  sollen  selbstverständlich 
die  Besitzenden  tragen.  Das  wäre  aber  nach  Boissel  nur  recht 
und  billig,  da  sie  an  sich  auf  nichts  mehr  als  die  ifrugalec 
Bedürfnisbefriedigung  und  auch  auf  diese  erst  auf  Grund  von 
Arbeit  ein  Anrecht  haben.  Ebensowenig  v^ürde  ihn  beirren, 
dass  die  hohe  Besteuerung  und  die  mit  dem  Eigentum  dem 
Staat  gegenüber  verbundene  Verantwortlichkeit  in  kurzer  Zeit 
den  Privateigentümern  sicherlich  einen  ebenso  grossen  Schauder 
vor  ihren  Privatrechten  einflössen  worden,  wie  die  »soziale  Er- 
ziehungc ihren  Kindern.  Denn  das  ist  ja  das  von  ihm  er- 
träumte Zieh  Würde  es  erreicht,  dann  stünde  eben  der  Ver- 
wirklichnng  des  Reiches  der  Tugend  und  Wahrheit  nichts 
mehr  im  Wege  und  sie  könnte  um  so  rascher  eintreten. 
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Ich  bin  zu  Ende.  Eine  Kritik  des  BoisseFschen  Systems 
ist  nicht  beabsichtigt ;  ebensowenig  eine  ernsthafte  Bekämpfung 
und  Widerlegung:  eine  solche  wäre  auch,  angesichts  seiner 
vielfachen  Absurditäten,  durchaus  nicht  am  Platze.  Die  manch- 
mal geradezu  wahnwitzigen  üebertreibungen  und  Schlüsse 
BoisseVs  —  neben  vielen  richtigen  und  beherzigenswerten  Ge- 
danken —  richten  sich  von  selbst. 

Ebensowenig  wie  eine  Kritik ,  konnte  ich  beabsichtigen : 
die  Ideen  BoisseTs  denen  anderer  sozialistischer  Denker  g^en- 
über  zu  stellen  und  sie  mit  einander  zu  vergleichen.  Nicht 
bloss  weil  mich  dies  zwingen  würde,  den  mir  gesteckten  Rahmen 
weitaus  zu  überschreiten,  sondern  auch,  weil  ein  solches  un- 
ternehmen überflüssig  wäre.  Diejenigen,  welche  mit  den,  den 
verschiedenen  sozialistischen  Systemen  zu  Grunde  liegenden 
Gedankenkreisen  vertraut  sind,  werden  die  Aehnlichkeiten  nnd 
Verschiedenheiten  zwischen  diesen  und  dem  im  Catechisme 
du  genre  humain  vertretenen  leicht  herausfinden.  Nichtkeuner 
aber  würden  oberflächliche  Andeutungen  mehr  irreführen,  als 
belehren. 

Es  war  also  von  vornherein  bloss  meine  Absicht,  die 
Ideen  eines  Mannes  der  Vergessenheit  zu  entreissen  und  kun 
zu  skizzieren,  der  zwar  persönlich  keine  hervorragende  Bolle 
gespielt  hat,  dessen  Schriften  aber  viel  gelesen  worden  zu  sein 
scheinen  und  so  manchen  der  späteren  Mitverschwornen  JBo- 
beufs^  zur  Teilnahme  an  dessen  Unternehmung  angeregt  haben 
dürften. 

Wenn  Boissel  selbst  in  dieser  Verschworung  nicht  her- 
vortritt und  wohl  überhaupt  an  derselben  nicht  teilgenommen 
hat,  so  mag  dies  dadurch  erklärt  werden,  dass  er  kQhne 
Gedanken,  aber  vielleicht  kein  eben  solches  Herz  hatte.  Er 
hatte  übrigens  immer  im  CaUchisme  die  Wiedergeburt  der 
Menschheit  auf  dem  Wege  friedlicher  Beformen  gepredigt. 
Das,  was  man  als  grossen  Charakter  zu  bezeichnen  pflegt,  war 
Boissel  keinesfalls.  Er  war  und  blieb  in  seinem  Leben  immer 
der  kleinliche  und  verbitterte  Ex- Advokat,  der  nach  einander 
beim  Konige  von  Frankreich  um  seine  Wiedereinsetzung  in 
die  ihm  entzogene  Stellung  petitionierte ;  dann  sich  den  radi- 
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kalsien  Republikanern  anschloss  und  die  Hinrichtang  des  Königs 
dnrcbauB  ordnungsmässig  ,  nützlich  und  notwendig  fand ;  um 
schliesslich  auf  den  Kaiser  der  Franzosen  lateinische  Lobge- 
dichte zu  schreiben.  Eine  Wandlung,  die  freilich  noch  viele 
und  ganz  anders  bedeutende  Männer  in  jener  Zeit  durchge- 
macht haben. 

Es  darf  allerdings,  um  Boissel  Gerechtigkeit  widerfahren 
zu  lassen,  nicht  verschwiegen  werden,  dass  er  seine  Ansichten 
über  die  soziale  Wiedei^eburt  der  Menschheit  und  die  Mittel 
zu  deren  Herbeiführung  niemals  verleugnete.  Das  Lobgedicht 
auf  Napoleon  unterschrieb  er  als  i^auctor  catechismi  generis 
humani  $ive  artis  sociali8€.  Auf  die  Festhaltung  seiner  po- 
litischen Meinungen  hingegen  hat  er  offenbar  kein  so  grosses 
Gewicht  gelegt.  Wozu  auch?  Alle  politischen  Fragen»  mit  denen 
er  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  eifrig  beschäftigte,  erschienen 
ihm  als  von  für  die  Zukunft  nur  sekundärer  Bedeutung.  Denn 
sie  interessierten  ja  lediglich  die  in  den  Vorurteilen  der  Ver- 
gangenheit aufgewachsenen  Geschlechter.  Die  neuen  Genera- 
tionen, in  andern  Grundsätzen  erzogen,  andern  wahren  und 
dauernden  Idealen  zugethan,  würden  von  der  zur  Zeit  noch 
vorherrschenden  antisozialen  Ordnung  der  Dinge,  und  damit 
auch  von  der  ganzen  Reihe  der  sich  weiter  an  dieselbe  knüpfen- 
den politischen  Probleme  weder  etwas  wissen,  noch  wissen 
wollen.  Indem  ihm  so  diese  vor  den  sozialen  und  ökonomischen 
zurücktraten,  fand  er  darin  auch  wohl  eine  Rechtfertigung 
dafür,  in  seinen  politischen  Meinungen  nicht  zu  beharren. 

Wie  dem  aber  auch  immer  sei:  das  alles  thut  natürlich 
der  Thatsache  keinen  Abbruch,  dass  Boissel  als  einer  der 
kühnsten  und  konsequentesten  Vorläufer  des  modernen  So- 
zialismus angesehen  werden  muss  und  in  der  Entwicklungsge- 
schichte des  letztem  seinen  bedeutenden  Platz  beanspruchen 
darf. 

Die  Forderung  des  Rechtes  auf  Existenz  und  —  als  Sur- 
rogat desselben  innerhalb  unserer  Privatrechtsordnung  —  des 
Rechtes  auf  Arbeit;  die  Idee,  dass  alle  kulturellen  —  wissen- 
schaftlichen, religiösen,  politischen  —  Erscheinungen  von  den 
wirtschaftlichen  Machtverhältnissen  abhängig  seien ;  der  in  neue- 
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ster  Zeit  auch  yon  gelehrten  Jaristen  stark  betonte  Gedanke  ^), 
dass  die  ganze  Rechtsordnung  von  den  besitzenden  Klassen  mit 
ausschliesslicher  Rücksicht  auf  ihre  Interessen  und  zum  Dienste 
dieser  letztern  geschaffen  worden  ;  die  Forderung  der  allgemeineo 
Schulpflicht;  des  gleichen,  öffentlichen  und  unentgeltlichen  Un- 
terrichtes und  der  Erhaltung  der  Zöglinge  während  der  Dn- 
terrichtsperiode  auf  öffentliche  Kosten  ;  der  Frauenenoanzipatiou 
und  der  Gleichstellung  beider  Geschlechter  in  allen  Bezieh- 
ungen; der  freien  Scheidung;  des  ewigen  Friedens  und  der 
Beseitigung  aller  Kriege  etc.  Alles  das  findet  sich,  neben 
einer  vernichtenden  Kritik  der  Grundlagen  unserer  Privat- 
rechtsordnung in  BoisseVs  Schriften. 

Eines  fehlt :  die  Kritik  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise. Aber  nichts  ist  natürlicher.  Im  Frankreich  von  damals 
war  noch  immer  der  Grundbesitz  der  bedeutendste  wirtschaft- 
liche Machtfaktor.  Alle  politische  Macht  lag  noch  immer  in 
seinen  Händen.  Das  mobile  Kapital  —  so  mächtig  sein  Einfiuss 
thatsächlich  bereits  sein  mochte,  hatte  die  rechtliche  Aner- 
kennung dieser  Machtstellung  noch  nicht  durchgesetzt.  Das 
geschieht  ja  erst  durch  die  Revolution.  Die  Entwicklung  der 
kapitalistischen  Produktion  ist  ebenfalls  erst  eine  Folge  des 
durch  die  Revolution  herbeigeführten  vollständigen  Sieges  des 
wirtschaftlichen  Liberalismus.  So  sieht  und  bekämpft  denn 
Boissel  in  erster  Linie  das  Privateigentum  an  Grund  und  Boden. 
Dass  er  aber  dabei  allein  nicht  stehen  bleibt,  haben  wir  ge- 
sehen. Die  späteren  sozialistischen  Schulen  werden  seine  Kritik 
da,  wo  er  einhalten  musste,  wieder  aufnehmen  und  weiter 
verfolgen. 

So  haben  wir  in  Boissel  einen  Denker  zu  erblicken,  der 
die  letzte  Entwicklungsphase  aus  dem  alten  utopischen  in  den 
modernen  Sozialismus  darstellt. 


1)  Vgl.  insbes.  AnUm  Menger:  »Das  bürgerliche  Recht  und  diebe- 
eitzloaen  Volksklassen«  in  Braun*8  Archiv  für  soziale  Gresetzgebung  und 
Statistik  II.  und  111.  Bd.  (1889  und  1890) ;  auch  als  Sep.-Abdr.  in  L 
und  11.  Auflage  bei  H.  Laupp  in  Tübingen  1890. 
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Von  Dr.  Georg  tob  Mayr. 


Der  Wirtschaftsplan  des  Staates  ist  im  allgemeinen  nicht 
der  Ort,  an  welchem  man  Aufschluss  über  die  in  einem  Lande 
mit  näherer  oder  entfernterer  Aussicht  auf  Verwirklichung 
schwebenden  Steuerreformfragen  findet.  Nach  der  strengsten 
Auffassung  findet  eine  Steuerreform  in  ihrer  etatsmässigen 
Wirkung  erst  dann  Ausdruck,  wenn  sie  bereits  Gesetz  ge- 
worden ist;  eine  mildere  Praxis  gestattet  im  Entwurf  des 
Haushaltungsetats  die  Wirkungen  einer  Steuerreform  vorweg 
zu  veranschlagen,  falls  darauf  bezügliche  Gesetzentwürfe  min- 
destens der  Volksvertretung  zur  Vorlage  gebracht  sind.  Was 
aber  sonst  an  Beformfragen  die  Kreise  der  Politiker  und  In- 
teressenten bewegt,  findet  im  Etatsentwurf  in  der  Regel  keine 
Erwähnung,  mag  es  auch  infolge  früherer  Gesetzesvorschläge, 
Initiativanträge  oder  Resolutionen  der  gesetzgebenden  Körper 
irgendwie  ins  parlamentarische  Leben  eingedrungen  sein.  Bei 
der  Beratung  des  Staatshaushalts  pflegen  allerdings  die  Steuer- 
reformfragen  Erwähnung  zu  finden;  es  hängt  aber  von  dem 
zufälligen  Gang  der  Redeschlachten  ab,  ob  diese  Erwähnung 
irgendwie  vollständig  ausfallt. 

Eine  beachtenswerte  Ausnahme  von  der  offiziellen  Schweig- 
samkeit über  die  schwebenden  Finanzreformfragen  macht  der 
»Hauptfinanzetat  des  Königreichs  Württembergc.  Schlagen 
wir  den  jüngsten  Etat  für  die  Finanzperiode  vom  1.  April  1891 
bis  31.  März  1893  auf,  so  finden  wir  in  besonderen  »Anlagenc 
zum  Etat  der  Steuern   eine  interessante  Darlegung  der  durch 
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eine  parlamentarische  Vorbehandlung  irgend  welcher  Art  an- 
geregten Steuerreformfragen  grossen  und  kleinen  Styls.  Die 
Sorgfalt  der  Erörterung  erleidet  dabei  durch  den  ümsknd, 
dass  die  Finanzverwaltung  in  der  Hauptsache  bei  Beurteilung 
der  in  Frage  stehenden  Reformen  zu  n^ativem  Elrgebnisse 
kommt,  keine  Einbusse. 

Durch  diese  dankenswerten  Ausführungen  der  wQrttem- 
bergischen  Finanzverwaltung  wird  der  Hauptfinanzetat  dieses 
Landes,  der  auch  sonst  durch  ausserordentliche  Genauheit  und 
Klarheit  der  Aufstellung  sich  auszeichnet,  zu  einer  beachtens- 
werten Quelle  für  Finanzpolitik  und  Finanzwissenchaft  Auf 
diese  Eigenschaft  des  württembergischen  Etats  hinzuweisen,  ist 
der  Zweck  dieser  Zeilen.  In  den  folgenden  Erörterungen  finden 
sämtliche  in  den  Anlagen  zum  Etat  der  Steuern  seitens  der 
Finanzverwaltung  erörterte  Punkte,  mit  Ausnahme  eines  ein- 
zigen ^),  nähere  Berücksichtigung. 

1.    üeberweisungspolitik. 

In  etwas  verhüllter  Weise  kam  der  Gedanke  der  üeber- 
weisung  ursprünglich  staatlicher  Steuereinnahmen  an  die  Ge- 
meinden in  dem  Beschlüsse  der  Kammer  der  Abgeordneten 
vom  13.  Juni  1889  zum  Ausdruck,  »die  k.  Regierung  zu  bitten: 

a)  es  wolle  das  Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Berufs- 
einkommen von  der  nächsten  Etatsperiode  an  mit  dem  gleichen 
Prozentsatz  besteuert  werden,  welcher  für  das  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbekataster  bestimmt  wird; 

b)  es  wolle  von  dem  gleichen  Zeitpunkt  an  eine  Aenderung 
des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1853  in  dem  Sinne  herbeigeführt 
werden,    dass   den   Amtskörperschaften    und  Gemeinden   eine 

1)  Es  betrifft  dies  eine  seitens  der  Kammer  der  Abgeordneten  der 
königL  RegieraDg  lediglich  zar  Kenntnisnahme  mitgeteilte  Eingabe  be- 
treffend Gleichstellung  der  Kapitalien  und  der  Besoldungen  in  der  Be- 
steoerang.  —  Eine  der  fraglichen  Eingabe  entsprechende  Ausdehnung 
des  Existenzminimums  sowie  der  Degression  auf  die  Kapitalsteuer  würde» 
wie  die  Finanzverwaltung  ausführt,  einen  Ausfiall  von  nicht  weniger 
als  2040000  M.  ergeben;  ausserdem  würde  wohl  die  gewünschte  Gleich- 
stellung auch  auf  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  ausgedehnt 
werden  müssen. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Wfirttembergiflche  SteiierreformfrageD.  255 

der  Ermässigung  der  Staatastener  entsprechende  höhere  Be- 
steuerang  des  Kapital-«  Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommens 
ermögliclit  wirdc. 

Zum  Verständnis  dieses  Beschlusses  mass  man  sich  zu- 
nächst daran  erinnern,  dass  Württemberg  das  vollendetste  auf 
neuzeitlicher  Durchbildung  beruhende  —  vielleicht  geschichtlich 
letzte!  System  der  Ertragsbesteuerung  besitzt.  Für  alle  ge- 
sondert zur  Besteuerung  heranzuziehenden  Ertragsquellen  sind 
umfangreiche  Eatasterwerke  hergestellt,  welche  den  steuerbaren 
Jahresertrag  für  die  Steuerobjekte  ausweisen.  Der  Steuersatz 
fehlt  allgemein  in  den  Steuergesetzen  und  wird  jeweils  erst  im 
Finanzgesetz  für  die  sämtlichen  Ertragssteuem  bestimmt.  Nach 
der  bisherigen  wie  nach  der  im  neuen  Etatsentwurf  in  gleicher 
Weise  vorgeschlagenen  Festsetzung  ist  aber  der  Steuersatz 
nicht  gleichmässig,  sondern  fQr  die  Personalsteuem  hoher  als 
für  die  Objektsteuern  bestimmt ;  es  beträgt  nämlich  die  Steuer 
aus  Grundeigentum  und  Gefallen  3,5  Proz.  des  Steueranschlags 
der  Grundstücke  und  Gefalle,  die  Steuer  aus  Gebäuden  gleich- 
falls 3,5  Proz.  der  steuerbaren  Jahresrente  der  Gebäude,  die 
Steuer  ans  Gewerben  ebenfalls  3,5  Proz.  des  steuerbaren  Jahres- 
betrags des  Gewerbeeinkommens.  Dagegen  wird  die  Steuer 
von  den  Apanagen  und  übrigen  hausgesetzlichen  Bezügen  der 
Mitglieder  des  königl.  Hauses,  von  dem  Einkommen  aus  Ka- 
pitalien und  Renten  und  von  dem  Dienst-  und  Berufsein- 
kommen mit  einem  höheren  Satze,  nämlich  mit  4,4  Proz.  des 
steuerbaren  Jahresertrags  erhoben. 

Diesen  höheren  Satz  der  staatlichen  Personalbesteuerung 
bezweckt  der  Antrag  auf  den  Satz  der  Objektsteuern  zu  er- 
mässigen,  die  Ermässigungsquote  aber  gleichzeitig  den  Eom- 
munalverbänden  im  Bedürfnisfall  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Diese  sind  nämlich  in  den  Zuschlägen  zur  Staatssteuer  auf 
Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommen  zur  Zeit  ge- 
setzlich nicht  nur  insoweit  beschränkt,  als  solche  Zuschläge 
nur  unter  der  Voraussetzung  erhoben  werden  dürfen,  dass  die 
primäre  Kommunalsteuer,  nämlich  die  nach  der  staatlichen 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  bemessene  » Umlage c 
besteht,   sondern   auch   weiter  noch  durch   die   Bestimmung, 
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dass  aach  in  diesem  Falle  die  kommunale  Besteuernng  des 
Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Bernflseinkommens  1  Proz.  des 
steuerbaren  Jahresbetrags  dieses  Einkommens  nicht  übersteigen 
darf.  Der  Antrag  bezweckt  also  zu  Ungunsten  des  staatlichen 
Steueranspruchs  den  Spielraum  der  kommunalen  Zuschläge 
zu  den  genannten  Personalsteuern  nahezu  zu  verdoppeln. 

Die  Stellungnahme  der  württembergischen  Finanzver- 
waltung,  wie  solche  aus  der  Anlage  1  zum  Etat  der  Steuern 
für  1891/93  hervorgeht,  ist  in  Kürze  folgende.  Der  Einnahme- 
ausfall für  die  Staatskasse  würde  1012  396  Mark  betragen; 
hievon  würden  670  506  M.  oder  66,2  Proz.  den  43  Gemeinden 
mit  4000  Einwohnern  und  nur  341 890  M.  oder  33,8  Proz. 
den  sämtlichen  übrigen  1868  Gemeinden  zufallen;  nur  für 
einige  grössere  Städte,  z.  B.  Stuttgart,  würde  sich  ein  erheb- 
licherer Vorteil  ergeben,  für  die  kleineren  Landstädte  aber  und 
für  die  Landgemeinden  würde  die  Sache  von  gar  keiner  oder 
geringer  Bedeutung  sein.  Für  die  Staatskasse  müsste  der 
Ersatz  in  der  Erhöhung  der  sämtlichen  fßnf  direkten  Steuern 
gesucht  werden,  wodurch  sich  das  Verhältnis  insbesondere  für 
die  Landgemeinden  nochmals  ungünstig  gestalten  würde,  da 
die  erhöhten  Steuern,  namentlich  vom  Grundeigentum  und  den 
Gebäuden,  wiederum  zum  grösseren  Teil  auf  die  Landgemeinden 
fallen  wOrden.  Dazu  komme,  dass  mit  der  Ermässigung  des 
staatlichen  Anteils  an  der  Kapital-  und  Diensteinkommen»- 
steuer  keine  Erleichterung  der  Steuerpflichtigen  verbunden 
wäre,  sondern  dass  dieselbe  zu  einer  Erweiterung  des  Be- 
steuerungsrechts der  Gemeinden  die  Mittel  zu  liefern  hätte, 
unter  Einschränkung  des  staatlichen  Besteuerungsrechts,  die 
um  so  fühlbarer  wäre,  als  schon  das  den  Gemeinden  bei  Grund- 
eigentum, Gebäuden  und  Gewerben  zustehende  unbeschränkte 
Besteuerungsrecht  störend  für  die  Staatssteuer  wirke. 

Es  kommt  mir  hier  im  wesentlichen  nur  darauf  an,  durch 
Vorführung  der  Stellungnahme  der  württembergischen  Volks- 
vertretung und  Regierung  zu  dem  Gedanken  der  üeberweisung 
einer  besonderen  Art  staatlicher  Besteuerungsbefugnis  an  die 
Gemeinden  einen  Beitrag  zur  Zeitgeschichte  der  für  und  wider 
die    Ueberweisungspolitik    in    ihren    verschiedenartigen    Er- 
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scheinungsformen  wirksamen  Strömungen  za  liefern.  Eine 
eingehende  Kritik  der  Gründe,  welche  das  Für  und  Wider 
stützen,  beabsichtige  ich  nicht.  Sonst  müsste  namentlich  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  die  Finanzverwaltung  den  Antrag 
dec  Kammer  doch  insofern  nicht  ganz  zutreffend  beurteilt,  als 
sie  anscheinend  von  der  Unterstellung  ausgeht,  es  würde  nicht 
bloss  die  Besteuerungsbefugnis  bis  zu  ^/lo  des  steuerbaren 
Steuerertrags,  sondern  die  wirkliche  Steuerbelastung  in  solcher 
Höhe  vom  Staat  an  die  Kommunalverbände  überwiesen  werden. 
Das  ist  aber  nicht  beabsichtigt;  es  soll  nur  den  Gemeinden 
insofern  ein  grösserer  Spielraum  bei  der  Einrichtung  des  Zu- 
Schlagwesens  eingeräumt  werden,  als  gegenüber  der  unbe- 
schränkten Zuschlagsbefugnis  zu  den  Objektsteuem  jene  be- 
züglich der  Personalsteuern  etwas  vermehrt,  aber  immerhin 
noch  begrenzt  bleiben  soll,  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  in 
keinem  Falle  bei  Benützung  der  verstärkten  Steuerquelle  seitens 
der  Gemeinden  eine  Mehrbelastung  der  Personalsteuerpflichtigen 
gegenüber  dem  bisherigen  Zustande  eintreten  dürfe.  Die  Folge 
der  Neuerung  würde  die  sein,  dass  in  einer  Reihe  von  Ge- 
meinden, welche  erhöhter  Zuschlage  überhaupt  nicht  bedürfen, 
einige  Entlastung  der  Personalsteuerpflichtigen  einträte,  was 
g^enüber  dem  bisherigen  immerhin  hohen  Satze  von  4,4  Proz. 
nicht  unerwünscht  sein  möchte.  Im  übrigen  aber  ist  der 
Finanzverwaltung  darin  Recht  zu  geben,  dass  für  eine  allseitig 
befriedigende  Verstärkung  der  kommunalen  Steuerquellen  die 
stärkere  Zulassung  der  Gemeinden  zum  Ertrag  der  Personal- 
steuern am  wenigsten  geeignet  ist.  In  dieser  Hinsicht  sind 
ihre  Ausführungen  durchaus  zutreffend,  und  bestätigen  nur  die 

—  wohl  auch  im  allgemeinen  in  der  Steuerpolitik  anerkannte 

—  Auffassung,  dass  eine  rationelle  Ueberweisung  von  Staats- 
stenern  an  die  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der  Objektsteuern, 
insbesondere  der  Grundsteuer,  Platz  greifen  muss. 

2.    Erhöhung   des   steuerfreien  Existenzmini- 
mums des   Dienst-   und  Berufseinkommens. 

Die  Kammer   der  Abgeordneten   hat  in  der  Sitzung  vom 
13.  Juni  1889  weiter  beschlossen: 

17* 
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Die   k.  Begierang  unter  Mitteilung    der  Petitionen  der 
Arbeiter  in  Kuchen,  Gingen  a.  F.  und  Geislingen  am  Ein- 
bringung eines  Gesetzentwurfs  zu  bitten,  wonach  das  Dienst« 
und  Berufseinkommen,  welches  bei  einer  Person  im  ganzen 
den  jährlichen  Betrag  von  500  M.  nicht  übersteigt,  von  der 
Einkommenssteuer  freibleiben  solle. 
Das  Existenzminimum  bei  der  württembergischen  partiellen 
Einkommensteuer  im  Betrag  von  350  M.  ist  allerdings  nicht 
hoch  gegriffen;  man  darf  aber  nicht  vergessen,  dass  in  Württem- 
berg der  »steuerbarec  Jahresertrag  für  die  geringeren  Dienst- 
und Berufseinkommen  mit  dem  wirklichen  Einkommensbetrag 
nicht  identisch  ist.    Es   ist  vielmehr  für   die   kleineren  Ein- 
kommen dadurch  eine  Degression  erzielt,  dass  die  Steuer  nicht 
aus  dem   vollen  Einkommensbetrag,   sondern  bei   einem  Ein- 
kommen bis  zu  850  M.  nur  aus  Vio,  von   den  Mehrbetragen 
bis   zu  1700  M.  aus  'Ao,   bis  zu  2550  M.    aus    Vio,   bis  za 
3400  M.  aus  ®/io  und  erst  aus  dem  weiteren  Einkommen  aus 
dem    ganzen    Betrag   erhoben    vnrd.     Diese  Einrichtung,    auf 
welche  die  Finanzverwaltung  mit  Recht  hinweist,    ist  in  der 
That  sozialpolitisch  viel    bedeutsamer  als  es  eine  massige  Er- 
höhung des  steuerfreien  Existenzminimums  wäre.    Hiezu  wird 
hervorgehoben,  dass  bei  denjenigen  Personen,   die  neben  dem 
Geldgehalt  auch  Naturalien  und  freie  Wohnung  geniessen,  die 
Anschläge  fflr  die  beiden  letzten  Bezüge  sich  unter  dem  wahren 
Geldwert  halten,  so  dass  diesen  Steuerpflichtigen,  zu  denen  die 
meisten  Dienstboten,  landwirtschaftlichen  Arbeiter  u.  s.  w.  ge- 
hören, ein  höherer  steuerfreier  Betrag  als  350  M.  zu  Teil  werde. 
Interessant  ist   die  statistische  Notiz,   dass  infolge  dieser  Be- 
stimmungen  von   116^/io  Millionen   Mark  Gesamteinkommen, 
welche   auf  1.  April   1889/90    zur   Versteuerung   angemeldet 
worden  sind,  nicht  weniger  als  90  Vio  Millionen  Mark  steuer- 
frei bleiben.     Was  das  Mass    der  Steuerlast  anlangt,    so  ent- 
fallen bei  39531  Steuerpflichtigen,   welche  auf  1.  April  1889 
ein  Diensteinkommen  von  350  bis  500  M.  fatiert  haben,    auf 
einen  Pflichtigen   im  Durchschnitt   für  den  Staat    1,87  M., 
wozu   für   die  Körperschaften,    wenn   dieselben   das   zulässige 
Maximum  erheben,  0,42  M,  kommen,   so   dass  im  ganzen  die 
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Steuer  höchstens  2,29  M.  betragt,  während  die  —  in  Württem- 
berg allerdings  sehr  kräftig  gegriffene  —  Eapitalsteuer  aus 
360  M.  Eapitaleinkommen  19,44  M.,  aus  500  M.  solchen  Ein- 
kommens 27  M.  beträgt. 

Weiterhin  nimmt  die  Finanzyerwaltung  auf  die  »geringec 
Zahl  Yon  Zwangsvollstreckungen  (im  Jahr  1888/89  292  bei 
den  Steuerpflichtigen  bis  zu  500  M. ;  613  im  ganzen  bei 
111 657  Diensteinkommenssteuerpflichtigen)  Bezug,  sowie  u.  a. 
auf  die  Verhältnisse  in  Bayern.  Die  letztere  Bezugnahme 
trifft  jedoch  nicht  zu.  Es  sind  nämlich  in  Bayern  nicht  bloss 
Pensionen  und  Alimentationen,  wenn  solche  den  Betrag  von 
500  M.  nicht  übersteigen  und  die  Empfangsberechtigten  nicht 
noch  ein  weiteres  jährliches  Einkommen  von  wenigstens  500  M. 
beziehen,  steuerfrei,  sondern  es  wird  das  Einkommen  aus  Lohn- 
arbeit auf  Antrag  der  Beteiligten  steuerfrei  gelassen,  wenn 
der  Einkommensbezug  für  sich  oder  einschliesslich  des  etwa 
aus  anderen  Quellen  fliessenden  Einkommens  nachweislich  oder 
amtsbekannt  den  Jahresbetrag  von  400  M.  nicht  übersteigt. 
Bei  der  Berechnung  des  Gesamteinkommens  wird  das  Ein- 
kommen der  Ehefrau  und  der  Kinder  nicht  mit  in  Anschlag 
gebracht,  wenn  dieselben  eine  selbständige  Thätigkeit  ent- 
wickeln. Durch  diese  Bestimmungen  ist  in  Bayern  eine  weit- 
gehende Steuerbefreiung  der  kleinen  Einkommen  veranlasst  und 
ßllt  insbesondere  die  Dienstbotenbesteuerung  thatsächlich  weg. 
Ein  genauer  Nachweis  über  die  verschiedenen  Gruppen  der 
durch  die  bayerische  Einkommensteuer  getroffenen  Einkommen 
nach  deren  Art  und  Grössenabstufung  kann  allerdings  nicht 
geliefert  werden,  da  dieser  Zweig  der  Steuerstatistik  heute  noch 
ebenso  unentwickelt  ist,  wie  vor  reichlich  zwanzig  Jahren  als 
Vocke  in  seiner  »Statistik  des  bayerischen  Staatshaushalts«  (Zeit- 
schrift des  k.  bayer.  statist.  Bureaus  Jahrg.  1870  S.  92)  hervorhob^ 
dass  es  leider  ganz  und  gar  an  Anhaltspunkten  zu  einer  ein- 
gehenderen Beleuchtung  dieser  Steuer  fehle,  dass  jedoch  die 
allgemeine  Anschauungsweise  sich  dafür  ausspreche,  dass  die 
Einkommensteuer  vorzugsweise  eine  Besoldungssteuer  (III.  Ab- 
teilung des  Gesetzes)  und  eine  Taglohnsteuer  (I.  Abteilung)  sei, 
und  dass  die  zweite  Abteilung,  in  welcher  Aerzte,  Advokaten, 
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Notare,  Künstler  and  andere  Nichtbesoldete  begriffen  sindf 
einen  unverhältnismässig  geringen  Anteil  zu  dem  Gesamter- 
gebnis liefern.  Fehlt  es  hienacb  auch  an  einer  Detailstatistik 
der  heutigen  bayerischen  Einkommensteuer,  so  ist  doch  so  viel 
sicher;  dass  diese  Steuer  nicht  wohl  als  Muster  weitgreifender 
Heranziehung  kleinster  Einkommen  zur  Besteuerung  angefOhrt 
werden  kann. 

Alle  Beachtung  verdient  dagegen  die   letzte  Einwendung 
der  württembergischen  Finanzverwaltung,  welche  sie  als  haupt- 
sächlichen Grund    bezeichnet,    der   gegen   eine  Erhöhung  de8 
steuerfreien  Betrags  auf  600  M.  spreche.     Sie   hebt    nämlich 
hervor,    dass   bei   einer   solchen  Befreiung  bei  dem  einzelnen 
Steuerpflichtigen  nicht    mehr    bloss,    wie  bisher,    sein  Berufs- 
und Diensteinkommen  in  Berechnung  zu  ziehen  vm-e,  sondorn 
dass  auch  seine  Einkommensbezüge  aus  anderen  Steuerquellen 
zu  ermitteln    und   dem  Diensteinkommen   zuzurechnen  wären, 
so  dass  erst,  wenn  der  Gesamtbetrag  500  M.  nicht  überstiege, 
Steuerbefreiung  eintreten  würde.   So  werde  es  auch  in  anderen 
Staaten  gehalten    (aber  doch  nicht  unbedingt,    vgl.  das  obige 
bayerische  Beispiel!)    und  auch  in  Württemberg   bestehe  ein 
ähnliches  Verfahren  nach  dem  Gesetz  vom  31.  März  1887  bei 
der  Festsetzung  des  steuerfreien  Zinsen-  und  Renteneinkommens 
der  Witwen,   geschiedenen  oder  verlassenen  Ehefrauen.     Mit 
einer  solchen  Behandlung  der  Steuerbefreiung  aber  wären  nam- 
hafte Weiterungen,  viel  Mühe   und  grosse  Kosten  verknüpft, 
auch  sei  nach  Probeversuchen,  die  aulässlich  der  Arbeiten  fRr 
die  Einkommenssteuer   gemacht  wurden,    zu  vermuten,    dass, 
wenn  bei  Ermittlung  des  steuerfreien  Betrags  ein  Zusammen- 
rechnen   der    Einkommensbezüge    aus    verschiedenen    Steuer- 
quellen stattfinden  müsste,  die  Zahl  der  Befreiungen  sich  eher 
vermindern  als  vermehren  würde. 

Ueberblickt  man  die  Fülle  der  Bedenken  gegen  die  sachlich 
nicht  so  ausserordentlich  bedeutsame  Erhöhung  des  steuerfreien 
Minimums  von  860  bis  600  M.,  welche  gegenüber  der  allge- 
mein gesteigerten  Lebenshaltung  und  der  Verteuerung  der 
Fürsorge  für  dieselbe  doch  eigentlich  nichts  absonderliches  ist, 
so  gewinnt  man  den  Eindruck,   als  sei  die  Ejritik  dieses  eng 
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begrenfiien  fieformvorschlags  doch  etwas  sehr  stark  von  fis- 
kalischem Eonseryativismos  beemflosst.  Es  wirkt  deshalb  in 
gewissem  Sinne  versöhnlich,  wenn  man  zum  Schlosse  noch 
liest,  es  sei  auch  weiter  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  diese 
Fragen  mehr  oder  weniger  mit  der  Einführung  einer  Ein- 
kommenssteuer im  Zusammenhang  stehen  und  dass  der  weiteren 
Behandlung  dieser  wichtigen  Frage  jetzt  in  keiner  Weise  vor- 
gegriffen werden  sollte,  wenn  auch  Aenderuugen  der  (bestehen- 
den) Steuergesetze  in  den  bezeichneten  Richtungen  nicht  be- 
antragt werden  könnten. 

3.   Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer. 

Die  hierauf  bezüglichen  Mitteilungen  und  Erörterungen 
der  württembergischen  Fiuanzverwaltung  nehmen  ein  hervor- 
ragendes finanzwissenschafbliches  Interesse  in  Anspruch. 

Dieselben   knüpfen   an    zunächst   an   den   Beschluss    der 
Kammer  der  Standesherrn  vom  22.  Juni  1889, 
an   die  k.  Regierung   die  Bitte   zu    richten,    die  Frage   der 
Einführung  einer  ergänzenden  allgemeinen  Personal-Einkom- 
menssteuer in  ernstliche  Erwägung  zu  ziehen  und  über  das 
Ergebnis   den  Ständen    bis  zur  Einbringung   des   nächsten 
Hauptfinanzetats  Mitteilung  machen  zu  wollen, 
sodann  weiter  an  den  hierauf  bezüglichen,    von  der  Kammer 
der  Abgeordneten  am  12.  Juni  1889  an  die  Finanzkommission 
zur  Yorberatung  überwiesenen  Antrag  der   Abg.  6öz,   Schall 
and  22  weiterer  Abgeordneten,  die  k.   Regierung  zu  ersuchen, 

1)  die  gegenwärtige  günstige  Finanzlage  zu  einer  Reform 
der  Staatssteuergesetzgebung  im  Sinne  der  Einführung  einer 
ei^änzenden  allgemeinen  Personaleinkommenssteuer  zu  be- 
nützen, welche  den  Abzug  der  Schuldzinse  gestattet,  die 
Einkommen  bis  zum  Betrag  von  mindestens  500  M.  frei- 
lasst  und  eine  gerechtere  Verteilung  der  direkten  Steuern 
erm^Iicht ; 

2)  in  Verbindung  damit  die  Besteuerungsrechte  der  Gle- 
meinden  und  Amtskörperschaffcen  einer  gesetzlichen  Neu- 
ordnung zu  unterziehen  und  dabei  insbesondere  die  seitherige 
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Beschränkung    der   Eommunalbesteuerung    hinsichtlicli   des 

Kapital-  und  Berufseinkommens  aofeubeben. 
Die  Stellungnahme  der  württembergischen  Finanzyerwal- 
tung  zur  Frage  der  allgemeinen  Einkommensteuer  ist  von  einer 
stark  konservativen  Strömung  beherrscht,  in  welcher  die  Rück- 
sichtnahme auf  das  mit  Opfern  zustande  gebrachte  Eataster- 
werk  für  die  Ertragssteuern  eine  bedeutende  Rolle  spielt.  Dass 
dieser  geschichtlichen  Gestaltung  der  Landessteuern  ein  be- 
deutendes Gewicht  beigelegt  wird,  ist  wohl  begreiflich;  wäre 
Württemberg  ein  isoliertes  Staatswesen,  so  möchten  die  daraus 
sich  ergebenden  von  der  Pinanzverwaltung  in  sorgsamer  Ueber- 
legnng  gezogenen  Schlussfolgerungen  vielleicht  ausreichen,  um 
bis  auf  weiteres  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer zu  vertagen.  Für  Württemberg  als  Glied  des  Deutschen 
Reichs  liegt  die  Sache  aber  doch  wohl  etwas  anders;  was  ia 
dieser  Hinsicht  geeignet  ist,  den  Drang  nach  Herbeiführung 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zu  verstärken,  soll  unten 
zum  Schluss  der  Würdigung  der  ministeriellen  Darlegung  kurze 
Erwähnung  finden. 

Zunächst  ist  mit  Anerkennung  hervorzuheben,  wie  die 
sichtliche  Befriedigung,  welche  das  vorhandene  E^atasterwerk 
in  finanzpolitischer  und  mehr  wohl  noch  in  finanztechnischer 
Hinsicht  der  Finanzverwaltung  gewährt,  diese  nicht  abhält, 
Umschau  in  zwei  deutschen  Ländern  zu  halten,  in  welchen 
bisher  der  Gedanke  der  allgemeinen  Einkommenbesteuerung  in 
neuerer  Zeit  eine  befriedigende  Verwirklichung  gefunden  hat. 
Referenten  des  Finanzministeriums  und  des  SteuerkoUegioms 
wurden  nach  Sachsen  und  Baden  abgeordnet,  welche  nicht  nur 
die  dortigen  Steuergesetze,  sondern  auch  ihre  Ausführungen 
und  ihre  Wirkungen  an  Ort  und  Stelle  einer  genauen  Prüfung 
zu  unterziehen  hatten.  Charakteristisch  ist,  dass  an  die  Er- 
wähnung von  Sachsen  und  Baden  sich  jene  Bayerns  reiht,  wo 
nach  eingehenden  »lehrreichen«  Verhandlungen  im  Jahre  1881 
ein  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Einführung  einer  Einkommen- 
steuer, von  dem  Landtag  abgelehnt  worden  und  das  Ertrags- 
steuersystem »in  reiner  Form«  beibehalten  worden  sei.  Mit 
dieser  Kennzeichnung  des  Misslingens  der  Reform  der  direkten 
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Steuern  in  Bayern  mochte  doch  dem  daselbst  bestehenden  Er- 
tragssteuersystem zu  Tiel  Ehre  angethan  sein;  doch  soll  diese 
Frage  der  bayerischen  Steuerreform  hier  nicht  weiter  verfolgt 
werden. 

Die  von  den  Referenten  über  die  sächsische  und  badische 
Einkommensteuer  erstatteten  Berichte  bieten  »mancherlei  wert- 
volle Anhaltspunkte  für  die  Behandlung  des  G^enstandsc  in 
Württemberg;  es  wäre  deshalb  sehr  erwünscht,  wenn  diese 
Berichte,  sei  es  auch  nur  auszugsweise,  der  Oeffentlichkeit  zu- 
gänglich gemacht  würden.  In  der  vorliegenden  Mitteilung  der 
Finanzverwaltung  geschieht  dies  nicht;  diese  beeilt  sich  viel- 
mehr sofort  im  Zusammenhang  mit  der  bezeichneten  Charakteri- 
sierung der  Berichte  hervorzuheben,  dass  Württemberg  den 
genannten  Staaten  gegenüber  durch  seine  neuen  Ertragskataster 
eines  grossen,  sehr  in  die  Wagschale  fallenden  Vorzugs  in 
steuerlicher  Beziehung  sich  zu  erfreuen  habe.  Die  von  der 
Finanzverwaltung  veranstaltete  Prüfung  der  eigenen  Steuer- 
verhältnisse und  die  Erwägung  der  Gründe,  welche  dafür  und 
dawider  sprechen,  das  bisherige  Steuersystem,  wenn  nicht  zu 
verlassen,  so  doch  in  sehr  weitgehender  Richtung  zu  ergänzen, 
steht  unter  dem  Eindrucke  der  Thatsache,  dass  das  be- 
stehende Steuersystem  das  Ergebnis  einer  durch  Jahrhunderte 
fortgesetzten  stetigen  Fortbildung  ist.  Insbesondere  wird  darauf 
hingewiesen,  dass  erst  durch  Gesetz  vom  28.  April  1873  auf 
Vorschlag  der  k.  Regierung  von  der  Kammer  der  Standesherrn 
einstimmig  und  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  mit  über- 
wiegender Mehrheit  an  den  auf  dem  Prinzip  der  objektiven 
Ertragsbesteuerung  ruhenden  Grundlagen  der  direkten  Steuern 
festgehalten  wurde,  sowie  weiterhin  darauf,  dass  die  neuen 
Kataster  nach  Jahre  langer  Arbeit  mit  grossen  Kosten  herge- 
stellt und  erst  seit  1877  beziehungsweise  1887  voll  in  An- 
wendung getreten  sind,  dass  sie  keine  wesentlichen  Mängel 
zeigen,  und  was  vor  allem  die  Staatssteuer  betrifiPt,  sich  in 
massiger  Grenze  halten  und  billigeren  Anforderungen  ent- 
sprechen. 

Bei  dieser  Auffassung  gelangt  die  Finanzverwaltung  in 
der  Frage  der  Steuerreform  zu  einer  präjudiziellen  Entscheidung, 
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welche  nach  Vorstehendem  wohl   erklärlich   ist,    welche  aber 
doch  —  wenn  einmal  die  Stenerreformfrage  einer  gründlichen 
Erörterung  unterzogen  werden  soll  —  nicht  wohl  zu  billigen  ist 
Die  Verwaltung    geht   nämlich   bei  ihren  Erwägungen  davon 
aus,  dass,  wenn  eine  Einkommenssteuer  gewählt  werden  sollte, 
es  sich  bei  einer  Aenderung  jeden&lls  nur  um  ein  gemischtes 
System  in  der  Art  handeln  konnte,  den  bestehenden  Ertrags- 
steuern    aus    Grund    und    Boden ,    Gebäuden   und    Gewerben^ 
Kapitalien    und  Dienst   und  Beruf,    eine  alle  Einkommen  ans 
diesen  Quellen  umfassende  Einkommenssteuer  als  Ergänzungs- 
s  teuer  beizufügen«.     Mit  dieser  fQr  die  Losung  der  Reform- 
frage Torgreiflichen  Entscheidung  verbaut  sich   die  württem* 
bergische  Finanzverwaltung  den  Weg  zu   einer  durchgreifen- 
den  und  einfachen    Lösung   der   Steuerreformfrage,    wie   sie 
beispielsweise    die   sächsische   Gesetzgebung    bietet.     Zugleich 
bereitet  sie  damit  der  Einführung   der   ergänzenden  Einkom- 
menssteuer eine  Fülle  selbstgeschaffener  aus  dem  Nebeneinander 
der   E[ataster   und    der   Einkommensteuerlisten    erwachsender 
Schwierigkeiten,  welche  denn  auch  eingehend  analysiert  werden. 
Die  Gesichtspunkte,  welche  seitens  der  Finanzverwaltung 
im  einzelnen  in  Betracht  gezogen  wurden,  sind  folgende.  Man 
erörterte  den  Anteil  an  der  Gesamtsteuer,  welcher  den  Ertrags- 
steuern und  welcher  der  Einkommensteuer,   im   ganzen  zusa- 
scheiden  wäre,   wenn    beide   Steuerärten   neben   einander  be- 
ständen, sowie  die  Steuersätze  für  die  verschiedenen  einzelnen 
Steuerquellen  unter  Auseinanderhaltung  des  fundierten  und  des 
nicht  fundierten  Einkommens.  Weiter  kam  in  Betracht  das  Ver- 
fahren bei  Ermittlung  des  Einkommens,  bei  welchem  von  hervor- 
ragender Bedeutung  die  Frage  war,  ob  die  für  die  Ertragssteuem 
bestehenden  Kataster  auch  für  die  Einkommenssteuer  benutzt 
werden  könnten  oder   ob   neue   Schätzungen   bezw.  Fassionen 
nötig  wären?    Ausserdem  waren    der  Kostenpunkt  gegenüber 
dem  zu  hoffenden  Ertr^  und  die  Wirkungen  des  Abzugs  der 
Schuldzinsen,    das  Verlangen    grösserer  Berücksichtigung  der 
Leistungsfähigkeit,  grösserer  Schonung  der  schwachen  Steuer- 
kräfte mittelst  Freilassung  der  kleinen  Einkommen  bis  zu   einer 
gevnssen  Höhe,  sodann  die  Frage  der  Festsetzung  eines  Steuer- 
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tarifs  mit  Progression  nnd  Degression  za  beurteilen  und  end- 
lich der  Einfluss  der  angestrebten  Reform  auf  die  Gemeinde- 
besteuerung zu  erörtern. 

Man  sieht  hieraus,  dass  die  württembergische  Finanzver- 
waltung  die  Reformfrage ,  sowie  sie  dieselbe  sich  einmal  zu- 
rechtgelegt hatte,  gründlich  aufgegriffen  hat.  Von  besonderem 
Werte  ist  es,  dass  über  diese  Fragen  nicht  bloss  »Erörterungen 
mehr  theoretischer  Arte  angestellt,  sondern  in  einer  Reihe  von 
Gemeinden  und  zwar  zunächst  von  Landgemeinden  unter  Bei- 
ziehung praktischer  Geschäftsmänner  und  erfahrener  Land- 
wirte unter  Benützung  der  für  Baden  gültigen  Vorschriften 
möglichst  eingehende  Probeversuche,  Probeschätzungen  und 
Probeberechnungen  der  yerschiedensten  Art  vorgenommen  wur- 
den. Man  sieht  hieraus,  dass  die  württembergische  Finanz- 
verwaltung, wenn  sie  auch  vorerst  in  der  Steuerreformfrage 
noch  keinen  entscheidenden  Schritt  zu  thun  beabsichtigt,  es 
doch  an  umsichtiger  Beschaffung  des  Materials  für  die  künf- 
tige definitive  Beschlussfassung  nicht  fehlen  lässt.  Gerade  die 
praktischen  Probeermittlungen  sind  hiefür  ein  Beleg;  beach- 
tenswert ist  dabei  insbesondere,  dass  dieselben  —  da  sie  be- 
greiflicherweise zeitraubend  sind  —  noch  nicht  abgeschlossen 
sind  und  dass  beabsichtigt  ist^  dieselben  nach  Massgabe  des 
Bedürfnisses  auch  auf  einzelne  grössere  Gemeinden  (Städte) 
auszudehnen. 

Da  gerade  diesen  Probeermittlungen  so  hervorragende  Be- 
deutung beizumessen  ist,  wird  man  die  vor  deren  Abschluss 
zum  Ausdruck  gebrachte  Stellungnahme  der  Finanzverwaltung 
nur  als  eine  vorläufige,  den  definitiven  Entscheid  nicht  bin- 
dende, ansehen  dürfen. 

Auch  bezüglich  der  Antwort  auf  die  durch  die  präju- 
dizielle Auffassung  der  Verwaltung  eingeengte  allgemeine  Frage 
der  Beziehungen  der  Einkommenssteuer  zu  dem  bestehenden 
Eatasterwerk,  wird  nur  »soweit  die  zur  Zeit  vorliegenden  Er- 
gebnisse ein  Urteil  gestattenc  die  Ansicht  ausgesprochen,  es 
sei  als  erwiesen  anzusehen,  dass  eine  direkte  üeberführung  der 
vorhandenen  Ertragskataster  in  ein  Einkommenskataster  mittels 
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Zusammenrechnens  der  yerschiedenen  in   ersteren   enthaltenen 
Sammen  nicbt  zum  erwünschten  Ziele  f&hren  würde. 

Im  allgemeinen  wird  daranf  hingewiesen,  dass  in  den  Er- 
tragskatastern nicht  die  von  den   einzelnen  Personen  erzielten 
wirklichen  jährlichen  Reineinkommen  enthalten  sind,  sondern 
die  in  einer  Reihe  von  Jahren  durchschnittlich  möglichen  Er- 
träge, auf  welche  ein  richtiges  und  bewegliches  Einkommens- 
kataster  nicht  basiert  werden  könne.    Dies  wird  dann  weiter- 
hin  in   durchaus  überzeugender  Weise  an    dem  Wesen  jedes 
einzelnen  der  bestehenden  Ertragskataster  dargethan.   Es  hätte 
der  einschlägigen  minutiösen  Darstellung  wohl  kaum  bedurft ; 
denn   dass   beispielsweise   aus  einem  Grundsteuerkataster  das 
Einkommen  eines  Landwirts  nicht  zu  ersehen  ist,  weiss  jeder- 
mann, und  ebenso  ist  niemanden  unbekannt,  dass  dieser  Zweck 
nur  erreicht  werden  kann,  wenn  »das  Individuum,  das  einzelne 
Steuersubjekt    ins    Auge   gefasst   und   das   Einkommen   jedes 
Landwirtes  speziell  geschätzt   bezw.   durch  Fassion   erhobene 
wird,  wobei  die  Reinerträge  des  bisherigen  Grundkatasters  nur 
mehr  oder  weniger  als  Anhalt  benützt  werden  könnten.     Die 
eingehende  Einzelprüfung   der  Ertragskataster  auf  ihre  Ver- 
wendbarkeit für  die  Einkommensbesteurung  hat  lediglich  ihren 
inneren  Grund  in  der  vorgefassten  Meinung,   dass  unbedingt 
alle  bestehenden  Ertragssteuem  und   deren  Kataster   beizube- 
halten seien.    Damit  hängt  die  hier  nicht  weiter  zu  verfolgende 
—  einer  gelegentlichen  Erörterung  aber  wohl  würdige  —  Fiktion 
zusammen,   dass   alle  diese  Steuern   in    Wahrheit  »Ertragsc- 
steuern  seien,   während  solches  doch  nur  dann  gesagt  werden 
kann,   wenn  man  dem  Worte  Ertrag  Zwang  anthut ;  denn  die 
Dienst-   und   Berufseinkommenssteuer  ist   keine  Ertragssteuer 
sondern  eine  partielle  Einkommensteuer. 

So  gelangt  denn  die  Verwaltung  auf  einem  weiten  Um- 
weg zu  dem  von  Anfang  an  für  niemand  zweifelhaften  Schluss- 
resultat, dass  die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  selbst- 
ständig geschehen  müsste,  wobei  die  bisherigen  Elrtrags- 
kataster  nur  als  erwünschte  Eontrollemittel  und  unter  um- 
ständen als  Anhaltspunkte  für  Schätzungen  benutzt  werden 
könnten.     Diese  selbständige  Veranlagung   der    Einkommen- 
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Steuer  würde  Schwierigkeiten  bereiten,  Fassionen  und  neben* 
hergehende  Schätzungen  darch  Kommissionen  verarsachen,  das 
Pablikum  belästigen  und  Kosten  verursachen  —  Allte  selbst- 
verständliche Dinge,  welche  man  mit  einer  Einkommensteuer 
in  den  Kauf  nehmen  muss  und  die  nur  vom  Bollwerk  der  be- 
stehenden Ertragskataster  aus  als  Gründe  gegen  die  Steuer- 
reform angesehen  werden  können. 

Von  finanzwissenschaftlichem  Interesse  ist  die  Erörterung 
welche  zum  Schlüsse,  um  die  Entbehrlichkeit  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  darzuthun,  der  Frage  des  Abzugs  der  Schuld- 
zinse  sowie  der  Schonung  der  schwächeren  Steuerkräfte  ge- 
widmet wird,  eine  Erörterung,  welche  allerdings  wie  sich  so- 
gleich zeigen  wird,  als  eine  durchaus  opportunistische  zu  be- 
zeichnen ist. 

Was  zunächst  die  Frage  des  Abzugs  der  Schul d- 
zinse  betrifft,  »welche  vielen  so  wichtig  erscheint,  dass  sie 
nur  ihretwillen  die  Einkommenssteuer  für  notwendig  halten c, 
so  geht  das  Resultat  der  bisherigen  Ermittlungen  dahin,  dass 
der  Nutzen  und  die  Zweckmässigkeit  eines  solchen  Schulden- 
abzugs vielfach  überschätzt  werden.  Als  >  Ermittlungen  c  können 
aber  doch  wohl  nur  die  Probeschätzungen  angesehen  werden. 
Was  aber  diese  ergeben  haben,  beschränkt  sich  auf  die  Beob- 
achtung, dass  in  sehr  vielen  Fällen,  besonders  bei  kleineren 
Einkommens-  und  Schuldverhältnissen  der  Schuldzinsabzug 
durch  die  zu  bildenden  Tarifklassen  absorbiert  würde  und  so- 
mit auf  die  Steuerveranlagung  ohne  Einfiuss  bliebe.  Wenn 
diese  Beobachtung  wirklich  in  »sehr  vielen«  Fällen  gemacht 
ist,  so  würde  dies  auf  die  Bildung  zu  grosser  Tarifklassen  mit 
Sicherheit  schliessen  lassen.  In  keinem  Falle  aber  würde  aus 
dieser  Thatsache  die  Schlussfolgerung  zu  ziehen  sein,  dass  der 
Schuldabzug  »vielfach  sehr  ungleichmässig  und  ungerecht« 
wirke  ;  eine  solche  Bezeichnung  würde  nur  für  die  Tarifklassen- 
bildung am  Platz  sein. 

Dieses  ganze  auf  die  »Ermittlungen«  gegründete  ungünstige 
Urteil  über  den  Schuldabzug  wird  aber  überhaupt  durch  den 
unmittelbar  darauf  folgenden  Satz  —  welcher  den  Eindruck 
macht,  als  sei  er  ein    späterer  Zusatz   von   anderer  Hand  — 
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erbeblich  abg«chwächt.  Es  wird  namlicb  »noeb  angefagU, 
dass  über  die  G  r  o  9  9  e  der  mutmasslicb  yorhandenen  Yer- 
schuldung  ein  sicheres  urteil  noch  nicht  gefallt  werden  konnex 
weil  es  bei  den  Probeversnchen  nicht  thnnlieh  erschien,  die 
Steuerpflichtigen  zur  Fassion  ihrer  Schulden  zu  yeranlassen. 
Was  sonst  g^en  den  Schuldabzug  vorgebracht  wird,  ist  theo- 
retisierend,  zum  Teil  offenbar  unbillig  und  in  seiner  Gesamt- 
heit von  zweifelhaftem  Wert.  Zunächst  wird  daran  erinnert, 
dass  glücklicherweise  der  grosste  Teil  der  Schulden  ein  pro- 
duktiver, zum  Erwerb  bestimmter  ist  und  daran  die  Bemerkung 
geknüpft,  es  erscheine  fraglich,  ob  es  so  notwendig  sei,  dass 
beispielsweise  ein  tüchtiger  Gewerbetreibender  die  Zinsen  eines 
zu  4  Proz.  entlehnten  Kapitals,  mit  welchem  er  8  Proz.  uod 
mehr  verdient  an  seinem  Gesamteinkommen  soll  abziehen 
dürfen.  Wer  mit  4prozentigem  Leihkapital  8  Proz.  verdient, 
hat  doch  —  sollte  man  meinen  —  nur  die  ihm  verbleibenden 
vier,  aber  nicht  die  vollen  8  Proz.  zu  versteuern.  Allein  auch 
hier  zeigt  sich  durchweg  eine  opportunistische  Auffiassnng  za 
Gunsten  des  hergebrachten  Ertragssteuersystems.  Daraus  er- 
klären sich  auch  die  zwei  —  geradezu  entgegengesetzten  — 
Befürchtungen,  dass  der  bei  der  Besteuerung  eintretende 
Schuldenabzug  zum  Schuldenmachen  und  zwar  »oft  und  viel 
zu  leichtsinnigen  Schulden  oder  zur  Unterlassung  dss  Ab- 
zahlens  der  Schulden c  reize,  um  in  der  Steuer  erleichtert  zu 
werden  —  und  dass  andererseits  namentlich  den  Gewerbe- 
treibenden die  Zulässigkeit  des  Schuldabzugs  deshalb  keine  Er- 
leichterung bringe,  weil  sie  aus  Furcht  vor  Schädigung  ihres 
Kredits  ihre  Schulden  nicht  bekannt  werden  lassen  wollen. 

Wenn  weiter  noch  hervorgehoben  wird,  dass  der  Grund- 
stückserwerb seit  Jahrhunderten  mit  der  Verpflichtung  zur 
Steuerentrichtung  aus  dem  vollen  Wert  verknüpft  sei ,  möge 
er  gegen  bar  oder  gegen  Zieler  erfolgen,  und  deshalb  im  Ver- 
lassen des  bisherigen  Besteurungsprinzips  ein  Greschenk  an 
denjenigen  Käufer  zu  erblicken  sei,  welcher  das  betreffende 
Objekt  zwar  mit  Schulden  aber  um  den  kapitalisierten  Betrag 
der  Steuer  billiger  erworben  habe,  so  ist  zu  erwidern,  dass 
diese  Bemerkung  an  eine  falsche  Adresse  gerichtet  ist.     Sie 
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wäre  am  Platz,  wenn  es  sich  Qm  Zulassung  des  Schuldabzugs 
bei  der  Grundsteuer  handeln  würde,  sie  hat  aber  gar  keine 
Bedeutung  fQr  den  in  Frage  stehenden  Fall  der  Einführung 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  neben  welcher  von  allen 
bisherigen  Ertragssteuem  am  zweifellosesten  die  Grundsteuer 
unter  Wahrung  ihrer  besonderen  Steuerprinzipien  beizubehalten 
sein  wird. 

Was  das  Verlangen  einer  grösseren  Schonung 
der  schwachen  Steuerkräfte  anlangt,  so  meint  die 
württembergische  Finanzverwaltung,  auch  bei  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  könne  die  individuelle  Leistungsfähigkeit 
nicht  vollständig  berücksichtigt  werden.  Bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  ist  dies  richtig,  wenn  aber  weiter  beigefügt  wird 
»ausser  Betracht  müssen  z.  B.  bleiben  die  Familienverhält- 
nisse und  ein  Mann  mit  400  M.  Einkommen  kann  steuer- 
kraftiger  sein  als  derjenige  mit  500  M.c,  so  ist  Widerspruch 
za  erheben.  Zu  dessen  Begründung  genügt  ein  Hinweis  auf 
die  preussische  Einkommensteuergesetzgebung,  welche  das  Ver- 
dienst hat,  die  Zulässigkeit  einer  Ermässigung  der  Steuersätze 
wegen  besonderer,  die  persönliche  Leistungsfähigkeit  beein- 
trächtigender wirtschaftlicher  VerhäUnisse  zuerst  zum  Ausdruck 
gebracht  zu  haben.  Zur  Ermässigung  können  Anlass  geben: 
eine  grosse  Zahl  von  Kindern,  die  Verpflichtung  zur  Unter- 
haltung armer  Angehöriger,  andauernde  Krankheit,  ferner  — 
insofern  dadurch  die  Leistungsfähigkeit  wesentlich  beeinträchtigt 
wird  —  Verschuldung  und  aussergewöhnliche  Unglücksfalle. 
Die  Einkoromensgrenze,  bis  zu  welcher  eine  Berücksichtigung 
solcher  Verhältnisse  eintreten  kann,  ist  noch  neuerlich  durch 
Gesetz  vom  26.  März  1883  erweitert  worden. 

Im  übrigen  liefert  die  Darstellung  der  Finanzverwaltung 
erfolgreich  den  Nachweis,  dass  auch  bei  dem  bestehenden  Er- 
tragssteuersystem, namentlich  infolge  der  Degression  bei  dem 
Berufs-  und  gewerblichen  Einkommen,  die  schwachen  Steuer- 
kräfte geschont  seien.  Bei  der  Kapitalsteuer  sind  u.  a.  frei 
die  Witwen,  vaterlosen  Minderjährigen  und  gebrechlichen  Per- 
sonen, welche  im  ganzen  nicht  mehr  als  600  M.  Einkommen 
beziehen;   es  sind    dies   nach    dem  Stand  vom  L  April  1889 
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37  186  Personen  mit  einem  steuerfreien  Kapital-  and  Renten- 
einkommen  von  4779  776  M.  Bei  der  Oewerbebesteuerang 
geniesst  der  Arbeitsverdienst  dieselbe  steuerliche  Begünstigung 
des  Existenzminimums  wie  das  Dienst-  und  Berufseinkommen, 
infolge  dessen  am  gewerblichen  Arbeitsverdienst  steuerfrei 
blieben  1889/90  von  146,4  Millionen  Mark  nicht  weniger  als 
107,6  Mill.;  73286  Gewerbtreibende,  d.  i.  48  Proz.,  bezahlten 
im  Jahre  1888/89  durchschnittlich  nur  88  Pf.  Staatssteuer  und 
37  608  Gewerbetreibende  oder  22  Proz.  nur  2,63  M.  Dam 
kommt,  dass  die  gewerblichen  Betriebskapitale  unter  700  M. 
nicht  zur  Gewerbesteuer  herangezogen  werden.  Was  das 
Grundeigentum  anlangt,  so  entfallt  bei  dem  gegenwärtigen 
Satz  von  3,60  M.  Staatssteuer  auf  100  M.  Steuerkapital :  auf 
1  Morgen  Acker  im  Landesdurchschnitt  bei  20  M.  21  Pt 
Steuerkapital  71  Pf.  Grundsteuer,  und  auf  1  Morgen  Wiesen 
bei  21  M.  91  Pfg.  Steuerkapital  77  Pf.  Grundsteuer.  An  Ge- 
bäudesteuer endlich  entfallt  nach  einer  bei  den  kleinen  Ge- 
bäuden angestellten  Berechnung  auf  42369  Gebäudebesitzer 
eine  Staatssteuer  von  63  Pf.,  auf  188  640  Gebäudebesitzer  eine 
solche  von  2,31  M. 

Zum  Schluss  wird  noch  die  nicht  bloss  steuerpolitisch, 
sondern  auch  wirtschaftstatistisch  interressanteThatsache  hervor^ 
gehoben,  dass  die  Probeschätzungen  in  mehreren  Gemeinden 
ergeben  haben,  dass  bei  Zusammenrechnung  sämtlicher  Ein- 
kommensbezüge bei  den  einzelnen  Personen  ungefähr  die  Hälfte 
derselben  weniger  ak  600  Mark  Gesamteinkommen  beziehe. 
Darunter  seien  viele  nach  ländlichen  Begri£Pen  nicht  schlecht 
situierte  Personen  und  viele  solche  b^riffen,  welche  von  ihran 
Einkommen  Familien  ernähren.  Alle  diese  Leute  frei  zu  lassen, 
würde  in  den  Gemeinden  als  unrecht  empfunden.  Jedenfalls 
erscheine  es  unmöglich,  dieselben  von  der  Teilnahme  an  den 
Gemeindelasten  zu  entbinden. 

Während  nach  dem  Vorstehenden  die  ganze  Ausführung 
der  Verwaltung  darauf  abzielt,  die  Unvereinbarkeit  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer  mit  dem  bestehenden  Elrtragssteaer- 
system,  welches  nicht  aufgegeben  werden  könne,  darzuthun, 
findet  sich  doch  als  Abschluss  der  gesamten  Ausführungen  eine 
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Bemerkung,  durch  welche  auch  von  Regierungswegen  die 
Steuerreformfrage  nicht  yon  der  Tagesordnung  abgesetzt  son- 
dern auf  derselben  belassen  wird.  Es  ist  nämlich  bemerkt, 
—  und  auch  diese  Bemerkung  macht  den  Eindruck,  als  stammte 
sie  von  einer  revidierenden  Hand  —  dass  in  dem  jetzigen  Sta- 
dium der  Angelegenheit  ein  sicheres  abschliessendes  Urteil  noch 
nicht  gegeben  werden  könne,  es  würden  aber  die  ebenso  wichtigen 
als  schwierigen  Arbeiten  und  die  Frage  der  Notwendigkeit  oder 
Zweckmässigkeit  einer  Steuerreform  schon  im  Hinblick  auf 
das  Steigen  des  eigenen  Staatsbedarfs  und  auf  die  voraussicht- 
lichen Mehrausgaben  des  Reichs  im  Auge  behalten  werden. 
Beigefügt  ist  weiter  noch  die  sehr  beachtenswerte  Zusicherung, 
dass  ffir  die  nächste  Zeit  besondere  Aufmerksamkeit  den  in 
Preussen  rücksichtlich  einer  Steuerreform  im  Gange  befindlichen 
Arbeiten  werde  geschenkt  werden,  da  auch  diese  vielleicht  für 
die  württembergischen  Arbeiten  als  Anhalt  und  Richtschnur 
würden  benützt  werden  können. 

Wenn  ich  in  den  vorstehenden  Einzelausführungen  mehr- 
fach Anlass  hatte,  den  stark  konservativen  Ausführungen  der 
württembergischen  Finanzverwaltung,  nach  welchen  für  eine  all- 
gemeine Einkommensteuer  kaum  irgend  eine  Aussicht  vorhan- 
den zu  sein  schien,  entgegenzutreten,  so  muss  ich  den  versöh- 
nenden Abschlttss  dieser  Ausführungen  im  vollsten  Masse  billigen. 

Ich  verkenne  gar  nicht,  dass  für  ein  isoliertes  Wjirttemberg 
die  Frage  der  Steuerreform  im  Sinne  der  Anbahnung  einer  allge- 
meinen Einkommenbesteuerung  vielleicht  gar  nicht  aufgeworfen 
zu  werden  brauchte.  Anders  aber  liegt  die  Sache  für  Württemberg 
(und,  wie  ich  gleich  beifügen  will,  ebenso  für  Bayern)  als  einen 
Gliedstaat  des  Deutschen  Reichs.  Dabei  leiten  mich  nicht  nivel- 
lierende Tendenzen  oder  unitarische  Gesinnungen,  sondern  die 
Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  möglichst  gleich- 
artigen Gestaltung  des  direkten  Steuersystems  der  deutschen 
Staaten  mit  Bezug  auf  ein  ganz  spezielles  Bedürfnis,  dessen 
Befriedigung  im  entscheidenden  Augenblick  von  der  höchsten 
nationalen  Bedeutung  für  das  deutsche  Gemeinwesen  ist.  Ich 
meine  damit  die  Fürsorge  für  die  finanzielle  Kriegsbereitschaft 
im  Frieden.     Ich   kann    nicht    die   ganze  Reihe  der   Fragen, 

ZeiUchr.  f.  Staatiw.    1891.    II.  Heft.  18 
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welche  eine  Prüfung    dieser  Kriegsbereitschaft  auf  wirft,  hier 
erledigen.     Ich   habe   mich    darüber  an  anderer  Stelle^)  ein- 
gehend geäussert,  und  greife  hier  nur  die  mit  der  Reform  der 
direkten  Steuern  unmittelbar  zusammenhängenden  Erwägungen 
heraus.    Das  Reich  muss  für  den  Kriegsfall  auch  die  Moglidh 
keit  der  Einziehung   direkter  Steuern   als   finanzielle  Besem 
haben.     Die  Ausschreibung  einer  besonderen  direkten  Beiehs- 
kriegssteuer  empfiehlt  sich  nicht.    Dagegen  erscheint  es  ange 
messen,  dass  dem  Reich  die  Möglichkeit  erwächst,  im  Notfall 
Zuschläge  zu  den   staatlichen   allgemeinen  Einkommenflieaero 
auszuschreiben,    um  diese  Zuschläge  gleichartig  auferlegen  n 
können,   ist  allenthalben   in    Deutschland   die   HerbeifQbnng 
einer  —  auch  an  sich  und  ohne  Rücksicht  auf  den  KriegrfiB 
sehr  wünschenswerten  —  genügend  gleichmässigen  staatlicbeo 
Einkommenbesteuerung    anzustreben.      Verschiedenheiten  der 
Landessteuersätze  nach  Massgabe   der  Landesbedürfiiisse,  abo 
gewissermassen   staatliche   Zuschläge  zu    dem   für  BemessoDg 
der  Reichszttschläge  massgebenden  Normalsteuersatz  wären  - 
eventuell  unter  Bestimmung  gewisser  Schranken  für  die  stasi- 
liche Besteuerung  —  nicht  ausgeschlossen.  Eine  solche  finaofl- 
elle  Reserve  für  das  Reich  kann  nur  ein  in  allen  Gliedstaaten 
•  durchgeführtes,  naturgemäss  an  das  zu  reformierende  preossiadie 
System   möglichst    anschliessendes   System    einer   allgemeines 
Einkommenbesteuerung  bieten;  das  Ertragssteuersystem  ist  ft 
diesen  Zweck  leistungsunfahig.     Deshalb  erachte  ich  flir  alle 
deutschen  Staaten,  die  noch  keine  allgemeine  Einkommensteoer 
haben,  die  Anbahnung  einer  solchen  für  durchaus  geboten. 
4.   Liegen  schaftsaccise. 
Nur   eine  verhältnismässige   untergeordnete  Frage  istö 
der  Schwebe.     Der  am  13.  Juli  1889  von  den  Abgeordnet" 
Betz,  Wendler  und  Genossen  gestellte  Antrag 
an   die  k.  Regierung   die  Bitte  zu  richten,   dass  der  §  1^ 
des   Accisegesetzes   vom    18.    Juli    1824   dahin   abgeio<)^ 
werde,  dass  der  Wert   des   beweglichen  Vermögens  bei  Be- 
rechnung der  Liegenschaftsaccise   am   accisepflichtigen  Ge- 
samtkaufpreise abgezogen  werde 
1)  Deutache  Revae.    Jahrgang  1890.    Januar-  und  FebroarheÜ 
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i^urde  an  die  FinaDzkommission  yerwiesen.  Dieselbe  beantragt 
in  einem  am  19.  Mai  1890  ausgegebenen  Bericht,  dessen  Be- 
ratung bei  dem  inzwischen  erfolgten  Zusammentritt  der  Kammer 
in  Aussicht  steht,  den  Antrag  der  Regierung  zur  Berücksichti- 
gung zu  empfehlen  und  die  Kammer  der  Standesherrn  zum 
Beitritt  einzuladen. 

In  der  Anlage  2  zum  Etat  der  Steuern  für  1891/93  wird 
—  im  Gegensatz  zu  dem  Verfahren,  das  man  wohl  andererseits 
einschlagen  würde  —  schon  zu  diesem  Kommi^sionsantrage, 
noch  bevor  ein  Kammerbeschluss  vorliegt,  in  eingehender  Weise 
Stellung  genommen.  Zunächst  wird  hervorgehoben,  dass  nach 
geltendem  Buchte  keineswegs,  wie  es  nach  der  Fassung  des 
Antrags  scheinen  könnte,  alles  mit  einem  Gebäude  oder  Gut 
veränsserte  bewegliche  Vermögen  der  Liegenschaftsaccise  unter- 
liege. Es  handelt  sich  vielmehr  nur  um  Gewerbegerätschaften, 
Fässer  und  Vorräte,  welche  mit  einem  Gebäude  oder  Gute  in 
einem  Gesamtverkaufe  veräussert  werden ;  andere  nicht  hierunter 
fallende  bewegliche  Gegenstände,  insbesondere  Vieh,  gewöhn- 
licher Hausrat,  unterliegen,  auch  wenn  sie  zugleich  mit  der 
Liegenschaft  veräussert  werden,  der  Accise  nicht.  Weiterhin 
werden  dann  die  Zweckmässigkeitsgründe  dargelegt,  welche  für 
Beibehaltung  dieser  partiellen  eine  Ausnahme  bildenden  Steuer- 
pflicht des  Besitzübergangs  von  Mobilien  sprechen.  Als  der 
hervorragendste  dieser  Zweckmässigkeitsgründe  darf  der  Um- 
stand hervorgehoben  werden,  dass  nach  den  im  September  1889 
eingeforderten  statistischen  Notizen  bei  der  weitaus  überwie- 
genden Mehrzahl  der  Gesamtverkäufe  für  die  mitveräusserten 
Gewerbegerätschaften  etc.  ein  besouderer  Kaufpreis  nicht  aus- 
geschieden, vielmehr  ein  einheitlicher  Gesamtpreis  ohne  beson- 
dere Feststellung  des  Werts  der  Liegenschaft  und  der  mitver- 
kauften beweglichen  Gegenstände  festgesetzt  wurde.  Dass 
übrigens  die  fragliche  Bestimmung  vom  Zweckmässigkeits- 
standpunkte  aus  auch  ihre  Bedenken  hat,  ergiebt  sich  aus  dem 
Zugeständnisse,  dass  Versuche  zur  Verschleierung  des  Zusam- 
menhangs der  Veräussernng  der  beweglichen  Gegenstände  mit 
denjenigen  der  Liegenschaft,  zu  welcher  sie  gehören,  vorkomn^gg. 
und  dass  —  in  unerwünschter  Weise  —  sich  die  Notwendig- 

18* 
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keit  ergiebt,  wegen  solcher  Versuche  die  Heranziehung  der 
mitverkauften  Gewerbsgerätschaften,  Fasser  und  Vorrate  zur 
Accise  öfters  durch  bsondere  Nachforschungen  der  Steuerbe- 
hörden zu  bewirken.  Ganz  ohne  Aussicht  einer  mogUchen 
Aenderung  in  der  Zukunft  ist  übrigens  auch  in  diesem  Punkte 
die  Aeusserung  der  Verwaltung  nicht;  es  wird  nämlich  zom 
Schluss  eine  dilatorische  Behandlung  der  Frage  mit  der  Er- 
wägung begründet,  dass  im  Falle  der  Einführung  des  bürga- 
lichen  Gesetzbuchs  für  das  deutsche  Reich  und  des  Inkraft- 
tretens der  im  Entwurf  vorgesehenen  Bestimmungen  über  die 
Eigentumsübertragung  an  unbeweglichen  Sachen  eine  Umge- 
staltung der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Accise  vom 
Liegenschaftsverkehr  erforderlich  werden  wird. 

5.    Abgabe   von  Wein   und  Obstmost. 
Unter  den  in  Deutschland  vertretenen  Weinstenersystemen 
hat   das  württembergische   die  Eigentümlichkeit,   dass  es  nar 
den  zum  Ausschank  kommenden  Wein  und  Obstwein,  mit  Ana- 
nähme  des  aus  dem  Auslande  bezogenen  von  den  Wirten  un- 
mittelbar verzollten  Weines,  zur  Steuer  heranzieht.     Dass  die 
konzessionierten  Schankwirte   diesem  Steuersystem  nicht  hold 
sind,  ist  begreiflich    und    hat   auch   neuerlich  in    den  Jahren 
1889  und  1890  durch  Eingaben   bei   der  Kammer  der  Abge- 
ordneten Ausdruck  gefunden.    Was  zu  Gunsten  des  württem- 
bergischen Systems    gesagt   werden    kann,  hat  erst   kürzlich 
seitens  W.  MüUer's  im  dritten  Heft  des  Jahrg.  1890    (»Zar 
Weinbesteuerung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Württembei^«) 
ausführliche  Darlegung    gefunden.     Ich   will  auf  die  Grund- 
frage des  besten  Weinbesteuerungssystems  hier  nicht  zurück- 
kommen, obwohl   gerade  der  Müller'ache  Artikel  dazu  Anlass 
böte ;  man  kann  nämlich  zwar  für  die  württembergischen  Ver- 
hältnisse bei  dem  eingelebten  System  sich  schliesslich  beruhigen ; 
die  Sache   liegt  aber  wesentlich   anders,   wenn   man   sich  die 
weitere  —  früher  oder  später  doch  einmal  praktisch  werdende 
—  Frage   stellt,    wie   denn   im   ganzen   Deutschen  Reich  die 
Weinbesteuerung  von  Reichswegen  oder  doch  möglichst  über- 
einstimmend von  Landeswegen  auszugestalten  wäre.    Doch  soll 
diese  Zukunftsfrage  hier  nicht  angeschnitten  werden.    Ich  hebe 
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vielmehr  zanächst  ausdrücklich  hervor,  dass  die  AeuBsemng 
der  württembergiscben  Finanzverwaltung  in  Anlage  3  zum  Etat 
der  Steuern  fQr  1891/93  durchaus  eine  Bestätigung  der  MiUler^' 
sehen  Ausführung  ist,  dass  sich  Regierung  und  Stände  immer 
nur  für  das  bestehende  System  entscheiden  konnten.  Die 
Finanzverwaltung  teilt  mit,  dass  die  erwähnten  Eingaben  er- 
neuten Anlass  g^eben  hätten,  das  Gesetz  über  das  Umgeld 
(Besteuerung  des  Weins  und  Obstmostes)  wiederholt  eingehenden 
Erörterungen  und  Erwägungen  zu  unterziehen,  sowohl  hin- 
sichtlich der  Besteuerungs  a  r  t  als  des  Y  e  r  f  a  h  r  e  n  s  bei 
Feststellung  und  Erhebung  der  Steuer.  Nachdem  jedoch  die 
volkswirtschaftliche  Kommission  der  Kammer  inhaltlich  des 
Berichts  vom  11.  Juni  1890  von  der  Beantragung  grundsätz- 
licher Aenderungen  in  der  Besteuerungsart  abgesehen  hat, 
verzichtet  das  Finanzministerium  auf  weitere  Aeusserungen  zu 
dieser  Frage.  Dagegen  bringt  es  seine  abweichende  Auffassung 
gegenüber  den  von  der  genannten  Kommission  befürworteten 
Vorschlägen  von  Aenderungen  des  Verfahrens  bei  Feststellung 
des  Umgelds  zum  Ausdruck.  Da  es  sich  hiebei  um  eine  aus- 
schliesslich württembergische,  verhältnismässig  untergeordnete 
Frage  der  Steuertechnik  handelt,  welche  eine  typische  Be- 
deutung fQr  das  sonstige  deutsche  Steuerrecht  nicht  besitzt, 
muss  ich  mich  auf  kurze  Andeutung  der  gegensätzlichen  An- 
schauungen beschränken. 

a)  Nach  dem  geltenden  Gesetz  soll  die  Abgabe  vom  Wein 
»in  der  Regel  durch  Accordec  erhoben  werden,  welche  »von 
drei  zu  drei  Jahrenc  mit  den  Wirten  abzuschliesen  sind.  Die 
Kommission  schlägt  vor,  dass  Accorde  auf  ein,  zwei  und  drei 
Jahre  sollen  abgeschlossen  werden  können.  —  Die  Finanzver- 
waltung wendet  sich  in  ausfQhrlicher  Erörterung  (bei  welcher 
sie  zugleich  Anlass  nimmt,  ihre  von  der  Kommission  ange- 
zweifelte Befugnis  zu  den  in  den  Accordsbestimmungen  ent- 
haltenen Vorschriften  zu  begründen)  gegen  den  Antrag  der 
Kommission.  Sie  sieht  in  der  gesetzlichen  Bestimmung,  wonach 
die  Accorde  mit  den  Wirten  in  der  Regel  von  3  zu  3  Jahren 
eingegangen  werden  sollen,  den  Grundstein  des  ganzen  Gesetzes, 
weil  darin  die  erste  und  wesentlichste  einen  gerechten  Steuer- 
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ansatz  ermöglicliende  Voraussetzung  der  altbewährten  Be- 
steuerungsart enthalten  sei.  Dagegen  ist  das  Finanzministerium 
in  Uebereinstimmung  mit  den  Anschauungen  der  Kommission 
auch  ferner  bereit,  soweit  möglich,  auf  eine  Vermehrung  der 
Accorde  und  auf  eine  Beschränkung  des  Abstichsyerfabress 
hinzuwirken,  es  hat  deshalb  Anordnung  getroffen,  dass  die 
Bestimmungen  über  die  Accordsabschlüsse  und  das  Absüchs- 
Terfahren  sowie  die  Dienstvorschriften  hiezu  einer  emeaten 
Durchsicht  und  Umänderung  unterworfen  werden. 

b)  Die  Kommission  hatte  befürwortet,  dass  eine  gesetz- 
liche Regelung  der  beiderseitigen  Kündigungsrechte  (der 
Steuerverwaltung  und  der  Wirte)  eintrete.  Das  Finanzmini- 
sterium spricht  sich  aus  Zweckmässigkeitsgründen  dagegen 
aus,  und  zwar  im  Interesse  der  Wirte  selbst;  denn  sobald  ein 
Gesetz  die  Verwaltung  binde,  müsste  sie  Anstand  nehmen  socli 
in  solchen  im  Gesetz  nicht  bezeichneten  Fällen,  in  welchen 
nach  den  obwaltenden  besonderen  Verhältnissen  die  Aufhebong 
eines  Accords  eine  Sache  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  wäre, 
eine  Kündigung  anzunehmen,  üebrigens  stehe  nichts  ent- 
gegen, die  Accordsbestimmungen  dahin  zu  ändern,  dass  das 
Recht  des  Wirts  mehr  zum  Ausdruck  komme,  den  Accord 
kündigen  zu  können,  wenn  hinsichtlich  seiner  personlichen 
oder  der  Betriebsverhältnisse  wesentliche  thatsächliche  Aen-  | 
derungen  eintreten.  ^ 

c)  Die  Kommission  hatte  beantragt,  dass  zu  den  Accords- 1 
Verhandlungen  zwischen  ümgeldskommissär  und  Wirt  auf  Ver- 
langen des  letzteren  ein  vom  Gemeinderat  bestellter  Vertrauens- 
mann mit  beratender  Stimme  beigezogen  werde.  Das  Finanz- 
ministerium erklärt  sich  dagegen  namentlich  aus  der  Erwägang, 
dass  der  Vertrauensmann,  wenn  einmal  ein  solcher  yorhanden 
wäre,  bei  allen  Accordabschlüssen  beigezogen  werden  mflsste, 
was  nicht  nur  Kosten  verursachen,  sondern  auch  weder  im 
Interesse  noch  in  den  Wünschen  der  Gesamtheit  der  Wirte 
liegen  würde. 

d)  Die  Kommission    hatte   als  vierten    gesetzlich   zu  be- 
stimmenden Punkt  vorgeschlagen : 

dass,   wenn  bei  den  Verhandlungen  zwischen  ümgeldskom* 
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missär  und  Wirt  eine  Vereinbarung  nicht  za  stände  komme, 
auf  Antrag  des  Wirts  die  Aeusserung  der  durch  sachverstandige 
Vertrauensmänner  zu  verstärkenden  Bezirkssteuerbehörde  über 
die  angemessene  Höhe  der  Accordssumme  herbeizuführen 
und  letztere  zu  ermächtigen  wäre,  nach  Umständen  ein  Gut- 
achten des  Gemeinderats  des  Wohnorts  des  betre£fenden 
Wirts  einzuholen. 

Die  Finanzverwaltung  bringt  hiegegen  nicht  nur  dieselben 
Einwendungen  wie  zu  c),  sondern  kann  auch  dem  Antrage 
grundsätzlich  nicht  zustimmen,  weil  derselbe  von  der  nicht 
zutreffenden  Auffassung  ausgehe,  dass  die  Umgeldsaccorde  auf 
Einschätzung  ähnlich  wie  bei  der  Gewerbesteuer,  beruhen. 
Bei  Annahme  des  Vorschlags  würde  die  bisherige  sicherste  und 
erprobte  Grundlage  der  Accorde,  die  Durchschnittsberech- 
n  u  n  g  aus  dem  in  den  letztvergangenen  Jahren  entrichteten 
Umgeld  und  aus  der  abgesetzten  Getränkemenge  verlassen,  und 
der  Abschluss  des  Accords  würde  von  mehr  äusserlichen,  oft 
trügenden  Merkmalen  und  Einflüssen  abhängig  gemacht,  wo- 
durch in  die  Accordsabschlüsse  eine  Ungleichheit  und  Ver- 
wirrung gebracht,  auch  schädliches  Misstrauen  gegen  die 
Steuerbeamten  wachgerufen  würde. 


Wenn  ich  im  vorstehenden  die  dem  neuesten  württem- 
bergischen Hauptfinanzetat  beigegebenen  Aeusserungen  des 
Finanzministeriums  über  schwebende  Reformfragen  grossen  und 
kleinen  Stiles  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  eingehend 
besprochen  habe,  so  hat  mich  vor  allem  die  Erwägung  geleitet, 
dass  es  zweckmässig  sei,  diese  für  die  Finanzpolitik  und  Finanz- 
wissenschaft wertvollen  Mitteilungen  einer  zur  Meinungsäusserung 
hervorragend  berufenen  Stelle  in  den  Ereis  der  wissenschaft- 
lichen Erörterungen  einzubeziehen.  Dabei  betone  ich  nochmals 
die  besondere  Bedeutung  einer  solchen  reiflich  überlegten  auf 
die  Gesamtheit  der  in  Frage  kommenden  Punkte  eingehend 
sich  erstreckenden  Aeusserung  gegenüber  nur  gelegentlichen 
Bemerkungen  vom  Regierungstisch,  wie  sie  etwa  bei  einer 
Budgetdebatte  sich  ergeben.  Ich  bin  überhaupt  der  Ansicht, 
dass  unsere  deutsche  Finanzvnssenschaft  durch  eine  realistische 
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Behaudlungsweise  viel  gewinnen  kann,  d.  h.  vor  allem  dorch 
genaue  Erkenntnis  dessen,  was  in  den  deutschen  Staaten,  seien 
sie  gross  oder  klein,  in  finanziellen  Dingen  rechtens  ist  and 
dann  weiterhin  durch  sorgsame  Beobachtung  der  Strömungen, 
welche  auf  dem  Gebiete  der  Finanz-  und  insbesondere  der 
Steuerreformfragen  gleichfalls  in  allen  deutschen  Landen  sich 
geltend  machen.  Wenn  ein  Finanzminister  in  so  dankens- 
werter Weise,  wie  dies  im  württembergischen  Budget  geschieht, 
Material  zur  Vertiefung  unserer  deutschen  finanzpolitischen 
Studien  liefert,  so  ist  es  Pflicht  der  Wissenschafk,  das  Material 
zu  nutzen.  Einen  Beitrag  hierzu  sollen  die  vorstehenden  Aus- 
fährungen liefern. 

]f  aehtr  ag. 

Zu  der  auf  S.  259  eingeflochteoen  gelegentlichen  Bemerkung  über 
die  Ünzureichendheit  der  bayerischen  Einkommenstenerstatistik  —  nach 
dem  heutigen  Stande  und  nach  jenem  vor  zwanzig  Jahren  —  möchte  ich 
nicht  unterlassen,  ergänzend  beizufügen,  dass  f&r  einen  in  der  Mitte  lie- 
genden Zeitpunkt  eine  eingehendere  Statistik  yorliegt.  Gelegentlich  der 
Beratungen  des  Steuerreformausschusses  der  Kammer  der  Abgeordneten 
legte  die  Regierung  im  Jahre  1880  eine  Zusammenstellung  vor,  welche  — 
allerdings  nur  im  summarischen  Zusammenzug  fQr  das  Königreich  —  dsi 
Ergebnis  der  Einkommensteueranlage  pro  IS'V?»  nach  den  einzelnen  Ab* 
teilungen  des  Gesetzes  und  verschiedenen  Abstufungen  der  Einkommen»' 
grosse  ersehen  lässt.  Die  Auffassung,  dass  die  bajerische  Einkommensteaer 
in  erster  Linie  Beeoldungssteuer,  in  zweiter  Lohnsteuer  ist ,  wurde  durch 
dieee  Statistik  bestätigt.    Es  wurden  nämlich  ermittelt  in  Abt  1  163  574 
Pflichtige  mit  208  405  M.  Jahressteuer,  in  Abt  II  53897  Pflichtige  mit 
196  144  M.  Jahressteuer,  in  Abt.  III 192  875  Pflichtige  mit  794  400  M.  Jah- 
ressteuer (Verhandlungen  der  bayerischen  Kammer  d.  Abg.  1888.  Beil 
BandX  S.  557  u.  ff.).  —  Wie  heute  der  Ertrag  der  bayerischen  Einkommen- 
Steuer  nach  den  Hauptabteilungen  des  Gesetzes  und  nach  den  Einkom- 
mensabstnfongen  sich  yerteilt,  ist  meines  Wissens  nicht  yeröffentlicht 
Da  die  gesetzlichen  Aenderungen  der  partiellen  bayerischen  Einkommen- 
steuer, welche  nach  dem  Misslingen  der  im  Jahr  1879  auf  Einführung  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  regierungsseitig  gerichteten  Bestrebun- 
gen, eingeführt  wurden,  nicht  bedeutend  sind,  w&rde  wohl  auch  eine  Sta- 
tistik der  Steuer  nach  heutigem  Stand  eine  wesentlich  andere  Charak- 
teristik derselben  nicht  ergeben.  Auch  der  Bückblick  auf  die  Statistik  für 
18^V79  bestätigt  hienach  die  oben  ausgesprochene  Behauptung,  daes  die 
bayerische  Einkommensteuer  nicht  wohl  als  ein  Muster  weitgreifender 
Heranziehung  kleinster  Einkommen  zur  Besteurnng   angeführt  werden 
kann.  Dr.  v.  Mayr, 
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gesetzgebnng  der  australischen  Kolonien. 


Yoo  Dr.  e.  BnUand. 


I.  Einleitang  nnd  Litteraturangaben. 

Australien  ist  ffir  die  modernen  sozialpolitischen  Aufgaben 
und  Erwägungen  vielleicht  das  interessanteste  Land  der  Welt. 
Die  Forderung  des  achtstündigen  Mazimalarbeitstages,  welcher 
in  Europa  seit  letzter  Zeit  so  viel  Aufmerksamkeit  geschenkt 
wird  —  hier  ist  sie  seit  mehr  als  einem  Vierteljahrhundert 
verwirklicht  und  heute  zur  ganz  allgemeinen  Anerkennung  ge- 
langt. Dabei  sind  die  Lohn  Verhältnisse  der  Arbeiter  —  wenn 
wir  einzelne  Gegenden  Südafrikas  ausnehmen  —  so  günstig 
wie  nirgends  sonst  wo  auf  der  Welt:  die  achtstündige  Ar- 
beitsleistung des  ungelernten  Arbeiters  wird  durchschnittlich 
mit  sieben  Mark  bezahlt.  Der  gelernte  Arbeiter  erhält  natür- 
lich entsprechend  mehr.  Das  Sehnen  und  Wünschen  unserer 
Arbeiterparteien,  mit  ihren  Interessen  zum  Mittelpunkte  der 
wirtschaftspolitischen  Aktionen  des  Staates  zu  werden  —  hier 
ist  es  erfüllt.  Und  soweit  dieses  Ziel  noch  nicht  vollständig 
erreicht  ist,  befindet  sich  doch  die  Entwicklung  bereits  auf 
dem  besten  Wege,  es  zu  werden.  Keine  grundgesessene  Ari- 
stokratie, kein  grosser  Name  alter  Familien,  keine  Mehrheit 
konservativer  Bauern  dient  hier  als  Gegengewicht.  Die  Ver- 
fassung der  Kolonien  ist  prächtig  darauf  zugeschnitten,  das 
Fortschreiten  der  notwendiger  Weise  immer  radikaler  werdenden 
Bewegung  sich  selbst  zu  überlassen.  Die  australischen  Kolo- 
nien sind  nicht  bloss  im  Prinzip,    sondern  auch  thatsächlich 
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die  vollkommensten  sozialdemokratischen  Staatengebilde  auf 
Erden  —  wobei  ich  allerdings  unter  Sozialdemokratie  nicht 
das  Phantasiegebilde  einiger  Theoretiker,  sondern  die  Wirt- 
schaftsverfassung  eines  Staatswesens  verstehe,  das  die  Inter- 
essen der  Lohnarbeiter  zum  Grundprinzip  hat. 

Trotzdem   sind  all*  diese    wichtigen  Dinge  und  Verhält- 
nisse in  Europa  ziemlich   unbekannt   geblieben.     Die  koraen 
Angaben,  welche  ich  in  Nro.  363  der  »Allgemeinen  Zeitung« 
vom  31.  December  1889   über   den  Sozialismas  in  Australien 
gemacht  habe,   waren  der  deutschen  Presse  anscheinend  voll- 
kommen neu.     Die   holländische  Litteratur,    welche  in  kolo- 
nialen Fragen  reicher  ist,  als  die  irgend  eines  anderen  Landes, 
erwartet  erst  in  nächster  Zeit  eingehendere  Reiseberichte  über 
Australien.     Die  französischen  Schriftsteller,  welche  auch  den 
englischen  Kolonien   und   namentlich   englisch  Lidien   so  viel 
Aufmerksamkeit  schenken,  haben  diese  Länder  in  der  Sfldsee 
noch  gänzlich  unbeachtet  gelassen.     Und  auch  Italien  macbt 
nach  meinen  Informationen  darin  keine  Ausnahme.    Die  eng- 
lische Litteratur,  soweit  sie  nicht  von  Australien  geschrieben 
worden ,  hat  ausser  Sir  Charles  Dilke's  Greater  Britain  (1.) 
in  zehn  Ausgaben  (von  1868  bis  1890)  und  seinem  jüngst  er- 
schienenen zweibändigen  Werke  Problems  of  Greater  Britain 
(2.)  eigentlich  nur  noch  J.  A.  Froude^s  ^Oceana^  (3.).    Aber 
das  letztere  Werk   ist  so   absolut  unzuverlässig  und  Charles 
Dilke   gibt   in  seinen  früheren  Publikationen  hinsichtlich  der 
Arbeiterfragen  nur  solch'  spärliche  Auskunft,  dass  z.  B.  in  der 
augenblicklich   so  lebhaft  geführten  Debatte  über  den  acht- 
stündigen Maximalarbeitstag  in  England  auf  keiner  Seite  bis 
jetzt  sich  eingehendere  Argumentationen  finden,    welche   den 
australischen  Verhältnissen  entnommen  wären.    Wenigstens  ist 
m.  E.  der  Artikel   ^The  Labour  Qt^estion  in  Australia*.  von 
Jeannie  Lockett  in  der  Westminster  Review  vom  Dezbr.  1889  (4.) 
nicht  geeignet,  diesen  Vorwurf  zurückzuweisen.    Und  was  der 
Herausgeber  der  Fortnightly  Review  in  der  Märznummer  I.  J. 
(5.)   an  Briefen   von   den  offiziellen  Vertretern    der  Eolonieo 
Victoria,   Südaustralien  und  Neusüdwales   publiziert  hat,   ist 
nicht  weit  über  allgemeine  Redensarten  hinausgegangen.    Sir 


Digitized  by  VjOOQIC 


Der  achtsttlsd.  ArbeitBtag  u.  d.  Arbeiterschutzgesetzgbg.  AnstralienB.  2S1 

Charles  DiUce's  Problems  of  Oreater  Britain  ')  ist  also  weitaus 
das  Hauptwerk  auch  für  die  wirtschaftlichen  und  wirtschafts- 
politischen Verhältnisse  Australiens.  Deshalb  mögen  einige 
informatorische  Bemerkungen  über  dieses  Buch  für  den  deut- 
schen Leser  hier  Platz  finden. 

Dilke  hat  dreimal  auch  die  australischen  Kolonien  durch- 
reist: einmal  im  Jahre  1866/67,  dann  1875  und  endlich  in 
neuester  Zeit.  Und  nach  jeder  Reise  wurde  ein  mehr  oder 
weniger  umfassender  Bericht  veröffentlicht.  Dabei  stand  ihm 
der  offizielle  Apparat  offenbar  vollständig  zur  Verfügung.  Dilke 
ist  selbst  schon  englischer  Minister  gewesen.  Das  alles  gibt 
seinem  neuesten  Werke  eine  Vielseitigkeit  und  eine  Fülle  feiner 
Beobachtungen ,  die  unter  -  anderen  Voraussetzungen  kaum  zu 
erreichen  sind.  Aber  Dilke  ist  gleichzeitig  auch  ein  ausge- 
sprochener Politiker  und  zwar  ein  radikaler  Politiker,  der  als 
voraussichtlicher  Nachfolger  Gladstone^s,  diesen  hinsichtlich 
seines  Radikalismus  noch  weit  übertrifft.  Er  ist  ein  Gegner 
Deutschlands  sowohl  in  dem,  was  er  sagt,  als  auch  in  dem,  was 
er  verschweigt.  Das  schadet  dem  wissenschaftlichen  Werte  des 
Buches  weniger.  Aber  er  sieht  und  beschreibt  auch  alles  andere 
nur  durch  seine  Parteibrille.  Und  das  schadet  dem  Buche  sehr 
viel.  Dass  die  Arbeiter  Australiens  sich  erst  seit  wenigen 
Jahren  um  Politik  kümmern,  bleibt  ganz  unbeachtet.  Statt 
dessen  gehen  die  Ausführungen  darauf  hiuaus,  das  heute  bereits 
Erreichte  als  das  in  sich  abgeschlossene  Programm  der  Arbeiter 
hinzustellen.  Und  die  deutlich  vorhandenen  Ansätze  einer 
immer  radikaleren  Entwicklung  werden  teils  übersehen,  teils 
als  nur  zufällige  Spielarten  hingestellt.  So  glanzvoll  und 
mackellos,  wie  es  Dilke  beschreibt,  sind  doch  die  australischen 
Verhältnisse  nicht.  Der  Autor  von  Problems  of  Oreater  Bri- 
tain hat  offenbar  die  ernsteste  Absicht  gehabt,  zunächst  die 
australischen  Kolonien  möglichst  viel  zu  loben,  und  dadurch 
deren  Beziehungen  zum  Mutterlande  zu  stärken  und  dann  seinen 
Landsleuten  zu  beweisen,  dass  das  Programm  der  radikalen 
Partei  zu   den   glücklichsten   irdischen  Zuständen  führe,   wie 


1)  2  Bände,  London,  Mac  Millan  &  Cie.  1890. 
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das  durch  die  Erfahrung  in  Aastralien  gezeigt  wurde.  Das 
alles  lässt  seine  Darstellung  ebenso  frisch  lebendig  me  ein- 
heitlich erscheinen  und  berechtigt  ^Problems  of  QrecUer  Brv- 
tain€  unzweifelhaft  zu  dem  gleichen  Gefach,  in  dem  wir  die 
berahmten  Werke  von  Montesquieu  und  Jean  Jacque  Bousseau 
aufbewahren.  Aber  wissenschaftlich  können  die  Angaben  des 
Dilke^achen  Buches  nur  mit  der  allergrössten  Vorsicht  und  des- 
halb eigentlich  nur  von  Jemand  benützt  werden,  der  die  austra- 
lischen Kolonien  aus  eigener  Anschauung  kennt. 

Von  einem  Amerikaner  E.  W.  Dale  L.  L.  D.  besitzen  wir 
eine  recht  gute  Arbeit  mit  dem  Titel  Impressums  ofÄustralia 
1889  (6)  und  ebenso  den  Bericht  eines  amerikanischen  Regie- 
rungskommissars über  australische  Arbeitsyerhältnisse  und  Ar- 
beiterorganisationen,  der  mit  einigen  ergänzenden  Bemer- 
kungen sich  in  der  heryorragenden  Melbourner  Zeitung  »2%€ 
Äg€<  Tom  20.  April  1889  Nr.  10657  (7)  abgedruckt  findet. 
Die  von  mir  ausserdem  noch  benützte  australische  Litteratur,  die 
ich  namentlich  durch  das  ganz  ausserordentlich  freundliche  Ent- 
gegenkommen der  verschiedenen  Minister  an  Ort  und  Stelle 
sammeln   konnte,  gebe  ich  in  der  nachfolgenden  üebersieht: 

8.  Die  offiziellen  Berichte  des  Intercohnial  Trades  Union 
Congress^  bis  zum  Jahre  1889  incl.  fünf  Bändchen. 

9.  Bruce  Smith  ^Trades-Unioism^  in  Victoria:  or  who  shaü 
he  Master  ?<  Sonderabdruck  aus  der  Victorian  Review 
vom  März  1885. 

10.  ^The  Victorian  Employers  Union<,  Abschiedsadresse  des 
ersten  Präsidenten  Bruce  Smith  vom  10.  März  1887. 

11.  Die  beiden  Berichte  der  Boy  dl  Commission  on  Employers 
in  Shops  1883/84,  welche  die  gesamten  Arbeiterverhält^ 
nisse  in  den  Rahmen  ihrer  Erörterungen  gezogen  haben. 

12.  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories,  Workrooms 
and  Shops  für  die  Jahre  1887,  1888,  1889  und  1890  mit 
vielen  wertvollen  Angaben. 

13.  The  Colored  Labor  Question  in  Queensland  and  the  Nor- 
them  Territory  by  Lang  and  Parsons  1883. 

14.  Beport  of  the  Boyal  Commission  an  Sugar  Industry  in 
Queensland,  1889  mit  einigen  sehr  wertvollen  Ermittlungen. 
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15.  New  Zealand  of  To-äay  (1884—87)  hy  John  Bradshaw. 

1888.  t 

16.  Haifa  Century  ofÄustralian  Progress  hy  WilHam  West-  ' 
garth.    1889.  i 

17.  The  AustrdUan  Handbook  hy  Gordon  and  Gotch^   jähr-*  i 
liehe  Ausgabe.     1889.  \ 

18.  The  Yearhook  of  Austrcdia  hy  Edward  GreviUe^  jähr-  j 
liehe  Ausgabe.     1889.                                                                                 ; 

19.  Victorian  Yearhook  for  1888/89  siateenth  year  of  issue  ; 
hy  H  H.  Hayter  I.  u.  II. 

20.  The  Wealts  and  Progress  of  New  South  Wales  1888/89 
hy  T.  A.  Coghlan^  third  issue. 

21.  Statistical  Begister  of  New  Soudt  Wales  für  the  year  \ 
1888,  jährliche  Ausgabe.                                                                              \ 

22.  New  South  Wales,  its  Progress,  Present  Condition  and  \ 
Besources,  hy  Authority.    1886. 

23.  New  South  Wales,  its  Progress  and  Besources  hy  Atäho- 
rity.    1887. 

24.  Handhook  of  Neu?  South  Wales.     1887. 

26.    The  Industries  of  New  South  Wales  hy  Charles  Lyne. 

26.  New  South  Wales,  her  Commerce  and  Besources  hy  G. 
W.  Griffin,  Unüed  States  Consul  at  Sydney,    1888. 

27.  Statistical  Begister  of  the  Colony  of  Victoria  for  the  year 
1888,  jährliche  Ausgabe. 

28.  The  Gowth  of  Melbourne  in  ten  years.  1888. 

29.  lUustrated  Handbook  of  Victoria,  hy  Authority.   1886. 

30.  Statistical  Begister  of  South  Australia  1887,  spätere  Aas- 
gaben sind  noch  nicht  veranstaltet  worden. 

31.  South  Australia,  its  History,  Besources  and  Productions 
hy  WiUiam  Harcus.    1876. 

82.    Souih  Australia,   its  History,  Prodüktions  and  Natural 
Besources  hy  J.  P.  Stow.    1884,  2.  Aufl. 

33.  Handhook  of  South  Australia,  hy  Authority.    1886. 

34.  A  Handbook  of  South  Australia  in  1887/88  hy  H.  D. 
Scott.     1888. 

35.  The  official  Handhook  of  Tasmania  hy  Thomas  C.  Just 
1888. 
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36.  The  yearbodk  of  Tastmnia  1888. 

37.  Walch's  Tasmanian  Älmanac  1889. 

38.  Yearbodk  of  Western  Australia  for  1888,  Third  year  of 
issue. 

39.  Statistics  of  (he  Colony  of  Queensland  for  (he  year  188& 

40.  The  Queensland  Guide  iUustrated  1888. 

41.  Fugls's  AlmanaCy  Brisbane  1889. 

42.  Statistics  of  the  Colony  of  New  Zealand  for  (he  year  1888. 

43.  The  official  Handbook  of  New  Zealand  1875. 

44.  New  Zealand^   her  Commerce  and  Resources   by  G.   W. 
Griffin,   United  States  Consui.     1884. 

46.   Handbook  of  New  Zealand  by  Sir  James  Hector.    1886. 
4.  Aufl. 

IL  Die  Gesetze. 

Die  australischen  Kolonien  lassen  sich  hinsichtlich  ihrer 
Arbeiterschutzgesets^ebung  leicht  in  zwei  Klassen  teilen:  in 
eine  solche,  welche  die  Beschäftigung  der  Frauen,  jugendlichen 
Arbeiter  und  Kinder  gesetzlich  regelt  und  in  eine  andere, 
welche  darüber  noch  keinerlei  Bestimmungen  getroffen  hat. 
Zur  letzteren  Kat^orie  gehören  Westaustralien,  Sodaustralien, 
Neu  Süd  Wales  und  Queensland.  Zur  erstereu  Kategorie 
Victoria,  Tasmanien  und  Neu  Seeland.  Dabei  rechne  ich  zu 
den  Arbeiterschutzgesetzen  die  Bestimmungen  über  die  Verhält- 
nisse zwischen  Diener  und  Herr,  über  die  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer, über  die  Begünstigung  bezw.  Erschwerung  der  Ein- 
wanderung fremder  Arbeiter,  über  die  gesetzliche  Anerkennung 
der  Trades   ünions   und  selbstredend   die  eigentliche  Fabrik- 


Den  einzelnen  Kolonien  nach  sind  diese  heute  in  Geltung 
stehenden  Gesetze  die  folgenden; 

A.    Kolonien    ohne   Fabrikgesetzgebung. 

I.   Westaustralien. 
1.    On  ordinance  to  provide  summary  remedy  between  Mar 
sters  and  Servants  Nr.  8  von  1868. 
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2.  An  Act  to  amend  an  Act  to  provide  a  summary  remedy 
in  certain  cases  of  breach  of  contract.  Nr.  20  von  1886. 

3.  An  Act   to  regtdate  and   restrict   Chinese  Immigration 
Nr.  13  von  1886. 

4.  Immigration  Ad  Nr.  23  von  1880. 

II.  Südaustralien. 

5.  An  Act  to  legaiises  Trades  Unions  Nr.  41  von  1876. 

6.  Employer's  Liabüity  Act  Nr.  325  von  1884. 

7.  Masters  and  Servants  Ad  Nr.  112  von  1878. 

8.  Immigration  Act  Nr.  29  von  1872. 

9.  Chinese  Act  Nr.  217  von  1882. 

III.   Nea  SQd  Wales. 

10.  Trades  ünions  Ad  Nr.  12  von  1881. 

11.  EmpUyer's  Liabüity  Ad  Nr.  8  von  1886. 

12.  Master  and  Servants  Ad  Nr.  28  von  1857. 

13.  Chinese  Ad  Nr.  11  von  1881. 

IV.    Queensland. 

14.  Trades  ünions  Ad  Nr.  29  von  1886. 

15.  Employer's  Liabilüy  Ad  Nr.  24  von  1886. 

16.  Employer's  lAdbüity  Ad^  Extension  to  Seamen  Nr.  3 
von  1888. 

17.  Master  and  Servants  Ad  Nr.  11  von  1861. 

18.  Immigration  Act  Nr.  7  1882. 

19.  Immigration  Ad  amendment  Nr.  4  von  1888. 

20.  Chinese  Ad  Nr.  8  von  1877. 

21.  Chinese  Act  amendment  Nr.  10  von  1884. 

22.  Ooldfield  Ad  Nr.  11  von  1874. 

B.    Kolonien   mit   Fabrikgesetzgebung. 

V.  Victoria. 

23.  Trades  Unions  Act  Nr.  1322  von  1884. 

24.  Trades  Unions  Act  amentment  Nr.  1380  von  1886. 

25.  Employer's  Liabilüy  Act  Nr.  1344  von  1886. 

26.  Chinese  Ad  Nr.  259  von  1865. 

27.  Chinese  Ad  Nr.  523  von  1881. 

28.  Chinese  Act  Nr.  1005  von  1888. 

29.  Immigration  Ad  Nr.  321  von  1873. 
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30.  An  Act  for  the  supervision  and  regulation  of  fadmes 
and  Workrooms  and  for  the  Limidation  of  Hours  of 
Trading  in  Shops  and  other  purposes  Nr.  852  von  1885. 

31.  Factorie  Act  amendment  Nr.  852  von  1887. 

YI.    Tasmanien. 

32.  Trades  Unions  Act  Nr.  27.  von  1889. 

33.  Master  and  Servants  Act  Nr.  28  von  1856. 

34.  Master  and  Servants  amendment  Nr.  36  von  1884. 

35.  Chinese  Act  Nr.  9  von  1887. 

36.  An  Act  for  regukUing  the  Employment  of  Women  and 
Childem  in  WorTcrooms  and  Factories  Nr.  22  von  1884. 

VII.   Neu  Seeland. 

37.  Emphyer's  Liability  Act  Nr.  20  von  1882. 

38.  Trades  Unions  Act  Nr.  8  von  1878. 

39.  Chinese  Act  Nr.  47  von  1881. 

40.  An  Act  for  the  better  Securing  of  Workmen^s  WtMges 
Nr.  19  von  1884. 

41.  Worhmen's  Wages  amendment  Act  Nr.  18  von  1889. 

42.  An  Act  to  consolidate  the  Law  to  the  Employment  of 
Femäles  and  others  Nr.  23.  von  1881. 

43.  Employment  of  Femaies  Act  amendment  Nr.  20  von  1884. 

Ans  den  verschiedenen  Bestimmungen  dieser  Gresetze  kom- 
men hier  etwa  die  folgenden  in  Betracht: 

The  Trades  Unions  Acts  geben  den  Arbeitervereinigungen 
die  gesetzliche  Anerkennung  und  das  Privileg  der  juristischen 
Persönlichkeit  unter  der  Voraussetzung,  dass  sieben  oder  mehr 
Personen  zur  Eintragung  in  das  Unionregister  sich  melden  mit 
Vorlage  der  Statuten  und  unter  der  Verpflichtung  jeweiliger 
Uebermittlung  der  Rechnungsablegung.  Für  die  Eintragung 
wird  eine  kleine  Gebühr  erhoben.  Besondere  Bestimmangen 
besagen  ferner,  dass  keine  Union  registriert  werden  soll,  wenn 
nicht  die  Statuten  Angaben  über  Auflösung  und  diesbezügliche 
Behandlang  des  Vermögens  enthalten.  Dazu  kommt  noch  der 
für  das  englische  Recht  wichtige  Satz,  dass  keine  Union  und 
kein  Mitglied  derselben  als  solches  wegen  des  Realis  der  Ver- 
schwörung strafrechtlich  verfolgt  werden  soll,   selbst   für  den 
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Fall,  dass  die  Verabreduogen  oder  Haiadtengen  die  betreffenden 
Industrien  sch&digten.  Alle  diese  Bestimmungen  sind  den  be- 
kannten englischen  Geset2sen  nachgebildet 

The  Employer^s  Lidbüity  Acts  besagen,  dass  die  Ent- 
schädigung, welche  von  Seiten  der  Unternehmer  fOr  irgend 
welchen  Unfall  zu  leisten  ist,  das  dreifache  Jahreseinkommen 
der  beschädigten  Person  nicht  übersteigen  soll.  Dabei  hat  die 
Klage  zur  Voraussetzung,  dass  innerhalb  dreier  Monate  .nach 
siattgefuudener  Verletzung  der  Streit  verkündet  und  innerhalb 
sechs  Monaten  die  Klage  anhängig  gemacht  worden  ist  Bei 
Unfall  mit  totlichem  Ausgange  wird  diese  Frist  avf  12  Monate 
verlängert  Der  Arbeiter  ist  indes  nur  dann  zur  Entschä- 
digungsklage berechtigt,  wenn  das  Unglück  auf  die  Schuld 
oder  die  Nachlässigkeit  des  Unternehmers  bezw.  seines  mit 
verantwortlicher  Aufsicht  betrauten  Stellvertreters  sich  zurück- 
führt Selbstverschulden  der  Arbeiter  und  vis  major  begründen 
keinerlei  Kompensationsverpflichtungen  für  den  Unternehmer. 
Ja  selbst  der  Nachweis  des  Verschuldens  von  Seiten  des  Unter- 
nehmers gibt  der  Klagestellung  dann  keine  Bedeutung,  wenn 
das  Unglück  unter  Beobachtung  einer  Fahrikordnung  bezw. 
Bekanntmachung  eingetreten  ist,  welche  der  Regierung  bezw. 
einem  Beamten  derselben  zur  Durchsicht  vorgelegt  war  und 
korrekt  befunden  wurde  —  oder  aber,  wenn  sich  die  Verletzung 
auf  Veränderungen  und  Vorgänge  zurück  führt,  welche  zwar 
dem  Arbeiter  nicht  aber  dem  Unternehmer  bezw.  dessen  Stell- 
vertreter bekannt  waren  und  worüber  denselben  von  Seiten 
des  Arbeiters  nicht  innerhalb  entsprechender  Zeit  berichtet 
worden. 

Auch  hier  ist  also  die  australische  Gesetzgebung  nicht 
über  das  englische  Recht  hinausgegangen. 

The  Immigration  Acts  haben  h^ute  die  Unterstützung  der 
Einwanderer  aus  staatlichen  Mitteln  fast  vollständig  aufge- 
hoben. Nur  Queensland  und  Westaustralien  machen  davon 
eine  Ausnahme. 

Queensland  gewährt  freie  Ueberfahrt  nach  der  Kolonie 
den  verheirateten  weiblichen  Dienstboten  sowie  den  unver- 
heirateten  landwirtschaftlichen  Arbeitern,  letztere,    wenn  sie 

Zeltiohr.  f.  StMitow.  1891.    II.  Heft.  19 
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zwischen  17  und  35  Jahre  alt  nnd  von  der  Eolonialregierung 
in  London  acceptiert  worden  Rind.  Die  üeberfahrtskosten 
werden  teilweise  gezahlt  für  landwirtschaftliche  Arbeiter,  Gärt- 
ner, Berg-  nnd  Seelente,  sowie  für  weibliche  unverheiratete 
Einwanderer  in  den  folgenden  Raten: 
für  Männer  zwischen  12  bis  40  Jahre  alt  je  £    8. 

»    Frauen  »         12    »40»        »»»4. 

»  Manner  u.  Frauen  »  40  »  55  »  »  t  >  12. 
Einwanderer ,  welche  von  Freunden  oder  Verwandten  in  der 
Kolonie  eingeladen  wurden ,  erhalten  Staatsunterstütznng  und 
zwar  wenn  männlichen  Geschlechts  und  im  Alter  von  1  bis 
12  Jahren  «£2.,  im  Alter  von  12  bis  40  Jahren  «£  4.,  io^ 
Alter  von  40  bis  45  Jahren  £  8.  Einwanderer  weiblichen 
Geschlechts  erhalten  im  Alter  von  1  bis  12  Jahren  «i*  1.,  von 
12  bis  40  Jahren  £  2.,  von  40  bis  45  Jahren  ^  8.  — 

Unternehmer,  welche  in  der  Kolonie  Queensland  bereits 
seit  6  Monaten  residieren,  mögen  mit  europäischen  Arbeitern 
Einwanderungsvertrage  abschliessen  und  erhalten  f&r  diese  dann 
freie  üeberfahrt,  wenn  sie  an  die  Eolonialregierung  die  fol- 
genden Anzahlungen  gemacht  haben : 

für  männliche  Einwanderer  von  15  bis  45  Jahre      £  2. 

für  weibliche  Einwanderer  im  gleichen  Alter  »    1. 

für  Kinder  unter  15  Jahren  >    1. 

Für  alle  Einwanderer  über  45  Jahre  muss  die  volle  Uebe^ 
fahrt  entrichtet  werden.  Die  Kosten  derselben  betragen  per 
Daippfer  und  55  Tage  Reise  dritter  Klasse  von  ^  14.  s.  U 
bis  £  15.  s.  15;  zweiter  Klasse  von  «£31.  s.  10,  erster 
Klasse  von  £  45.  s.  15  aufwärts. 

Die  Kolonie  Westaustralien  gewährt  keine  freie  üeber- 
fahrt ,  aber  sie  zahlt  für  Kinder  von  1  bis  12  Jahren  £  5, 
für  ältere  Einwanderer  nicht  über  45  Jahren  £  10.  zu  den 
Üeberfahrtskosten,  vorausgesetzt ,  dass  die  Einwanderer  ge> 
eignet  sind,  in  den  ländlichen  Distrikten  der  Kolonie  Arbeits- 
verwendung zu  finden  und  dass  für  jeden  männlichen  Einwan- 
derer £  100. ,  für  jedes  verheiratete  Paar  ^  150. ,  för  jede« 
Kind  über  12  Jahre  £  50.  bei  dem  Crown  Agent  der  Kolonie 
in  London  hinterlegt  werden.      Dieses  Geld  wird  sofort  nach 
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Ankunft  der  Einwanderer  in  Australien  von  der  Regierang 
wieder  ausbezahlt.  Ausserdem  muss  ein  jeder  solche  Unter- 
stützung findende  Einwanderer  sieh  verpflichten,  mindestens 
12  Monate  in  der  Kolonie  zu  bleiben. 

Kolonisten  von  Westaustralien  können  für  ihre  Freunde 
und  Verwandte  freie  Ueberfahrt  erlangen,  vorausgesetzt,  dass 
sich  dieselben  als  Arbeiter  in  den  ländlichen  Distrikten  eignen, 
wenn  männlichen  Geschlechts  nicht  unter  45,  wenn  weiblichen 
G^chlechts  nicht  35  Jahre  zählen  und  £  7  pro  Kopf  einge- 
zahlt würden.  Solche  Zugeständnisse  erloschen  von  Seiten  der 
Regierung  jedoch  nach  12  Monaten.  Die  üeberfahrtskosten  per 
Dampfer  stellen  sich  bis  Albany  und  bei  35  bis  40  Tage  Reise 
auf  etwa  S  14.  s.  14  dritter  Klasse. 

Sonst  gewähren  nur  Neu-Seeland  und  Neu-Süd- Wales  ge- 
l^entlich  den  Frauen  und  Familienmitgliedern  von  bereits  in 
der  Kolonie  angesiedelten  Männern  Ueberfahrtsunterstützungen. 

The  Master  and  Servants  Acts  enthalten  Bestimmungen 
über  Strafen,  welchen  sich  Bedienstete  für  böswillige  Beschä- 
digung oder  auch  Vernachlässigung  von  anvertrautem  Eigen- 
tume  ihrer  Dienstherren  aussetzen,  wie  ebenso  über  die  Pflicht 
der  Letzteren,  wahrheitsgemässe  Zeugnisse  über  die  Dienst- 
leistungen ihrer  Arbeiter  auszustellen. 

The  Workmen's  Wages  Act  von  Neuseeland  gibt  den  Ar- 
beitern einen  besondern  Rechtsschutz  für  ihre  Lohnforderungen. 

The  Chinese  Acts  erschweren  die  Einwanderung  der  Chi- 
nesen in  der  Weise,  dass  jedes  Schiff  im  Verhältnis  zu  seinem 
registrierten  Tonnengehalt  nur  eine  beschränkte  Zahl  von 
Chinesen  führen  darf.  Diese  Bestimmungen  über  die  Grösse 
des  Tonnengehaltes  pro  Kopf  wechseln  von  10  bis  500  Tonnen. 
Jedem  Schiffe,  das  diesen  Voraussetzungen  nicht  genügt,  ist 
die  Einfahrt  in  australische  Häfen  verboten,  bezw.  dem  Herrn 
desselben  eine  Geldstrafe  von  10000  Mk.  für  jeden  überzäh- 
ligen Chinesen  angedroht.  Der  Kapitän  wird  verpflichtet,  über 
sämtliche  Chinesen  an  Bord  sofort  und  ungesäumt  bei  seiner 
Ankunft  Bericht  zu  erstatten,  worauf  eine  Inspektion  des 
Schiffes  erfolgt.  Zur  Erlangung  der  angedrohten  Strafgelder 
darf   selbst   zur  öffentlichen  Versteigerung   des  Schiffes  ge- 
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schritten  werdeu.  Gleichzeitig  wird  in  den  meisten  Fällen  fBr 
die  Erlaubnis  zu  landen  noch  pro  Kopf  eine  Zahlung  von 
200  Mk.  gefordert.  Unerlaubte  Einwandamng  über  Land  wird 
mit  100  bis  400  Mk.  bestraft.  Für  Queensland  wird  durch 
ein  Amendement  zur  OoldfielcTs  Act  vom  Jahre  1874  noch  be- 
sonders bestimmt,  dass  kein  Äsiate  oder  Afrikaner  Eigentümer 
eines  Bergwerks  werden  kann ,  es  sei  denn ,  dass  ein  solcher 
der  erste  Eigentümer  war,  d.  h.  dass  ihm  von  der  Regierung 
das  Recht  zu  Schürfen  persönlich  verliehen  worden. 

The  Employment  of  Females  Act  in  Neuseeland  be- 
stimmt, dass  Niemand  unter  dem  Alter  von  12  Jahren  in 
Fabriken  beschäftigt  werden  darf,  dass  die  Arbeitsräume  gut 
ventiliert  sein  müssen ,  dass  weder  Frauen ,  noch  jugendliche 
Arbeiter,  noch  Kinder  in  der  Zeit  von  6  ühr  Nachmittags  bis 
8  Uhr  Morgens  überhaupt  und  pro  Tag  länger  als  8  Stunden 
beschäftigt  sein  sollen.  Femer  wird  geboten,  dass  Frauen, 
jugendliche  Arbeiter  und  Kinder  an  jedem  Samstage  von  2  ühr 
Nachmittags  und  an  jedem  Sonntage,  an  Weihnachten,  Neu- 
jahr, Gharfreitag,  Ostermontag  und  an  jedem  öffentlichen 
Feiertage  ohne  irgend  welche  Lohnabzüge  Ruhetag  haben 
sollen.  Desgleichen  wird  angeordnet,  dass  Frauen,  jugend- 
liche Arbeiter  und  Kinder  nicht  länger  als  4Vs  Stunden  ohne 
mindestens  eine  halbstündige  Essenszeit  unausgesetzt  thätig 
sein  sollen.  Die  Mahlzeiten  dürfen  nicht  in  den  Arbeitsräumen 
genommen  werden.  Kinder  müssen  entweder  nur  Vormittags 
oder  nur  Nachmittags  oder  an  einem  Tage  über  den  andern 
beschäftigt  werden.  Die  Fabrikordnung  über  alle  diese  Punkte 
soll  an  einem  leicht  ersichtlichen  Platze  angeheftet  werden. 

Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind  die  Ar- 
beiter bezw.  Arbeiterinnen,  welche  in  Kaufläden  Verwendung 
finden.  Deren  Beschäftigung  darf  so  lange  dauern,  als  die 
Waren  zum  Verkauf  ausgeboten  werden.  Ebenso  besteht  eine 
Ausnahme  für  Frauen  in  Wollen-,  Kleider-,  Flanell-  und 
Strumpfspinnereien,  welche  mit  ihrer  Einwilligung  von  6  ühr 
Morgens  bis  6  Uhr  Abends  beschäftigt  sein  können,  und  end- 
lich für  Frauen  in  Buchdruckereien,  welche  am  Samstag  erst 
um  Vi  5  Uhr  Nachmittags  ihre  Arbeit  beschliessen. 
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Die  Deberwachung  dieser  Beetimmungen  ist  den  Lokal- 
yerwaltongskörpersobaflen  überlasseD.  Zawiderhandlangen  wer- 
den mit  Geldstrafen  bis  zn  1000  Mk.  bestraft. 

unter  »Kindern c  im  Sinne  des  Gesetzes  yersteht  man 
Knaben  und  Mädchen  von  12  bis  14  Jahren  ,  unter  »jugend- 
lichen Arbeitern«  solche  von  14  bis  18  Jahren,  unter  »Frauen« 
jede  weibliche  Person  über  18  Jahre. 

The  Act  far  regtdating  the  Emphyment  of  Wimen  and 
Childem  in  Tasmanien  ist  den  soeben  genannten  Gesetzesbe- 
stimmungen fQr  Neuseeland  sehr  ähnlich.  Abweichend  davon 
wird  gefordert,  dass  Frauen  nicht  länger  als  10  Stunden  pro 
Tag  beschäftigt  werden  sollen  und  ihre  Schicht  ohne  Unter- 
brechung fQr  Mahlzeiten  nicht  länger  als  5  Stunden  betrage. 
In  den  Yerkaufsläden  sollen  f&r  die  Beschäftigten  SitzYorrich- 
tungen  sein.  Geldstrafen  werd^i  bis  zum  Betrage  von  600  Mk. 
verhängt. 

Die  weitaus  besten  und  umfassendsten  Bestimmungen  fin- 
den sich  in  der  Kolonie  Victoria  unter  The  Act  far  the 
Impervision  and  Begulation  qf  Factories  and  Workrooms  and 
for  lAmiUUion  of  the  Hours  of  Trading  in  Shops  and  for 
oiher  Purposes.  Dieses  Gesetz,  der  englischen  Factory  and 
Workshops  Act  von  1878  nachgebildet ,  wenn  auch  mit  viel- 
fachen Modifikationen,  enthält  seine  Bestimmungen  in  60  Ar- 
tikeln. Mit  dem  1.  März  1886  sind  dieselben  in  Kraft  ge- 
treten und  ursprünglich  nur  auf  die  Städte  und  Marktflecken 
(cüy,  toten  and  horough)  ausgedehnt.  Der  Statthalter  ist  je- 
doch befugt,  die  Geltung  des  Gesetzes  ganz  oder  teilweise  auf 
Grafschaften ,  bezw.  auf  eine  bestimmte  Klasse  von  Ländern 
innerhalb  dieser  Grafschaft  zu  erweitern,  vorausgesetzt,  dass 
der  Grafschaftsrat  —  im  letzteren  Falle  mit  der  Majorität  der 
betreffenden  Ladenbesitzer  —  um  diese  Ausdehnung  gebeten  hat. 

Unter  »Kinder«  im  Sinne  des  Gesetzes  versteht  man  jede 
Person  unter  13  Jahren.  Unter  Fabrik  {Factory  or  Workroom) 
versteht  man  jedes  Unternehmen,  welches  in  einem  oder  in 
mehreren  zusammenhängenden  Bäumen  6  oder  mehr  Personen 
als  Arbeiter  beschäftigt,  wie  ebenso  jedes  Unternehmen,  in 
welchem  Dampf-  oder   andere  Kraftmotore  zur  Anwendung 
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gelangen  —  voransgesetzt  jedoch,  dass  die  6  oder  mehr  Ar- 
beiter nicht  verwandtschaftlich  zu  einer  Familie  gehören  und 
die  Motore  fQr  länger  als  3  Monate  in  einem  Jahre  benützt  werden. 

Mit  der  üeberwachnng  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
wird  vom  Ministerium  ein  Oberinspektor  betraut,  dem  so  viele 
Inspektoren  beigegeben  sind,  als  zur  gewissenhaften  Ausübung 
der  Eontrolle  erforderlich  erscheint.  Die  Fabrikärzte  werden 
vom  Gesundheitsamt  vorgeschlagen  und  vom  Minister  ernannt. 

Alle  Fabriken  und  Unternehmungen ,  welche  unter  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  fallen,  müssen  vom  Oberinspektor 
registriert  werden.  Neu  errichtete  Fabrikgebäude  unterliegen 
ausserdem  der  Inspektion  des  Gesundheitsamtes ,  ohne  dessen 
Genehmigung  keine  Arbeiter  in  demselben  beschäftigt  werden 
dürfen.  Bei  der  Eintragung  in  das  Register,  welche  alljährlich 
erfolgen  muss,  wird  eine  Gebühr  erhoben,  welche  mit  der  Zahl 
der  beschäftigten  Arbeiter  steigt. 

Jeder  Fabrikinspektor  hat  das  Recht,  bei  Tag  und  Nacht 
die  Fabrikgebäude  zu  besuchen,  sobald  vermutet  wird,  dass 
irgend  Jemand  beschäftigt  sei  und  ebenso  am  Tage  jedes  Ge- 
bäude einzusehen,  in  welchem  er  fabrikmässige  Beschäftigungen 
erwartet.  Er  kann  nach  Gutdünken  Polizeisoldaten  zu  seiner 
Unterstützung  mitnehmen,  die  Vorlage  von  Einschreibzertifi- 
katen und  andern  Dokumenten  verlangen,  welche  mit  diesem 
Gesetze  in  Beziehung  stehen,  personliche  Erkundigungen  bei 
den  Arbeitern  einziehen.  Schulen  besuchen,  in  welchen  in  Fa- 
briken beschäftigte  Kinder  erzogen  werden  u.  s.  w.  Die  Ab- 
nahme von  Eiden  ist  nicht  vorgesehen. 

In  jeder  Fabrik  sind  über  die  Namen  der  Arbeiter  und 
ihr  Alter,  wenn  unter  20  Jahren,  sowie  über  ihre  Beschäf- 
tigungsweise Einträge  zu  machen.  Ebenso  hat  an  einem,  von 
dem  Inspektor  zu  bezeichnenden  Orte  die  Adresse  des  Distrikts- 
inspektors sowie  des  Fabrikarztes  angeheftet  zu  werden.  Ausser- 
dem ist  noch  besonders  aufzuzeichnen,  wieviel  Arbeit  ausser- 
halb der  Fabrikräume  hergestellt  wird  und  Name  und  Wohnort 
dieser  ausserhalb  beschäftigten  Arbeiter. 

Der  Oberinspektor  hat  alljährlich  an  den  Minister  zu  be- 
richten über  seine  Beobachtungen  und  Erfahrungen  hinsicht- 
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lieh  der  Anwendung  des  Gesetzes,  über  die  Zahl  der  Arbeiter 
und  deren  Klassifizierung  nach  Geschlecht,  Alter  und  Löhne, 
über  Lohnverhältnisse ,  Arbeitszeit,  Verhältnis  der  innerhalb 
und  ausserhalb  der  Fabriken  gefertigten  Arbeitsquanta ,  wie 
über  die  allgemeine  Lage  der  verschiedenen  Industrien  in  Viktoria. 

Die  sehr  rigorosen  gesundheitspolizeilichen  Bestimmungen 
sind  dem  Gesundheitsamte  zur  Ueberwachung  zu  übergeben. 

Keine  Person  unter  18  Jahren  und  keine  Frau  soll,  aus- 
genommen an  Samsti^en,  länger  als  5  Stunden  ohne  Unter- 
brechung durch  eine  Mahlzeit  von  mindestens  Vi  Stunde  be- 
schäftigt werden.  In  besonders  dringenden  Fällen  kann  der 
Minister,  unter  Einwilligung  der  Arbeiter,  von  dieser  Bestim- 
mung dispensieren,  worüber  im  Staatsanzeiger  jeweilig  zu  pub- 
lizieren ist.  Nur  für  Zeitungsdruckereien  soll  davon  keine 
Ausnahme  gestattet  werden.  Die  Mahlzeiten  sollen  nie  in  den 
Fabrikränmen  gehalten  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Bäume 
nach  der  einen  Seite  offen  sind  und  vom  Inspektor  dazu  als 
geeignet  befunden  wurden. 

Keine  Person  unter  18  Jahren  und  keine  Frau  soll  in 
einer  Spinnerei  beschäftigt  werden,  in  der,  unter  Benutzung 
von  Wasser ^oder  Wasserdampf,  feucht  gesponnen  wird,  falls 
nicht  durch  besondere  Vorkehrungen,  jedes  Nasswerden  der 
Arbeiter  verhindert  ist. 

In  jenem  Teil  einer  Fabrik  bzw.  eines  Arbeitsraumes,  in 
welchem  die  Quecksilberauflage  auf  Spiegel  oder  Bleiweiss  her- 
gestellt wird,  ist  die  Beschäftigung  von  Personen  unter  18  Jahren 
verboten.  Wo  Glas  geschmolzen  oder  ausgeglüht  wird,  darf 
keine  männliche  Person  unter  14  Jahren  und  keine  weibliche 
Person  unter  18  Jahren  bescbäftigt  sein.  Das  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Mädchen  unter  16  Jahren  gilt  für  die  Salz- 
werke und  für  die  Ziegeleien  mit  Ausnahme  der  Herstellung 
von  Ornamentziegeln.  Das  Verbot  zur  Verwendung  von  Ar- 
beitern unter  16  Jahren  gilt  für  trockene  Metallschleifereien 
und  für  das  Phosphoreszieren  der  Zündholzer  in  den  Zünd- 
holzfAbriken.  In  den  anderen  Metallschleifereien  sollen  keine 
Personen  unter  14  Jahren  Beschäftigung  finden.  Kein  Ar- 
beiter unter  16  Jahren  und    keine  Arbeiterin   soll  länger  als 
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48  Stunden  in  der  Wocbe  arbeiten.  Ausnahmen  können  Tom 
Minister  gestattet  werden,  die  dann  im  Staatsanzeiger  bekannt 
za  geben  sind. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  13  Jahren  ist  gänz- 
lich untersagt.  Jugendliche  Arbeiter  unter  15  Jahren  mQssen 
Yor  ihrer  Aufnahme  in  die  Fabrik  ein  Schulzeugnis  bringen, 
welches  bestätigt,  dass  sie  ihrer  allgemeinen  Schulpflicht  im 
Sinne  des  Gesetzes  yon  1872  genügt  haben.  Von  jugendlichen 
Arbeitern  unter  16  Jahren  wird  ausserdem  der  Besitz  eines 
fabrikärztlichen  Zeugnisses  gefordert,  aus  dem  heryorgeht,  dass 
sie  für  die  betreffenden  Arbeitsvetrichtungen  physisch  geeignet 
seien.  Kein  Knabe  unter  14  und  kein  Mädchen  unter  16  Jahren 
soll  zwischen  6  Uhr  Abends  und  6  Uhr  Morgens  in  einer 
Fabrik  beschäftigt  werden. 

Die  Artikel  36  bis  43  enthalten  Bestimmungen  über 
Sicherheitsmassregeln  undSchutzTorrichtnngen  beim  Maschinen- 
betrieb. 

Die  Artikel  44  bis  47  incl.  regulieren  das  Schliessen  der 
Läden.  Als  allgemeine  Flegel  gilt,  dass  sie  an  Sonntagen 
ganz,  am  Samstag  und  an  jedem,  dem  Feiertag  Torhergehenden 
Tage  um  10  Uhr,  an  den  Übrigen  Tagen  um  7  Uhr  ge- 
schlossen werden  sollen.  Ausgeoommen  von  diesen  Bestim- 
mungen sind  Apotheken,  Kaffeehäuser,  Konfektiousläden,  Re- 
staurants, Fisch-  und  Austernläden  ,  Obst-  und  Gemüseläden, 
TabakTerkaufsstellen  und  Buch-  und  Zeitungsverkaufsläden. 
Indes  mögen  für  diese  wie  für  andere  Läden,  nach  Yorheriger 
Petition  der  Majorität  der  Ladeninhaber,  von  seiten  des  Ge- 
meinderates andere  Stunden  festgesetzt  werden.  Dem  Gesund- 
heitsamte ist  es  überlassen,  das  Anbringen  von  Sitzyorrich- 
tungen  wie  die  Einführung  yon  Buhepausen  für  das  Verkanfi»- 
personal  anzuordnen. 

Dem  folgen  weitere  Artikel  über  das  Strafyerfahren  und 
die  H5he  der  Bestrafungen ,  wonach  u.  a.  bei  Unglücksfallen 
infolge  mangelhafter  Ausführung  der  angeordneten  Schntz- 
yorrichtungen,  auf  Geldstrafe  bis  2000  M.  erkannt  werden 
kanni  welche  Summe  ganz  oder  teilweise  nach  ministerieller 
EntSchliessung  dem  Verletzten  bzw.  dessen  Familie  zugewiesen 
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wird,  ohne  dass  dadurch  die  Entschädigungsklage  nach  der 
Emploger's  LiabiUty  Act  irgendwie  beeinträchtigt  würde. 

Die  Ämendtnent  Act  vom  17.  Dezember  1887  bestimmt, 
dass  jeder  Arbeitsraum,  in  dem  ein  Chinese  beschäftigt  wird, 
unter  den  Wirkungsbereich  des  Gesetzes  falle  und  in  welcher 
Weise  Maschinisten  in  den  Fabriken  Certifikate  über  ihre  Be- 
fähigung erlangen  können. 

Ans  den  yersehiedenen  Bestrebungen  zur  weiteren  Aus- 
dehnung der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  australischen 
Kolonien  mag  hier  noch  hervorgehoben  werden,  dass  in  den 
letzten  drei  Jahren  in  den  Parlamenten  von  Viktoria,  Neu- 
Südwales,  Tasmanien  und  Südaustralien  Gesetzentwürfe  über 
den  achtstündigen  Arbeitstag  für  erwachsene  männliche  Ar- 
beiter eingebracht  wurden,  die  indes  Gesetzeskraft  nicht  er- 
langten. Diese  Entwürfe  enthielten  nur  allgemeine  Dekla- 
rationen gleich  den  entsprechenden  Gesetzen  der  Staaten  New- 
York,  Illinois,  Wisconsin  und  Ealifornia.  Der  Hauptgrund 
der  verweigerten  Annahme  soll  sein,  dass  ein  solches  Gesetz 
i^is  scarcely  neededt '), 

m.  Aus  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  in  Victoria. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  nach  den  Fabrikge- 
setzen für  Neuseeland  wie  für  Tasmanien  die  Ortspolizeibe- 
hörde mit  der  üeberwachung  und  Ausführung  derselben  be- 
traut ist.  Besondere  staatliche  Fabrikinspektoren  fehlen  in 
diesen  beiden  Kolonien.  Und  ebenso  fehlen  die  Berichte.  Nur 
die  Kolonie  Victoria  —  hier  wie  immer  an  der  Spitze  austra- 
liflchiftr  Entwicklung  —  hat  einen  wohl  organisierten  Stab 
staatlicher  Fabrikinspektoren,  an  deren  Spitze  ein  Oberin- 
spektor steht,  dessen  Aufgabe  es  u.  a.  ist,  ans  seinen  eignen 
Beobachtungen  und  Ermittlungen,  wie  aus  den  Berichten  der 
ihm  unterstellten  Inspektoren  alljährlich  einen  Report  an  den 
Minister  zu  erstatten,  der  dann  dem  Parlament  in  Vorlage  ge- 
bracht wird. 

1)  Vgl.  auch  Briefe  der  Agent-Generals  von  Victoria,  Südaastralien 
und  Nen^SfldwaleB  an  den  Herausgeber  der  Fortnighily  Beview,  abge- 
druckt im  M&rshefb 


Digitized  by  VjOOQIC 


296  I>r.  G.  Buhlaod: 

Diese  Berichte  des  Chief  Inspector  of  FactorieSy  Worh- 
rooms  and  Shops  ^  die  mir  in  ihren  sämtlichen  Ausgaben  — 
von  1887  bis  1890  incl.  —  vorliegen,  sind  keine  dicken  Fo- 
lianten. Sie  umfassen  nur  16  bis  22  Seiten  grossten  Blau- 
buchformats, aber  sie  enthalten  trotzdem  eine  Fülle  wertvoller 
Mitteilungen.  Die  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  er- 
wartende Auskunft  über  die  allgemeine  Lage  der  Industrie  wird 
indes  nicht  g^eben.  Nach  den  Bemerkungen  des  Oberin- 
spektors wäre  eine  solche  Berichterstattung  nur  möglich,  wenn 
die  Fabrikanten  verpflichtet  wären,  detaillierte  Angaben  über 
ihre  ökonomische  Lage  und  den  Erfolg  ihrer  Wirtschaftsthätig- 
keit  zu  machen.  Im  übrigen  entlehne  ich  den  Berichten  die 
nachfolgenden  Auszüge. 

Eingetragen  waren  in  den  Jahren    1886        1887        1888        1889 

Etablissements 1949        2182       2382       2522 

mit  einer  Gesamtarbeiterzahl  von      .    89  506    41  088    43  288    47  223 
davon  waren   männlichen  GeschlechU    28  479    29  969    31648    84850 
>      weiblichen           >  11027    11114    11640    12  873 
Nor  wegen  Benützung  von  Kraftmo- 
toren worden  registriert  Unterneh- 
mungen                 407        541         568        609 

mit  Arbeitern 1151     1581       1645       1766 

und  Arbeiterinnen 5  4  11  5 

Die  Darchschnittzahl  der  Arbeiter  in  den 
Betrieben  mit  6  u.  mehr  Arbeitern  war         27  25         23  19 

£s  folgt  aus  diesen  Ziffern  ganz  offenbar  die  Tendenz, 
dass  an  der  zunehmenden  Zahl  der  Beschäftigten  die  Arbeiter 
einen  weit  grosseren  Anteil  nehmen  als  die  Arbeiterinnen  und 
dass  die  Entwicklung  sich  zweifelsohne  mehr  zu  Gunsten  der 
kleineren  Betriebe  gestaltete.  In  den  europäischen  Indifttrie- 
staaten  würde  das  ohne  weiteres  als  ein  äusserst  günstiges 
Zeichen  betrachtet  werden  dürfen.  Für  Australien  hängen 
diese  Ziffern  mit  speziellen  sozialen  Fragen  zusammen, 
die  wir  weiter  unten  behandeln.  Hier  mag  den  Fabrikinspek- 
toratsberichten  entnommen  werden,  dass  es  vorläufig  nicht  ge- 
lungen sei,  das  Verhältnis  der  hinausgegebenen  Arbeit  zu  der, 
innerhalb  der  Fabrikräume  hergestellten  Arbeit  ziffermässig  zu 
ermitteln ,  wie  es  im  Gesetz  gefordert.  Wenn  indes  auch 
>7%^  Sweating  Systeme ^  wie  der  aus  England  entlehnte  Ter- 
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minus  lautet,  unzweifelhaft  in  ziemlichem  umfange  in  der 
Kolonie  vertreten  sei,  so  würden  doch  Frauen  und  Kinder  dabei 
weniger  verwendet.  Der  Grund  sei  darin  zu  suchen,  dass  die 
Nachfrage  nach  diesen  beiden  Arbeiterklassen  stets  das  An- 
gebot überrage  und  vielmehr  die  Arbeitgeber  gezwungen  seien, 
die  Arbeiterinnen,  wie  auch  die  Knaben  aufzusuchen.  Deshalb 
seien  in  erster  Linie  erwachsene  Arbeiter  ^toutside  worJcert. 
Sonst  kämen  noch  verheiratete  Frauen  und  Witwen  in  Be- 
tracht, welche  das  Haus  der  Kinder  halber  nicht  verlassen 
könnten  und  deshalb  glücklich  seien,  durch  die  von  den  Fabri- 
kanten ausgegebene  Arbeit  ein  Einkommen  zur  Unterstützung 
ihrer  Familien  zu  gewinnen.  Ob  hierbei  übermässig  lange 
Arbeitszeiten  eintreten  oder  nicht,  das  entziehe  sich  der  Kon- 
trolle durch  die  Fabrikinspektoren.  Der  letzte  Bericht  für  das 
Jahr  1889  gibt  indes  schon  ein  ganz  anderes  Bild.  Der  Ober- 
inspektor führt  in  demselben  aus,  dass  unzweifelhaft  viele  Ar- 
beiterinnen es  vorziehen,  zu  Hause,  wenn  auch  zu  geringerem 
Lohne,  zu  arbeiten.  Für  diese  Vorliebe  möge  die  grössere 
Freiheit  in  der  Selbstbestimmung  sprechen.  Aber  es  möchte 
auch  sein,  dass  ein  Mann  als  Vorarbeiter  in  seinem  Hause 
leicht  einige  Mädchen  für  geringere  Bezahlung  bekömmt,  weil 
er  ihnen  erlaubt,  zur  Arbeit  zu  kommen  und  von  der  Arbeit 
zu  gehen,  wenn  es  ihnen  beliebt.  Andererseits  kämen  hier 
Witwen  mit  kleinen  Kindern,  Frauen,  deren  Männer  krank 
seien,  Töchter  als  Ernährer  kranker  Eltern,  und  Frauen,  deren 
Männer  Trunkenbolde  oder  Verbrecher  seien,  in  Betracht: 
alles  Fälle,  in  denen  die  Arbeiterin  ihr  Haus  zur  Arbeit  nicht 
verlassen  könne.  Würde  der  Staat  hier  eingreifen  in  der  vor- 
geschlagenen Weise  und  das  ^Sweating  Sy steint  dadurch  be- 
seitigen, dass  er  >aU  outside  tvorJct  verbieten  würde,  so  würde 
er  dadurch  unzweifelhaft  die  Verpflichtung  übernehmen,  für 
den  Unterhalt  von  vielen  Personen  zu  sorgen,  die  heute  unter 
dem  g^enwärtigen  System  sich  selber  durchzuschlagen  ver- 
stehen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Beschrän- 
kung der  Arbeitszeit  für  Frauen  und  Kinder 
sollen  sehr  heilsam  gewirkt  haben,  ohne  dass  deshalb  die  Lohn- 
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Sätze  nachteilig  beeinflusst  word^i  wären.  Eztrastonden,  weide 
immer  etwas  höber  bezahlt  werden,  finden  die  Gtenehmigang 
von  Seiten  des  Oberinspektors  mit  ausdrücklicher  Zustimmung 
der  Arbeiter  und  mit  der  Zusicherung  von  Seiten  des  Unter- 
nehmers, dass  für  jene,  welche  eine  Nacharbeit  ablehnen« 
keinerlei  Schädigung  oder  Zurücksetzung  eintrete.  Das  Gesuch 
um  Genehmigung  Ton  Extrastunden  wird  indes  nur  Ton  ge- 
wissen Industrien  und  nur  während  der  Hauptsaison  des  Jahrs 
gestellt,  weshalb  es  sich  nach  der  Meinung  des  Oberinspektors 
empfehle,  diese  Grenehmigung  nur  fdr  diese  Industrien  und 
Perioden  in  einem  gewissen  Umfange  gesetzlieh  zu  geben  — 
ein  Modus,  der  von  der  englischen  Gesetzgebung  bereits  an- 
genommen worden. 

Der  Bericht  fttr  das  Jahr  1888  bietet  über  diesen  Punkt 
statistische  Angaben  ,  wonach  aus  40  verschiedenen  Klassen 
von  Fabriken,  welche  Arbeiterinnen  beschäftigen,  nur  14  um 
Extrastnnden  nachgesucht  haben.  Nach  der  Zahl  der  Beschäf- 
tigten haben  von  11 114  nur  3811  Arbeiterinnen  Extrastunden 
gearbeitet  Die  Bekleidungsindustrien  kommen  dabei  weitaus 
am  meisten  in  Betracht,  wofür  592  Unternehmungen  mit 
9346  Arbeiterinnen  registriert  waren.  Nur  107  dieser  Arbeit- 
geber mit  3116  ^femälest  suchten  um  Gestattung  von  Extra- 
stunden nach,  m.  a.  W.  während  ein  Drittel  aller  Frauen  in 
dieser  speziellen  Industrie  über  normale  Zeit  beschäftigt  waren, 
ist  dabei  weniger  als  ein  Fünftel  der  registrierten  Unterneh- 
mungen in  Betracht  gekommen  und  es  sind  mithin  nur  die 
grosseren  Geschäfte,  bei  denen  zeitweilig  die  Notwendigkeit 
einer  längeren  als  achtstündigen  Arbeitszeit  eintritt 

Im  ganzen  haben  131  Fabriken  in  172  Fällen  die  Ge- 
nehmigung der  Regierung  auf  diesem  Punkte  in  Anspruch  ge- 
nommen und  für  1318  Wochen  oder  10019  Stunden  Extra- 
arbeit während  des  Jahres  und  für  3811  Arbeiterinnen  und 
457  Knaben.  In  Wirklichkeit  beschränkte  sich  die  Uebenseit 
auf  10  Wochen  ä  7V9  Stunden. 

In  demselben  Jahre  war  für  die  Wollenspinnereien  der 
Kolonie  die  gesetzliche  Arbeitszeit  auf  56  Stunden ,  für  alle 
Seilereien  auf  54  Stunden  per  Woche  erweitert  worden. 
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Was  die  Oeberschreitung  der  gesetzlichen  Arbeitseeit  be* 
trifft,  so  klagen  die  Berichte ,  dass  die  Frauen  nicht  wie  die 
Manner  den  Inspektoren  darüber  Angaben  machen,  sondern 
sich  vielmehr  von  dem  Willen  des  Arbeitgebers  leiten  lassen. 

Der  Bericht  für  das  Jahr  1889  besagt,  dass  von  1260 
Fabriken,  in  welchen  Frauen  beschäftigt  sind,  102  in  126 
Fällen  um  Genehmigung  von  üeberzeit  nachgesucht  haben, 
welche  im  üm&nge  Ton  984  Wochen  oder  7910  Stunden 
gewährt  wurde.  Die  durchschnittliche  Zahl  der  Stunden, 
welche  pro  Woche  als  üeberzeit  genehmigt  ward,  ist  etwa 
gleich  8. 

Was  die  Bestimmung  anbelangt,  dass  die  jugendlichen  Ar- 
beiter unter  16  Jahren  ein  ärztliches  Zeugnis  über  ihr 
psychisches  Geeignetsein  für  die  zu  verrichtende  Arbeit  be* 
sitzen  müssen,  so  wird  geklagt,  dass  der  Preis  von  5  Mk.  für 
ein  solches  Zeugnis  viele  jugendliche  Arbeiter  veranlasse,  so- 
bald sie  vom  Inspektor  entdeckt  werden,  den  betreffenden  Platz 
zu  verlassen  und  in  einen  anderen  einzutreten,  wo  es  wieder 
einige  Zeit  erfordere,  bis  die  Fabrikinspektion  die  mangelnde 
Beobachtung  des  Gesetzes  entdeckt.  Auf  solche  Weise  sollen 
viele  Mädchen  und  Knaben  von  einer  Fabrik  zur  andern  wan- 
dern, bis  sie  endlich  das  16.  Jahr  erreicht  haben,  eine  Praxis, 
die  namentlich  dadurch  erleichtert  werde,  dass  die  Nachfrage 
nach  solchen  »Händen«  das  Angebot  stets  übersteigt.  Oben- 
drein finden  dieselben  auch  vielfach  in  solchen  Unterneh- 
mungen Verwendung,  auf  welche  das  Arbeiterschutzgesetz  nicht 
ausgedehnt  ist. 

Der  Bericht  f&r  das  Jahr  1888  gibt  an,  dass  seit  Geltung 
des  Gesetzes  für  3  304  Knaben  und  1  705  Mädchen  ärztliche 
Zeugnisse  ausgestellt  wurden.  Während  des  Jahres  1889  wurden 
diese  Certifikate  von  1 198  Knaben  und  674  Mädchen  ver- 
langt, was  g^en  das  Vorjahr  einen  Bückgang  der  Knaben 
um  62  und  eine  Zunahme  der  Mädchen  um  7  bedeutet.  Der 
Oberinspektor  versäumt  nicht  darauf  hinzuweisen,  dass  diese 
Ziffern  mit  der  mehr  und  mehr  sich  ausbreitenden  Tendenz 
der  Knaben,  sich  von  jeder  gesetzlichen  Kontrolle  unabhängig 
zu  machen,  im  Zusammenhang  stehen   und  die  Fabriken  ge- 
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zwangen  wurden,  an  Stelle  der  Knaben  Mädchen  als  Lehr- 
linge einzustellen. 

Auch  das  erforderliche  Staatsschulzeugnis  fßr 
Kinder  bis  15  Jahren  soll  grosse  Schwierigkeiten  bieten.  Die 
wenigsten  Knaben  erwerben  ein  solches.  Man  muss  sich  mit 
dem  spärlichsten  Schulbesuch  zufrieden  geben,  sonst  gehen 
diese  Jungen  zu  Beschäftigungen  über,  wie  als  Bureaujunge, 
Strassenreiniger,  Zeitungsverkäufer,  Telegraphenbote  a.  s.  w. 
wodurch  sie  der  Kontrolle  des  Inspektors  ganz  entzogen  sind. 

Am  Nachteiligsten  aber  beeinflussen  diese  Bestimmungen 
das  Lehrlingwesen  und  die  Heranbildung  tOchtiger  Hand- 
werker. Knaben  von  13  Jahren  haben  noch  eine  grossere 
Folgsamkeit  und  erlernen  bei  der  vollständigeren  Unterordnung 
unter  die  Disziplin  des  Lehrmeisters  ein  Handwerk  yiel  besser 
und  vollkommener,  als  halb  aufgewachsene  15  jährige  Jungen, 
die  sich  schon  nicht  mehr  viel  sagen  lassen  wollen  und  lieber 
von  einem  Platz  zum  andern  ziehen,  bis  sie  aufgewachsen  sind, 
ohne  irgend  ein  Gewerbe  gründlich  erlernt  zu  haben. 

Diese  Beschränkung  der  Zahl  der  in  den  Fabriken  be- 
schäftigten Knaben  bewirkt  auch,  dass  dieselben  —  im  Be- 
wusstsein  ihrer  günstigeren  Stellung  gegenüber  der  weit  gros- 
seren Nachfrage  —  bei  einer  in  Frage  kommenden  Einstellung 
als  Lehrlinge  so  hohe  Lohnforderungen  stellen,  wie  sie  von  den 
Fabrikanten  nicht  gezahlt  werden  können,  und  die  weitere 
Folge  ist,  dass  die  Zahl  der  Lehrlinge  stetig  abnimmt  und  der 
Stamm  der  tüchtigen  Handwerker  sich  bedenklich  zu  mindern 
droht.  Der  Oberinspektor  bemerkte  schon  in  seinem  Bericht 
pro  1885,  dass  diese  betrübenden  Beobachtungen  von  allen 
ihm  beigegebenen  Inspektoren  gleichmässig  gemacht  wurden 
und  in  seinem  letzten  Berichte  pro  1889  steigern  sich  noch 
seine  Klagen.  Er  sagt,  dass  das  Problem  der  Knabenarbeit 
ein  sehr  ernstes  geworden  sei.  Die  Jungens  seien  viel  zu  un- 
abhängig —  sie  wollen  nur  arbeiten  wenn  es  ihnen  beliebt, 
wo  es  ihnen  beliebt  und  wie  es  ihnen  beliebt.  So  werde  die 
Zahl  der  tüchtigen  Handwerker  immer  kleiner  und  die  Zahl 
der  ^larrikins  and  loafers€  —  der  Taugenichtse  und  Müssig- 
gänger  immer   grosser.     Das  eigentliche   Mittel  zur  Abhilfe 
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liege  hier  zunächst  unzweifelhaft  in  der  besseren  Handhabung 
der  elterlichen  Autorität.  Soweit  das  Gesetz  in  Betracht  kommt, 
kennt  das  Fabrikinspektorat  keinen  anderen  Ausweg,  als  der 
Yorliebe  der  Knaben  für  eine  möglichst  geringe  Belästigung 
Rechnung  zu  tragen.  In  dieser  Richtung  habe  die  neuerliche 
Aendemng  der  Educational  Act,  welche  das  schulpflichtige 
Alter  von  15  auf  13  Jahre  herabgesetzt  habe,  sehr  heilsam 
gewirkt.  BezQglich  der  ärztlichen  Zeugnisse  wird  vorgeschlagen, 
dass  für  dieselben  zunächst  von  Seiten  des  Unternehmers  ge- 
zahlt werden,  der  diese  Auslage  dann  allmählich  vom  Lohne  in 
Abzug  bringen  möge. 

Auf  die  Einführung  der  notigen  Schutzvorrich- 
tungen an  den  Maschinen  und  Maschinenteilen 
wird  auch  in  Victoria  von  der  Fabrikinspektion  grosse  Sorg- 
falt verwendet.  Und  hier  wie  überall  die  Klage,  dass  nicht 
bloss  die  Arbeitgeber,  sondern  auch  die  Arbeiter  selbst  diesen 
Neuerungen  viel  passiven  Widerstand  entg^en  setzen.  Erst 
wenn  ein  Unglück  passiert  ist,  entschliesst  man  sich  zur  all- 
gemeinen Benützung  der  vorhandenen  Schutzvorrichtungen. 
Indes  hängt  diese  Mitthätigkeit  auf  Seiten  der  Unternehmer 
nach  den  Berichten  des  Oberinspektors  doch  auch  viel  mit  den 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Haftpflicht  der 
Arbeitgeber  zusammen.  Weil  darnach  die  Entschädigungs- 
pflicht das  dreifache  Jahreseinkommen  eines  Arbeiters  in  der 
gleichen  Position  und  in  dem  gleichen  Distrikt  nicht  über- 
steigt, hat  sich  bei  den  Unternehmern  die  Gelegenheit  heraus- 
gebildet, sich  gegen  dieses  Risiko  durch  eine  Prämie  von  1  d. 
bis  3  d.  per  Woche  und  per  Arbeiter  zu  versichern,  die  noch 
dazu  nicht  selten  von  dem  Lohne  der  Arbeiter  in  Abzug  ge- 
bracht wird.  Die  privaten  Versicherungsgesellschaften  geben 
diese  Art  von  Versicherung  ganz  allgemein.  Was  die  Folge 
davon  ist,  dass  die  Inspektoren,  welche  sich  für  die  Einfüh- 
rung besserer  Schutzvorrichtungen  bemühen,  von  den  Fabrik- 
herm  Antworten  hören,  wie:  ^It  is  to  expensive.  1  have 
misured  the  tvhole  qf  my  worhpeople  (ugainst  any  accidents 
ihai  may  arise,  and  ihat  is  sufficient  for  my  protection^. 
Neuerdings  sollen  einige  Unternehmer  herausgefunden  haben, 
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dass  die  AnschaffuDg  von  Schutzvorrichtungen  doch  noch  billiger 
zu  stehen  kommt,  und  diese  haben  dann  die  Unfallversichenrng 
ihrer  Arbeiter  wieder  aufgehoben. 

In  Verbindung  damit  steht  die  Inspektion  der  Dampf- 
kessel und  die  Vermittlung  praktischer  Kenntnisse  für  die 
Maschinisten.  Auch  nach  diesen  Richtungen  werden  von  den 
Berichten  günstige  Resultate  verzeichnet.  Nur  dass  von  selten 
der  Unternehmer  darüber  geklagt  wird ,  dass,  sobald  ein  Ma- 
schinist sein  Prüfungszeugnis  von  der  Kommission  erlangt  habe, 
er  auch  Löhnungszulagen  fordere,  ohne  deshalb  ein  irgendwie 
besserer  Arbeiter  geworden  zu  sein. 

In  Bezug  auf  die  gesundheitspolizeiliche  üeber- 
wachung  der  Fabrikräume  heben  die  Berichte  den 
ausserordentlichen  Unterschied  hervor,  welcher  zwischen  den 
alten  und  den  neuen  Fabrikgebäuden  bestehe.  Bei  Neubauten 
ist  man  selbstredend  bemüht,  den  Anforderungen  des  Gesetzes 
zu  genügen.  Alle  Arbeitsräume  aber,  welche  vor  dem  1.  März 
1886  bereits  benützt  wurden,  kannten  bei  ihrer  Errichtung 
die  Beobachtung  solcher  Bestimmungen  nicht.  Und  so  stehen 
sie  allerdings  in  der  Regel  nur  zu  weit  hinter  den  gestellten 
Anforderungen  zurück.  Wenn  nun  ein  solcher  Unternehmer 
seine  Arbeitsräume  zu  verlegen  beabsichtigt,  oder  wenn  ein 
Meister,  der  bislang  mit  4  Gesellen  gearbeitet  hat,  und  des- 
halb den  Bestimmungen  des  Gesetzes  nicht  unterstellt  ist,  eines 
weiteren  Arbeiters  bedarf,  dann  kommen  in  beiden  Fällen  auf 
einmal  die  Verordnungen  des  Gesundheitsamtes  in  Anwendung, 
wonach  auf  jeden  Arbeiter  ein  Luftraum  von  600  Kubikfuss 
gerechnet  wird.  Die  Arbeitsränme  werden  dann  in  9  Fällen 
unter  10  als  gesetzlich  ungenügend  verworfen  und  wären  sie 
auch  im  Vergleich  zu  früheren  Räumen  palastartig  zu  nennen. 
Was  ist  die  Folge?  Dass  man  vorzieht,  die  weit  schlechteren 
Räumlichkeiten  auch  für  die  Zukunft  beizubehalten,  gebäu- 
liche  Veränderungen  nicht  vorzunehmen  und  in  beiden  Fällen 
den  zunehmenden  Aufträgen  dadurch  zu  genügen,  dass  man 
die  entsprechende  Arbeit  ausserhalb  der  Fabrikräume  her- 
stellen lässt.  So  entstehen  als  Zubehör  zu  den  industriellen 
Unternehmungen   überall   in   den  Privatwohuungen  zerstreute 
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Hansindostriestätten,  wovon  nicht  6  %  sich  zur  Einschreibang 
anmelden,  falls  sie  nicht  yon  den  Fabrikinspektoren  entdeckt 
werden. 

Die  Inspektion  ist  der  Meinung,  dass  die  Forderung  eines 
Luftramnminimums  von  500  Eubikfuss  fQr  jeden  Arbeiter  za 
hoch  sei.  In  England,  wo  die  Arbeitszeit  eine  viel  längere  ist 
and  die  Luft  in  den  grossen  Städten  mehr  verbraucht,  werden 
trotzdem  nur  260  Eubikfuss  als  genügendes  Minimum  be- 
trachtet. Das  Minimum  für  englische  Gefängnisse  sei  360  und 
ftbr  gewohnliche  Logierhäuser  nur  292  Eubikfuss  pro  Eopf. 
Eine  Herabsetzung  des  Minimums  auf  360  Fuss  dürfte  deshalb 
in  der  Eolonie  allen  billigen  Anforderungen  genügen. 

Aus  den  Berichten  für  1887,    1888  und  1889  lässt  sich 
die  folgende  Unfallstatistik  zusammenstellen : 
Personen  Personen 

über  20  Jahre      unter  20  Jahre  ^°*  ^°*®" 

1887   1888   1889    1887    1888   1889    1887    1888   1889 


M.  F.  M.  F.  M,  F.   M.  F.  M.  F.  M.  F. 
UnftUe  mit  tot- 
lichemAusgang   1—    8—    4 2 

M.  F.  M.  F. 
1—    5  — 

M.  F. 
4- 

Verlust  von  Arm, 
Hand  od.  Finger  17—  15—27 13—16   1 

17—28- 

43   1 

Knochenbruch       8—11—    4 —   3—10   1    4- 

Kopfverletzung      4—    6—    3 

Andere  Unf&lle  19   1  28    1  34-   11    1  10  2  17   2 

6-  21   1 

4-    5- 

30  2  38  3 

8- 

3- 

51   2 

Im  ganzen    44   1  62   2  72—   14    1  35  3  37   3   58  2  97    i  109   3 

Von  60  Unglacksfällen  im  Jahre  1887  ist  also  die  Zahl 
auf  101  im  Jahre  1888  und  auf  112  im  Jahre  1889  gestiegen. 
Dazu  bemerkt  der  Bericht  pro  1888,  dass  die  Todesfalle  alle 
auf  nicht  vorherzusehende  Weise  eingetreten  seien,  während 
allerdings  ein  grosser  Teil  der  übrigen  Unfälle  durch  bessere 
Schutzvorrichtungen  hätte  verhütet  werden  können.  >Die  In- 
spektoren thun  was  sie  können,  aber  sie  können  doch  nicht 
alles  thun  !c  Der  Bericht  für  das  Jahr  1889  sagt,  dass  es  fast 
scheinen  möchte,  als  ob  der  Durchschnittsarbeiter  in  gleichem 
Masse  sorgloser  werden  würde,  in  dem  es  der  Fabrikinspektion 
gelingt,  die  verschiedenen  Maschinenteile  zur  Verhütung  von 
Unglücksfallen  mit  Schutzvorrichtungen  versehen  zu  lassen. 

ZeltMhr.  f.  Staatiw.    1801.    II.  Heft.  20 
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Von  den  allgemeinen  Vorgängen  in  der  In- 
dustrie wird  fQr  das  Jahr  1888  berichtet,  dass  die  Ver- 
besserung der  Verkehrsverhältuisse  durch  die  Errichtung  Yon 
Brücken,  den  Bau  der  vortrefflichen  Drahtseilstrassenbahnen 
für  Melbourne  und  Umgegend,  die  Verbesserung  der  Wasser- 
strassen und  die  ausserordentliche  Verteuerung  des  Grund  und 
Bodens  innerhalb  der  City  allgemeiner  ein  Verlegen  der  Fabriken 
und  Werkräume  ans  der  Stadt  nach  den  Vorsifidten  und  selbst 
in  die  Landbezirke  hinaus  bewirkt  haben.  Damit  wird  auch 
die  Ausdehnung  der  Fabrikgesetzgebung  auf  das  flache  Land 
eine  Notwendigkeit  und  eine  entsprechende  Mehrung  der  Zahl 
der  Inspektoren  erforderlich,  wenn  anders  die  bisherigen  Ge- 
pflogenheiten beibehalten  werden  sollen,  wonach  jede  einge- 
tragene Fabrik,  bezw.  jeder  eingetragene  Arbeitsraum  nach 
wenigen  Wochen  immer  wieder  von  einem  Inspektor  besucht  wird. 

In  Bezug  auf  einzelne  Industrien  entnehme  ich  den  Be- 
richten noch  das  Folgende: 

Als  Eisengiessereien  waren  in  der  Kolonie  im 
Jahre  1887  193  Unternehmungen  mit  5443  Arbeitern  einge- 
tragen. Im  Jahre  1888  waren  es  256  Unternehmungen  mit 
6237  Arbeitern,  1889  275  ünteme'hmungen  mit  6969  Arbei- 
tern. Knaben,  als  Lehrlinge  angenommen,  sind  meist  auf  5 
bis  7  Jahre  verpflichtet.  Im  letzten  Jahre  ihrer  Lehrlingsseit 
erhalten  sie  20  bis  25  Mk.  Lohn  per  Woche,  in  den  ersten 
12  Monaten  5  Mk.  Meist  bleiben  die  Jungen  in  derselben 
Brancbe.  Wo  man  jedoch  hohe  Eintrittsgelder  zahlt,  tritt  nach 
entsprechender  Zeit  ein  Uebergang  auch  zu  den  anderen  Ar- 
beitsarten ein.  Dreher  und  Monteure  erbalten  10  bis  13  Mk. 
per  Tag.  Der  Lohn  der  Schmiede  wechselt  von  9  bis  14  Mk. 
per  Tag.  Eisengiesser  werden  mit  10  bis  11  Mk.  bezahlt.  Die 
ungelernten  Hilfsarbeiter  erhalten  entsprechend  ihrem  Alter 
und  ihrer  Geschicklichkeit  von  4  bis  7  Mk.  per  Tag.  Viele 
der  Gebäude  sind  alt  und  in  schlechtem  Zustande.  Zumeist  ist 
die  eine  Seite  der  Fabriken  ganz  offen,  was  indes  bei  dem  gün- 
stigen Klima  der  Kolonie  den  Arbeitern  keinerlei  Unannehm- 
lichkeiten  bietet.    Das  Jahr    1889   bot  viele  Schwierigkeiten 
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wegen  der  uDvorhergesehenen  Steigerung  der  Boheisenpreise 
von  £  7.  10  8.  und  £  8.  auf  £  13.  per  Tonne. 

Als  Schuhwarenfabriken  waren  eingetragen  im  Jahre 

1887  106  ünternehmaDgen  mit  2691  Arbeitern  und    953  Arbeiterinnen 

1888  101  >  >    2892  >  >     1923 

1889  110  »  »    2855  >  »999 

Die  Konkurrenz  soll  sehr  gross  sein,  üeber  20  Fabriken  waren 
im  Verlaufe  des  Jahres  1887  gezwungen ,  die  Arbeit  einzu- 
stellen. Frauen  und  Mädchen  sind  namentlich  als  Näherinnen 
yerwendet.  Sie  erhalten  anfangs  5  Mk. ,  später  10  Mk.  und 
als  gute  Arbeiterinnen  25  Mk.  per  Woche.  Männer  erhalten 
als  Zuschneider  bis  zu  70  Mk.  per  Woche,  andere  tüchtige 
Arbeiter  von  35  bis  60  Mk.  EKe  Löhne  hängen  nicht  allein 
Yon  der  Tüchtigkeit  des  Arbeiters,  sondern  auch  von  dem 
Preise  ab,  der  fQr  die  aus  der  Fabrik  nach  Hause  gegebene 
Arbeit  bezahlt  wird.  Die  Verhältnisse  hatten  sich  im  Laufe 
des  Jahres  1888  etwas  gebessert.  Mit  1889  ist  jedoch  aber- 
mals eine  Depression  eingetreten ,  von  der  gesagt  wird ,  dass 
sie  auf  der  Schuhwarenfabrik  am  meisten  laste.  In  vielen 
Fällen  soll  es  schwer  gewesen  sein,  genügend  Beschäftigung 
fdr  die  Arbeiter  zu  finden.  Von  anderer  Seite  wird  bezweckt, 
dass  zwar  die  schwereren  Schuhwaren,  nicht  aber  die  feineren, 
von  der  allgemeinen  Handelskrise  betroffen  worden  seien. 
Gleichzeitig  wird  über  den  Mangel  an  tüchtigen  Arbeiterinnen 
gekl^.  Im  Laufe  des  Jahres  wurden  9  Fabriken  ganz  oder 
teilweise  geschlossen,  wovon  101  Arbeiter  und  53  Arbeiterinnen 
betroffen  wurden. 

Als  Kleidungsgeschäfte  waren  eingetragen  im  Jahre 

1887  225  Werkstätten   mit    1332   Arbeitern  ond    4948   Arbeiterinnen 

1888  264  >  »      1323  »  >      4793  » 

1889  264  >  >  1502  »  »4617  > 
Dazu  kommt  namentlich  noch  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Ar- 
beiterinnen, die  für  diese  Geschäfte  in  ihrer  Wohnung  ar- 
beiten. Die  Angaben  über  Löhne  weichen  sehr  von  einander 
ab.  Männer,  welche  meist  als  Zuschneider  und  zur  Anfer- 
tigung von  nach  Mass  bestellten  Kleidern  verwendet  werden, 
erhalten  durchschnittlich  50  Mk.  per  Woche.  Arbeiterinnen, 
welche  ausschliesslich  zur  Herstellung  von  fertigen  Eleidervor- 

20» 
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raten  verwendet  werden,  verdienen  von  15  bis  25  Mk.  in  der 
Woche.  Madchen  werden  zum  Lernen  von  den  einsselnen  Ar- 
beiterinnen angenommen  und  von  diesen  bezahlt,  stehen  aber 
trotzdem  unter  der  Aufsicht  der  Fabrik  gleich  ihrer  Lehr- 
meisterin und  haben  sich  der  Fabrikordnung  anzubequemen. 
Alle  Arbeiter  werden,  mit  Ausnahme  der  Maschinisten,  nach 
Stücklohn  bezahlt.  Auch  von  dieser  Industrie  wird  für  das 
Jahr  1889  von  einer  sehr  kritischen  Lage  berichtet.  Die  Mei- 
nungen über  die  Ursache  gehen  auseinander.  Von  der  einen  Seite 
wird  behauptet,  das  Schutzzollsystem  von  Südaustralien  und 
Neu-Seeland  habe  das  Absatzgebiet  wesentlich  eingeschränkt 
Andere  sind  der  Meinung,  die  allgemeinere  Einführung  des 
Selbstmasssystems  habe  alles  verschuldet  Früher  seien  die 
Kaufläden  auf  dem  Lande  gezwungen  gewesen,  ein  mehr  oder 
minder  grosses  Lager  von  fertigen  Kleidern  zu  halten,  jetzt 
nehme  man  das  Mass  von  den  Kunden  und  bestelle  nicht 
mehr,  als  gerade  verlangt  worden.  Darch  diese  Veränderung 
sei  eine  grosse  Zahl  von  Arbeitern  überflüssig  geworden.  Im 
Laufe  des  Jahres  wurden  34  Unternehmungen  ganz  oder  teil- 
weise geschlossen,  wodurch  98  Arbeiter  und  268  Arbeiterinnen 
ausser  Beschäftigung  kamen. 

Ein  interessantes  Kapitel  der  Berichte  bezieht  sich  auf 
die  Möbelfabrikation  der  Chinesen.  Der  erste 
Jahresbericht  bemerkt,  dass  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf 
diesen  Teil  der  Industrie  die  grössten  Schwierigkeiten  bereite. 
Die  Arbeitsräume  der  Chinesen  seien  schwer  zu  finden ,  weil 
zumeist  in  Nebenstrassen  und  Rückgebäuden  gelegen,  wobei 
äussere  Anhaltspunkte  für  die  leichtere  Entdeckung  derselben 
nicht  geboten  werden.  Und  wenn  die  Arbeitsräume  gefunden 
sind,  dann  sei  es  keineswegs  leicht,  den  Chinesen  die  gesetz- 
lichen Erfordernisse  begreiflich  zu  machen.  Zumeist  wohnen 
und  arbeiten  sie  in  den  gleichen  Räumen ,  die  auch  als  Bar- 
bierstube und  Restaurant  benützt  werden.  Die  europäische 
Auffassung  von  dem,  was  fQr  die  menschliche  Gesundheit  not- 
wendig ist,  fehle  den  Chinesen  vollständig.  Die  Arbeitsräume 
seien  so  eng  und  so  überfüllt  als  möglich.  Wenn  nun  ein 
Inspektor  diese  Räume  besucht  uud  findet  jene  Zahl  von  Chi- 
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nesen  zusammen  arbeiten,  welche  erforderlich  ist,  um  das 
Fabrikgesetz  in  Anwendung  zu  bringen ,  so  sagt  man  ihm 
meist,  dass  die  Hälfte  der  Leute  Unternehmer  seien,  die  sonst 
nicht  arbeiten,  und  die  übrigen  seien  nur  ganz  zufällig  an- 
wesende Freunde.  Es  sei  fraglich,  ob  auch  nur  die  Hälfte 
dieser  chinesischen  Unternehmungen  bereits  entdeckt  worden 
seien.  Im  ganzen  waren  während  des  Jahres  1886  23  Unter- 
nehmungen mit  320  chinesischen  Arbeitern  registriert,  die, 
mit  nur  einer  Ausnahme,  alle  in  Melbourne  sich  befanden. 

Ein  Amendement  zum  Fabrikgesetz  vom  17.  Dezbr.  1887 
bestimmt,  dass  jeder  Arbeitsraum,  in  welchem  mehr  als  ein 
Chinese  mit  Herstellang  oder  Verkauf  von  Waren  beschäftigt 
ist,  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterworfen  wird.  Mit 
der  Beaufsichtigung  des  Ghinesenviertels  wurde  dann  ein  be- 
sonderer Inspektor  betraut,  dem  ein  Chinese  als  Assistent  bei- 
gegeben wurde. 

Man  arbeitet  ohne  jede  bestimmte  Stundenordnung,  was 
durch  die  Zahlung  von  Stücklohn  begünstigt  wird.  Dabei 
bilden  die  chinesischen  Arbeiter  unter  sich  eine  Vereinigung, 
deren  Mitglieder  Beiträge  von  30  bis  60  Mk.  per  Jahr  zu  ent- 
richten haben.  Die  Genossenschaft  hält  im  Jahre  zwei  be- 
sondere Feiertage,  an  deren  Festlichkeit  sich  die  Mitglieder 
Tollzahlig  beteiligen.  Für  Taglohnarbeit  gilt  als  Regel  der 
lOstfindige  Maximalarbeitstag.  Sobald  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  entstehen,  werden  mehrere 
Schiedsrichter  berufen,  vor  ihnen  die  Angelegenheit  verhandelt 
und  durch  ihren  Spruch  der  Streit  endgültig  entschieden. 

Die  chinesische  Fabrikation  beschränkt  sich  auf  die  ge- 
ringeren Möbelsorten,  worin  sie  mit  den  europäischen  Impor- 
teuren konkurrieren.  Anfänglich  waren  ihre  Erzeugnisse  weniger 
gut.  In  letzter  Zeit  ist  jedoch  darin  eine  solch^  merkliche 
Verbesserung  eingetreten,  dass  nur  noch  Fachleute  das  chine- 
sische Produkt  vom  europäischen  Import  unterscheiden  können. 
Die  Zahl  der  eingetragenen  Unternehmungen  betrug  in  1887 
25  mit  341  Händen,  im  Jahre  1888  40  mit  435  Händen,  und 
im  Jahre  1889  45  mit  584  Händen.  Die  allgemeine  Handels- 
stockung in  Victoria  im  Laufe   dieses  Jahres  hat   sich   indes 
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auch  auf  die  chinesischen  Unternehmer  erstreckt,  15  derselben 
haben  im  Laufe  des  Jahres  ihre  Möbelfabrikation  eingestellt, 
wovon  7  infolge  von  Zahlungsunfähigkeit.  Am  31.  Dezember 
1889  waren  nur  noch  30  chinesische  Unternehmer  mit  410 
chinesischen  Arbeitern  registriert. 

Alle  bisherigen  Versuche  der  Chinesen  in  anderen  In- 
dustriezweigen sind  missglückt. 

Nur  der  Bericht  für  1888  enthält  einige  nähere  Angaben 
Ober  Streiks  und  zwar  die  der  Eohlenbergleute  und  der 
Eisengiesser. 

Der  Streik  der  Eisengiesser  begann  Ende  Juli  1888  und 
dauerte  16  Wochen.  Ursache  war  die  Forderung  einer  Lohn- 
erhöhung von  10  auf  11  Mk.  für  den  achtstündigen  Arbeits- 
tag. Der  Streit  wurde  durch  die  Uebereinkunft  geschlichtet, 
10  Mk.  66  Pfg.  pro  Tag  zu  zahlen.  Viel  Beunruhigung  und 
Störung  ist  daraus  in  der  Beschäftigung  anderer  Arbeiter  ent- 
standen. Es  wird 'berichtet ,  dass  einzelne  Unternehmer  sich 
damit  zu  helfen  suchten,  dass  sie  aus  Neuseeland,  Neusüdwales 
und  Südaustralien  Arbeiter  bezogen,  welche  nicht  zu  den  Unions 
gehörten.  An  anderen  Plätzen  wie  in  Sandhurst  hatte  der 
Streik  deshalb  so  gut  wie  keinen  Einfluss,  weil  sich  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  dahin  einigten,  den  geforderten  höheren 
Lohnsatz  so  lange  zu  zahlen,  bis  die  Differenzen  endgültig  ge- 
regelt und  entschieden  seien. 

Der  Streik  der  Eohlenbergleute  kam  weniger  plötzlich  und 
unvorbereitet.  Deshalb  waren  auch  vielfach  Vorkehrungen  über 
die  Bezüge  von  Holz  getroffen  worden.  Er  begann  am  21.  Au- 
gust 1888  und  dauerte  bis  zu  Anfang  des  Jahres  1889.  Die 
Ziegelsteinfabrikation  scheint  am  meisten  darunter  gelitten  zu 
haben.  Wenigstens  gingen  die  Preise  für  Ziegelsteine  rasch 
in  die  Höhe.  Doch  zuletzt  hatte  auch  hier  wieder  der  Kon- 
sument alles  zu  tragen.  Namentlich  die  kleinen  Ziegeleien 
waren  besonders  benachteiligt,  weil  sie  bei  der  Steigerung  der 
Eohlenpreise  mit  den  grossen  Unternehmungen  nicht  Schritt 
halten  konnten,  in  denen  immer  noch  Holz  in  grösserem  Um- 
fange benutzt  wird.  Die  disponiblen  Holzlager  aber  waren 
vielfach  von  letzterer  Seite  aufgekauft  worden.    So  wurden  viele 
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Arbeiter  beschäftigangslos.  Auch  die  Fuhrleate  hatten  weniger 
zu  thun,  weshalb  sie  ihre  Pferde  auf  die  Waide  schickten. 
Und  damit  waren  wieder  die  Heu-  und  Korn  verkaufer  wie 
auch  die  Sattler  in  Mitleidenschaft  gezogen. 

Ueber  die  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  früheren 
Schliessen  der.V  er  kauf  släden  wird  in  den  Berichten 
bemerkt,  dass  hierin  der  erste  legislative  Versuch  vorliege, 
diese  Angelegenheit  zu  regeln.  Um  der  Möglichkeit  vorzu* 
beugen,  dass  das  Gesetz  Bestimmungen  treffen  möchte,  welche 
von  der  öffentlichen  Meinung  nicht  unterstützt  würden,  hat 
man  die  Gemeindeverwaltungen  ermächtigt,  nach  einer  dies* 
bezüglichen  Petition  der  Majorität  der  Ladenbesitzer  ent- 
sprechende Zeitbestimmungen  eintreten  zu  lassen.  Da  nun  in 
grossem  Umfange  von  dieser  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht 
wurde  und  aneinander  grenzende  Gemeinden  nicht  immer  die 
gleichen  Beschlüsse  gefasst  haben,  so  hat  das  Gesetz  nicht  so 
günstig  gewirkt,  wie  man  es  erwartet.  Zur  Illustration  der 
dadurch  entstandenen  Verhältnisse  mögen  die  folgenden  Zu- 
stande aus  Melbourne  und  seinen  Vorstädten  dienen.  Wenn 
Jemand  in  Kichmond  wohnt  und  bei  seinem  Krämer  etwas  zu 
kaufen  hat,  so  mnss  das  in  Richmond  vor  7  Uhr  abends  ge- 
schehen. Nachher  sind  die  Läden  geschlossen.  Er  kann  je- 
doch über  den  Fluss  gehen  und  in  Prahran  bis  8  Uhr  ein- 
kaufen. Oder  er  geht  über  den  Simpson  road  nach  Fitzroy 
oder  CoUingwood  oder  er  kommt  nach  Melbourne  und  kauft 
bis  9  Uhr  abends.  Ein  Paar  Schuhe  können  in  Prahran  nur 
bis  8  Uhr,  in  dem  angrenzenden  St.  Hilda  bis  9  Uhr  abends 
käuflich  erworben  werden.  Dass  dadurch  auch  die  Ueber- 
wachung  sehr  erschwert  wird,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  entsprechenden  Missstände  und  Bestimmungen  würden 
nach  der  Meinung  des  Oberinspektors  am  zweckmässigsten 
Gegenstand  eines  Gesetzes  werden,  dessen  Ausführung  den 
ordentlichen  Polizeiorganen  zu  überlassen  wäre. 

Die  Unzulänglichkeit  gerade  dieser  Bestimmungen  spiegelt 
sich  denn  auch  wieder  in  der  Liste  der  Bestrafungen, 
welche  nach  dem  Fabrikgesetz  eingetreten  sind.  Von  62  Geld- 
strafen im  Jahre  1886  wurde  nur   eine  einzige   wegen   eines 
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Beates  des  eigentlichen  Fabrikgesetzes  verhängt,  nämlich 
wegen  der  Beschäftigung  von  Frauen  über  48  Standen  in  der 
Woche.  Alle  übrigen  61  Fälle  bezogen  sich  auf  das  zu  späte 
Schliessen  der  Verkaufsläden.  Im  Jahre  1887  traten  38  Be- 
strafungen ein,  wovon  30  wegen  Verkaufen  in  den  Läden 
nach  der  gesetzlichen  Zeit,  4  wegen  versäumter  Erneuerung 
der  Registrierung,  2  wegen  der  B^chäftigung  von  Knaben 
und  Mädchen  unter  16  Jahren  über  48  Stunden  in  der  Woche, 

1  für  die  Beschäftigung  eines  Knaben  ohne  ärztliches  Zeug- 
nis und  1  wegen  versäumter  Eintragung  der  Fabrik  verhängt 
wurden.     Im  Jahre  1888   erfolgten  53  Bestrafungen,    wovon 

2  wegen  versäumter  Eintragserneuerung,  alle  übrigen  auf  das 
zu  späte  Schliessen  der  Läden  Bezug  hatten.  Die  Inspektion 
hat  offenbar  keine  rechte  Freude  an  der  Ueberwachung  der 
Läden  und  die  Strafen  sind  so  niedrig  bemessen  (1  Mk.  zu- 
meist!), dass  es  sich  für  den  Ladeninhaber  oft  rentiert,  den 
Laden  offen  zu  lassen  und  die  Strafe  zu  zahlen.  Obendrein 
scheint  auch  bei  den  Richtern  eine  allgemeinere  Geneigtheit 
zu  bestehen,  im  Berufungsfalle  hierauf  Freisprechung  zu  er- 
kennen. In  dem  Bericht  pro  1889  erscheinen  auf  einmal  die 
Bestrafungen  in  ganz  verändertem  Verhältnis.  Von  56  An- 
klagen beziehen  sich  26  aof  versäumte  Eintragserneuerung  und 
nur  30  auf  zu  spätes  Schliessen  der  Läden.  Der  Oberinspektor 
bemerkt  dazu,  dass  das  veränderte  Verhalten  der  Ladeninhaber 
mit  der  erwarteten  Novelle  des  Gesetzes  im  Zusammenhang 
stehe,  die  indes  beim  Parlament  noch  nicht  in  Vorlage  ge- 
kommen sei. 

Zum  weiteren  Ausbau  des  Gesetzes  sind  von  der  Inspektion 
namentlich  die  folgenden  Vorschläge  in  den  Berichten 
niedergelegt  worden: 

1)  üeberweisung  auch  der  gesundheitspolizeilichen  Beauf- 
sichtigung an  die  Fabrikinspektion, 

2)  Zahlung  der  Kosten  der  ärztlichen  Untersuchung  der 
Kinder  durch  die  Unternehmer,  eventuell  mit  dem  Rechte, 
den  Betrag  nach  und  nach  vom  Lohne  in  Abzug  zu  bringen, 

3)  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  das  flache  Land, 
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4)  Befreiung  der  Inspektion  von  der  Aufsicht  über  die 
Verkaufsladen,  und 

5)  Gesetz  über  die  Revision  der  Dampfkessel. 

IV.    Geschlehte  des  achtstündigen  Arbeitstags  und  der  Or- 
ganisation der  Arbeiter  in  Australien. 

Wie  alle  Länder  mit  junger  Kultur  so  haben  auch  die 
australischen  Kolonien  noch  keine  Wirtschaftsgeschichte  ge- 
schrieben, und  soweit  hier  überhaupt  historische  Aufzeich- 
nungen gemacht  worden,  sind  sie  mehr  persönlicher  und  yer- 
fassungspolitischer  Art.  Man  kennt  genau  die  Namen  und 
die  Verwandtschaft  der  ersten  Kolonisten ,  ihre  Lebensdauer, 
die  Namen  der  Schiffe,  auf  denen  sie  angekommen,  die  Namen 
der  Mitglieder  der  ersten  gesetzgebenden  Körperschaften,  die 
Namen  und  Wappenschilder  der  yerschiedenen  Statthalter  u. 
drgl.  m.  Man  verfolgt  auch  genau  Abstammung  und  Her- 
kunft der  besseren  landwirtschaftlichen  Nutztiere  und  die 
Namen  ihrer  ersten  Importeure,  aber  niemand  kümmert  sich 
um  die  Geschichte  der  Arbeiterbewegung  oder  am  die  Ver- 
änderungen in  der  Lage  des  Bauernstandes.  Man  feiert  all- 
jährlich die  Einführung  des  achtstündigen  Mazimalarbeitstags 
für  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  und  zwar  in  Victoria 
seit  dem  21.  April  1856,  in  Neu-Süd-Wales  seit  dem  1.  Ok- 
tober 1863,  in  Südaustralien  seit  dem  1.  September  1873,  in 
Queensland  seit  dem  1.  März  1878,  in  Tasmanien  erst  seit 
dem  vorigen  Jahre.  Man  hält  bei  diesen  Gelegenheiten  grosse 
feierliche  Umzüge  ab,  an  denen  20  bis  25000  Menschen  teil- 
nehmen und  eine  jede  Arbeiter-Union  sich  um  ihr  Banner 
schart,  das  oft  mehrere  tausend  Mark  gekostet  hat.  Man  lässt 
grosse  Festpiele  und  von  den  Arbeitern  veranstaltete  Festessen 
folgen,  an  denen  nicht  nur  die  Minister,  sondern  oft  auch  der 
Statthalter  teilnehmen,  aber  niemand  weiss,  welcher  Prozent- 
satz von  den  gelernten  oder  ungelernten  Arbeitern  an  dieser 
so  hoch  gefeierten  Einrichtung  Anteil  hat  und  welcher  nicht. 
Ueberall  tritt  dem  Beobachter  die  Macht  und  der  Einfluss  der 
Trades  Unions  entgegen,  aber  nicht  einmal  auf  ihren  alljähr- 
lichen interkolonialen  Kongressen   war   man   bis  jetzt  in  der 
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Lage,  auch  Dur  über  die  Zahl  der  Unions,  wieviel  weniger 
über  die  Zahl  der  unionierten  Arbeiter  und  deren  Zifferver- 
bältnis  zu  den  übrigen  Arbeitern  Australiens  zuverlässige  An- 
gaben zu  machen.  Nur  Viktoria  besitzt  aus  der  Feder  des 
amerikanischen  Regierungskommissärs  MCoppin  eine  als  zu- 
verlässig; anerkannte  historische  Skizze  seiner  Arbeiterorgani- 
sationen. Und  ausserdem  gibt  noch  *The  SotUh  Aiistralien 
Begi8ter€  vom  3.  September  1889  No.  13  366  in  seinem  Fest- 
bericht über  die  16.  Jahresfeier  der  Einführung  des  acht- 
stündigen Maximalarbeitstages  in  Südaustralien  einige  geschicht- 
liche Informationen.  Sowohl  der  Spärlichkeit  des  Materiales 
halber,  wie  auch  der  echt  australischen  Auffassungen  wegen 
möge  es  gestattet  sein ,  diese  Quellen  so  viel  als  möglich  in 
der  üebersetzung  hier  wieder  zu  geben. 

Der  erste  Versuch  einer  Organisation  der  Arbeiter  in 
Victoria  —  so  berichtet  M^Coppin  —  fällt  in  die  frühesten 
Tage  der  Kolonie,  nämlich  in  das  Jahr  1847,  als  eine  Hand 
voll  Maurer  damit  beschäftigt  war,  die  Anfange  der  Stadt 
Melbourne  zu  erbauen  und  diese  Maurer  sich  zu  einer  »iSo- 
ciety€  vereinigten.  Zweck  der  Gesellschaft  war,  g^en  jede 
Beeinträchtigung  der  Arbeit  anzukämpfen.  Da  jedoch  die  da- 
maligen Verhältnisse  ganz  ausnehmend  günstig  für  die  In- 
teressen der  Handwerker  waren,  kam  die  i^Society^  nie  in  die 
Lage ,  ihren  Einfluss  geltend  zu  machen.  Deshalb  begann 
diese  Organisation  der  Arbeiter  zu  erschlaffen,  um  bald  mit 
der  Entdeckung  der  Goldfelder  und  der  Ausgabe  von  Minen- 
rechten im  September  1851  ganz  aufzuhören.  Denn  kauoi 
war  die  Nachricht  von  dem  Vorbandensein  grösserer  Gold- 
lager bestätigt  worden,  als  sich  auch  das  Goldfieber  schon 
überall  einstellte.  Die  Maurer  warfen  ihre  Kelle,  die  Zimmer- 
leute ihre  Axt  beiseite  und  selbst  die  Bauunternehmer  gaben 
ihre  bisherige  Thätigkeit  auf,  um  gemeinsam  mit  ihren  Ar- 
beitern mit  Haue  und  Schaufel  nach  dem  kostbaren  gelben 
Metalle  zu  suchen.  Doch  ewig  konnten  auch  diese  Zustande 
nicht  dauern ;  der  Ruf  nach  »Gold«  hatte  Tausende  von 
Menschen  nach  Victoria  gebracht,  die  als  Bergleute  gänzlich 
unbrauchbar   waren.      Der   Ertrag   der   Goldwäscherei   erwies 
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sich  bald  als  nicht  überall  den  gehegten  Hoffnungen  und 
Wünschen  entsprechend,  und  da  mittlerweile  für  jede  Art 
gelernte  und  ungelernte  Arbeit  ganz  exorbitante  Lohne  ge- 
sahlt  wurden,  kehrten  viele  Handwerker  wieder  zu  ihrem  Ge- 
werbe zurück,  wo  sie  jetzt  ein  höheres  und  sichereres  Ein- 
kommen fanden  als  die  grosse  Mehrzahl  der  Goldwäscher.  Die 
Städte  in  den  wichtigsten  Goldminendistrikten  verwandelten 
ihre  primitiven  Segeltuchzelte  und  Bretterhütten  in  stattliche 
Gebäude  aus  Stein  und  Eisen.  Damit  konzentrierten  sich  auch 
die  Industrien  nach  diesen  Plätzen  und  damit  notwendiger 
Weise  auch  wieder  die  Zahl  der  Handarbeiter.  Der  Geburtstag 
der  australischen  Arbeiterorganisation  muss  deshalb  auf  diesen 
Zeitpunkt  verlegt  werden.  Deber  die  Geburt  selbst  erzählt 
ifian  sich  die  folgende  kleine  Geschichte: 

In  der  Mitte  des  australischen  Sommers,  im  Dezember  des 
Jahres  1855  waren  in  einer  der  Vorstädte  Melbourne*s  20  bis 
30  Maurer  an  der  Herstellung  eines  Gebäudes  beschäftigt. 
Während  des  Behauens  der  Steine  fielen  die  Strahlen  der 
Sonne  unbarmherzig  auf  die  Arbeiter  nieder.  Es  war  bald 
3  Uhr  Nachmittags  geworden,  zu  welcher  Zeit  ebenso  wie  um 
11  Uhr  Vormittags,  den  ausserhalb  geschlossener  Arbeitsräume 
thätigen  Arbeiter  eine  freie  Viertelstunde  für  ein  Pfeifchen 
Tabak  üblicher  Weise  vergönnt  war.  Die  Glocke  schlug.  Und 
die  schweissbeperlte  Stirne  trocknend,  schritten  sie  hinab  nach 
einem  schattigen  Plätzchen,  um  dort  die  Pfeifchen  in  Brand 
zu  setzen.  Ein  jeder  klagte  über  die  Hitze  und  dass  sie  so- 
weit gereist  seien,  nur  um  wieder  10  Stunden  pro  Tag  wie 
in  England  zu  arbeiten.  Da  warf  Einer  unter  ihnen  die  Frage 
auf:  »Wie  wäre  es,  wenn  wir  den  achtstündigen  Maximal- 
arbeitstag einführen  würden?«  -—  Die  allseitige  Zustimmung 
liess  nicht  lange  auf  sich  warten.  Man  beschloss  alle  Ar- 
beiter der  Baugewerbe,  zusammen  neun  verschiedene  Branchen, 
zu  einer  Versammlung  einzuberufen,  die  in  der  Vorstadt  Col- 
lingwood  stattfand,  wo  heute  der  Hauptstamm  der  Arbeiter- 
wohnungen ist  Die  von  der  Versammlung  angenommene  Re- 
solution besagte,  dass  fQr  alle  Branchen  der  Baugewerbe  künftig 
eine  achtstündige  Arbeit  als  Tagewerk  zu  betrachten  sei.    Und 
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damit  hatte  die  Organisation  der  Arbeiter  in  Victoria  und  in 
Australien  überhaupt  begonnen. 

Die  einzelnen  Branchen  benachrichtigten  alsdann  ihre 
Arbeitgeber,  dass  künftig  der  achtstündige  Arbeitstag  Geltung 
habe.  Die  Maurer  und  Zimmerleute  warteten  damit  bis  zum 
März  1856.  Die  Winterzeit  hatte  mittlerweile  begonnen  und 
die  Unternehmer  waren  durch  die  Neuerung  wenig  gestört, 
da  sich  während  der  kurzen  Wintertage  doch  nicht  viel  länger 
arbeiten  Hess.  Nichtsdestoweniger  behielt  man  sich  eine  ge- 
wisse Bedenkzeit  vor.  Auch  die  Unternehmer  hatten  inzwischen 
eine  grosse  beratende  Versammlung,  in  der  beschlossen  wurde, 
der  Forderung  der  Arbeiter  zuzustimmen  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  bereits  eingegangenen  Verträge  noch  in  der 
bisher  üblichen  Weise  ausgeführt  werden  sollten.  Der  einzige 
Streik,  der  bei  dieser  Kürzung  der  Arbeitszeit  eintrat,  dauerte 
nur  wenige  Tage  und  betraf  die  Arbeiter  am  Parlaments- 
gebäude, dem  grössten  Gebäude  der  Kolonie.  Nachdem  eine 
Woche  lang  die  Arbeit  eingestellt  war,  stimmte  der  Unter- 
nehmer den  Vorschlägen  der  Arbeiter  bei ,  die  dann  am  21. 
April  1856  ihre  Arbeit  nach  der  neuen  Tagesregel  wieder 
aufnahmen. 

Das  war  das  erste  grosse  Prinzip,  zu  dessen  Verteidigung 
sich  die  Arbeiter  enger  zusammenschlössen.  Es  war  nicht  die 
Idee  eines  einzelnen  Mannes  oder  einer  kleineren  Zahl  von 
Männern,  welche  unter  dem  Einflüsse  der  australischen  Som- 
merhitze gereift  wäre,  obwohl  dieselbe  unzweifelhaft  zur  Ent- 
scheidung beigetragen  hat.  Es  war  vielmehr  der  kühne  Ent- 
schluss  von  Männern,  die  von  einem  übervölkerten  Lande 
gekommen  waren,  wo  die  Arbeit  schlecht  gelohnt  wird,  daas 
auf  diesem  neuen  Kontinent  auf  der  anderen  Seite  der  Erde 
eine  billige  Tagesarbeit  einen  guten  Lohn  hinfort  ernten  m^e. 
Das  Leben  sollte  nicht  bloss  da  sein,  damit  man  arbeite  um 
KU  leben,  und  lebe  um  zu  arbeiten,  sondern  dass  ein  gewisser 
Teil  eines  jeden  Tages  dem  Arbeiter  zu  seiner  Erholung  und 
Erbauung  zur  Disposition  verbleibe. 

Zur  Erinnerung  an  die  Einführung  des  achtstündigen  Ar- 
beitstages wurde  am  Montag  nach  dem  weissen  Sonntag  des 
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Jahres  1856  eine  grosse  Demonstration  veranstaltet.  Es  war 
ein  allgemeines  grosses  Arbeiterfest,  an  dem  sich  alle  be- 
stehenden Arbeitervereinignngen  beteiligten.  Man  marschierte 
in  Prozessionen  durch  die  Hauptstrassen  der  Stadt  Melbourne 
nach  dem  Pestplatze,  wo  Spiele  und  Sports  veranstaltet  wurden. 
Aus  den  erhobenen  Eintrittsgeldern  konnte  nach  Deckung  der 
Auslagen  noch  ein  ansehnlicher  Betrag  an  das  Melbourner 
Hospital  überwiesen  werden.  Doch  schon  damit  steht  eine 
zweite  Idee  in  Verbindung ,  die  den  Trades  Unions  noch  zu 
festerem,  engerem  Zusammenschluss  verhelfen  sollte. 

Man  entschloss  sich  nämlich,  kOnftig  die  Ueberschüsse 
dieses  alljährlichen  Festtages  zur  Erbauung  eines  eigenen  Ver- 
sammlungshauses  zu  verwenden.  Am  21.  April  1857  wurde 
der  zweite  Jahrestag  zur  Erinnerung  an  die  Einführung  der 
Achtstundenarbeit  gefeiert.  Zwar  waren  noch  keineswegs  alle 
Gewerbe  zu  dieser  neuen  Ordnung  übergegangen;  aber  mit 
jedem  Jahre  wuchs  die  Zahl  der  Anhänger  und  im  gleichen 
Verhältnis  wurden  neue  ünions  gegründet.  Gegen  Ende  des 
Jahres  1857  erhielten  die  Vertreter  derselben  von  der  Regie- 
rung 2  Acres  Land  zur  Errichtung  eines  Versammlungshauses 
geschenkt 

Etwa  um  dieselbe  Zeit  führten  kleine  Differenzen  der 
Maschinisten  mit  ihren  Unternehmern  zu  einem  Streik,  bei 
welcher  Gelegenheit  auch  die  Forderung  des  achtstündigen  Ar- 
beitstages erhoben  wurde.  Sie  hatten  schon  vor  zwei  Jahren 
versacht,  diese  Zeitkürzung  ihrer  Arbeit  zu  erlangen,  aber  der 
mangelnden  Organisation  halber  ohne  Erfolg.  Der  Streik  dauerte 
diesmal  nur  eine  Woche  und  endete  mit  dem  Sieg  der  Arbeiter. 
So  verschaffte  sich  langsam  aber  sicher  das  neue  Prinzip  immer 
weitergehende  Anerkennung.  Die  ausserordentliche  Energie, 
welche  allen  ersten  Kolonisten  eigen  ist,  wurde  hier  dazu  ver- 
wendet, der  Arbeit  einen  verhältnismässigen  Anteil  an  der  Ent- 
wicklung des  Landes  zu  sichern.  Schon  damals  hatten  die 
Arbeiter  eine  grosse  Macht  in  Händen.  Es  gereicht  ihnen  zur 
Ehre,  dass  sie  dabei  mit  rechtem  Mass  und  Ziel  den  Grund- 
satz niederlegten,  dass  die  kommenden  Generationen  der  Ko- 
lonie  und  ihre  eignen  Söhne  eine   australische  Nation    aus- 
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machen  sollten,  innerhalb  welcher  nicht  die  Arbeiter  blosse 
Maschinen  seien  und  dass  sie  die  rechten  Lehren  zogen  ans 
den  Erfahrungen  ihrer  früheren  Heimat  —  Lehren,  gegeben 
von  Armut  und  Mohsalen,  die  ebendeshalb  desto  fester  ihrem 
Geiste  sich  eingeprägt. 

Im  September  1858  ward  eine  Massenversammlung  der 
Mitglieder  der  Trades  Unions  abgehalten,  wobei  beschlossen 
wurde,  auf  dem  geschenkten  Grundstück  ein  Holzgebäude  für 
etwa  20000  Mk.  als  Versammlungshalle  zu  errichten.  Im 
April  des  folgenden  Jahres  wurden  die  neuen  Bäume  bereits 
bezogen  und  die  Erstarkung  des  Trades  Unionism  in  Victoria 
ist  dadurch  unzweifelhaft  sehr  begünstigt  worden.  Die  regel- 
mässigen Zusammenkünfte  aller  organisierten  Arbeitergenossen 
unter  Einem  Dache  brachte  die  Mitglieder  derselben  einander 
persönlich  näher  und  forderte  so  in  hohem  Masse  die  ge* 
schlossene  Vereinigung  aller  Arbeitergesellschaften  unter  ein- 
ander, deren  gemeinschaftliches  Vorgehen  gerade  in  den  jetzt 
folgenden  Jahren  höchst  nötig  war. 

In  den  Jahren  1861  bis  1864  ging  nämlich  die  Mitglieder- 
zahl der  Unions  sehr  stark  zurück.  Die  alljährliche  Acht- 
stundendemonstration war  in  dieser  Zeit  viel  weniger  besucht 
Die  Zahl  der  Personen,  weiche  daran  Teil  nahmen,  fielen  von 
5000  im  Jahre  1859  auf  wenig  über  3000  im  Jahre  1863. 
Eine  intensive  Erisis  in  Handel  und  Industrie  war  ansge- 
brocheu.  Mit  dem  Jahre  1865  häuffcen  sich  die  Erwerbsscbwie- 
rigkeiten  noch  mehr.  Aber  gerade  diese  Zeit  hat  nach  austra- 
lischer AufiPassung  den  Anspruch  darauf,  die  gegenwärtig  so 
prosperierende  Lage  der  Kolonie  herbeigeführt  zu  haben.  In 
diesem  Jahre  erklärte  sich  nämlich  das  Volk  mit  aller  Ent- 
schiedenheit zu  Gunsten  der  Schutzzollpolitik.  Einige  Jahre 
vorher  schon,  nämlich  im  Jahre  1860,  hatten  Industrielle  Vic- 
torias vor  einem  Parlamentskomitee  nachgewiesen,  dass  ihnen 
eine  Konkurrenz  mit  den  alten  europäischen  Kulturländern  nicht 
möglich  sei  ohne  einen  Schutzzoll  von  10  bis  25  ®/o  des  Wertes 
der  Güter.  Diese  Angaben  erwiesen  sich  in  den  nachfolgenden 
Jahren  als  völlig  zutreffend. 

Während  der  Krisis   war   die  Nachfrage  nach  Arbeit  so 
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gering  geworden ,  dass  viele  gelernte  wie  ungelernte  Arbeiter 
anfähig  waren,  ihren  Lebensunterhalt  zu  verdienen  und  des- 
halb zur  Ernährung  ihrer  Frauen  und  Kinder  auf  mildthätige 
Unterstützungen  angewiesen  waren.  Obgleich  damals  die  Löhne 
f&r  gelernte  Arbeiter  nominell  auf  6  bis  10  Mk.  pro  Tag  sich 
stellten,  war  doch  eine  grosse  Zahl  derselben  froh,  auch  nur 
4  Mk.  täglich  zu  verdienen.  Die  Goldfelder  gaben  keine  Ge- 
l^enheit  mehr  ftlr  einen  reichlicheren  Verdienst;  nur  wenige 
Goldwäscher  erlangten  ein  höheres  Einkommen. 

Die  schutzzöllnerischen  Agitationen  in  Victoria  hatten 
ihre  ersten  grossen  Erfolge  im  Jahre  1865,  wodurch  sofort 
industrielle  Fortschritte  angeregt  wurden.  Die  Zeitung  »2%e 
Age€^  welche  von  Anfang  an  die  neue  Bewegung  unterstützte, 
entwickelte  sich  von  einem  kleinen  täglichen  Blatte  zu  einer 
popußLren,  einflussreichen  Zeitung  mit  einer  täglichen  Auflage 
von  82000  Exemplaren.  Der  Mann,  welcher  damals  die  FQhrer- 
scfaaft  der  schutzaollnerischen  Partei  übernahm  —  Sir  Graham 
Berry  —  ist  heute  Victoria's  hochangesehener  Agent  General 
in  London.  Die  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  schlössen  sich 
der  Bewegung  energisch  an.  Und  die  Zahl  der  letzteren  stieg 
in  der  Kolonie  von  994  im  Jahre  1865  auf  1923  im  Jahre  1869. 
Infolge  der  damit  sieh  steigernden  Nachfrage  nach  Arbeit 
sehen  wir  im  Jahre  1866  den  Trades  Unionism  in  Victoria 
von  neuem  wieder  erwachen. 

Die  Arbeiter  in  Victoria  hatten  bis  dahin  schwere  Zeiten 
durchzumachen.  Keine  Union  kann  dem  Schreckensrufe  »Keine 
Arbeit!«  widerstehen.  Dnd  wenn  von  den  Jahren  1861  bis 
1864  gesprochen  wird  als  einer  Zeit,  in  welcher  das  heute  so 
einflassreiche  System  der  Arbeiterorganisation  in  Victoria  in 
seiner  Entwicklung  nicht  nur  nicht  fortgeschritten,  sondern 
selbst  dem  Zusammenbruche  nahe  war,  so  ist  die  Erklärung 
naheli^end.  Die  Entwicklung  der  ünions  musste  notwendiger- 
weise zurückgehen,  sobald  dieselben  weniger  zu  thun  hatten 
und  die  Zahl  der  der  Organisation  bedürftigen  Arbeiter  ab- 
nahm. Mit  der  Kückkehr  besserer  Zeiten  kam  dann  auch  die 
Energie  der  arbeitenden  Klassen  für  ihre  eigentlichen  organi- 
satorischen Aufgaben  wieder.    Bald  wurden  weitere  Fortschritte 
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in  der  AchtstundeDbeweguug  gemacht.  Die  Arbeiter  der  Holz- 
handelsbranclie  erlangten  dieses  Zugeständnis  beinahe  ohne 
jede  Schwierigkeit.  Dann  begann  die  Bew^ung  unter  den 
Seeleuten.  Da  es  jedoch  praktisch  unmöglich  ist ,  die  Acht- 
stundenarbeit auf  See  aufrecht  zu  erhalten,  wurde  die  Forde- 
rung gestellt  und  genehmigt,  dass  auf  dem  Schiff  im  Hafen  die 
Leute  nur  8  Stunden  aus  24  beschäftigt  werden  sollten.  Bis 
g^en  Ende  der  70er  Jahre  war  dann  die  Achtstundenbewegung 
in  Victoria  bereits  soweit  vorgeschritten,  dass  (1878)  von  allen 
Glewerben  nur  das  Schneidergewerbe  noch  nicht  die  neue  Re- 
gelung angenommen  hatte.  Dies  hauptsächlich  infolge  des  hier 
allgemein  fiblichen  Stücklohnes,  wodurch  der  Kürzung  der  Ar- 
beitszeit sich  wesentliche  Schwierigkeiten  bieten.  Die  Schnei- 
dergesellschaft bildet  deshalb  auch  eine  selbständige  Vereinig- 
ung, welche  nicht  in  der  » Trtides  Halh  vertreten  ist  Trots- 
dem  ist  selbstredend  nicht  zu  zweifeln,  dass  sie  im  Falle  eines 
Streiks  aus  triftigen  Gründen  der  Unterstützung  durch  die 
Trades  Unions  sicher  wäre. 

Das  ist  in  kurzen  Zügen  die  Geschichte  der  Achtstunden- 
bewegung in  Victoria.  Doch  damit  ist  noch  keineswegs  die 
Thätigkeit  und  Aufgabe  der  Arbeiterorganisation  ersc-höpft 
Bevor  jedoch  über  deren  weitere  Erfolge  und  Bestrebungen 
berichtet  wird,  sollen  hier  zunächst  einige  Angaben  über 
Geschichte  und  Verfassung  »o/*  the  Trades  Hau 
and  fhe  Trades  Hau  CounciU  vorausgeschickt  werden. 

Das  Holzgebäude,  welches  als  erste  Versammlungshalle  im 
Jahre  1859  bezogen  wurde,  war  nur  als  ein  provisorisches 
betrachtet  worden,  bis  die  vereinigten  Arbeiter  ein  würdigeres 
Versammlungshaus  sich  zu  bauen  in  der  Lage  sein  würden. 
Die  60er  Jahre  waren  der  Aasführung  dieser  Absicht  weniger 
günstig,  und  so  war  es  denn  nicht  früher  als  1873,  bis 
ernste  Schritte  zur  Erbauung  einer  neuen  und  permanenten 
-^Trades  HalU  unternommen  wurden.  Das  Gebäude  sollte 
massiv  aufgeführt  werden  mit  einem  Eostenaufwande  von 
70000  Mk. ,  welcher  Betrag  —  soweit  nicht  eigene  Mittel 
reichten  —  von  den  verschiedenen  Unions  im  Verhältnis  zu 
ihrer  Wohlhabenheit  leihweise  vorgeschossen  wurde.  Mitte  1874 
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konnten  die  neuen  Raame  bereits  eingeweiht  werden  und  bis 
Ende  1877  waren  sämtliche  Anleihen  znrüc^ezahlt.  Die  Ein- 
nahmen lieferten  dazu  die  Gebühren  für  die  Aufnahme  neuer 
ünions  in  den  Council  und  namentlich  das  Reineinkommen 
aus  den  jährlichen  Demonstrationen  am  Festtage  der  Acht- 
stundenarbeit. 

Mit  der  wunderbaren  Entwicklung  der  wirtschaftlichen 
Verhaltnisse  des  Landes  gewann  auch  die  Arbeiterorganisation 
immer  neue  Kräfte  und  frischen  Zuwachs.  Schon  im  Jahre  1881 
erwiesen  sich  deshalb  die  Versammlungsräume  und  Arbeits- 
zimmer der  i^Trcides  HaU<  als  völlig  unzureichend.  Man  ent- 
schied sich  fär  einen  Neubau  mit  einem  Kostenaufwand  von 
68  000  Mk.,  der  mit  Anfang  des  Jahres  1883  bezogen  wurde. 
Aber  kaum  war  auch  nur  ein  Jahr  allgemeiner  Prosperität 
wieder  ins  Land  gegangen,  als  abermals  über  die  Unzuläng- 
lichkeit der  Bäume  geklagt  wurde.  Die  Regierung  gab  wieder 
eineLandschenkung,  worauf  ein  weiteres  Gebäude  errichtet  wurde. 

Mit  dem  zunehmenden  Vermögen  des  >Trades  HaU<  trat 
im  Jahre  1886  die  Frage  nach  den  Organen  der  Verwaltung 
desselben  in  den  Vordergrund.  Das  Land  war  ursprünglich 
von  der  Begienmg  an  einzelne  Personen  als  Geschenk  mit  der 
Verpflichtung  zweckmässiger  Verwaltung  übergeben  worden. 
Aber  das  Geld  zur  Aufführung  der  Gebäude  hatten  die  Trades 
Unions  aufgebracht.  Man  war  deshalb  der  Meinung,  dass  der 
^Trades  Hall  CotmciU  die  volle  Verwaltung  über  das  in 
seinem  Besitze  befindliche  und  für  seine  Zwecke  angesammelte 
Vermögen  haben  sollte.  Nach  einem  längeren  Streit  mit  den 
^Tru8t€es€^  den  »Landverwaltem« ,  kam  man  dahin  überein, 
dass  der  Minister  für  Land  die  Entscheidung  treffen  sollte. 
Der  Minister  ermächtigte  darauf  die  Trades  ünions^  eine  wei- 
tere Zahl  Ton  ikTnisteest  zu  ernennen,  welche  alsdann  ge- 
meinschaftlich mit  dem  >  Trades  CounciU  in  Vermögensauge- 
l^enheiten  entscheiden  sollten. 

Die  Nettoeinnahmen  aus  den  alljährlichen  Feierlichkeiten 
zur  Erinnerung  an  die  Einführung  der  Achtstundenarbeit  er- 
reichten immer  grossere  Beträge.  Und  die  Beteiligung  wurde 
eine  immer  allgemeinere.    So  sollen  am  21.  April  1888  etwa 
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25  000  Personen  an  dem  Festzage  Teil  genommen  haben.  Der 
Festtag  ist  offiziell  als  Feiertag  anerkannt.  Der  Statthalter 
wie  die  Minister  der  Kolonie  wohnen  Tom  Ministerialgebäude 
dem  Vorbeimarsch  des  Festzuges  an  und  nehmen  an  dem  darauf- 
folgenden Festessen  Teil,  an  dem  es  niemals  an  politisch  wich- 
tigen Tischreden  fehlt.  Der  Festtag  wird  von  allen  Arbeitern 
streng  gehalten,  die  dann  mit  ihren  Frauen  und  Kindern  nach 
dem  ^Friendly  Society  Garden^  hinauswanderUf  um  in  lustiger, 
fröhlicher  Weise  bei  Spielen  und  Sports  des  Tages  zu  gedenken, 
an  dem  das  Achtstundensystem  in  Victoria  eingeführt  worden. 
So  ist  die  Art  der  Kundgebung,  welche  besagt,  dass  in  der 
Kolonie  die  Arbeit  gut  bezahlt  und  zufrieden  ist  und  dass  des- 
halb die  Sicherheit  des  Eigentümers  garantiert  und  Friede  und 
Fortschritt  und  Gedeihen  im  Lande  walten. 

Der  Reinertrag  der  Feierlichkeiten  von  1888  betrug  24  000  M. 
Es  wurde  alsdann  beschlossen,  mit  den  so  gesammelten  Mitteln 
zwei  weitere  Flügel  an  da^  vorhandene  Gebäude  zu  bauen,  mit 
einem  Kostenaufwand  von  100000  Mk.  Auch  diese  Anbauten 
sind  inzwischen  bezogen  worden. 

Der  -^Trades  HM  CounciU  setzt  sich  zusammen  aus  den 
jeweiligen  Vermögensverwaltern ,  den  i^Trusteest ,  welche  for- 
mell von  der  Regierung  eingesetzt,  thatsächlich  aber  von  den 
ünions  ernannt  werden  und  aus  den  Vertretern  aller  ünions, 
welche  die  entsprechenden  Einzahlungen  in  die  i^Trades  HaU€ 
geleistet  haben.  Zu  Anfang  des  Jahres  1889  war  die  Mit- 
gliederzahl des  Councils  130,  wobei  61  Ünions  vertreten  wurden. 
Diese  Vertretung  der  ünions  ist  in  der  Weise  geregelt,  dass 
für  eine  Oesellschaft;  von     20  bis  100  Mitglieder  1  Vertreter 

>  >  >  >     100    >    200         »         2         > 
»       >            >             »     200    >    400         >         3         » 

>  »  »  mit  über  400  »  4  » 
erwählt  werden.  Andere  Arbeitergesellschaften  können  einen 
Abgeordneten  in  den  Council  entsenden  gegen  Zahlung  einer 
jährlichen  Gebühr  von  20  bis  80  Mk.  entsprechend  der  Zahl 
ihrer  Mitglieder.  Die  ünions,  welche  in  dem  Versammlungs- 
gebäude ihre  Sitzungen  abhalten,  zahlen  die  folgenden  Bei- 
träge :  bei  nicht  weniger  als  20  und  nicht  mehr  als  200  Mit- 
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glieder  6  d.  fttr  jedes  Mitglied ;  bei  nicht  weniger  als  200  and 
bis  400  Mitglieder  4  d,  per  Genosse ;  bei  noch  grosserer  Mit- 
gliederzahl 2  d.  per  Kopf. 

Die  2iahlnng  dieser  Gebühren  berechtigt  jede  Gesellschaft 
zur  Benützung  jener  Räumlichkeiten  für  eine  Nacht  während 
jeder  Woche,  welche  ?on  dem  Baukomitee  ihr  zugewiesen  worden. 
Zu  ihrer  Anerkennung  von  seiten  des  :^  Tracks  Hall  CounciU 
bedarf  eine  Gesellschaft  mindestens  einer  Mitgliederzahl  von  20 
und  ebenso  ist  bestimmt,  dass  man  unter  l^  Trade  Union<  eine 
Vereinigung  von  Personen  versteht,  die  einem  bestimmten  Ge- 
werbe angehören  und  zum  Schutze  und  zur  Förderung  ihrer 
Interessen  als  Arbeiter  zusammengetreten  sind. 

Die  grosse  Mehrzahl  dieser  Genossenschaften  haben  48 
Standen  Arbeitszeit  in  der  Woche,  Maurer  und  Steinmetzen 
jedoch  nur  45  Standen.  Erst  in  letzterer  Zeit  ist  es  auch  den 
Zimmerleuten  gelungen,  ihre  Arbeitszeit  auf  dieses  kleinere 
Mass  SU  reduzieren.  Zur  Stundenzahl  45  gelangt  man  infolge 
des  halben  Feiertags  in  jeder  Woche,  der  meistens,  wenn  auch 
nicht  immer,  auf  den  Samstag  verlegt  ist  und  an  dem  statt  8 
nur  5  Stunden  gearbeitet  wird.  Wo  an  Samstagen  viele  Leute 
vom  Lande  zum  Einkaufen  in  die  Stadt  kommen,  hat  man  den 
halben  Feiertag  auf  Mittwoch  oder  Donnerstag  verlegt.  Die 
Arbeiter  mit  48  Stunden  Arbeitszeit  repartieren  die  am  halben 
Rasttag  gesparten  drei  Stunden  auf  die  übrigen  Arbeitstage 
der  Woche  und  arbeiten  deshalb  an  diesen  etwas  länger  als 
8  Standen. 

Die  beiden  grossen  englischen  ünions  der  vereinigten 
Maschinisten  und  der  vereinigten  Zimmerleute  haben  auch  in 
Victoria  ihre  Branchen.  Auch  gewähren  sie  nach  englischem 
Vorbilde  ihren  Mitgliedern  noch  weitere  Vorteile,  wie  Unter- 
stützung der  Unbeschäftigten  ,  Krankengelder,  Unfällen tschä- 
digungsgelder,  Sterbe-  und  Alterversorgungsgelder.  Eine  ähn- 
liche Organisation  hat  die  Union  der  vereinigten  australischen 
Bergleute.  Alle  übrigen  Unions  kennen  dagegen  neben  dem 
Schutze  ihrer  Interessen  als  Arbeiter  keine  solche  Erweiterung 
ihrer  Zwecke. 

Ein   wichtiges  Ereignis  für   den  ^Trades  Hall  CounciU 

21* 
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datiert  vom  Jahre  1882.  Seit  beinahe  30  Jahren  hatten  sich 
die  Arbeiter  der  Kolonie  vereinigt,  um  angemessene  Beschrän- 
kung der  Arbeitszeit  und  verhältnismässig  mitsteigenden  Ar- 
beitslohn sich  zu  sichern.  Aber  die  Arbeiterinnen  hatten  noch 
mit  keinem  Organisationsversuch  begonnen.  Die  Fabriken, 
welche  nach  Einführung  des  Schutzzolls  tlberall  g^p-ündet 
wurden,  beschäftigten  Hunderte  von  jungen  Mädchen  und 
Frauen,  deren  Lohne  immer  mehr  reduziert  wurden.  Mit  Be- 
trübnis sahen  sie  ihre  Position  schwächer  und  trauriger  werden, 
doch  blieben  ihre  Klagen  ohne  merklichen  Erfolg.  Da  brach 
endlich  ein  Streik  aus  in  einem  grossen  Verkaufsgeschäfb  f&r 
fertige  Kleider.  Die  Arbeiterinnen  wandten  sich  an  den  Mit- 
eigentümer der  Firma,  ein  hervorragendes  Mitglied  der  »  Toung 
Men's  Christian  Associatian<j  aber  ohne  jeden  Erfolg,  und 
dann  kamen  etwa  hundert  Mädchen  und  E'rauen,  welche  in 
verschiedenen  Kleidungsetablissements  beschäftigt  waren»  in  der 
:tTr<ide8  JETaZZf  zusammen.  Dieser  Schritt  charakterisiert  das 
Vertrauen,  welches  die  arbeitenden  Klassen  ganz  allgemein 
dem  Trades  Hall  Council  entgegenbringen,  sobald  es  sich 
darum  handelt,  ihre  Interessen  zu  verteidigen.  Dass  dieser 
dann  von  den  Hilfesuchenden  das  Versprechen  verlangte,  sich 
nach  Beendigung  des  Streites  zu  vereinigen  und  dem  Council 
anzuschliessen,  kann  nur  als  selbstverständlich  bezeichnet  werden. 

Nun  wurde  keine  Zeit  verloren,  die  Forderung  der  Ar- 
beiterinnen für  bessere  Bezahlung  zu  unterstützen.  Oeffent- 
liche  Versammlungen  der  arbeitenden  Frauen  und  Mädchen 
wurden  abgehalten,  und  deren  Resultat  war  die  Gründung  einer 
Tailoresses^  Union  sowie  die  Feststellung  einer  gerechteren 
Lohnliste  für  die  Stückarbeit.  An  die  Unions  wie  an  das 
Publikum  wurde  zur  Unterstützung  der  streikenden  Schneide- 
rinnen appelliert.  Die  Presse  unterstützte  den  Aufruf  in  der 
sympathischsten  Weise.  Die  erwartete  Hilfe  blieb  nicht  aus. 
Und  die  Schneiderinnen  erlangten  volle  Genehmigung  ihrer 
Ansprüche  von  ihren  Arbeitgebern.  Seit  dieser  Zeit  sind  die 
weiblichen  Handarbeiter  besser  gestellt.  Sie  haben  jetzt  einen 
weiblichen  Sekretär  und  sind  im  Trades  Hau  Couneü  Yertreten, 

Im  Jahre  1886  wurde  beschlossen,  für  die  Arbeiterinnen- 
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ünioDS  ein  eigenes  Yersamtnlangshaas  zu  bauen  mit  einem 
Kostenaufwand  von  37000  Mk.  So  wurde  das  jetzt  als  Fe- 
male  Operatives  Hall  bekannte  Gebäude  errichtet.  Dazu  ge- 
hören heute  ausser  der  T^Taüoresses  Union€  noch  die  > Asso- 
ciated Female  Operatives^.  Der  Versuch,  auch  noch  eine 
^Domestic  Servants  Union<  zu  gründen,  scheiterte:  sei  es  an 
der  mangelnden  Energie  der  weiblichen  Dienstboten,  sei  es  an 
der  Opposition  der  Stellenvermittlungsbureaus.  Gesellige  Un- 
terhaltungen, welche  viel  zur  Elrweckung  eines  esprit  de  Corps 
beitragen,  werden  von  Zeit  zu  Zeit  von  den  beiden  Arbei- 
teriunen-Unions  in  ihrem  Yersammlungshause  abgehalten. 

Ausserhalb  der  Metropolis  finden  sich  über  ganz  Victoria 
die  Arbeiterorganisationen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  der 
einzelnen  Plätze.  Die  einflnssreichste  Vereinigung  ist  die 
^ Amalgameted  Miner*s  Association  of  Aiistralasia€  ^  deren 
Hauptsitz  in  der  für  Goldbergbau  wichtigen  Stadt  Greswick 
li^t.  Die  Gesellschaft  dehnt  sich  über  sämtliche  australische 
Kolonien  einschliesslich  Neuseeland  aus  und  umfasst  alle  Berg- 
leute, mögen  sie  nun  im  Gold-  oder  Silberbergbau,  im  Kohlen- 
oder Zinnbergbau  beschäftigt  sein.  Sie  zählt  42  Zweiggesell- 
Schäften  mit  zusammen  14  697  Mitgliedern  (Ende  1888  I),  die 
sich  auf  die  einzelnen  Kolonien  wie  folgt  verteilen : 

Zweiggesellschaften :     Mitgliederzahl : 

Victoria  31  7657 

Neu-Südwales  3  4502 

Queensland  4  1842 

Tasmanien  2  145 

Neuseeland  2  551 

Die   Zweiggesellschaft   Neu-Südwales   umfasst   15  Logen 

der  Kohlenbergleute   in  New-Gastle,    des   weitaus  wichtigsten 

Kohlendistriktes  Australiens.     Die  Mitglieder  desselben  zählen 

4100.     Die  in   ihren  Händen  angesammelten  Fonds  betrugen 

am  30.  Juni  1888  nicht  weniger  als  392940  Mk.     Während 

der  unmittelbar  vorausgegangenen  12  Monate  waren  von  den 

Logen  an  ihre  Mitglieder  im  ganzen  251800  Mk.  verausgabt 

worden    und    zwar    120620   Mark    für    Unfallentschädigung, 

38040  M.  Sterbegelder  und  65  800  M,  fttr  Streiks,   Fürchari-* 
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tative  Zwecke  wurden  in  der  gleichen  Zeit  26400  Mk.  ge- 
spendet. Dass  indes  im  Versicherungswesen  nicht  der  eigent- 
liche Zweck  der  Vereinigung  liegt,  darauf  weist  der  Jahres- 
bericht ausdrücklich  hin,  indem  gesagt  wird :  »Wenn  auch  den 
Unglücksfällen  die  gebührende  Beachtung  geschenkt  wird,  so 
sollten  die  Mitglieder  doch  nie  vergessen,  dass  die  Versorgung 
nach  Unglücksfällen  keineswegs  die  wichtigst«  Aufgabe  der 
Union  ist,  sondern  vielmehr  die  Bewahrung  und  Verteidigung 
jener  Privil^ien,  die  wir  als  zu  unserem  Berufe  gehörig  be- 
trachten Ic 

Der  an  Bedeutung  folgende  Zentralplatz  für  Arbeiter- 
organisation ist  Ballarat,  die  zweit  grosste  Stadt  der  Kolonie. 
Hier  haben  die  Arbeiter  wie  in  Melbourne  eine  Trades  HaU^ 
wenn  auch  die  Zahl  der  darin  vertretenen  Gesellschaften  eine 
weit  kleinere  ist.  Die  wichtigste  Union  ist  die  ^kEight  Haurs 
League^^  welche  ihren  Repräsentanten  in  den  Melbourner 
Trades  Hall  Council  entsendet,  der  wieder  umgekehrt  durch 
einen  solchen  in  Ballarat  vertreten  wird.  Das  gleiche  Ver- 
hältnis besteht  zu  der  >Eight  Hours  League<  in  Geelong.  Aehn- 
liehe  Vereinigungen  finden  sich  ausserdem  noch  in  Horsham, 
Säle  und  Echuca. 

Bezüglich  Südaustraliens  entnehme  ich  dem  äusserst  um- 
fangreichen Festbericht  (10 Va  Spalten  grSssten  Formats!)  über 
die  13.  Jahresfeier  des  achtstündigen  Arbeitstages  dem  hervor- 
ragendsten Zeitungsorgan  der  Kolonie  *The  South  Äustralian 
Registert  die  folgenden  Angaben: 

Zur  Zeit  der  Gründung  der  Kolonie,  als  es  galt,  die  ersten 
Fundamente  moderner  Kultur  zu  legen,  da  arbeiteten  die  Leute 
beinahe  so  lang  als  es  ihre  Kräfte  nur  erlaubten.  Nach  und 
nach  wurde  jedoch  ein  gewisses  System  in  der  B.egulierung  der 
Arbeitszeit  eingeführt.  Und  um  das  Jahr  1850  war  es  unter 
den  Handwerkern  Sitte,  68  Stunden  in  der  Woche  zu  arbeiten : 
10  Stunden  an  den  gewöhnlichen  Wochentagen  und  8  Stunden 
am  Samstag.  Um  diese  Zeit  erlangten  die  Zimmerleute  in 
Port  Adelaide  die  Konzession  einer  halben  Freistunde  täglich 
um  4  Uhr  nachmittags,  wodurch  sich  ihre  Arbeitszeit  auf  53Vs 
Stunden    reduzierte.     So  blieb   es   für  mehrere  Jahre.     Dann 
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erfolgte  die  MinderoDg  der  Samstagsarbeit  auf  7  Standen  und 
endlich  im  australischen  Frühjahre  1873  die  ziemlich  allge- 
meine Einfährung  des  achtstündigen  Arbeitstages.  Dabei  ist 
es  von  besonderem  Interesse,  dass  diese  neue  Arbeitsordnung 
ohne  einen  Streik  und  mit  vollem  Einverständnis  der  Arbeit- 
geber eingeführt  wurde,  nachdem  durch  die  agitatorische 
Thätigkeit  zweier  Arbeiterfreunde  die  öffentliche  Meinung  ge- 
nügend vorbereitet  war.  Und  schon  der  ersten  Feier  am  I.Sep- 
tember 1873  wohnten  die  Arbeitgeber  in  der  einträchtigsten 
Weise  als  Gäste  ihrer  Arbeiter  dem  Feste  bei.  Seitdem  ist  die 
alljährliche  Achtstundendemonstration  weitaus  der  bedeutendste 
öffentliche  Feiertag  der  Kolonie  geworden,  an  dem  sich  am 
1.  September  1889  nicht  weniger  als  80000  Menschen  beteiligt 
haben  sollen.  Der  Statthalter,  fast  sämtliche  Minister  und 
eme  grosse  Zahl  der  einflussreichsten  Parlamentsmitglieder 
tauschten  bei  dieser  Gelegenheit  in  ihren  Festreden  mit  den 
Führern  der  Arbeiter  die  liebenswürdigsten  Redewendungen 
aus.  und  >I%e  SotUh  Äustralian  Eegi8ter<^  das  nicht  im  ge- 
ringsten der  Arbeiterpartei  angehört,  beginnt  seinen  Leitartikel 
zu  dem  Tagesereignis  in  der  folgenden  Weise: 

»Das  grosse  Achtstundenfest,  welches  gestern  in  aller  Feier- 
lichheit begangen  wurde,  war  namentlich  deshalb  ganz  beson- 
ders bemerkenswert,  dass  an  ihm  Arbeiter  wie  Arbeitgeber 
gleich  sehr  in  der  herzlichsten  Weise  Anteil  nahmen.  Der 
Sieg,  welchen  die  Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstages 
bedeutet,  ist  friedlich  bei  uns  errungen  worden  und  mit  dem 
Einverständnis  aller  beteiligten  Klassen.  Es  ist  wahr,  dass 
der  Triumph  auf  Seiten  der  Arbeiter  ist.  Nachdem  er  aber 
ihnen  so  leicht  zugestanden  worden,  würde  es  ihnen  gewiss 
schlecht  anstehen,  bei  den  Festlichkeiten  zur  Erinnerung  dieses 
Erfolges  den  Ton  überhebender  Beschränktheit  anzuschlagen. 
Deren  Gewinn  war  kein  Verlust  für  die  Unternehmer,  ausge- 
nommen in  jenen  Fällen,  in  denen  die  Arbeiter  nicht  die  auf 
sie  übergegangene  Verpflichtung  anerkannt  haben,  in  der  acht- 
stündigen Arbeitszeit  eine  ehrliche  Aohtstundenarbeit  zu  leisten. 
Wo  sie  aber  getreulich  ihre  Schuldigkeit  gethan  haben,  da 
folgten  aus  der  Neuerung  Vorteile  für  beide  Teile.  Die  Arbeiter 
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gewannen  für  sich  an  Zeit  —  der  wertvollste  Besitz,  den  ein 
Mann  haben  kann,  die  Unternehmer  haben  den  Vorteil  williger 
und  loyaler  Arbeitsleistung  sieh  gewonnen,  und  die  Konsumenten 
hatten  nicht  zu  klagen  Ober  Preiserhöhung  der  Waren,  die 
ihnen  von  den  Arbeitern  und  Unternehmern  zusammen  gelie- 
fert wurden.« 

Die  ersten  Unions  sollen  vor  etwa  26  Jahren  in  Port  Adelaide 
gegründet  worden  sein.  Von  :^TheWoriing  Men's  As80ci(Uion< 
und  9  The  Federated  Seamen's  Unions  sagt  man,  dass  sie  im 
Jahre  1872  bezw^  1876  infolge  versuchter  Lohnreduktion  ins 
Leben  getreten  seien.  Die  Zahl  der  am  letzten  Jahresfest  der 
Achtstundenarbeit  beteiligten  Unions  war  30.  Sie  gedenken 
jetzt  erst  zur  Erbauung  eines  gemeinsamen  Versammlungshanses 
zu  schreiten  und  dann  wohl  zu  einer  ganz  ähnlichen  Organi- 
sation zu  gelangen,  wie  wir  sie  f&r  Victoria  im  Trades  HaU 
Council  kennen  gelernt  haben. 

Nicht  viel  weiter  oder  nicht  einmal  soweit  ist  die  Ausge- 
staltung der  Arbeiterorganisation  in  den  übrigen  Kolonien  ge- 
diehen, denen  allen  Victoria  in  der  Einführung  des  achtstündi- 
gen Arbeitstages  vorausgegangen  ist,  wie  ich  einleitend  schon 
gesagt  habe. 

Seit  dem  Jahre  1888  finden  abwechselnd  in  den  verschie- 
denen Hauptstädten  der  Kolonien  interkoloniale  Kongresse  der 
Trades  Unions  statt,  wozu  die  einzelnen  Unions  direkt  ihre 
Vertreter  entsenden.  Die  Frage  der  Vollendung  der  Arbeiter- 
organisation in  Australien  befindet  sich  augenblicklich  noch  im 
Beratungsstadium.  Bei  der  Energie  aber,  welche  ihr  die  Uni- 
ons auf  ihren  Kongressen  gerade  in  letzter  Zeit  zugewendet  und 
bei  dem  neuen  Leben,  das  in  der  Bewegung  zur  australischen 
Föderation  jüngst  erwacht  ist,  darf  in  wenigen  Jahren  eine  ge- 
schlossene Organisation  der  Arbeiter  sowohl  innerhalb  der  ein- 
zelnen Kolonien,  wie  durchaus  in  Australien,  erwartet  werden. 
Heute  schon  soll,  nach  mir  zugänglich  gewordenen  Schätzungen, 
wenn  nicht  jeder  vierte,  so  doch  gewiss  jeder  fünfte  Arbeiter 
in  Australien  den  Unions  angehören.  In  England,  der  Geburts- 
städte dieser  Arbeiteitervereinigungen,  soll  nur  der  zehnte  Ar« 
heiter  dazu  zählen. 
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V.  Die  Politik  der  Trades  ünions. 

Als  AshaltspuDkte  für  die  Beurteilung  der  Politik  der 
Trcules  ünions  benütze  ich  zunächst  die  Geschichte  einzelner 
wichtigerer  Streiks  und  dann  die  Beschlüsse  und  Debatten  der 
Trcides  ünions  auf  den  interkolonialen  Kongressen  in  Bezug 
auf  die  wichtigeren  politischen  und  wirtschaftspolitischen  Fragen. 

Im  Jahre  1884  spielte  der  Schuhmacherstreik  in 
Victoria  eine  grosse  Bolle.  Das  Betreben  der  Arbeiter  war, 
das  berüchtigte  ^Sweating  Systeme  aufzuheben.  Es  wurden  Ver- 
suche gemacht,  die  Angelegenheit  durch  Schiedsrichter  zu  ord- 
nen, welche  vom  Trades  Hall  Council  ernannt  wurden.  Die 
Unternehmer  weigerten  sich  jedoch,  deren  Entscheidung  anzu- 
erkennen. Der  Streik  dauerte  13  Wochen,  während  welcher 
Zeit  die  Schuhmacher  von  den  übrigen  Trades  ünions  um- 
fassend unterstützt  wurden.  Die  Verteilung  der  Geldmittel  war 
in  der  Weise  geregelt,  dass  jeder  verheiratete  Arbeiter  35  Mk., 
jeder  unverheiratete  18  Mk.  pro  Woche  als  Unterstützung  er- 
hielt. Schliesslich  kam  ein  Eompromiss  zu  Stande,  der  indes 
die  streitige  Angelegenheit  keineswegs  in  befriedigender  Weise 
löste,   weshalb  weitere  Arbeitseinstellungen   zu  erwarten  sind. 

Ein  anderer  Streik  war  gegen  Ende  des  Jahres  1886  von 
den  Hafenarbeitern  organisiert  worden.  Man  hatte  Er- 
höhung der  Löhne  gefordert,  ohne  Zustimmung  zu  erhalten.  Der 
Streik  begann  am  1.  Januar  1887.  Die  Unternehmer,  bezw. 
Schiffseigentümer,  versuchten  Arbeiter  von  anderen  Kolonien 
zu  erhalten  und  reüssierten  damit  teilweise  wenigstens.  Diese 
von  auswärts  bezogenen  Arbeiter  sollen  jedoch  sehr  niederen 
Grades  und  teilweise  sogar  ehemalige  Verbrecher  gewesen  sein. 
Deshalb  gab  zunächst  die  Union  der  Seeleute  bekannt,  dass  sie 
ihre  Mitglieder  von  den  Schiffen  zurückziehen  würde,  falls  die 
Beschäftigung  und  Zuziehung  dieser  Arbeitsleute  fortdauere. 
Und  als  daraufhin  die  Unternehmer  nicht  sofort  einlenkten, 
erteilte  auch  die  Cooks  und  Stewarts  Union  ihren  Mitgliedern 
Instruktion,  die  Schiffe  an  einem  bestimmten  Tage  zu  verlassen. 
Gleichzeitig    weigerten    sich  sämtliche  Maschinisten    auf  den 
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Schiffen  Feuerleute  za  beschäftigen,  welche  kein  Führungs- 
zeugnis als  solche  aufweisen  konnten,  wodurch  alle  nenange- 
kommenen  Leute  unverwendbar  wurden.  Darauf  entschlossen 
sich  die  Unternehmer,  die  Angelegenheit  einem  Schiedsgericht 
zu  übergeben,  wozu  von  jeder  Partei  fünf  Mitglieder  ernannt 
wurden.  Würde  das  nicht  geschehen  sein,  so  hätten  an  einem 
bezeichneten  Tage  2000  an  Bord  der  Schiffe  beschäftigte  Ar- 
beiter ihre  Thätigkeit  eingestellt  und  der  Eüstenverkehr  wäre 
damit  lahm  gelegt  gewesen.  Das  Schiedsgericht  gewährte  den 
Arbeitern  alles  was  sie  verlangt  hatten. 

Bald  darauf  begann  ein  Streik  in  den  Eisenwerken 
Melbournes,  weil  einer  der  grossten  Unternehmer  einen 
Nonunionisten  zu  entlassen  sich  weigerte,  nachdem  es  von  den 
Unions  verlangt  worden  war.  Dieser  Arbeiter  war  persönlich 
sehr  unbeliebt,  auch  deshalb,  weil  er  sich  geweigert  hatte,  einer 
Union  beizutreten.  Die  Unternehmer  drohten,  alle  Unionisten 
zu  entlassen,  falls  sie  mit  dieser  verläumdeten  Persönlichkeit 
nicht  zusammen  arbeiten  wollten.  Die  Gesellen  wurden  auch 
eine  Woche  hindurch  nicht  beschäftigt,  als  man  sich  einigte, 
die  Angelegenheit  einem  Schiedsgericht  zu  übertragen.  Bei 
der  Ernennung  der  Schiedsrichter  ergaben  sich  jedoch  von 
neuem  Schwierigkeiten.  In  der  Zwischenzeit  war  jedoch  der 
Streit  dadurch  beigelegt,  dass  der  betreffende  Arbeiter  die 
Kolonie  verliess. 

Während  des  Jahres  1888  sind  durch  die  Initiative  der 
Arbeiter  in  zwei  verschiedenen  Gewerken  Lohnerhöhungen 
eingetreten.  Zuerst  forderten  die  Buchdruckergehilfen  eine 
Lohnerhöhung,  die  von  den  beiden  grossen  Unternehmungen 
sofort  gewährt  wurde,  wodurch  die  kleineren  Unternehmer  zur 
Nachfolge  gezwungen  waren.  Dann  streikten  die  Eisengiesser 
für  eine  Lohnerhöhung  von  10  auf  11  Mark  pro  Tag.  Die  Ar- 
beitseinstellung dauerte  18  Wochen,  worauf  die  Angelegenheit 
einem  Schiedsgericht  übertragen  wurde,  welches  den  Minimal- 
lohn auf  10  Bilk.  66  Pfg.  festsetzte. 

Ein  in  anderer  Weise  interessanter  Streit  war  im  Jahre 
1887  zwischen  der  Strasseubahngesellschaft  und  den  S  trassen- 
bahnbediensteten  in  Melbourne  ausgebrochen.  Ich 
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entnehme  darüber  dem  offizieUen  Bericht  des  Trades  Hall 
Council  an  den  f&nften  interkolonialen  ITnions-Kongress  die 
folgenden  Angaben:  Die  Strassenbahngesellschafb  hatte  den 
Wunsch  geäussert,  dass  die  Bediensteten  anter  sich  eine  Ver- 
sichernngsgesellschaft  bilden  möchten  and  stellte  znm  Grün- 
dungsfond  einen  entsprechenden  Beitrag  zur  Verfügung.  Die 
Statuten,  welche  von  den  Gründern  vorgelegt  wurden,  erschie- 
nen einer  grossen  Zahl  von  Bediensteten  so  unannehmbar,  dass 
beschlossen  wurde,  eine  Union  zu  gründen,  welche  auch  die 
Unfallversicherung  mit  einschliessen  sollte.  Der  Direktor  der 
Gesellschaft,  welcher  zuerst  die  neugegründete  Union  nicht  an- 
erkennen  wollte,  gab  nachher  die  Erklärung  ab,  dass  die  Mit- 
glieder derselben  ganz  gleich  den  Mitgliedern  der  dennoch  zu 
Stande  gekommenen  Versicherungsgesellschaft  behandelt  werden 
sollten.  Indes  wurden  dennoch  von  den  übrigen  Beamten  der 
Gesellfichaft  die  Unionisten  schlechter  behandelt  und  als  dann 
eine  Anzahl  neuer  Bediensteter  angelernt  wurde,  ward  die  Union 
alarmiert  durch  die  Vermutung,  dass  ihre  Angehörigen  entlassen 
werden  sollten.  Auch  diese  neue  Arbeitervereinigung,  welche 
erst  wenige  Wochen  existierte,  war  in  den  Trades  Hall  Council 
eingetreten  und  erwartete  so  natürlicher  Weise,  von  dieser  Seite 
durch  Bat  und  That  unterstützt  zu  werden.  Nach  reiflicher 
Erwägung  wurde  durch  den  Council  der  Union  angeraten,  vor 
allem  die  Rückkunft  des  Direktors  abzuwarten,  der  für  einige 
Tage  die  Kolonie  verlassen  hatte.  Auf  ihrer  nächsten  Ver- 
sammlung wurde  jedoch  unter  vollständiger  Missachtung  dieses 
Rates  beschlossen,  von  der  Strassenbahngesellschaft  zu  verlangen, 
die  neueingetretenen  Bediensteten  zum  Eintritt  in  die  Union 
zu  zwingen.  Anderenfalls  würden  die  Mitglieder  der  Union 
innerhalb  24  Stunden  die  Arbeit  einstellen.  Diese  Versammlung 
fiwd  am  Sonntag  statt.  Der  Trades  Hall  Council  war  sehr 
erstaunt,  in  der  Montagsausgabe  der  Zeitungen  den  betreffenden 
Bericht  davon  zu  lesen.  Auf  Wunsch  des  Vorstands  der  Union 
wurde  spät  am  Montag  abend  noch  eine  zweite  Sitzung  des 
standigen  Komitees  des  Trades  Hall  Council  abgehalten,  in 
der  abermals  die  Angelegenheit  eingehend  erörtert  wurde.  Der 
ßeschlufis  ging  auch  diesmal  dahin,  unter  allen  Umständen  die 
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RückbuDft  des  Direktors  abzuwarten,  and  wenn  notig,  während 
der  Nacht  noch  die  Mitglieder  zu  instruieren,  dass  am  Morgen 
die  Arbeit  wieder  aufzunehmen  sei.  Auch  dieser  gute  Rat 
blieb  unbeachtet  und  am  nächsten  Morgen  hatten  sämtliche 
ünionisten  die  Arbeit  eingestellt.  Die  Gesellschaft  suchte 
durcb  Annoncen  der  verschiedensten  Art  nach  Arbeitern,  die 
sich  in  TöUig  genügender  Zahl  anboten.  Der  Council,  welcher 
die  Sache  der  Union  trotzdem  nicht  aufzugeben  beabsichtigte, 
suchte  die  Unterstützung  eines  Herrn,  der  schon  früher  in  ähn- 
lichen Fällen  als  Vermittler  gewirkt  batte,  um  die  Gesellschaft 
zu  bestimmen,  die  Angelegenheit  einem  Schiedsgericht  zu  über- 
tragen. Doch  dieser  Vorschlag  war  ebenso  erfolglos  wie  der 
andere,  die  Union  und  die  Versicherungsgesellschaft  au&ulosen 
und  die  Leute  ihre  Versicherungsangelegenheit,  unabhängig 
von  irgend  welcher  Beeinflussung  von  Seiten  der  Gesellschaft, 
ordnen  zu  lassen.  Da  mittlerweile  die  Position  der  Gesellschaft 
sich  täglich  besserte,  die  der  Union  aber  sich  täglich  ver- 
schlimmerte, konnte  es  nur  eine  Frage  für  wenige  Tage  sein, 
bis  die  erstere  gesiegt,  die  letztere  vollständig  unterdrückt  war. 
Das  Abtrünnigwerden  einiger  Mitglieder  der  Union  veranlasste 
einen  Massenaustritt,  so  dass  schliesslich  nur  noch  wenige 
Mitglieder  übrig  blieben.  Trotzdem  erklärte  sich  die  Gesell- 
schaft immer  noch  bereit,  ihren  früheren  Bediensteten  den 
Vorzug  gegenüber  den  neu  eintretenden  Arbeitern  zu  geben, 
wenn  sie  auch  nicht  genau  in  ihrer  früheren  Position  belassen 
würden  —  vorausgesetzt  jedoch,  dass  die  Streikers  bis  zu  einem 
gewissen  Tage  sich  zur  Arbeit  meldeten,  was  geschah. 

Aus  dem  Verlaufe  dieser  Angelegenheit  wurden  vielfach 
Anklagen  gegen  den  Trades  Hall  Council  in  der  Presse  er- 
hoben, weshalb  sich  derselbe  veranlasst  sah,  vor  dem  inter- 
kolonialen Trades  Union  Congress  seine  prinzipielle  Stellung 
zu  Streiks  in  der  folgenden  Weise  zu  charakterisieren: 

>Es  ist  wünschenswert,  dass  alle  Arbeitervereinigungen  in 
den  Council  eingetreten  sind.  Bevor  aber  irgend  eine  ihrer 
Angelegenheiten  in  ein  akutes  Stadium  tritt,  muss  darüber 
das  ständige  Komitee  des  Councils  zu  Elate  gezogen  werden. 
Dann  wird  man  erwägen,  ob  genügend  Grund  zur  Klage  und 
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genfigend  Aussicht  auf  Erfolg  vorhanden  sei.  Nach  Massgabe 
dieser  Vorauseetznngen  wird  der  Council  den  Rat  erteilen,  in 
der  einen  oder  anderen  Weise  vorzugehen.  Diese  Vorschläge 
müssen  befolgt  werden,  sonst  ist  in  keiner  Weise  auf  die  Unter- 
statzung der  übrigen  ünions  zu  rechnen,  welche  in  ihrer  Ge- 
samtheit die  Trades  Hall  ausmachen.  Die  Tramway  Employer^s 
Union  hat  diese  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  und  deshalb 
kann  keinerlei  Verantwortung  wegen  des  unglücklichen  Aus- 
ganges ihres  Streiks  auf  den  Schultern  des  Council  lasten. 
Wenn  man  aber  gesagt  hat,  dass  dieser  Verlauf  der  Dinge 
eine  schwere  Schädigung  des  Unionism  bedeutet,  so  ist  in 
Wahrheit  das  gerade  Gegenteil  zutreffend.  Die  Geschichte 
dieses  Streiks  ist  eine  gute  Lehre  fQr  alle  ünions,  bei  ihrem 
Beginnen  die  ihnen  drohende  Gefahr  in  der  rechten  Weise  zu 
vermeiden  U 

Das  El  Darado,  das  sich  die  Arbeiter  in  Australien  teils 
geschaffen  haben,  teils  noch  zu  schaffen  bestrebt  sind,  erfordert 
notwendiger  Weise  Beschützung  nach  verschiedenen  Seiten,  trotz 
der  ganz  exzeptionellen  insularen  Lage  dieses  jüngsten  und 
kleinsten  der  Kontinente.  Und  damit  komme  ich  zu  dem  politi- 
schen wie  wirtschaftspolitischen  Programme  der  Trades  ünions 
in  Australien. 

Um  die  günstige  wirtschaftliche  Stellung  einer  Bevölkerungs- 
klasse zu  erhalten,  oder  um  sie  gar  noch  zu  erweitern,  bedarf 
es  nach  alter  Erfahrung  eines  umfassenden  politischen  Einflusses. 
Die  Verhältnisse  der  australischen  Kolonien  sind  in  dieser 
Hinsicht  den  arbeitenden  Klassen  selten  günstig.  Die  Ent- 
wicklung des  Landes  ist  eine  sehr  jugendliche,  eigentlich 
nur  20  bis  40  Jahre  zurückreichend.  Gegensätze  zwischen 
den  Besitzenden  und  Besitzlosen,  wie  sie  Europa  und  auch 
Amerika  kennen,  existieren  hier  nicht.  Die  Arbeiter  haben  in 
keiner  Weise  den  Emanzipationskampf  des  vierten  Standes  zu 
kämpfen.  Die  ausgezeichnetsten  Minister  der  Kolonien  haben 
sich  als  einfache  Arbeiter  zu  dieser  Position  emporgerungen.  Die 
öffentliche  Meinung  in  Australien  ist  deshalb  im  Zweifel  stets 
für  das  Interesse  des  arbeitsthätigen  Mannes. 

Trotz  alledem  dachte  und  denkt  man  auch  hier  an  direkte 


Digitized  by  VjOOQIC 


332  Dr.  a.  Enhland  : 

Vertretung  der  Arbeiter  im  Parlament.  Früher,  ab  die  Volks- 
vertreter noch  keine  6000  Mk.  jährlich  aus  der  Staatskasse  er- 
hielten, hatte  sich  die  Praxis  herausgebildet,  die  auch  in  Eng- 
land bekannt  ist,  den  Kandidaten  durch  eine  jährliche  Sub- 
skription der  Wähler  zu  unterstützen  und  ihn  in  solcher  Weise 
als  ihr  Sprachorgan  im  Parlamente  direkt  zu  honorieren. 
Mehrere  der  Politiker,  die  mittlerweile  die  höchsten  yerant- 
wortlichen  Stellen  in  der  Verwaltung  des  Landes  eingenommen 
haben,  waren  früher  solche  von  den  Arbeitern  bezahlte  Parla- 
mentsmitglieder. Trotzdem  hatte  dieser  Modus  seine  Unbe- 
quemlichkeiten auch  für  die  Arbeiter.  Die  Trcules  Unians  sind 
deshalb  sehr  energisch  für  Bezahlung  der  Volksvertreter  aus 
der  Staatskasse  eingetreten.  Die  Liberalen  haben  sie  darin 
g^en  die  Konservativen  unterstützt  und  das  Verfassungsrecht 
aller  Kolonien  ist  inzwischen  dementsprechend  geändert  worden. 

Das  war  der  grundlegende  Schritt  für  eine  direkte  Ver- 
tretung der  Arbeiter  durch  Arbeiter  in  den  gesetzgebenden 
Körperschaften.  In  Melbourne  suchte  man  damit  sofort  vor- 
zugehen und  stellte  bei  der  allgemeinen  Wahl  8  Arbeiter- 
kandidaten anf,  von  denen  jedoch  kein  einziger  gewählt  wurde. 
In  Südaustralien  ging  man  vorsichtiger  zu  Werke.  Der  Trades 
Hall  Council  in  Adelaide  stellte  für  diese  Stadt  und  Umgebung 
9  Kandidaten  auf,  die  zwar  keine  Arbeiter  waren,  sich  jedoch 
vorher  gewissermassen  verpflichtet  hatten,  jederzeit  für  die 
Interessen  der  Arbeiter  einzutreten.  Von  diesen  9  Kandidaten 
wurden  7  gewählt,  während  die  beiden  anderen  vorgeblich  nur 
infolge  von  kleinen  Uneinigkeiten  innerhalb  der  Arbeiter  mit 
einer  sehr  starken  Minorität  der  Stimmen  unterlagen.  Bei  der 
nächsten  Wahl  gedenkt  man  jedoch  mit  der  Einführung  einer 
Vertretung  durch  Arbeiter  zu  beginnen. 

Ausserdem  richten  sich  in  diesen  verfassungspolitiachen 
Angel^enheiten  die  Bestrebungen  der  Unions  noch  auf  Auf- 
hebung aller,  für  den  Besitz  geltenden  Ungleichheiten  in  der 
Wahl  zum  sc^.  Oberhaus,  auf  eine  Verlängerung  der  Sicit  für 
die  Stimmabgabe  in  der  Weise,  dass  jeder  Arbeiter  nach  Be- 
endigung seines  Tagewerks  noch  zu  wählen  in  der  Lage  ist  und 
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auf  eine  entsprechende  Regelung  der  Voranssetzungen  zur  Aus- 
übung des  Stimmrechts  f&r  Seeleute. 

Während  die  Unions  in  solcher  Weise  sich  einen  mög- 
liehst  weitgehenden  Einfluss  auf  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
sichern,  gilt  es  im  weiteren  vor  allem,  die  bestehenden  glfick- 
licheren  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  zu  schützen.  Sobald 
deshalb  die  grossen  Gk)ldwaschereien  erschöpft  waren  und  ein 
fruchtbares,  mit  genügend  Elegen  gesegnetes  Hinterland  von 
der  Ausdehnung  der  Mississippiebenen  fehlte,  blieb  die  Ein- 
fbhmng  eines  wirksamen  Schutzzolls  auf  den  Import  von  Waren 
unerlasslich.  Victoria  begann  damit,  wie  schon  gesagt,  be- 
reits Mitte  der  60er  Jahre.  Inzwischen  ist  auch  Südaustralien, 
Neuseeland,  Queensland  und  Tasmanien  gefolgt,  während  Neu- 
Südwales,  das  sich  aus  bekannter  Rivalität  bislang  dagegen 
gesträubt  hat,  augenblicklich  ebenfalls  im  Begriffe  steht,  vom 
Freihandel  zum  Protektionismus  überzugehen. 

Dieser  Schutzzoll  von  10  bis  20  bis  26  und  mehr  Pro- 
zent des  Wertes  gilt  natürlich  vor  allem  für  industrielle  Pro- 
dukte. Zwar  giebt  es  auch  Z5lle  auf  Oetreide  und  solch* 
rigorose  sanitäre  Bestimmungen  über  die  Einfuhr  von  lebendem 
Vieh,  dass  die  Züchter  von  Süd-Australien  z.  B.  es  vorziehen, 
ihre  englischen  Zuchttiere  zuerst  nach  der  Eronkolonie  West- 
australien zu  importieren  und  sie  dann  von  dort  aus  herüber 
zu  nehmen.  Daraus  lässt  sich  indes  keine  agrarische  Schutz- 
zollpolitik konstruieren.  Die  Getreidezolle  sind  niedrige  Finanz- 
zolle. Und  die  sanitären  Vorsichtsmassregeln  hängen  mit  den 
herben  Erfahrungen  zusammen ,  die  man  mit  der  freien  Ein- 
fuhr von  Sperlingen  und  Kaninchen  gemacht  hat. 

Die  notwendige  Ergänzung  des  Schutzzolls  als  der  Pro- 
tektion gegen  die  Einfuhr  billiger  Waren,  bildet  nach  aussen 
der  Schutz  gegen  die  Einfuhr  billiger  Arbeitskräfte  und  gegen 
den  Zuzug  von  Arbeitskräften  überhaupt.  Für  die  Politik  der 
TradcB  Unions  erwuchs  daraus  die  Chinesenfrage,  die  Auf- 
hebung der  staatlich  unterstützten  Einwanderung  aus  Europa 
und  das  Bestreben  zur  Minderung  der  Einwanderung  überhaupt. 

Die  mdglichste  Ausschliessung  der  chinesischen  Einwan- 
derung wurde  im  Jahre  1888   auf  direkte  Anregung  der  Ar- 
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beiterausschüsse  der  australischen  Kolonien  gesetzlich  durch- 
geführt, gegen  den  aasgesprochenen  Willen  der  englischen 
Regierung.  Der  Premierminister  Sir  Henry  Parkes  erklarte 
damals  vor  dem  Parlament  in  Sidney  unter  lautem  Jubel  samt- 
licher Anwesenden :  i^Neüher  for  Her  Majesty's  ships  ofwar, 
nor  for  Her  Majestj/'a  representative  on  the  spot^  nor  for  Her 
Majesty's  Secretary  of  State  for  the  Colonies  do  we  intend  to 
tum  aside  from  our  purpose .'«  Die  staatlich  unterstützte  Ein- 
wanderung aus  Europa  wurde  nach  den  Beschlüssen  des  inter- 
kolonialen Trades  Union  Kongresses  so  plötzlich  eingestellt, 
dass  z.  B.  im  Jahre  1887  die  Regierung  in  Tasmanien  mit 
knapper  Mühe  die  dafür  in  der  bisher  üblichen  Weise  bereits 
verausgabten  Gelder  vom  Parlament  genehmigt  erhielt.  Die 
oben  angeführte  Ausnahme  für  Queensland  hängt  mit  der 
hier  besonders  grossen  Nachfrage  nach  landwirtschaftlichen 
Arbeitern  zusammen. 

Zur  direkten  gesetzlichen  Beschrankung  der  europäischen 
Einwanderung  —  wobei  namentlich  auch  die  Einwanderung  aus 
Deutschland  in  Betracht  käme  —  ist  man  bis  jetzt  noch  nicht 
geschritten,  wobei  ich  allerdings  von  den  Bewegungen  g^en 
die  Deportation  von  Verbrechern  und  von  den  Bestimmungen 
gegen  i^Imbecile  Passengers€  absehen  zu  können  glaube.  Als 
jedoch  vor  wenigen  Jahren ,  angelockt  durch  sehr  günstige 
Zeitungsnachrichten,  gewerbliche  Arbeiter  aus  England  in  grös- 
serer Zahl  nach  Australien  einwanderten,  da  schickten  die 
australischen  Treues  Unions  einen  speziellen  Vertreter  nach 
England,  der  in  öffentlichen  Arbeiterversaromlungen  Vorträge 
darüber  hielt,  dass  die  australischen  Lohn-  und  Arbeiterver- 
hältnisse nur  bei  einer  beschränkten  Zahl  von  Arbeitern  auf- 
recht erhalten  werden  könnten.  Grössere  Einwanderungen 
würden  zunächst  die  Einwanderer  selbst,  dann  aber  auch  die 
übrigen  Arbeiter  in  eine  ungünstigere  Position  bringen.  Die 
Mission  des  Spezialgesandten  hatte  Erfolg.  Die  Zahl  der  von 
England  einwandernden  Handwerker  ist  seitdem  weit  kleiner 
geworden.  Die  einzelnen  z.  B.  von  Deutschland  einwandernden 
Handwerker,  die  auch  der  englischen  Sprache  zumeist  nicht 
mächtig  sind,    werden   anfangs   von   den  Unternehmern    viel 
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weniger  gut  bezahlt,  wie  die  australischen  Arbeiter.  Und  wenn 
die  Sprachschwierigkeiten  bewältigt  zu  werden  beginnen,  kommen 
die  Schwierigkeiten  mit  den  ünions,  die  diese  Einwanderer 
keineswegs  in  freundschaftlicher  Weise  behandeln.  Doch  diese 
Dinge  gehören  schon  zur  Politik  des  Schutzes  nach  innen. 

Um  die  Arbeitslöhne  hoch  zu  halten,  muss  natürlich  die 
Konkurrenz  auf  dem  Arbeitsmarkte  möglichst  gemindert  werden. 
Man  muss  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  Industrie  nicht  durch 
übermässig  lange  Arbeitszeiten  in  die  Lage  kommt,  die  Pro- 
duktion mit  einer  vielleicht  geringeren  Arbeiterzahl  zu  be- 
wältigen und  so  eine  industrielle  Reservearmee  geschaffen  werde, 
die  dann  die  Löhne  herabdrückt.  Daher  die  grosse  prinzipielle 
Bedeutung  des  achtstündigen  Arbeitstags  in  Australien.  Die 
Entwicklung  muss  auf  eine  weitere  Kürzung  der  Arbeitszeit 
abzielen.  Jedenfalls  aber  darf  keine  Verlängerung  derselben 
eintreten.  Daher  die  ganz  spezielle  Bedeutung  des  sog.  i^Swea- 
üng  Systems^  für  diese  Kolonien.  Die  Politik  der  ünions  ist 
mit  aller  Entschiedenheit  bestrebt,  jede  Hausindustrie,  bei  der 
naturgemäss  die  Arbeitszeit  sich  nicht  öffentlich  überwachen 
lässt,  durch  gesetzliches  Verbot  aufzuheben.  Aber  auch  die 
Regelung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  hat  von  hier  aus  noch 
eine  andere  als  eine  bloss  humanitäre  Aufgabe.  Frauen,  Kin- 
der und  jugendliche  Arbeiter  können  vielfach  an  die  Stelle  der 
Beschäftigung  erwachsener  männlicher  Arbeiter  treten  und 
durch  den  geringeren  Lohn,  der  ihnen  gezahlt  wird,  die  Kon- 
kurrenz zwingen,  entweder  den  Lohn  der  Männer  herabzusetzen 
oder  die  Produktion  einzustellen.  Die  ünionisten  argumen- 
tieren ganz  offen  und  ehrlich  in  solcher  Weise,  und  wesent- 
lich auch  deshalb  das  energische  Interesse  an  der  umfassenden 
Regelung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit. 

Neben  der  Arbeitszeit  spielt  natürlich  der  Arbeitslohn  die 
gleich  wichtige  Rolle.  Dessen  Erhaltung  muss,  wenn  irgend 
möglich,  durchgesetzt  werden,  unter  den  ünions  ist  es  des- 
halb Sitte,  falls  die  Bauunternehmer  z.  B.  erklären,  zu  dem 
bisherigen  Lohn  für  ihre  sämtlichen  Arbeiter  keine  dauernde 
Beschäftigung  mehr  zu  haben,  zwei  bis  drei  Tage  in  der  Woche 
beschäftigungslos  zu  bleiben,  aber  unter  keinen  Umständen  den 
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Lohn  herabsetzen  zu  lassen.  Diese  tageweise  Arbeitseinstellung 
wird  natürlich  von  den  üuions  organisiert  und  durchgeführt, 
bis  bessere  Zeiten  wieder  volle  Beschäftigung  gestatten.  Bei 
den  ungelernten  Arbeitern,  die  zumeist  nicht  organisiert  sind« 
ist  eine  solche  systematische  Arbeitseinstellung  natürlich  nicht 
möglich.  Und  bei  den  starken  Auf-  und  Abschwankungen  der 
allgemeinen  »Lagec  in  Australien,  aber  auch  aus  anderen  hier 
nicht  näher  zu  erörternden  Gründen ,  findet  sich  in  den  ver- 
schiedenen Kolonien  von  Zeit  zu  Zeit  eine  grössere  Zahl  von 
»üubeschäftigtenc.  Nach  der  Politik  der  »Dnionsc  werden 
diese  Unbeschäftigten  auf  Staatskosten  beschäftigt,  was  indes 
stets  nur  als  eine  vorübergehende  und  nicht  einmal  als  eine 
beliebte  Aushilfe  betrachtet  wird.  In  dieser  Lage  haben  sich 
namentlich  schon  Neu-Seeland  und  Neu-Südwales  befunden. 
In  der  letztgenannten  Kolonie  wurden  3  bis  4000  Unbeschäf- 
tigte über  3  Jahre  vom  Staate  mit  Eeliefwork  beschäftigt 
Der  gezahlte  Lohn  war  anfanglich  für  die  achtstündige  Arbeit 
5  Mk.,  was  mindestens  2  Mk.  niedriger  als  der  volle  Taglohn 
ist.  Nachdem  wieder  bessere  Zeiten  einzutreten  begannen,  er* 
achteten  auch  die  Unions  die  geringere  Bezahlung  von  Staates 
wegen  als  ein  Verhältnis,  das  möglicherweise  die  allgemeinen 
Lohnsätze  herabdrücken  könnte.  Es  begann  eine  Agitation 
für  eine  entsprechende  Lohnzulage.  Die  »Üubeschäftigtenc 
streikten  und  hielten  grosse  Umzüge  iii  der  Stadt  mit  Banners 
und  von  Musikbanden  begleitet  und  verlangten  vom  Ministerium 
eine  Erhöhung  ihrer  Löhne  auf  7  Mk.  Nachdem  jedoch  die 
Staatsregierung  davon  überzeugt  war,  dass  alle  besseren  Ar^ 
heiter  schon  anderweitig  Beschäftigung  zu  den  üblichen  Löhnen 
gefunden  hatten,  wurde  die  Bezahlung  für  den  Rest  der  Un- 
beschäftigten, statt  einer  Erhöhung,  jetzt  auf  4  Mk.  herabge- 
setzt und  angekündigt,  dass  von  einem  bestimmten  Termine 
ab  überhaupt  kein  Eeliefwork  mehr  vom  Staate  geboten  würde  ^). 
Ausserdem  ist  noch  hervorzuheben,  dass  die  Unions  gleich- 
zeitig eine  besondere  Aufmerksamkeit  der  technischen  Erziehung 
der  Arbeiter  zuwenden.     Hohe  Bildung  und  tiefes  Wissen  ist 

1)  Meine  anderwftrti  gemachten  davon  abweichenden  Angaben  be- 
ruhen auf  falschen  Informationen. 
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dabei  freilich  nicht  gemeint.  Man  begnügt  sich  mit  dem  An- 
lernen einer  gewissen  praktischen  Routine.  Aber  man  geht 
offenbar  von  der  ganz  richtigen  Ansicht  aus,  dass  ein  besser 
gebildeter  Arbeiter  auch  einen  höheren  Lohn  beanspruchen 
könne  und  dass  somit  namentlich  die  Fachbildung  ein  Mittel 
sei,  das  Einkommen  der  Arbeiter  zu  steigern,  und  aus  den 
gleichen  Orfinden  ist  auch  neuerdings  eine  gesetzliche  Rege- 
lung des  Lehrlingswesens  ins  Auge  gefasst,  wonach  der  Lehr- 
ling sich  nicht  bloss  vertragsmässig  auf  drei  bis  fünf  Jahre 
verpflichten  soll,  sondern  auch  überall  ein  bestimmtes  Zifferver- 
hältnis zwischen  den  Gesellen  und  Lehrlingen  bestehe  und  der 
geschäftlichen  Ausbeutung  auf  diesem  Punkte  gewisse  Grenzen 
gezogen  werden. 

Der  Grund-  und  Schlussstein  der  Politik  der  Trades  Unians 
in  Australien  liegt  aber  in  der  Organisation  der  Arbeiter,  und 
dazu  habe  ich  noch  Einiges  zu  bemerken. 

Jede  praktische  Politik,  und  sei  sie  noch  so  richtig,  wird 
bekanntlich  wertlos  dann,  wenn  der  Träger  derselben  nicht 
stark  genug  ist,  sie  auszuführen.  So  hat  auch  die  Politik  der 
Trades  Unions  keinen  praktischen  Wert,  wenn  die  Arbeiter 
für  sich  nicht  Organisationsformen  gefunden  haben,  die  ihre 
Kräfte  zusammenbinden.  Die  blosse  Vereinigung  der  einzelnen 
Gewerbe  zu  Unions  genügt  keineswegs.  Viele  Uuionisten  sind 
dann  meist  kurzsichtig  genug  zu  glauben,  dass  die  Sorgen  einer 
anderen  Union  nicht  ihre  Sorgen  seien.  Sie  sind  nur  zu  oft 
geneigt,  das  »heute  mir,  morgen  dirlc  zu  vergessen.  So  er- 
ringen dann  die  Unternehmer  bald  bei  der  einen,  bald  bei  der 
andern  Eonzessionen  zu  ihrem  Vorteile  und  schliesslich  geht 
es  auch  der  stärksten  an  den  Kragen.  Die  einzelne  Union  ist 
im  Kampfe  gegen  das  Kapital  zu  schwach  und  selbst  für  ge- 
nügende Disziplin  innerhalb  ihrer  Reihen  unzureichend.  Ein 
abtrünniges  Mitglied  geht  in  die  qächste  Stadt  und  arbeitet 
dort  ungestört  weiter.  Streiks  können  nicht  nachhaltig  und 
namentlich  nicht  vorsichtig  genug  organisiert  werden.  Die  in 
direkte  Mitleidenschaft  gezogene  Union  ist  dabei  selten  kühl 
genug,  um  alle  Eventualitäten  vorher  zu  überlegen.  Man  be- 
ginnt zu  rasch  und  zu    leicht   den  Streik   und   muss   deshalb 
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nicht  selten  yollstandig  unterliegen.  Aber  wenn  anch  im 
Kampfe  gewonnen  wurde,  so  bleibt  doch  darnach  im  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  eine  Bitterkeit 
zurück,  die  erst  nach  Jahren  ganz  verschwindet.  Auch  die, 
unter  noch  so  günstigen  umständen  zu  beginnenden  Streiks 
sollten  deshalb  im  Interesse  der  Arbeiter  selbst,  wenn  irgend 
möglich,  unterbleiben.  Das  Ziel  und  die  Aufgabe  der  Arbeiter- 
organisation muss  der  Friede  sein  im  Kampfe  zwischen  Ar- 
beit und  Kapital. 

Die  Erreichung  dieses  Ziels  wird  möglich,  wenn  erst  alle 
Arbeiter  zu  ünions  und  alle  ünions  einer  Kolonie  und  schliess- 
lich aller  Kolonien  Australiens  eng  mit  einander  yerbunden 
sind.  Dann  findet  das  wegziehende  treue  Mitglied  an  jedem 
Platze  seinen  brüderlichen  Anschluss  und  der  Abtrünnige  kann 
überallhin  verfolgt  werden.  Ein  Zentralausschuss  aller  Ar- 
beitervereinigungen ist  in  Streitfällen  viel  vorsichtiger  und 
kühler  als  die  Vorstände  der  angegriffenen  Union,  und  wenn 
alle  ünions  einen  Streik  beschliessen ,  so  ist  ihre  Macht  eine 
ungleich  gewaltigere.  Die  Unternehmer  bringen  deshalb  zu 
den  Verhandlungen  mit  dem  Zentralausschuss  aller  Ünions  eine 
ganz  andere  Geneigtheit,  als  zu  den  mit  dem  Ausschuss  ihrer 
eignen  Arbeiter.  Der  Kampf  zwischen  Arbeit  und  Kapital 
wird  friedlicher,  die  Streiks  werden  immer  seltener. 

Aber  wie  kein  Kampf  ohne  Mittel  geführt  und  keine  Po- 
sition ohne  Waffen  verteidigt  werden  kann,  so  ist  nach  der 
rechten  Organisationsform  die  wichtigste  Frage :  wie  kann  ein 
zureichender  Streiksfond  auf  die  praktischste  Weise  ange- 
sammelt werden.  Das  Geld  muss  vorher  in  Bereitschaft  liegen. 
Und  2000  Mk.  bares  Geld  in  schwierigen  Zeiten  sind  mehr 
wert,  als  10  und  20000  Mk.,  die  dann  erst  zusammengebracht 
werden!  Dass  freiwillige  Beiträge  dazu  ungenügend  seien, 
wird  allseitig  zugestanden.  Dafür  wurden  zwei  Vorschläge  ver- 
treten. Nach  dem  einen  sollte  jede,  dem  höchsten  Council  sich 
angliedernde  Union  einen  gewissen  Eintrittsbeitrag  zahlen,  ent- 
sprechend der  Anzahl  der  Mi^lieder,  wofür  ';dann  der  Union 
von  Seiten  des  Councils  der  achtstündige  Arbeitstag  garantiert 
wird.    Nach   dem  andern  sollte   durch  die  Gesetzgebung  den 
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Unions  nicht  bloss  das  Recht  der  juristischen  Person,  sondern 
aach  ein  öffentlich-rechtlicher  Charakter  verliehen  werden  in 
der  Weise,  dass  der  Zentralaosschass  in  der  Lage  wäre,  bin- 
dende Verordnungen  zu  erlassen  und  steuermässige  Umlagen 
zu  erheben.  Und  das  ist  der  Punkt,  aus  dem  sich  von  selbst 
die  Frage  nach  der  Behandlung  der  Nonunionisten  und  der 
Einwanderer  und  nach  der  Organisation  der  ungelernten  Ar- 
beiter ergibt. 

Der  Fall,  wo  eine  Union  einen  einzelnen  Nonunionisten 
herausgedrängt  hat  gegen  den  Willen  und  trotz  der  Unter- 
stützung des  Unternehmers,  ist  oben  bereits  ausgef&brt  worden. 
Das  kommt  indes  nur  selten  vor.  Wo  aber  bereits  Spezial- 
vereinigungen  durch  sämtliche  Kolonien  bestehen,  wie  bei  den 
Bergleuten ,  da  sind  Streiks  wegen  der  Forderung,  sämtliche 
Nonunionisten  zu  entlassen,  viel  häufiger.  Doch  hat  auch  hier 
die  Zentralleitung  eine  kühlere  und  besonnenere  Auffassung. 
Der  Präsident  der  vereinigten  australischen  Bergleute  bemerkt 
darüber  in  dem  mir  vorliegenden  Jahresbericht:  »Die  Regel, 
dass  Mil^lieder  unserer  Vereinigung  mit  Nichtmitgliedern  nicht 
zusammen  arbeiten  wollen,  erscheint  in  dem  gegenwärtigen 
Entwicklungsstadium  des  Trades  Unionism  notwendig.  Dabei 
ist  das  jedoch  eine  Regel,  welche  eine  recht  sorgfältige  und 
delikate  Behandlung  erfordert  und  von  der  ich  hoffe,  dass  sie 
in  naher  Zukunft  von  selbst  überflüssig  werden  wird.  Aber 
während  das  Recht  der  Leute,  unter  gegebenen  Umständen  zu 
arbeiten  oder  nicht  zu  arbeiten,  unbestreitbar  ist,  sollte  man 
nicht  vergessen,  dass  diese  Freiheit  auch  den  Gegnern  zusteht. 
Sobald  solche  Streitigkeiten  zum  Ausbruch  kommen ,  wird  es 
Sache  des  Unternehmers ,  zu  entscheiden ,  welche  Partei  am 
besten  seinen  Interessen  dient.  Und  diese  kann  immerhin  auch 
zu  Gunsten  der  Nonunionisten  ausfallen.  Es  erscheint  mir 
deshalb  als  die  Pflicht  aller  wahrer  Unionisten,  gerade 
hier  mit  aller  Ruhe  zu  Werke  zu  gehen  und  Sorge  zu  tragen, 
dass  nur  die  erlaubten  Mittel  der  moralischen  Ueberredung 
benutzt  werden,  sonst  aber  sie  ihrer  Pflicht  als  Arbeiter  in 
solchem  Masse  nachkommen,  dass  sie  für  den  Unternehmer 
die  ihm  wertvollere  Partei  werden.   Ich  bin  der  festen  Ueber- 
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Zeugung,  dass,  wenn  alle  unsere  Mitglieder  eine  solch*  ge- 
mässigte Auffassung  in  dieser  Frage  haben  wfirden,  unser 
Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  ein  besseres  wäre. 

Es  bleibt  mithin  unzweifelhaft  zu  erwarten,  dass  mit  der 
fortschreitenden  Veryollkommnung  der  Organisation  der  Ar- 
beiter die  Stellung  der  Nonunionisten  in  Australien  immer  un- 
haltbarer werden  wird.  Man  wird  nicht  immer  zu  Gewaltmass- 
regeln greifen,  wenn  auch  gelegentlich  das  demokratische  Recht 
der  Majorität  mit  voller  Härte  entscbeidet.  Das  Ziel  ist  das 
völlige  Verschwinden  des  individualistisch  freien  d.  h.  keiner 
Union  eingegliederten  Arbeiters.  Der  Einwanderer  wird  hier 
eines  Tages,  sobald  er  im  Lohnverhältnis  zu  arbeiten  beginnt, 
so  selbstverständlich  den  Unions  angehören,  wie  er  mit  dem 
Betreten  des  australischen  Gebietes  der  dortigen  Staatsgewalt 
unterstellt  ist. 

Auch  den  Einwanderern  gegenüber  vertritt  der  Eongress 
eine  ruhigere  Auffassung:  »Man  muss  die  Neuankömmlinge 
nicht  als  Feinde,  sondern  als  Freunde  bebandeln  Ic  Mit  der 
Organisation  der  ungelernten  Arbeiter  hat  man  in  Südaustralien 
und  in  Victoria  bereits  einen  glücklichen  Anfang  gemacht.  In 
anderen  Kolonien,  wie  in  Queensland,  wo  der  Trades  ünionism 
erst  aus  dem  Jahre  1886  sich  datiert,  ist  man  noch  weniger 
fortgeschritten.  Wenn  aber  die  Organisationsfrage  mit  dem 
gleichen  Eifer  wie  in  den  letzten  Jahren  weiter  betrieben  wird, 
so  kann  die  Ansicht  des  Kongresses  von  1888  nicht  gerade 
als  sanguinisch  bezeichnet  werden,  wonach  die  Arbeiterorgani- 
sation etwa  in  einem  Jahrzehnt  ihren  Ausbau  vollendet  haben 
dürfte. 

Ich  will  dieses  Kapitel  schliessen  mit  einer  Bemerkung 
über  die  Stellung  der  Trades  Unions  in  Australien  zu  den 
sogen,  sozialistischen   wie  Henry  Oeorge'achen  Ideen. 

Dass  die  vereinigten  gelernten  Arbeiter  Australiens  keine 
Sozialisten  im  üblichen  Sinne  des  Wortes  sind,  geht  aus  den 
bisherigen  AusfDhrungen  zur  Genüge  hervor.  Ihr  Programm 
kennt  das  Programm  der  »roten  Internation alenc  so  gut  wie 
gar  nicht.  Die  Leute  sind  viel  zu  praktisch  und  viel  zu  ru- 
hige, überlegende  Menschen,  als  dass  sie  sich  f&r  theoretische 
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S^külationen  erwärmen  sollten,  von  denen  die  Gläubiger  hoffen, 
dass  sie  sich  nach  der  Aussage  der  Propheten  nach  Hunderten 
▼on  Jahren  erfüllen  möchten.  Höchstens  dass  ein  oder  zwei 
Redner  gelegentlich  ihre  Sympathie  mit  diesen  Bestrebungen 
erklären  und  sich  dabei  als  >a  bit  of  a  SocialisU  bezeichnen. 
Aber  aiif  demselben  Kongress  bezweifeln  gelegentlich  andere 
Redner,  ob  man  durch  Aufhebung  des  Privateigentums  und 
Verstaatlichung  der  Produktionsmittel  überhaupt  in  die  Lage 
käme,  das  Einkommen  der  Arbeiter  zu  steigern.  Das  Höchste, 
wozu  sich  iL  dieser  Richtung  der  Kongress  versteigt,  ist  eine 
Resolution  zu  Gunsten  versuchsweiser  Einführung  von  Pro- 
duktions- und  Konsumgenossenschaften.  Die  Produktionsge- 
nossenschaft soll  neben  dem  Streik  als  ein  Mittel  dienen,  dem 
Arbeiter,  seinen  verhältnismässigen  Anteil  an  der  Produkti- 
vität des  Volkes  za  sichern,  und  die  Konsumläden  sollen  die 
Verdienste  der  Zwischenhändler  umgehen.  Viel  verspricht 
man  sich  indes  nicht  nach  der  einen  und  nicht  nach  der  an- 
dern Richtung,  »unsere  Arbeiter  sind  heute  viel  zu  gut 
daran,  als  dass  sie  fttr  eine  solche  Pfennigsparerei  {penny- 
eauntingl)  ein  Interesse  hätten  Ic  Und  »wenn  auch  im  einzelnen 
Falle  ein  genossenschaftliches  Zusammenarbeiten  geglückt  war, 
dann  fehlte  es  unter  den  Arbeitern  doch  immer  an  dem  rechten 
kaufmännischen  Talent,  um  das  Unternehmen  gewinnbringend 
zu  machen.  €  Die  Arbeiter  stellen  sich  ausserhalb  der  Genossen- 
schaft besser  als  in  derselben.  Und  dabei  sind  natürlich  die 
Aussichten  für  Aufhebung  der  Privatunternehmungeu  herzlich 
schlecht. 

Weit  günstiger  sind  die  Aussichten  fUr  eine  prinzipielle 
Umgestaltung  des  privaten  Grundeigentumsrechtes.  Zwar 
haben  die  Fragen  der  Arbeiterorganisation,  des  Schutzzolls,  der 
Fabrikgesetzgebung,  der  Ghineseneinwanderung  u.  s.  w.  heute 
noch  eine  ungleich  grössere  Bedeutung.  Man  kümmert  sich 
noch  wenig  um  die  Art  der  Ausführung  und  hat  gelegentlich 
kurze  unklare  Debatten,  insofern  der  Kongress  als  ausge- 
sprochener Schutzzöllner  Resolutionen  angenommen  hat,  die 
das  Henry  Gearge' sehe  Single  Tax-Prinzip  befürworten.  Aber 
darüber  ist  man  sich  völlig  einig,  dass  unter  keinen  Umständen 
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ein  englischer  Landlordism  in  Australien  aufkommen  darf,  wail 
dadurch  die  Interessen  der  Arbeiter  auf  das  Schwerste  gesdiä- 
digt  werden  würden.  Ebenso  besteht  eine  entschiedene  Terdenz 
gegen  den  spekulativen  Aufkauf  von  Orundstücken,  die  dann 
unbenutzt  liegen  bleiben  und  für  das  Reservat  eines  freien 
Bergbaues  auf  jedem  privaten  Grundstück,  George  se?bst,  der 
soeben  einen  Gyclus  von  Vorträgen  in  Australien  beendet  hat, 
fand  mit  seiner  Single  Tax-Theorie  viel  Widersprucl  nament- 
lich von  Seiten  der  Schutzzöllner  wie  der  Temperenzler.  Den 
Schutz  der  nationalen  Arbeit  und  die  tücbtige  Eeranziehung 
aller  Spirituosen  Getränke  zur  Besteuerung  wollen  sich  die  Ar- 
beiter in  Australien  unter  keinen  umstanden  für  eine  glück- 
liche theoretische  Spekulation  verkaufen  lassea  Die  Bewegung 
ist  indes  weit  mehr  schon  von  dem  radikalem  Flügel  der  libe- 
ralen Partei  in  Australien  aufgegriiFen  wordm.  Das  Programm 
der  Arbeiter  in  Australien  ist  noch  nicht  positiv  genug  gewor- 
den, um  heute  bereits  auf  diesem  Punktd  klar  und  bestimmt 
Antwort  zu  geben. 

VI.   Die  Politik  der  Unternehmer. 

Es  ist  im  Verlaufe  der  bisherigen  Entwicklung  wiederholt 
schon  Veranlassung  gewesen,  zu  zeigen,  dass  die  Kolonie  Vic- 
toria die  Führerschaft  in  der  modernen  Entwicklung  Australiens 
übernommen  hat.  Der  achtstündige  Arbeitstag  mit  der  Arbeiter- 
organisation ist  hier  zuerst  eingeführt  worden.  Ebenso  hat 
das  industrielle  Schutzzollsystem  mit  der  Bezahlung  der  Mit- 
glieder des  Parlaments  und  der  umfassenderen  Fabrikgesetz- 
gebung hier  begonnen.  Man  kann  schon  deshalb  erwarten, 
dass  auch  die  Gegenpolitik  der  Arbeitgeber  hier  ihren  be- 
stimmtesten Ausdruck  gefunden  hat.  und  thatsächlich  hat  sie 
sogar  nur  hier  ihren  Ausdruck  gefunden.  Südaustralien  hat 
zwar  vor  etwa  2  Jahren  einen  schwachen  Versuch  der  Nach- 
folge gemacht,  doch  ohne  Erfolg.  Die  Zeit  war  hier  noch 
nicht  reif  zur  positiven  Bewegung,  und  es  ist  offenbar  not- 
wendig, dass  nicht  bloss  die  Arbeiter,  sondern  auch  die  Arbeit- 
geber in  der  notigen  Zahl  und  Stärke  vorhanden  sind,  nebst 
einer  gewissen  Summe  sozialwirtschaftlicher  Reibungen^  sonst 
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werden  soziale  OrganisatioDsformen   nicht  geschaffen  —  oder 
wenn  sie  geschaffen  werden,  funktionieren  sie  nicht. 

Victoria  ist  also  hier  in  der  Entwicklung  bisher  allein 
vorgegangen  und  hat  so  auch  in  der  Politik  der  Unternehmer 
den  anderen  Kolonien  den  Weg  der  Zukunft  gezeigt.  Die  Ver- 
gleiche und  Beobachtungien  sind  deshalb  weniger  vielseitig,  aber 
gewiss  nicht  weniger  wichtig,  und  damit  will  ich  wieder  die 
Quellen  m^lichst  selbst  reden  lassen: 

Es  war  zu  Anfang  des  Jahres  1885,  als  der  Schuhroacher- 
streik  in  Melbourne  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  von  ganz 
Australien  auf  sich  lenkte,  als  gesammelte  Geldmittel  zur 
Unterstützung  der  Streikenden  von  überall  her  geschickt  wurden 
und  als  zum  ersten  male  die  Bedeutung  des  i^SwecUing  Systeme 
in  Australien  den  arbeitenden  Klassen  zum  allgemeineren  Be- 
wusstsein  kam.  Die  Unternehmer  wurden  durch  die  lange 
Dauer  des  Streiks  schwer  geschädigt.  Die  Verhandlungen  mit 
den  Arbeitern  selbst  waren  der  Schroffheit  ihrer  Forderungen 
halber  resultatlos  geblieben.  Die  Angelegenheit  wurde  dann 
von  Seiten  des  Trades  Hall  Council  als  der  höheren  Instanz 
vertreten.  Und  siehe  da:  die  Arbeitgeber  fanden,  bei  aller 
Ruhe  der  Argumentation,  dieselben  weitgebenden  Forderungen. 
Der  Streik  dauerte  fort,  weiter  unterstützt  von  allen  Trades 
Unions  in  Australien.  Das  versetzte  die  Arbeitgeber  Victorias 
in  kein  geringes  Erstaunen.  Man  hatte  immer  nur  die  ein- 
zelnen Arbeiter  gesehen,  die  um  ihr  tägliches  Brot  zur  Arbeit 
gehen  und  nach  Arbeit  suchen.  Und  jetzt  stand  man  auf 
einmal  einer  grossen  Organisation  der  Arbeiter  gegenüber. 
Und  während  die  Position  der  Arbeitgeber  durch  den  Streik 
mehr  und  mehr  eine  recht  unangenehme  wurde,  schienen  die 
Streikenden  ruhig  der  Dinge  zu  warten,  die  da  kommen  sollten. 
Das  genügte  zu  einem  allgemeinen  Alarm.  Man  hielt  öffent- 
liche Versammlungen  ab,  um  den  Schuhfabrikanten  seine  Sym- 
pathie zum  Ausdruck  zu  bringen.  Brtice  Smith  schrieb  einen 
grösseren  Artikel  in  die  Victorian  Review^  der  nachher  als 
Pamphlet  überall  verteilt  wurde :  >  Trades-  Unionism  in  Victoria, 
or  who  shall  he  master?  A  note  of  Warning  to  Employers,< 
Im  März  1885  kam  es  dann  zur  Gründung  der  »  Victorian 


Digitized  by  VjOOQIC 


344  Dr.  G.  Rahland: 

Employer's  Uniont  und  Bruce  Smith  ward  ihr  erster  Präsident 
Der  ausgesprochene  Zweck  der  neuen  Vereinigung  war:  »den 
Unternehmern  die  gleichen  Vorteile  der  einheitlichen  Handlang 
zu  sichern,  deren  sich  die  Trades  ünions  bereits  erfreuten 
und  gleichzeitig  durch  Beiträge  der  Mitglieder  einen  Fond  an- 
zusamineln,  um  daraus  die  einzelnen  Unternehmer  in  Streik- 
fallen  zu  unterstützen.«  Das  waren  die  Rüstungen  zur  Bereit- 
schaft für  den  Kampf,  von  dem  man  künftig  erwartete,  ^that 
there  will  not  be  any  hüing  helow  the  belt.t 

Der  neu  gegründete  Verein  der  Unternehmer  ernannte  ein 
Komitee  von  7  Mitgliedern,  das  in  Gemeinschaft  mit  7  Vertretern 
des  Trades  Hall  Council  die  Angel^enheit  des  Schuhmacher- 
streiks zum  Austrag  bringen  sollte.  In  der  gemeinschaftlichen 
Sitzung  der  Vertreter  dieser  beiden  Körperschaften  entwickelte 
sich  nun  etwa  das  folgende  höchst  charakteristische  Zwie- 
gespräch : 

Empl.  V» :  »Findet  das  Recht  der  freien  Entschliessung  der 
Fabrikanten  bei  Ihnen  Anerkennung,  ausserhalb  der  Fabrik- 
räume Nonunionisten  zu  beschäftigen?« 

Tr.  U.:  »Nein!  und  zwar  existieren  keinerlei  Umstände, 
unter  denen  eine  solche  Anerkennung  unsererseits  erfolgen 
könnte.« 

Emp,  ü. :  »Würden  sie  die  Mitglieder  einer  Union  zwingen, 
nur  innerhalb  der  Fabrik  zu  arbeiten,  auch  dann,  wenn  die 
Leute  noch  so  gerne  geneigt  wären,  Arbeiten  mit  nach  Ehuse 
zu  nehmen?« 

Tr.  ü.:  »Im  Prinzip  ganz  zweifelsohne.  Indes  sind  wir 
nach  reiflicher  Erwägung  in  Anbetracht  der  bisherigen  Ge- 
pflogenheiten zu  der  »Konzession«  geneigt,  die  Arbeit,  welche 
jedem  Arbeiter  nach  Hause  gegeben  werden  darf  und  gleich- 
massig  vergeben  werden  muss,  auf  Ve  des  innerhalb  der  Fabrik 
gefertigten  Arbeitsquantums  zu  beschranken.« 

Emp.  ü.:  »Angenommen,  dass  der  achtstündige  Maximal- 
arbeitsti^  auch  gesetzlich  anerkannt  wäre,  würden  Sie  infolge 
dessen  das  Recht  ftir  sich  in  Anspruch  nehmen,  einen  Arbeiter, 
welcher  geneigt  wäre,  länger  zu  arbeiten,  davon  abzuhalten  ?c 

Tr.  U.:    »Gewiss!   denn  wenn  es  dem  Einzelnen  beliebig 
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erlanbb  wäre,  die  achtsttindige  Arbeitszeit  zn  überschreiten,  so 
würde  dadurch  die  für  die  übrigen  Arbeiter  verbleibende  Arbeit 
vermindert  werden.« 

Emp.  U,:  »Aber  gesetzt  der  Fall,  ein  Mann  erfreut  sich 
einer  sehr  guten  Gesundheit  und  findet,  dass  er  durch  längeres 
Arbeiten  in  die  Lage  käme,  seinen  Kindern  eine  höhere  Er- 
ziehung zu  geben  und  so  die  ganze  soziale  Stellung  seiner 
Familie  zn  yerbessem,  oder  dass  er  befähigt  wäre,  durch  mög- 
lichste Anstrengung  aller  seiner  Kräfte  grosse  wirtschaftliche 
Erfolge  zu  erzielen :  würden  Sie  ein  solches  Heraufarbeiten  der 
Lobnarbeiter  verhindern  wollen?« 

Tr.  U.:  Jedenfalls  kann  uns  auch  die  Antwort  auf  diese 
Fragen  absolut  nicht  bewegen,  Prinzipien  aufzugeben,  die  wir 
im  wohlverstandenen  Interesse  aller  unserer  Genossen  festhalten 
müssen.  Soweit  die  Erziehung  der  Kinder  in  Betracht  kommt, 
lösen  sich  die  Schwierigkeiten  durch  freie  Staatsschuleu,  die 
wir  fordern.  Und  der  Fall,  dass  Jemand  durch  Ersparnisse 
aus  dem  Lohneinkommen  der  Nacharbeit  grosse  wirtschaftliche 
Erfolge  abzuleiten  in  der  Lage  wäre,  charakterisiert  sich  als 
eine  so  ausserordentlich  seltene  Ausnahme,  dass  wir  darauf 
keine  Prinzipien  bauen  können.«  — 

Das  waren  dem  »liberalen«  Geiste  der  Unternehmer  denn 
doch  höchst  erstaunliche  und  wunderliche  Ansichten  und  klang 
wie  barbarische  Tyrannei  —  im  Frühjahr  1886! 

Nur  zwei  Jahre  später,  nämlich  im  März  1887,  hielt  der- 
selbe Bruce  Smith  als  erster  Präsident  der  Victorian  Employer's 
Union  seine  Abgangsrede  vor  dieser  Vereinigung,  der  ich  die 
folgenden  Stellen  entnehme: 

»Nach  reiflicher  Erwägung  sollen  die  internen  Vorgänge 
der  Vereinigung  nicht  der  Oeffentlichkeit  übergeben  werden. 
Im  übrigen  war  die  Entwicklung  eine  prosperierende.  Der 
Verein  begann  mit  70  Mitgliedern  und  zählte  nach  2  Jahren 
über  300,  worunter  die  leitenden  Firmen  von  beinahe  jeder 
Industrie  der  Kolonie.  Es  ist  bereits  ein  beträchtlicher  Fond 
angesammelt  worden,  aus  dem  in  mehr  als  einem  Falle  Firmen 
während  eines  Streiks  weitgehende  Unterstützungen  erhalten 
haben.     Der  Verein   als   solcher   ist  allseits,    namentlich  aber 
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auch  vom  Trades  Hall  Council  anerkannt  worden.  Das  regel- 
mässige Zasammenkommen  und  Beraten  von  offisdellen  Ver- 
tretern der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  hat  das  Verhältnis 
zwischen  beiden  Parteien  ganz  ausserordentlich  günstig  beein- 
flusst.«  Bruce  Smith  fühlt  sich  verpflichtet  zu  sagen,  dass  er 
nach  persönlicher  näherer  Bekanntschaft  mit  den  Führern  des 
Trades  Hall  Council  dieselben  als  Männer  mit  ganz  seltener 
Intelligenz  schätzen  gelernt  hat,  die  natürlich  im  einzelnen 
Falle  ihren  Interessenstandpunkt  geltend  machten,  sonst  aber 
kühl  und  überlegend  und  ganz  entschieden  für  Vernunfts* 
gründe  und  eine  gerechte  Auffassung  der  wirklichen  Verhält- 
nisse zugänglich  seien.  Die  einzelnen  Verhandlungen  hätten 
eine  ganz  erstaunliche  Fülle  von  vorher  unbeachtet  gebliebenen, 
aber  höchst  wertvollen  Materialien  zur  Kenntnis  gebracht  und 
in  jedem  einzelnen  Streitfalle  habe  sich  gezeigt,  dass  auf  beiden 
Seiten  der  redliche  und  ernste  Wille  vorhanden  sei,  die  ent- 
standenen Zwistigkeiten  in  friedlicher  VT^eise  und  unter  ver- 
nünftigen Bedingungen  zu  entscheiden.  »So  wurden  in  diesen 
zwei  Jahren  in  6  verschiedenen  Fällen  drohende  grossere  Streiks 
verhindert  und  Entscheidungen  getroffen,  die  —  wenn  sie  auch 
nicht  die  Freunde  auf  beiden  Seiten  voll  befriedigten  —  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  und  nach  umfassender  Würdigung 
aller  einschlägigen  Verhältnisse  getroffen  waren.« 

Aus  diesen  gemeinsamen  Beratungen  der  Vertreter  der 
Employer's  Union  und  des  Trades  Hall  Council  über  Streiks- 
angelegenheiten entwickelte  sich  zu  Anfang  des  Jahres  1887 
unter  Mitwirkung  der  Staatsregierung  als  permanente  Insti- 
tution ein  Board  of  Condlialion^  dessen  Aufgabe  es  ist,  die 
Gründe  der  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
zu  ermitteln  und  zur  Ausgleichung  derselben  solche  Beding- 
ungen vorzuschlagen,  welche  gerecht  und  billig  erscheinen 
mögen.  Dieses  Schiedsgericht  besteht  aus  18  Mitgliedern,  von 
welche]]  9  dem  Tradeß  HaU  Council  und  9  der  Victorian  Em- 
ployer's  Union  angehören.  Die  Wahl  erfolgt  fCir  12  Monate. 
Die  Mitglieder  desselben  können  jedoch  wieder  gewählt  werden. 
Die  weiteren  wichtigeren  Verfassungsbestimmungen  dieses 
Schiedsgerichtes   sind  die  folgenden:    Sowohl  von  Seiten  der 
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Arbeitgeber  wie  von  Seiten  der  Arbeiter  soll  keinerlei  Ver- 
änderang  weder  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit,  noch  in  Bezug 
auf  den  Lohn,  noch  in  Bezug  auf  das  System  und  die  Verbält- 
nisse«  unter  denen  gearbeitet  wird,  gefordert  werden,  wenn 
nicht  zwei  Monate  vorher  von  der  Person  bezw.  den  Personen, 
welche  die  Veränderung  verlangen,  den  Personen  bezw.  der 
Person,  auf  welche  die  Veränderung  Anwendung  finden  würde, 
darüber  schriftlich  Nachricht  gegeben  worden.  Bevor  zum 
Mittel  des  Streiks  bezw.  zur  allgemeinen  Entlassung  gegriffen 
wird,  soll  die  streitige  Angelegenheit  dem  Sekretär  des  Trades 
Hall  Council  und  dem  Sekretär  der  Employer's  Union  mitge* 
teilt  werden.  Falls  dieselben  nicht  in  der  Lage  sind,  den 
Streit  zu  schlichten,  soll  die  Angelegenheit  einem  üntersuchungs- 
komitee  überwiesen  werden,  welches  aus  zwei  Mitgliedern  des 
Trades  Hall  Council  und  zwei  Mitgliedern  der  Emphyers  Union 
besteht.  Sollte  auch  dieses  Komitee  in  seinen  Bemühungen 
erfolglos  sein,  so  kommt  als  letzte  Instanz  der  Board  of  Con- 
cüiation.  Derselbe  hat  das  Recht,  Zeugen  zu  vernehmen  und 
zu  vereidigen.  Findet  sich  eine  Partei  mit  dem  Schiedsrichter- 
spruch des  Board^s  nicht  zufrieden  gestellt,  so  muss  vor  dem 
Streik  bezw.  vor  der  aligemeinen  Entlassung  das  üntersuchungs- 
komitee  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden.  Das  ist  der  ord- 
nungsmässige  Instanzenweg.  Sollte  von  irgend  einer  Seite 
dagegen  Verstössen  und  ein  Streik  bezw.  eine  allgemeine  Ent- 
lassung mit  Missachtung  derselben  begonnen  werden,  so  ist 
jede  mit  dem  Board  of  Conciliation  in  Verbindung  stehende 
Union  verpflichtet,  den  Zuwiderhandelnden  keinerlei  Unter- 
stützung und  keinerlei  Sympathiebezeugung  zu  Teil  werden 
zu  lassen. 

Aus  den  Kommissionsverhandlungen  über  die  Errichtung 
des  Board  of  Conciliation  muss  noch  hervorgehoben  werden, 
dass  man  allseitig  ein  ganz  besonderes  Gewicht  darauf  legte, 
beide  Parteien  mit  gleicher  Stimmenzahl,  ohne  eine  besondere, 
entscheidende  Präsidialstimme  vertreten  zu  sehen  und  unter 
keinerlei  Umständen  Juristen,  Gerichtskosten  und  juristische 
Formalitäten  in  den  Verhandlungen  einzuführen. 

Das  Prinzip  dieser  Organisationen  ist  klar  und  stellt  ein 
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grossartiges  System  gesellschaftlicher  Regulierangen  des  im 
Grande  doch  noch  privatwirtschaftlichen  Arbeitsvertrages  dar. 
Das  IndiTidnum,  als  Arbeiter  wie  als  Arbeitgeber,  hat  immer 
noch  die  Freiheit  selbstherrlicher  EntSchliessungen.  Es  kann 
den  Unions  angehören  und  nicht  angehören.  Es  kann  deren 
Beschlüsse  befolgen  und  nicht  befolgen,  ohne  irgendwie  von 
der  staatlichen  Exekutive  berührt  zu  werden.  Aber  diese  ünions 
sind  da.  Sie  haben  allgemein,  auch  von  seiten  der  Staats- 
gewalt offizielle  Anerkennung  gefunden.  Und  thatsächlich  gehen 
die  Streitigkeiten  des  Arbeitsverhältnisses  in  den  verschiedenen 
Phasen  ihrer  Entwicklung  durch  dieselben.  Das  Prinzip  der 
Inkorporation  des  Einzelnen  in  die  Berufsgenossenschaft  ist 
heute  bereits  so  sehr  erstarkt,  dass  der  Einzelne  dem  gegen- 
über machtlos  ist  und  im  Momente  eines  drohenden  Ausbruchs 
von  Streitigkeiten,  sich  auch  als  ungelernter  Arbeiter  mit  seinen 
Genossen  zu  ünions  zusammenschliesst.  Auf  dem  Wege  von 
der  Entstehung  der  Streitigkeiten  bis  zur  Schlichtung  derselben 
wird  dann  daran  festgehalten,  dass  sich  Unternehmer  und  Ar- 
beiter als  zwei  verschiedene  Interessengruppen  stets  gleich 
stark  aber  auch  frei  einander  gegenüber  stehen.  Da  ist  kein 
Richter,  kein  Verwaltungsbeamte,  der  durch  sein  Ansehen  die 
Verhandlungen  zu  rasch  zu  Ende  führen  könnte,  oder  dessen 
Anwesenheit  andernfalls  wertlos  wäre.  Die  Entwicklung  des 
Streites  bleibt  in  der  ausschliesslichen  Verantwortlichkeit  der 
beiden  zunächst  betroffenen  Interessengruppen.  Aber  die  Ver- 
handlungen werden  sofort  aus  den  Händen  derer  ^  die  den 
Streit  begonnen,  in  die  Hände  der  berufsmässigen  Vertreter 
der  Standesgenossen  verlegt,  was  die  Objektivität  wie  auch  den 
Fortgang  der  Unterhandlungen  unzweifelhaft  gewaltig  fördert 
Weitere  Grundsätze  sind  dann :  volle  Oeffentlichkeit  und 
möglichste  Erschöpfung  der  strittigen  Argumente.  Auch  we- 
sentlich deshalb  die  verschiedene,  instanzielle  Vorbereitung  und 
selbst  das  Prinzip  vereidigter  Zeugenvernehmung.  Hier  kann  Alles 
ermittelt  werden.  Und  was  ermittelt  wird,  wird  durch  die  Presse  — 
in  wichtigen  Fällen  sogar  als  von  beiden  Parteien  kontrollierter 
stenographischer  Bericht  in  Bänden  von  2  bis  300  Druckseiten! 
—  der  allgemeinen  Oeffentlichkeit  übergeben.   Und  nicht  bloss 
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der  Board  of  Concüiation^  sondern  die  ganze  öffentliche  Mei- 
nung der  Kolonie  und  selbst  Australiens  nimmt  dann  in  der 
Frage  eine  ganz  bestimmte  und  zwar  erfahrungsgemäss  über- 
einstimmende Stellung.  Die  wirklieb  streitenden  Arbeiter  bezw. 
Unternehmer  können  dann  immer  noch  thun  und  lassen  was 
sie  wollen.  Aber  —  sie  nehmen  jetzt  das  Risiko  auf  sich, 
die  öffentliche  Meinung  zum  Gegner  zu  haben  und  selbst  von 
ihren  Berufsgenossen  verlassen  zu  werden  ,  während  die  mit 
der  öffentlichen  Meinung  im  Einklang  handelnde  Partei  sich 
der  allgemeinsten  Sympathie  und  Unterstützung  erfreut.  Was 
das  in  Australien  bedeutet,  ist  Europa  in  dem  berühmten  Lon- 
doner Dock-Labourers-Strike  bekannt  geworden.  Die  gegen  die 
öffentliche  Meinung  und  gegen  den  Rat  der  Genossen  nach 
eignem  Ermessen  handelnde  Partei  kehrt  damit  in  den  Zu- 
stand absoluter  freier  Individualität  zurück,  aber  —  sie  wird 
als  solche  in  dem  dann  ausbrechenden  Streite  unzweifelhaft 
wirtschaftlich  zu  Grunde  gerichtet. 

Das  ist  so  etwa  der  prinzipielle  Charakter  dieser  Organi- 
sationsformen in  Bezug  auf  den  Arbeitsvertrag  und  die  Be- 
handlung der  daraus  erwachsenden  Streitigkeiten.  Einen  wie 
günstigen  Umschwung  die  Ansichten  der  Unternehmer  Vic- 
torias darüber  genommen  haben,  wurde  bereits  angedeutet. 
Und  ich  darf  hinzufügen,  dass  die  Arbeiter  wo  möglich  davon 
noch  mehr  enthusiasmiert  sind.  Auf  den  interkolonialen  Kon- 
gressen der  Trades  ünions  werden  die  Vertreter  aus  Victoria 
in  den  letzten  Jahren  nie  müde,  darauf  hinzuweisen,  welchen 
Schatz  sie  in  diesen  Institutionen  für  den  sozialen  Frieden 
ihrer  Kolonie  gewonnen  haben,  wie  durch  die  ernstlichen  Be- 
ratungen mit  den  Vertretern  der  Unternehmer  jene  Wahn- 
vorstellungen zerstreut  werden,  wonach  die  Arbeitgeber  nur 
als  Tyrannen  und  Ausbeuter,  die  Arbeiter  als  Erpresser  in 
Zeiten  dringender  Beschäftigung  zu  betrachten  seien.  Das 
Recht  des  verhältnismässigen  Mitsteigens  des  Arbeitslohnes 
wird  allgemein  als  ganz  selbstverständlich  anerkannt.  Und  die 
Führer  der  Arbeiter  Viktorias  nahmen  keinen  Anstand,  auf  dem 
interkolonialen  Arbeiterkongresa  zu  erklären,  dass  sie  die  feste 
Hoffnung  haben,  nach  vollendeter  Organisation  namentlich  der 
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ungelernten  Arbeiter  auf  dem  bisher  betretenen  Wege  den  glück- 
lichen Tag  zu  erleben,  nach  dem  es  keine  Streiks  mehr  gibt. 

YII.  Der  achtstündige  Arbeitstag  and  das  i^Swcaiing  Systeme 
in  Australien. 

Die  australischen  Arbeiter  haben  zum  weitaus  grbssten 
Teile  den  achtstündigen  Arbeitstag  bei  einem  täglichen  Ar- 
beitslohne Ton  7  bis  12  bis  15  Mk.  und  mehr.  Sie  haben  heute 
bereits  die  vollsländigste  Organisation  in  der  Welt  und  nir- 
gends Hindernisse  zur  weiteren  Vervollkommnung  derselben. 
Die  öffentliche  Meinung,  wie  die  massgebenden  politischen 
Körperschaften  sind  offenbar  den  Interessen  der  arbeitenden 
Klassen  in  hohem  Masse  zugethan.  Und  trotzdem  auch  hier 
eine  entschiedene  Tendenz  zur  Minderung  der  Arbeitslöhne 
nach  dem  Existenzminimum?  Die  Kgl.  Parlamentskommission, 
welche  diese  Fragen  zu  untersuchen  hatte,  wurde  in  Viktoria 
durch  einen  Erlass  des  Statthalters  vom  3.  Februar  1882  ein- 
gesetzt. Ihr  letzter  summarischer  Bericht  datiert  sich  yom 
5.  Juni  1884.  Die  Folge  war  die  Inangriffnahme  der  Fabrik- 
gesetzgebung, die  bereits  eingehender  behandelt  wurde  und  die 
Einsetzung  des  ebenfalls  bereits  erwähnten  Board  of  Con- 
cüiation.  Das  Bild  aber,  welches  sich  den  >  Minutes  of  Evi- 
dence€  entnehmen  lässt,  ist  etwa  das  folgende. 

Wenn  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  es  verstehen, 
für  den  achtstündigen  Maximalarbeitstag  sich  eine  Bezahlung 
von  mindestens  7  bis  8  Mark  zu  sichern ,  so  liegt  es  nahe, 
dass  die  Unternehmer  auf  die  Idee  kommen,  Kinder  und  ju- 
gendliche Arbeiter  so  viel  als  irgend  möglich  zu  beschäftigen. 
Diesen  » Händen c  fehlt  die  Organisation.  Sie  können  ftür  län- 
gere Arbeitszeiten  beschäftigt  werden  und  ebenso  ist  ihr  Lohn 
gelegentlichen  Herabsetzungen  zugänglich.  Das  verbilligt  die 
Produktion  und  zwingt  die  Konkarrenten  entweder  zur  Nach- 
folge, oder  zur  Herabsetzung  der  Arbeitslöhne  für  erwachsene 
Arbeiter,  oder  zur  Produktionseinstellung.  Das  alles  wurde 
von  der  Kommission  in  Viktoria  als  »vielfach  vorhanden«  kon- 
statiert. Namentlich  die  Tabakfabriken  und  die  Druckereien 
zeichneten  sich  hier  recht  unvorteilhaft  aus.   Für  letztere  wird 
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häufige  Nachtarbeit  der  Knaben  und  jugendlichen  Arbeiter 
hervorgehoben.  In  einzelnen  Tabakfabriken  sollen  auf  20 
Männer  60  bis  70  Knaben  und  Mädchen  verwendet  worden 
sein.  Bei  verhältnismässig  recht  geringem  Lohne  war  die  Ar- 
beitszeit derselben  14  bis  16  Stunden  pro  Tag.  Das  Fabrik- 
gesetz soll  in  dieser  Hinsicht  sehr  heilsam  gewirkt  haben. 
Doch  das  alles  sind  für  die  europäischen  Industrieländer  be- 
kannte Erfahrungen.  Weniger  bekannt  ist  die  Stellung,  welche 
der  Stücklohn  im  System  des  achtstündigen  Mazimalarbeits- 
tages  einnimmt  und  wie  sich  daraus  in  Australien  das  sog. 
Sweaiing  System  entwickelt  hat.  Ich  will  zunächst  versuchen, 
diesen  Entwicklungsgang  in  seinen  verschiedenen  Stadien  hier 
zu  beschreiben. 

Ein  Unternehmer,  und  zwar  sagen  wir  ein  Schuh  waren - 
fabrikant,  beabsichtigt  seine  Arbeitslöhne  herabzusetzen.  Er 
sucht  sich  zu  diesem  Zwecke  einen  seiner  strebsamsten  Ar- 
beiter heraus  und  sagt  ihm:  »Ich  habe  hier  einen  grösseren 
Auftrag  für  billige  Schuhe  —  vielleicht  Kinderschuhe  —  den 
ich  annehmen  möchte.  Ich  kann  jedoch  nach  dem  Preis,  der 
mir  geboten  worden,  den  vollen  Arbeitslohn  nicht  zahlen. 
Wenn  sich  aber  die  Arbeitskosten  etwas  billiger  stellen  würden, 
so  würde  es  sich  um  einen  sehr  grossen  Auftrag  handeln.  Ich 
will  nicht,  dass  die  anderen  Arbeiter  etwas  davon  erfahren. 
Aber  wenn  Sie  es  möglich  machen  könnten ,  die  Arbeit  mit 
nach  Hause  zu  nehmen  und  sich  vielleicht  noch  einige  Ge- 
hilfen dazu  suchen ,  dann  will  ich  Ihnen  den  Auftrag  über- 
geben —  selbstredend  mit  der  Voraussetzung,  dass  Sie  sich 
15  ^/o  (oder  20  ^/o)  von  dem  in  der  Fabrik  gezahlten  Stück- 
lohn in  Abzug  bringen  lassen. €  Der  Arbeiter  sieht  die  Mög- 
lichkeit, sich  ein  hübsches  Nebeneinkommen  zu  erwerben  und 
nimmt  die  Bedingungen  an.  Anfangs  kommt  er  noch  seine 
8  Stunden  zur  Fabrik.  Bald  bleibt  er  jedoch  aus,  richtet  sich 
zu  Hause,  oder  irgend  sonst  wo,  ein  möglichst  billiges  Ar- 
beitslokal ein  und  sucht  sich  einige  Jnngens  und  weniger 
brauchbare  Arbeiter.  Die  Knaben  erlernen  schon  in  1  bis  2 
Wochen  einige  weniger  schwierige  Handfertigkeiten.  Sie 
kommen  sogar  darin  bald  zu  einer  gewissen  Routine,  die  für 
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den  Mittelmanu  sehr  vorteilhaft  ist.  Und  wenn  anch  die  Ar- 
beitsleistung weniger  vollkommen  wird,  so  genügt  sie  doch  f&r 
den  vorliegenden  Fall.  TQchtige  Schuhmacher  werden  sie  aber 
in  ihrem  ganzen  Leben  nicht  mehr. 

Wenn  nun  ein  solches  Hinansgeben  der  Arbeit  aus  der 
Fabrik  nur  vereinzelt  vorkäme  und  nur  vereinzelt  bliebe,  so 
wäre  seine  Bedeutung  eine  geringere.  Aber  es  hat  leider  die 
ganz  entschiedene  Tendenz,  sich  immer  weiter  auszubreiten 
und  sich  immer  mehr  zu  verallgemeinern.  Der  Mittelmann  ist 
nämlich  nicht  bloss  in  der  Lage,  für  sich  selbst  und  mit  seinen 
Gehilfen  viel  länger  als  die  üblichen  acht  Stunden  zu  arbeiten 
und  deshalb  trotz  der  um  15  ®/o  geringeren  Bezahlung  mehr 
als  in  der  Fabrik  zu  verdienen,  er  entlohnt  auch  seine  »Händec 
wieder  um  15  ®/o  unter  dem  allgemeinen  Lohnsatze,  so  dass 
die  wirklich  erzeugende  Arbeit  thatsächlich  um  30  Vo  billiger 
bezahlt  wird.  Die  Gehilfen  sind  dabei  dem  Mittelmanne  auf 
Gnade  und  Ungnade  überantwortet,  denn  in  der  Fabrik  würden 
die  besseren  Arbeiter  sich  weigern ,  mit  einer  grosseren  Zahl 
solch  schlecht  geschulter  Gesellen  zusammen  zu  arbeiten.  So 
macht  also  der  Mittelmann  seinen  Gewinn  aus  der  Ueberzeit 
wie  aus  der  schlechteren  Bezahlung  seiner  Grehilfen.  Beides  hat 
seine  besonderen  Beize  und  ist  die  Ursache,  dass  man  nur  mit 
grossem  Widerwillen  wieder  zur  Fabrik  zurückgeht,  sobald  man 
einmal  mit  dieser  Art  Geschäfte  begonnen  hat.  Die  Stellung 
der  Afterunternehmer  gefällt  viel  zu  gut,  als  dass  man  sie  so 
leicht  wieder  aufzugeben  geneigt  wäre.  Und  auch  das  kommt 
wieder  dem  eigentlichen  Unternehmer  zu  statten. 

Dieser  hat  nämlich  jetzt  auf  einmal  die  alten  billigen 
Schuhaufträge  nicht  mehr.  Der  Arbeiter  entschliesst  sich  des* 
halb,  ihm  auf  halbem  Wege  entgegen  zu  kommen.  Wenn  es 
die  niedrigste  Schuhsorte  nicht  ist,  ist  es  vielleicht  eine  etwas 
bessere.  Und  dann  offeriert  der  Fabrikant  einen  Auftrag  f&r 
etwas  theuerere  Schuhwaren,  vorausgesetzt,  dass  sie  zu  dem 
gleichen  Preise  wie  die  ersteren  geliefert  werden.  Der  Mittel- 
mann acceptiert  auch  diesen  Auftrag.  Und  so  geht  es  fort. 
Und  wenn  B  sieht,  dass  A  so  viel  Arbeit  bekommt  und  so 
viel  Geld  verdient,  so  hat  er  keine  Buhe,  bis  er  zu  den  gleichen 
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Bedingungen  ausserhalb  der  Fabrik  arbeiten  kann,  bis  endlich 
die  Hälfte  und  zwei  Drittel  der  gesamten  Warenproduktion  der 
Firma  ausserhalb  der  Fabrikräume  nach  diesem  Sweating  System 
hergestellt  wird.  Es  ist  Torgekommen,  dass  diese  Mittelmänner 
ihre  Mitarbeiter  in  der  Fabrik  zu  Streiks  aufgehetzt  haben, 
um  sich  hinter  dem  Rücken  ihrer  Kameraden  die  ganze  Arbeit 
fQr  ihre  Hausindustrie  zu  sichern,  und  was  in  dieser  Weise 
für  das  Schuhmachergewerbe  berichtet  ist,  das  gilt  auch  für 
alle  übrigen  Bekleidungsgewerbe. 

Die  tiefgehenden  Schädigungen  dieses  Sweating  System 
liegen  auf  der  Hand.  Das  Prinzip  des  achtstündigen  Maximal- 
arbeitstages wird  durchbrochen  und  der  Arbeitslohn  systemar 
tisch  herabgedrückt.  Die  Preisliste  für  Stückarbeit,  welche  von 
den  Unternehmern  und  den  Trades  TJnions  vereinbart  wird, 
ist  mehr  oder  minder  bedeutungslos,  weil  die  grössere  Hälfte 
der  Produktion  nach  geheim  gehaltenen  Lohnsätzen  ausgeführt 
wird.  Und  falls  die  übrigen  Arbeiter  zu  den  Ton  dem  Unter- 
nehmer geforderten  billigeren  Löhnen  nicht  arbeiten  wollen, 
bleiben  sie  beschäftigungslos.  Die  tüchtigsten  Arbeiter  werden 
teils  ihrem  Elasseninteresse  entfremdet ,  teils  überflüssig  ge- 
macht. Die  Bedeutung  und  der  Zusammenhalt  der  Unions  wird 
untergraben.  Der  Nachwuchs  eines  tüchtigen  gewerblichen  Ar- 
beiterstammes wird  mehr  oder  weniger  Tollständig  gestört, 
denn  die  jungen  Burschen  gehen  lieber  für  einen  anfangs  et- 
was höheren  Lohn  in  eines  der  Sweating  houses^  statt  1,  2  und 
mehr  Jahre  hindurch  als  Lehrlinge  in  der  Fabrik  zu  arbeiten ; 
auch  gewährt  man  ihnen  in  der  Fabrik  nicht  so  viel  Freiheit 
im  Betragen.  Und  dabei  arbeiten  sie  in  einem  viel  zu  engen, 
schlecht  ventilierten  und  ungesunden  Räume  und  bleiben  ihr 
Leben  hindurch  Pfuscher  ihres  Gewerbes.  Der  Eommissions- 
bericht  konstatiert,  dass  Kinder  mit  dem  Tagesgrauen  auf- 
stehen ,  ein  flüchtiges  Frühstück  nehmen  und  dann  mit  ge- 
ringen Unterbrechungen  für  die  Essenszeit  oft  bis  in  die  Mitte 
der  Nacht  hinein  arbeiten.  Gleichzeitig  finden  sich  auch  für 
die  Konsumenten  gesundheitsschädliche  Folgen :  es  ist  nachge- 
wiesen worden ,  dass  man  einen  Anzug  in  einem  der  ersten 
Eleidungsgeschäfte  Melbourne's  bestellte,   der   thatsächlich  in 
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einem  Arbeitsraum  gefertigt  wurde,  der  weit  abseits  gelegen, 
eng,  angesand  und  mit  Miasmen  einer  ansteckenden  Krankheit 
infiziert  war,  die  sich  dadarch  auf  den  Träger  des  Anzugs 
übertrug. 

Mit  Selbsthilfe  lässt  sich  hier  nur  wenig  machen.  Alle 
üeberrednngskunst  in  der  Tailor's  Society^  die  Mittelmänner 
zum  Aufgeben  ihrer  Hausindustrie  zu  bewegen,  blieb  vergeb- 
lieh.  95  Vo  sämtlicher  Beteiligten  an  der  Schuhwarenindustrie 
waren  ernstlich  bestrebt ,  Ordnung  zu  schafPen  und  ein  neues 
'^log€  mit  höherer  Bezahlung  einzuführen.  Ihre  Bemühungen 
scheiterten  an  dem  Entschlüsse  der  übrigen  6  % ,  die  bishe- 
rigen Zustände  festzuhalten.  Verschiedene  Sachverständige  waren 
der  Meinung,  dass  das  üebel  nur  durch  absolutes  gesetzliches 
Verbot  des  Hinausgebens  der  Arbeit  aus  der  Fabrik  oder  durch 
ein  unbedingtes  Verbieten  des  Stücklohns  und  allgemeine  ob- 
ligatorische Einführung  des  Tag-  bezw.  Wochenlohns  sich  be- 
seitigen liesse.  Die  Gesetzgebung  hat  bis  jetzt  noch  keine  Ent- 
scheidung getroffen ;  wenigstens  werden  in  Australien  die  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  des  Fabrikgesetzes  nicht  als  solche 
betrachtet. 

Die  Quelle  der  ganzen  Ealamiiät  liegt  aber  unzweifelhaft 
in  dem  achtstündigen  Arbeitstag.  Würde  man  statt  nur  8 
Stunden  12  oder  14  Stunden  in  der  Fabrik  arbeiten,  so  würde 
kaum  Jemand  daran  denken,  sich  noch  weitere  Arbeit  mit  nach 
Hause  zu  nehmen.  Wollen  deshalb  die  Arbeiter  der  Beklei- 
dungsindustrien Australiens  an  dem  achtstündigen  Arbeitstajir 
ernstlich  festhalten,  so  bleibt  wohl  nichts  anderes  übrig,  als 
den  privaten  Arbeitsvertrag  in  der  Weise  einzuschränken,  dass 
die  Nacharbeit  in  ihrem  ganzen  Umfange  den  gesellschaftlichen 
Interessen  unterstellt  wird.  Nachdem  einmal  für  Arbeitszeit 
und  Arbeitslohn  die  gesellschaftlichen  Regulierungen  anerkannt 
sind,  kann  auch  das,  was  der  einzelne  Arbeiter  —  und  sei  es 
in  seinem  eigenen  Hause  —  berufsmässig  arbeitet,  nicht  länger 
seinem  freien  Ermessen  überlassen  bleiben.  Ein  Stehenbleiben 
auf  halbem  Wege  ist  hier  auf  die  Dauer  unmöglich.  Dieser 
Eonsequenzen  sind  sich  die  Führer  der  Arbeiter  in  Australien 
voll  bewusst.    und  bei  der  Entschiedenheit,    mit  der   sie  an 
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dem  achtstündigen  Arbeitstag  festzuhalten  entschlossen  sind, 
werden  sie  diese  Eonseqnenzen  ziehen  —  sei  es  nun  bald,  sei 
es  erst  spater. 

YIII.  Statlsüsclie  MateriaUen. 

Die  Bevölkerung  der  australischen  Kolonien  stellt  sich 
nach  den  letzten  mir  yorliegenden  Angaben  für  das  Jahr  1888 
in    Victoria  auf    1090  869  Einwohner 


Neu-Süd-Wales 

1086856 

Queensland 

387  463 

Sadanstralien 

318  066 

Westanstralien 

12137 

Tasmanien 

146  119 

Nen-Seeland 

607  380 

also  in  ganz  Australien  zusammen  8  672  419  Einwohner ,   bei 
einer  leiztjährigen  Zunahme  Ton  120  668  Einwohnern. 

Das  Verhältnis  der  Bevölkerung  der  Hauptstadt  zur  Ge- 
samtbevölkerung der  respektiven  Kolonie  stellt  sich  in  der 
nachfolgenden  Weise 

für  Melbourne    41,i8  Prozent 

>  Adelaide       86,6  o        > 

>  Sydney  83,ei        > 
»    Hobart         23,86        » 

>  Brisbane       22,76        > 

>  Perth  21,98        > 

>  Wellington    5,o6        » 

Das  entsprechende  Verhältnis  stellt  sich  zwischen  London  und 
England  ohne  Schottland ,  Wales  und  Irland  auf  100  :  19, 
zwischen  Paris  und  Frankreich  auf  6 :  100 ,  zwischen  Berlin 
und  Prenssen  auf  5  :  100,  zwischen  Berlin  und  Brandenburg 
auf  36  :  100,  und  zwischen  München  und  Bayern  auf  5  :  100. 
Der  gesamte  Flächeninhalt  der  australischen  Ko- 
lonien beträgt  3075  238  englische  Quadratmeilen  oder  etwa 
um  ein  Sechstel  kleiner  als  ganz  Europa  und  etwas  grösser 
noch  als  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ausschliess- 
lich Alaska.  Den  australischen  Kontinent  in  100  gleiche  Teile 
geteilt,  ergibt  f&r  Viktoria  3  solche  Teile,  für  Neu-Südwales  10, 
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für  Queensland  23,  für  Südaustralien  30  und  für  Westaustralien 
34  solcher  Teile. 

Die  kultivierte  Fläche  beträgt  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung und  pro  1888  : 

in  Südaustralien     8,89  acres 

>  Tasmanien         3,i9     » 
»   Neuseeland        2,46     > 

>  Victoria  2,si      > 
»   Westaustralien  2,i6     > 

>  Neu-Süd Wales    0,9«     > 

>  Queensland        0,69     > 

Nach  dem  Victorian  Year-BooJc  war  die  durchschnittliche 
Zahl  der  Einwohner  pro  Wohnung  in  Berlin  62,o,  in  Wien  60,o, 


1.  Speck  per  Pfund 

2.  Rindfleisch     » 

3.  Brod  > 

4.  Butter  > 

5.  Käse  > 

6.  Kaffee  > 

7.  Hammelfl.  per  Pfd. 

8.  Zucker  per  Pfund 

9.  Thee  » 

10.  Tabak  » 

11.  Mehl  per  Ctr. 

12.  Kartoffeln  per  Ctr. 

13.  Milch  per  Quart 


Nen-Sfid- 

Wales 

Mk.  u.  Pfg. 

0,89 

0,84 0,60 

0,16 

1,17 

1,0 

1,60 
0,86 — 0,60 
0,80  —  0,86 

1,60 

2,60 

13,0 — 15.0 
6,0 


Victoria 
Mk.  u.  Pfg. 

0,60 1,0 

0,80 0,00 

0,19 

1—1,60 
0,60 — 1,0 

1,0—2 

0,18 0,40 

0,90 0,40 

1,0—2,0 

3,60 

3,0 — 5,0 


Süd- 

aiiBtralien 

Mk.  u.  Pfg. 

0,80 — 1,06 
0,86 — 0,10 
0,10 0,1t 

1—1,60 
1—1,86 

1,16 1,70 

0,96—0,1» 

0,90—0,40 

1,60  —  2,60 

3,60 

18,0 
5,1 0 — 7,10 


0,96 0,60         0,86 0,60  0,96 — 0,60 


EUerzu  noch  die  folgenden  Bemerkungen  fOr  die  einzelnen 
Kolonien. : 

Ein  kleines  Haus  in  Sydney  oder  einer  der  Vorstädte  mit 
drei  bis  yier  Zimmern  und  einer  Küche  kostet  10  bis  15  Mk. 
Miete  pro  Woche,  in  einem  Landstädtchen  etwa  5  bis  10  Mk. 
Die  meisten  Arbeiter  besitzen  indes  ihre  Häuschen  zu  EigeBtum. 
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in  Petersburg  43,0«  in  Paris  19,o,  in  London  28,o,  in  Melbourne 
4,8.  Dnd  dabei  wohnen  innerhalb  des  Stadtgebietes  in  Paris 
121,8  Personen,  in  Berlin  83,8,  in  London  53,4,  in  München  22,7, 
in  Melbourne  mit  Vorstädten  2,7  Personen  pro  acre. 

Den  neuesten  offiziellen  Publikationen  der  Emigrant 8  In- 
formation ofßce  (31.  Broadway,  Westminster)  vom  1.  April  1890 
entnehmeich  die  nachfolgenden  Angaben  über  Lebenskosten 
in  den  australischen  Kolonien.  Die  Angaben  beziehen  sich  auf 
englisches  Mass  und  Gewicht  und  auf  Detailpreise,  wie  sie  von 
den  Arbeitern  bezahlt  werden.  Das  Pfund  ist  gleich  453  Qramm, 
das  Quart  gleich  l,i8  Liter.  Die  Hamburger  Angaben  sind 
entsprechend  umgerechnet. 


Queenaland 

West, 
anstralien 

Tasmanien 

Nea-Seeland 

Hamburg 

ML  u.  Pfg. 

Mk.  u.  Pfg. 

Mk.  n.  Pfg. 

Mk.  n.  Pfg. 

Mk.  u.  Pfg. 

0,«o— l,»o 

1,0—1,86 

0,76—1,0 

— 

0,80 

041—0,86 

0,4a— 0.76 

0,86—0,80 

0,80—0,60 

0,80 

O^«— 0,1« 

0,17 

0,16 

0,18 

0,10 
(Margarin) 

0,80—1  ,to 

0,86—2 

1—2,60 

0,76 1,80 

0,80—0,60 

Oi..— 1 

1,86—2 

0,60 0,76 

0,68—0,76 

0.80 

1,86—2 

1,0 1,60 

1,86 1,60 

1,86—1,76 

1,80—1,60 

0,80—0,86 

0,41 

0,86 0,48 

0,81—0,86 

0,80 

O,80-0,6t 

0,86—0,86 

0,» 

0,17—0,84 

0,88—0,40 

1,60-3^ 

1,86—2,60 

1,60 2,60 

1,60 — 2,80 



— 

6 — 6,60 

4,60 8,0 





12,0 

— 

12,0—16,0 



15,0 

10.0-16,0 

12,0-17,0 

3,60 — 6,0 

6,60—12,0 

3,0—5,0 

— 

0,86 0,60 

0,86—0,48 

0,81 — 0,86 

0,20 

Im  Inlande  sind  Häuschen  von  Holz  sehr  billig  au&ubauen, 
wobei  in  der  Regel  fOr  die  Benützung  des  Bodens  nichts  ge- 
zahlt wird.  Kost  und  Logis  für  eine  einzelne  Person  in  Sydney 
betragen  15  bis  26  Mk.  per  Woche.  Im  Innern  des  Landes 
ist  es  etwas  billiger.  Kleider  sind  im  allgemeinen  10  ^/o  teuerer 
als  in  England  (und  Deutschland). 
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In  Melbourne  kosten  die  Häuser,  welche  Ton  Handwerkern 
bewohnt  werden,  per  Woche  7,50  bis  16  Mk.  Miete.  Auch  hier 
hat  jeder  bessere  Arbeiter  meist  sein  eigenes  Haus.  Kost  und 
Logis  für  einen  einzelnen  Mann  ist  yon  15  bis  25  Mk.  wocheut- 
lich  zu  haben.  Die  Eleiderpreise  sind  im  allgemeinen  15  ^/o 
hoher  als  in  England. 

In  Adelaide  bezahlt  ein  besserer  Arbeiter  mit  Familie  f&r 
ein  Häuschen  mit  4  bis  5  Zimmern  6  bis  13  Mk.  wöchentlich 
als  Hausrente.  Die  grossere  Zahl  derselben  ist  selbst  Haus- 
eigentümer. In  Priyathäusern  kosten  Kost  und  Logis  wöchent- 
lich 16  bis  20  Mk.  für  Männer  und  10  bis  15  Mk.  für  Frauen. 
Kleider  sind  auch  hier  etwas  teuerer  als  in  England.  Im  In- 
nern des  Landes  stellen  sich  die  Lebenskosten  etwas  billiger. 

Für  Queensland  wird  die  Rente  der  Arbeiterhäuser  im 
Süden  auf  7  bis  20  Mk.,  im  Norden  auf  7,50  bis  12  Mk.  an- 
gegeben. Die  Baukosten  eines  Hauses  von  Baumrinden  stellen 
sich  auf  200  bis  400  Mk.,  von  Holz  auf  2000  bis  3000  Mk. 
Im  Norden  lebt  man  meist  in  Zelten,  bis  man  ein  Haus  sich 
zu  bauen  in  der  Lage  ist.  Für  Eost  und  liOgis  bezahlt  man  im 
Norden  15  bis  20  Mk.  und  mit  Wäsche  bis  30  Mk.  wöchent- 
lich. Im  Süden  ist  es  etwas  billiger.  Die  Eleider  sollen  15 
bis  20%  teuerer  sein  als  in  England. 

Zu  den  Lebenskosten  in  Westaustralien  bemerkt  der  Bericht, 
dass  ein  Haus  mit  3  Zimmern  in  der  Stadt  7  bis  10  Mk.,  auf 
dem  Lande  5  Mk.  wöchentlich  kostet,  ein  Haus  mit  5  Zimmern 
stellt  sich  auf  12  bezw.  9  Mk.  die  Woche.  Die  Ausgaben  für 
Eost  und  Logis  schwanken  zwischen  15  und  25  Mk.,  in  den 
Eimberley  Goldfeldern  bis  30  Mk.  die  Woche.  Hier  sind  auch 
die  Detailpreise  für  Waren  viel  höher.  Das  Pfund  Thee  kostet 
von  3  Mk.  an,  das  Pfund  Mehl  kostet  84  Pfg.  und  präser^ierte 
S[artoffeI  75  Pfg.  pro  Pfund.  Auch  alle  Gemüse  sind  hier  sehr 
teuer.  Eleider  sollen  sich  auf  10  bis  20  Vo  höher  stellen  als 
in  England. 

Von  Tasmanien  wird  berichtet,  dass  kleine  » Cottagest  in 
Hobart,  Lannceston  und  den  Vorstädten  mit  3  bis  4  Zimmern 
von  5  bis  8  Mk.,  im  Inlande  2,50  bis  6  Mk.  wöchentlich  kosten 
—  mit  4  bis  5  Zimmern  9  bis  15  Mk.  bezw.  5  bis  10  Mk.  resp. 
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Board  and  lodging  16  bis  20  Mk.  wöchentlich.  Kleider  sind 
10%  teuerer  als  in  England. 

Neu-Seeland  gibt  an,  dass  die  Miete  eines  zwei-  bis  drei- 
zimmerigen  Arbeiterhauses  etwa  6  Mk.,  grossere  Häuser  für  Hand- 
werker 7,50  bis  14  Mk.  in  der  Woche  kosten.  Die  Preise  auf  dem 
Lande  wechseln  von  4  bis  10  Mk.  Eost  und  Logis  stellt  sich  auf 
15  bis  20  Mk.   und  hier  sollen  die  Kleider  15%  teuerer  sein. 

Die  Arbeitslöhne  der  gleichen  Quelle  sind  wohl  eher 
etwas  zu  niedrig  angegeben  infolge  der  Bestrebungen  der 
australischen  Regierungen,  nicht  zu  sehr  zur  Einwanderung 
anzulocken.  Im  übrigen  sind  diese  Angaben  neuesten  Datums. 
Sie  sind  in  der  nachfolgenden  Tabelle  —  wo  nicht  anders  an- 
gegeben —  auf  den  achtstündigen  Arbeitstag  und  auf  Mark 
und  Pfennig  umgerechnet  Die  beigefügten  Löhne  aus  Berlin 
entnehme  ich  der  Lohnstatistik  vom  September  1888,  wie  sie 
durch  die  Gewerbedeputation  des  Magistrats  einbezogen  worden. 
Diese  Löhne  beziehen  sich  auf  eine  zehnstündige  Arbeit.  Aus 
dieser  offiziellen  englischen  Publikation  noch  die  folgende 
charakteristische  Notiz  über  die  Lage  des  Arbeitermarktes  in 
Australien : 

In  allen  Kolonien  sind  Landwirte  mit  einem  kleinen  Kapital 
Yon  sage  4000  Mk.,  namentlich  als  Obst-  und  Weingärtner 
sehr  willkommen.  Es  ist  jedoch  anfänglich  für  sie  notwendig, 
sich  vorerst  etwas  Erfahrung  aus  den  australischen  Verhältnissen 
anzusammeln,  weshalb  angeraten  wird,  das  erste  Jahr  als  Farm- 
arbeiter zu  yerbringen.  Als  solche  dürften  sie  stets  leicht  Be- 
schäftigung finden.  Handwerker  sind  in  keiner  Kolonie  speziell 
gewünscht  und  in  einzelnen  Fällen  wird  sogar  ausdrücklich  yor 
Einwanderung  gewarnt.  Im  allgemeinen  ist  man  jedoch  der 
Meinung,  dass,  wenn  ein  tüchtiger  Arbeiter  noch  etwas  Geld 
mit  sich  bringt  und  geneigt  ist,  anfanglich  auch  andere  Be- 
schäftigungen anzunehmen,  so  dürfte  es  ihm  schliesslich  ge- 
lingen, die  angegebenen  guten  Bezahlungen  zu  erhalten.  Mit 
^General  Labourerst  steht  es  schon  wieder  etwas  ungünstiger. 
Und  Handlungsgehilfen  und  Ladendiener  werden  ausdrücklich 
?or  der  Auswanderung  nach  Australien  gewarnt.  Günstig 
sind  dag^en  wieder  die  Verhältnisse  für  weibliche  Dienstboten. 
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Lohnstatistik  der  australischen 
Victoria 


Backsteinmaurer 

Ziegeleiarbeiter 

Mauerer 

Zimmerleute 

Maler 

Schmiede 

Kesselschmiede 

Monteure 

Eisengiesser 

Farmarbeiter  ^) 

Kochin*) 

Hausmädchen ') 

Kindermädchen  *) 


Neu- 
Sad-Wales 

10—11 

8-11 

10-11 

10—11 

7—10 

9,86 10,70 

9,86  — 10,70 

9,86 10,70 

8-10,70 

20 


10-12 

10—12 

10-12 

8,60-10 

10—14 

10-U 

9—13 

8—12 

20 

900—1200    700-1000 
600—800      600—700 
400-780      400—600 


Kolonien  für 

Süd- 
AuBtaralien 

8—10 

7—10 

8-9 

7,60—10 

7—12 

9—12 

8—11 

8—11 

8—12 

20—30 

600—1000 

400—600 

400—500 


Statistik  der  industriellen  Entwicklung  in  Victoria. 


Jahrg. 

1879 
1884 
1889 


Zahl  d.  unter-   Pferdekraft 
nehmangen    d.  Masobinea 


2343 
2777 
2976 


13064 
17602 
24  938 


Zahl  der 
Arbeiter 

33278 
46867 
64488 


Wert  der  Fabriken 

mit  Einrichtangen 

Mk. 

136972720 

188280640 

296846220 


Zahl  der 
Banken 


Weeheel 
Mk. 


Bankstatistik    der     australischen    Kolonien 

für  1889. 

Noten  in 
Zirkulation 
Mk. 
Ges.  Australien      69  108406060 

Victoria  16  33668  020 

Guthaben  f.  Banken         Depoiiten 
Mk.  Mk. 

Victoria  6139920  76106040 

Oes.  Australien  14  261 420  2  071 046  860 


7997000 
2604260 

Total 
Mk. 
802272600 
2201701340 


1)  Die«e  Angaben   beziehen  (ich  bei  frei  Kott  und  Legis  auf  die 
Woche  während  der  Herbetxeit. 

2)  Jahrealohtt  bei  freier  Wohnung  und  Verpflegung,  die  Angaben 
für  Berlin  rerdanke  ich  prirater  Mitteilung. 
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Achtstundenarbeit  in    Mark   und  Pfennig. 


Qneensland 

vresv 
Australien 

Tasmanien 

Nen-Seeland 

Berlin 

10—12 

— 

10 

7—12 

^      3-6 

7,60—10 

— 

— 

6—8 

10-12 

9—11 

10 

6—10 

3,80—5 

7—10 

9-10 

8-10 

6-10 

3,a6 — 6 

8-10 

— 

7—8 

— 

2,75—5 

8,.o— 12 

9-11 

8 

7—12 

1— 4,»8 

9—12 

8—9 

10 

— 

2.10-6 

9—12 

8-9 

— 

— 

3-6 

— 

— 

8-9 

— 

2,«o— 2,60 

14-20 

16—20 

13—20 

12-22 

— 

550-1000 

720 

800 

400—1560 

240    300 

400-600 

360 

600 

400-700 

150    180 

260—600 

— 

500 

200—400 

120-150 

Bar 

Victoria  122443760 

Ges.  Anstralien  361 181 760 

Quthaben  bei  Banken 
Victoria  8340940 

Ges.  Anstralien  67  563  720 


Grundstücke  Noten  u.  Wechsel 

and  Gebäude  anderer  Banken 

32204440  6051720 

97  630300  12436660 


Wertpapiere 

936  780920 

2  611469140 


Total 
104827780 
3160281680 


IX.    Der  dentsclLe  nnd  der  anstralische  Staatssozialismos. 

Seitdem  Montesquieu  in  England  mit  seiner  Theorie  von 
der  Teilung  der  Gewalten  die  beste  Losung  des  Verfassungs- 
problems gefunden  zu  haben  glaubte^  betrachten  alle  Staaten 
Europas  in  konstitutionellen  Fragen  die  englische  Verfassung 
als  das  beste  Muster  in  der  Welt.  Seit  den  letzten  10  bis  16 
Jahren  ist  es  bei  den  englischen  Staatsmännern  wiederum 
Sitte  geworden«  die  australischen  Verfassungsgesetze  und  Er- 
fahrungen in  den  Vordergrund  der  Debatten  zu  stellen.  Und 
nachdem  England  für  Europa  hierin  immer  noch  die  vielfach 
anerkannte  Suprematie  besitzt,  ist  es  jetzt  in  Wirklichkeit 
Australien,   das   hier  in  der  Entwicklung   der  Ereignisse  den 
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Weg  leitet.  Nach  der  bewundernswerten  Ausgestaltung  seines 
öffentlichen  Versicherungswesens  für  die  Arbeiter  hat  Deutsch- 
land sich  (Ion  Ruf  erworben,  ftlr  die  Eultnrstaaten  der  Erde 
in  der  glücl: liehen  Losung  des  sozialen  Problems  Torang^angen 
zu  sein.  Und  namentlich  die  öffentliche  Meinung  Ediglands 
folgte  allen  unseren  Bewegungen  auf  diesem  Punkte  mit  un- 
geteilter Aufmerksamkeit.  Da  kommt  nun  Sir  Charles  Büke 
und  beweist  seinen  Landsleuten,  mit  der  ihm  in  so  hohem 
Masse  eigei:en  Gewandtheit  der  Darstellung,  dass  auch  in  den 
8ozialwirt8C::aftlichen  Fragen  nicht  Deutschland ,  sondern 
Australien  die  weitaus  vollkommeneren  Zustande  geschaffen 
habe  und  d;iss  mithin  die  wahre  Aufgabe  der  englischen  Politik 
darin  liege,  auch  hier  wiederum  nur  dem  glänzenden  Beispiele 
der  australischen  Kolonien  zu  folgen. 

In  der  That  —  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erscheint 
auch  mir  dns  unstreitbar. 

Dilke  liut  Recht,  wenn  er  Australien  als  >a  worhers  parc^ 
dise€  bezeiclinet.  Seine  Zustande  sind  auf  diesem  Punkte 
besser  als  .selbst  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Von  Ausnalimsfallen  abgesehen,  erhält  hier  der  Arbeiter  den 
hoc^isten  Lo!m  für  die  kürzeste  Arbeitszeit.  Dabei  sind  die 
Lc'  onskosteii  nur  wenig  oder  gar  nicht  teuerer  und  selbst 
billiger  als  anderwärts.  Das  Einkommen  der  Arbeit  ist  also 
hier  am  hoclisten.  Elassengegensätze  und  Klassenunterschiede, 
wii;  sie  in  der  alten  und  erst  recht  in  der  neuen  Welt  Amerikas 
bf:  beben,  sir.d  seit  der  Unterdrückung  der  Squatter-Aristokratie 
durch  die  Farmer-  und  Stadtdemokratie  völlig  verschwunden. 
Miin  hat  sicli  heute  in  Australien  ganz  allgemein  mit  der  De- 
mokratie abgefunden.  In  Kleidung  und  Lebensweise  unter- 
s(  'leiden  sicli  die  Arbeiter  gar  nicht  von  den  reichen  Leuten. 
A  lieh  sie  haben  zumeist  ihre  eigenen  Häuser  auf  eigenem  Grund 
ur.d  Boden.  Die  Frauen  haben  Mädchen  als  Gehilfen  im  Hause. 
In  den  Fabriken  finden  wir  unter  den  Arbeitern  Musikkapellen 
und  Disputiin'ger-'llschaften.  Sie  haben  ihre  eigenen  Klubhäuser 
mit  Bibliotk  .'ken  und  Gesellschaftsräumen  so  gut  wie  irgend  eine 
l:'*)here Gesel^sct  ftsklasse.  Und  zu  den  gelegentlich  abgehaltenen 
Konzerten  wwA  Liebhabertheatern  sehen  wir  die  Herren  im  Frack 
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and  mit  weisser  Weste,  die  Frauen  in  Balltoilette  erscheinen. 
Weitverbreitet  ist  die  Sitte,  dass  der  Arbeiter  alljährlich  mit 
seinen  Angehörigen  zur  Eirholung  auf  einige  Zeit  nach  der 
Seekfiste  geht.  Die  Rudergesellschaften,  foctball",  crickd-  und 
cyeling-clubs  der  Arbeiter  sind  nicht  bloss  die  besten  in 
Australien,  sondern  die  besten  der  Welt,  wie  die  Resultate 
bei  den  letzten   internationalen  Konkurrenzen   gezeigt  haben. 

Und  dabei  ist  der  feste  Glaube  an  die  glQckliche  und 
grosse  Zukunft  des  Landes  geradezu  unübertrefflich.  Mehrere 
der  reichsten  Leute  in  Australien  waren  noch  Tor  verhältnis- 
mässig wenigen  Jahren  dem  Arbeiterstande  angehorig.  In 
verschiedenen  Gegenden  ist  die  Zahl  der  Sparkasseneinlagen 
gleich  der  Zahl  der  Familienhäupter  und  die  Zahl  der  Bank- 
kontos grosser  als  ein  Drittel  derselben.  Die  Landpreise  in 
der  Umgegend  von  Melbourne  sind  in  6  bis  7  Jahren  um  das 
ffinfzigfache  gestiegen.  DieSVa  Millionen  Einwohner  Australiens 
sind  mit  über  900  Millionen  Mark  an  der  Lebensversicherung 
beteiligt.  Und  wie  diese  hoffnungsfreudigen  Verhältnisse  weiter 
lauten  mögen!  Wenn  es  gilt,  die  Jugend  in  einem  der  alten 
Kulturländer  Europas  für  das  Vaterland  zu  begeistern,  dann 
wird  auf  die  Grossthaten  der  Vorfahren  hingewiesen.  Wenn 
es  in  Australien  gilt,  den  gleichen  Zweck  zu  erreichen,  dann 
deuten  Redner  und  Schriftsteller  auf  die  Zukunft  hin,  wie  sie 
so  glänzend  winkt.  Und  während  uns  im  alternden  Europa 
ein  gewisses  Unbehagen  unwillkürlich  beschleicht,  sobald  wir 
die  voraussichtliche  Bevölkerungsziffer  nach  weiteren  hundert 
Jahren  berechnen,  weisen  die  Australier  stolz  darauf  hin,  dass 
dann  ihr  Kontinent  voraussichtlich  etwa  100  Millionen  Ein- 
wohner hat  und  sie  eine  der  grossten  Nationen  der  Welt  sein 
werden. 

Das  alles  sind  unbestreitbare  Thatsachen.  Aber  Büke 
geht  weiter  und  sagt,  idass  sich  die  Arbeiter  Australiens  nur 
um  ihre  eigensten  Angelegenheiten  kümmerten  und  sonst  zu- 
frieden seien,  die  Politik  von  erfahrenen  Berufspolitikern  ge- 
leitet zu  sehen  —  dass  deshalb  die  Wirtschaftspolitik  Austra- 
liens doch  in  den  Händen  der  liberalen  Demokratie  liege  und 
sich  der  Hauptsache  nach  mit  progressiver  Erbsteuer,  Staats- 
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sabyention  zu  Bergbau,  Gartenbau  und  Landwirtschaft,  freiem 
Staatsschulwesen  und  sozialpolitischer  Leitung  des  Ministeriums 
fOr  öffentliche  Arbeiten  Toraussichtlich  genüge,  nachdem  Zah- 
lung der  Parlamentsmitglieder  und  in  Victoria  wenigstens  die 
Fabrikgesetzgebung  gelungen  seien.  Eine  radikalere,  sozial- 
demokratische Reformbewegnng,  insbesondere  hinsichtlich  des 
Grundeigentumsrechtes,  widerstrebe  hier  auch  dem  politischen 
GefQhl  der  Arbeiterpartei.  Die  Ausbildung  eines  deutschen 
Staatssozialismus  sei  in  Australien  unmöglich.«  In  allen  diesen 
Punkten  bin  ich  wesentlich  abweichender  Meinung. 

Was  zunächst  die  Vertretung  der  Arbeiter  durch  Arbeiter 
im  Parlament  betrifft,  so  übersieht  Dilke,  dass  daran  erst  nach 
Einführung  einer  Besoldung  der  >M.  P.«*s  gedacht  werden 
konnte.  Seitdem  hat  der  interkoloniale  Trade-  ünions  Congress 
sich  mit  aller  Energie  für  eine  direkte  Vertretung  ausgesprochen, 
und  namentlich  Südaustralien  hat  damit  auch  bereits  erfolgreich 
begonnen.  Es  ist  mithin  nur  eine  Frage  der  Zeit,  dass  auch  die 
australischen  Parlamente  ihre  grossere  Zahl  von  Arbeitern  als 
Mitglieder  haben  und  zwar  in  erster  Linie  auf  Kosten  der  be- 
rufsmässigen liberalen  Politiker. 

Dass  die  Trades  ünions  bis  heute  —  mit  Ausnahme  der 
Ghinesenfrage  und  der  staatlichen  Unterstützung  der  Einwan- 
derung —  sich  überwiegend  um  ihre  eigenen  Angelegenheiten 
gekümmert  haben,  hat  seine  guten  Gründe.  Die  Entwicklung 
des  Trades  Unionism  in  Australien  ist  noch  sehr  jung.  Sie 
datiert  eigentlich  erst  seit  dem  Jahre  1883  —  dem  Beginn 
der  interkolonialen  Kongresse.  Für  Südaustralien  und  Queens- 
land ist  das  ausdrücklich  konstatiert  worden.  Aber  auch  für 
Victoria  lässt  sich  das  nachweisen.  Die  Victorian  Employer's 
ünions  wurde  erst  im  März  1885  als  Gegengewicht  zu  der 
wachsenden  Macht  des  Trades  unionism  ins*  Leben  gerufen. 
Nachdem  aber  die  Arbeitervereinigungen  zum  rechten  Selbstr 
bewusstsein  erweckt  waren,  gehörte  es  natürlich  zur  ersten 
und  wichtigsten  Aufgabe,  ihre  inneren  Organisationen  zu 
vollenden.  Dazu  sind  die  australischen  Arbeiter  viel  zu  praktische 
Leute,  um  zunächst  andere  Ziele  ins  Auge  zu  fassen.  Vor 
allem  muss  in  jeder  Kolonie  eine  Trades  Hall  erbaut  werden 
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und  der  Trades  Hall  Council  tQchtig  erstarkt  sein.  Dann 
komnit  die  Frage  der  rechten  Yerbindungsform  der  Arbeiter* 
Vereinigungen  durch  ganz  Australien  und  die  Frage  der  Ein- 
gliederung der  ungelernten  Arbeiter.  Und  zuletzt  kommt,  mit 
der  Behandlung  der  Non-Ünionisten ,  die  Erweiterung  der 
Truges  ünions  zum  obligatorischen  berufsgenossenschaftlichen 
Organ  der  Arbeiter  und  damit  der  Arbeit. 

Auf  diesem  Wege  ergibt  sich  schon  von  selbst  die  Be- 
handlung des  Problems  der  Knabenarbeit,  das  in  Australien 
seine  besonderen  Schwierigkeiten  hat.  Wir  haben  an  einer 
früheren  Stelle  schon  darüber  berichtet.  Sobald  diese  14-,  15- 
und  16jährige  junge  Burschen  auf  leichte  Weise  ihre  3,  4  und 
5  Mark  taglich  yerdienen  können,  beginnt  die  Autorität  der 
Eltern  aufzuhören.  An  der  Disziplin  der  Fabrik  hat  man  als 
Lehrling  auch  keine  rechte  Freude.  Von  der  Fabrikinspektion 
will  man  so  wenig  als  möglich  behelligt  werden,  und  so 
wendet  man  sich  anderen  Beschäftigungen  zu,  die  sich  als 
Laufbursche,  Bureaudiener,  Telegraphenbote,  Omnibuskonduk- 
teure n.  s.  w.  mehr  als  genügend  finden.  Die  Zahl  der  zur 
tüchtigen  Ausbildung  gelangenden  Handwerker  nimmt  ab,  und 
der  Charakter  der  heranwachsenden  männlichen  Jugend  wird 
in  ausgesprochenem  Masse  der  von  Taugenichtsen  in  Flegel- 
jahren. In  Australien  hat  man  dafür  das  besondere  Wort 
^larrihins€  und  ^larrikinism€  erfunden. 

Dieses  Herabsinken  der  Qualität  der  Arbeiter  drückt  un- 
zweifelhaft den  Lohn.  Deshalb  ist  die  Politik  der  Trades 
ünions  bestrebt,  die  Regelung  des  Lehrlingswesens  zunächst 
in  der  Weise  herbeizuführen,  dass  die  Zahl  der  beschäftigten 
Knaben  in  einem  bestimmten,  engeren  Verhältnis  zur  Zahl  der 
beschäftigten  männlichen  Arbeiter  stehe.  In  dem  Masse  jedoch, 
als  die  Arbeiterorganisation  alle,  und  also  auch  die  ungelernten 
Arbeiter,  umspannt,  tritt  auch  die  Frage  des  Alters  für  den 
zwangsweisen  Eintritt  der  männlichen  Jugend  auf.  Man  darf 
wohl  vertrauen,  dass  dann  diese  Grenze,  im  Interesse  der  Er- 
ziehung der  Arbeiter,  wie  auch  der  öffentlichen  Ordnung, 
niedrig  genug  gegriffen  wird.  Die  Disziplin  der  Ünions  wird 
dann  auch  über  die  ihnen  eingegliederte  Jugend  keine  schwache 
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sein ;  denn  die  Strafbefugnis  der  Zwangsnnions  gegen  den  Ab- 
trünnigen überbietet  naturgemäss  die  Landesverweisung  unseres 
Sozialistengesetzes.  Das  z.  Z.  gegen  den  >larrikinisfn€  zur  An- 
wendung gelangende  Heilmittel  der  liberalen  Demokratie  ist 
recht  seltsam.  Man  gibt  den  jungen  Bursehen  f&r  die  Fabrik 
soviel  Freiheit  als  irgend  möglich  und  sucht  in  den  Schulen 
allgemeine  Schülerbataillone  zu  gründen,  die  sich  dann  in  die 
Miliz  hineinwachsen.  Man  sucht  die  Auswüchse  in  dem  Be- 
tragen der  frühreifen  Jugend  durch  das  Angewöhnen  einer  ge- 
wissen militärischen  Disziplin  zu  beschneiden  und  so  über  den 
^larrikinism*  Herr  zu  werden.  Die  Erfolge  sind  noch  abzu- 
warten. 

Ebensowenig  hat  Düke  sich  der  Mühe  unterzogen,  das  ^^Swear 
ting  Systeme  in  Australien  und  die  daraus  für  die  Politik  der 
Arbeiter  sich  ableitenden  Eonsequenzen  eingehender  zu  behan- 
deln. Die  bisherige  Gesetzgebung  auf  diesem  Punkte  wird  von 
keiner  Seite  als  befriedigend  bezeichnet,  da  nach  derselben 
die  Quantitäten  der  ausserhalb  der  Fabrik  gefertigten  Arbeit 
nicht  einmal  ermittelt  werden.  Es  bedarf  deshalb  nur  der 
äusseren  Veranlassung  gedrückter  Marktyerhältnisse,  um  diese 
ganze  Kalamität  in  ihrer  ruinösen  Bedeutung  für  den  acht- 
stündigen Arbeitstag,  wie  für  die  australische  Lohnhöhe  wie- 
der zu  allgemeinerem  Bewusstsein  zu  bringen.  Und  dann  wird 
es  vielleicht  der  Politik  der  Trades-Unions  endlich  gelingen, 
das  ^SweaUng  System^  ganz  aufzuheben.  Die  eigentliche 
Schwierigkeit  auf  diesem  Wege  liegt  nur  in  der  Bedeutung 
des  :kOutdoor  work€  für  Wittwen  und  Waisen  und  för  Frauen 
und  Kinder  kranker  Arbeiter,  wie  das  den  eben  angef&hrten 
Auszügen  aus  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  zu  ent- 
nehmen ist.  Es  kann  deshalb  den  australischen  Unions  kein 
besserer  Rat  erteilt  werden,  als  das  deutsche  System  der  ob- 
ligatorischen Unfall-  und  Krankenversicherung  zu  adoptieren. 
Und  wie  ich  aus  Gesprächen  mit  ganz  hervorragenden  Poli- 
tikern in  Australien  entnommen  habe,  denkt  man  sogar  daran, 
nach  der  von  Bismarck^schen  Idee,  ein  Staatsmonopol  zur  Aus- 
stattung des  Arbeiterversicherungswesens  zu  schaffen.  Un- 
wahrscheinlich wäre  es  also  nicht,  dass  sich  auch  Dilke  noch 
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för  das  deutsche  Zwangsversicherungssystem  begeistern  konnte^ 
sobald  es  seineu  Weg  nach  Australien  gefunden  hat.  Wesent- 
liche Schwierigkeiten  liegen  dort  der  Einführung  nicht  im 
Wege,  wenn  auch  gewiss  kein  reiner  Abklatsch  unserer  deutschen 
Gesetze  erwartet  werden  kann.  Man  wird  in  den  Zwangs-Ünions 
den  geeignetsten  Träger  der  neuen  Rechtsordnung  finden,  wo- 
mit dann  die  Duternehmerverbände  in  bestimmter  Weise  kom- 
biniert werden  könnten.  Den  Friendly  Societies  mag  daneben 
immer  noch  ihre  ergänzende  Thätigkeit  belassen  bleiben. 

Das  Alles  geht  Ober  die  Dilke^sciien  Perspektiven  weit 
hinaus  und  doch  scheint  mir  damit  die  australische  Politik 
noch  lange  nicht  an  ihrem  Ende,  wenn  anders  sie  an  ihrem 
bisher  befolgten  Grundsatze  festzuhalten  gedenkt,  wonach 
nicht  die  möglichst  billige  Produktion  der  Waren,  sondern 
der  möglichst  höchste  Lohn  aller  produktiven  Arbeit  das 
Leitmotiv  der  Wirtschaftspolitik  des  Staates  sein  soll.  Die 
progressive  Erbsteuer  bis  zu  13  %  in  den  Kolonien  Neu-Süd- 
wales,  Victoria  und  Neu-Seeland  ist  kein  so  wesentlicher  Be- 
standteil dieses  Programms.  Ihre  Einfdhrung  ist  überwie- 
gend aus  Schwierigkeiten  finanzpolitischer  Art  erwachsen. 
Und  die  progressive  Grundsteuer  auf  grösseren  Grundbesitz  in 
Victoria  ist  von  der  obsiegenden  liberalen  Demokratie  ange- 
nommen worden,  um  die  unterliegende  Squatter  -  Aristokratie 
zum  Aufteilen  ihrer  Ländereien  zu  bewegen.  Schon  wichtiger 
war  die  Einführung  der  Schutzzollpolitik,  die  Besoldung  der 
Volksvertreter,  die  Einführung  allgemeiner  freier  Staatsschulen 
und  die  victorianische  Fabrikgesetzgebung.  Insbesondere  aber 
liegt  eine  grosse  Bedeutung  in  der  sozialpolitischen  Leitung 
der  Ministerien  für  ö£Fentliche  Arbeiten. 

Mit  einer  einzigen  wenigbedeutenden  Ausnahme  sind  sämt- 
liche Bahnen  der  australischen  konstitutionellen  Kolonien  Staats- 
bahnen. Und  namentlich  ihre  Personentarife  tragen  vielfach 
einen  anderen  als  privatwirtschaftlichen  Charakter.  In  Neu- 
Südwales,  z.  B.  haben  die  Kinder  auf  der  Fahrt  nach  der 
Schule  und  zurück  freie  Benutzung  der  Staatsbahnen.  Für 
den  Verkehr  von  Melbourne  und  Umgegend  ist  seit  Jahren 
schon  ein  Zonentarif  eingeführt,    der  den  neuen   ungarischen 
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Tarifsätzen  nicht  nachsteht.  Von  der  Beschäftigung  der  in- 
dustriellen Reservearmen  auf  Staatskosten,  wurde  bereits  be- 
richtet. Sie  gehört  zu  den  wichtigen  Aufgaben  des  Ministe- 
riums tflv  öffentliche  Arbeiten,  und  das  alles  zusammen  genom- 
men unterliegt  es  gar  keinem  Zweifel,  dass  der  Anteil  dieses 
Ministeriums  an  der  gesamten  Volkswirtschaft  in  Australien 
die  M.  de  Freycmefnchen  Pläne  zum  Ausbau  der  franzosi- 
schen Verkehrsverhältnisse  weit  in  den  Schatten  stellt. 

Und  immer  noch  weiter  drängt  notwendigerweise  die  Eni- 
Wickelung ! 

In  Australien  ist  der  Bergbau  noch  nicht  zur  vollen  Ent- 
wicklung gelangt,  die  Forstwirtschaft  wird  fast  ganz,  die  Land- 
wirtschaft vielfach  vernachlässigt.  Wo  das  letztere,  wie  in 
Neuseeland  und  Südaustralien,  weniger  der  Fall  ist,  da  hat 
neuerdings  die  industrielle  Schutzzollpolitik  mit  einer  Inten- 
sität eingesetzt,  dass  die  Zustände  bald  denen  in  Victoria 
gleich  sein  werden.  In  anderen  Gegenden,  wie  namentlich 
im  Norden  Queensland,  ist  die  Landwirtschaft  im  Interesse 
der  industriellen  Arbeiter  geradezu  in  ihrer  Entwicklung  be- 
lastet worden.  Das  kann  auf  die  Dauer  nicht  gehen,  dass  ein 
Staatswesen  nur  seine  Arbeiter  und  seine  Industrien  begün- 
stigt. Für  die  Eröffnung  neuer  Absatzfelder  mnas  gleich- 
zeitig Sorge  getragen  werden.  Absatz  nach  aussen  ist  fOr 
Australien  vorläufig  nicht  zu  erwarten.  Seine  Arbeitslöhne 
sind  etwa  doppelt  so  hoch  als  die  in  England  bei  etwa  20  ^/o 
geringerer  Arbeitszeit.  Die  Produktionskosten  haben  sich  da- 
durch 10 — 25%  höher  gestellt.  Es  kommt  also  lediglich  die 
Stärkung  der  Absatzverhältnisse  im  Inland  und  zwar  nament- 
lich durch  Schaffung  eines  blühenden  Bauernstandes  in  Be- 
tracht. Die  bisher  üblichen  Subventionen  sind  dabei  völlig 
unzureichend.  Es  handelt  sich  um  eine  entsprechende  Aende- 
rung  der  englischen  Rechtsverhältnisse  am  Grundeigentum. 
Australien  hat  damit  bereits  begonnen  und  in  der  vielgerQhm- 
ten  Torren^s  Akt  deutsche  Eintragungs-  und  üebertragungs- 
formen  des  Grundeigentums  angenommen.  Aber  auch  damit 
ist  noch  nicht  genügt,  wie  wiederum  die  Erfahrung  gezeigt 
hat.    Das  Grundeigentum  muss  in  höherem  Masse  den  sozial- 
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politischen  Interessen  der  Gesamtheit  unterstellt  werden..  Die 
Freiheit  des  Bergbaues  auf  privaten  Grundstücken  mag  ein 
Teil  davon  sein.  Für  die  Landwirtschaft  ist  jedenfalls  H.  Geor- 
ge^a  Programm  ein  irriges.  Aber  man  wird  immer  aus  seinen 
Ideen  viel  Anregung  schöpfen  und  deshalb  wird  auch  seine 
jüngste  Agitationsreise  durch  Australien  gute  Früchte  tragen- 
Die  Reform  selbst  wird  mehr  in  der  Richtung  liegen  müssen, 
wie  sie  namentlich  von  Schaffte  aber  auch  von  Schreiber  dieses  ^) 
an  anderen  Stellen  angedeutet  worden.  Da  in  Australien  keine 
grossen  Gegenparteien,  aber  auch  kein  Verknöchern  in  Theo- 
rien, sondern  eine  möglichst  unmittelbare  Erwägung  dessen,  w^s 
som  Wohl  des  Volkes  dient,  ausschlaggebend  ist,  so  erscheint 
es  mir  sehr  wahrscheinlich,  dass  wir  dort  auch  bald  auf  dem 
Punkte  der  agrarischen  Reformen  die  wertvollsten  Erfahrungen 
zu  sammeln  in  der  Lage  sind.  Denn  die  bisherigen  Darleg- 
ungen haben  wohl  gezeigt,  dass  wir  es  hier  mit  mehr  als  bloss 
entfernt  verwandten  Verhältnissen  zu  thun  haben. 

In  der  That  bin  ich  der  Meinung,  dass  es  Büke  sehr 
wenig  gelungen  ist,  einen  tiefgehenden  Unterschied  zwischen 
dem  Staatssozialismus  in  Australien  und  dem  Staats;soziali8mu8 
in  Deutschland  zu  konstruieren.  Sie  sind  heute  gewiss  nicht 
einander  gleich.  Dazu  war  der  Ausgangspunkt  beider  viel 
zu  sehr  beinahe  ein  entg^engesetzter.  Und  auf  beiden  Seiten 
finden  sich  viele  Punkte,  die  sie  niemals  gemeinsam  haben 
werden.  Aber  in  zwei  wesentlichen  Dingen  werden  sie  sich  bald 
gleich  sein :  nämlich  in  der  Arbeiter-  und  Unfall-  und  Kran- 
kenversicherung und  in  der  gesellschaftlichen  Regulierung  des 
privaten  Arbeitsvertrags.  Die  erstere  Reform  wird  Australien 
Deutschland  entlehnen,  auf  dem  letzteren  Punkte  ist  Deutschland, 
80  gut  wie  England,  auf  dem  besten  Wege,  dem  australischen 
Vorgange  zu  folgen.  Speziell  die  deutschen  Ereignisse  sind 
hier  vorläufig  durch  die  Kaiserliche  Botschaft  vom  4.  Februar 
dieses  Jahres  und   durch   die  Ausführungen  von  Schäfte  und 

1)  A.  SehdffU^  Tokorporation  des  Hypothekenkredite.  —  Ders.  Die 
AoMebUlocigkeit  der  Sosrialdemokratie.  —  Q.  BuKland,  Beform  des 
laadw.  Kredits,  Bericht  an  die  XXYII.  Wanderversammlang  bayr.  Land- 
wirte.   Alle  diese  Schriften  im  Verlag  von  H.  Laapp-Tübingen. 
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Sd^fnoUer,  Yon  Oechelhäuser  und  Hitee  bestimmt  begrenzt 
Aber  auf  dem  Wege,  den  wir  damit  betreten,  ist  Australien 
unzweifelhaft  schon  weit  Yoraus.  Und  deshalb  namentlich  er- 
schien es  mir  yon  Wert,  meine  dort  gesammelten  Erfahrungen 
und  Beobachtungen  auch  nach  ihrer  prinzipiellen  Seite  be- 
stimmter zu  formulieren. 

Die  praktischen  Schlussfolgerungen  ffir  Deutschland  er- 
geben sich  daraus  von  selbst. 

Höhere  Arbeitslohne  und  kürzere  Arbeitszeiten  sind  fllr 
ein  Volk  von  ganz  hervorragender  Bedeutung.  Sie  fordern  die 
wirtschaftliche  Entwicklung,  begünstigen  die  Erziehung  der 
Massen,  machen  die  Arbeiter  konserratir  und  geben  dem  ganzen 
Volksleben  einen  gewissen  sonnigen  sorglosen  Charakter.  Das 
Wort  »Armenwesenc  kennt  man  im  eigentlichen  Australien 
nicht.  Aber  sie  bedrohen  eventuell  die  Ausfuhr  von  Produkten, 
sie  fordern  notwendigerweise  gerade  auch  von  den  Arbeitern 
einen  weitgehenden  Verzicht  auf  ihre  Freiheit  beim  Arbeits- 
vertrag und  zwingen  den  Staat,  alle  grossen  Zweige  der  volks- 
wirtschaftlichen Produktion  in  den  Kreis  seiner  sozialpolitischen 
Erwägungen  zu  ziehen. 

Die  Steigerung  der  Produktionskosten  erfolgt  keineswegs 
in  direktem  Verhältnis  zur  Arbeitslohnerhöhung  und  Kürzung 
der  Arbeitszeit.  Australien  zahlt  mindestens  die  doppelten 
Löhne  für  20  bis  40  %  kürzere  Arbeitszeiten  wie  das  idustri- 
elle  Europa  und  die  Produktionskosten  seiner  industriellen  Er- 
zeugnisse stellen  sich  im  allgemeinen  nur  10  bis  25  ^/o  höber. 
Aber  mit  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  scheint  notwendigerweise 
eine  Lohnzulage  immer  Hand  in  Hand  gehen  zu  müssen. 

Die  Freiheit  der  einzelnen  Arbeiter,  berufsmässig  beliebig 
lange  zu  arbeiten,  um  zu  dem  geltenden  Lohnsatze  möglichst 
viel  zu  verdienen,  muss  mit  der  gesellschaftlichen  R^uliening 
des  Arbeitsvertrags  notwendiger  Weise  aufhören.  Seine  Berufs- 
genossen und  die  allgemeinen  Verhältnisse  gewähren  ihm  die 
Annehmlichkeit  eines  gerechten  und  billigen  Arbeitsverdienstes 
für  eine  massige  Arbeitszeit  und  verlangen  dafür  das  Opfer 
der  völligen  Unterordnung  und  obligatorischen  Eingliedenrng 
unter    Androhung   seiner   wirtschaftlichen  Vernichtung.     Die 
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IndiTidualiflieruDg  der  Löhne  ist  in  Aostralien  im  allgemeinen 
eine  geringere.  Es  kommen  mehr  die  Elassenlöhne  in  Betracht, 
sobald  das  Arbeitseinkommen  in  seinen  yerschiedenen  Kate- 
gorien ganz  Yor  das  Forum  der  Oeffentlichkeit  gezogen  wird. 
und  schon  deshalb  li^  es  nahe,  dass  sich  auch  bald  die  ver- 
nachlässigten ünternehmerklassen  an  den  Staat  und  an  die 
Oeffentlichkeit  wenden  werden.  Die  wirtschaftspolitischen  Auf- 
gaben des  Staates  wie  der  Bemfisgenossen  werden  damit  un- 
gemein erweitert  und  ungemein  erschwert.  Und  das  alles  ist 
gewiss  nicht  bloss  freude-  sondern  auch  sorgeerweckend.  Einen 
Trost  aber  glaube  ich  hier  mit  aller  Bestimmtheit  entnehmen 
ZQ  können: 

»Die  Zukunft  wird  das  Problem  der  ge- 
rechten Arbeitsbelohnung  lösen,  ohne  Auf- 
hebung des  Privateigentums  an  den  Produk- 
tionsmittel n.c  und  entwicklungsgeschichtlich  lasst  sich 
folgern,  dass  die  Freiheit  des  Vertrags  die  Koalitionsfreiheit 
fordert  und  die  Koalitionsfreiheit  aber  die  alte  Freiheit  des 
Vertrags  vemichtei 


A  n  m.  Ich  sehe  mich  veranlasst,  su  den  vorstehenden  Ansftthrangen 
ansdrficklioh  zu  erklären,  dass  sie  lediglich  und  alleine  meine  Privat- 
meinnng  repräsentieren. 
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Der  Begriff  der  Dringlichkeit. 


Von  Dr.  AiidreM  Voifft. 


Die  Dringlichkeit  eines  Bedürfnisses,  oder  richtiger  ge- 
sagt, die  Dringlichkeit  der  Befriedigung  eines  Bedürfnisses 
spielt  bei  der  subjektiven  Beurteilang  des  Wertes  eines  Gates 
unter  Umständen  eine  so  bedeutende  Bolle,  dass  eine  nähere 
Untersuchung  des  Begriffs  der  Dringlichkeit  und  wo  möglich 
eine  strengere  Definition  desselben ,  nicht  ohne  theoretisches 
Interesse  sein  dürfte.  Wenn  wir  dabei  yon  einigen  Grundbe- 
griffen der  Mathematik  Gebrauch  machen  müssen,  werden  wir 
diese,  um  die  Lesbarkeit  dieses  Artikels  auch  für  Nichtmathe- 
matiker  nicht  zu  beeinträchtigen,  soweit  kurz  erklären  als  es 
notwendig  ist 

Soviel  ist  auf  den  ersten  Blick  klar,  dass  die  Dringlich- 
keit eines  Bedürfnisses,  wie  wir  kurz  sagen  wollen,  eine  Eigen- 
schaft desselben  ist,  die  von  der  Zeit  abhängt.  Wären  die 
Bedür&isse  von  der  Zeit  unabhängig,  entstünden  und  vergingen 
sie  nicht  mit  der  Zeit,  konnte  man  sie  nach  Belieben  auf- 
schieben und  dadurch  ihre  Befriedigung  in  einen  willkürlich 
gewählten  Zeitpunkt  verlegen,  dann  würde  es  offenbar  aueh 
keine  Dringlichkeit  geben.  Wir  wollen  daher,  bevor  wir  auf 
den  speziellen  Begriff  der  Dringlichkeit  eingehen,  zunächst  die 
Abhängigkeit  der  Bedürfoisse  von  der  Zeit  im  allgemeinen  ins 
Auge  fassen. 

Unter  Bedürfnis  verstehen  wir  im  Folgenden  immer  ein 
gaiiz  konkretes,  aus  einem  Mangel  entspringendes  Verlangen 
nach  Befriedigung,  das  immer  mit  einer  gewissen  Unlust  ver- 
bunden ist.    Es  ist  ein  Vorrecht  des  Menschen,  die  Bedürf- 
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nisse  in  der  Regel  Yoranasehen  zu  können.  Die  Tiere  fühlen 
ein  Bedfirfnis  nur  unmittelbar,  wenn  es  schon  vorhanden  ist. 
Aber  auch  der  Mensch  kommt  manchmal  in  die  Lage,  yon 
einem  Bedürfnis  überrascht  zu  werden ,  oder ,  ans  Mangel  an 
Kräften  und  Mitteln  der  Vorsorge ,  dasselbe  an  sich  heran- 
kommen zu  lassen,  um  seiner  unmittelbar  inne  zu  werden. 
Solange  es  dann  unbefriedigt  bleibt,  verursacht  es  ein  grösseres 
Missbehagen.  Doch  selbst  das  vorausgesehene,  noch  nicht  aktiv 
gewordene  Bedürfnis  ist  mit  einem  stellvertretenden  Gefühl  der 
Unlust,  mit  der  Sorge  verbunden.  Die  Unlust  nun,  welcher 
Art  sie  immer  sein  mag,  verändert  sich  mit  der  Zeit.  Bei 
manchen  Bedürfnissen,  den  unabweisbaren,  nimmt  sie  im  all- 
gemeinen mit  der  Zeit  stetig  zu,  bei  anderen  ersetzt  sie  nur 
zu  einer  bestimmten  Zeit  ein  Maximum,  um  dann  wieder  ab- 
zunehmen, bei  noch  anderen  endlich  treten  Schwankungen  auf 
von  zunehmender,  wieder  abnehmender,  dann  wieder  wachsen- 
der Unlust  und  Sorge  ohne  streng  gesetzliche  Regel.  Gewöhn- 
lich verhindern  wir  durch  rechtzeitige  Befriedigung  bezw.  Für- 
sorge, dass  die  Unlust  oder  Sorge  den  höchsten  Grad  erreicht. 
Andererseits  aber  hängt  auch  das  Wohlgefühl,  das  die  Be- 
friedigung des  Bedürfnisses  bezw.  die  Beseitigung  der  Sorge 
um  die  Befriedigung  veranlasst,  davon  ab,  dass  das  Bedürfnis 
schon  einen  gewissen  Grad  erreicht  hatte.  Wer  isst  ohne 
Hunger ,  hat  keinen  rechten  Genuss  dabei ,  um  ein  triviales 
Beispiel  anzuführen,  und  wer  gar  zu  sorglos  in  den  Tag  hinein- 
leben kann,  dem  fehlt  einer  der  wesentlichsten  Reize  des  Lebens, 
das  Wechselspiel  zwischen  Mangel  und  Beseitigung  desselben 
durch  eigne  Kraft.  Nur  darf  man  die  Unlust  des  Mangels 
nicht  zu  gross  werden  lassen,  sonst  kann  sie  die  Lust  der  Be- 
friedigung nicht  mehr  ausgleichen.  Es  wird  sich  also  hier  so 
zu  sagen  um  die  Lösung  einer  Maximumaufgabe  handeln,  d.  b. 
um  die  Ausfindigmachung  des  günstigsten  Momentes. 
Diese  Art  Aufgaben  sind  für  die  Oekonomie  charakteristisch, 
ja  die  ganze  Oekonomie  ist  im  Grunde  ein  solches  Maximum- 
problem, nämlich  die  Aufgabe,  mit  den  vorhandenen  Kräften 
und  Mitteln  ein  Maximum  von  Gütern  zu  schaffen,  die  grösste 
Gesamtsumme  der  Befriedigung  zu  erzeugen,   oder  mit  mög- 
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liehst  wenig  Arbeitskraft  und  Zeit  möglichst   viel  su  produ- 
zieren. 

Betrachten  wir »  nach  diesen  Yorbemerkongen ,  den  Ver- 
lauf eines  bestimmten ,  zunächst  eines  zur  Zeit  vorhandenen, 
also  nicht  bloss  vorausgesehenen  Bedürfnisses.  Es  kann  za 
verschiedenen  Zeiten  befriedigt  werden  und  je  nach  dem  Zeit- 
punkte der  Befriedigung  wird  die  durch  den  Mangel  verur- 
sachte Unlust  f  sowie  die  durch  die  Befriedigung  verursachte 
Lust  eine  bestimmte  Grösse  haben.  Jedem  Momente  entspricht 
ein  bestimmter  Grad  beider  Gefühle. 

Unter  der  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  verstehen 
wir  nun  eine  Grösse ,  welche  den  Grad  des  Wachstums 
der  Unlust  mit  der  Zeit  angibt.  Wir  nennen  ein  Bedür&is 
in  einem  Momente  sehr  dringlich  oder  dringend,  wenn  wir  im 
folgenden  Momente  ein  starkes  Wachstum  der  Unlust  er- 
warten, wobei  die  Unlust  sich  aus  zwei  Summanden,  dem  phy- 
siologischen Unlustgefühle  und  der  mehr  physischen  Sorge  um 
die  Folgen  der  Nichtbefriedigung  zusammensetzt.  Ein  Be- 
dürfnis dagegen,  dessen  Nichtbefriedigung  nur  einen  geringen 
Zuwachs  von  Unlust  im  nächsten  Momente  bedingt,  bezeichnen 
wir  als  nicht  sehr  dringend.  Wächst  die  Unlust  gar  nicht, 
oder  nimmt  sie  gar  ab  mit  der  Zeit,  so  kann  von  einer  Dring- 
lichkeit überhaupt  keine  Bede  sein.  Im  letzten  Falle  wäre  die 
Dringlichkeit  gewissermassen  negativ,  ein  Zustand,  wofür  wir, 
wegen  der  ökonomischen  Unwichtigkeit  desselben,  gar  keinen 
Ausdruck  haben.  Von  ökonomischer  Wichtigkeit  ist  daher  die 
Dringlichkeit  nur  bei  den  Bedürfnissen,  die  eine  mit  der  Zeit 
wachsende  Unlust  und  Sorge  verursachen. 

Wie  bestimmen  wir  nun  genauer  die  Grösse  der  Dring- 
lichkeit? Die  hier  zu  lösende  Aufgabe  ist  eine  der  gewöhn- 
lichsten der  höheren  Mathematik.  Wir  teilen  die  Zeit  in  gleiche 
Teile  z.  B.  in  Stunden  ein.  Jeder  Stunde  entspricht  dann  ein 
bestimmter  Zuwachs  der  Unlust.  Jeder  Zuwachs  im  Verhältnis 
zum  gewählten  Zeitabschnitt  (Stunde)  bildet  dann  den  8<^e- 
nannten  Differenzquotienten  der  Unlust  nach  der  Zeit  Der 
Wert  des  Verhältnisses  ist  gleich  einem  Bruche,  dessen  Zähler 
die  Grösse  des  Zuwachses  der  Unlust  und   dessen  Nenner  die 
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Grosse  des  gewählten  Zeitabschnittes  ist.  Schon  dieses  Ver- 
hältnis ist  ein  angenäherter  Wert  der  Dringlichkeit  des  Be- 
dürfnisses zu  Anfang  des  betreffenden  Zeitabschnittes,  der 
Stunde.  Je  grosser  der  Zuwachs  während  der  betrachteten 
Stunde  ist,  desto  grosser  ist  im  allgemeinen  auch  die  Dring- 
lichkeit im  Anfang  der  Stunde.  Sie  kann  deshalb  etwas 
von  dem  gefundenen  Verhältnis  abweichen,  weil  sie  ja  den 
Verlauf  der  Unlust  während  der  Stunde  nicht  berücksichtigt. 
Soll  dieses  geschehen,  dann  müssen  wir  kleinere  Zeitabschnitte 
als  Stunden ,  z.  B.  Viertelstunden  oder  Minuten  wählen  und 
dieselben  Verhältnisse,  der  jetzt  offenbar  kleineren  Zuwachse 
zu  den  kleineren  Zeitabschnitten  betrachten.  Diese  geben  schon 
yiel  genauer  den  wahren  Wert  der  Dringlichkeit  im  Anfang 
jedes  Zeitabschnittes  an.  Je  kleiner  wir  die  betrachteten  Zeit- 
abschnitte wählen ,  eine  um  so  genauere  Vorstellung  erhalten 
wir  von  dem  Wachstum  der  Unlust  von  Moment  zu  Moment, 
und  damit  auch  Yon  der  Dringlichkeit  in  jedem  Momente. 
Wollte  man  mathematisch  genau  yerfahren,  so  müsste  man  zu 
sogenannten  Differentialen  der  Zeit  übergehen,  d.  h.  zu  unend- 
lich kleinen  Zeitabschnitten  und  für  diese  die  Quotienten  aus 
Zuwachs  der  Unlust  und  Grösse  des  Zeitdifferentiales  bilden. 
Doch  genügt  es  vollkommen,  wenn  wir  die  Dringlichkeit  des 
Bedürfiiisses  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  durch  das  Ver- 
hältnis des  Zuwachses  der  aus  der  Nichtbefriedignng  sich  er- 
gebenden Unlust  und  Sorge  während  der  nächsten  Sekunde 
etwa,  zu  der  Länge  einer  Sekunde  definieren.  Kennen  wir 
diese  Grosse  für  jeden  Augenblick,  während  dessen  das  Be- 
dürfnis besteht,  so  kennen  wir  auch  den  Zuwachs  der  Unlust 
für  jede  beliebige  andere  in  Sekunden  messbare  Zeit,  und  die 
Ermoglichung  einer  solchen  Beurteilung  der  Zunahme  der  Un- 
lust mit  der  Zeit,  ist  ja  der  Sinn  und  Zweck  des  Begriffes  der 
Dringlichkeit 

Einer  ähnlichen  Betrachtung  kann  man  nun  auch  die  Lust 
der  Befriedigung  in  jedem  Momente  unterwerfen.  Ihre  Ver- 
änderung mit  der  Zeit  würde  einen  etwas  anderen  Verlauf 
nehmen,  denn  die  Lust  der  Befiriedigung  ist  nicht  immer  der 
Unlust  der  Nichtbefriedignng  proportional.    Das  der  Dring- 
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lichkeit  entsprechende  Verhältnis  von  Zuwachs  zum  Zeitab- 
schnitt hat  hier  keinen  besonderen  Namen.  Am  besten  yer- 
anschanlicht  man  sich  die  besprochenen  Verhältnisse,  indem 
man  sie  graphisch,  durch  Kurven  darstellt. 

Subtrahiert  man  nun  die  Unlust,  die  man  schon  ausge- 
standen hat,  im  Momente  der  Befriedigung  von  dem  Wohl- 
gefühl, das  diese  verursacht,  so  erhält  man  für  jeden  Zeit- 
punkt, in  dem  die  Befriedigung  eintreten  kann,  eine  neue 
Grösse,  die  den  Gesamtüberschuss  der  Lust  über  die  Unlust 
darstellt  War  die  Unlust  grösser,  so  wird  die  Differenz  ne- 
gativ werden.  Den  Verlauf  der  Grösse  dieser  Differenzen  kann 
man  dann  auch  von  Moment  zu  Moment  verfolgen,  und  sie 
event.  durch  eine  dritte  Kurve  graphisch  darstellen.  Wo  diese 
Kurve  ihren  Höhepunkt  erreicht,  ist  der  günstigste  Mo- 
ment der  Befriedigung,  von  dem  wir  oben  sprachen.  Es 
muss  immer  einen  solchen  Moment,  in  dem  der  Deberschuss 
an  Lust  ein  Maximum  erreicht,  geben.  Er  wird  gewöhnlich 
ziemlich  im  Anfang  des  sich  entwickelnden  Bedürfnissee  liegen. 

Ein  gewisser  Grad  der  Dringlichkeit,  wenn  auch  nur  ein 
sehr  geringer,  ist  schon  vorhanden,  sobald  ein  Bedürfnis  vor- 
ausgesehen wird.  Die  Dringlichkeit  wächst  dann,  bei  unabweis- 
baren Bedürfnissen,  wie  dem  nach  Nahrung  z.  B.,  zuerst  Ung- 
sam,  dann  immer  schneller,  um  schliesslich  geradezu  unendlich 
zu  werden.  Bei  anderen  Bedürfnissen,  die  nicht  indispensabel 
sind,  ist  von  einer  eigentlichen  Dringlichkeit  kaum  zu  sprechen, 
doch  lässt  sich  auch  bei  ihnen  ein  günstiger  Moment  in  der 
Regel  ausfindig  machen.  Gewöhnlich  ist  es  der ,  in  dem  das 
Bedürfnis  selbst  einen  Höhepunkt  erreicht  hat. 

Besonders  hervorgehoben  werden  muss  noch  die  Dring- 
lichkeit, nicht  der  Befriedigung  eines  Bedürfnisses,  sondern  der 
Produktion  der  Mittel  zur  Befriedigung  desselben.  Ist  man 
selber  oder  Jemand  anders  in  der  Lage,  das  Gut  zu  erzeugen, 
welches  Befriedigung  bringen  soll,  dann  kommt  auch  der  Ar- 
beit eine  gewisse  Dringlichkeit  zu.  Sie  ergibt  sich  einfach, 
wenn  wir  die  zur  Produktion  notwendige  Zeit  berücksichtigen. 
Die  Dringlichkeit  der  Produktion  ist  dann  gleich  der  Dring- 
lichkeit des  Bedürfnisses   im   Momente  der   Vollendung    der 
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Prodaktion,  also  im  aUgemeinen  grosser  als  die  Dringlichkeit 
des  BedQrfnisses  zu  der  Zeit,  in  der  man  sich  eben  befindet. 
Kann  das  Gnt  nicht  mehr  hergestellt  werden,  bevor  die  Dring- 
lichkeit unendlich  gross  wird,  dann  ist  die  Dringlichkeit  der 
Produktion  Null,  dann  ist  bei  einem  unabweisbaren  Bedürfnis 
der  Höhepunkt  überschritten,  z.  6.  Tod  eingetreten,  dann  ver- 
schwindet plötzlich  Lust  und  Unlust,  also  auch  die  Dring- 
lichkeit. 

Wir  wollten  an  diesem,  nicht  überaus  wichtigen  Beispiele 
nur  zeigen,  einer  wie  exakten  Behandlung  die  Begriffe  der 
Oekonomik  fähig  sind.  Eine  ebenso  exakte,  dabei,  was  die 
mathematischen  Hilfsmittel  betrifft,  bei  weitem  nicht  so  kom- 
plizierte Behandlung  des  so  wichtigen  Wertbegriffes  in  allen 
seinen  Gestaltungen  stellen  wir  in  Aussicht. 
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IL  Miszellen. 


H.  von  Sohönan,  ein  dentsoher  Staatsökonom  zur  Zeit  der 
Eegierang  des  Kaisers  Mathias. 

Ein  Beitrag  inr  Oeachichte  der  Staatawiaaenachaften. 


Von  Dr.  Yiao.  eoeUert 


Auf  den  nur  Kunat  und  Wiaaenachaft  liebenden  Kaiaer  Radolf  IL 
folgt»  deaaen  thatenlustiger  Bruder  Mathiaa,  wiewol  bei  aeinem  vorge- 
rückten Alter  aeine  Lebenaenergie  teilweiae  gebrochen  undaeine  Thaten- 
Inat  infolge  aeinea  körperlichen  Leidena,  der  Gicht,  vielfach  gehemmt 
war.  Mathiaa  betrachtete  ea  ala  eine  aeiner  eraten  Begiemngaaafgaben, 
die  während  der  Regierung  Bndolfa  g&nalich  zerrütteten  Finanssnatände 
in  den  Oaterreichiaohen  und  bohmiachen  Landen  wieder  in  Ordnung  ra 
bringen.  Zu  dieaem  Behufe  worden  die  Eammerpräaidenten  ^)  in  Oeater- 
reich,  Böhmen  und  Sohleaien  beauftragt  ihr  Gutachten  über  die  finan- 
ziellen Verh&ltniaae  in  dieaen  Ländern  und  über  die  Behebung  der  Yor^ 
kommenden  Gebrechen  in  der  Gebarung  der  kaiaerlichen  Einnahmen 
absngeben.  Mit  der  Verfaaaang  dea  Generalberichtea  an  die  k.  k.  Hof- 
kammer (oberate  FinanzbehOrde)  wurde  der  aehleaiache  Kanunerprän- 
dent  H.  von  SchOnaa  *)  betraut  (1618).  Schon  die  Schreibweiae  bia  auf 
die  Orthographie  unter  mOglichater  Vermeidung  von  Fremdwörtern,  wie 
aie  aonat  in  Staataaohrifben  üblich  geweaen  aind,  gibt  Zeagnia  von  dam 
hohen  Grad  der  Bildung  dieaea  Mannet.  Dieaen  Bericht,  welchem  der 
Kardinal  Khleal  eigenhändig  am  Schluaae  deaaelben  beifügt:  »Ein  an- 
aehnlichea  Gutachten  wie  man  am  beaten  die  Wirtaohait  beatellen  aoUc 
wollen  wir  hier  nun  im  Wortlaute  folgen  laaaen '). 

»Demnach  Euere  kaiaerliche  Majeatät  anjeio  mr  Beratachlagong 
für  aich  haben  aollen,  wie  aie  ihre  kaiaerliche  und  königliche  Oeko* 


1)  BBtsprioht  haiiteat«^  der  8telliiiiir  alnea  Prisidentea  der  ProvloBial-] 
behSrde. 

t)  Die  Herrn  Ton  SehOnan  gebSrten  za  einer  der  ilteaten  Ad 
Schieden. 

a)  Daa  Original  befindet  aleh  tan  ArohlTe  der  bOhmlachen  Hofknulei  an  Wien. 
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nomie  nnd  Kammerweaen  in  einen  riohtigen  Stand  und  Ordnung  bringen 
und  den  fEür&Ilenden  Abgang,  Mangel  und  Unordnung  ratschaffen  möch- 
ten und  SU  solcher  Beratschlagung  etliche  Personen  erfordert,  hierüber 
auch  unterschiedliche  Gutachten  yerfasset  wurden.  Da  aber  mir  in 
meinem  Kanzleramt  und  Dienst  neben  Beförderung  der  Justiz  auch  ob- 
liegen will,  mich  um  Euerer  Majest&t  Oekonomie  anzunehmen,  ob  und 
wie  Yon  der  mir  an7ertrauten  Provinz  (Schlesien)  zu  ihrer  Notdurft 
etlichermassen  Bilfe  und  Vorschub  haben  und  erlangen  mögen,  so  habe 
ich  dieser  Materie  zum  Öfteren  fleissig  nachgedacht.  Was  nun  hieron 
meine  Gedanken  sind  und  wie  mich  bedünkt,  dass  solche  Oekonomie 
aniustellen,  derselben  zu  raten  und  zu  helfen  sei,  solches  gebürt  mir 
cum  besten  Euerer  Majettftt  untertänigst  anzudeuten.« 

»Anfänglich  befinde  ich  in  obberürten  Qutachten,  dass  darin  zu- 
yOrderst  mehrenteils  nur  die  M&ngel  und  Gebrechen,  so  bei  dem  k.  k. 
Kammerwesen  zeither  fürgelaufen  und  woher  die  angezogene  Unord- 
nung geflossen,  erzählt  werden,  auch  wie  solchen  Mängeln  und  Unord- 
nungen zu  helfen,  zweifeln  aber  alle,  ob  solche  zu  yerbessern  möglich, 
nnd  schliessen  endlich  dahin,  dass  dieser  Oekonomie  ohne  ergiebige 
Hilfe  des  römischen  Reiches  und  Euerer  Majestät  Erbkönigreiche  nicht 
SU  raten  noch  zu  helfen  sei ;  wissen  keinen  eigentlichen  Weg ,  wie 
tolche  Hilfe  zu  begeren  sein  solle.  Daher  will  es  yonnöten  sein,  dass 
Euerer  Majestät  hierin  etwas  nüzliches  geraten  werden  soll;  welchem- 
nach  Euere  Majestät  ohne  Weitläufigkeit  auf  den  rechten  Weg  zu  führen, 
ob  und  wie  Euerer  Majestät  yerworrenem  Kammerwesen  zu  helfen,  so 
sind  hierin  fünf  Punkte  wol  zu  bedenken  und  zu  beratschlagen  yonnöten.« 

»Erstlich,  worin  Euerer  Majestät  ganzes  Kammerwesen  beruhe; 
fürt  andere,  was  für  Unkosten  Euerer  Majestät  auf  jedes  Wirtschafts- 
■tflck  jährlich  erlaufen ;  fürs  dritte,  was  Euere  Majestät  in  allen  König- 
reichen und  Landen  für  Gefälle  und  Einkommen  haben  und  ob  dieselben 
au  yermehren  nnd  zu  erhöhen  seien  oder  nicht;  für  yierte,  woher  die 
Notdurft  und  Unkosten  für  Euerer  Majestät  Oekonomie  zu  nehmen ;  für 
fünfte,  yon  wem  diese  Oekonomie  angestellt  und  fortgetrieben  werden  solL« 

»Was  den  ersten  Punkt  belangt,  da  weiset  sich  selbst,  dass  Euerer 
Majestät  ganzes  Kammerwesen  in  yier  Hauptstücken  bestehe:  erstlich 
in  Bestellung  und  Unterhaltung  des  k.  k.  Hofstaats  mit  aller  Zubehör, 
dann  in  Bestellung  und  Unterhaltung  des  hungarischen  Grenz-  und 
Kriegswesens,  in  Versorgung  der  Schuldenlast  und  endlich  in  ausser- 
ordentlichen Zufällen  und  Ausgaben,  als  Absendung  und  Unterhaltung 
der  Botschafter,  Begnadigung  der  k.  k.  Bäte  und  Diener,  Kleidung, 
Schmuck  u.  s.  w.«  ^). 

»Soll  man  nun  zu  gewissen  und  richtigen  Mitteln  gelangen,  da- 
dorch  die  rier  Stücke    der  Notdurft  nach  können  yersorgt  werden,  so 

1)  Verfsssang  eines  Voranschlages  der  ordenUlehen  and  sosserordentllchen 
▲uslagen  In  Jedem  Jsbre. 
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mÜBsen  fürs  andere  alle  diese  vier  Stflcke  in  eine  gewisse  and  richtige 
Ordnung,  nicht  nach  dem ,  wie  sie  jezt  sind ,  sondern  wie  sie  Euerer 
Majest&t  Gelegenheit  und  der  Länder  Zustand  nach  sein  sollen,  derge- 
stalt verfasst  werden,  dass  Euere  Migest&t  richtige  Wissenschaft  habeo 
mögen,  was  Ihr  anf  jedes  der  yier  Stacke  erlaufe;  denn  ohne  aoldie 
Wissenschaft^  dazu  Ordnung  gehOrt,  ist  es  unmöglich,  dass  gute  Wirt- 
schaft gefibt  werden  kann.  Daher  w&re  yonnöten,  dass  Euere  Majest&t 
an  gehörigen  Orten  die  gn&dige  Verordnung  th&ten ,  dass  auTÖrderst 
obberürte  rier  Stücke  eins  nach  dem  anderen  fQrgenommen  und  wol 
erwogen  und  dann  in  ein  ordentliches  Verzeichnis  gebracht  würde,  was 
Euerer  Majestät  auf  diesen  vier  Notdürften  jährlich  erlaufe.« 

»Nach  solchem  ist  die  Einname  und  worin  dieselbe  bestehe,  zu  wissen 
Yonnöten.  Die  Einname  besteht  erstlich  in  den  noch  übrigen  Herrschaften 
und  Eammergütern,  in  den  Salzgeftllen,  in  freiwilligen  Hilfen,  Zi^pfen- 
mass-  und  Biergeftllen ,  in  Bergwerken  und  in  allerlei  ausserordent- 
lichen Einkommen,  als  Lehensfälligkeiten,  Pönfällen  u.  s.  w.  Zur  An- 
stellung guter  Wirtschaft  wäre  yonnöten,  dass  über  alle  diese  Stücke 
besondere  Verzeichnisse  verfasst  würden,  was  es  um  ein  jedes  derselben 
für  Gelegenheit  habe  und  des  Jahres  über  ungefähr  ertrage  ^).  Sonder- 
lich aber  wäre  gut,  dass  in  ein  ordentliches  Verzeichnis  gebracht 
würde,  was  Euerer  Majestät  allerorten  in  den  Landen  für  yerpf&ndete 
und  unverpfändete  Herrschaften  und  Güter  zuständig  und  was  die  un- 
yerpfändeten  an  üeberschuss  jährlich  ertragen.  ^  Auch  die  Salzsiede- 
werke, wie  yiele  dieselben  sind  und  was  sie  an  Üeberschuss  ertragen, 
ebenso  die  Zapfen-  und  Bier  gefalle  und  die  Bergwerke  in  den  Landen  *).< 

«Ob  aber  und  wie  solche  Einkommen  und  Gefälle  zu  erbeben,  ist 
in  den  eingekommenen  Gutachten  erwähnt,  dass  dieselben  um  ein  an- 
sehnliches zu  erheben  und  zu  erhöhen  sind,  insonderlich  die  Kammer- 
guter.  Dieselben  in  eine  rechte  Nuzung  zu  bringen,  ist  kein  beque- 
meres Mittel,  als  wenn  Euere  Majestät  die  Nuzungen  einer  jeden  Herr- 
schaft yon  guten  und  verständigen  Wirten  in  einen  richtigen  Anschlag 
bringen  Hessen,  was  sie  wol  ertragen  könnten.  Zu  solchem  Anschlag 
aber  sind  getreue  Leute,  die  nur  auf  Euerer  Majestät  Bestes  sehen,  zu 
gebrauchen.  Nach  solchem  gemachten  üeberschlag  wäre  alsdann  zu 
versuchen,  ob  man  Amtleute  haben  könnte,  welche  sich  verpflichteten, 
der  Herrschaft  so  vorzustehen,  dass  sie  die  gesezte  Quota  einbringen, 
oder  wenn  solche  treue  Amtleute  nicht  zu  bekommen,  so  wäre  zu  ver- 
suchen, ob  man  Leute  haben  könnte,  welche  es  in  Bestand  nehmen  und 
jährlich  ein  gewisses  an  barem  Geld  herausgeben.  Auch  meinen  etliche, 
die  Güter  und  Untertanen  werden  durch  diese  Vermietung  ausgesogen 
und  beschwert,  so  ist  solchem  durch  gute  Ordnung  wol  fQrzukommen.c 


1)  YerfMunng  eines  Vonuischlafea  der  ordentllcheD  and  ansserordeiitticheB 
SInDahmen  In  Jedem  Jahre. 

9)  VerfMsang  eines  Inventars  über  die  Staatsgüter. 
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»Den  yierten  Punkt  belangend ,  woher  fftr  Euerer  Majest&t  ganie 
Wirtschaft  die  Notdurft  su  nehmen,  da  ist  zuvörderst  fQr  den  Hofstaat 
SU  sinnen,  woher  man  f&r  denselben  die  Notdurft  haben  möge;  denn 
wenn  dieser  den  nötigen  Unterhalt  nicht  hat,  sondern  armselig  ge- 
führt werden  muss,  fiallet  nicht  allein  'die  Autorität  eines  Herrn,  son- 
dern man  kann  auch  in  den  übrigen  Stücken  übel  fortkommen.  Darum 
ist  zuTÖrderst  auf  den  Hofstaat  zu  sehen  und  fürzusinnen,  ob  man  yon 
den  Landen  j&hrlich  so  yiel  als  zum  Hofstaat  yonnöten  haben  könnte. 
Solches  sollte  nicht  unschwer  zu  erhalten  sein ;  denn  weil  auf  den  Hof- 
staat über  800  000  Thlr.  j&hrlich  nicht  erlaufen  und  die  Erblande  einen 
Herrn  mit  Notdurft  zu  versorgen  schuldig  sind.  Hievon  würde  auf 
jedes  der  Erblande  nur  ein  gering  es  entfallen  und  es  käme  auf  BÖheim 
60  000  Thlr.,  auf  Schlesien  50  000  Thlr.,  auf  Mähren  40  000  Thlr.  und 
auf  Ober-  und  Nieder-Lausitz  10  000  Thlr.,  welches  einem  jedem  Lande 
zu  ertragen  gar  leicht  wäre.  Wie  aber  solche  Quota  von  den  Ländern 
zu  erlangen,  würde  zu  erwägen  sein,  durch  welche  Mittel  solches  sich 
am  füglichsten  schicken  wolle,  ob  durch  eine  Generalanlage  derSchäzung 
nach  oder  durch  Special-Einteilung  der  Stände  oder  durch  andere  Mittel.c 

»Woher  für  Euerer  Migestät  Qnterhaltung  des  hungarischen  Grenz- 
und  Kriegswesens  die  Notdurft  zu  nehmen,  da  weiset  sich  selbst,  dass 
solche«  von  Euerer  Majestät  Eammergefällen  gar  nicht  sein  kann,  son- 
dern notwendig  von  dem  römischen  Reich  und  von  den  Erblanden  er- 
folgen müsse,  würde  auch  gar  leicht  Ausführung  zu  machen  sein,  dass 
sie  solches  der  Billigkeit  wegen  zu  tun  schuldig.  Wie  aber  solches  zu 
erlangen,  besteht  fümemlich  in  drei  Stücken:  erstlich  in  genügsamer 
Zugemüteführung,  dass  solches  die  äusserste  Notdurft  der  ganzen  Christen- 
heit, insonderheit  des  römischen  Reichs,  wie  auch  der  Grone  Hnngarn 
und  Böhoim  sei.  Fürs  andere  in  rechter  Einteilung  der  Notdurft  in 
den  einzelnen  Landen;  denn  wenn  eine  richtige  Einteilung  nach  Grösse 
und  Vermögen  hierin  gemacht  und  gehalten  wird,  wird  auf  jedes  Land 
nur  ein  geringes  kommen  nnd  gern  und  gutwillig  auf  sich  nehmen. 
Fürs  dritte,  dass  die  Lande  vergewissert  werden,  dass  solche  zum  Schuze 
der  Christenheit  bewilligte  Hilfe  zu  nichts  anderem  verwendet  und  da- 
mit treulich  gebart  werden  solle.« 

»Was  endlich  die  Schuldenlast  ^  anlanget,  woher  die  Bezalung  zu 
nehmen,  so  ist  das  eine  Last,  die  sich  zwar  übel  heben  lässt  und  dazu 
viel  Zeit  gehört ,  aber  doch  so  schwer  nicht ,  wenn  man  sich  darum 
recht  annehmen  wollte.  Ich  stehe  auch  in  dem  an,  ob  Euerer  Maje- 
stät zuraten,  daes  solche  Last  zu  heben  und  in  Richtigkeit  zu  bringen 
sei.  Wenn  Euerer  Majestät  sich  dessen  unterziehen  wollten,  so  ist  zu 
besorgen,  es  möchten  die  anderen  Zweige  der  Wirtschaft  erliegen  bleiben. 
Ich  w&re  derwegen  der  Meinung,  dass  Euere  Majestät  bei  diesem  Punkt 


1)  Die  KammerscbaldeD  tod  Böhmen  nnd  BcblesieD  betrogen  damals  (1618) 
6  Minionen  Tbaler. 
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ihre  Liebe  gegen  die  Nachkommen  genogsam  erweiBen,  wenn  ee  da- 
hin gerichtet  wird,  dasft  die  Schuld  bei  Schuld  mit  dem  Credit  erhalten 
wird ;  welches  gar  wol  beschehen  kOnnte  und  in  dem  bestehet ,  da« 
dahin  getrachtet  werde,  damit  die  Zinsen  j&hrlich  richtig  abgetragen 
werden*).  Weil  aber  die  Einnamen  hieza  nicht  genog,  so  würde  nch 
zu  bemühen  sein,  dass  die  Erblande  cur  Abtragung  der  j&hrlichen 
Zinsen  und  zur  Erhaltung  des  Credits  j&hrlich  so  yiel  hergeben,  wai 
hiezu  noch  mangelt,  c 

»Welches  alles  aber  zu  richten ,  besteht  in  dem  Verstand ,  Treue 
und  Fleiss  der  Kammer-Präsidenten;  denn  wenn  dieselben  mit  den  Eigen- 
schaften, so  zu  ihrem  Amt  TonnOten,  begabt  und  demselben  genüge 
tun,  so  wird  es  an  Mitteln  nicht  mangeln,  solches  zu  richten.  Es  wollte 
auch  gut  und  TonnOten  sein,  dass  einer  jeden  Kammer  die  Verordnung 
besohehe,  dass  sie  nach  Gelegenheit  fleissig  acht  halten,  was  an  einer 
oder  der  anderen  Post  zu  ersparen,  damit  eine  rechte  Erleichterung 
gemacht  werden  könne.« 

»Weil  aber  die  Anstellung  aller  guten  Wirtschaft  ganz  vergebens, 
wenn  nicht  auch  darüber  gehalten  und  dieselbe  fleissig  betrieben  wird, 
so  ist  auch  zu  wissen,  wer  der  Ansteller  und  Treiber  dieser  Oekonomie 
sein  solle.  Diese  drei  Regeln  bleiben  wahr  wie  im  kleinen  so  im  gros- 
sen: Qottes  Segen  macht  reich,  Ordnung  hilft  Haushalten  und  treib, 
•0  gehts.  Der  Treiber  solcher  Wirtschaft  solle  Euere  Majestät  billig 
selbst  sein ;  denn  es  seien  die  Räte  und  Diener  so  verständig  und  trea, 
als  sie  immer  wollen  sein,  so  vermögei)  sie  doch  eine  solche  Wirtschaft 
nicht  so  anzustellen  wie  der  Herr,  welchem  die  Wirtschaft  zusteht 
Wollte  es  abiar  Euerer  Majestät  nicht  gelegen  sein,  sich  damit  sn  be- 
laden, so  wäre  gut,  wenn  Euere  Majestät  zwei  oder  drei  der  geheimes 
Bäte  erwälten,  welchen  sie  diese  Oeconomie  anzustellen  und  zu  be- 
treiben gänzlich  vertrauten.« 

»Solches  habe  ich  Euerer  Migestät  aus  treuherzigem  Qemüt  anzu- 
deuten nicht  unterlassen  sollen.« 

Wenngleich  die  in  diesem  ßerichte  aufgestellten  Grundsätze  nur 
Regelung  und  Ordnung  der  Staatsfinanzen  infolge  des  bald  dartof 
erfolgten  Todes  des  Kaisers  Mathias  nicht  zur  praktisehen  Durch- 
führung gelangt  sind,  so  liefern  sie  doch  immerhin  den  Beweis,  dasi 
es  schon  früher,  bevor  noch  Colbert  (geb.  1619)  mit  seinen  reformsto- 
rischen  Ideen  zur  Regelung  der  Staatsfinanzen  Frankreichs  aufgetreten 
ist,  in  unseren  deutschen  Landen  Männer  gegeben  hat,  welche  dti 
Gleichgewicht  zwischen  den  Staats-Einnahmen  und  Ausgaben  auf  ra- 
tionellen Grundlagen  herzustellen  beflissen  waren. 

Graz  (in  Steiermark)  im  März  1891. 


1)  BoDseh  eine  Dieht  sarflcksahlbare  Sffentttehe  Sehuld  (BenteasehaM),  wie 
sie  gegenwärtig  in  fMt  allen  eoroplischen  Staaten  besteht. 
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—6.  Bio  Miqnerselie  Steuerreform  im  prent  sieolieB  Abgeordneten- 
kaue.  Bie  Freilassuig  der  LebensreraielienuiffsprimieB  tob  der  a. 
liiikommansstoiier.  Wir  haben  in  Heft  I.  d.  Jahrganges  der  Miquel*- 
■chen  Steuerreform  gedacht.  Inzwischen  sind  im  pr.  Abgeordnetenbaase 
die  betr.  Entwflrfe  so  gnt  wie  aufgearbeitet  worden.  Die  stenerteoh- 
nisch  originellste  und  steuerwissenschaftlich  interessanteste  der  drei 
Vorlagen,  jene  über  die  Gewerbebesteuerung,  welche  wir  genauer  Tor- 
geführt  haben,  ist  siemlich  glatt  durchgedrungen  und  kann  als  ge- 
borgen angesehen  werden.  Die  in  der  Erbsteuervorlage  erstrebte  fiin- 
Dlhmng  einer  ^f  Erbschaftssteuer  bei  Vererbung  unter  nächsten  Ver- 
wandten mnss  dagegen  bis  auf  Weiteres  als  gefallen  gelten.  Damit 
hat  auch  die  allgemeine  Einkommenssteuer  der  dritten  Vorlage  ihr  wert- 
Tollstes  Kontrollemittel  guter  Einscb&tsung  verloren,  was  in  hohem 
Grade  zu  bedauern  ist.  Die  stattgehabte  Annahme  der  Selbsteinschätzang 
wird  —  selbst  mit  der  im  Abgeordnetenhause  beschlossenen  Zuthat  einer 
Belastung  fassionverweigernder  Steuerpflichtiger  mit  einem  25prozen- 
tigen  Zuschlag  zum  Steaerkapital  —  es  keineswegs  sicher  stellen,  dass 
Preussen  hinfort  die  a.  Einkommenssteuer  schon  in  jener  Vollkommenheit 
erreichen  werde,  wie  sie  in  anderen  deutschen  Staaten  bereits  erreicht 
ist  Im  Sinne  des  preussischen  Finanzministeriums  wäre  es  sicherlich 
gelegen  gewesen,  die  ganze  Einschätzung  in  weit  höherem  Grade  einer 
den  Bock  zum  Gärtner  setzenden  Selbstverwaltung  zu  entziehen,  als  der 
Entwurf  der  Regierung  es  gewagt  hat.  Allein  der  ganze  Verlauf  der 
Verhandlungen  hat  bewiesen,  dass  mehr  als  der  Entwarf  verlangte  und 
als  nun  wohl  durchgehen  wird,  in  der  Fundamentalfrage  des  Ein- 
schätaungsverfahrens  nicht  zu  erreichen  gewesen  wäre.  Der  hervorra- 
gende Staatsmann  an  der  Spitze  der  preussischen  Finanzverwaltung 
hat  die  Pappenheimer  des  Dreiklassen-Landtages  sehr  genau  gekannt ; 
ohne  seine  geschickte  Vertretung  der  Vorlage  wäre  wohl  kaum  das  er- 
reicht worden,  was  erreicht  ist.  Das  Einschätzungsverfahren  der  Vor^ 
läge  ist  sicherlich  auch  auf  Seite  der  preussischen  Finanzverwaltung 
von  Anfang  an  nur  als  der  erste  Schritt  zu  jener  Endgestaltung  der 
a.  Einkommensbesteuerung  angesehen  worden,  welche  allein  gestattet, 
der  Zukunft  in  voller  finanzieller  Leistungsfähigkeit  entgegenzugehen. 
Der  Reform  in  Einem  Zuge  war  die  Zeit  der  Steuerüberschüsse  nicht 
günstig.  Indessen  wird  der  im  Reich,  im  Land  und  in  den  Gemeinden 
wachsende  öffentliche  Bedarf  schon  dafür  sorgen,  dass  das  Werk  schritt- 
weise weiterer  Vollendung  entgegengefahrt  wird.  —  Bezüglich  der  Ein- 
aeloheiten,  welche  im  Abgeordnetenhaose  neu  aufgetaucht  sind,  sei  hier 
nur  der  Freilassung  eines  Teils  der  Prämien  für  Lebens- 
versicherung gedacht.  Diese  steuerwissenschaftlich  wenig  erör- 
terte Freilassung  war  verschiedentlich  verlangt  und  wird  wohl  in  3. 
Lesung  zu  Stande  kommen.  In  zweiter  Lesung  nahm  der  H.  Finanz- 
minister  (nach  dem  9Reichs-A.«)  folgendermassen  Stellung  zu  dieser  Frage : 

Z«itmhr.  f.  StMtow.    ISOI.    II.  Heft.  25 
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»Ich  yerbalte  mich  gegen  die  Bestrebungen,  die  in  dieaen  Antr&gen 
enthalten  sind,  nicht  abaolnt  abwehrend.  In  der  Kommission  kam  diese 
Frage  ja  auch  schon  zur  Sprache;  es  wurde  hervorgehoben»  dasa  die« 
doch  nur  eine  Form  der  Ersparung,  und  dass  es  nicht  begründet  sei« 
einen  Mann,  der  seine  Ersparnisse  in  der  Form  der  Lebensversicherung 
anlege,  anders  zu  behandeln  ab  einen  Mann,  der  seine  Elrsparniate  in 
der  Sparkasse  hat.  Das  ist,  glaube  ich,  in  der  Kommission  mehr  oder 
weniger  durchschlagend  gewesen.  Trotzdem  aber,  wenn  in  den  An- 
tr&gen da  unterschieden  wird,  wo  unterschieden  werden  mass,  wenn 
es  sich  um  m&ssige  Betr&ge  handelt,  so  dass  man  nicht  reiche  Leute 
veranlasst,  in  dieser  Form  die  Einkommensteuer  zu  hinterziehen,  so 
will  ich  mich  nicht  unbedingt  ablehnend  verhalten,  weil  ich  allerdings 
mit  den  grasten  Wert  darauf  lege,  dass  gerade  diese  Form  der  Er- 
sparung eine  grössere  Verbreitung  findet ,  als  sie  bisher  gefunden  hat. 
Man  kann  die  Sache  sogar  von  dem  Gesichtspunkt  des  Verhältnisses 
vom  fundierten  und  nicht  fundierten  Einkommen  auffassen.  Durch 
eine  Lebensversicherung  bekommt  gewissermassen  ein  nicht  fundiertes 
Einkommen  mehr  oder  weniger  den  Charakter  eines  fundierten  Ein- 
kommens. Also  ich  sage:  ganz  ablehnend  will  ich  mich  gegen  die 
Sache  nicht  verhalten.  Wie  aber  die  Anträge  heute  vorliegen ,  würde 
ich  mich  dagegen  erklären  müssen,  und  wenn  die  Herren  Antragsteller 
vielleicht  bis  zur  dritten  Lesung  die  Sache  zurückziehen  wollen,  bin 
ich  nicht  abgeneigt,  darüber  mit  ihnen  in  näheres  Benehmen  zu  treten. 
Beispielsweise  würde  ich  im  eigenen  Interesse  der  Tendenz,  die  die 
Herren  Antragsteller  verfolgen,  den  Satz  in  dem  Antrag  Lückhoff  »and 
sofern  dieselben  5  Proz.  des  Jahreseinkommens  nicht  übersteigen  c  un- 
bedingt zu  streichen  beantragen.  Denn  da  würden  wir  gerade  die  klei- 
neren Vermögen,  wo  eine  solche  Zahlung  von  500  M.  über  5  Proz.  des 
Jahreseinkommens  ausmacht,  am  allerschlechtesten  behandeln.  Die 
Sache  ist  so,  wie  die  Anträge  vorliegen,  nach  meiner  Meinung  nicht 
reif;  man  kann  auch  sehr  wohl  unterscheiden  zwischen  den  verschie- 
denen Arten  der  Lebensversicherung,  für  welchen  Zweck  die  Versiche- 
rung eingegangen  ist.«  (Die  Verabschiedung  wird  wohl  den  steuer- 
freien Abzug  von  600  M.  Leb.-V.-Prämie  ergeben.) 


— e.  Zum  Personen-  und  Mter-Sisenbalmtarifvefleii.  Demnächst 
wird  die  weitere  Ermässigung  der  Personenfahr tazen  auch 
in  Deutschland  zur  Entscheidung  gelangen.  Sobald  die  Beschlüsse  der 
deutschen  Verwaltun  gen  nebst  Begründung  bekannt  sein  werden,  hoffen 
vnr  auf  die  Frage  einlässlicher  zurückzukommen  *).  Bis  jetzt  scheint  der  sog. 
Zonentarif  keine  Aussicht  auf  Einführung  in  Deutschland  zu  haben  (s.  u.). 
Man  wird  aber  gut  thun,  jetzt  schon  die  massgebenden  Gesichtspunkte 

1)  Ist  inswlschen  gescbehen  und  gehen  wir  deshalb  schon  in  der  oichtten 
Hisselle  an  der  Haod  des  amtlichen  Materials  aaf  den  aegenstand  näher  elii. 
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sich  klar  su  stellen.  —  Der  neue  Tarif  wird  in  seinem  Werte  für  Deutsch- 
land hauptsächlich  von  folgenden  Fragen  abh&ngen.  Einmal  TOn  ein- 
facher Vereinheitlichung  für  ganz  Deutschland,  bo- 
dann  von  dem  Einfluss  auf  Vereinfachung  und  Verbilligung  des  Bil  let- 
und  Schalterdienstes;  man  darf  begierig  sein,  welches  Interesse  diese  Seite 
der  Sache  in  Deutschland  nach  Auffassung  der  Verwaltungen  darstellt '). 
Femer  von  der  gleiohmässigeuRflcksioht  auf  den  Nahe-  wie  Fernverkehr ; 
der  erstere  f&llt  um  so  mehr  ins  Gewicht,  je  dichter  eine  Eisenbahnzone  be- 
völkert ist,  denn  je  mehr  die  Bevölkerung  dicht  ist,  die  Stationen  zahlreich 
sind  und  einander  naheliegen,  desto  mehr  schädigen  Einheitssätze  für 
breite  Zonen  den  Nahe  verkehr  und  den  Verkehr  der  kleinen  Leute.  Eine 
weitere  vierte  Grundfrage  ist  wesentlich  sozialpolitischer  Natur;  es  fragt 
sich,  ob  hiebei  durch  einen  gestaffelten  (mit  der  Entfernung  sin- 
kenden) Zonentarif  der  Geschäfts-  und  Touristen-Fernverkehr  erleich- 
tert oder  der  Verkehr  der  3.,  bezw.  3.  u.  4.  Klasse  im  Nahe-  und 
im  Femverkehr  verbilligt  werden  soll.  Ein  fünfter  Gesichtspunkt,  wel- 
cher bei  und  ohne  Zonentarif  mit  grösstem  Gewicht  in  die  Wagschale 
fällt,  stellt  sich  in  der  Frage  dar,  ob  durch  Verbilligung  des  Personen- 
tarifes  überhaupt  eine  die  Eisenbahnrente  nicht  beeinträchtigende  oder 
diese  sogar  steigernde  Vermehrung  der  Beisefrequenz  gewonnen  werden 
könnte.  Diese  sämtlichen  Gesichtspunkte  müssen  auseinandergehalten 
oder  vielmehr  nebeneinauder  erwogen  werden,  wenn  man  in  Beziehung 
auf  den  Zonentarif  eine  von  der  Touristenbegeisterung  freie  Entschei- 
dung gewinnen  will ').  —  Der  österreichische  Zonentarif,  dessen  Einfüh- 
rung zugleich  mit  Ermässigung  der  Fahrtaz-Einheitssätze  verbunden  war, 
ist  für  deutsche  Verhältnisse  nicht  ohne  Weiteres  anwendbar.  An  und  für 
sich  gewährt  der  Einheitssatz  irgendwelcher  Zone,  wenn  diese  als  Strecken- 
einheit an  Stelle  der  Kilometer entfernung  tritt,  keine  Ermässigung  für 
den  Gesamtverkehr  innerhalb  der  Zone,  sondern  nur  eine  Begünstigung 
des  Femverkehrs  innerhalb  der  Zone.  Von  Zone  zu  Zone  (25  etc.  Kilom.) 
steigt  in  Ungarn  der  Fahrpreis  um  denselben  Satz  bis  zu  225  Kilom.; 
erst  von  da  ab  ist  der  Fahrpreis  für  alle  Entfernungen  derselbe ").  — 
Auch  das  Gütertarifwesen  wird  demnächst ,  wenn  die  Ver- 
handlungen in  Wien  Über  einen  die  gütertarifarische  Gleichbehandlung 
bezweckenden  Zoll-  oder  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich-Üngam  zum  Ziele  führen,  aufs  neue  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit in  Anspruch  nehmen.  Wir  hoffen  auch  hierauf  einläss- 
licher  zurückzukommen.  In  dieser  Hinsicht  ist  vorläufig  zu  bemerken, 
dass  der  ungarische  Handelsminister  mit  seinen  Ausnahmetarifen  für 
ungarisches  Frachtgut  nur  nachgeahmt  zu  haben  scheint,  was  Deutsch- 
land —  eben  im  Geiste  der  Schutzpolitik  von  1879  —  schon  seit  Jahren 

1)  Vrgl.  nächste  Misselle,  SehluM. 

S)  Die  näehste  Miszelle  sei^  die  Bedeutang  aller  dieser  ErwfifiraDgeo. 

8)  NSheres  in  der  nächsten  Miszelle. 

25* 
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praktiziert.  Die  ziemlich  sahireichen  Aasnahmetarife  in  Dentechland 
(namentlich  seit  1884)  haben,  wie  dem  preussischen  Landeeeisenbahnrat 
von  der  Regiemng  mitgeteilt  worden  ist,  folgende  Zwecke  yerfolgt: 
1)  Forderung  der  gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen  Prodoktion 
durch  erleichterte  Zufuhr  notwendiger  Roh-  und  HilfBstoffe ;  2)  Förde- 
rung des  Absatzes  einheimischer  Erzeugnisse  in  den  durch  fremde  Koo- 
kurrenz  bedrohten  Bezirken  des  Inlandes,  sowie  —  in  besonders  be- 
merkenswertem Qrade  —  zur  Erleichterang  der  Aasfuhr  deutscher  E^ 
Zeugnisse  in  das  Ausland ;  3)  Unterstützung  des  Handels  deutscher  Han- 
delsplätze -^  namentlich  der  deutschen  Seehäfen  —  gegen  den  Wett- 
bewerb fremder  Plätze;  4)  Unterstützung  einheimischer  Verkehrsan- 
stalten  —  insbesondere  der  Staatseisenbahnen  —  gegen  den  Mitbewerb 
fremder  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen.  —  Der  vorzüglich  unterrichtete 
H.  Qeh.  R.  Ulrich,  dessen  Ausfuhrung  (Conrad*s  Jahrb.  1891.  1.  Heft) 
wir  letztere  Thatsache  entnehmen,  schätzt  den  Jahreswert  der  preuso- 
sehen  Ausnahmetarif-Naohlässe  seit  1878  auf  jährlich  2  M.  M.,  den  Jah- 
reswert  der  deutschen  Tarif-Gesamtermässigung  seit  1878  auf  100  M.  IL 
Dies  hat  gleichwohl  in  Preussen  bedeutende  Ablieferungen  an  des 
Finanzminister,  eine  Art  ergiebigere  Verkehrs  besteuerang  in  Begdiform 
bekanntlich  nicht  gehindert.  —  Wir  führen  bei  dieser  Gelegenheit  sd, 
dass  H.  Q,'B,.ülrich  am  a.  0.  den  Fortschritt  der  Frachtverbilligung  seit 
Beginn  der  Eisenbahnzeit  für  zwei  Hauptfrachtartikel  wie  folgt  be- 
rechnet: 

I.  Kohlen  für  das  Tonnenkilometer : 
Einstige  Beförderung  durch  Frachtfahrwerk     ....  40     Pfg. 

Anfängliche  Fracht  auf  den  Eisenbahnen 13 — 14       » 

Allmähliche  Herabsetzung  auf  den  heutigen  regelmäs- 
sigen Satz  von 2,s     » 

und  auf  den  Satz  der  Ausnahmetarife  bis  zu    .    .    .    .  1,»    > 

n.  Eisen: 

Vor  der  Eisenbahnzeit  Roheisen        40     MkpC 

Nach  Einführung  der  Eisenbahnen:  Roheisen   ....  ll,i      » 

Stab-  und  Bandeisen,  Eisen-  und  Stahlwaren  .    .    .  18,«     > 

Gegenwärtig  unterscheidet  man: 

1)  Eisen  und  Stahl  des  Spezialtarifs  I,  umfiEMsend  alle 
nicht  in  Spezialtarif  11  und  III  gehörige  Eisensorten 
und  Eisenwaren,  einschliesslich  Maschinen  und  Ge- 
räte aller  Art  von  Eisen  und  Stahl 4,»     > 

2)  Eisen  und  Stahl  des  Spezialtarift  II,  umfassend  Stab- 
und  Bandeisen  aller  Art,  Platten  und  Bleche  ein- 
schliesslich Weissblech,  Rühren,  Säulen,  Brücken-  u. 
andere  Konstruktionsteile,  Eisenbahnschienen,  Schwel- 
len, Weichen  und  sonstige  hierher  gehörige  Artikel, 
Bestandteile  von  Eisenbahnlokomotiven  und  Wagen, 
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insbesondere   Aobsen ,   ßäder  u.  s.  w. ,   Eisen-   und 

Stahldraht,  grobe  Fa9on8tücke 3,8  Mkpf. 

3)  Roheisen,  Alteisen  und  Eisenabf&lle,  Spezialtarif  III  2^      > 

über  100  Kilometer 2,%      » 

Ausserdem  bestehen  sowohl  fQr  Roheisen,  als  f5r  Eisen 
nnd  Stahl  der  Spezialtarife  I  und  II  eine  grosse  Zahl 
Ton  Aosnahmetarifen  mit  noch  wesentlich  niedri- 
geren S&tsen  bis  zu 1,7      » 

Nach  dem  von  H.  Ulrich  dtierten  Picard  (Praiti  des  chemins  de 
fer  I.  584)  hatte  die  Einnahme  vom  Tonnenkilometer  Frachtgut 
betragen  in  Gentimes: 

Frankreich       Bentsehland    Oesterreich -Ungarn     Italien 
1872  5,91  5,91  8,16  6»9s 

1880  5,96  5,41  7,S9  6,99 

1887  5,8t  4,98  6,09  5,78* 


— e«  Die  dentselie  PerBonentarifreforiii  gegenftber  dem  toterrei- 
ehisehen  nod  nngariselieB  Zonentarif«  -—  Im  >D.  Reichsanzeiger«  (1891 
Nr.  56)  wird  der  vorläufige  Reformplan  der  Eisenbahnverwaltungen 
kundgegeben  und  auf  äusserst  instruktive  Weise  begründet.  Hienach 
will  der  Ein-Eilometertarif  (Kilometertarif)  beibehalten,  also  der  Kilo- 
metergruppen- oder  sog.  Zonentarif  nicht  eingeführt  werden.  Auf  drei 
groese  Ziele  haben  jedoch  die  Verwaltungen  ihr  Auge  gerichtet:  Ein- 
mal auf  die  Vereinheitlichung  des  ganzen  Personentarif- 
weeens  fBr  das  gesamte  Deutschland,  indem  Preassen  die  IV. 
Wagenklasse  nnd  das  Freigepäck  (25  Kilo)  fallen  lässt.  Sodann  auf 
die  Vereinfachung,  indem  viele  Sonderbegünstignngen 
(Rückfahrbilette,  Rundreisekarten,  Sommerkarten  u.  s.  w.)  abgeschafft 
werden.  Drittens  auf  eine  bedeutende  Verbilligung  des  Per- 
sonentransportes. 

Das  Entfallen  der  IV.  Wagenklasse  soll  gleichwohl  keine  Verteu- 
rung  für  das  bisherige  PnbUkum  der  IV.  Klasse  bringen,  welches  in 
Preussen  erheblich  zahlreicher  ist,  als  dasjenige  der  ersten  8  Klassen 
zusammen.  Der  künftige  Personentarif  III.  Klasse  soll  auf  den  Satz 
der  bisherigen  IV.  Klasse  herabgesetzt  und  dem  Vorortsverkehr  der 
halbe  Satz  der  Klasse  IV  (IPf.  per  Kilometer)  belassen  werden.  —  So- 
dann soll  die  Personengepäckstaze  eine  wesentliche  Ermässigung  er- 
fahren. Der  Betrag  der  Ermässigung  ist  noch  nicht  vereinbart,  doch 
spricht  der  »R.  A.«  hypothetisch  von  einer  Herabsetzung  um  50Proz., 
so  dass  schon  von  51  Kilogramm  Gepäck  an  selbst  fflr  Preussen  gegen 
bisher  eine  Erleichterung  trotz  Abschaffung  des  Freigepäcks  von  25  Kilo 
eintreten  würde.  —  Auch  einige  Sonder  Vergünstigungen  für  den  Ar- 
beitervorortsverkehr, f&r  den  Marktverkehr  und  fQr  Schülerreisen  scheinen 
aufrechterhalten  werden  zu  sollen. 
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Die  Verbilligang  wfirde  im  allgemeinen  ziemlich  erbeblich 
werden,  indem  i.  B.  die  gleiche  Frequens  wie  diejenige  des  Jahres  1.  Des. 
1888/30.  Nov.  1889  in  Preossen  nm  35  176  713  Mark  billiger  transpor- 
tiert werden  würde.  Also  im  Ganzen  sehr  erhebliche  Ermässigungen. 
Im  Einzelnen  würden  Erhöhungen  gegen  bisher  nnr  eintreten  fiir 
Hin-  nnd  Rückreisen  in  Klasse  I  und  n  der  Schnellzüge. 
Unter  Annahme  der  Frequenz  des  obengenannten  Betriebsjahres  würde 
das  reisende  Publikum  bei  Annahme  der  neuen  Sätze  über  35  Mil- 
lionen Mark  ersparen:  am  meisten  das  Publikum  der  III.  Klasse,  näm- 
lich die  Reisenden  I.  Klasse  nur  792  967  M.,  die  Reisenden  II.  Klasse 
5  645  871  M.,  die  Reisenden  III.  Klasse  28  737  875  M.  An  Erhöhungen 
würden  sich  bei  den  Rückfahrkarten  I.  Klasse  Schnellzug  247  858  M.. 
IL  Klasse  Schnellzug  1 128986  M.,  bei  den  Sommerkarten  und  Rund- 
reisekarten I.  Klasse  Schnellzug  57  744  M. ,  II.  Klasse  Schnellzug 
639  068  M.  ergeben,  sie  würden  aber  durch  die  Ermässigungen  für  ein- 
fache Fahrten  aufgewogen  und  werden  wohl  noch  fallen.  »Dass  die  IIL 
Klasse  —  schreibt  der  »Reichs-A.c  —  den  Hauptanteil  an  den  Ermäs- 
sigungen erhält,  entspricht  der  Sozialpolitik  der  Regierung,  welche 
wie  bei  der  Steuerreform  auch  hier  die  Entlastung  der  unteren  Klassen 
in  erster  Beziehung  in  das  Auge  gefasst  hat  Scheinbar  steht  hiermit 
die  Thatsaohe  nicht  in  Einklang,  dass  die  IV.  Klasse  beseitigt  werden, 
bezw.  keine  Ermässigung  erhalten  soll.  Allein  dabei  wird  übersehen, 
dass  —  abgesehen  von  den  in  den  letzten  Jahren  schon  gewährten  Er- 
mässigungen für  diese  Klasse  auf  den  meisten  früheren  Privatbahnen  ~ 
bereits  eine  neue  IV.  Klasse  mit  sehr  niedrigen  Sätzen  geschafEen  worden 
ist  in  den  Arbeiterkarten.« 

Die  den  preussischen  Eisenbahnräten  zur  Begutachtung  yorgelegte 
Reform  erhellt  aus  den  nachfolgenden  Einheitssätzen.  Bisher  sind 
erhoben  worden  und  künftig  würden  erhoben  werden  per  Per- 
sonenkilometer in  Markpfennigen : 

A)  in  gewOhnlielieB  Zflflren 


I.  Klasse           II.  Klasse 

III.  Klasse 

IV.  KlasM 

Bisher           8                       6 

4 

8 

Künftig        6                        4 

8 

— 

B)  in  SelineUBÜgeii     I.  Klasse 

II.  Klasse 

m.  Klasse 

Bisher                                    9 

6,67 

4,ST 

Künftig                                  7 

5 

8 

Infolge  dieser  Ermässigungen  würde  sich  der  deutsche  Persooen- 
tarif  fast  durchgehends  niedriger  stellen  als  der  cislei- 
thanisch-Österreichische  Personentarif,  der  nur  bei  gans 
grossen  Entfernungen  ein  wenig  niedrigere  Sätze  ergiebt.  Im  Näherei^ 
kehr  (bis  zu  15  Kilom.)  würde  er  ganz  erheblich  billiger  sein  sowohl 
als  der  neue  ungarische  wie  der  neue  cisleithanische  Tarif.  Erst  für 
Strecken  von  mehr  als  225  Kilometer,    also  vom  Beginne  der  »Fers- 
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z  0  D  e€  ED,  f^r  welche  in  Ungarn  die  Taxe  nicht  weiter  steigt ,  wOrde 
der  ungarische  Tarif  beginnen  erheblich  niedriger  zu  werden«  Dies  geht 
aus  der  n&ohstseitig  abgedruckten  hochinteressanten  üeber- 
sicht  des  »Beichsanzeigers«  hervor: 

(Siehe  umstehende  Tabelle.) 
»Als  Einheitssätze  des  Tarifs  der  ungarischen  Staats- 
bahnen ergeben  sich  —  für  die  mittlere  Entfernung  der  einzelnen  Zonen 
berechnet  —  für  die  ersten  dreizehn  Zonen  (d.  i.  bis  zu  225  km,  und 
abgesehen  von  dem  nur  zur  ersten,  bezw.  zweiten  Station 
sich  bewegenden  Nahverkehr,  für  welche  bestimmte 
Entfernungen  dem  Tarif  nicht  zu  Qrunde  liegen)  fol- 
gende durchschnittliche  Sätze  für  das  Kilometer  in  Pfennigen : 


für  Schnellzüge 

für  Personenzüge 

I.         IL        IIL 

L         IL         III. 

a.  zum  Parikurs 

7,7        6,5        3,9 

6,5        5,2        3,24 

b.  zmnCoursvouv 
180Vo(l  Pl.f 
=  180  Pf.)   ) 

7           5,8        3,5 

5,8        4,66      2,9 

gegen 

7  5  3  6  4  2 

der  für  Deutschland  vorgeschlagenen  neuen  Sätze.  Hiernach  sind  die 
Letzteren  in  denjenigen  Entfernungsstufen,  in  welchen  der  grösste 
Teil  des  Personenverkehrs  sich  bewegt,  im  Durchschnitt  nicht  uner- 
heblich günstiger  als  in  Ungarn.  Auch  auf  Strecken  von  mehr 
als  225  km,  für  welche  in  Ungarn  die  Tarife  unverändert  bleiben  und 
demgemäss  die  neu  geplanten  Sätze  bei  weiteren  Entfernungen  unterboten 
werden,  bleiben  die  Letzteren  doch  noch  strecken  weit  (in  der  111.  Klasse 
bis  zu  360  km)  niedriger  als  die  ungarischen  Tarife.«  Die  bil- 
ligen Sätze  des  ungarischen  Zonentarifs  über  225  km 
stehen  aber,  sagt  der  »Reichs- A.«,  »zum  grüssten  Teil  auf  dem  Papier, 
weil  bei  jeder  Reise,  welche  über  Budapest  oder  A g r a m  (Sissek) 
führt,  und  dies  ist  bei  der  Gestaltung  und  dem  Fahrplan  des  unga- 
riachen  Staatseisenbahnnetzes  bei  den  meisten  grösseren 
Reisen  der  Fall,  in  diesen  Orten  die  Reise  unterbrochen  und  eine 
neue  Fahrkarte  für  die  weitere  Strecke  bezahlt  wer- 
den moss.« 

Der  österreichische  Staatsbahntarif  »beruht  auf  der  Grund- 
taxe von  1,  2  und  3  Kr.  für  die  IIL,  IL  und  L  Wagen  klasse  mit  Zu- 
schlag von  50  Proz.  für  die  Schnellzüge.  Diese  Grundtaxen  entsprechen 
zum  Parikurse  genau  den  Sätzen  von  2,  4  und  6  Pf.  des  neuen  Tarif- 
plans. Die  Ermässigung,  welche  in  der  Kursdifferenz  gegen  den  jewei- 
ligen Börsenkurs  der  Österreichischen  Gulden  liegt,  wird  dadurch  viel- 
fach ausgeglichen  und  nicht  selten  überholt,  dass  als  Gruppen- 
fahrpreise die  nach  der  weitesten  Entfernung  jeder  Gruppe  (Zone) 
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neh  berechnenden  Satze  erhoben  werden,  80  dass  z.  B.  f&r  201  km  der 
Tui&atz  ffkr  250  km  bezahlt  werden  m^as.  Im  Groesen  und  Ganzen 
werden  die  S&tze  för  die  Fahrt  in  Personenzügen  den  jetzt  in  Aueaicht 
genommenen  deutschen  Sätzen  entsprechen,  während  die  Zuschläge  f&r 
Sehnellzfige  in  Oesterreich  fQr  die  I.  und  II.  Klasse  höher  sind.« 

Die  Vergleichung  stellt  sich  aber  weiter  entschieden  zu  Gunsten 
der  neuen  deutschen  Personentarife ,  wenn  berücksichtigt  wird ,  dass 
nicht  nur  unsere  Schüler-,  Arbeiter-  und  Zeitkarten  für  den  täglichen 
Nahverkehr  die  billigsten  sind ,  sondern  dass  auch  die  III.  Klasse 
nur  in  einige  wenige  Schnellzüge  der  österreichischen  und  ungarischen 
Staatsbahnen  eingestellt  und  sogar  deren  gänzliche  Beseitigung  aus  den 
Schnellzügen  für  den  Sommer  in  Aussicht  genommen  ist.  Dagegen  wird 
aaf  den  prenssischen  Staatsbahnen  die  III.  Klasse  bereits  auf  etwa  70 
Pros,  aller  Sohnellzugs-Kilometer  gefahren. 

Es  ergiebt  sich,  bemerkt  der  »R.-Anz.«,  »aus  dieser  vergleichenden 
Zusammenstellung  ,  dass  der  ungarische  und  österreichische  Zonentarif 
mit  dem  Zonentarif  bekannter  Agitatoren,  welche  den  Fahrpreis  in 
ni.  Klasse  durch  ganz  Deutschland  auf  1  M.  festsetzen  wollen,  nichts 
gemein  hAt  als  den  Namen.  Derartige  Bestrebungen  schiessen  über 
eine  vernünftige  und  durchführbare  Beform  der  Personentarife  nicht 
wepiger  weit  hinaus,  als  die  Bestrebungen  der  Sozialdemokratie  über 
die  sozialistischen  Reformgesetze.  Der  Zonentarif,  wie  ihn  die  unga- 
rischen und  österreichischen  Staatsbahnen  eingeföhrt  haben,  setzt  (von 
der  schon  besprochenen,  dem  ungarischen  Tarif  eigentümlichen  Fem- 
lone  von  mehr  als  225  km  abgesehen)  einfach  an  Stelle  der  Berechnung 
des  Fahrpreises  von  Kilometer  zu  Kilometer  eine  Berechnung  nach  10, 
15,  20,  25  oder  50  km.  Es  ist  dies  eine  blosse  Form,  welche  eine  Ver- 
ringe rnng  der  Fahrkarten  und  eine  Vereinfachung  der 
Fahrkarten-Ausgabe  zur  Folge  hat,  aber  mit  einer  Ermäs- 
sigung der  Preise  an  sich  nicht  notwendig  verbunden  ist.  Im  Gegen- 
teil entstehen  dadurch  ungerechte  Preiserhöhungen,  indem 
zum  Teil  für  erheblich  höhere  Entfernungen  bezahlt  werden  mnss,  als 
gefahren  wird,  Erhöhungen,  welche  sich  bei  dem  dichteren  Netz 
der  prenssischen  Staatsbahnen ,  wo  die  Stationen  sich  in  weit  gerin- 
geren Entfernungen  folgen,  sehr  unliebsam  bemerkbar  machen  würden, 
wie  ja  auch  in  Oesterreich  vielfach  hierüber  geklagt  wird.« 


— e.  Weiteres  an  den  amerikanisehen  Trusts.  Mit  den  ünter- 
nehmungz-Zentralisations-Verbänden,  genannt  Trusts,  haben  wir  uns  an 
dieser  Stelle  wiederholt  beschäftigt.  Ihr  Wesen  besteht  bekanntlich 
darin,  dass  die  Vereinigung  sämtlicher  oder  einer  entscheidenden  Mehr- 
zahl von  Unternehmungen  derselben  Art  eine  zentralisierte  Gestaltung 
annimmt;  die  beteiligten  Unternehmungen  legen  ihr  Geschäftskapital 
in  Aktienform  in  die  Vertrauenshand  eines  Betriebsausschusses  (Trustees) 
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und  empfaDgen  dafür  »Gertifikate«,  d.  b.  Anieilsscheine  auf  den  Bezug  des 
Beinertrages  der  vereinigten  Unternehmnngen.  Die  in  Verwahrung 
(trwt)  gegebenen  Aktien  geben  dem  BetriebezentralausBohnfis  des 
Vereins  die  siohere  Mehrheit  in  den  Generalyersammlungen  der  ein- 
zelnen zum  Verband  gehörigen  Geschfifte,  damit  aber  auch  den  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  den  Betrieb  sämtlicher  am  Trust  beteiligter 
Unternehmungen  des  Geschäftezweiges.  Dadnrch  werden  die  vereinigten 
Geschäfte  ein  einziges,  einheitlich  geleitetes,  den  Markt  mehr  oder  we- 
niger beherrschendes  Gesamtgeschäft;  die  früheren  Inhaber  der  selb- 
ständig gewesenen  Teilgeschäfte  aber  nehmen  mit  dem  Werte  des  von 
ihnen  in  den  ^ru«^ Verband  eingeworfenen  Geschäftskapitals  am  Rein- 
ertrag des  Tnwt-Gesamtgeschäftes  verhältnismässigen  Anteil.  Das  Ganze 
wird  von  den  Trustee's  geleitet;  die  Anteile  aus  den  eingeworfenen 
Sondergeschäften  ,  oder  die  s.  g.  Gertifikate  sind  frei  ver&usaerlich. 

Wir  waren  im  Heft  I  dieser  Zeitschrift  bereits  in  der  Lage, 
das  amerikanische  Bundesgesetz  vom  2.  Juli  1890  gegen  die  Tnuis 
genauer  vorzuführen ,  ein  Gesetz,  welchem  Verbots-  und  Strafgesetze 
von  Einzeln-Staaten  (Kansas,  Michigan,  Missouri,  Texas)  zur  Seite 
stehen.  Die  Entstehung  jenes  fast  drakonischen  Gesetzes  vermochten 
wir  nicht  vollständig  zu  erklären.  Inzwischen  ist  ein  ziemlich  reiches 
Material  an  Artikeln  von  Zeitschriften  (PolitiecU  Science  Quarterly),  an 
Berichten  des  Kongresses  und  einzelner  Staatenvertretungen  einge- 
langt, welche  uns  das  volle  Veretändnis  dieses  Gesetzes  erOfben.  Im 
Bundesgesetz  vom  2.  Juli  fiel  uns  namentlich  die  Strenge  auf,  welche 
das  Gesetz  gegen  Forderung  der  Trusts  seitens  des  Handels  und  der 
Verkehrsanstalten  athmet.  Die  uns  jetzt  vorliegende  Litterator  erklärt 
nun  diese  Thatsache  vollkommen.  Die  *  Standard  Oil  Co,^  —  selbst 
ein  »Standards  der  amerikanischen  Trusts  —  erzielte  ihren  Erfolg  we- 
sentlich durch  das  Bündnis  mit  Eisenbahngesellschaften,  welche  dem 
Oil'Trust  ausschliessliche  Refactien  (Frachtnachlässe)  ftlr  die  Verla- 
dungen der  Standard'Oü  Co,,  ja  sogar  für  die  Verladungen  konkur- 
rierender Frachtaufgaben  einräumten.  Das  nOtigte  die  Konkurrenten 
zum  Verkauf  um  jeden  Preis  und  scheint  einige  selbst  zur  Zahlungs- 
einstellung gebracht  zu  haben.  Ob  das  Gesetz  vom  2.  Juli  Wieder- 
holungen dieser  Praktik  hindern,  ob  es  durch  seine  Strenge  nicht  das 
Kind  mit  dem  Bade  ausschütten  und  legitime  Geschäfte  beengen  wird, 
steht  dahin.  Für  Deutschland  mit  seiner  fortgeschrittenen  Eisenbahnver- 
staatlichung läge  die  Abhilfe  gegen  Refaktien- Trustf,  wenn  diese  hier 
denkbar  wären ,  ganz  anders.  —  In  den  neuesten  IVitf^Gesetzen  spielt 
offenbar  die  Politik  eine  grosse  Rolle,  am  meisten  im  Gesetz  von  Mi- 
chigan, in  welchem  vom  7rus<- Verbote  die  Vereinigungen  von  Lohnar- 
beitern und  Landwirten  ausgenommen  sind,  welche  die  Preissteigerung 
ihrer  Ware  bezwecken.  In  dieser  Ausnahmebestimmung  kommt  frei- 
lich das  begründete  oder  unbegründete,    bis  su  einem  gewissen  Grad 
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wobl  zutreffende  Misstraaen  zum  Ausdrucke,  dass  die  zentrale  Macht 
des  Trust  den  Arbeits-  und  den  Rohstofiinarkt  zum  Nachteile  der  Lohn- 
arbeiter und  Landwirte  zu  beeinflussen  geeignet  sei  Allein  die  Vor- 
stellung hievon  wird  wohl  von  Uebertreibung  nicht  frei  und  das  Heil- 
mittel in  der  Preis-  und  Lohnkoalition,  nicht  im  2Vii«t- Verbot  zu  suchen 
sein.  Mit  demselben  Grund  könnte  man  auch  das  Verbot  einheitlicher 
Einziehung  der  Geschäftsnachrichten  und  des  Ankaufs  von  Patenten 
begrOnden;  denn  durch  das  Eine  wie  durch  das  Andere  erzielen  die 
Trusts  Ersparnisse,  bezw.  Gewinne.  —  Volkswirtschaftlich  fahren 
die  Verteidiger  der  Trusts  immer  wieder  zwei  Vorteile  an:  einerseits 
Vermeidung  ruinOser  Konkurrenz  sowie  der  Uebei-produk- 
tion  durch  einheitliche  Zusammenfassung  der  konkurrierenden  Geschäfte, 
andererseits  die  Praxis,  von  den  gegen  Gertifikat  eingezogenen  einstigen 
Eonknrrenzgeschäften  die  leistungs unfähigsten  ganz  zu 
schliessen  und  zu  yeräussem,  die  leistungsfähigsten  aber 
voll  und  ganz  zu  beschäftigen.  —  Der  letztere  Umstand  giebt 
dem  Trust  gegenüber  dem  s.  g.  Kartell  volkswirtschaftlich  eine  zweifel- 
bse  üeberlegenheit.  Bei  alledem  fragt  sich  doch,  ob  die  ThwVs  ihre 
M  o  n  o  p  o  i  stellang  nicht  zur  Preistreiberei  auf  Kosten  des 
konsumierenden  Publikums  missbrauchen.  Von  den  Verteidigern 
derselben  wird  dies  immerfort  so  entschieden  geläugnet,  wie  es  von 
den  Gegnern  behauptet  wird.  Eine  preisstatistisch  ganz  exakte  Ent- 
scheidung hierüber  wird  kaum  mOglich  sein.  Für  uns  hat  das  ganze 
Material  den  Eindruck  hinterlassen,  als  ob  die  Wahrheit  in  der  Mitte 
liege.  Eine  willkürliche  Preistreiberei  lässt  sich  nicht  erweisen ;  dafür 
sorgt  schon  die  gewinnsohmälemde  Wirkung  der  Konsumeinschränkung 
bei  massloser  Preistreiberei.  Andererseits  wird  mehr  oder  weniger  »Aus- 
beutung« der  Monopolstellung  in  der  Natur  der  Sache  liegen,  wenig- 
stens in  der  Weise,  dass  die  Preise  nicht  im  Verhältnis  der  durch  die 
Zentralisation  bewirkten  Ersparung  an  Produktionskosten  rasch  herab- 
gehen. Ob  freilich  das  Publikum  billiger  bedient  würde,  wenn  die  etwa 
nur  den  Trusts  mögliche  Ermässigung  der  mittleren  Produktionskosten 
nicht  stattfände,  wenn  die  vielköpfige  Konkurrenz  fortbestände,  ist 
schwer  za  entscheiden.  Man  mnss  bezüglich  der  Bück  Wirkungen  auf 
die  Preisbildung  erst  weitere  Erfahrungen  erlangen.  —  Fände  eine  we- 
sentliche Beeinträchtigung  des  Publikums  durch  monopolistische  Preis- 
stellung  statt,  so  wäre  immer  noch  nicht  das  Verbot  der  zentralisierten 
Frivatproduktion ,  auch  nicht  der  üebergang  zur  staatlichen  Öffent- 
lichen Produktion  gerechtfertigt;  es  konnte  sich  um  eine  neuzeitliche 
Taxbildung,  um  Regulierung  »anständiger  Preise«  handeln.  Doch  ver- 
mag heute  Niemand  zu  sagen,  ob  die  weitere  Entwickelung  diesen 
Verlauf  nehmen  wird.  —  Die  Zulassung  der  Trusfs,  jedoch  mit  straf- 
rechtlich strenger  VerpOnung  unredlichen  Zwanges  gegen  Konkurrenz- 
geschäfte   sowie  gewisser  Preistreibereien  ist  der  Weg,   welchen  die 
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canadiBche  Gesetsgebnog  eingeechlagen  hat    Ob  aaf  demselbea  groBsar 
Erfolg  enielt  werden  wird!? 


—6.  Die  neue  Organisation  und  das  alte  Programm  der  seiial- 
demokratisohen  ParteL  Die  deutsche  Sozialdemokratie  hat  sich  nach 
dem  Aufhören  des  Sozialisten-Gesetzes  eine  neue  Organisation  ge- 
geben (Halle,  Okt.  1890) :  mit  gewählten  Vertranensm&nnem  innerhalb  der 
einzelnen  Reichstagswahlbezirke,  mit  dem  Parteitag  »als  oberster  Vei^ 
tretung  der  Partei«  und  mit  der  »Parteileitung«,  welche  vom  Partei- 
tag gewählt  wird  und  ans  12  Personen  (2  Vorsitzenden,  2  SchriftfBhrem« 
1  Kassierer  und  7  Kontrolleuren)  besteht.  Hervorzuheben  ist  zweierlei: 
einmal,  dass  am  Parteitag  auch  die  Mitglieder  der  Reichstagsfraktion 
und  die  Mitglieder  der  Parteileitung  teilnehmen,  allerdings  »in  allen 
die  parlamentarische  und  geschäftliche  Leitung  der  Partei  betreffenden 
Fragen«  nur  mit  beratender  Stimme;  sodann,  dass  die  Vertretung  zum 
Parteitag  aus  den  einzelnen  Wahlkreisen  ohne  Rücksicht  auf  die  ver- 
schiedene Stärke  der  Partei  in  den  einzelnen  Wahlkreisen  höchstens 
aus  8  Personen  für  jeden  Wahlkreis  bestehen  darf.  —  Ein  neues  Pro- 
gramm hat  sich  die  Partei  nicht  gegeben,  die  alten  Progamme  aber 
auch  nicht  zurückgenommen.  Angesichts  der  Kämpfe  der  und  mit  der 
wiederbefreiten  Partei  hat  es  daher  ein  hohes  Interesse,  die  Haupt- 
sätze der  zwei  älteren  Programme  sich  wieder  ins  Gedächt- 
nis zu  rufen.  Hiebei  sind  das  Programm  von  1869  and  daigenige  von 
1875  auseinander  zu  halten. 

A.  Programm  vom  August  1869  (Eisenach): 

I.  Die  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  erstrebt  die  Errichtung 
des  freien  Volksstaats. 

II.  Jedes  Mitglied  der  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  ver- 
pflichtet sich,   mit  ganzer  Kraft  einzutreten   für  folgende  Grundsätze: 

1)  Die  heutigen  politischen  und  sozialen  Zustände  sind  im  höchsten 
Grade  ungerecht  und  daher  mit  der  grössten  Energie  zu  bekämpfen.  -- 

2)  Der  Kampf  für  die  Befreiung  der  arbeitenden  Klassen  ist  nicht  «n 
Kampf  für  Klassenprivilegien  und  Vorrechte,  sondern  für  gleiche  Rechte 
und  gleiche  Pflichten  und  für  Abschaffung  aller  Klassenherrschaft  — 
8)  Die  ökonomische  Abhängigkeit  des  Arbeiters  von  dem  Kapitalisten 
bildet  die  Grundlage  der  Knechtschaft  in  jeder  Form,  und  es  erstrebt 
deshalb  die  sozialdemokratische  Partei  unter  Abschaffung  der  jetsigen 
Produktionsweise  (Lohnsystem)  durch  genossenschaftliche  Arbeit  den 
vollen  Arbeitsertrag  für  j  e  d  e  n  Arbeiter ').  —  4)  Die  politische  Freiheii 
ist  die  unentbehrlichste  Vorbedingung  zur  ökonomischen  Befreiung  der 
arbeitenden  Klassen.  Die  soziale  Frage  ist  mithin  untrennbar  von  der 
politischen ,  ihre  Lösung  durch  diese  bedingt  und  nur  möglich  im 
demokratischen  Staat  —  5)  in  Erwägung,  dass  die  politische  und  öko- 

1)  V«rgl.  Jedoch  Programm  von  1875. 
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nomiflche  Befreiung  der  Arbeiterklasse  nar  möglich  ist,  wenn  diese  ge- 
meinsam und  einheitlich  den  Kampf  führt,  gibt  sich  die  sozialdemo- 
kratische Arbeiterpartei  eine  einheitliche  Organisation,  welche  es  aber 
auch  jedem  Einseinen  ermöglicht,  seinen  Einfluss  für  das  Wohl  der  Ge- 
samtheit geltend  zn  machen.  —  6)  In  Erw&gung,  dass  die  Befreiung 
der  Arbeit  weder  eine  lokale  noch  nationale,  sondern  eine  soziale  Frage 
ist,  welche  alle  Länder,  in  denen  es  moderne  Gesellschaft  gibt,  nm- 
fasst,  betrachtet  sich  die  sozialdemokratische  Arbeiterpartei,  soweit  es 
die  Vereinsgesetse  gestatten,  als  Zweig  der  internationalen  Arbeiter- 
Assosiation,  sich  deren  Bestrebungen  anschliessend. 

III,  Als  die  nächsten  Forderungen  in  der  Agitation  der  sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei  sind  geltend  zu  machen:  1)  Erteilung 
des  allgemeinen  gleichen  direkten  und  geheimen  Wahlrechts  an  alle 
Mftnner  vom  20.  Lebensjahre  an,  zur  Wahl  fQr  das  Parlament,  die 
Landtage,  die  P  r  o  ▼  i  n  z  i  a  1-  und  Gemeinde  Vertretungen,  wie  alle 
übrigen  Vertretungskörper.  Den  gewählten  Vertretern  sind  genügende 
Diäten  zu  gewähren.  —  2)  Einführung  der  direkten  Gesetzgebung  (d.  h. 
Vorschlags-  und  Verwerfungsrecht)  durch  das  Volk.  —  8)  Aufhebung 
aller  Vorrechte  des  Standes,  des  Besitzes,  der  Gebart  und  Konfession. 
—  4)  Errichtung  der  Volkswehr  an  Stelle  der  stehenden  Heere.  — 
5)  Trennung  der  Kirche  vom  Staat,  und  Trennung  der  Schule  von  der 
Kirche.  —  6)  Obligatorischer  Unterricht  in  Volksschulen  und  unent- 
geltlicher Unterricht  in  allen  öffentlichen  Bildungsanstalten.  —  7)  Un- 
abhängigkeit der  Gerichte,  Einführung  der  Geschworenen-  und  Fach- 
geriohte,  Einführung  des  öffentlichen  und  mündlichen  Gerichtsverfah- 
rens und  unentgeltliche  Rechtspflege.  —  8)  Abschaffung  aller  Press-, 
Vereins-  and  Koalitionsgesetze;  Einführung  des  Normalarbeitstages; 
Einschränkung  der  Frauen-  und  Verbot  der  Kinderarbeit  —  9)  Ab- 
schaffung aller  indirekten  Steuern  und  Einführung  einer  einzigen 
direkten  progressiven  Einkommensteuer  und  Erb- 
schaftssteuer. —  10)  Staatliche  Förderung  des  Genossenschafts- 
wesens und  Staatskredit  für  freie  Produktivgenossenschaf- 
ten unter  demokratischen  Garantien'). 

fi.  Programm  der  sozialistischen  Arbeiterpartei  1875  (Gotha): 
I.  Die  Arbeit  ist  die  Quelle  alles  Ueichtums  und  aller  Kultur,  und 
da  allgemein  nutzbringende  Arbeit  nur  durch  die  Gesellschaft  möglich 
ist,  80  gehört  der  Gesellschaft,  das  heisst  allen  ihren  Gliedern,  das  ge- 
samte Arbeitsprodukt,  beiallgemeinerArbeitspflicht,  nach 
gleichem  Recht,  jedem  nach  seinen  Ternunftgemässen  Bedürfnissen. 
(Anm. :  Nach  dem  Programm  von  1869:  »der  voll  e  Arbeitsertrag  für 
jeden  Arbeiter  !<)  —  In  der  heutigen  Gesellschaft  sind  die  Arbeits- 
mittel  Monopol   der  Kapitalistenklasse;   die  hierdurch   bedingte  Ab- 

1)  Vergl.  Jedoeh  den  strsog  koUektlvistisebeQ  Sats  I  AI.  3  Im  Gotbaer  Programm 
TOD  1S75.    Anm.  d.  B. 
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bängigkeit  der  Arbeiterklasse  ist  die  Ursache  des  Elends  und  der  Knecht- 
schaft in  allen  Formen.  —  Die  Befreiung  der  Arbeit  erfordert  die  Ver- 
wandlang  der  Arbeitsmittel  in  Gemeingut  der  Gesellschaft  und  die  ge- 
nossenschaftliche Regelung  der  Gesamt  arbeit  mit  gemeinnütziger 
Verwendung  und  gerechter  Verteilung  des  Arbeitsertrages.  —  Die 
Befreiung  der  Arbeit  muss  das  Werk  der  Arbeiterklasse  sein,  der  gegen- 
aber  alle  anderen  Klassen  nur  eine  reaktionäre  Masse  sind. 

IL  Von  diesen  Grundsätzen  ausgehend,  erstrebt  die  sozialistische 
Arbeiterpartei  Deutschlands  mit  allen  gesetzlichen  ')  Mitteln  den 
freien  Staat  und  die  sozialistische  Gesellschaft,  die  Zerbrechnng  des 
ehernen  Lohngesetzes  durch  Abschaffung  des  Systems  der  Lohnarbeit, 
die  Aufhebung  der  Ausbeutung  in  jeder  Gestalt,  die  Beseitigung  aller 
sozialen  und  politischen  Ungleichheit.  —  Die  sozialistische  Arbeiter- 
partei Deutschlands,  obgleich  zunächst  im  nationalen  Rahmen  wirkend, 
ist  sich  des  internationalen  Charakters  der  Arbeiterbewegung 
bewusst  und  entschlossen,  alle  Pflichten,  welche  derselbe  den  Arbeitern 
auferlegt,  zu  erfüllen,  um  die  Verbrüderung  aller  Menschen  zur  Wahr- 
heit zu  machen. 

Die  ProduktiT genossenschaften  sind  fRr  Industrie  und  Acker- 
bau in  solchem  Umfange  ins  Leben  zu  rufen,  dass  aus  ihnen  die  sozia- 
listische Organisation  der  G  e  s  a  m  t arbeit  entsteht.  —  Die  sozialistische 
Arbeiterpartei  Deutschlands  fordert  als  Grundlagen  des  Staates: 
1)  Allgemeines,  gleiches,  direktes  Wahl-  und  Stimmrecht,  mit  geheimer 
und  obligatorischer  Stimmabgabe  aller  Staatsangehörigen  vom 
20.  Lebensjahre  an  für  alle  Wahlen  und  Abstimmungen  in  Staat  und 
Gemeinde.  Der  Wahl-  oder  Abstimmungstag  muss  ein  Sonntag  oder 
Feiertag  sein.  —  2)  Direkte  Gesetzgebung  durch  das  Volk.  Entschei- 
dung über  Krieg  und  Frieden  durch  das  Volk.  —  3)  Allgemeine  Wehr- 
haft] gkeit.  Volkswehr  an  Stelle  der  stehenden  Heere  etc.  etc.  — 
4)  Abschaffung  aller  Ausnahmegesetze,  namentlich  der  Press-,  Vereins- 
und Versammlungsgesetze;  überhaupt  aller  Gesetze,  welche  die  freie 
Meinungsäusserung,  das  freie  Denken  und  Forschen  beschränken.  — 
5}  Rechtsprechung  durch  das  Volk.  Unentgeltliche  Rechtspflege.  — 
6)  Allgemeine  und  gleiche  Volkserziehung  durch  den  Staat.  Allgemeine 
Schulpflicht.  Unentgeltlicher  Unterricht  in  allen  Bildungsanstalten.  E^ 
klärung  der  Religion  zur  Privatsache.  ^  Die  sozialistische  Arbeiter- 
partei Deutschlands  fordert  innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft^: 
1)  Möglichste  Ausdehnung  der  politischen  Rechte  und  Freiheiten  im 
Sinne  der  obigen  Forderungen.  —  2)  Eine  einzige  progressive 
Einkommensteuer  für  Staat  und  Gemeinde,  anstatt  aller  bestehenden 


1)  Auf  die  Einfiihrnng  de«  SozialisteDgesetKes  bat  die  Partei  1880  mit  derStrd- 
thnng  des  Wortes  «gesetBlich"  geantwortet  Wiederliergestellt  ist  dieses  Wort  dorek 
einen  Parteibeseliloss  noch  nicht. 

S)  Demnach  als  Uebergangsmi  ttel! 
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insbesondere  der  das  Volk  belastenden  indirekten  Steuern.  —  3)  ün- 
beflchr&nktes  Koalitionsrecht.  —  4)  Einen  den  Gesellsohaftsbedürfnissen 
entuprechenden  Normalarbeitstag.  Verbot  der  Sonntagsarbeit.  —  5)  Ver- 
bot der  Kinderarbeit,  und  aller  die  Gesundheit  und  Sittliohkeit  schädi- 
genden Frauenarbeit.  —  6)  Schntzgesetse  för  Leben  und  Gesundheit  der 
Arbeiter.  Sanit&tliche  Kontrolle  der  Arbeiterwohnungen.  Ueberwachung 
der  Bergwerke,  der  Fabrik-,  Werkstatt-  und  Hausindustrie  durch  yon 
den  Arbeitern  gewählte  Beamte.  Ein  wirksames  Haftpflichtgesetz.  — 
7)  Begelung  der  Gefängnisarbeit.  —  8)  Volle  Selbstverwaltung  für  alle 
Arbeiterhilfs-  und  ünterstützungskassen. 


— e«  Zum  soBialpolitisohen  Blnwandernngsrechte  der  Ver.  Staaten 
in  nenester  Zeit.  Die  grosse  Republik  hat  von  1880  bis  1890  laut 
dem  11.  Gensns  (1890)  abermals  mn  24,6t  Proz.  an  Bevölkerung  zuge- 
nommen. Sie  besitzt  jetzt  62  480  540  Einw.  Den  amerikanischen  Stati- 
stikern ist  dies  nicht  genug;  denn  sie  suchen  die  grössere  Zunahme  um 
80,09  Proz.  während  des  v  or  letzten  Jahrzehntes  als  eine  teilweise  schein- 
bare (unvollständige  Zählung  von  1870!)  zu  erweisen.  An  dem  neuen 
grossen  Wachstum  hat  die  Einwanderang  hervorragenden  Anteil,  um 
80  bemerkenswerter  ist  es,  dass  sich  ein  stei  gen  der  Widerstand 
gegen  die  freie  Einwanderung  erhebt.  —  üeber  diesen  Wider- 
stand spricht  sich  in  Bd.  V  der  trefflichen  »Bevue  d'iccn,  politique<, 
welche  den  Franzosen  die  national-  und  sozial- ökonomische  Bewegung  der 
Geister  ausserhalb  Frankreichs  vermittelt,  ein  Amerikaner,  Professor 
Biehmond  Mayo  Smith  am  Columbia  KolL,  Newjork,  in  bemerkenswerter 
Weise  aus.  —  Danach  war  das  erste  Bundesgesetz  (1882)  ein  reines 
FolizeigesetB,  welches  armenpolizeilich  der  Stadt  Newyork  durch  eine 
Abgabe  von  50  Gents  von  jedem  Eingewanderten  Entschädigung  für 
ihre  Kosten  geben  und  sonst  wohlfabrtspolizeilich  die  Zurückweisung 
von  Geisteskranken,  Erwerbsunfähigen  und  Sträflingen  sichern  wollte. 
Die  Folge  dieses  Gesetzes  war,  dass  von  den  2  525  175  Personen,  welche 
188d/89  in  Newyork  landeten,  8108  zurückgeschickt  wurden.  Das  Ge- 
setz ist  offenbar  wirklich  nur  als  Polizeigesetz  {inspeetim  law)  gehand- 
habt worden.  —  Einen  anderen  Geist  atmet  schon  das  Gesetz  vom  J. 
1886  über  die  Einwanderung  unter  Arbeitskontrakten 
(eorUraet-labor-aet),  Die  Heranziehung  auswärtiger  Arbeitskräfte  mit 
Unterstützung  amerikanischer  Arbeitgeber,  denen  sie  sich  verdungen, 
wird  bekämpft.  Die  Kontrakte  werden  für  rechtsungültig  erklärt  und 
anf  Zuwiderhandlung  wird  eine  Strafe  von  je  500  Doli,  für  den  An- 
werber und  für  den  Kapitän  der  Auswand ererschiffe  gesetzt.  Nur  die 
Schauspieler,  Vortraghalter,  Künstler,  Sänger,  Domestiken,  anch  die  Ar- 
beitskrftfte  für  in  den  Ver.  St.  noch  nicht  betriebene  Industrieen  wurden 
vom  Verbot  der  Arbeitskontrakt-Einwanderung  freigelassen.  Ein  Gesetz 
von  1887  gestattete  die  Untersuchung  landender  Einwanderer  auf  Ein- 
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wanderaDg  unter  Kontrakt,  was  freilich  wenig  Erfolg  hatte.   —  Schon 
das  Gesetz  von  1885  ist  nicht  mehr  bloss  Polizeigesetz.    Allerdings  auch 
nicht  ein  Gesetz  im  Sinne  des  früheren  Nativismos,  welcher  den  Ameri- 
kanismns  »der  Väter«  gegen  unreine  Blutzumisohung  schützen  wollte. 
Das  Gesetz  war  entschieden  ein  sozialpolitischer  Akt;   es  ent- 
stand unter  dem  Druck  der  Lohnarbeiter,  welche  das  Verbot  der  Kon- 
traktzuwanderung  als  Schutz  gegen  Lohnermässigung  und  als  Stärkung 
der  Stellung  der  Lohnarbeiter  bei  Streiks  forderten.    Die  Beeinflussung 
des  Arbeitsmarkts  zu  Gunsten  der  amerikanischen  Lohnarbeiter  ist  der 
leitende   Beweggrund,   ähnlich  wie  bei   der   von  BuMand  im  yorigea 
Hefte  d.  Z.   geschilderten  Arbeitsgesetzgebung  der  australischen  Kolo- 
nien.   Daneben  wirkte  der  Widerstand   gegen  Zuschiebung  unfähiger 
Subjekte  aller  Art  fort.  —  Diese  sozialpolitische  Richtung  hat  sich  seitdem 
verschärft.    Man  verlangt  eine  strengere  Ansfahrung  der  Gesetze  von 
1885  und  1887   und  die  Aufnahme  neuer  Artikel.    Der  Kongress  Ken 
die  Frage  durch  das  »Ford-Conmittee*  (1888)  studieren.    Der  Bericht 
des  letzteren  fordert  die  Zurückweisung  auch  der  Anarchisten  und  So- 
zialisten ,    definiert   genauer  die  unterstützte  Zuwanderung ,  erstrebt 
mittelbar  die  Erhöhung  der  Ueberfahrtskosten  durch  Beschränkung  der 
Auswanderungszufiihr    auf  1  Auswanderer  für   5  Tonnen  Schi&gehalt, 
empfahl  eine  Einwander angstaxe   von  5  Dollars  pro  Kopf  und  schlag 
vor,  dass  jeder  Einwanderer   3  Monate  vor  Abgang  sich  beim  amerik. 
Konsulat  seines  Beimatsbezirks  zu  melden  und  einen  Einwandemngt- 
schein  zu  lösen  habe,  der  verweigert  werden  darf,  wenn  der  Auswande- 
rungslustige nicht  beweist,  dass  seiner  Einwanderung  in  Amerika  kein 
amerikanisches  Gesetz  im  Wege  stehe;  ohne  Einwanderungsschein  solle 
kein   Auswanderer   gelandet  werden   dürfen.    Der  Bericht  kam  1889 
nicht  mehr  zur  Beratung.    Aber  im  J.  1890  pflog  ein  neuer  AnsschoM 
Beratungen  und  aus  letzteren  droht  ein  strenges  Geset«  hervonugeheo, 
welches  vielleicht  schon  im  nächsten  Heft  dieser  Zeitschrift  näher  wird 
bezeichnet  werden  kOnnen.  —  Der  sozialpolitischen  Rücksichtnahme  auf 
die  heimische  Lohnarbeit   leisten  zwei  umstände  bei  der  öffentlichen 
Meinung  Vorschub :  einmal  die  Agitation  der  Armenpflege- Verdne  gegen 
die  durch  Einwanderung  nach  Amerika  Übertragene  Armenlast;  sodann 
die  Abneigung  gegen   die  gewerbsmässige  Schraubang  der  Einwande- 
rung  seitens    der  Dampfschiffahrtsgesellschaften  .und  ihrer  Agenten. 
Die  nationale    oder   religiöse  Abneigung   gegen  die  Einwanderer  im 
Sinne    des   Nativismus   vor  30  Jahren   hat  keinen  Anteil  an  den  Be- 
schränkungsgesetzen.    »Die  Frage  der  Beschränkung  der  Einwanderung, 
sagt  Smühf  hat  eine  fast  vollständig  soziale«  —  armen-  und  sonal- 
politiscbe   Bedeutung.    Nur  desto  interessanter  ist  diese  Hemmung  der 
Ackerbankolonialstaaten ,    Amerikas  und  Australiens,  gegenüber  einer 
Forderung  von  so  ungeheurer  Tragweite ,  wie  es  der  allgemeine  inter- 
nationale  achtstöndige    Arbeitstag   ist.    Hoffentlich   steigert  sieh  der 


Digitized  by  VjOOQIC 


Mittelleü.  3^9 

Widerataad  gegen  die  Einwandernng  nicht  weiter;  die  Abtchliessnng 
der  neuen  Kontinente  wäre  f&r  diese  wie  fftr  die  alten  Staaten  ein  Un- 
glfiok.  —  Die  erste  Mitteilung  über  die  neueste  Auswanderungspolitik 
der  Verein.  Staaten  ging  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  im  J.  1889 
durch  einen  deutschen  Landsmann  su,  welcher  der  deutschen  Staats- 
Wissenschaft  immerfort  mit  Aufmerksamkeit  folgt,  seit  er  in  den  Ver. 
St.  sich  langst  niedergelassen  hat.  Es  ist  Karl  Eümdm  (geb.  Wfirttem- 
berger).  Derselbe  hielt  in  Gincinnati  1889  einen  überaus  gedie- 
genen und  fiain  durchdachten  Vortrag  für  die  Freiheit  der  Einwanderung. 
Darin  gemahnt  er  seine  neuen  Landsleute  an  das,  was  sie  der  Ein- 
wanderung verdanken,  durch  das  folgende  Schlusswort:  »Amerikanische 
Unabhängigkeit  hat  Bedeutung  nur  insofern,  als  sie  ganz  Nordamerika 
allen  fremden  Einflüssen  erOffiiiete  und  es  frei  machte  von  dem  über 
ihm  hängenden  Schicksal,  dass  es  auf  die  Einwirkung  in  seinem  Qe- 
sohicke  von  nur  einer  (englischen)  europäischen  Kolonisation  beschränkt 
werden  soUe.  Man  vergleiche  einmal  die  Schicksale  der  verschiedenen 
Länder  in  Amerika,  welche  frei  geworden  sind.  Unsere  Geschichte 
ist  die  mächtigste  und  reichste  gewesen,  weil  sie  infolge  von  viel- 
fachen, sich  gegenseitig  kompletierenden  Einflüssen  durch  freie  Ein- 
wanderung sich  vollzog,  während  Mexiko,  Guba  und  Südamerika  aus- 
schliesslich spanischer,  brasilianischer  and  sonstiger  Zivilisation  anheim- 
fielen, und  Ganada  in  zwei,  nie  recht  vereinbarte,  Volkselemente  ge- 
teilt blieb.  Derselbe  Unterschied  bestand  schon  im  Altertum,  denn 
auch  da  erreichte  immer  die  nationale  Gewalt  den  Zenith  von  Rahm 
und  Wohlfahrt,  welche  verstand,  sich  zum  Nadir  und  Einheitsverband 
8Q  machen  und  diesen  normalen  Zustand  in  sich  bewahrtcc 


«— e«  üeber  CNildkoiiBiimtion  und  Goldproduktton  nach  E.  Sueas,  — 
»Der  Kampf  um  die  Wähmngc  druckt  eine  Rede  des  Genannten  ab^ 
welche  folgende  tbatsächliche  Mitteilungen  enthält:  Nicht  ein  einziger 
Staat  hat  die  Goldwährung  mit  Erfolg  durchgeführt.  In  Italien  ist 
es  2,  8  Jahre  gut  gegangen,  dann  ist  das  Gold  abgeflossen ;  man  hatte 
gegenüber  den  Bedürfnissen  der  kaufinännischen  und  industriellen  Kieiae 
nicht  den  Mut,  den  Diskont  zu  erhöhen,  dass  das  Gold  festgehalten 
worden  wäre.  Heute  steht  Italien  wieder  vor  dem  Zwangskurse,  die 
Zinsen  der  Anleihen  sind  zurückgeblieben,  aber  man  findet  in  Italien 
kein  Goldstück  im  Umlauf.  —  Soeibeer  berechnete  im  Jahre  1883  den 
Geldbedarf  der  Industrie  mit  90000  kg,  die  Gesamtproduktion 
im  Jahre  1884  mit  140000  kg.  Dieser  Konsum  steigert  sich  mit  dem 
Fortschreiten  des  Wohlstandes  in  ganz  unglaublicher  Weise.  Vor  einigen 
Wochen  habe  ich  an  die  SoeiiU  anonyme  ^affmage  in  Genf  die  An- 
frage gerichtet,  wie  viel  sie  im  abgelaufenen  Jahre  an  Gold  für  Uhren, 
Ketten  u.dgl.  benötigt  habe,  und  man  hat  mir  geantwortet:  10200  kgl 
Die  Bandeiskammer  in  Birmingham  hat  mir  mitgeteilt,  dass  man  dort 
Zeltsehr.  f.  Staatsw.    iSSi.   II.  Heft.  26 
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im  Jahre  1889  fQr  den  Export  yon  Goldwaren,  übrendeckela  n.  s.  w. 
12  400  kg  Feingold  gebrancht  habe.  Diese  beide  Orte  brauchen  alio 
znsammen  22  600  kg.  Ein  Teil  davon  ist  allerdinge  Bmohgold;  aber 
die  SocUU  d*affinage  in  Genf  hat  mir  auch  mitgeteilt:  Das  ist  das  Gdd, 
welches  wir  raffinieren;  eine  sehr  bedeutende  Menge  geht  stete  T<m 
den  Wechselstuben  in  Form  yon  Napoleonsd'ors,  Sovereigns  n.  s.  w^ 
welche  die  Reisenden  in  die  Schweiz  gebracht  haben,  direkt  in  di« 
Werkstfttte ,  nnd  dieses  Quantum  kOnnen  wir  nicht  flbersehen.  Soei' 
beer  schätzte  nun  damals  den  Bedarf  der  Industrie  auf  90000  kg.  Heute 
sch&tze  ich  den  Bedarf  der  Künste  an  Gold  auf  100  000  bis  120000  kg, 
und  nun  stelle  man  diesen  Bedarf  neben  die  140000  Produktion  und 
frage  sich  dann,  wie  viel  fibrig  bleibt  Dabei  darf  man  nicht  Aber« 
sehen,  dass  der  Konsum  in  der  Industrie  von  Jahr  zu  Jahr  steigt,  wäh- 
rend die  Produktion  in  den  Bergwerken  und  Alluvien  stagniert  und  in 
den  nächsten  Jahren  sehr  wesentlich  zurückgehen  wird.  —  Während  aber 
die  Industrie  von  der  Goldproduktion  so  viel  verzehrt,  was  nie  in  die 
Münze  hineinkommt,  so  ist  doch  —  und  das  ist  ein  sehr  sonderbarei 
Kapitel  —  die  Ausmünzung,  wie  die  Gold-  und  Silberkommission 
in  London  gezeigt  hat,  um  V«  höher,  sie  beträgt  nämlich  180000  kg. 
Wie  ist  das  nun  möglich  ?  Ein  Teil  wird  gemünzt,  um  das  eigentliche 
Zahlmittel  zu  erhalten,  ein  Teil  wird  in  Ländern  ausgemünzt,  die  sich 
neu  kultivieren ,  ein  Teil  sind  Umprägungen  amerikanischer  in 
englische  Münzen  nnd  fengl.  Münzen  in  amerik. ;  sehr  viel,  wird  end- 
lich geprägt,  um  verarbeitet  zn  werden,  namentlich  in  Orten,  wo  keine 
guten  Raffinieranstalten  sind.  Auch  bei  uns  lässt  der  Goldarbeiter 
Dukaten  prägen,  um  sicher  zu  sein,  dass  er  Gold  von  einem  bestimmten 
Gehalt  hat.  —  Nun  noch  einige  Worte  über  die  Goldpr oduktion. 
Als  im  Jahre  1877  der  Aufschwung  der  Silberproduktion  nnd  der  Niede^ 
gang  der  Goldproduktion  vorausgesagt  wurde,  der  dann  eingetreten  ist, 
hat  man  sich  —  es  waren  nur  zwei  Fachmänner  in  Australien  anderer 
Ansicht  —  auf  die  steigende  Produktion  in  Viktoria  berufen.  In  Vik- 
toria ist  aber  die  Goldproduktion  so  zurückgegangen,  dass  in  diesem 
Jahre  das  dortige  Parlament  eine  Staatshilfe  von  80  000  Pfund  votierte, 
um  irgendwelche  Hoffnungsbauten  zu  machen.  Der  grosse  Gk>ld-  nnd 
Silbergang  Gomstock,  der  grösste,  den  die  Welt  je  gekannt  hati 
ist  abgebaut  und  liefert  nur  1--2  Millionen  im  Jahre.  Die  Amerikaner 
sind  bei  ihrer  grossen  Energie  in  unglaublich  kurzer  Zeit  bis  zn  einer 
Tiefe  von  8000  Fuss  vorgedrungen  ,  wo  die  Temperatur  so  hoch  ist, 
dass  kein  Mensch  mehr  arbeiten  kann.,  obwohl  man  bis  zu  40  kg  Eb 
per  Kopf  hinnntergefQhrt  hat.  In  Amerika  hat  sich  die  Produktion 
ziemlich  auf  dem  bisherigen  Niveau  —  38  Millionen  Dollars  —  erhalten, 
nicht  durch  Mehrerzeugung,  sondern  durch  verbesserte  metallurgische 
Prozesse.  In  Südamerika  hat  sie  sich  ein  wenig  gehoben.  Bra- 
silien ist  wie  früher  tot  geblieben.    Australien  ist  sehr  zurfick- 
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gegangen,  aber  man  hat  eine  Mine  geixinden,  die  Mount  Morgan-Mine 
in  Qoeensland,  jetet  die  reichste  der  Welt,  und  dieser  allein  ist  es  zu 
danken,  das«  das  Niveau  der  Qoldproduktion  noch  einigermassen  er- 
halten wird;  die  jetzige  Lieferung  ist  tausend  ünsen  im  Tag.  End- 
lich hat  man  auf  das  Qold  vom  Kap  Hoffnungen  gesetzt,  welches  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  ziemlich  viel  geliefert  hat.  Damit  aber  yer- 
h&lt  es  sich  so :  alle  die  Goldgänge  in  Kalifornien,  die  alten  Q&nge  in 
Böhmen  und  Schlesien  waren  in  ihren  oberen  Teilen  zersetzt  und  lie- 
ferten in  diesen  Teilen  freies  Gold,  ergaben  also  ziemlich  leicht  ein 
grosses  Erträgnis.  Sobald  aber  das  Grundwasser  erreicht  ist,  kommt 
man  in  ein  Niveau,  wo  das  Gold  nicht  zersetzt  ist;  die  Gewinnung  ist 
viel  schwieriger  und  lohnt  in  der  Regel  nicht  mehr.  Und  dieselbe  Er- 
scheinung wird  auch  in  Transvaal  eintreten. 


— e.  Zur  Produktion  und  Konsamtion  von  Tabak  in  Bentsoliland 
Mit  dem  nenen  Tabakatenergesets.  (Nach  der  Denkschrift  des  D. 
Bundesrates.)  Im  Anschluss  an  die  Beratung  des  Reichshaashalts-Etats 
von  1889/90  hatte  der  Reichstag  in  seiner  Sitzung  vom  8.  Febr.  1889 
beschlossen,  die  verbfindeten  Regierungen  zu  ersuchen,  den  mehrfach  her- 
vorgetretenen Klagen  und  Wünschen  von  inländischen  Tabakbauem 
gegenfiber  in  eine  Prfifung  der  Frage  einzutreten,  inwieweit  eine  Er- 
leichterung der  Formen  der  Veranlagung  und  Erhebung  der 
Tabaksteuer,  sowie  der  Steuersätze  för  Tabak  sich  empfehle,  und 
das  Ergebnis  dieser  üntersochnng  dem  Reichstage  baldthunlichst  vor- 
zulegen. Der  Bundesrat  hat  hierauf  au  den  AusfClhrangsbestimmungen 
zum  Tabaksteuergesets  eine  Aenderung  betr.  die  Entrippung  und  Ent- 
rippungsabschreibung  getroffen,  dagegen  alle  übrigen  Forderungen  ab- 
gewiesen und  diese  Abweisung  in  einer  dem  Reichstag  vorgelegten 
Denkschrift—  u.  E.  überzeugend  —  begründet.  Dieser  Denk- 
schrift entnehmen  wir  folgendes:  An  der  Anbaufläche  von  durch- 
schnittlich 20  000  ha  hat  sich  seit  dem  vorletzten  Jahrzehnt  kaum  eine 
kleine  Verringerung  ergeben.  In  Bajern  ist  eine  wenig  merkliche 
Verringerung,  in  Baden  eher  eine  Vergrösserung  eingetreten.  Den 
stärksten  Rückgang  hat  Elsass-Lothringen  erlitten,  wo  die  Anbaufläche 
von  mehr  als  8400  ha  in  den  Jahren  1872/78  bis  1876/77  auf  durch- 
schnittlich 2500  ha  in  den  Jahren  1884/85  bis  1887/88  und  auf  durch- 
schnittlich 1850  ha  in  den  vier  nächsten  Jahren  herabgesunken  ist. 
Der  Grund  hiervon  wird  darin  gefunden,  dass  die  französische  Monopol- 
verwaltung, welche  vordem  bedeutende  Mengen  Rohtabak  aus  Elsass- 
Lothringen  bezog,  seit  dem  Jahre  1884/85  aufgehört  hat,  Tabak  da- 
selbst zu  kaufen.  Infolge  dessen  und  da  in  Alt-Deutschland  für  die 
bisher  in  Elsass-Lothringen  gebauten  vorzugsweise  schweren  Tabake 
keine  Verwendung  sich  gefunden  hat,  ist  für  den  dortigen  Tabakbau 
eine  KnoB  eingetreten ,  deren  Ueberwindung  erst  davon  erhofft 
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wird,  dasB  die  auf  VerbeiBerang  der  Tabakknltur 
durch  Teränderte  Düngung  und  Einführung  leich- 
terer Sorten  gerichteten  Bestrebungen  der  LandesTerwaltung  Er- 
folg haben.  —  Der  Preis  für  mittelguten  inl&ndischen  Bohtabak  (b 
dachreifem  Zustande)  hat  sich  in  denjenigen  Jahren,  in  denen  er  weder 
durch  die  Spekulation  infolge  der  eingetretenen  oder  beabsichtigt  ge- 
wesenen Gesetces&nderungen  —  wie  in  den  Jahren  1879/80  und  1880/81  — , 
noch  durch  die  infolge  ungünstiger  Witterung  ungewühnlich  sohlechte 
Qualität  des  Erzeugnisses  —  wie  im  Jahre  1887/88  —  in  ausserordent- 
licher Weise  beeinflusst  war,  von  dem  Betrage  von  40  M.  für  100  kg 
(ausschliesslich  der  Steuer)  nur  wenig  entfernt.  Dagegen  ist  der  Preis 
für  minderwertiges  Gut  gesunken  und  der  Grund  hierfAr  in  der  ver- 
minderten Absetzbarkeit  zu  suchen,  welche  infolge  der  Verringerung 
der  Ausfuhr  und  namentlich  des  Konsumrflckganges  im  Inlande  sich 
geltend  gemacht  hat.  Ausser  Frankreich  haben  nämlich  Oesterreich* 
Ungarn,  Italien  und  die  Seh  weis,  welche  früher  Abnehmer 
deutschen  Tabaks  aUer  Art  waren,  ihre  Bezüge  aus  Deutsch- 
land fast  ganz  eingestellt,  so  dass  sich  jetzt  die  Aasfuhr 
auf  Holland  und  England  beschränkt,  wohin  nur  noch  entrippte  Blätter 
in  nicht  ganz  unbeträchtlichen  Mengen  eiportiert  werden.  Der  Bück- 
gang des  inländischen  Eonsums  an  Tabak  ist  ü  berall 
ersichtlich.  Inder  jüngeren  Generation  ist  die  Ge- 
wohnheit des  Rauchens  allgemein  weniger  ver- 
breitet, als  sie  es  ehedem  gewesen  ist.  —  Am  meisten  aber  tritt 
die  Abnahme  in  dem  verminderten  Verbrauch  an  Pfeifentabak  her- 
vor, welcher,  selbst  auf  dem  platten  Lande,  mehr  und  mehr  der  Cigarre 
gewichen  ist  —  Es  erklärt  sich  hieraus,  dass  der  Konsumrfick- 
g  a  n  g  vorwiegend  den  Tabakbau  derjenigen  Landesteile  beeinträchtigt, 
welche  hauptsächlich  minderwertigen  schweren  Tabak 
gewinnen,  d.  h.  Elsass-Lothringens  und  der  östlichen  und  nördlichen 
Gebiete  des  Reichs.  Infolge  dessen  wird  auch  in  den  aus  diesen  Ge- 
genden eingegangenen  Petitionen  überall  das  fiauptgewicht  auf  eine 
Verstärkung  des  ZoUschntzes  für  den  inländischen  Tabakbau,  sei  es  im 
Wege  der  Erhöhung  der  Eingangsabgabe  fQr  ausländischen  oder  der 
Herabsetzung  der  Steuer  fQr  inländischen  Tabak,  gelegt,  während  die 
Petitionen  aus  den  abrigen  Tabakbezirken  in  der  Mehrzahl  sich  mehr 
auf  andere  Punkte  des  Gesetzes  oder  der  dazu  erlassenen  AusfÜhrungs- 
bestimmungen  beziehen. 


^e.  Besondere  Regelung  des  ArbeitenelintieB  Ar  die  Chtftwiii- 
Schafts-  und  Verkehrsgewerbe.  —  Aus  Anlass  der  Beratung  von  §  105  i 
der  Gewerbe-O.-Novelle  hat  im  Reichstag  der  H.  Staatsminister  o.  Ber- 
lepsch  soeben  folgende  Erklärung  abgegeben:  »Auf  die  Frage,  ob  die 
verbündeten  Regierungen  geneigt  seien,  den  Verhältnissen  der  Gehilfen- 
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acfaafk  im  Gasi-  and  SchankwirtschafbB-  sowie  im  ^erkehragewerbe 
Dfther  zu  treten  und  sie  bu  regeln,  erwidere  ich,  dass  ich  anerkenne, 
da»  diese  Verhältnisse  dringend  einer  Abhülfe  bedürfen,  nnd  dass  ich 
nicht  anstehen  würde,  alles  zxx  thun,  um  möglichst  bald  cur  Verbesse- 
mng  dieser  Missstftnde  beizutragen.  Ich  glaube  auch  nicht,  bezweifeln 
zu  sollen,  dass  die  verbündeten  Regierungen  auf  demselben  Stand- 
punkte stehen,  wenn  sie  auch  nicht  einen  diesbezüglichen  Beschlnss  bis 
jetzt  gefasst  haben.  Ich  bin  der  Meinung,  dass  die  Verhältnisse  der 
Gehilfen  nnd  Lehrlinge  im  Gast-  und  Schankwirtschaftsbetriebe,  im 
Verkehrsgewerbe  sowie  auch  in  dem  bereits  früher  behandelten  Han- 
delsgewerbe durch  eine  spezielle  Gesetzgebung  zu  erledigen  sind, 
nicht  hier,  im  Rahmen  dieses,  allgemein  gewerbliche  Verhältnisse  be- 
treffenden Gesetzes.« 


Die  rossisohe  BorfBchale.  Die  russischen  Dorfschulen  sind  äusser- 
lich  der  Mehrzahl  nach  derart  eingerichtet,  dass  sie  gewöhnlich  einen 
Religionslehrer  und  daneben  einen  zweiten  Lehrer  oder  eine  Lehrerin 
haben.  Abweichungen  hiervon  sind  nicht  allzu  h&ufig.  Bei  Benutzung 
vorhandener  Schätzungen  findet  man  unter  100  Schulen  70—75,  welche 
der  erwähnten  Grundform  entsprechen;  7—8  haben  einen  Lehrer  oder 
eine  Lehrerin,  jedoch  keinen  eigentlichen  ReligioDslehrer ;  6  haben  um- 
gekehrt nur  einen  Religionslehrer,  und  die  übrigen  werden  von  zwei 
oder  mehr  Lehrkräften  neben  dem  Relig^onslehrer  versehen.  Die  so- 
eben im  Umrisse  geschilderte  Unterscheidung  der  Schulen  hat  insofern 
eine  über  das  unterrichtstechnische  Gebiet  hinausgehende  Bedeutung 
für  die  russische  Landbevölkerung,  als  nur  denjenigen,  welche  eine 
Schale  mit  mindestens  2  Lehrenden  (einschl.  des  Religionslehrers)  oder 
neuerdings  auch  eine  Parochialschule  besucht  haben,  hinsichtlich  der 
Ableistung  der  Dienstzeit  im  Heere  gewisse  Vergünstigungen  zu  Teil 
werden  können.  —  Nach  unserer  Quelle,  welche  sich  über  47  Gouver- 
nements verbreitet,  entfiftllen  auf  je  eine  Dorfschule  durchschnittlich 
50  Schüler,  wenn  die  Zahl  der  Schüler  für  die  Güte  des  Unterrichtes 
ausschlaggebend  wäre»  so  beftnden  sich  die  russischen  Dorfschulen 
hiemach  in  günstiger  Lage.  Im  Norden  und  Westen  des  Zarenreiches 
ist  jene  Durchschnittszahl  noch  kleiner,  im  Süden  und  Osten  dagegen 
grösser.  Grosse  Abweichungen  von  letzterer,  und  zwar  nach  oben,  finden 
sich,  vereinzelte  Fälle  ausgenommen,  nur  im  unteren  Wolgagebiete,  wo 
in  den  Gouvernements  Ssaratow  und  Ssamara  auf  je  eine  Schule  durch- 
schnittlich 112—118  bezw.  91—92  Schulkinder  kommen.  Diese  Er- 
scheinung ist  für  uns  Deutsche  um  deswillen  besonders  interessant,  weil 
der  hohe,  stellen  weis  über  800  Kinder  für  die  Schule  hinausgehende 
Sehnlbesnch  lediglich  eine  Folge  der  in  jenen  Landesteilen  zahlreich 
angesiedelten  deutschen  Kolonisten  bezw.  der  Wertschätzung  des 
Volkssohnl Unterrichts  ist,  welche  letztere  aus  ihrer  alten  Heimat  in  die 


Digitized  by  VjOOQIC 


404  MisselleB. 

aene  mit  hinÜbergeDommen  nnd  sich  dort  erhalten  habeiii  und  welche 
sie  drftngt,  ihre  Kinder  ao  gut  wie  ausnahmslos  lur  Schule  za  schicken. 
—  Im  üralgebiete  s.  B.  (Wjatka,  Perm,  Orenbarg,  Ufa)  mit  seiner  in- 
telligenteren berg-  nnd  hüttenmännischen  Bevölkerung  sind  die  Schulen 
durchschnittlich  Ton   53  Kindern  besucht,  und  doch  zählen  die  DOrfer 
dort  durchschnittlich   nur  29  HOfe;  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in 
den  submoskowischen    und  in  den  zentralen  »nicht  schwarzerdigen« 
Gouvernements  (Moskau,  Twer,  Jaroslaw,  Kostroma,  Nischni-Nowgorod, 
Wladimir,  Kaluga,  Smolensk),  in  welchen  die  Bevölkerung  von  Alten 
her  verschiedenerlei    Gewerbthätigkeit  geübt   und  eine  höhere  Durch- 
sohnittebildung    sich  angeeignet  hat.    Umgekehrt  sind  die  Dörfer  in 
den  neurussischen   Gouvernements  zwar  die  grössten,  wie  schon  gesagt, 
aber  die  Schulen  haben  dort,  wenn  die  deutschen  Kolonistendörfer  aus- 
geschieden werden,  durchschnittlich  doch  nur  58  Schüler.   In  den  deut- 
schen Kolonistengegenden  wirkt  die  Grösse  der  Dörfer  und  der  höhere 
Kultur-  und  Wirtschaftsstand  der  Bevölkerung  vorteilhaft  auf  den  Schul- 
besuch ein.  —  Die  Aufwendungen  für  die  russische  Dorfschule  sind  nicht 
unbeträchtlich;  im    Durchschnitte  entfallen  auf  jeden  Schüler  6  Babel 
38  Kop«  Schulunterhaltungskosten  —  ein  Betrag,   der  reichlich  zwei 
Drittel  von  dem  ausmacht,  was  ein  Dorfschulkind  bei  uns  in  Preuaaen 
kostet,  wofern  die  russischen  Zahlen,  was  nicht  kontrollierbar  ist,  sich 
inhaltlich  mit  den  preussischen  decken  und  der  jetzige  Bnbelknrs  zur 
Vergleichung    benutzt  wird.    Im  littauischen  Gebiete  (Wilna,  Kowno, 
Grodno)  werden  nur  4  Rubel  92  Kop.,   in  dem  benachbarten  weissrut- 
sischen    (Minsk,  Witebsk,  Mohilew)  dagegen  7  Babel  84  Kop.  für  den 
Schüler  verausgabt,  obwohl  beide  Gebiete  hinsichtlich  der  Verwaltung 
der    Schulangelegenheiten  und  in  wirtschaftlicher  Beziehung  gleichen 
Bedingungen   unterworfen    sind.  —  Die  rassische  Dorfschule  ist  ganz 
überwiegend  Knaben  schule;  Mädchen  sind  in  derselben  nur  als  un- 
bedeutende Beigabe  zu  finden:  auf  100  Knaben  kommen  durchschnitt- 
lich nur  18,s  Mädchen  ,  und  wenn  man  auch  hier  die  mehrerwähnton 
Schulen  der   deutschen  Kolonistendörfer  ausschliesst,  so  sinkt  die  Ver- 
hältnisziffer    fQr  Mädchen  auf  18,4.    Das  Gros  der  rassischen  Landbe- 
völkerung hält  die  Schulbildung  bei  Frauen  für  entbehrlich;  die  Frauen 
treten  dort  bekanntlich  ja  auch  wenig  aus  der  Hauswirtschaft  und  Fa- 
milie heraus.     In  den  littauischen  Gouvernements   ist  die  vorgedachte 
Verhältniszahl  der  Mädchen  sogar  nur  d,s,  im  Weissrussischen  6,i,  im 
Kleinrussischen  (Charkow,  Tschernigow,  Poltawa)  8,i.    In  den  Schalen 
der  deutschen  Kolonistengegenden  ist  demgegenüber  die  Zahl  der  Mäd- 
chen fast  ebenso  gross  wie  die  der  Knaben:  in  Wolhynien  kommen  auf 
100  Knaben  90    und  am  Unterlauf  der  Wolga  sogar  92--93  Mädchen. 
Spezielle  Mädchenschulen,  welche  etwa  die  Dorfischule  ergänzen  könnten, 
sind    nur  sehr   wenig  vorhanden;   sie  machen  etwa  2—3  Pros,  aller 
Schulen  aus,  (Ztschr.  des  K.  preuss.  stat.  Bur.)j 


Digitized  by  VjOOQIC 


IIL  Litteratnr. 


B.  Lehr,  Bltaeats  de  droit  eivillBasse.  Tom.  IL  Paris,  E.  Plön 
Noarrit  et  de.    1890.  p.  573.  XVL 

Der  erste  Band  dieses  Werks  erschien  im  Jahr  1877;  die  Fort- 
Betrang  unterblieb  aber  zunächst,  weil  wichtige  Aenderungen  der  rus- 
sischen Zivilgesetsgebong,  speziell  auf  dem  Qebiete  des  Testaments-  und 
Obligationenrechts  in  Aussicht  standen.  Neuerdings  ist  nun  aber  in 
Bnssland  durch  einen  Ukas  Tom  23.  Jan.  bezw.  26.  Mai  1882  eine  Kom- 
mission zum  Zwecke  einer  umfassenden  Revision  des  gesamten  bQrger- 
lichen  Rechts  und  zur  Ausarbeitung  des  Entwurfs  eines  bQrgerlichen 
Gesetzbnohs  niedergesetzt  worden.  Da  hiemach  eine  isolierte  Umarbei- 
tung einzelner  Titel  des  Svod  nicht  mehr  in  Rechnung,  vielmehr,  wie 
die  von  der  Sektion  für  die  Kodifikation  selbst  noch  im  Jahr  1887 
publizierte  neue  Ausgabe  der  bisherigen  bQrgerlichen  Gesetze  nahelegt^ 
bis  zur  Emanation  des  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuches  noch  eine  län- 
gere Fortdauer  des  bisherigen  Rechtszustands  in  Aussicht  zu  nehmen 
ist,  so  bat  jetzt  der  Verfl  die  Fortsetsong  seines  Werkes  wieder  aufge- 
nommoB.  Der  vorliegende  IL  Band  umfasst  die  Lehre  von  der  testa- 
mentarischen Snccession,  das  Obligationenrecht,  die  Lehre  von  der  Kon- 
statierang  und  Bestätigung  der  Rechte  (d.  h.  das  Enregistrement,  die 
Funktion  der  Öffentlichen  Behörden  und  Bücher  zum  Zwecke  der  Au- 
thentisiernng  von  Rechtsakten)  und  den  Beweis  der  Rechte,  endlich  in 
einem  Anhang  die  Grundsätze  des  geistigen  Eigentums  an  Werken  der 
litteratnr  und  Kunst,  sowie  die  Adoption,  alles  in  der  oben  angeführten, 
für  uns  ungewohnten  Reihenfolge.  —  Bei  der  Darstellung  der  ein- 
zelnen Rechtsinstitnte,  welcher  regelmässig  eine  historische  Einleitung 
vorangestellt  ist,  wird  neben  dem  russischen  Recht  immer  auch  das  auf 
deutscher  d.  h.  gemeinrechtlicher  Grundlage  beruhende  Recht  der  bal- 
tischen Provinzen,  sowie  das  polnische  Zivilrecht  gesondert  vorgetragen, 
letzteres  jedoch,  da  es  ganz  auf  dem  französischen  code  dvü  beruht, 
und  der  Verfuser  sein  Werk  in  erster  Linie  auf  französische  Leser  be- 
rechnet hat,  nur  soweit  das  polnische  Recht  ausnahmsweise  vom  fran- 
sösisohen  Zivilrecht  abweicht,  üeberall  ist  auf  die  Entscheidungen  des 
dirigierenden  Senats  als  Kassationshof  —  bis  auf  die  neueste  Zeit  Be- 
zug genommen.  Oaupp, 
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B.  HOtt,  Die  ProseBskosteiu  Breelaa,  Verlag  vod  Sohottl&nder, 
1890.    63  8. 

Ausgehend  vom  Standpunkte  der  Advokatur  will  der  VerfEwser  dem 
vielfach  angefochtenen  Zustande  des  gerichtliehen  Koitenweaens  durch 
eine  grundsätzliche  Reform  der  Gebührengesetie  abhelfen.  Für  die  Ge- 
richtskosten soll  künftighin  ausschliesslich  die  Höhe  des  Streitwerts 
massgebend  sein,  dieser  aber  nicht,  wie  seither  nach  willk&rlicheB, 
offenbar  irrationellen  Stufen  ,  sondern  nach  Procenten  dem  Gebfihren- 
ansatz  zu  Grund  gelegt  werden.  Nur  soll  bei  den  höheren  Streit^ 
werten  der  Prozentsatz  sich  allmählich  vermindern.  Letzterer  soll  im 
übrigen  so  hoch  gegriffen  werden  ,  dass  auch  sämtliche  Auslagen  des 
Gerichts  dadurch  gedeckt,  letztere  also  nicht  mehr  besonders  aufge- 
rechnet werden.  —  Für  die  Aowaltsgebühren  dagegen  soll  das  Mass 
der  Thätigkeit  des  Anwalts  die  Grundlage  bilden  ,  der  Streitwert  nur 
nebenher  in  Betracht  kommen.  Die  Schätzung  der  Höhe  des  ganaen 
Honorars  dem  Anwalt  zu  überlassen,  zugleich  aber  auch  nach  dem 
Vorgang  Englands  und  Frankreichs  das  so  festgestellte  Honorar  als 
blosse  Ehrenschuld  des  Klienten  —  unter  Ausschluss  des  Klagrechts  — 
zu  bebandeln,  scheint  dem  Verfasser  dem  deutschen  Publikum  gegen- 
über ohne  Gefährdung  der  Advokatur  nicht  durchführbar.  Wohl  aber 
glaubt  er  daran  festhalten  zu  müssen ,  dass  die  freie  Gebtthrenbestim- 
mung  durch  den  Anwalt  ein  Korrelat  der  freien  Advokatur  sei,  wobei 
<lann  der  Staat  seinen  Arm  zur  Beitreibung  der  so  vom  Anwalt  be- 
stimmten Gebühren  leihen  soll.  Da  er  aber  mit  dieser  Auffassung  nicht 
durchzudringen  erwartet,  so  schlägt  er  einen  Mittelweg  dahin  vor,  dass 
zwar  das  bisherige  System  der  relativen  Pauschquanta ,  dessen  Unbil- 
ligkeit im  einzelnen  Fall  der  Verf.  richtig  schildert,  aufgegeben,  da- 
gegen für  jede  einzelne  Leistung  besondere  Taxen,  jede  zwischen  einem 
Maximal-  und  Minimalbetrag  sich  bewegend,  bestimmt,  innerhalb  der 
hiernach  gegebenen  Grenzen  aber  dem  Anwalt  die  freie  Normierung  des 
zutreffenden  Satzes  nach  Massgabe  der  jeweiligen  Mühewaltung  über- 
lassen werden  soll,  so  dass  der  Richter  innerhalb  dieses  Rahmens  an 
die  Selbstschätzung   des  Anwalts  gebunden  wäre. 

Die  vom  Verf.  schliesslich  näher  begründete  Forderung,  dass  dsr 
Gesamtertrag  der  Gebühren  —  also  der  anwaltschaftlichen  Praxis  — 
jedem  Anwalt  mindestens  ein  standesmässiges  Auskommen,  welches  deo 
Durchschnittsgehalt  eines  Richters  (4200)  immerhin  nicht  unbedeutend 
übersteigen  sollte,  gewähren  müsse,  scheint  uns  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  ganz  unhaltbar  und  der  wiederholte  Angriff  auf  die 
bundesrätliche  Vorlage  von  1886  in  dieser  Beziehung  unbegrQndet  zu 
sein.  Wenn  der  Verf.  selbst  behauptet,  dass  die  Zahl  der  Anwälte  sieh 
seit  dem  Erlass  der  neuesten  Taxe  verdoppelt  hat  (in  Wirklichkeit  be- 
trägt die  Vermehrung  seit  1.  Jan.  1880—90  nur  25  ^/ol)  und  täglich 
wächst,   die  bereits  überfüllte  Advokatur  mehr   und  mehr  von  jungen 
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Leuten  übenehwemmt  wird,  so  beweist  diese  sur  Genüge,  dass  wo,  wie 
jetst  in  der  Advokatur,  Angebot  nnd  Nachfrage  das  Einkommen  be- 
stimmen, der  8taat  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  einer  nnbestimmbaren 
Zahl  Ton  Anwftlten  ein  gesichertes  Aaskommen  nnd  eine  gewisse  sociale 
Steilang  sn  garantieren.  Als  man  die  freie  Adyokatnr  in  Deatsohland 
einführte,  war  sich  der  GesetEgeber  nach  den  Erfahrongen  derjenigen 
deatechen  Staaten,  in  welchen  solche  schon  seit  langen  Jahren  bestand, 
bewnstt,  dass  man  damit  auch  ein  »sog.  Advokatenproletariat«  mit 
seinen  Folgen  in  Kanf  nehmen  mflsse.  Neben  den  anoh  jetzt  gl&nzend 
gestellten  Koryphften  der  Advokatar  wird  in  Znknnft  notwendig  eine 
nicht  geringe  Zahl  solcher  Anwälte  sich  befinden,  deren  Einnahmen 
kaum  die  Eustenzgrenze  erreichen.  Die  schönen  Zeiten  der  geschlos- 
senen Advokatur,  wie  sie  bis  1879  in  Preossen  bestanden,  sind  wohl 
fOr  immer  dahin.  Wir  sind  weit  entfernt,  die  VonQge  dieser  früheren 
Ordnung  der  Anwaltschaft  zu  Terkennen;  auch  politisch  hat  die  freie 
Advokatur  neben  vielen  Vorteilen  auch  manche  Schattenseiten,  wäh- 
rend der  Schutz  der  Unabhängigkeit  des  Richterstands  —  welchen  die 
Möglichkeit  des  Rücktritts  in  die  Advokatur  gewährt  —  für  den  An- 
waltstand nicht  in  Betracht  kommt.  Aber  die  Hoffnung  des  Verfassers, 
wenn  auch  nur  auf  dem  Umweg  der  Beschränkung  der  Zulassung,  wie- 
der zu  einem  Numerus  daugua  gelangen  zu  können,  scheint  uns,  nament- 
lich wenn  man  die  Verhältnisse  ausserhalb  Preuasens  in  Rechnung 
nimmt,  auf  sehr  schwachen  Füssen  zu  stehen.  Q. 


r.  Meili,  Die  Codiflkation  des  internationalen  CItII-  nnd  Han- 
delzreehts.  Leipzig  1891.    Verlag  von  Dunker  u.  Humblot.  151  8.  VIIL 

Die  Regierung  des  Kantons  Zürich  hat  im  Februar  1890  einen 
eigenen  Lehrstuhl  für  das  internationale  Privatrecht  und  für  verglei- 
chendes Recht  —  »den  ersten  Lehrstuhl  für  diese  Materie  in  den  Län- 
dern deutscher  Zunge«  —  kreiert,  und  den  auf  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Verkehrsrechts  durch  seine  litterarischen  Leistungen  rühm- 
liehst bekannten  Verfasser  zum  Vertreter  dieses  Fachs  ernannt.  Letz- 
terer hat  nun  sowohl  für  den  Lehrzweck  als  für  den  Dienst  der  Praxis 
das  gesamte  Material  an  positiven  Normen  des  internationalen  Zivil- 
und  Handelsrechts,  soweit  er  es  sammeln  konnte,  in  der  vorliegenden 
Schrift  vereinigt  und  zwar  sind  im  ersten  Teil  die  Gesetzesnormen  ab- 
gedruckt einschliesslich  einiger  im  Auftrag  von  Regierungen  gefertigter 
Gesetaesprojekte;  der  zweite  Teil  enthält  Vorschläge  von  Momtmen 
(civ.  Arch.  B.  61  8.  197  ff.)  und  von  dem  üsterreichiBchen  Juristen  Do- 
wm^-PetnuheMCM,  der  dritte  die  Vertragsprojekte  der  südamerikanischen 
Staaten  über  internationales  Frivatrecht;  der  vierte  die  bestehenden 
Staatsveriräge  über  Fragen  des  internationalen  Erbrechts« 

G. 
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J.  OlshanBeiiy  Qnuidrias  m  r^ohtswiM^naeliftflliolMn  Vorletugds 

an  der  K.  Foratakademie  so  Ebenwalda.    1.  Beft   GeriGhtt-Verf.  und 
Prosen;  2.  Heft.    CiTilrecht.    Berlin.    Fr.  Vablen.    1889. 

Der  jetrige  Beiohsgerichterat  0.  hat,  eolang  er  aU  Kammergerichts- 
rat in  Berlin  Vorlesungen  Über  BechtswissenBchaft  an  der  E.  Forst- 
akademie EU  Ebers walde  zu  halten  hatte ,  seinen  Zuhörern  den  vorlie- 
genden Grandrissy  der  in  freiem  Vortrag  seine  Erläntemng  erhalten 
sollte,  in  die  Band  gegeben.  Diesem  Zwecke  entsjvechend  entreekt 
sich  das  erste  Heft  nicht  bloss  auf  die  Bestimmungen  des  Gerichtsrerf.- 
Ges.  und  der  Prosess-Ordnungen,  sondern  auch  auf  die  durch  die  preuM. 
Partikulargesetzgebung  geregelten  Organisationen  und  Verfahrensarten 
und  bietet  insofern  auch  für  weitere  Kreise  eine  fibermchtliche  Dar- 
stellung der  gesamten  BehOrdenorganisation  und  des  Verüahrens  io 
Preussen.  Im  zweiten  Heft  iat  entsprechend  dem  Bedfirfnis  der  Forst- 
leute nur  der  allgemeine  Teil  und  das  Obligationen-  und  Sachenrecht 
behandelt.  Es  sind  dabei  aber  auch  —  eben  mit  Bücksicht  auf  diesen 
Zweck  —  eine  Reihe  you  BechtsTerhftltnissen  erOrtert,  welche  streng 
genommen  nicht  dem  Zivil-,  sondern  dem  Öffentlichen  Recht  angehören. 

a. 


J.  Petenen  und  G.  Kleinfeller.  Konkanordniuig  fUr  dM  DeKteeks 
Reich.  Zweite  vollständig  umgearbeitete  Aufl.  18'^/«o.  Verlag  von  M. 
Schauenbnrg  in  Lahr. 

Die  deutsche  Konk.-0.  hat  bei  ihrer  Einführung  der  Rechtespreehnng 
ungleich  weniger  Schwierigkeiten  bereitet  als  die  ZiT.-Proz.-0. ;  denn  sie 
schuf  für  einen  grossen  Teil  von  Deutschland  kein  materiell  neoei 
Recht,  da  sie  sich  im  wesentlichen  an  die  prense.  K.-O.  anlehnen  nnd 
die  seit  1855  in  Preussen  und  dexgenigen  Staaten  ,  welche  dem  preots. 
Vorgang  gefolgt  waren,  bei  der  Anwendung  gemachten  ErfiEUimngen 
verwerten  konnte.  Nur  das  in  der  Konk.-0.  und  in  dem  B.-Ge8.  vom 
21.  Juli  1879  niedergelegte  sog.  Anfechtungsrecht  ist  eine  neue  Schöpfung, 
welche  der  Theorie  wie  der  Rechtsanwendung  wegen  der  unnötig  feinen 
Filigranarbeit  des  Gesetzes  von  Anfang  an  keine  kleine  Aufgabe  ge- 
stellt hat.  Dem  entspricht  auch  die  Litteratur.  Neben  einer  höchst 
umfangreichen  Bearbeitung  dee  Anfechtungsrechts  und  den  sehr  zahl- 
reichen, auf  dasselbe  bezüglichen  Entscheidungen  des  Reichsgexiehti 
hat  das  neue  Konkursrecht  —  abgesehen  natürlich  von  einer  Menge 
handwerksm&ssiger  Arbeiten  —  nur  wenige  bessere  Kommentare  und 
neben  dem  Lehrbuch  von  FiUmg  keine  einzige  sjstema tische  Bearbei- 
tung aufzuweisen.  Unter  den  Kommentaren  nimmt  der  Komment,  von 
Petersen f  welcher  jetzt  in  zweiter,  unter  Mitwirkung  von  Klemfdler 
gänzlich  umgearbeiteter  Auflage  vorliegt,  eine  hervorragende  Stellong 
ein.  Während  die  erste  Auflage  sich  im  wesentlichen  auf  die  Vorar- 
beiten und  die  Litteratur  und  Praxis  der  preuss.  Konk.-0.  stfitite  und 
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namentlich  die  Vermittlang  des  neuen  Eonkurarechta  mit  dem  fran- 
wönachen  Zivilrecht  anstrebte ,  ist  die  neue  Auflage  den  jetzigen  An- 
forderongen  der  Theorie  und  Rechtsprechung  nachkommend  su  einer 
selbständigen  Bearbeitung  des  Stoffs  übergegangen,  welche  die  Vorteile 
der  systematischen  Darstellung  mit  der  Eommentarform  verbindet  Die 
Yerf.  waren  hierbei  bemüht,  eine  möglichst  vollständige  üebersicht  über 
die  ganze  Litteratur  und  den  Stand  der  einzelnen  Streitfragen  zu  geben, 
zugleich  aber  die  Anwendung  des  Gesetzes  durch  selbständige  wissen- 
schaftliche Ausführungen  zu  erleichtern.  G, 

Olshausen,  Kommentar  sum  Strafgesetsbaoli  für  das  deutsche 
Reich.     Dritte  umgearb.  Aufl.    2  Bände.    Berlin  1890,  Fr.  Vahlen. 

Der  Kommentar  von  Olshausen,  welcher  jetzt  in  dritter  Auflage 
vollendet  vorliegt,  hat  alle  andern  ähnlichen  Bearbeitungen  des  Straf- 
gesetzbuchs Überholt  und  nimmt  in  Theorie  nnd  Rechtsprechung  eine 
ganz  hervorragende  Stellung  ein.  In  der  neuen  Auflage  ist  neben  den 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  die  neuere  Strafrechtslitteratur  sorg- 
fältig berücksichtigt.  Der  Abschnitt  von  den  üebertretnngen,  welcher 
in  der  ersten  Auflage  gar  nicht  bearbeitet  war,  in  der  zweiten  Auflage 
nur  1V>  Bogen  umfasste ,  ist  jetzt  auf  5Vs  Bogen  mit  derselben  Sorg- 
falt erläutert,  wie  die  übrigen  Teile  des  Strafgesetzbuchs.  Da  dieser 
Abschnitt,  welcher  sich  auf  die  verschiedensten  Gebiete  der  Verwaltung 
erstreckt,  fUr  die  Verwaltungsbeamten  besonderes  Interesse  darbietet, 
aber  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Besitzer  der  früheren  Auflagen,  hat 
sich  die  Verlagsbuchhandlung  veranlasst  gesehen,  diesen  Teil  des  Werkes 
auch  in  einem  Sonderabdruck  zu  veröffentlichen.  O. 


Ces.  Lombroso,  Der  Verbrecher  in  anthropologischer,  ärstlioher 
und  juriatisoher  Besiehiing.  In  deutscher  Bearbeitung  vonilf.  O.Fränkeh 
Hamburg,  J.  F.  Richters  Verlag.    11.  B.  1890.    S.  412. 

Wenig  Werke  haben  in  letzter  Zeit  so  grosse  Bewegung  in  der 
Wissenschaft  hervorgerufen  wie  Vuomo  delinquente  von  Cesare  Lombroso. 
Der  Gedanke  ,  die  Person  des  Verbrechers  als  eine  in  der  Natur  be- 
gründete pathologische  Erscheinung  aufzufassen,  war  zwar  nicht  neu, 
aber  noch  nie  mit  so  grossem  Aufwand  von  thatsächlichem  Material 
nnd  von  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  begründet  worden.  Besonders 
in  den  Ejreisen  der  Philosophen  und  Kriminalisten  rief  das  Buch  den 
lebhaftesten  Widerstand  hervor,  da  es  die  Grundlagen  der  Zurechnung 
und  damit  der  ganzen  Strafrechtswissenschaft  umzustürzen  und  an  die 
Stelle  der  Strafe  einen  psychiatrischen  Heilungsprozess  zu  setzen  drohte. 
Der  vorliegende  zweite  Band  behandelt,  nachdem  der  erste  sich  mit 
dem  Weeen  des  geborenen  Verbrechers  beschäftigt  hatte,  den  Verbre- 
cher, der  io  plötzlich  erwachter  Leidenschaft  ohne  Vorbedacht  handelt, 
sowie  den  irren  und  den  Gelegenheitsverbrecher.  Auf  Einzelheiten  ein- 
zugehen liegt  nicht  in  der  Aufgabe  dieser  Zeitschrift  G. 
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K.  Birkmeyer ,  Die  Lohre  tob  der  Teilnfthme  mad  die  Baekt- 
spreühnnfl:  des  dentBoben  Beiekegerieliti.  1890.  Berlin,  Verlag  tob 
0.  Liebmann.    S.  805. 

Das  Beichagericht    hat  bis  jetst  konstant  daran  festgehalten,  data 
das  unterscheidende  Merkmal  zwischen  Mitthftterschaft  nnd  Beihilfe  auf 
einer  Verschiedenheit  der  Willensrichtnng  beruhe,  also  dem  snbjektiTen 
Verbrechensthatbestande    angehöre.    Verf.  sucht  nun  die  ünriehtigkeü 
dieses  Standpunkts  und  die  Inkonsequens  der  Rechtsprechung  des  Beicbs- 
gerichts  in  Beziehung  auf  die  ganse  subjektive  Teilnahmetheorie  dar- 
zulegen.    Zn  diesem  Behuf  werden  nicht  weniger  als  168  EnteeheiduDgen 
des  Reichsgerichts  gewürdigt.    Verf.  legt  insbesondere  dar,  dass  diese 
Theorie   in   der  Praxis   zu   ungerechten  Verurteilungen  ffihren  mflsse, 
weil  sie  den  unterschied  der  Teilnahmehandlungen   statt  in  äusserlieh 
leicht  erkennbare  objektive  Momente  in  die  nicht  feststellbaren  inner- 
sten Seelenvorgftnge  des  Handelnden  lege.    Diese  Theorie  habe  auch 
keine  Stütze  im  Gesetz,   da  das  Strafgesetzbuch  diejenige  ffausalitftt»- 
theorie ,   nach  welcher  jede  Bedingung  eines  konkreten  Erfolgs  diesen 
Erfolg  ganz  und  voll  verursacht,  nicht  adoptiert  habe,  vielmehr  fiberall 
lediglich   nach  der  Art  und  Weise    der  Thätigkeit  der  Zusammenwir- 
kenden unterscheide.    Statt  auf  das  Gesetz  gründe  sich  die  Theorie  des 
Reichsgerichts  ausschlieoslich  auf  die  nicht  massgebenden  Motive;  dabä 
werde  der  innige  Zusammenhang  der  Lehre  von  der  Teilnahme  mit  der 
Lehre   von    der  Kausalität  im  Strafrecht  verkannt    Endlich  verleugne 
das  Reichsgericht  selbst  in  nicht  wenigen  Urteilen  die  subjektive  Teil- 
nahmetheorie vollständig,  indem  es  zwischen  Mitthätersohaft  and  Bei- 
hilfe nach  rein  objektiven  Merkmalen  unterscheide.    Verf.  schlieest  mit 
dem  Wunsche ,   dass  im  Interesse  des  Ansehens  des  Gesetzes  und  des 
Reichsgerichts  selbst    das  letztere   baldigst  mit  einer  Rechtsprechung 
brechen  möge  ,   die  ebenso  mit  dem  Gesetz  wie  mit  der  Wissenaohalt 
im  Widerspruch  stehe.  G- 


H.  Elsass,  üeber  das  Begnadignngsreoht  Ein  Beitrag  nr  Dog- 
matik  des  gegenwirtig  in  Deotsekland  geltenden  Beohta«    Manchen 

1888,  Veriag  von  Bensheimer.    186  S. 

Eine  Strassburger  Inauguraldissertation,  welche  Aufmerksamkeit 
verdient ,  weil  sie  die  gewöhnlichen  Leistungen  solcher  Dissertationen 
erheblich  Qberragt.  Verf.  gibt  eine  umfassende  dogmatische  Darstellung 
der  Lehre  von  der  Begnadigung  auf  dem  Boden  der  Reichsgesetzgebong 
vom  staatsrechtlichen  und  strafprozessualischen  Standpunkt.  In  gewandter 
Darstellung,  mit  logischer  Schärfe  und  unter  eingehender  Berflcksichiigang 
der  gesamten  neueren  Litteratur,  werden  die  zahlreichen  auf  dem  Ge- 
biete des  Begnadigungsrechts  bestehenden  Kontroversen  erörtert  und 
durchweg  selbständig  entschieden.  Beztiglich  des  Abolitionsrechts  kommt 
der  Verf.  zu   dem  Resultate ,   dass  die  Abolitionsbefugnis  der  Einael- 
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Staaten  swar  —  soweit  solche  vor  Einführung  der  Reichsjnstizgesetze 
bestanden  habe  —  anoh  fernerhin  bestehe,  aber  nnr  bis  cum  Beschlüsse 
des  Gerichts,  das  Bauptverfahren  zu  eröffnen.  G, 


Mit  dem  Strafvolliag,  insbesondere  mit  der  Frage  von  den 
Ereatamitteln  ,für  kurzzeitige  Freiheitsstrafen  beschäf- 
tigen sich  folgende  Publikationen: 

1.  Die  Xitteilnngen  der  internationalen  kriminalletieehen  Ver- 
•iniguiig.  Berlin,  Gattentag.  1889/90.  —  Nach  dem  Programm  dieser 
Vereinigung  wird  die  Trennung  des  Strafvollzugs  von  der  Strafrechts- 
pflege  als  unrichtig  und  zweckwidrig  bekämpft  und  der  Ersatz  der 
kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  durch  andere  Strafmittel  von  gleicher  Wirk- 
samkeit f&r  möglich  und  wünschenswert  erklärt;  unverbesserliche  Ge- 
wohnheitsverbrecher soll  die  Strafgesetzgebung  für  eine  möglichst  lange 
Zeitdauer  unschädlich  machen. 

2.  P«  L.  Aeohrott,  Braats  für  knrneitige  Freiheitsstrafe  n.  Ham- 
burg 1889,  vormals  Bichtersche  Verlagsanstali  59  S.  —  Verf.  empfiehlt 
an  diesem  Zwecke  neben  einer  Neuregelung  der  Geldstrafen  die  Ein- 
führung der  Friedensbfirgschaft  und  des  Urteils  mit  bedingter  Strafe. 

3.  H.  Appelina,  Die  bedingte  Verurteilung  und  die  andern  Er- 
Mtamittel  für  korsseitige  Freiheitsstrafen.  Kassel,  F.  Kessler.  1890 
119  S.  —  Enthält  umfassende  Vorschläge  für  die  reichsgesetzliche  Rege - 
Inng  des  Strafvollzugs  und  für  die  Reform  des  Verfahrens  gegen  jugend- 
liehe Verbrecher  unter  nüchterner  Würdigung  der  in  neuerer  Zeit  viel- 
fach in  mehr  oder  weniger  schwindelhafter  Weise  vor  das  grosse  Publi- 
kum gebrachten  Lisgfwhen  Reformvorschläge. 

4.  B.  T.  Hippel,  Die  korrektioneile  Naohhaft,  Freiburg,  J.  G.  B. 
Mohr,  1889.  124  8.  —  Eine  von  lAsMt  empfohlene  Erstlingsarbeit  aus 
deeaen  kriminalistischem  Seminar;  im  wesentlichen  eine  Zusammen- 
stellung der  Materialien  über  den  bisherigen  Rechtszustand  in  den  ver- 
achiedenen  deutschen  Staaten  in  Beziehung  auf  die  korrektioneile  Nach- 
haft and  verwandte  Institute.  Q. 


Pflaer,  Beeht  und  Willkür  im  denteehen  StrafproBeas.  Hamburg 
1888;  vormals  Richter^scher  Verlag.    86  S. 

Die  Mängel  der  deutschen  Strafprozessordnung  sind  bekannt.  Sie 
^rar  das  Produkt  eines  unvermeidlichen  Kompromisses  zwischen  ganz 
«jitgegengesetzten  Auffieiisungen  über  die  Ziele  und  Aufgaben  des  Straf- 
proaesses.  Es  galt  zunächst,  eine  gemeinsame  Grundlage  für  die  künf- 
tigen Reformbestrebungeu  zu  schaffen.  Die  Schrift  von  FfUier  ist  ein 
▼erdienstlicher  Beitrag  für  diese  Gesetzgebung  der  Zukunft.  Was  er 
sor  Kritik  der  aus  Frankreich  importierten  Institute  der  Staatsanwalt- 
aoliaft  und  des  Geschwornengerichts  vorträgt,  mag  Manchem  vielleicht 
als   zu  dunkel  aufgetragen  erscheinen,  entspricht  aber  durchaus  der 
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Wahrheit  imd  ist  von  dem  Verf.  direkt  aus  dem  Leben  geeebQpfl.  -— 
Was  insbesondere  den  Wert  der  Gesohwornengerichte  in  ihrer 
bisherigen,  dem  französischen  Muster  nachgebildeten  Gestalt  betrifft, 
so  haben  sie  bekanntlich  in  jaristischen  Kreisen  hentsatage  in  Deatseh- 
land  nnr  noch  wenige  Verteidiger,  desto  mehr  unter  den  Politikern, 
selbst  yon  der  rechten  Seite.  Denn  solange  die  Geechwomen  dem  Ein- 
flnss  der  Staatsanwaltschaft  sich  nicht  entsiehen,  weiss  man  sieh  mit 
einem  Institute  gans  wohl  su  befreunden,  das  ohne  allzuviele  rechtliche 
Bedenken  und  ohne  nach  aussen  eine  Verantwortung  zu  tragen,  selbst 
in  zweifelhaften  F&llen  sein  Verdikt  erlftsst.  Verf.  will  an  die  Stelle 
des  bisherigen  Schwurgerichts  12  Laien  setzen,  welche  unter  dem  Vor- 
sitz eines  Juristen  als  einheitliches  Kollegium  das  Urteil  zu  ftllen  h&tiea, 
wobei  dem  Vorsitzenden  Richter  die  Leitung  des  Verfahrens  and  alle 
damit  zusammenhängenden  Beschlösse  ausschliesslich  zustehen  sollen  — 
beil&ufig  bemerkt  ein  Vorschlag,  der  seinerzeit  auch  schon  in  der  Jostii- 
kommission  des  Reichstags,  wenn  auch  ohne  Erfolg,  gemacht  wurde  — . 
Ueber  die  Schuldfrage  sollen  die  Laien  ohne  Unterscheidung  zwischen 
Recht-  und  Thatfrage  entscheiden.  Absolute  Mehrheit  der  Stimmen 
genttgt.  Nur  soll  zum  Schutz  gegen  ungerechte  Verurteilungen  gegen 
die  Stimme  des  Vorsitzenden  eine  Verurteilung  nicht  beschlossen  werden 
können.  Die  Strafausmessung  wftre,  wie  in  England,  dem  Vorsitzenden 
allein  zu  übertragen.  Ob  man  das  so  reformierte  Institut  Schöffenge- 
richt, oder  aber  nach  seiner  dem  bisherigen  Geschwomengericht  ftosser- 
lich  angepassten  Erscheinung  mit  Rücksicht  auf  die  Vorurteile  der 
grossen  Masse  auch  fernerhin  Schwurgericht  benennen  will,  thut  niohti 
zur  Sache. 

Die  Stellung  des  Staatsanwalts  im  heutigen  Strafprosess  halt 
der  Verf.  ffir  eine  geradezu  gefährliche.  Die  beiden  Funktionen  des- 
selben als  Beamter  im  Vorverfahren  und  zugleich  als  Öffentlich«:  An- 
kläger im  Hauptverfahren  erscheinen  ihm  ihrer  Natur  nach  unverträg- 
lich. Die  Strafrechtspflege  soll  vielmehr  ausschliesslich  Sache  der  Ge- 
richte sein,  das  Vorverfahren  von  dem  aus  der  Mitte  der  Landgerichte- 
mitglieder  auf  Zeit  bestellten  Untersuchungsrichter  unter  Aufiaicht  der 
Strafkammer  —  also  mit  Beseitigung  des  sog.  Ermittlungsver&hrens 
und  im  Sinne  der  obligatorischen  Voruntersuchung  —  geleitet  und  nur 
die  Vertretung  der  Strafverfolgung  im  Hauptverfahren  dem  Staatsanwalt 
übertragen  werden,  welchen  der  Verf.  aus  der  Mitte  der  Gerichtsmit^ 
glieder  entnehmen  will.  G. 
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Karl  der  Grosse  als  Volkswirt 


Von  Dr.  Frans  Ilwof« 


um  die  Mitte  des  achten  Jahrhunderts  der  christlichen 
Zeitrechnung  yoUzog  sich  fast  gleichzeitig  im  Orient  und  im 
Occident  ein  bedeutungsYoller  folgenreicher  Wechsel  der  Herr- 
schergeschlechter. Ging  dort  das  Khalifat  von  den  Omaijaden 
auf  die  Abbasiden  über,  so  kam  es  hier  zur  Verdrängung  der 
Merowinger  durch  die  Pippiniden.  Hat  dieses  Geschlecht  schon 
vordem  in  Karl  dem  Hammer  einen  grossen  Mann  hervorge- 
bracht, der  durch  den  Sieg  bei  Poitiers  die  Christenheit  und 
das  Abendland  vor  der  Ueberflutung  durch  den  Islam  gerettet, 
so  sind  ebenso  die  beiden  ersten  Herrscher  des  neuen  Königs- 
hauses hochragende  Erscheinungen  in  der  Geschichte  des  deut- 
schen Volkes.  Pippin  hat  seinem  Hause  die  Krone  erworben, 
sie  festzuhalten  und  zu  vererben  verstanden;  sein  Sohn  hat 
eine  Grossmacht  gegründet,  wie  eine  solche  später  im  Abend- 
lande nicht  wieder  zur  Erscheinung  kam  —  aber  noch  mehr 
als  das,  er  hat  seinen  Völkern  nach  langen  und  blutigen 
Kämpfen  den  Frieden  gegeben,  unter  dessen  Segnungen  allein 
des  Volkes  Wohl  blühen,  gedeihen  kann. 

Was  Karl  auf  diesem  Gebiete  für  seine  Länder  und  Völker 
erstrebt  und  gethan,  möge  in  der  folgenden  Studie  Darlegung 
finden. 

I. 

Karl  war  ein  grosser  Eroberer,   ein    mächtiger  Krieges- 
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fOrst;  aber  noch  mehr  als  das,  er  war  der  grosse  Ordner, 
Richter  und  Gesetzgeber  seines  gewaltigen  Reiches;  ihm  ge- 
lang es,  nicht  bloss  mit  dem  Schwerte  in  der  Hand  ein  Reich 
zu  schaffen,  das  vom  atlantischen  Ocean  bis  an  die  Theiss  und 
von  der  Nordsee  bis  an  die  Südspitzen  Italiens  reichte,  ihm 
gelang  das  noch  schwierigere  Werk,  diesen  Ländern  von  rie- 
sigem umfange  und  von  zahlreichen  Volkern  bewohnt  eine  ge- 
ordnete Verwaltung  zu  geben  und  sie  zu  einem  leistungsfähigen 
und  lebenskräftigen  Ganzen  zu  verbinden.  Diese  Arbeiten  des 
Friedens  fallen  in  die  zwei  letzten  Jahrzehnte  seiner  Regie- 
rung, denn  erst  nach  Unterwerfung  aller  deutschen  Stamme 
unter  seine  Herrschaft,  nach  Beendigung  der  auswärtigen 
Eri^e,  die  ihn  nach  Italien,  Spanien  und  Pannonien  gef&hrt 
hatten  und  nach  Erlangung  der  Kaiserkrone,  wobei  er  selbei 
aussprach,  dass  er  glaube,  neue  Rechte  und  Pflichten  em- 
pfangen zu  haben,  erst  nachdem  er  all*  das  grosse  und  schwere 
vollführt,  konnte  er  daran  denken ,  das  Innere  seines  Reiches 
zu  ordnen,  Einheit  in  der  Regierung  herzustellen  und  gleich- 
massige  Einrichtungen  zu  begründen,  so  dass  der  Hauptteil 
seiner  Thätigkeit  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  in  die  Jahre 
von  790  bis  814  fallt  ^).  Bemerken  doch  die  Reichsannalen 
ausdrücklich  zum  Jahre  790,  dass  Karl  in  diesem  Jahre  keinen 
Heereszug  unternommen,  so  dass  also  dieses,  das  23.  Jahr 
seiner  Regierung  sein  erstes  wirkliches  Friedensjahr  gewesen. 
Vor  allem  war  Earl  ein  grosser  Kolonisator;  plan- 
mässig  und  in  grossem  Massstabe  Hess  er  Rodungen  Yomehmen 
und  Höfe  anlegen,  »unsere  Wälder  und  Forste  sollen  in  gutem 
Stande  erhalten  werden ;  wo  sich  aber  ein  geeigneter  Ort  zum 
Roden  findet,  dort  soll  gerodet  werden  und  die  Wälder  sollen 
das  Feld  nicht  überwuchern c  ').  »Weinberge  und  Obstpflan- 
zungen sollen  angepflanzt  werden  und  wenn  sich  geeignete 
Leute  finden,  soll  ihnen  der  Wald  zum  Roden  übergeben 
werden«  ').  So  heisst  es  in  seinen  E[apitularien.  Wenn  auch 
die  Politik  ihn  veranlasste,  Sachsen  in  grossen  Mengen  nach 

1)  Waüß,  VerfaasangBgeschichte,  III.  185  f.  —  2)  CapihUare  de 
ffiOia,  cap.  36,  MGH.  LL.  I.  183.  —  3)  CapMlare  Agm$granensef  813, 
cap.  19,  LL.  L  189. 
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Franken ,  Alamannien  und  Baiern  zu  verpflanzen ,  und  dafBr 
Franken  und  auch  Wenden  im  Sachsenlande  anzusiedeln ,  so 
waren  die  Folgen  dieser  Massregeln  doch  wesentlich  wirtschaft- 
licher Natur.  In  den  Jahren  795  bis  804  wurden  zu  ver- 
schiedenen Malen  jeder  dritte  Mann,  dann  1600,  7070,  end- 
lich 10000  Sachsen,  Männer  mit  ihren  Weibern  und  Kindern, 
in  andere  Teile  des  Reichs  zwangsweise  übersiedelt  Es  war 
eine  formliche  Völkerwanderung,  die  Karl  in  jenen  Jahren  ins 
Werk  setzte,  wodurch  eine  umfassende  Kolonisation  weiten 
Waldlandes  durchgeffihrt  wurde.  Nach  der  Besiegung  der  Avaren 
erfolgten  ähnliche  Ansiedlungen  in  der  Ostmark  und  in  Pan- 
nonien  und  die  Kolonisation  der  durch  Erbauung  der  Seedeiche 
in  Holland ,  in  den  Hamburger  und  Holsteiner  Marschen  ge- 
wonnenen Bruchländereien  ist  auf  Karl  zurückzuführen.  — 
Seinem  Beispiele  folgten  bald  die  Kloster,  deren  Gründung 
fast  immer  schon  ein  Akt  der  Kolonisation  ist,  und  die  welt- 
lichen grossen  Grundherren  ^). 

In  seinem  grossen  Reiche  war  Karl  selbst  weitaus  der 
grösste  Grundbesitzer;  sein  Eigentum  waren  die  Reste 
der  Merowingischen  Domänen,  der  alte  pippinidische  Grund- 
besitz zwischen  Mosel,  Rhein  und  Scheide;  durch  Eroberung 
erwarb  er  das  longobardische  Krongut,  das  bairische  und  ala- 
mannische  Herzogsgut  und  die  Besitzungen  in  den  Marken  '). 
Bedeutend  waren  insbesondere  die  Erwerbungen  in  Baiern,  denn 
die  bairischen  Agilolfinger-Herzoge  waren  die  grössten  Grund- 
eigentümer in  ihrem  Lande  gewesen.  Am  Schlüsse  der  Ka- 
rolingerzeit  gab  es  176  grosse  Kammergüter');  nicht  viel 
weniger  mögen  es  gewesen  sein,  die  schon  Karls  Domanial- 
besitz  bildeten.  Die  Aufzeichnung  und  Beschreibung  aller  seiner 
Güter,  sowohl  der  im  Eigenbesitz  befindlichen,  als  der  zu  Lehen 
yergabten,  welche  Karl  im  Jahre  811  anordnete,  ist  leider 
verloren. 


1)  InamchStemegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte.  I.  S.  207—225 
(Leipsig  1879).  —  2)  Niteseh,  Geschichte  des  deutschen  Volkes  I.  214. 
—  8)  Inama-Stemegg ,  Die  Ausbildung  der  grossen  Qrundherrschaften 
Deutschlands  w&hrend  der  Earoliogerzeit.  In  SchmöOer^B  Staats-  und 
sozialwissentchaftlichen  Forschungen.    I.    S.  1—118.    Leipzig  1878. 
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Eibenso  wie  er  selbst  an  der  Spitze  aller  seiner  kriege- 
rischen Unternehmungen  stand,  wie  er  selbst  unmittelbar  die 
Verwaltung  der  unter  seinem  Scepter  stehenden  Lander-  und 
Yölkermassen  leitete ,  so  war  er  der  wirkliche  Verwalter 
seiner  Landgüter.  Die  grossten  politischen  Entschei- 
dungen gingen  von  ihm  aus,  er  verfügte  aber  auch  selbst 
direkte  über  alles,  was  die  Wirtschaft  auf  seinen  Domänen 
betraf,  mochte  es  die  Aufseher  und  Arbeiter  angehen,  mochte 
es  sich  um  die  Art  des  land-  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
triebes oder  um  die  Zahl  des  Zucht-  und  Mastviehes  handeln. 
—  Das  Grundgesetz  für  die  Verwaltung  und  Bewirtschafiang 
der  Domänen  bildet  das  berühmte  Capüulare  de  vülis  et  curtis 
imperiaUbas  vom  Jahre   812  ^). 

Die  Gentralverwaltung  der  Domänen  befand  sich  am  könig- 
lichen Hofe  und  lag  unmittelbar  in  der  Hand  des  Königs  und 
der  Königin;  ausdrücklich  wird  dabei  die  Konigin  erwähnt, 
was  wir  in  den  übrigen  Capitularien ,  die  politischen  Inhalts 
sind,  nicht  finden;  die  wirtschaftende,  erhaltende  Frau,  die 
Hausfrau,  wird  da  an  die  rechte  Stelle  gesetzt,  denn  es  handelt 
sich  hier  nicht  um  Staatsangelegenheiten,  sondern  um  wirtschaf- 
liche  Dinge,  um  die  Güter,  deren  Einkünfte  der  König  selbst  be- 
zog, und  diese  Einkünfte  dienten  zur  Verpflegung  des  Hofes  und 
des  Heeres.  Die  Hofbeamten,  welche  zunächst  die  Oberauf- 
sicht über  die  Domänen  führten,  waren  der  Seneschalk  und 
der  Mundschenk ;  jenem  lag  die  Sorge  für  das  gesamte  Haus- 
wesen, Tomehmlich  für  den  Unterhalt  des  Hofes  ob,  dieser 
hatte  die  Oberaufsicht  über  die  königlichen  Kellereien;  die 
Mittel  zur  Befriedigung  des  ersteren  und  zur  Füllung  der  letz- 
teren lieferten  die  Domänen  und  deshalb  waren  Seneschalk  und 
Schenk  die  obersten  Domänenverwalter.  Ihnen  unterstand  ein 
bedeutendes  Schreiberpersonale  zur  Führung  der  ßücher,  Prü- 
fung der  Rechnungen  und  Berichte  und  zur  Ausfertigung  der 
schriftlichen  Anordnungen.  Diese  Centralstelle  nahm  die  Rein- 
erträgnisse der  Domänen  in  Empfang  und  yermittelte  den  Ver- 

1)  MGH.  LL.  I.  pag.  181—187.  —  Vgl.  dasa :  Lamprectu,  Deutsches 
Wirtsohafttleben  im  Mittelalter.  I.  S.  804—807,  und  Thaer  in  FühUng'n 
landwirtschaftlicher  Zeitschrift,  1878,  S.  241—260. 
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kehr  der  einzelnen  Güter  unter  einander;  sie  befahl,  Arbeiter 
Ton  einem  Gute,  wo  sich  deren  mehr  befanden,  als  nötig, 
nach  einem  andern,  wo  daran  Mangel  war,  zu  senden ;  ebenso 
verfttgte  sie  über  die  vorrätigen  Produkte ,  sie  verteilte  die 
Schweineherden  je  nach  dem  Stande  der  Waldweide,  sie  sen- 
dete von  Zeit  zu  Zeit  Jäger,  Falkner  und  andere  Pfalzmini- 
sterialen zur  Ausbeutung  gewisser  Sondererträgnisse  aus  den 
Forsten,  sie  wies  gewissen  Domänen  Hunde  zur  Aufeucht  und 
Jagdausbildung  zu,  sie  überwachte  die  Ergebnisse  der  Pferde- 
zucht, sie  übte  die  oberste  Eontrolle  über  alle  Gutsverwal- 
tangen  aus,  sie  urteilte  über  Klagen  der  Ho%enossen  und  der 
Unterbeamten  gegen  den  Verwalter;  sie  verwahrte  die  Nor- 
malgewichte und  Muttermasse,  die  auf  allen  Gütern  gleich 
sein  sollten,  sie  war  die  Rechnungsbehörde  für  alle  Domänen. 
Dem  Seneschalk  und  dem  Schenk  stand  ohne  Zweifel  ein  nam- 
haftes Bechnungspersonale  an  der  Seite,  um  den  Verkehr  mit 
den  im  Reiche  weitzerstreuten  Domänen  aufrecht  zu  erhalten 
und  alle  bei  ihnen  einlangenden  Rechnungen  prüfen  zu  können. 
Die  Führung  und  Prüfung  dieser  Rechnungen  war  im  8.  und 
9.  Jahrhundert  um  so  schwieriger,  als  man  damals  die  heute 
gebräuchlichen  arabischen  Ziffern  nicht  kannte  und  alle  Rech- 
nungen in  römischen  Zahlzeichen  durchgeführt  werden  mussten. 
Das  ganze  Domanialgebiet  Karls  zerfiel  in  einzelne  Guts- 
gebiete (fiscus^  viUa  doimnica\  deren  jedes  aus  einem  grösseren 
Komplex  von  Gütern  und  Höfen  bestand;  jedes  solche  Guts- 
gebiet umfasste  mindestens  einen  60-- 100  Quadratkilometer 
grossen  Bezirk,  der  in  seinen  verschiedenen  Ortschaften  meh- 
rere Fronhöfe  (villa)^  Vorwerke  {mansionile),  Mühlen,  Wein- 
schenken, Arbeitshäuser  für  Frauen  und  Handwerker  hatte. 
Der  grösste  Teil  der  Höfe  stand  unter  der  Verwaltung  der 
königlichen  Beamten  und  diese  Höfe  waren  je  nach  dem  Stande 
ihrer  Inhaber  entweder  freie  Hufen  (mansi  ingenuiles)  oder 
Ledenhufen  (mansi  lediles)  oder  Knechtshufen  {mansi  serviles) ; 
die  freien  und  die  Ledenhufen  waren  zu  festen  Naturalliefe- 
rungen  an  den  Oberhof  gehalten,  auf  den  Knechtshufen  lasteten 
Frondienste  9  und  ihre  Inhaber  dienten  zum  Teil  als  hörige 
Handwerker  in  der  königlichen  Pfalz.  —  An  der  Spitze  eines 
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jeden  solchen  Gatsgebietes  stand  der  Amtmann  oder  Verwalter 
[iudex)  ^  der  Fronhof,  in  welchem  dieser  seinen  Sitz  hatte, 
hiess  der  >Hof<  kurzweg  oder  der  königliche  Hof,  der  Sal- 
oder  Herrenhof  (curtis^  curtis  dominica,  curia  salica^  curia 
indominicaia) ;  zuweilen  befand  sich  dabei  auch  ein  grosderes 
Gebäude  zur  Aufnahme  des  Hofstaates  bei  zeitweiligem  Aufent- 
halte daselbst,  eine  königliche  Pfalz  (palatium).  Der  Amt- 
mann war  stets  ein  freier  Mann,  er  war  der  Richter  der  Freien 
und  der  unfreien,  welche  zum  Gute  in  Beziehung  standen,  er 
war  königlicher  Beamter  und  unterstand  der  Disziplinargewalt 
des  Königs ;  in  einzelnen  Fällen  und  bei  untergeordneten  Ge- 
schäften durfte  er  sich  durch  einen  Gewaltträger  (missus)  ver- 
treten lassen.  Da  ihm  für  sein  ganzes  Gebiet  die  Rechts- 
pflege, die  Wirtschaftsverwaltung  und  die  Polizei  fibertragen 
waren  und  da  er  ein  umfangreiches  Rechnungswesen  zu  be- 
sorgen hatte,  so  stand  ihm  sicher  eine  Reihe  von  Unterbe- 
amten zur  Seite. 

Vor  allem  lag  dem  Amtmann  die  Verwaltung  der  Wirt- 
schaft des  ihm  unterstehenden  Domanialbezirkes  ob.  Er  hatie 
die  oberste  Leitung  über  den  Acker-  und  Weinbau,  hatte 
drei-  bis  viermal  im  Jahre  die  ihm  unterstellten  Fronhöfe  zu 
besichtigen,  Stücke  Landes  zur  Urbarmachung  auszuwählen, 
Verbesserungen  durchzuftlhren,  er  hatte  die  Aufsicht  über  die 
Viehzucht,  besonders  über  die  eifrigst  gepflegte  Pferdezucht; 
ihm  unterstand  die  Pflege  der  Forstwirtschaft,  er  hatte  Fiscb- 
teiche  anzulegen,  für  die  entsprechende  Zahl  und  Listandbal- 
tung  der  Weinschänken  zu  sorgen,  die  Bauten  und  Brühle 
(bewässerte  Wiesen)  in  Ordnung  zu  halten ;  wenn  Ebrzeugnisse 
seines  Gebietes  in  demselben  überschüssig  waren  und  daselbsk 
nicht  Verwendung  finden  konnten,  so  hatte  er  darüber  Bericht 
an  den  königlichen  Hof  zu  erstatten,  welcher  anordnete,  dass 
sie  entweder  an  denselben  abzuliefern  oder  einem  andern  Guts- 
gebiete,  wo  daran  Mangel  war,  zuzuleiten  seien ;  ebenso  hatte 
er  über  die  Zahl  der  Mastschweine ,  der  leerstehenden  Hafen, 
der  überschüssigen  unfreien  Arbeiter  zu  berichten.  Ihm  ob- 
lag die  Einnahme,  Verrechnung  und  Verteilung  aller  Erträge 
seines    Gebietes;   die  Aufseher  der  Fronhöfe   und  Vorwerke 
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hatten  ihm  daher  alle  gesammelten  Einzelerträgnisse  abzu- 
liefern; von  dem  Qesamterträgnis  behielt  er  so  yiel,  als  er  in 
seinem  Amtsbezirk  bedurfte ,  den  üeberschnss  lieferte  er  ent- 
weder dem  königlichen  Hofe  oder  über  Anordnung  desselben 
einem  anderen  Outsgebiete  ab.  —  Er  hatte  endlich  fOr  rich- 
tiges Mass  und  Gewicht,  fQr  gute  Wirtschaft  in  den  Wein- 
schanken, für  die  Behütung  der  Frauenhäuser  vor  unsittlichem 
Einbruch,  der  Aecker  yor  Zauberei  Sorge  zu  tragen  und  Mass- 
regeln zur  Vertilgung  der  Wolfe  zu  ergreifen.  Er  hatte  die 
Oberau&icht  zu  ftlhren  über  die  Fronhofe  und  über  die  be- 
sonderen land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe,  über  die 
Forstverwaltung ,  Pferdezucht,  Müllerei,  Fischerei,  Brauerei, 
Hundezucht,  Zeidlerei  und  über  das  Handwerk.  —  Strenge  war 
den  Amtsleuten  verboten  ,  die  Arbeitskraft  der  ihnen  unter- 
stellten unfreien  zu  eigenem  Vorteil  auszubeuten,  Frondienste 
von  ihnen  zu  fordern  und  andere  Geschenke  von  ihnen  anzu- 
nehmen, ab  Wein,  Gemüse,  Obst,  Eier  und  Hühner. 

An  der  Spitze  der  einzelnen  Fronhofe  und  der  gesonderten 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe  standen  Unterbeamte 
(juniores j  ministeriales)  ;  jeder  Fronhof  wurde  von  einem  Maier 
(moQor)  geleitet  und  sollte  nur  so  gross  sein,  dass  man  ihn 
in  einem  Tage  umgehen  konnte;  andere  solcher  ünterbeamten 
waren  die  Dekani,  die  Vorsteher  der  aus  mehreren  Höfen  zu- 
sammengesetzten Dekanien,  die  Forster  (forestarii)^  die  Keller- 
meister (celerar%i)y  die  Gestütsaufseher  (päledrarii)^  die  Zoll- 
beamten (telonarii)^  die  Braumeister,  welche  gutes  Bier  zu 
bereiten  hatten;  daneben  finden  sich  noch  die  Meister  der 
Knechte,  welche  die  Verpflichtung  hatten  ,  ihre  Untergebenen 
in  Rechtsstreitigkeiten  zu  vertreten,  die  Meister  der  Forster, 
denen  eine  Art  Gerichtsbarkeit  in  Rechtsstreitigkeiten  der  Forst- 
leute zustand.  Diese  Unterbeamten  wurden  meist  aus  den 
niedrigen  Ministerialen  genommen  ^  sollten  Leute  mittlerer 
Lebensstellung  sein,  von  denen  man  getreue  Verwaltung  er- 
warten konnte.  Sie  hatten  die  Erzeugnisse  ihrer  Betriebe  dem 
Amtmann  abzuliefern  und  über  alles  in  ihren  Wirtschaften 
vorkommende  Bericht  zu  erstatten. 

Endlich  hatte  der  Amtmann  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
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sein  Gebiet  auch  mit  den  zur  Verfertigung  aller  nötigen  ge- 
werblichen Erzeugnisse  erforderlichen  Handwerkern  versehen  sei. 

Die  Arbeiten  auf  den  Domänen  wurden  von  unfreien 
Knechten  und  Mägden  geleistet,  welche  Küche  und  Keller, 
Wäsche  und  Reinigung,  Qarten  und  Stall,  Wiese  und  Wald 
zu  besorgen  hatten;  entweder  waren  sie  dem  Haushalte  des 
Hofes  eingereiht,  dann  erhielten  sie  dort  ihre  yollständige 
Naturalverpflegung  in  Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung,  oder 
sie  führten  ihren  eigenen  Haushalt  in  den  ihnen  zugewiesenen 
Gebäuden  des  Herrenhofes,  dann  bekamen  sie  Rohprodukte  aus 
dem  Ertrage  der  Hof  Wirtschaft,  die  sie  selbst  für  sich  zube- 
reiteten und  verarbeiteten;  auch  war  ihnen  nicht  selten  ein 
Stück  Garten  oder  Ackerland  zugeteilt,  das  sie  für  sich  be- 
bauen und  auf  dem  sie  auch  ein  oder  das  andere  Stück  Vieh 
züchten  konnten.  Geldlohn  an  Dienstleute  wird  nirgends  erwähnt 

Die  Einnahmen  des  Gutsgebietes,  welche  der  Amtmanii 
sammelte,  bestanden  aus  den  Erzeugnissen  der  eigenen  Land- 
wirtschaft, aus  den  in  Geld  einfliessenden  Erträgnissen  des 
Bodens-  und  Yerkehrsregals ,  der  Gerichtsbarkeit,  aus  den 
Steuern,  welche  von  den  nichthofhorigen  Unterthanen  eut- 
richtet  werden  mussten,  aus  den  Produkten  der  Spezialbetriebe, 
aus  dem  Zinse  der  vom  Fiskus  verliehenen  Hufen  und  aus  den 
Erträgen  von  fiskalischen  Handwerken  und  bergmännischen 
Betrieben. 

Diese  Einnahmen  fanden  ihre  Verwendung  in  erster  Reihe 
zur  Erhaltung  und  Erweiterung  der  Wirtschaft  des  eigenen 
Gutsgebietes.  Deber  alle  diese  Einnahmen,  mochten  sie  in  Geld 
oder  in  natura  einfliessen ,  und  über  ihre  Verwendung  hatte 
der  Amtmann  genau  Buch  und  Rechnung  zu  führen ;  für  die 
Ausgabe  in  zwei  Büchern ,  in  dem  einen  waren  die  Aufwen- 
dungen für  den  Gutsbetrieb  selbst,  in  dem  andern  die  für  den 
Staatsdienst  einzutragen;  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  mussten 
die  Daten  beider  Bücher  zusammengefasst  und  den  Einnahmen 
gegenübergestellt  werden,  woraus  sich  der  Jahresreinertrag  ei^ 
gab.  Alljährlich  am  25.  Dezember  musste  der  Amtmann  einen 
Bericht  über  Einnahmen,  Ausgaben  und  Reinertrag  dem  könig- 
lichen Hofe  erstatten;   dort  wurde  derselbe  geprüft,    bei  er- 
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kannter  Richtigkeit  dem  Amtmann  die  Entlastung  erteilt  und 
befohlen,  den  Reinertrag  entweder  abzuliefern  oder  aufzube- 
wahren oder  an  Ort  und  Stelle  zu  verkaufen.  Der  Geldertrag 
für  die  verkauften  Naturerzeugnisse  musste  bis  zum  nächsten 
Palmsonntag  abgeliefert  werden.  Ausser  dieser  Rechnungs- 
fQhrong  und  -Legung  hatte  der  Amtmann  noch  andere  Be- 
richte zu  erstatten :  über  die  Beschaffenheit  der  Hengste,  über 
den  umfang  der  Schweinemast,  über  die  Vorräte  an  Wein, 
ober  die  Zahl  der  unfreien  Arbeiter,  über  die  aus  dem  Guts- 
gebiete verliehenen  Hufen  und  über  die  Zahl  der  getöteten  Wölfe. 

So  bildete  der  königliche  Hof  eine  genaue  EontroUbe- 
börde  für  den  Amtmann,  dessen  Gutsgebiet  ausserdem  noch 
öfter  von  den  königlichen  Gewaltboten  (missi  dominici)  be- 
sucht und  untersucht  wurde. 

Dies  sind  die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Capitulare 
de  viUis^  das  man  als  das  Grundgesetz  für  die  königlichen 
Domänen  bezeichnen  kann. 

Damit  hatte  Karl  in  wahrhaft  grossartiger  Weise  eine 
wichtige  organisatorische  Aufgabe  auf  seinen  eigenen  Gütern 
gelöst;  sein  ganzes  Domanialgebiet  wurde  dadurch  in  eine 
Reihe  selbständiger  Verwaltungen  gegliedert,  in  welchen  die 
wirtschaftliche  Einheit  aufrecht  erhalten  wurde,  aber  doch  jeder 
einzelne  Hof  die  wichtigsten  Aufgaben  der  Gutswirtschaft  für 
sich  besorgte  ^). 

Auch  nach  dem  Capitulare  de  vülis  et  curtis  imperialibus 
erfioBsen  noch  Anordnungen,  welche  von  Karls  Obsorge  für 
Wald  und  Wirtschaft  Zeugnis  geben.  In  dem  813  zu  Aachen 
erschienenen  Capitulare  ^)  ordnet  er  an ,  dass  die  Förster  die 
Forste,  das  Wild  und  die  Fische  wohl  behüten  sollen  und  dass 
niemand  mehr  Wild  erlegen  dürfe,  als  es  der  König  gestattet ; 
er  erinnert,  dass  nur  tüchtige  Männer  als  Wirtschaftsbeamte 
auf  den  königlichen  Gütern  bestellt  werden  sollen,  welche  die 
Viehzucht,  den  Acker-,  Garten-  und  Weinbau  zu  fördern  ver- 
stehen. 

Auf  diese  Weise  hatte  Karl   wie  ein   alter  germanischer 

1)  Inama-Stemegg ,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte.  I.  321.  — • 
2)  Capitulare  ÄgmsgranenBe,    (Man,  germ,  kiat.,  Lege»  I.  187—189.) 
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Volkskönig  die  Verwaltang  seiner  Hofe  mit  der  Umsicht  eines 
reich  begüterten  und  reich  begabten  Bauern  geordnet.  Die 
ganze  Organisation  beruhte  auf  dem  Prinzipe  der  Grundherr- 
Schaft  und  sie  konnte  nur  mit  Hilfe  eines  einheitlichen  Herr- 
scherwillens  durchgeführt  werden  ^).  —  Alle  Güter  waren  nacb 
dem  Systeme  der  Naturalwirtschaft  verwaltet;  sie  lieferten 
ihrem  Herrn  im  grossen  und  ganzen  nur  Naturprodukte,  diese 
aber  in  grossen  Mengen,  und  dadurch  konnten  die  Menschen- 
mengen, welche  bei  der  Beichsversammlung  zusammenkamen, 
und  der  grosse  Hofstaat  Jahr  aus  Jahr  ein  erhalten  werden.  — 
Die  Domänen  waren  Musterwirtschaften  für  das  ganze  Reich ; 
sie  waren  in  dieser  Beziehung  den  übrigen  geistlichen  und  weib- 
lichen Territorien  weit  überlegen,  es  kann  aber  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  jene  fordernd  auf  diese  rückwirkten  und  dass 
das  leuchtende  Beispiel,  das  Karl  mit  seinen  Gütern  gegeben, 
die  übrigen,  mindestens  die  grossen  Grundbesitzer,  zur  Nach- 
ahmung veranlasste.  Gross  ist  der  Fortschritt,  den  Karl  da- 
durch auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  erzielte.  Im 
Capitülare  de  villis  ist  ausdrücklich  angeordnet,  dass  auf  den 
königlichen  Gütern  der  Wald  gerodet,  der  Boden  urbar  ge» 
macht,  dem  Pfluge  unterworfen,  Ackerland  gewonnen  werden 
solle;  was  da  geschah,  dem  folgte  bald  der  übrige  geistliche 
und  weltliche  Grossgrundbesitz,  der  vom  8.  bis  zum  10.  Jahr- 
hundert aus  diesen  Rodungen  hervorging,  und  so  kann  Karl 
als  der  Urheber  der  ersten  Kolonisation  in  den  deutschen  Lan- 
desteilen, ja  als  der  grosste  Kolonisator  und  als  der  erste 
rationelle  Landwirt  bezeichnet  werden.  Auf  den  königlichen 
Villen  zeigt  sich  zuerst  der  Uebergang  von  der  ungeregelten 
Feldgraswirtschaft  zu  einer  schlagmässigen  Einteilung  der 
Felder  und  damit  zu  einer  geregelten  Wechselwirtschafl ;  ins- 
besondere hob  sich  die  Wiesenkultur  und  damit  die  Viehzucht. 
Während  früher  die  Zahl  der  gehaltenen  Schweine,  Schafe  und 
Ziegen  ganz  überwiegend  über  das  Gross-  und  Arbeitsvieh 
war  (7  ^/o  Rindvieh ,  93  %  Kleinvieh) ,  nimmt  in  der  Ejiro- 
lingerzeit  die  Prozentzahl   des   Grossviehes,    der  Pferde    and 


1)  Inama-Siemegg,  Deutsche  Wirtsobaftsgeschichte.  L   102. 
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Rinder,  bedeutend  zu,  obwohl  das  Schwein  noch  immer  das 
wichtigste  Haustier  des  ganzen  Mittelalters  blieb,  denn  vom 
Torfschwein  der  Pfahlbauten  an  bis  ans  Ende  des  Mittelalters 
war  dieses  Tier  ausser  der  Jagdbeute  der  fast  einzige  Fleisch- 
lieferant, daher  man  das  Schwein  das  i  erste  Kultur tier  der 
europäischen  Volkere  nennen  kann  ^). 

Noch  ein  weiterer  wichtiger  Fortschritt  vollzog  sich  in 
der  Landwirtschaft  dieser  Periode;  während  in  der  Merowinger- 
zeit  der  Betrieb  derselben  noch  ein  vollkommen  regelloser  war, 
erscheint  wenigstens  bei  den  Grossgrundbesitzern  am  Ende  der 
Earolingerzeit  eine  ökonomische  Anordnung  der  Güter,  was 
sicher  auf  Nachahmung  der  von  Karl  im  Capitülare  de  villis 
vorgeschriebenen  Massnahmen  zurückzuführen  ist  *).  Aber  auch 
unmittelbar  forderte  Karl  solche  Bestrebungen  ;  er  gestattete 
urkundlich  den  Trägern  königlicher  Benefizien,  besonders  aber 
den  Kirchen,  ihr  Besitztum  durch  Austausch  abzurunden.  — 
Karl  war  der  Gründer  des  Yillensystems  und  damit  gewinnt 
der  Herrenhof  nicht  bloss  eine  ökonomische  Ueberlegenheit 
über  die  dienenden  Güter,  sondern  er  wird  das  Haupt  aller 
kleinen  Wirtschaften,  welche  mit  ihren  Arbeitern  und  ihrem 
Fruchtanbau  von  ihm  abhängig  werden  und  so  nicht  mehr  als 
selbständige  Wirtschaften,  sondern  als  Teile  eines  grossen,  wohl 
organisierten  Ganzen  erscheinen  ^). 

Die  intensive  Bewirtschaftung  der  königlichen  Domänen 
lieferte  über  dem,  was  auf  den  Gütern  selbst  verbraucht  und 
was  an  den  königlichen  Hof  abgeliefert  wurde,  noch  weitere 
üeberschüsse ,  welche  entweder  unter  der  Hand  verkauft  oder 
auf  einen  Markt  zum  Verkauf  gebracht  werden  mussten;  wo 
das  letztere  der  Fall  ist,  da  arbeitet  man  nicht  mehr  bloss  für 
die  private  Konsumtion,  sondern  beginnt  bereits  für  die  natio- 
nale Konsumtion  zu  arbeiten;  damit  fängt  ein,  wenn  auch 
anfänglich  noch  geringer  ,  Handelsverkehr  an ;  für  denselben 
waren  die  Wasserstrassen  von  hervorragender  Bedeutung,  daher 
bildeten  Gompiegne  und  Kiersy  an  der  Oise ,  Attigny  an  der 
Aisne,    Heristall  an  der  Maas,   Düren  an  der  Boer,    Aachen 

1)  Westdeutsche  Zeitschrift,  1882,   S.  289.  —  2)  Inama-Stemegg, 
a.  a.  0.  I.  298  und  301.  —  8)  Inama-Stemegg,  a.  a.  0.  L  311. 
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zwischen  beiden  Flüssen,  Metz,  Diedenhofen,  Trier  an  der 
Mosel,  Nim  wegen  am  Niederrhein,  Ingelheim,  Worms  und 
Speier  am  Mittelrhein  die  Knotenpunkte  des  königlichen  Pfalzen- 
systems; am  Mündungsgebiete  des  Mains  lag  der  Reichsforst 
Dreieich,  an  der  Mainseite  desselben  erbaute  Karl  die  Pfalz 
Frankfurt,  gegenüber  Ton  Tribur,  und  Salz  an  der  fränkischen 
Saale  war  der  östlichste  Punkt  des  rheinischen  Güterkom- 
plexes ^).  —  Eine  besondere  Gruppe  bildeten  die  Waldpfalzen, 
die  forstlich  ausgenützt  wurden  und  besonders  in  den  Ardennen 
und  in  den  Vogesen  dem  Hofe  während  der  Jagdzeit  zum 
Aufenthalt  dienten.  Auch  im  Odenwald,  im  Spessart,  im 
Schwarzwalde  wurde  die  Forstkultur  eiirig  betrieben  and  in 
den  den  Slaven  und  Avaren  abgenommenen  östlichen  Teilen 
des  Reiches  gab  es  ausgedehnte  Wälder,  welche  durch  die  Er- 
oberung königliches  Gut  geworden  waren  und  häufig  weiter 
vergabt  wurden. 

Um  stets  eine  genaue  Eontrolle  und  einen  vollständigen 
Ueberblick  über  alle  seine  Güter  zu  haben,  ordnete  Earl  schliess- 
lich ihre  detaillierte  Beschreibung  und  Inventarisierung  an; 
so  gab  er  das  Muster  zur  Anlegung  von  Grundbüchern  (Ur- 
barien),  welches  bald  von  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
nachgeahmt  wurde  und  wesentlich  zur  vorteilhaften  wirtschaft- 
lichen Gliederung  und  Organisierung  ihres  Besitzstandes  bei- 
trug. Auch  jene  Teile  des  Erongutes,  welche  als  kirchliche 
oder  weltliche  Benefizien  ansgethan  waren,  mussten  Über  Earls 
Anordnung  inventarisiert  und  beschrieben  werden,  damit  er 
sich  dadurch  eine  genaue  Eenntnis  des  Gesamtbestandes  dieses 
Teiles  des  Erongutes  verschaffen  konnte  und  die  etwa  ver- 
suchte Entfremdung  desselben  durch  Anfügung  des  Lehengutes 
zum  Allod  hintanzuhalten  im  stände  war. 

Nicht  bloss  für  die  Pflege  und  das  Wohl  seiner  Güter 
war  Earl  bestens  bedacht,  auch  den  Bauern  seines  Reiches 
—  und  diese  bildeten  weitaus  den  Hauptteil  der  Bevölkerung 
seiner  Länder  —  widmete  er  seine  fürsorgende  Thätigkeit ;  die 
vielen    und   weithinreichenden  Eriege,    welche   er  führte  and 


1)  NÜMSch,  a.  a.  0.  I,  215. 
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WOZU  er  die  ackerbautreibende  Bevölkerung  in  Massen  auf- 
bieten musste  und  diese  von  ihren  Arbeiten  ,  ihrem  Erwerbe 
abzog,  veranlassten  ihn,  diese  schweren  Lasten  durch  Erleich- 
terungen anderer  Art  auszugleichen.  Diese  bestanden  in  Ver- 
änderungen im  Gerichtswesen;  Karl  beschränkte  die  Zahl  der 
nngebotenen  Gerichtstage  auf  drei  im  Jahre  und  ersetzte  für 
die  gebotenen  Dingtage  die  alte  Gerichtsversammlung  durch 
die  Gerichtskommissionen  der  Schöffen ;  jeder  Graf  erhielt  das 
Recht,  für  seinen  Gerichtsbezirk  sieben  Beamte  auf  Lebenszeit 
zu  ernennen,  welche  an  Stelle  der  Gesamtheit  der  Dingpflich- 
tigen die  Funktion  des  Urteilfinders  Obernahmen.  Wenn  nun 
auch  der  freie  Bauer  einen  guten  Teil  des  Jahres  durch  die 
Verhandlungen  des  Maifeldes  und  durch  Feldzüge  ferne  von 
seinem  Hofe  gehalten  war,  so  konnte  er  nun  doch  wenigstens 
den  Rest  des  Jahres  seiner  Wirtschaft  widmen ,  ohne  durch 
die  Ladung  des  Beamten  oder  durch  die  häufige  Wiederkehr 
der  ungebotenen  Gerichtstage  nach  dem  Malberge,  zur  Ge- 
richtsstätte, gerufen  zu  werden  ^). 

Ging  Karls  Walten  in  solcher  Weise  ins  Volle  und  Grosse, 
so  war  er  nicht  minder  bemüht,  auch  in  selbst  klein  und  wenig 
bedeutend  erscheinende  Dinge  einzugreifen  und  fürsorgend  zu 
schaffen;  und  gerade  von  einer  derartigen  Anordnung  des 
grossen  Herrschers  haben  sich  die  Spuren  bis  heutzutage  er- 
halten. —  Im  Artikel  LXX  des  Capitulare  de  villis  ist  eine 
beträchtliche  Anzahl  (89)  Pflanzen  und  Baumarten  verzeichnet, 
in  Betreff  deren  angeordnet  wird,  dass  sie  in  den  Gärten  der 
königlichen  Maierhöfe  gepflanzt  werden  sollen ;  darunter  be- 
finden sich  viele  südeuropäische  und  orientalische  Arten,  denn 
in  Italien  hat  sich  der  Gartenbau  bis  ins  9.  Jahrhundert  so 
erhalten,  wie  er  in  der  Zeit  des  römischen  Reiches  bestand, 
und  jenes  Verzeichnis  im  Capitulare  mag  von  Benediktiner- 
mönchen, welche  sich  am  Hofe  Karls  aufhielten,  Italien  früher 
kennen  gelernt  hatten  und  die  Schriften  der  lateinischen  Au- 
toren ,  besonders  die  Columella's  kannten ,  entworfen  worden 
sein;  aus  den  Berichten  der  missi  dominici^  welche  auf  Karls 


1)  Nitzsch,  a.  a.  0.  I.  210. 
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Befehl  die  Maierhöfe  bereisten ,  ist  zu  entnehmen ,  dass  des 
Königs  Anordnung,  den  Anbau  jener  Pflanzen  betreffend,  wirk- 
lich genau  vollzogen  wurde.  Aber  noch  viel  mehr  als  das; 
einen  beträchtlichen  Teil  jener  Pflanzen  finden  wir  noch  heute 
in  den  Bauerngärtchen  Deutschlands  und  Oesterreichs  als  Zier- 
und  Nutzpflanzen  ^) ;  so  die  Rose,  den  Rosmarin  (Eosmarinus 
officinalis  L.),  die  Ringel-  oder  Totenblume  (Calendtda  offir 
cinciis  L. ,  im  Capitulare  unter  dem  Namen  Solsequia) ,  die 
Paeonia  officinalis  L.,  im  Capitulare  Diptamnus  genannt,  der 
Mohn  (Papaver  somnijerum  L.)^  die  Lilie  (Lilium  candidum  i.), 
die  Salbei  (Salvia  officinalis  L.)^  der  Saturei  (Satureia,  Stda 
regia)^  die  MQnzen  (Menta  und  Mentastrum)^  die  Eatzenmünze 
(Nepeta  cataria  L.),  die  Raute  (Ruta  graveolus  L.)^  den  Alant, 
die  Petersilie,  den  Fenchel,  die  Mohrrübe  (Daucas  carota  L,)^ 
den  Schnittlauch ,  den  Rettig ,  den  Zwiebel ,  das  Eerbelkraut 
(Änthrisciis  cerefolium  Hoffm.)  und  den  Sevenbaum;  ebenso 
die  Pappelrose  oder  Rosenmalve  (AUhaea  rosea  Cuv.)^  die  Ton 
ihrer  orientalischen  Heimat  (Persien,  Kurdistan)  zuerst  als 
Arznei,  dann  als  Zierpflanze  sich  von  Garten  zu  Gkurten  bis 
ins  Abendland  geschleppt  haben  mag,  bis  sie  durch  Karl  in 
seine  Maierhöfe  verpflanzt  wurde  und  nun  seit  einem  Jahr- 
tausend sich  bis  in  die  kleinsten  Gartenwinkel  verbreitet  hat 
Von  der  Hauswurz  (Sempervivum  tectorum  L.)  glaubt  man 
noch  Heutzutage,  dass  sie  gegen  Blitz  schütze  und  stellt  sie 
daher  in  Töpfen  auf  das  Dach  des  Hauses ;  Karl  ordnete  ihren 
Anbau  als  Gotterbart  (Jovis  barba)  an  und  huldigte  sicher 
damit  dem  alten  Volksglauben.  Von  den  Bäumen,  deren  An- 
pflanzung Karl  verordnete,  finden  sich  heute  noch  in  den 
meisten  Gärten  des  deutschen  Landes  der  Apfel-,  der  Birnen-, 
der  Pflaumen-,  der  Mispel-,  der  Pfirsich-,  der  Quitten-,  der 
Wallnnss-,  der  Kirschenbaum  und  der  Haselnussstrauch.  — 
So  ist  die  Verbreitung  dieser  Kulturpflanzen  die  Folge  der  Ver- 
ordnungen Karls,  des  ebenso  mächtigen  als  klugen  Herrschers, 


1)  Kemer,  Die  Flora  der  Banerngärten  in  Deatschland.  In  den  Ver- 
handlangen des  zoologisch-botanischen  Vereins  in  Wien.  Bd.  V  (1855) 
S.  787—826 ;  Ungar,  das  Bauerngärtchen  in  Oesterreich.  In  der  öaierr. 
Revue,  I.  Bd.  (1864)  S.  212-229. 
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der  darin  ein  erhebliches  Moment  für  die  wirtschaftliche  För- 
derung seiner  Volker  sah.  Auf  den  königlichen  Meierhöfen 
und  in  den  Garten  der  Klöster  wurden  diese  Charakterpflanzen 
zuerst  gepflanzt,  von  da  traten  sie  ihre  mehr  als  tausend- 
jährige Wanderung  bis  an  die  kleinsten  Bauernhütten  an  und 
sind  dort  heute  noch  ein  wenn  auch  nur  wenigen  bekanntes, 
doch  sprechendes  Zeugnis  der  allumfassenden  Fürsorge  Karls 
des  Grossen. 

II. 
Lange  nicht  so  genau  wie  über  Karls  Wirken  för  die 
Landwirtschaft  sind  wir  über  seine  Bemühungen  zur  Hebung 
und  Förderung  des  Gewerbewesens  unterrichtet  Er  be- 
mühte sich,  Handwerker  aus  dem  Süden,  wo  das  Gewerbe  in- 
folge Ton  Italiens  Nähe  sich  aaf  einem  höheren  Stande  be- 
fand, nach  dem  Norden  zu  verpflanzen;  er  ordnete  an,  dass 
auf  seinen  Domänen  stets  die  zur  Verfertigung  der  nötigen 
gewerblichen  Erzeugnisse  erforderlichen  Handwerker  vorhanden 
seien,  als  da  sind:  Schmiede,  Zimmerleute,  Schildmacher,  Seifen- 
sieder, »Siceratoresc ,  welche  Bier,  Apfel-  oder  Birnenmost, 
oder  irgend  ein  anderes  ähnliches  Getränke  zu  bereiten  ver- 
stehen sollten,  Bäcker,  welche  Semmeln  (similas)  zu  backen 
hatten,  Verfertiger  von  Netzen  zur  Jagd  und  zum  Fischfang; 
auch  die  Fischer  und  Vogelsteller  werden  an  dieser  Stelle  ein- 
gereiht. Auf  den  Domänen  wurden  Färbepflanzen  gebaut  und 
in  den  Frauenhäusern  derselben  wurde  gesponnen  und  gewebt 
—  ako  schon  AnßLnge  einer  Produktion  im  grossen ;  das  Ca- 
pitulare  von  789  ^)  verbietet  den  Sonntag  zu  entheiligen  durch 
Weben,  Zupfen  der  Wolle  und  Klopfen  des  Flachses  und  das 
Capitulare  von  813  ')  ordnet  an,  dass  den  Frauen  in  den  Ar- 
beitshäusern ausreichend  Wolle  und  Leinwand  gegeben  werde, 
damit  sie  Kleidungsstücke  daraus  verfertigen,  die  an  den  könig« 
liehen  Hof  abzuliefern  sind ;  solche  gewerbliche  Arbeiten  sind 
also  schon  damals  gewiss  nicht  mehr  selten  gewesen.  Diese 
und  andere  ähnliche  Anordnungen  beweisen,  dass  unter  Karl 
dem  Grossen  die  öfientliche  Gewalt  die  Ordnung  des  Gewerbe- 


1)  Mm.  Germ.  Etat.,  Legea  I.  184,  Cap.  43.  —  2)  Ebenda.  S.  189. 
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Wesens  als  ihre  Obliegenheit  ansah  —  und  zwar  begegnet  uns 
diese  Erscheinung  zuerst  unter  ihm  bei  den  Deutschen,  er  ist 
also  auch  der  erste  deutsche  Herrscher ,  der  der  gewerblichen 
Produktion  die  Fürsorge  der  Regierung  zuwendete  ^). 

Drei  Arten  von  Gewerbe  wurden  in  der  Karolingerzeit  be- 
sonders gepflegt:  die  Weberei,  die  Verarbeitung  der  Metalle 
und  das  Baugewerbe. 

Gewebt  und  gewirkt  wurde  in  den  Frauenbäusern  der 
königlichen  Pfalzen  und  in  jenen  auf  den  Höfen  der  grossen 
Grundherren  —  also  auch  in  diesem  Zweige  ging  die  Anregung 
vornehmlich  von  dem  königlichen  Hofe  aus.  Die  damals  in 
Deutschland  erzeugten  Gewebe  waren  jedenfalls  nur  minderer 
Sorte,  obwohl  Quantität  und  Qualität  derselben  in  dieser  Pe- 
riode gestiegen  sein  mag;  zur  Befriedigung  höher  gehender 
Bedürfnisse  der  Eleidung  und  Ausschmückung  der  Wohnräume 
des  königlichen  Hofes  und  jener  der  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen  wurden  Webe-  und  Wirkwaren  aus  Seide  und  Baum- 
wolle vom  Orient  in  ziemlicher  Menge  eingeführt.  Ihren  alten 
guten  Ruf  behauptete  die  friesische  Leinenindustrie;  unter  den 
Geschenken,  welche  Karl  an  Harun  al  Raschid  sendete,  befand 
sich  friesische  Leinwand,  »welche  dort  (im  Orient)  selten  und 
nur  um  teuren  Preis  zu  haben  istc  '). 

Die  Erzeugung  von  Metallwaren  erstreckte  sich  haupt- 
sächlich auf  Waffen  zu  Schutz  und  Trutz  und  auf  Geräte  for 
den  häuslichen  und  für  den  landwirtschaftlichen  Bedarf.  Dass 
die  Waffen  in  erster  Reihe  und  in  bester  Qualität  am  könig- 
lichen Hofe  erzeugt  wurden,  ist  wohl  zweifellos;  aber  auch  der 
auf  Karls  Anordnungen  hin  organisierte  Betrieb  des  Acker- 
baus und  der  Bedarf  von  Acker-  und  Hausgeräten  auf  den 
königlichen  Villen  weist  darauf  hin,  dass  man  auch  in  diesem 
Gewerbszweige  den  grossen  Kaiser  als  den  mächtigsten  Föi^ 
derer  desselben  bezeichnen  kann.  Die  Erzeugung  von  Waffen 
war  so  bedeutend,  dass  man  schon  an  eine  Ausfuhr  derselben 

l)  TTaaf;?^  Verfassungsgesch.  IV,  74  ff.;  Schmdler,  Die  Strassborger 
Tachmacher-  und  Webensanft  (Strassburg  1879)  S.  357  ff. ;  BOow  in 
SyheVs  bist  Zeitscbrift,  1887,  58.  Bd.  S.  207.  ~  2)  Manaehus  Sanffoir 
Imsis,  IL  Buch,  9.  Cap.    Man.  Germ.  Eist.  SS.  11.  752. 
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dachte,  welche  jedoch  durch  das  Capitulare  von  781  ^)  ver- 
boten wurde  und  neuerdings  beauftragte  Karl  die  Konigsboten 
in  der  Instruktion  von  805*),  die  Ausfuhr  der  Waffen  über 
die  Reichsgrenzen  zu  verhindern,  und  wenn  sich  bei  einem 
Kaufmann  Waffen  und  Brünnen  fänden,  so  sollten  ihm  alle 
seine  Waren  weggenommen  werden,  die  Hälfte  an  die  Krone 
fallen,  die  andere  zwischen  dem  betreffenden  Missus  und  dem 
Anzeiger  geteilt  werden. 

Noch  sicherer  lässt  sich  Karls  Einfluss  auf  das  Bauge- 
werbe und  auf  die  Baukunst  nachweisen.  In  seinen  Pfalzen 
zu  Aachen,  Ingelheim  und  Nimwegen  Hess  er  grosse  Paläste 
aufführen,  welche  als  Prachtbauten  bezeichnet  werden;  der 
Ingelheimer  Palast  war  reich  mit  Gold  verziert,  hundert  Säulen 
trugen  seine  Decke,  die  Wände  waren  mit  Bildern  geschmückt, 
welche  die  Leidensgeschichte  Christi  und  Ereignisse  aus  der 
Weltgeschichte  bis  auf  die  Thaten  Karls  selbst  darstellten. 
Im  Schloss  zu  Aachen,  das  noch  grösser  und  prächtiger  war, 
befanden  sich  Bilder,  welche  die  E^ämpfe  Karls  gegen  die 
Mauren  yerherrlichten.  Zu  Ingelheim  liess  er  eine  Basilika, 
das  sogenannte  Baptisterium,  auffQhren  und  796  bis  804  wurde 
zu  Aachen  die  herrliche  Marien-  oder  Münsterkirche  erbaut, 
welche  Papst  Leo  IIL  einweihte.  Sie  war  eine  Nachahmung 
der  Yitaltskircbe  zu  Ravenna,  von  wo  Karl  für  seinen  Bau 
Säulen  und  Zierraten  kommen  liess  ').  Ein  Magister  Odo  wird 
eis  ihr  Architekt  genannt,  der  kunstgewandte  Abt  Ansigis  von 
St.  Vandrille  bei  Ronen  stand  den  verschiedenen  Künstler- 
werkstätten vor,  Einhard  war  der  Oberleiter  des  Ganzen. 
Dieses  Münster  zu  Aachen  sollte  nicht  sowohl  die  Palastkapelle 
des  Kaisers,  als  vielmehr  die  Hof-  und  Staatskirche  des  Reiches 
sein,  ein  Werk,  das  bestimmt  war,  die  Summe  des  baukünst- 
lerischen Könnens  der  Zeit  darzustellen  ^). 

Das  Beispiel,  das  Karl  auf  diese  Weise  gab,  fand  bald 
Nachahmung  an  den  Bischofsitzen  und  in  den  Klöstern,  welche 
auch   grosse   kirchliche  Baulichkeiten   reich   ausgestattet  auf- 

1)  Legesl.Al,  cap.7.  —  2)  Ebenda  S.  133.  ~  3)  För«<«r,  Geschichte 
der  deutschen  Kunst.    Leipaig,  1851,  I.  Bd.,  S.  23—26.  —  4)  Döhme, 
6e8ohiohte  der  deutschen  Baukunst.  Berlin,  1887.  S.  7  ff. 
ZdUohr.  t  StMttw.    1891.    II.  Hefl.  og 
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führten  and  zu  ihrer  Herstellang  künstlerisch  und  technisch 
gebildete  Baumeister  aus  fremden  Landen,  vermutlich  meistens 
aus  Italien,  herbeiriefen.  Mit  welchen  Mitteln  die  grossen 
Bauten  Karls  aufgeführt  wurden ,  erzählt  der  Mönch  von  St 
Gallen  ^).  Wenn  Kirchen,  welche  unmittelbar  zum  königlichen 
Gute  gehörten,  mit  Tafel  werk  oder  mit  Wandgemälden  zu 
schmücken  waren,  so  besorgten  dies  die  nächsten  Bischöfe  und 
Aebte.  Waren  sie  aber  neu  zu  erbauen,  so  mussten  alle  Bi- 
schöfe, Herzöge  und  Grafen,  alle  Aebte  und  wer  sonst  könig- 
lichen Kirchen  vorstand,  nebst  allen,  welche  Lehen  vom  Könige 
hatten,  sie  vom  Grunde  aus  bis  zum  Giebel  aufführen ;  so  ge- 
schah es  bei  der  Kirche  und  bei  dem  Schlosse  zu  Aachen,  bei 
den  um  das  letztere  gelegenen  Palästen  der  Grossen  und  bei 
den  Wohnhäusern  des  königlichen  Dienstgefolges. 

Neben  der  Aachener  Marienkirche  heben  Einhard  *)  und  der 
Mönch  von  St.  Gallen  ^)  als  das  vorzüglichste  und  bewunde- 
rungswürdigste Bauwerk  Karls  die  Brücke  über  den  Rhein  bei 
Mainz  hervor;  nicht  weit  unterhalb  der  Mündung  des  Mains 
und  Castels  überspannte  sie  den  Strom  in  einer  Länge  von 
600  Schritt ;  sie  war  aus  Holz  erbaut,  schien  aber  einem  langen 
Zeiträume  trotzen  zu  können.  Im  Jahre  813  jedoch  brannte 
sie,  wie  der  Mönch  von  St.  Gallen  berichtet,  durch  die  Hinter- 
list einiger  Böswilligen ,  welche  von  dem  Fährgelde  sich  un- 
billigen Sold  erwerben  wollten,  angezündet,  in  drei  Stunden 
vollständig  nieder ;  nur  die  vom  Wasser  bedeckten  Fundamente 
blieben  übrig.  Es  war  ein  Karls  würdiger  Gedanke  und  ein 
Beweis  der  unverminderten,  bewunderungswürdigen  Energie  des 
körperlich  hinfallig  gewordenen  Greises,  dass  er,  wie  Einhard 
schreibt,  die  Absicht  hegte,  die  zerstörte  hölzerne  Brücke  durch 
eine  steinerne  zu  ersetzen.  Sein  schon  im  nächsten  Jahre  er* 
folgter  Tod  (28.  Januar  814)  verhinderte  die  Ausführung :  mehr 
als  tausend  Jahre  verflossen,  ehe  sich  dieser  Plan  verwirklichte, 
denn  erst  seit  Dezember  1862  führt  eine  steinerne  Brücke  bei 
Mainz  über  den  Rhein  *). 

1)  I.  Buch,  30.  Kapitel.  —  2)  Vita  KaröU,  Kap.  17;  AntuHes  ad 
813.  —  3)  I.  Bach,  30.  Kapitel.  —  4)  Simsan,  Jahrbücher  des  deatochan 
Reiches  unter  Karl  dem  QroBsen.  IL  510—513. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Karl  der  Grosse  als  Volkswirt.  431 

Auch  anderwärts,  ja  in  allen  Teilen  seines  Reiches  sorgte 
Karl  für  die  Herstellung  von  Mitteln  zur  Förderung  des  Ver- 
kehrs. Wenn  auf  sein  Gebot  hin  irgendwo  Brücken,  Schiffe 
oder  Fähren  zu  bauen  oder  Wege  zu  reinigen,  zu  pflastern 
oder  auszufüllen  waren,  so  oblag  dies,  wenn  die  Sache  nicht 
Ton  Bedeutung  war,  den  Grafen  durch  ihre  Stellvertreter  und 
Beamten ;  die  Obsorge  über  die  wichtigeren  Arbeiten  und  ins- 
besondere bei  Neuherstellungen  stand  den  Grafen,  Bischöfen 
und  Aebten  zu  ^).  Wo  sich  ihm  Veranlassung  hiezu  erbot, 
griff  Karl  selbst  thätig  ein.  Als  er  sich  792  nach  dem  ersten 
Feldzuge  gegen  die  Avaren  lange  Zeit  in  ßegensburg  aufhielt, 
um  Vorbereitungen  für  die  Fortsetzung  dieses  Krieges  zu  treffen, 
Hess  er  über  die  Donau  eine  Schiffbrücke  bauen,  welche  mit 
Ankern  und  Tauen  befestigt  wurde,  so  dass  sie  rasch  verbunden 
und  gelöst  werden  konnte');  wurde  diese  Brücke  zwar  nur 
für  Kriegszwecke  hergestellt,  so  war  sie  sicher  nicht  unwichtig 
für  den  Verkehr  im  Frieden.  —  Im  Jahre  811  besuchte  E[arl 
Bononia  (Boulogne)  ,  um  die  daselbst  vor  Anker  liegende 
Flotte  zu  besichtigen,  deren  Bau  er  im  verflossenen  Jahre  an- 
geordnet hatte;  bei  dieser  Gelegenheit  liess  er  den  schon  von 
alten  Zeiten  her  dort  stehenden  Leuchtturm  wieder  herstellen 
und  auf  seiner  Spitze  ein  Nachtfeuer  anzünden ').  — 

Die  grossartigste  Unternehmung  auf  diesem  Gebiete  war 
der  geplante  und  begonnene  Bau  eines  Kanals  zur  Verbindung 
der  Stromsysteme  der  Donau  und  des  Rheins.  Dort,  wo  sich 
beide  bis  auf  eine  geringe  Entfernung  nähern,  sollte  zwischen 
der  Altmühl  und  der  Bezat  ein  schiffbarer  Kanal  hergestellt 
werden.  Mit  Eifer  und  Tbatkraft  schritt  Karl  zur  Verwirk- 
lichung dieses  Planes ;  im  Herbste  793,  den  er  fast  ausschliess- 
lich diesem  Werke  widmete ,  begab  er  sich  mit  seinem  ganzen 
Hofstaate  von  ßegensburg  die  Donau  und  die  Altmühl  auf- 
wärts fahrend  nach  dem  Sualafeld ;  zwischen  Altmühl  und 
Rezat  wurde  ein  Graben  gezogen,  der  2000  Schritte  Länge 
und  300  Schritte  Breite  hatte;  er  begann  bei  Bubenheim  an 
der  Altmühl,  führte  über  »Grabenc,  das  wohl   davon  seinen 


2)  Mönch  YOn  St.  Gallen,  I.  Buch,  30.  Kapitel.  —  2)  Einhard,  An- 
nalen,  ad  annum  792.  —  3)  Einhard,  Annalen  ad  atmum  811. 
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Namen  trägt ,  nach  Weissenbnrg  an  der  schwäbiflchen  Bezat. 
Sparen  der  Anlage  finden  Bi^h  in  der  That  in  jener  Gegend 
noch  beute.  Indessen,  obwohl  eine  grosse  Zahl  von  Arbeitern 
Terwendet  wurde,  kam  man  doch  nicht  zum  Ziele.  Die  Schuld 
lag  neben  der  Ungunst  der  Witterung  an  der  unvollkommenen 
Technik  jener  Zeit ,  welche  den  zu  überwindenden  Schwierig- 
keiten  nicht  gewachsen  war.  Infolge  bestandigen  Regens  wurde 
der  ohnehin  sumpfige  Boden  völlig  durchweicht,  dass  die  am 
Tage  ausgegrabene  Erde  während  der  Nacht  wieder  zurücksank, 
und  so  scheiterte  die  Ausführung  des  gross  gedachten  Werkes. 
Was  Karl  vor  mehr  als  tausend  Jahren  beabsichtigt  hatie, 
wurde  erst  in  unserem  Jahrhundert  durch  König  Ludwig  L 
von  Bayern  realisiert.  Da  wählte  man  aber  eine  andere  viel 
weitere  Verbindungslinie  von  23  Meilen  Länge  zwischen  beiden 
Flusssystemen,  gab  jedoch  dem  Eönig-Ludwig-Kanal  eine  viel 
geringere  Breite  und  Tiefe  als  der  von  Karl  in  Angriff  ge- 
nommene Graben  haben  sollte  ^).  Karls  Schiffahrtsgraben  kam 
nicht  zustande,  der  Ludwig-Kanal  erfüllte  aber  auch  nicht 
die  Hoffnungen,  die  man  in  ihn  gesetzt  hatte;  der  Verkehr 
auf  demselben  entwickelte  sich  nicht  so,  dass  er  die  Kosten 
der  Erbauung  und  Erhaltung  deckte  und  den  Wettbewerb  mit 
den  bald  nachher  entstandenen  Eisenbahnen  konnte  er  nicht 
bestehen. 

Eine  besondere  Förderung  wendete  Karl  der  Groldschmiede- 
kunst  zu.  Obwohl  er  selbst  stets  sehr  einfach  gekleidet  war, 
liebte  er  es  doch,  dass  Gemahlin  und  Töchter  namentlich  bei 
feierlichen  Anlässen  in  golddurchwebten  Gewändern  und  mit 
reichem  Schmuck  geziert  erschienen,  was  auch  die  Vornehmen 
an  seinem  Hofe  nachahmten.  Die  Paläste  Karls  und  seiner 
Grossen,  ebenso  wie  die  Kirchen  strotzten  von  vergoldeten 
Einrichtungsstücken,  von  Teppichen  und  Tapeten  aus  Goldstof 
und  von  kostbaren  aus  Gold  verfertigten  oder  vergoldeten 
Metallgegenständen.  Wie  sehr  er  diesen  Knnstzweig  forderte, 
ergibt  sich  aus  dem  umstände,  dass  er  anordnete,  dass  in 
jeder  der  ihm  gehörigen  Ländereien  ein  Goldschmied  sein  sollte, 
dass  er  Klöster,  in  denen  diese  Kunst  betrieben  wurde,  beson- 

1)  Simäon,  a.  a.  0.  S.  55—57. 
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dera  begünstigte,  dass  er  Männer  von  Eanstbildung  an  die 
Spitze  der  Klöster  und  Diözesen  setzte.  Es  muss  königliche 
Werkstätten,  in  denen  die  Eleinknnst  betrieben  wurde,  gegeben 
haben,  denn  Karl  ernannte  zum  obersten  Vorstand  seiner  Werk- 
stätten Einhard,  der  im  Kloster  zu  Fulda  erzogen  und  dort  in 
allen  Künsten  ausgebildet  worden  war.  Karl  verlieh  ihm  den 
biblischen  Namen  Beseleel,  das  ist  derjenige,  der  in  Gold, 
Silber  und  Erz  künstlich  zu  arbeiten,  Steine  zu  schneiden,  sie 
einzusetzen  und  auch  in  Holz  zu  arbeiten  versteht.  Auch  dem 
Erzgusse  widmete  er  seine  Fürsorge;  Thorflügel  und  Gitter, 
heute  noch  vorhanden  im  Münster  zu  Aachen,  wurden  in  der 
dortigen  Werkstatte  verfertigt  ^). 

Diese  blühende  Metallwarenindustrie,  sowie  die  Erzeugung 
grosser  Mengen  von  Kriegsgeräten,  Haus-  und  Feldgerätschaften, 
und  von  Werkzeugen  für  das  Baugewerbe  setzen  einen  eifrig 
betriebenen  Bergbau  namentlich  auf  Eisen  voraus. 

IIL 

In  gleichem  Masse  wie  Landwirtschaft  und  Gewerbe  er- 
freuten sich  Handel  und  Verkehr  der  Förderung  durch 
Karl  den  Grossen;  auch  auf  diesem  Gebiete  bezeichnet  seine 
Regierung  einen  mächtigen  Aufschwung  bei  den  seinem  Szepter 
unterworfenen  Völkern.  Herrschten  die  Merowiuger  zwar  auch 
über  die  Länder  rechts  und  links  vom  Bheine,  so  bestand  doch 
zwischen  diesen  Landesteilen  ein  tiefgreifender  Unterschied. 
Neustrien  und  Aquitanien  waren  alter  Kulturboden,  trotz  der 
Stürme  der  Völkerwanderung  hatten  sich  dort  manche  Reste 
der  römischen  Zivilisation  erhalten  in  den  Städten  und  in  den 
sie  verbindenden  Strassen^  in  Ackerbau  und  Gewerbe,  in  Han- 
del und  Verkehr,  in  den  Sitten  der  Bevölkerung  und  in  der 
Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten.  Die  rechtsrhei- 
nischen Gebiete  waren  zwar  von  den  Merowingern  zum  guten 
Teile  bereits  erobert  worden,  sie  hatten  hier  fdr  EinfElhrung 
der  Rechtspflege,  für  das  Aufgebot  des  Heerbannes  und  für  die 
Eirwerbung  von  Domänen  Sorge  getragen,  um  die  Hebung  und 
Förderung  der  Kultur-  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  jedoch 

1)  Falke,  Geschichte  des  deutiohen  Kunstgewerbes.  Berlin,  1888,  S.24tf. 
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sich  wenig  gekümmert  In  Neustrien  und  Aquitauien  waren 
die  einzelnen  Privatwirtschaften  sich  bereits  näher  getreten, 
erzengten  Ueberschösse,  die  sie  in  Umtausch  setzten  und  Handel 
und  Verkehr  gediehen.  In  den  Landschaften  rechts  vom  Rheine 
gab  es  nur  isolierte  Privatwirtschaften,  weiche  allein  für  sich 
arbeiteten,  nicht  mehr  produzierten,  als  jede  zu  konsumieren 
im  stände  war ;  es  fehlte  an  Waren  und  damit  an  dem  Substrate 
jedes  Handels.  Die  alten  Handelsstrassen,  welche  das  deutsche 
Land  von  Norden  nach  Süden,  von  Westen  nach  Osten  durch- 
zogen hatten,  waren  durch  die  Einbrüche  der  Hunnen  und 
Avaren  ganz  unterbrochen  worden  ^).  Hatte  Karl  durch  die 
Hebung  der  Landwirtschaft  auf  den  königlichen  Villen  bewirkt, 
dass  Produkte  derselben  in  Handel  und  Verkehr  gebracht  wer- 
den konnten,  hatte  er  durch  Herstellung  der  Ruhe  und  Ord- 
nung im  Innern  und  durch  die  Niederwerfung  der  Feinde  an 
den  Grenzen  den  nationalen  Güterverkehr  wieder  möglich  ge- 
macht, so  wurde  durch  seine  Gesetzgebung  das  Strassenwesen 
wieder  gehoben,  und  durch  seine  grossartige  Politik  wurden 
die  beiden  Reichsgebiete  rechts  und  links  vom  Rheine  gleich 
berechtigt  und  gleich  berücksichtigt.  Die  Märkte  und  Häfen 
Neustriens,  welche  bisher  fast  nur  die  Bewohner  dieses  Landes 
benützten,  wurden  nun  auch  von  den  Austrasiern  häufig  und 
immer  häufiger  besucht  und  dadurch  wurden  das  grosse  Reich 
Karls  und  seine  Bewohner  nicht  bloss  politisch,  sondern  andi 
wirtschaftlich  immer  fester  und  enger  aneinander  gekettet.  Die 
königlichen  Villen  und  darunter  namentlich  die  Pfalzen  bil- 
deten Mittelpunkte,  wo  Waren,  besonders  Naturprodukte,  in 
grösserer  Menge  zusammengebracht  wurden,  als  für  den  lokalen 
Bedarf  erforderlich  war,  und  gestalteten  sich  so  zu  Markt- 
plätzen ersten  Ranges,  was  um  so  leichter  war,  als  sie  durch 
Karls  Anordnungen  bald  auch  Hauptpunkte  für  das  Zoll-  und 
Münzwesen  wurden;  in  den  Pfalzen  und  um  sie  herum  liess 
sich  eine  grössere  Anzahl  von  Leuten  höherer  Stande  nieder, 
welche  ihre  Bedürfhisse  durch  Ankauf  von  Waren  aller  Art, 
was  sich  ihnen  darbot,  zu  befriedigen  suchten  und  dadurch  we- 
nigstens dem  Kleinhandel  Leben  und  Aufschwung  gaben. 

1)  Inama-Stemeggf  Dentache  Wirtschaftsgeschichte.  I.  427^498. 
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üeber  die  Handelswege  im  karolingischeu  Reiche  und  über 
den  Verkehr  auf  denselben  sind  wir  im  einzelnen  allerdings 
nur  wenig  unterrichtet.  Die  vomehmlichsten  derselben  waren 
die  Rhein-  und  Donaustrasse,  die  Strassen  nach  Italien  und 
zwar  vom  Rhein  und  Bodensee  nach  Ghur  über  den  Septimer 
an  den  Gomersee,  vom  Donaugebiet  durch  Kärnten  und  Tirol. 
Aus  Thüringen  fährte  ein  Handelsweg  nach  Mainz,  dessen  Eauf- 
leute  Getreide  in  Süddeutschland  einhandelten  und  es  zu  Schiff 
auf  den  Main  in  die  Stadt  brachten.  Töpfer  befuhren  mit 
ihren  Waren  den  Rhein,  um  sie  den  Anwohnern  desselben  zu 
verkaufen,  und  zwar  pflegte  man,  wenn  die  Fahrt  gegen  den 
Strom  ging,  das  Schiff  vom  Ufer  aus  an  einem  Seil  zu  ziehen ; 
durch  mehr  als  tausend  Jahre  erhielt  sich  dieses  Schiffziehen ; 
noch  um  die  Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  arbeiteten 
die  Schifl^eher  am  Rhein  und  1848  verlangten  sie  von  dem 
Fünfzigerausschuss  in  Frankfurt  am  Main,  dem  Vorläufer  der 
Nationalversammlung,  die  Unterdrückung  der  Dampfschiffahrt, 
die  ihrem  Gewerbe  Abbruch  thue.  —  Aus  dem  Elsass  wurden 
Wein  und  Getreide,  Holz  aus  den  Wäldern  der  Vogesen  auf 
dem  Rheine  verschifft ;  die  Friesen,  welche  diesen  Fluss  lebhaft 
befuhren,  waren  die  Käufer,  von  denen  man  dafür  buntgefärbte 
Zeuge,  weite  lange  Mäntel  u.  a.  eintauschte.  In  Worms  er- 
scheinen schon  unter  den  Merowingern  friesische  Händler  und 
in  Mainz  war  in  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  der 
beste  Teil  der  Stadt  von  Friesen  bewohnt.  Sie  gehörten  zu 
jenen  Kaufleuten,  welche  die  in  der  Merowingerzeit  errichtete 
jährliche  Messe  zu  St.  Denis  besuchten.  —  Mastricht  mag  schon 
zu  E^rls  Zeit  ein  stark  bevölkerter  und  belebter  Handelsplatz 
gewesen  sein.  In  Aquitanien  war  Poitiers  ein  lebhafter  Markt- 
platz und  als  Haupt-,  See-  und  Zollplätze  an  den  Nordküsten 
galten  Quentowic  (Wicquinghem),  Duurstede  und  Sluis  ^),  für 
den  rechtsrheinischen  Teil  sind  als  Handelsplätze  Worms,  Frank- 
furt, Mainz,  Köln,  Regensburg,  Passau  und  Lorch  zu  bezeichnen. 
Besondere  Bestimmungen  erliess  Karl  für  den  Handel  nach 
den  Ländern  der  Avaren  und  Slaven  in  dem  Kapitulare  von 
Diedenhofen  aus  den  Jahren  806 — 806  '),  aus  welchem  wir  auch 

1)  Simson  a.  a.  0.  S.  568—564.  —  2)  Man.  Oerm.  histor.,  Leges  L 133. 


Digitized  by  VjOOQIC 


436  Dr.  Franz  üwof: 

die  Namen  einiger  Missi  erfahren.  Die  Kaufleute  dorften  mit 
ihren  Waren  an  der  Ostgrenze  nur  bis  zu  einer  bestimmten 
Linie  sich  begeben,  welche  darch  folgende  Punkte  bezeichnet 
wird :  Bardewik,  wo  Hredi,  Schezla  (Schesel  bei  Celle),  wo  Ma- 
dalgaud,  Magdeburg,  wo  Aito,  Erfurt,  wo  Madalgaud,  Halaz- 
Stadt  (Hallstadt  bei  Bamberg),  wo  derselbe  Madalgaud,  Forch- 
heim und  Breemberg  (Pfreimt  oder  Briemberg  bei  Burglengen- 
feld),  Regensburg,  wo  Audulf  und  Lorch,  wo  Werner  als  Missos 
waltete.  Diese  Missi  hatten  die  Aufsicht  über  den  Aussen- 
handel  zu  führen  und  insbesondere  war  es  den  Eaufleuten  unter- 
sagt, Waffen  und  Brünnen  auszuführen ;  würden  sie  dabei  be- 
troffen, so  sollte  ihnen  der  ganze  Warenvorrat  abgenommen 
werden,  die  Hälfte  desselben  an  die  Krone  fallen,  die  andere 
Hälfte  zwischen  dem  Missus  und  dem  Anzeiger  geteilt  werden. 
Auch  dem  Zollwesen  wendete  Karl  besondere  Fürsorge  zu; 
mehrfach  ordnete  er  an,  dass  die  Zolle  nur  nach  Massgabe  des 
alten  Herkommens  erhoben  werden  sollten,  er  verbietet,  neue 
Zölle  einzuführen  ^)  und  nur  von  Eaufleuten,  welche  mit  ihren 
Waren  Handel  treiben,  nicht  auch  von  andern  Leuten,  welche 
ihr  Eigentum  von  einem  Orte  zum  andern  bringen,  sollten  sie 
erhoben  werden.  Ueberhaupt  liess  sich  Karl  bei  der  Erhebung 
von  Zöllen  und  bei  der  Verleihung  von  Zollfreiheiten  nicht  ?on 
fiskalischen  Rücksichten  leiten,  sondern  stets  von  Gesichts- 
punkten zur  Hebung  der  Verkehrs  bestimmen.  Die  Befreiung 
von  der  Entrichtung  der  Zölle  wurde  von  Earl  nicht  häufig, 
und  dann  nur  meist  geistlichen  Körperschaften  in  Anerkennung 
ihrer  besonderen  Verdienste  gewährt.  So  bestätigte  er  (775) 
dem  Kloster  St.  Denis  auf  Bitte  des  Abtes  Fulrad  laut  der  vor- 
gelegten Urkunden  der  früheren  Eönige  und  seines  Vaters 
König  Pippin  die  seit  langem  besessene  Zollfreiheit  in  den 
Reichen  Francien  und  Italien,  verlieh  er  (776)  dem  Kloster 
Flavigny  im  Gau  Auzois  auf  Bitte  des  Abtes  Manasses  Zoll- 
freiheit und  schenkte  demselben  den  auf  dessen  Besitzungen 
einzuhebenden  Zoll,  verlieh  er  (775)  den  Leuten  der  Kirche 
von  Strassburg  auf  Bitte  des  Bischofs  Etto  Zollfreiheit  im  ganzen 
Reiche  ausser  zu  Quentovic  (am  Pas  du  Galais),  Duurstede  und 

1)  Eapitalare  von  Nimwegen  von  806,  Kap.  10:  Leges  I.  144. 
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Sluis,  schenkte  er  (777)  der  Kirche  von  Utrecht  den  üferzoll 
am  Leck,  bestätigte  er  (779)  dem  Kloster  St.  Qermain  des* 
Pres  auf  Bitte  des  Abtes  Hrotbert  laut  der  vorgelegten  Urkunde 
seines  Vaters  Pippin  Zollfreiheit  im  ganzen  Reiche,  verlieh  er 
(781)  dem  Kloster  Honau  auf  Bitte  des  Abtes  Beatns  für  dessen 
Verdienste  Zollfreiheit,  dem  Benediktinerkloster  Cormery  (800) 
auf  Bitte  seines  vielgeliebten  getreuen  Alcuin,  Abts  von  St. 
Martin,  Zollfreiheit  für  zwei  Schiffe  auf  den  Flüssen  Loire, 
Mayenne,  Sarthe,  Loir  und  Vienne  und  (808)  Fortunat,  dem 
Patriarchen  von  Venedig  und  Istrien,  Zollfreiheit  für  vier  Schiffe  *). 
Während  Karl  in  allen  seinen  Anordnungen  in  Betreff  des 
Handels  und  Verkehrs  von  grossen  Gesichtspunkten  ausging 
und  sich  stets  nur  von  staatlichen  Rücksichten  leiten  liess,  ge- 
schah es  doch  einmal,  dass  er  in  Angelegenheiten  seiner  Familie 
diesem  seinem  Grundsatze  untreu  wurde.  Er  beabsichtigte 
seinen  gleichnamigen  ältesten  Sohn  mit  einer  Tochter  des 
Königs  Offa  von  Mercia  zu  vermählen  ') ;  Offa  wollte  in  diese 
Vermählung  jedoch  nur  dann  einwilligen,  wenn  ihm  selbst 
Karls  Tochter  Bertha  zur  Ehe  gegeben  würde.  Karl,  der,  wie 
Einhard  sagt '),  seine  Töchter  aufs  zärtlichste  liebte,  ohne  ihre 
Gesellschaft  nicht  leben  konnte  und  sie  daher  alle  bis  zu  seinem 
Tode  bei  sich  im  Hause  behielt,  war  über  die  Forderung  Offas 
so  heftig  erzürnt,  dass  er  gegen  die  britischen  Kaufleute  eine 
Handelssperre  verhängte,  in  der  Art,  dass  kein  Kaufmann  von 
den  britischen  Inseln  und  vom  Volke  der  Angelsachsen  Han- 
dels halber  die  Küsten  des  fränkischen  Reiches  betreten  durfte ; 
Offa  erwiderte  diese  strenge  Massregel  mit  einer  gleichen  in 
seinem  Reiche.  Der  Verkehr  zwischen  Britannien  und  dem  Franken- 
reiche scheint  aber  damals  ein  so  bedeutender  gewesen  zu  sein, 
dass  man  dieses  Verkehrs  verbot  schwer  ertrug.  Der  Abt  6er- 
wold  von  Fontanelle  (St.  Wandrille),  der  viele  Jahre  hindurch 
in  Städten  und  Häfen,  vornehmlich  in  Quentovic  (Wicquinghem 
unterhalb  St.  Josse  sur  mer)  Zölle  und  Abgaben  erhoben  hatte, 
und  als  super  regni  negocia  procurator  bezeichnet  wird,  trat 

1)  BÖhmer-Mühlbacher ,  Eegesten  des  Kaiserreichs  unter  den  Karo- 
lingern. Innsbruck  1880  ff.  I.  Nr.  176,  181,  195,  206,  237,  345,  393.  — 
2)  GestaabhiaumFontanell  cap.  16,  SS.  II.  291.  —  3)  Vito  Caro2»,  cap.  19. 
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als  Vermittler  auf,  erwirkte  bei  Karl  die  Aufbebang  des  Ver- 
botes und  später  wurde  das  Einvernehmen  zwischen  den  beiden 
Königen  wiederhergestellt. 

Besonderes  Augenmerk  wendete  Karl  dem  Mass-  und  Ge- 
wichtswesen zu,  indem  er  strenge  darauf  drang,  dass  in  dem 
ganzen  Reiche  zum  Schutze  des  Verkehrs,  vor  allem  zum  Schutze 
der  Armen  und  Schwachen,  ein  festes  staatliches  Mass-  und 
Gewichtssystem  durchgeführt  werde.  Gleiches  und  richtiges 
Mass  und  gerechtes  und  gleiches  Gewicht  solle  allen  zu  Teil 
werden,  sowohl  in  den  Städten  wie  in  den  Klöstern,  beim  Kaufe 
ebenso  wie  beim  Verkaufe,  so  ordnete  Karl  in  der  Reichsver- 
sammlung  zu  Aachen  ausdrücklich  an  (789).  Nicht  minder 
sorgte  er  für  die  Aufrechterhaltung  der  Freiheit  des  Verkehrs 
im  Innern  und  verbot,  Leute  des  Zolles  wegen  zur  Benützung 
einer  Brücke  zu  zwingen,  wenn  sie  anderwärts  leichter  den 
Fluss  überschreiten  können,  oder  auf  freiem  Felde  Brücken- 
oder  Ueberfuhrzoll  zu  erheben  ^). 

Zur  Förderung  des  auswärtigen  Handels  knüpfte  er  Han- 
delsbeziehungen mit  fremden  Ländern  an ,  sorgte  dafür ,  dass 
der  Ueberschuss  der  Produkte  seines  Reiches  gegen  Waren 
fremder  Länder  und  Völker  ausgetauscht  werden  konnte.  Frem- 
den Kaufleuten  gewährte  er  Zulass  in  sein  Reich,  wo  es  durch 
die  fremde  Ware  Gewinn  ziehen  konnte,  verbot  aber  die  Aus- 
fuhr, wo  der  einheimische  Bedarf  nicht  ausreichend  gedeckt 
schien  und  Ausfuhr  und  Einfuhr,  wenn  höhere  politische  und 
Machtinteressen  es  erheischten.  So  untersagte  er  (781)  auf 
das  strengste  die  Ausfuhr  von  christlichen  und  heidnischen 
Sklaven,  von  Waffen  und  Pferden  über  die  Reichsgrenze  *),  und 
Baugen  und  Brünnen  (also  Rüstungen)  sollten  an  Handelsleute 
überhaupt  nicht  verkauft  werden  •). 

Wie  weit  Karls  Blicke  in  Betreff  der  Erweiterung  des  aus- 
wärtigen Handels  reichten,  mag  der  umstand  beweisen,  dass 
die  durch  die  Vernichtung  der  Avaren  freigelegte  Donaustrasse 
und  die  Anlegung  des  Donau-Main-Kanak  darauf  hindeuten, 
dass  er  an  die  Eröffnung  des  Handels  mit  dem  Orient  dachte. 
Dies  zeugen  auch  die  Gesandtschaften  zwischen  Karl  und  Haran- 

1)  Mon.  Germ,  Leges  l.  156.  —  2)  L.  c.  I.  41.  —  8)  L.  c  115. 
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al-Ra8cfaid,  wodurch  dem  Kaiser  freier  Verkehr  mit  Jerusalem 
ohne  Dazwischenkuoft  des  arabischen  Souveräns,  des  Emirs  al 
Muroinim  gewährt  wurde  und  die  Gründung  eines  Hospitals 
zu  Jerusalem  zur  Aufnahme  von  Pilgern  romanischer  Nationen, 
welches  immer  als  eine  Stiftung  Karls  des  Grossen  betrachtet 
wurde  ^). 

Als  die  vornehmlichsten  Artikel  des  Handels  im  Innern 
und  nach  aussen  können  aus  dem  Reiche  der  Naturprodukte 
Salz,  Wein,  Häute,  Felle,  und  von  Erzeugnissen  des  Gewerbe- 
fleisses  friesische  Gewänder  und  Waffen  bezeichnet  werden ;  Ge- 
treide, Holz  und  Vieh  mögen  auch  in  lebhaftem  Verkehre  ge- 
standen sein,  aber  immer  nur  auf  beschränktem  Gebiete,  da 
diese  schwierig  zu  transportierenden  Gegenstände  auf  weitere 
Entfernungen  hin  nicht  verfrachtet  werden  konnten. 

Den  Handel  im  grossen  und  kleinen  hatten  in  der  Zeit 
Karls,  sowie  in  der  ganzen  karolingischen  Periode  in  erster 
Reihe  die  Juden  in  ihren  Händen ;  erst  in  zweiter  und  dritter 
Reihe  treten  Friesen,  Lombarden  und  Franken  als  Kaufleute 
auf.  Die  Juden  waren  damals  schon  die  Grosshändler  der  ganzen 
Welt,  vermittelten  insbesondere  die  Zufuhr  der  hochgeschätzten 
orientalischen  Waren  nach  dem  Abendlande  und  waren  auf  der 
grossen  Handelsstrasse,  welche  von  der  Mitte  Europas  nach 
Zentralasien  führte,  am  besten  zu  Hause.  Daher  schickte  Karl 
den  Juden  Isaak  zu  Harun-al-Raschid,  als  er  mit  dem  Oriente 
nähere  Handelsverbindungen  anknüpfen  wollte.  Das  damals 
besonders  wichtige  Geschäft  des  Hausierhandels,  welches  in 
jener  Zeit  der  ersten  Entwicklung  volkswirtschaftlichen  Lebens, 
bei  dünner  Bevölkerung,  seltenen  und  von  einander  weit  ent- 
fernten Märkten,  zur  Befriedigung  lokaler  Bedürfnisse  unum- 
gänglich nötig  war,  lag  in  den  Händen  der  Juden.  Sie  waren 
die  einzigen  Wechsler  und  Geldverleiher;  da  man  Geld  nur 
gegen  Zinsen  zu  Leihe  bekam,  den  Christen  nach  den  Vor- 
schriften des  kanonischen  Rechts  das  Zinsnehmen  verboten, 
nach  ihren  Religionssatzungen  den  Juden  aber  von  Christen 
gestattet  war,  so  ist  es  erklärlich,  dass  der  Geldbedürftige  sich 

1)  Bänke,  Weltgeschichte.  V.  2.  S.  205. 
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an  niemand  andern  als  an  Juden  wenden  konnte,  wodurch  diese 
leicht  und  schnell  zu  Reichtum  gelangten  ^). 

Karl  der  Grosse  war  der  Grfinder  der  Gauverüstssung;  an 
die  Spitze  eines  jeden  Gaues  stellte  er  einen  Grafen ;  dieser 
war  der  vom  staatlichen  Oberhaupte  ernannte  absetzbare  Beamte, 
der  oberste  Heer-  und  Gerichtsbearote,  zuweilen  auch  der  Do- 
mäneuyerwalter  des  Gaues ;  ihm  oblag  die  Obsorge  über  Damme 
und  Strassen,  über  die  Sicherheit  auf  diesen  Verkehrswegen, 
unter  seinem  besonderen  Schutze  standen  die  Eaufleute,  die 
eines  solchen  auf  ihren  gefahrlichen  Handelsreisen  auch  be- 
durften. Damit  hatte  Karl  die  Organe  geschaffen,  welche  be- 
stimmt und  geeignet  waren,  seine  Anordnungen  durchzuführen 
und  diese  Durchführung  zu  überwachen. 

Wie  bei  der  Landwirtschaft,  so  wirkte  Karls  Beispiel 
auch  im  Handel  und  Verkehr  in  weiteren  Kreisen.  Diesem 
und  seinen  ausdrücklichen  Anordnungen  entsprechend  folgten 
auch  auf  diesem  Gebiete  yiele  der  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen;  an  ihren  Sitzen  entstanden  Märkte  für  den  Klein- 
verkehr, bald  auch  Jahrmärkte,  auf  denen  Eaufleute  ans  ver- 
schiedenen Gegenden  zusammenkamen  und  ein  lebhafter  Aas- 
tausch der  Waren  stattfand. 

Mit  diesen  Massregeln  war  Karls  Fürsorge  für  das  Wohl 
der  seinem  Szepter  unterworfenen  Völker  noch  lange  nicht  er- 
schöpft. Er  griff  auch  unmittelbar  in  die  Frage  der  Preisbe- 
stimmung unentbehrlicher  Lebensmittel  ein,  indem  er  in  dem 
Kapitulare  von  Nimwegen  (806)  und  in  dem  von  Aachen  (809) 
strengstens  den  wucherischen  Handel  mit  Getreide  und  Wein 
verbot  und  untersagte,  diese  Erzeugnisse  vor  der  Ernte  zu  ver- 
kaufen, da  dadurch  Verarmung  hervorgerufen  werde  ').  Nach- 
dem im  Jahre  793  Teuerung  und  grosse  Not  an  Getreide  ge- 
herrscht hatte,  ordnete  Karl  794  im  Kapitulare  zu  Frankfurt') 
einen  Maximalpreis  für  Getreide  und  Brot  an,  welcher  weder 
in  den  Zeiten  des  Ueberflusses  noch  des  Mangels  überschritten 
werden  dürfe ;  für  das  von  den  königlichen  Domänen  verkaufte  6e- 

1)  Inama-Stemegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte.  I.  1.  c;  Waiii, 
Verf.  Gesch.  DI,  457.  —  2)  Legea  I.  145  nnd  155--157.  —  S)  Ebends 
!,  71-75. 
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treide  wurde  der  Maximalpreis  noch  niedriger  bemeesen.  An  die 
königlichen  Lehensleute  erging  der  Befehl ,  keinen  ihrer  Hö- 
rigen Hungers  sterben  zu  lassen  und  nur  das  zu  verkaufen, 
was  nach  Befriedigung  des  Bedürfnisses  des  ganzen  Hausstandes 
erübrige.  Durch  das  Eapitulare  von  Diedenhofen  ^)  (805)  sucht 
er  dem  Druck  zu  steuern,  welcher  von  Mächtigen  auf  viele 
kleine  Freie  ausgeübt  wird  und  durch  den  diese  gezwungen 
werden,  ihre  Güter  zu  verkaufen  oder  hinzugeben,  denn  da- 
durch leide  der  königliche  Dienst,  da  die  dergestalt  enterbten 
Kinder  solcher  £ltern  zum  Heeresdienst  unfähig  sind  und  selbst 
aus  Not  Räuber  oder  Bettler  werden.  Bei  der  in  demselben 
Jahre  herrschenden  Hungersnot  solle  jeder  die  Seinigen  nach 
Eraften  unterstützen  und  sein  Eom  nicht  zu  teuer  verkaufen ; 
die  Ausfuhr  von  Getreide  aus  dem  Reiche  wurde  unbedingt 
untersagt.  Und  als  806  wieder  in  einigen  Gebieten  des  Reiches 
Hungersnot  ausbrach,  forderte  er  im  Kapitulare  von  Nimwegeu 
alle  Bischöfe,  Aebte,  Aebtissinnen,  die  weltlichen  Grossen  des 
Reichs  und  die  Lehensleute  auf,  dass  jeder  für  die  Ernährung 
der  Seinigen  Sorge  trage  und  erst  wenn  dies  geschehen,  seinen 
üeberfluss  an  Getreide  und  diesen  nur  zu  dem  im  Eapitulare 
festgesetzten  Preis  verkaufe. 

Zum  Behufe  der  Regelung  des  Armenwesens  bestimmt 
dasselbe  Eapitulare,  dass  jeder  Lehensträger  die  Bedürftigen 
seines  Lehensgutes  selbst  ernähre  und  nicht  gestatte,  dass  sie 
anderswo  bettelnd  umherziehen ;  solchen  herumstreifenden  Bett- 
lern soll ,  wenn  sie  nicht  arbeiten ,  nichts  gegeben  werden. 
Als  im  Winter  von  807  auf  808  am  Niederrhein  Hungersnot 
droht« ,  Unwetter  und  Pest  herrschten ,  ordnete  er  in  der 
Diözese  Lüttich  Fasten  mit  öffentlichen  Gebeten  und  Almosen- 
geben für  je  drei  Tage  im  Dezember,  Januar  und  Februar  an  ^). 

Nicht  nur  für  seine  deutschen  Lande  war  Earl  in  den 
angedeuteten  Richtungen  thätig,  auch  auf  Italien,  soweit  es 
ihm  durch  die  Vernichtung  des  Langobardenreiches  unter- 
worfen war,  erstreckte  sich  seine  Fürsorge.  Als  durch  die 
wiederholte  Anwesenheit  fränkischer  Heere  in  einigen  Gegenden 
Italiens  Notlage  hervorgerufen  worden  war,  erliess  er  (781),  um 

\)Lege$yiy  131—136.  -  2)  BöÄmer-]lföÄ»acÄef  ,Rege«ton  Nr.  428, 1. 174. 
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die  Folgen  der  eiDgerisseDeii  Verarmung  unscbädlich  zu  machen 
und  denen ,  die  dadurch  um  Hab  und  Gut  gekommen  waren, 
wieder  dazu  zu  yerhelfeu,  durchgreifende  Anordnungen:  Alle 
Rechtsgeschäfte,  welche  im  Drange  der  Hungersnot  unter  Be- 
nachteiligung  des   einen  Teils  abgeschlossen   worden ,    sollen 
ungültig  sein;   wer  sich  selbst,  seine  Frau  und  Kinder  in  die 
Knechtschaft   hingegeben   hat ,   soll  seine  Freiheit  wieder  er- 
langen, Verkäufe,  die  unter  dem  wirklichen  Werte  des  Kanf- 
gegeustandes  abgeschlossen,  Schenkungen,    welche  unter  dem 
Drucke  der  herrschenden  Not  gemacht,  sollen  rückgängig  wer- 
den.    Weiter  befahl  er,  dass  Wohnungen  zur  Aufnahme  anner 
Leute   hergestellt  werden  sollen,   untersagte  den  Handel  mit 
Sklaven  und  den  Verkauf   von  Waifen    über  die  Grenzen  des 
Reiches  bei  Strafe  des  Bannes    und  Erlegung  des   Wergeides, 
wenn  der  Sklave  nicht   mehr  zurückgeschafft  werden  kann  ^). 
Besonders   bemerkenswert  erscheint   der   umstand ,   dass 
Karl  bereits  an  eine  Volkszählung  dachte  und  eine  Anordnung 
erliess,    welche    darauf  hinzielte.     In    der  Instruktion  für  die 
Königsboten    vom  Jahre   786  ^)  befiehlt  er ,    dass    behufia  der 
allgemeinen  Eidesleistung    in   jedem    Gau   durch    den    Grafen 
Verzeichnisse  aller  in  demselbbu  Wohnenden,   aller   dort  vor- 
kommenden Geburten ,   sowie  aller  derjenigen  gefQhrt  werden 
sollen,   welche   durch  Kommendation  anderswohin  gekommen 
sind.     Der  Grund  dieses  Gesetzes  lag  ohne  Zweifel  darin,  dass 
Karl   dadurch   alle  Heerespflichtigen   in    Evidenz   halten  und 
verhindern  wollte,  dass  die  hiezu  Verpflichteten  sich  dem  Auf- 
gebote entzogen.    Gleichen  Zweck  verfolgte  die  Instruktion  an 
die  Konigsboten  von  Weihnachten  805  ') ;  um  dem  Miasstande 
entgegenzutreten ,   durch  welchen  die  Zahl  der  freien  Heeres- 
pflichtigen verringert  wurde,  verbietet  E^rl,  dass  Freie  sich 
dem  kirchlichen  Dienste  weihen,  ohne  vorher  um  die  Erlaub- 
nis bei   ihm   nachzusuchen ,   weil   es  zu   seiner  Kenntnis  ge- 
kommen,  dass  sie  dies  nicht   sowohl  aus  frommem  Herzens- 
triebe ,   als   zu  dem  Zwecke  thun ,  sich   auf  diese  Weise  der 
Heerespflicht  oder  andern  staatlichen  Leistungen  zu  entziehen, 

1)  Leges,  1. 41.  ~  2)  Böhmer- Mühlbacher,  Regesten,  I,  S.  100,  Nr.  264. 
—  3)  Leg98,  I,  136. 
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oder  sich  durch  Ränke  solcher,  die  nach  ihrem  Gate  lüstern 
sind»  dazu  bestimmen  lassen.  Staatlicher,  polizeilicher  Natur 
war  auch  die  Bestimmung  des  Eapitulare  von  779  ^),  durch 
welche  Vereinigungen  (gildonia),  deren  Mitglieder  sich  durch 
Eid  verbinden,  untersagt  werden,  nur  zum  Behufe  gegenseitiger 
Unterstützung  durften  Verbindungen  (convenientiae)  ^  welche 
den  Zweck  hatten ,  sich  bei  Brand  und  Schiffbruch  und  in 
Armut  zu  helfen ,  bestehen.  Sind  in  den  letzteren  nicht  die 
ersten  Keime  des  Versicherungswesens  gelegen,  die  man  bisher 
im  Island  des  12.  Jahrhunderts  zu  finden  glaubte? 

IV. 

Sowie  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  in  der  karo- 
lingischen  Zeit  vollständig  auf  der  Stufe  der  Naturalwirtschaft 
sich  bewegten,  so  trug  auch  das  Finanzwesen  jener  Pe- 
riode entsprechend  der  privatrechtlichen  Auffassung  vom  Staate 
ganz  den  privatwirtschaftlichen  Charakter  an  sich.  Der  Schwer- 
punkt der  Finanzen  Karls  lag  in  den  Domänen  und  zwischen 
den  Einkünften  des  Staates  und  des  Königs  gab  es  keinen 
Unterschied.  Die  königliche  Familie,  der  Hofstaat  wirtschaf- 
teten in  gleicher  Weise,  wie  jede  andere  Familie,  nur  in  viel 
grösserem  Massstabe.  An  der  Spitze  der  Finanzverwaltung 
stand  der  König  und  die  Königin ;  alle  Einkünfte  des  Königs 
flössen  in  die  Schatzkammer,  welche  sich  im  Palaste  zu  Aachen 
befand ;  der  königliche  Schatz  bestand  aus  barem  Gelde,  Schmuck 
und  Kostbarkeiten  verschiedener  Art;  der  Schatzmeister  oder 
Kämmerer  behütete  ihn;  aus  ihm  wurden  bestritten  die  Aus- 
gaben des  Hofstaates,  soweit  diese  nicht  durch  die  Erträgnisse 
der  Domänen  und  auf  andere  Art  gedeckt  waren,  die  Geschenke 
an  geistliche  und  weltliche  Grosse,  an  fremde  Fürsten  und 
deren  Gesandte,  an  Kirchen  und  Klöster.  Für  öffentliche 
Zwecke  wurde  aus  dem  Schatze  fast  nichts  verwendet  ^).  Es 
waren  dies  durchaus  private  Ausgaben,  für  welche  der  König 
niemandem  Rechenschaft  schuldig  war;  was  er  schenkte,  war 
eine  Gabe  der  königlichen  Gnade. 

Die  Quellen,  aus  welchen   die   königliche  Kammer    ihre 

1)  Legea,  I,  136.  —  2)  Waite ,  Verfaasungsgeschichte  IV,  5  ff. 
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Einkünfte   bezog ,    waren '):    1)  die  Erträgnisse    der 
grossen  Domänen  des  kon  igl  iche  n  B  auses,  so- 
weit sie  nicht  als  Lehen  vergeben  waren.      Dieses  Eonigsgut 
vermehrte  sich  durch  Eroberungen  und  Konfiskationen  als  Strafe 
für  Untreue  und  Hochverrat.     In  den  eroberten  Provinzen  galt 
der  Grund  und  Boden  durch  das  Recht  der  Eroberung  als  Eigen- 
tum des  Königs,  neue  Ansiedler  fanden   nur   mit  dessen   Er- 
laubnis Aufnahme ,   und  erhielten  Land  zum  Anbau  nar   als 
Lehen.     So  waren  in  Italien  die  Güter    der    langobardischen 
Könige  und  in  Bayern  die  der  Agilolfinger  in  den  Besitz  der 
Karolinger  gelangt.     2)  Tributzahl  u  ngen  unterwor- 
fener Völker.     3)  Die  jährlichen  Geschenke, 
welche  aber  nicht  mehr  wie  unter  den  Merowingem  als  frei- 
willige Gaben,  sondern  als  eine  dem  Könige  gebührende  Steuer 
betrachtet  wurden  ;  Kirchen  und  Klöster  hatten  für  den  Schatz, 
den  ihnen  der  König  gewährte,  diese  Abgaben  zu  entrichteD, 
welche  in  Waffen,  Bossen,  Edelsteinen,  Geld,  bei  Frauenklo- 
Stern  auch  in  Gewändern  bestanden.    So  sehr  Karl  die  Kirche 
als  eine  der  Hauptstützen  seiner  Herrschaft    betrachtete,  zog 
er   sie  dennoch  zur  Bestreitung   der  Ausgaben   für  Hof   und 
Reich  herbei ;  er  bezeichnete  die  Klostergüter  geradezu  als  sein 
Eigentum  und  nahm  das  Recht  in  Anspruch  sie  zu  verleihen, 
wem  er  wollte  *),  ohne  Widerspruch  zu  erfahren.    Schon  Pippin 
hatte   auf  die  Entrichtung   des  von  der  Kirche   in  Anspruch 
genommenen  Zehents  gedrungen,  Karl  wiederholte  diesen  Be- 
fehl ^)  und  verdoppelte  den  Zehen t,  indem  er  anordnete,  dass 
die  kirchlichen  Benefizien  ausser  dem  üblichen  Zins  noch  den 
Zehnten   und   Neunten   {decima  et   nona)   entrichten    sollten. 
Neben  diesem  verdoppelten  Zehent  hatten  die  als  Lehen  ver- 
liehenen Kirchengüter  regelmässig   noch  eine  weitere  Abgabe 
zu  entrichten,  die  teilweise  schon   früher  bestanden,  teilweise 
aber  erst  neu  aufgelegt  wurde ;  im  ersten  Falle  bestand  sie  im 
ursprünglichen   Betrage  fort,   wo   sie   aber   früher   nicht  be- 
standen, sollte  sie  neben  Zehnten  und  Neunten  in  beträchtlich 


1)  Bichter,  Annalen  der  deutschen  Geschichte,  11,  2,  S.  566—577. 
—  2)  Batike,  Weltgeschichte,  V,  2,  S.  167.  —  3)  Kapitalare  von  779, 
Caput.  13,  Leges  I,  37. 
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herabgesetztem  Betrage  entrichtet  werden  ^).  Die  Führang 
eines  schriftlichen  Registers  über  den  eingelieferten  Zehent, 
sowie  die  Art  und  Weise  der  Verwendung  desselben  war  genaa 
vorgeschrieben ,  und  die  Abl&sang  des  Zehnten  in  Geld  ge- 
stattet').  4)  Die  regelmässigen  Lieferungen  an 
die  königlichen  Pfalzen,  zn  denen  einzelne  ElSster 
und  Bistümer  verpflichtet  waren.  5)  Steuern  undZinse. 
Als  die  Franken  Gallien  eroberten,  behielten  sie  die  römische 
Steuerverfassung  bei ;  bis  in  die  Zeit  der  Karolinger  verfiel 
sie  jedoch  allmählich  und  nur  einzelne  Trümmer  derselben 
blieben  übrig;  eine  durchgreifende  Beform  des  Steuerwesens 
wurde  weder  von  Karl  dem  Grossen  noch  von  seinen  Nach- 
folgern versucht.  —  Der  Königszins  war  eine  Grundsteuer  und 
eine  Kopfsteuer,  welche  nicht  als  eine  allgemeine,  im  ganzen 
Reiche  nach  gleichmässigen  Grundsätzen  geforderte  Steuer, 
sondern  nur  ?on  den  einzelnen  hiezn  Verpflichteten  zu  ent- 
richten war.  Weitere  Abgaben ,  welche  der  König  bezog, 
waren  eine  Erbschaftssteuer  von  einem  Zehntel,  wenn  die  Erben 
sich  nicht  gütlich  einigen  konnten  und  die  Entscheidung  des 
Königs  anriefen;  ein  Zehent  von  dem,  der  die  königlichen 
Waldungen  zur  Mast  der  Schweine  benützte,  Abgaben  für 
Nutzung  königlicher  Viehweiden,  eine  Salzsteuer  u.  a.  m.  *). 
6)  Die  Gerichtsgefälle.  7)  Der  Anteil  des  Kö- 
nigs an  der  Kriegsbeute,  der  besonders  nach  dem 
Avarenkriege  ein  grossartiger  war.  Während  eines  grossen 
Teiles  des  7.  Jahrhunderts  betrug  der  jährliche  Tribut,  den  die 
oströmischen  Kaiser  den  Khakhans  der  Avaren  entrichten 
mnssten,  die  für  damals  riesige  Summe  von  80000  bis  100000 
Goldsolidi ,  ja  Kaiser  Heraklius  musste  ihnen  einmal  sogar 
200000  Goldsolidi  zusagen.  Wenn,  was  höchst  wahrschein- 
lich ist ,  der  grössere  Teil  dieser  jährlichen  Leistungen  der 
Schatzkammer  der  Khakhane  zufiel  und  aufgehäuft  wurde,  so 
musste  sich  dort  im  Laufe  der  Jahre  ein  grossartiger  Barschatz, 
vornehmlich   in  Gold  sammeln.     Nach   dem  Siege  des  Mark- 

1)  Jbel,  Jahrbflcher  des  Mnkiichen  Reichei  anter  Karl  dem  Growen. 
8. 261  ff.  —  2)  Capitniare  von  801 ;  BÖhmer-MÜMbaeher,  Regesteo  Nr.  369, 
1,  S.  152.  —  3)  Waü0,  Yerfannngsgesobichte  IV,  124  ff. 
ZeltMhr.  t  Staatiw.  1891.    III.  Heft.  29 
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grafen  Erich  ron  Friaal  uBd  nach  der  Erobemng  des  Ringes 
zwischen  Donaa  und  Theiss fielen  diese  Schatze  den  Kriegern  Erichs 
in  die  Hände;  nachdem  diese  genügend  davon  genommen,  wurde 
der  grosse  noch  übrig  gebliebene  Rest  vom  Markgrafen  nach 
Aachen  geschickt.  Noch  niemals  hatten  sich  die  Franken,  die 
bis  dahin  für  ein  an  Oeld  ziemlich  armes  Volk  gelten  konnten, 
durch  einen  Krieg  in  solchem  Masse  bereichert,  zumal  ausser 
den  im  Ringe  gefundenen  Schätzen  ihnen  auch  noch  kostbare 
Beute  an  WafiTen,  seidenen  Gewändern  u.  dgl.  m.^  welche  in 
den  Kämpfen  mit  den  Avaren  gemacht  wurde,  zufiel.  Karl 
verfuhr  mit  diesen  Schätzen  auf  das  freigebigste,  indem  er  sie 
zum  grossten  Teil  an  die  Bischöfe,  Aebte  und  an  die  Armen, 
sowie  an  die  Grafen,  an  die  weltlichen  Grossen,  an  die  Hof« 
beamten,  an  die  Hofdienerschaft  u.  s.  w.  verteilte.  Ob  dieses 
plötzliche  Zuströmen  von  Edelmetall  in  so  grossen  Mengen  im 
fränkischen  Reiche  eine  Entwertung  des  Geldes  und  eine  Stei- 
gerung der  Warenpreise  hervorrief,  lässt  sich  bestimmt  nicht 
nachweisen ,  nur  als  wahrscheinlich  hinstellen  ^).  8)  Z  o  1 1  e 
und  Wegegelder,  welche  bei  jedem  Kauf  und  Verkauf 
auf  den  Wochen-  und  Jahrmärkten,  von  Schiffen  bei  der  Lan- 
dung in  einem  Hafen  oder  an  einem  Flussufer,  als  W^e- 
gelder  und  Brückenzolle,  jedoch  nur  von  Handelsgegenstän- 
den, nicht  auch  von  leergehenden  Wägen  und  Saumrossen, 
noch  von  Privateigentum,  das  von  einem  Orte  zum  andern 
gebracht  wurde,  erhoben  wurden.  Zollbefreiungen  gab  es 
mannigfaltige ,  für  solche  die  an  den  Hof  oder  in  den  Krieg 
zogen,  für  Pilger,  für  geistliche  Stifter,  hie  und  da  auch  fb 
einzelne  Kaufleute  und  Juden.  9)  Das  Münzregal,  üeb^ 
eine  Edelmetallproduktion  im  fränkischen  Reiche  zur  Zeit  der 
Karolinger  fehlen  historische  und  urkundliche  Nachrichten  fast 
vollständig.  Wenn  man  aber  erwägt,  dass  für  den  jährlichen 
Silberverlast  durch  Abreiben  und  Verlorengehen  der  umlaufen- 
den Münzen  Ersatz  geschaffen  werden  musste,  dass  durch  Karl 

1)  Einhardi  Vita  Garoli  cap.  13.  ~  Annales  ad  annum  796.  —  Annalet 
LanresthamenseB  ad  annnm  676.  —  MonachiSangallensis  Gesta  Caroli  Lib. 
II,  1.  —  Soäbeer,  in  den  Forschnngen  zur  deutschen  Geschichte  IV,  352 
—  Simson,  102  ff. 
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die  Oeldwirtschaft  in  den  Gebieten  rechts  Tom  Rheine,  wenn 
aach  nnr  allmählich,  doch  fortwährend  an  Ausdehnung  zu- 
nahm, die  Handelsbilanz  des  Occidents  gegenüber  dem  Orient 
nngOnstig  war  und  blieb  und  jährlich  Silber  aus  dem  Lande 
zog  und  dass  in  den  Schatzkammern  einzelner  Stifter  nach- 
weislich nicht  unbedeutende  Schätze  in  Gold  und  Silber  auf- 
gehäuft waren,  so  müssen  wir  eine  beträchtliche  Silberge- 
winnung im  fränkischen  Reiche  voraussetzen ,  wodurch  die 
jährlichen  Abgänge  gedeckt  wurden.  Wir  wissen  nur,  dass 
Poitu  Silber  in  dem  darnach  benannten  Orte  Metallum  (Melle) 
lieferte,  wo  die  Zugänge  zu  den  silberhaltigen  Bieierzgruben 
möglichst  versteckt  gehalten  wurden ;  im  Fichtelgebirge,  viel- 
leicht auch  schon  in  Böhmen  und  in  den  Vogesen  scheinen 
in  Karls  Zeit  Silbergewerke  in  Betrieb  gewesen  zu  sein,  welche 
das  zu  den  Münzprägungen  erforderliche  Silber  boten  ^).  —  Im 
Merowingerreiche  bildete  die  Hauptmünze  ursprQnglich  der 
römische  Goldsolidus  (anfänglich  72,  später  84  Solidi  auf  ein 
Pfund  Gold),  der  ganz  oder  zu  Dritteln  (Tremissen  oder  Trientes) 
ausgeprägt  wurde.  Gegen  Ende  der  Merowingerperiode  nahm 
jedoch  die  Silberauspriigung  immer  mehr  zu  und  damit  be- 
ginnt die  allmähliche  Umgestaltung  des  Münzwesens  im  frän- 
kischen Reiche,  der  üebergang  von  der  Goldwährung  und  der 
Rechnung  nach  Goldsolidi  zur  Silberwährung  und  Rechnung 
nach  Silbersolidi ,  welcher  sich  gerade  zur  Zeit  des  Wechsels 
der  beiden  grossen  Dynastien,  der  Merowinger  und  der  Ejuro- 
linger,  vollzog  ').  —  unter  Pippin  scheinen  nur  mehr  silberne 
Münzen  geprägt  worden  zu  sein;  er  ordnete  um  755  an,  dass 
aus  einem  Pfund  Silber  nicht  mehr  als  22  Solidi  (der  Solidus 
war  eine  imaginäre  Münze  zu  12  Denaren),  also  264  Denare 
geschlagen  werden  sollen  ').  Karl  errichtete  eine  neue  Ord- 
nung im  Münzwesen,  indem  er  seit  780  aus  einem  römischen 
Pfunde  Silber  zu  325  Gramm  240  Denare,  gleich  20  Solidi 
prägen  Hess;  ein  Denar  enthielt  somit  1.35  Gramm  Silber  und 
12  Denare  machten  einen  Solidus  aus.  Später  führte  Karl 
einen  schwereren  Münzfuss  mit  einem  Pfunde   von   etwa  367 


1)  Soeäfter,  1.  c.  VI,  5S  f.  -  2)  8oe&>eer,  1.  c.  IV,  245  ff.  —  3)  Pip- 
pini  regia  capitalare  incerti  anni  oap.  5;  Leget  I,  81. 
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(statt  325)  Gramm  ein;  dieses  galt  noch  im  späteren  Mittel- 
alter als  Normalgewicht  und  wurde  mit  :^Karle$  loU  oder 
i^pondus  CaroU€  bezeichnet  ^).  Die  Folge  dieser  Reform  war, 
dass  durch  das  Eapitulare  von  Mantua ')  die  bisher  gfiltigen 
Silberdenare  in  allgemeinen  Verruf  erklärt  wurden  und  bei 
Strafe  des  Bannes  angeordnet  wurde,  dass  sie  vom  1.  August 
781  nicht  mehr  weder  ausgegeben  noch  in  Zahlung  angenommen 
werden  sollten.  Durch  das  E^apitulare  von  Frankfurt  von  794 
wurde  abermals  die  gleichmässige  Geltung  der  neuen  Denare 
bei  strenger  Strafe  eingeschärft ').  —  Die  Vermutung,  dass  das 
neue  Pfund  Karls  des  Grossen  ursprünglich  von  den  Arabern 
herübergenommen  worden  sei,  erscheint  in  Ermanglung  be- 
stimmter oder  auch  nur  dahin  zu  deutender  geschichtlicher  Zeug- 
nisse unbegründet^).  —  In  Sachsen,  das  allmählich  erob^ 
und  der  Herrschaft  Karls  unterworfen  werden  musste ,  wurde 
das  fränkische  Münzwesen  erst  797  durch  das  Capütdare  sax(h 
nicum  ^)  eingeführt  und  ebenda  gab  Karl  eine  sehr  beachtens- 
werte Bestimmung  der  Naturalwerte  zum  Geldwert :  1  Solidas 
(12  Denare  in  Silber)  stellte  er  gleich  a,  einem  einjährigen 
Rinde,  welches  Geschlechtes  immer,  b.  40  Scheffeln  Hafer  oder 
15  Scheffel  Dinkel  bei  den  Westfalen,  c.  30  Scheffeln  Hafer 
oder  15  Scheffeln  Dinkel  bei  den  Nordsachsen  — ^  eine  Anordnung, 
wodurch  der  üebergang  von  der  bei  den  Sachsen  noch  herr- 
schenden Naturalwirtschaft  zu  den  Anfangen  der  fränkischen 
Geldwirtschaft  erleichtert  und  ger^elt  werden  sollte. 

Mit  der  Falschmünzerei  scheint  es  in  der  Zeit  Karls  ziem- 
lich arg  gestanden  zu  haben ,  indem  mehrere  Kapitularien  *) 
Strafandrohungen  gegen  dieselbe  enthalten.  Wahrscheinlich 
deshalb  und  überhaupt  zum  Behufe  der  besseren  und  leichteren 
üeberwachung  des  gesamten  Münzwesens  durften  nur  an  solchen 
Orten  Münzen  geprägt  werden,  wo  sich  kaiserliche  Pfalzen  befan- 
den '').  —  Wie  die  Aufsicht  über  alle  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
so  stand  auch  die  Obhut  über  das  Münzwesen  den  Grafen  zu  '). 

1)  Simon,  1.  c.  564-^66.  —  2)  Caput  9;  Leges  I,  41.  —  3)  Leget 
I,  S.  72,  Caput  5.  —  4)  Soeibear  a.  a.  0.  IV,  315—838.  —  5J  Gap.  11. 
Legea  I,  75—76.  —  6)  Leges  I,  S.  115,  cap.  28;   I,  S.  134,  cap.  18.  — 

7)  Capitalare  Noviomagense  duplex   anni  808,  cap.  7,  LL.  I,  153.  — 

8)  Capitulare  de  moneta  von  809,  LL.  I,  159. 
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Durch  die  Herstellung  des  römischen  Reiches  und  durch 
die  Einf&hrung  der  Gauverfassung  hatte  Karl  die  politischen 
und  militärischen  Verhältnisse  seines  grossen  Reiches  in  eine 
bleibende  Ordnung  gebracht;  die  Grundlage  des  volkswirtschaft- 
lichen Bestandes  desselben  hatte  das  Münzwesen  zu  bilden,  das 
Geld  musste  unveränderlich  bleiben,  wie  er  es  vorgeschrieben; 
daher  Hess  er  seinen  Sohn  einen  feierlichen  Eid  schworen,  dass 
er  niemals  die  Münze  verschlechtern  werde  ^). 

Karl  beabsichtigte  die  Teilung  seines  Reiches  unter  seine 
drei  Sohne;  nach  des  Vaters  Tod  sollte  Karl  Austrasien,  Neustrien 
und  die  ostfränkischen  Provinzen,  Pippin  Bajoarien,  Ludwig 
Aquitanien  und  den  grössten  Teil  von  Burgund  erhalten.  In 
der  sogenannten  Reichsteilungsurkunde  vom  6.  Februar  806 ') 
ordnete  er  an,  dass  die  Brüder  einander  gegen  äussere  und 
innere  Feinde  zu  Hilfe  kommen  sollten,  er  bestimmt  die  Heer- 
strassen, auf  denen  namentlich  Italien  Zuzug  von  den  andern 
Reichsteilen  erhalten  sollte,  aber  dabei  wird  die  Unabhängig- 
keit des  einen  von  den  andern  selbst  in  jurisdiktioneller  Be- 
ziehung verfügt.  Verleihungen  von  Ländereien,  Weingärten, 
Wäldern,  mit  Land  ausgestatteten  Knechten  u.  s.  w.  sollten 
in  keinem  der  drei  Reiche  an  andere  gegeben  werden  als  an 
solche,  die  demselben  angehören,  bewegliche  Sachen  hingegen, 
Gold,  Silber,  Edelsteine,  Waffen,  Kleider,  Handelswaren  sollten 
von  einem  Reiche  in  das  andere  verkauft  werden  dürfen;  auch 
sollte  keiner  der  Fürsten  Flüchtlinge  aus  einem  andern  Ge- 
biete bei  sich  aufnehmen  dürfen  ').  So  trachtete  Karl  auch 
über  seine  Lebenszeit  hinaus  für  die  Ordnung  der  wirtschaft- 
lichen Dinge  seiner  Völker  Sorge  zu -tragen.  Die  Reichstei- 
lungsurkunde fand  keine  Anwendung,  denn  Karls  des  Grossen 
Söhne  Pippin  und  Karl  starben  vor  dem  Vater  (810  und  811) 
und  Ludwig  wurde  der  Erbe  des  ganzen  Reiches. 

Wenn  wir  nun  einen  Ueber-  und  Rückblick  über  all  das 
werfen,  was  Karl  für  das  Wohl  seines  Reiches  und  der  in  dem- 
selben wohnenden  Völker  gethan,  so  werden  wir  kaum  einen 

1)  Planta-Fürstenau,  Geld  und  Geldeswerte.  Im  16.  Jahresberichte 
der  historisch-antiquariflcheD  Gesellschaft  von  Granbänden.  Chur  1886. 
—  2)  Leges  I.  140—143.  —  3)  Bänke,  Weltgeschichte  V,  2,  S.  238, 
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Widersprach  befürchten  dürfen,  wenn  wir  sagen,  dass  Karl, 
was  die  Förderang  der  Volkswirtschaftopflege,  der  Staatswirfe- 
schaft  betrifift,  einer  der  hervorragendsten  Regenten  aller  Zeiten, 
ja  der  hervorragendste  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelidten 
war  nnd  dass  nur  der  Angelsachse  Alfred  der  Grosse  ihm  darin 
als  ähnlich  bezeichnet  werden  kann,  umfassend  war  S^arls 
Fürsorge  für  die  Landwirtschaft,  wodurch  sich  der  Ackerban 
rege  entwickeln ,  der  Grossgrundbesitzer  der  Wirtschaft  widmen, 
immer  neue  Waldflächen  anbrechen  and  der  Kultur  zuführen 
konnte;  Gewerbe  und  Handel  befanden  sich  zwar  noch  in  den 
ersten  Anföngen,  aber  auch  diese  knüpfen  unmittelbar  an  seine 
Regierung  an ;  eingehende  Fürsorge  widmete  er  dem  Verkehrs- 
wesen ;  die  gesamte  ökonomische  Entwicklung  trug  zwar  noch 
den  Charakter  der  Naturalwirtschaft  an  sich,  aber  das  Geld- 
und  Münzwesen,  so  gering  seine  Entfaltung  auch  damals  war 
und  so  wenig  es  in  die  andern  Zweige  der  Wirtschaft  bestim- 
mend eingriff,  fand  durch  ihn  dauernde  Regelung.  Und  all 
dies  geschah  durch  Karls  Kapitulariengesetzgebung,  die  nicht, 
wie  die  Volksrechte,  von  einem  einzelnen  Stamme,  sondern  von 
den  Organen  des  Reiches  ausging,  nicht  bloss  auf  die  Stanmies- 
genossen,  sondern  auf  das  ganze  Reich  sich  erstreckte  ^);  sie 
griff  leitend  und  lenkend  in  das  wirtschaftliche  Leben  ein  und 
stellte  den  König  und  den  königlichen  Hof  in  jeder  Beziehung 
an  die  Spitze  desselben.  Durch  die  in  den  Kapitularien  zom 
Ausdruck  gelangten  Gesetze  wurde  ein  festes  staatliches  Maas- 
und  Gewichtssystem,  wurde  ein  staatlich  geordnetes  Münzwesen, 
wurden  obrigkeitliche  Preisregulierungen  und  polizeiliche  Quali- 
tätsbestimmungen zum  Schutze  des  Verkehrs,  vor  allem  zum 
Schutze  der  Armen  und  Schwachen  angeordnet  und  durchge- 
führt. Die  Märkte,  der  Getreide-  und  Sklavenhandel  wurden 
beaufsichtigt,  über  alles  verkaufte  Brot,  alles  Fleisch,  allen  Wein, 
über  allen  Handel  mit  Edelmetallen  wurde  strengstens  Aufsicht 
geführt.  Der  Schwerpunkt  der  karolingischen  Gesetzgebung 
lag  in  der  Herstellung  eines  geordneten  Markt-,  Münz-  und  Ge- 
wichtswesens, in  dem  Kampf  für  feste  Ordnungen  in  allen  Zweigen 


1)  Boretius,  Beiträge  zur  Capitalarienkritik.  Leipzig  1874»  &  29. 
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der  Wirtschaft  ^).  Karl  erzielte  diese  grossartige  Umwandlung 
dnrch  die  ihm  eigenen  glänzenden  Eigenschaften,  durch  einen 
klaren  Blick  in  politischen  und  wirtschaftlichen  Dingen,  durch 
seine  Bildung,  die  hoch  über  der  Durchschnittsbildung  seiner 
2ieit  stand,  durch  die  Gabe,  tiberall  die  geeigneten  Leute  an 
den  geeigneten  Platz  za  stellen  und  immer  weitere  Kreise 
seines  Volkes  für  die  Durchführung  seiner  Ideen  zu  erwärmen 
und  zu  gewinnen  ').  Karl  war  nicht  bloss  ein  grosser  Eriegs- 
fürst  und  Staatenbildner,  er  war  ein  ebenso  ausgezeichneter 
Administrator  wie  seiner  Güter  so  auch  seiner  Reichsgebiete; 
die  Verwaltung  seiner  Lande,  die  Herstellung  Ton  Ordnung, 
Sicherheit  und  Stetigkeit  im  ganzen  Kreise  des  wirtschaftlichen 
Lebens  gewährte  ihm  tiefe  innere  Befriedigung,  und  so  kam 
es,  dass,  während  am  Beginne  seiner  Regierung  die  Bewohner 
der  rechtsrheinischen  Lande  nur  eine  unorganisierte  Masse  von 
bäuerlich-arbeitenden  Menschen  war,  er  am  Schlüsse  derselben 
auf  ein  vorzüglich  ackerbautreibendes,  aber  doch  in  den  An- 
fangen von  Gewerbe  und  Handel  begriffenes  gut  gegliedertes 
Volk  blicken  konnte. 

Die  Folgen  dieser  grossartigen  Bemühungen  Karls  für  den 
Wohlstand  seiner  Länder  und  Volker  lassen  sich  nicht  nur  in 
dem  urkundlich  nachweisbaren  Steigen  desselben,  sondern  auch 
in  der  Volksvermehrung  der  von  ihm  beherrschten  Gebiete 
nachweisen.  Schon  unter  den  Merowingern,  noch  mehr  aber 
unter  den  ersten  Karolingern  hatte  sich  das  wirtschaftliche 
Leben  in  den  linksrheinischen  Reichsteilen  so  sehr  gehoben, 
dass  eine  bedeutende  Volks  Vermehrung  angenommen  werden 
darf,  so  dass  in  der  Zeit  Karls  des  Grossen  die  Bevölkerung 
auf  8  bis  9  Millionen  sich  belaufen  haben  mag.  Auch  das 
Rheinland  und  Westfalen,  die  schwäbischen  und  bairischen 
Gaue  müssen  schon  ziemlich  dicht  bevölkert  gewesen  sein,  wie 
das  aus  der  verhältnismässig  grossen  Anzahl  der  bereits  ur- 
kundlich erscheinenden  Ortschaften  und  aus  der  Beteiligung 
dieser  Gebiete  an  der  Kolonisation  der  ostlichen,  südlichen 
und  nördlichen  Landschaften  sich  ergibt '). 

1)  SchmoOer,  l.  c.  8.  371.  378.  —  2)  Niuiseh  a.  a.  0.  I,  210—224. 
3)  HandwOrterbach  der  Staatswissensobaften  11,  434.  440. 
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Wir  können  diese  Studie  nicht  besser  schliessen  als  mit 
den  Worten,  in  welchen  Nüesch  ^)  das  Ergebnis  der  Regienmg 
Karls  des  Grossen  zusammenfasst:  »Ich  finde  überhaupt  dai 
Grosse  bei  Karl  nicht  in  dem  YoUendeten  Organismus  seiner 
Verwaltung,  sondern  in  der  Produktivität  neuer  Gedanken:  er 
wirkte  durch  den  Eindruck  eines  Mannes,  der  sich  grossen 
Aufgaben  ganz  hingegeben  hat  und  immer  neue  zu  erreichen 
sucht.  Wie  wenig  unmittelbare  Resultate  seine  R^ernng 
auch  geliefert  hat,  er  hat  einen  ungeheuren  moralischen  Ein- 
druck gemacht  und  das  grösste  Resultat  war,  dass  er  den 
deutschen  Stämmen  das  Bild  eines  grossen  Staatsmannes  wieder- 
gewonnen und  in  der  Erinnerung  fixiert  hat.c 

1)  A.  a.  0.  I,  225. 
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Die  wirtschaftliche  Erschliessnng  der  im  Deutschen 
Reiche  belegenen  Moorflächen  0. 


Von  Angmt  Pflng. 


Seit  etwa  anderthalb  Jahrzehnten  wird  in  Deutschland  auf 
dem  Gebiete  der  Landeskultur  eine  energische,  weit  umfassende 
und  planmässig  eingeleitete  Thätigkeit  entfaltet,  deren  Ziel  da- 
rauf gerichtet  ist,  auch  die  ausgedehnten,  unzugänglichen,  wüsten 
Moorflächen  durch  Anlage  von  Verkehrswegen  zugänglich  und 
durch  geeignete  Eulturanlagen  ertragfähig  zu  machen,  um  da- 
durch den  Nationalreichtum  des  Landes  zu  vermehren  und  neue 
Nahrungsquellen  für  die  fortgesetzt  wachsende  Bevölkerung  zu 
gewinnen. 

In  Preussen  namentlich  sind  in  den  vorzugsweise  in  Be- 
tracht kommenden  Landesteilen  zu  jenem  Zweck  in  letzter  Zeit 
langgestreckte,  kostspielige  Kanäle  zur  Ausführung  gebracht, 
femer  ist  eine  besondere,  zweckmässig  organisierte  Moorver- 
waltung mit  Untersuchungen  über  die  BeschafiPenheit  des  Moor- 
bodens,   mit  der  Anlage   von  Moorversuchsfeldern   sowie  mit 


1 )  Die  hier  zur  YerGffentlichnDg  gelangende  Arbeit  ist  als  eine  Fori- 
setsang  derjenigen  Publikation  zu  betrachten ,  welche  im  vergangenen 
Jahr  mit  einer  Studie  über  »Die  wirtschaftliche  Erechlieesung  der  Lüne- 
burger Heide«  (vgl.  den  Jahrgang  46  dieser  Zeitschrift,  Seite  288)  von 
dem  Verfasser  begonnen  ist,  und  welche  sich  nach  und  nach  über  un- 
sere gesamte  nationale  Landeskultur  verbreiten  soll.  Die  yorliegende 
Arbeit  gpründet  sich  teils  auf  ein  eingehenderes  Stadium  der  Litteratur 
über  die  einschlägigen  vielverzweigten  Verhältnisse,  teils  aber  auch  auf 
eigene  Anschauungen,  welche  der  Verfasser  auf  einer  im  Jahre  1885 
nntemommenen  Studienreise  durch  die  in  moor wirtschaftlicher  Beziehung 
berühmte  Provinz  Hannover  gewonnen  hat. 
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Ausarbeitung  und  Begutachtung  von  Moorkultur-  und  Eoloni- 
sationsplänen  beschäftigt. 

Ein  im  Jahre  1883  begründeter  »Verein  zur  Forderung 
der  Moorkulturc  vereinigt  in  sich  alle  auf  die  Moorkultnr  ge- 
richteten Bestrebungen  und  sind  von  dieser  Stelle  aus  Beleb- 
rungen  durch  Wort  und  Schrift,  sowie  namentlich  auch  durch 
Veranstaltung  von  Moorkultur- Ausstellungen  gegeben  worden. 

Veranlassung  und  Anregung  zu  dieser  vielseitigen  und 
regen  Thätigkeit,  durch  welche  eine  der  grössten  und  erfolg- 
versprechendsten Landeskulturarbeiten  nach  und  nach  zur  Aus- 
führung gebracht  werden  soll,  haben  verschiedene  umstände  und 
Verhältnisse  gegeben. 

Eine  der  erfolgreichsten  Anregungen  dürfte  von  dem  im 
Jahre  1870  begründeten  »Verein  gegen  das  Moorbrennent  ansge- 
gangensein,  der  sich  zur  Aufgabe  gestellt  hatte,  die  Besitzer  und 
Pächter  von  Moorländereien  von  der  althergebrachten  einfachen, 
unsicheren  und  unwirtschaftlichen  Moorbrandkultur,  durdi 
welche  im  Frühling  und  Herbst  die  Atmosphäre  weithin  mit 
dem  ungesunden,  belästigenden  Moorrauch  erfüllt  wurde,  abzu- 
bringen und  dieselben  zur  Einführung  anderer  Moorkulturarteo 
zu  bewegen.  Die  Erreichung  dieses  Zweckes  war  aber  mit 
Schwierigkeiten  verbunden,  denn  es  hing  dieses  unter  anderem 
wesentlich  von  der  Vorbedingung  ab,  dass  die  Moorbrenner 
von  dem  Nutzen  und  der  höheren  Ergiebigkeit  anderer  Moor- 
kulturen durch  Beispiel  belehrt  und  überzeugt  wurden.  Is 
diesem  Bestreben  wurde  der  Verein  unterstützt  erstens  durch 
die  erfolgreichen  Versuche,  welche  der  Rittergutsbesitzer,  jetzige 
Amtsrat  Hermann  Rimpau  auf  seinem  Gute  Gunrau  in  der  Alt- 
mark mit  einer  eigenartigen,  von  ihm  erfundenen  Eulturmethode, 
der  sogenannten  »Moordammkulturc  gemacht  hatte,  und  zweitens 
durch  die  im  Jahre  1876  errichtete  Moor- Versuchsstation  in 
Bremen,  deren  vornehmste  Aufgabe  darin  besteht,  überall  im 
Lande  Moorversuchsfelder  und  Musteranlagen  zu  schaflFen  und 
für  jede  Moorfiäche  nach  vorausgegangener  Untersuchung  der 
Eigenschaften  des  Moorbodens  die  erfolgversprechendste  Eultur- 
methode  festzusetzen. 

Insbesondere  hatte  auch  die  preussische  Staatsregierung 
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an  diesen  Moorkultor-Bestrebungen  ein  grosses  Interesse,  da 
der  Staat  selbst  weite  Moorflächen  besitzt,  welche  bisher  noch 
wenig  oder  gar  keinen  Ertrag  lieferten.  Bei  der  preussischen 
Regierung  als  hervorragendstem  Mit-Interessenten  mussten 
daher  alle  die  bezüglichen  Bestrebungen  und  Vorschläge  thai- 
kraftige  Forderung  finden. 

Ein  dritter  Umstand,  der  dahin  drängte,  den  Verhältnissen 
der  bereits  vorhandenen  Moorkolonien  und  des  Moorkultur- 
wesens grössere  Beachtung  zu  schenken,  war  darin  gegeben, 
dass  die  älteren  Moorkolonien  anfingen  durch  den  infolge  der 
Konkurrenz  der  mineralischen  Kohlen  verminderten  Wert  ihres 
wichtigsten  Artikels,  des  Brenntorfs,  in  wirtschaftliche  Be- 
drängnis zu  geraten.  Die  Existenz  der  älteren  Moorkolonien 
war  nämlich  hauptsächlich  auf  einen  lohnenden  Absatz  des 
Brenntorfs  begründet,  aus  welchem  die  ffloorkolonisten  ihre 
wesentlichsten  Einnahmen  beziehen.  Es  stellte  sich  somit  das 
Bedürfnis  heraus,  Versuche  zu  machen,  diese  alten  Kolonien 
auf  eine  andere  wirtschaftliche  Grundlage  zu  stellen  und  sie 
nicht  ausschliesslich  abhängig  sein  zu  lassen  von  den  unsicheren 
Erträgen  der  mit  der  Zeit  unlohnend  gewordenen  Torfgräberei. 

Der  Torfgräberei  der  Moorkolonisten  ist  zudem  noch  eine 
andere  bedeutende  Konkurrenz  geboten  worden  durch  die  neuer- 
dings aufgekommene  fabrikmässige  Herstellung  des  Presstorfes, 
welche  im  grossen  und  unabhängig  von  den  Moorkolonaten  be- 
trieben wird.  Der  auf  solchem  Wege  hergestellte  Torf  ist  wert- 
voller als  der  gewohnliche  Stichtorf  der  Kolonisten  und  macht 
dem  letzteren  daher  den  Markt  streitig. 

Aber  auch  allgemeine  nationalwirtschaftliche  und  sozial- 
politische Bücksichten  drängten,  nachdem  durch  die  epoche- 
machenden Rimpau'sGhen  Moorkulturen  überzeugend  festgestellt 
worden  war,  dass  den  Moorflächen  durch  geeignete  Kulturme- 
thoden auch  hohe  landwirtschaftliche  Erträge  abge- 
wonnen werden  können,  dazu  die  Kultivierung  der  Moorflächen 
energisch  in  Angriff  zu  nehmen  und  dadurch  die  nationale 
landwirtschaftliche  Produktion  zu  erweitern.  Deutschland  führt 
von  Jahr  zu  Jahr  grossere  Mengen  landwirtschaftlicher  Pro- 
dukte ein,  von  welchen  ein  erheblicher  Teil  im  Inlande  selbst 
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erzeugt  werden  konnte,  wenn  die  weiten  Moorflächen  kulti- 
yiert  wären.  Auf  der  letzten,  am  16.  Februar  d.  J.  zn  Berlin 
abgehaltenen  Generalversammlung  des  Vereins  zur  Fördenmg 
der  Moorkultur  führte  v.  jßoAr-Dannenwalde  ans:  »Wir  haben 
in  Preussen  360  Quadrat-Meilen  unkultivierten  Moorboden  und 
könnten,  wenn  wir  diese  etwa  2  000  000  ha  Moore  mit  6etreidebe> 
bauen  würden^  die  gesamte  heutige  Getreideeinfuhr  entbehren, 
auch  sei  Raum  geschaffen  für  die  Auswanderer  und  Arbeits- 
losen, c  Die  vielen  Arbeitskräfte,  welche  heute  keine  Verwen- 
dung finden  können,  suchen  nach  lohnender  Beschäftigung,  und 
viele  von  ihnen  ringen  nach  eigener  selbständiger  Existenz. 
Für  diese  aber  bieten  die  weiten,  noch  unbewohnten  Moor- 
fiächen  die  Aussicht  auf  Verwirklichung  ihres  Ziels. 

Alle  diese  umstände  haben  in  erster  Linie  mitgewirkt, 
um  das  Moorkulturwesen  und  die  Eolonisierung  der  Moor- 
fiächen  neuerdings  lebhaft  in  Fluss  zu  bringen.  Die  auf  die- 
sem Gebiete  seit  dem  Jahre  1876,  mit  welchem  Zeitpunkte 
durch  Errichtung  einer  »Zentral-Moor-Eommissionc  und  der 
Moor- Versuchsstation  eine  neue  Aera  im  Moorkulturwesen  be- 
gann, bisher  erzielten  überraschenden  Erfolge  rechtfertigen  nun 
die  Hoffnung,  dass  die  im  Deutschen  Reiche  belegenen  Moor- 
fiächen  fast  ohne  Ausnahme  in  nicht  ferner  Zeit  in  ertragreiche 
Flächen  umgewandelt  werden  können,  und  dass  dadurch  Raum 
geschaffen  werden  kann  für  eine  auskömmliche  Existenz  von 
einer  nach  Hunderttausenden  zählenden  Bevölkerung. 

Es  möchte  daher  von  allgemeinem  wissenschaftlichen  In- 
teresse sein ,  einen  Ueberblick  über  das  Wesen  und  die  Be- 
deutung der  auf  diesem  Gebiete  bisher  geleisteten  oder  zo 
leistenden  Arbeiten  sowie  über  die  Verhältnisse,  durch  weide 
die  Moor  -  Kulturarbeiten  gefordert  oder  aber  in  ihrer  Aus- 
führung gehindert  werden,  zu  erhalten. 

Ueber  die  hier  in  Betracht  zu  ziehenden  Verhältnisse  über- 
all genaue  ziffernmässige  Aufschlüsse  zu  geben,  dazu  bieten 
die  einschlägigen  Publikationen  vorerst  nur  noch  ein  lücken- 
haftes und  zudem  weit  zerstreutes  Material.  Eine  f&r  das 
ganze  Deutsche  Reich  einheitlich  durchgeführte  Moorkultni^ 
nnd  Anbau  -  Statistik  existiert  z.  Z.  noch  nicht.    Selbst  Qber 
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den  umfang  der  vorhandenen  Moorflächen  und  der  verschie- 
denen in  Anwendung  gebrachten  Kulturarten  liegen  erst  stück- 
weise Ermittelungen  vor. 

Die  von  der  Moor- Versuchsstation  in  Bremen  in  Angriff 
genommene  Beschreibung  der  deutschen  Moorflächen  ^),  er- 
streckt sich  bis  jetzt  vornehmlich  auf  das  im  Nordwesten 
Deutschlands,  zwischen  Elbe  und  Holland,  gelegene  Gebiet, 
ferner  aufdie  Moorflächen  in  den  Begierungsbezirken  Königsberg, 
Gambinnen,  Cöslin,  Stettin,  Schleswig-Holstein.  Bei  der  Ver- 
schiedenheit in  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Moorflächen, 
der  Unregelmässigkeit  und  der  grossen  Zahl  der  weit  zer- 
streuten Flächen  ist  es  auch  mit  nicht  geringen  Schwierig- 
keiten verknüpft,  zu  einer  ziffernmässigen  genauen  Feststellung 
des  gesamten  Flächeninhalts  der  deutschen  Moore  zu  gelangen. 

Die  ersten  Schritte  zur  Anbahnung  einer  deutschen 
Moorstatistik  sind  neuerdings  von  dem  »Verein  zur  Forderung 
der  Moorkulturc  gethan,  welcher  im  Februar  1890  unter  Mit- 
wirkung des  königlich  preussischen  Statistischen  Bureaus  Er- 
hebungen über  den  umfang  und  die  Art  der  Moorkulturen  im 
Deutschen  Reiche  angestellt  hat.  Zu  einem  befriedigenden  Er- 
gebnisse haben  jedoch  diese  Ermittelungen  nicht  geführt,  denn 
es  ist  nicht  gelungen,  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  alle  vor- 
handenen Moorkulturen  zu  ermitteln.  Aus  dem  der  Zentralstelle 
zugegangenen  Material  hat  sich  vielmehr  nur  ein  als  Mindestum- 
fang in  Betracht  zu  ziehendes  Flächenmass  flir  die  in  den  einzelnen 
Landesteilen  ausgeführten  Moorkulturen  feststellen  lassen. 

Von  einflussreicher  Bedeutung  für  die  Entwickelung  des 
Moorkulturwesens  sind  namentlich  die  Besitz-  und  Eigentums- 
verhältnisse an  den  vorhandenen  Moorflächen.  Ueber  diejenigen 
Flächen,  welche  dem  Staate  angehören,  sind  die  Angaben  über 
den  Flächeninhalt ,  die  Beschaffenheit  und  Nutzungsart  der- 
selben verhältnismässig  leichter  festzustellen.  Diese  fiskalischen 
Flächen,  soweit  sie  namentlich  im  Besitz  des  preussischen 
Staates  sich  befinden,  kommen  aber  auch  vor  allen  anderen 
in  Betracht,  da  der  Staat  zunächst  zur  Kultivierung  und  Kolo- 

l)  Vgl.  die  betr.  Anlagen  zn  den  gedruckten  »Protokollen«  der  Zen- 
tral-Moor-KommiBsion. 
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nisierung  seiner  Moore  geschritten  ist,  um  durch  sein  Yoigehen 
die  Privatbesitzer  je  nach  den  erzielten  Erfolgen  zur  Nacheife- 
rung anzuregen. 

üeber  die  Verhältnisse,  welche  sonst  noch  in  Betracht  zq 
ziehen  sind,  nämlich  über  ältere  Moorkolonien  und  Moorkul- 
turen  über  die  neu  zu  begründenden  Moorkolonate ,  über  die 
zunächst  in  Angriff  zu  nehmenden  Eulturanlagen ,  über  die 
Zahl  der  Moorversuchsfelder  liegen  schon  genauere  und  toU- 
ständigere  Angaben  vor,  da  dieselben  von  der  Zentralstelle  am 
üb^^ehen  werden  können.  Aber  auch  hier  wäre  es  im  Interease 
für  die  Moor- Wissenschaf t  höchst  erwünscht,  dass  von  Zeit  zu  Zeit 
von  einer  Zentralstelle  aus  eine  über  das  ganze  Reich  sich  er- 
streckende allgemeine  Moorkultur-Statistik  aufgemacht  würde. 

Gerade  auf  diesem  Gebiete,  wo  noch  so  viel  Unklarheit 
und  Unkenntnis  über  die  bestehenden  Verhältnisse,  noch  so 
viel  Zweifel  über  die  Erfolge  der  Moorkulturversuche  bestehen, 
würde  eine  zuverlässige  allgemeine  Statistik  über  den  Fort- 
gang der  Arbeiten  von  nicht  zu  unterschätzender  BedentuDg 
für  die  weitere  Inangrifihahme  der  Moorkulturen  sein. 

I.  Verbreitung  des  Moorbodens. 

Der  Moorboden,  welcher  wegen  seiner  eigenartigen  orga- 
nischen Beschaffenheit  und  seines  hohen  Nutzungswertes  ak 
Brennmaterial  schon  seit  langer  Zeit  eine  wichtige  Bedeutang 
in  unserem  nationalen  Wirtschaftsleben  erlangt  hat  und  so 
noch  weit  grösserer  Bedeutung  berufen  ist,  findet  sich  im 
Deutschen  Reiche  in  verhältnismässig  recht  grosser  Ausdehnung. 
In  mehreren  Bundesstaaten  bezw.  Provinzen  bedeckt  diese 
Bodenart  sehr  ausgedehnte  zusammenhängende  Flächen;  in 
kleinerer  Ausdehnung,  nesterweise  und  vielfach  gemischt  mit 
anderen  Bodenarten  tritt  er  in  der  ganzen  norddeutschen  Tief- 
ebene sehr  häufig  auf.  In  grösster  Ausdehnung  kommt  er 
vor  in  der  preussischen  Provinz  Hannover,  in  den  Grossher- 
zogtümern Oldenburg  und  Mecklenburg  sowie  im  Königreich 
Bayern.  In  dem  letzteren  Staate,  wo  er  einen  Flächenraom 
von  64483  ha  bedeckt,  tritt  er  vornehmlich  in  Südbayeni  in 
der  Umgebung   von  München   und  Ingolstadt  auf;    er  bildet 
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hier  die  auch  weiterhin  bekanoten  »Moose«:,  nämlich  das 
Denan-,  Erdinger-,  nnd  Dachauer  Moos. 

In  Mecklenburg  geboren  die  Moore  zu  den  am  häufigsten 
Yorkommenden  Alluyialbildungen  der  Oberfläche.  Es  sind  hier 
meist  »Wiesenmoorec  im  Gegensatz  zu  den  »Hochmooren«. 
Sie  dehnen  sich  namentlich  aus  an  den  alten  Flussläufen,  zu 
den  Seiten  des  heutigen  Wasserlaufs  oder  nehmen  das  ganze 
Thal  ein,  bilden  die  grünen  Flächen  der  einst  vom  Wasser  er- 
füllten S511e,  Kessel  und  Depressionen,  umsäumen  in  schmä- 
leren oder  breiteren  Streifen  die  dort  zahlreich  vorhandenen 
Seen  oder  nehmen  die  Fläche  früherer  Seen  ganz  ein.  In 
Mecklenbui^  ist  der  Moorboden  so  verbreitet,  dass  es  im  Ver- 
hältnis wohl  nur  wenig  Feldmarken  gibt,  wo  er  nicht  vertreten 
wäre.  Trotz  dieses  allgemeinen  und  häufigen  Vorkommens 
findet  sich  jedoch  der  Moorboden  im  mecklenburgischen  Staats- 
gebiete nirgends  in  so  grossen  zusammenhängenden  Flächen 
wie  in  den  preussischen  und  den  oldenburgischen  Staatsge- 
bieten, wo  derselbe  eine  ganz  hervorragende  Rolle  in  der 
Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Lebens  spielt. 

In  der  Provinz  Hannover  bedecken  die  Moorbildungen  nach 
der  letzten  Grundsteuerveranlagung  insgesamt  561 433  ha  oder 
14,6^/o  der  Gesamtfläche.  Diese  Ausdehnung  entspricht  einem 
Flächenumfange  von  rund  100  Quadratmeilen.  Hiervon  ent- 
fallen auf  den  Begierungsbezirk  Stade  186 146  ha,  Osnabrück 
127  160  ha,  Aurich  76  805  ha,  Hannover  91  634  ha,  Lüneburg 
80  064  ha,  endlich  Hildesheim  1124  ha.  Oldenburg  hat  etwa 
100  000  ha  Moorboden. 

Auch  in  den  acht  älteren  preussischen  Provinzen  nimmt 
der  Moorboden  von  dem  gesamten  älteren  Staatsgebiet  5,2%  ^) 
oder  etwa  den  zwanzigsten  Teil  ein.  Vielfach  findet  er  sich 
auch  hier  auf  bestimmte  Gebiete  zusammengedrängt  und  be- 
deckt weite  zusammenhängende  Flächen.  In  den  Provinzen 
Ost-  und  Westpreussen,  wo  der  Moorboden  nur  4,4%  der  Ge- 
samtfläche einnimmt,« bildet  er  dennochweite  zusammenhängende 
Gebiete,   so  unter  anderem  in  der  Gegend  von  Labiau,  wo  er 

1)  Meiizen:  Der  Boden   und  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  preussischen  Staates. 
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ein  weithin  sich  erstreckendes  Moosbrach  von  einer  wech- 
selnden Tiefe  von  6  bis  32  Fuss  bildet.  In  der  Provinz  Pom- 
mern, wo  der  Moorboden  7®/o  der  Provinzfiäche  einnimmt, 
liegen  grosse  zusammenhängende  Moorflächen  in  der  Nähe  der 
Strandseen.  In  den  Provinzen  Posen  und  Brandenburg  nehmen 
die  Moorböden  10,2®/o  bezw.  8,7%  der  Gesamtfläche  ein.  Sie 
bedecken  hier  insbesondere  im  Thal  der  Netze  und  im  Gebiet 
der  Havel  (Uavelländisches  Luch)  weite  Flächen.  In  den  an- 
deren Provinzen  hält  sich  das  Vorkommen  des  Moorbodens 
unter  dem  für  den  Staat  angegebenen  Durchschnitt  und  ist  in 
diesen  Provinzen,  nämlich  in  Schlesien,  Sachsen,  Westfalen, 
der  Moorboden  hauptsächlich  auch  nur  in  den  in  die  nord- 
deutsche Tiefebene  reichenden  Distrikten  vertreten. 

Im  allgemeinen  finden  sich  die  Moorbildungen  vorzugs- 
weise in  dem  Flachlande;  in  geringer  Ausdehnung  finden  wir 
dieselben  auch  auf  Hochplateaus.  Als  die  in  dieser  Hinsicht 
bemerkenswertesten  Gebilde  sind  zu  nennen  die  sogen.  »Maare< 
auf  der  Hochebene  der  Eifel,  woselbst  sie  die  dort  sehr  zahl- 
reich vertretenen  Bodeneinsenkungen  bedecken.  Die  grösste 
Flächenausdehnung  haben  diese  Gebilde  im  »Hohen  Venn«, 
wo  sie,  in  einer  Meereshohe  von  695  m  belegen,  eine  Ausdeh- 
nung von  7700  ha  erlangen.  Ausserdem  sind  noch  bemerkens- 
wert die  Moorbildungen  auf  dem  Rücken  des  Brockens  nnd 
der  Rhön. 

Selbstverständlich  verdient  eine  Bodenart,  welche  so  häufig 
und  in  so  grossen  zusammenhängenden  Flächen  in  unserem 
vaterländischen  Gebiete  auftritt  und  in  vorzüglichem  Masse  za 
Brennmaterial  und  zu  mehreren  anderen  industriellen  Zwecken 
sich  verwerten  lässt,  eine  ganz  besondere  Beachtung.  Denn 
wenn  von  der  Beschaffenheit  des  Grundes  und  Bodens,  von 
dessen  Ertragföhigkeit  und  Verwendbarkeit  zu  industriellen 
Zwecken  der  belebende  Hauptstrom  für  das  nationale  Wirt- 
schaftsleben ausgeht,  so  entsteht  auch  bezüglich  des  weit  aus- 
gedehnten Moorbodens  die  Frage:  inwieweit  lässt  sich  derselbe 
wirtschaftlich  ausnutzen  und  in  welchem  Masse  kann  dadprcb 
der  Nationalreichtum  vermehrt  werden? 

Beim  Eindringen  in  diese  Frage  hat  man  zunächst  zwischen 
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den  Moorflächen  in  Bezug  auf  ihre  Lage  und  Beschaffenheit 
mehrfache  Unterscheidungen  zu  machen.  In  erster  Linie  kom- 
men in  Betracht  diejenigen  Moorflächen,  welche  auf  Höhen- 
zügen liegen,  und  solche,  welche  in  der  Ebene  belegen  sind. 
Die  ersteren,  welche  sich  z.  B.  in  grosser  Ausdehnung  auf  dem 
Harz  (Brockenfeld),  auf  der  Rhön,  der  Eifel  etc.  vorfinden, 
spielen  in  der  Wasserwirtschaft  eine  grosse  Rolle,  indem  sie 
als  Regulatoren  der  Feuchtigkeit  dienen.  In  der  nassen  Jahres- 
zeit saugen  die  Torfmassen  das  Wasser  schwammartig  auf, 
halten  es  lange  Zeit  fest  und  geben  es  später  ganz  allmäh- 
lich wieder  ab. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  würde  es  nicht  ratsam  sein, 
diese  Torfmoore  wirtschaftlich  und  zwar  durch  Aufforstung 
zu  erschliessen,  denn  der  Anbau  solcher  Flächen  etwa  mit 
Fichten  würde  die  Trockenlegung  des  Moores  vermittelst  An- 
lage zahlreicher  Gräben  bedingen  und  einen  beschleunigten 
Wasserabfluss  im  Gefolge  haben.  Diese  Art  Moore  müssen 
sonach  als  natürliche  Wasserreservoire  erhalten  bleiben.  Eine 
Ausnahme  hiervon  dürfte  indes  mit  dem  Moorfelde  auf  dem 
Hohen  Venu  gemacht  werden  können.  Bei  den  Erwägungen 
nämlich,  welche  über  die  Frage  stattgefunden,  was  zu  thun 
sei,  um  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  der  Eifel  zu  heben 
und  die  dort  häufiger  auftretenden  Nothstände  zu  mildem,  ist 
insbesondere  auch  eine  rationelle  wirtschaftliche  Ausnutzung 
jener  Torflager  ins  Auge  gefasst  worden.  Man  plant  dort  die 
Anlage  eines  grossen  Torfstichwerkes.  Mit  Ausnahme  etwa 
dieses  Moorfeldes  kommen  die  auf  den  Hochplateaus  belegenen 
Moorflächen  bei  der  Frage  der  wirtschaftlichen  Erschliessung 
der  Moorflächen  nicht  weiter  in  Betracht. 

Anders  liegt  die  Sache  bezüglich  der  meisten  Torfbrüche 
der  Ebene,  welche  vielfach  als  Ursache  von  Versumpfung  weiter 
Gebiete  anzusehen  sind  und  sich  für  die  Kultur  hinderlich  er- 
weisen, indem  sie  die  Schaffung  einer  geeigneten  Vorflut  für 
andere  benachbarte  Grundstücke  verhindern.  Von  den  in  der 
Ebene  belegenen  Moorflächen  sind  jedoch  nach  ihrer  Beschaffen- 
heit und  Eulturfahigkeit  wieder  zu  unterscheiden  diejenigen, 
welche  von  geringerer  Mächtigkeit  sind,  sich  zumeist  zu  beiden 
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Seiten  fliessender  Gewässer  erstrecken,  kalkhaltig  nnd  stick- 
stoffreich, aber  kali-  und  phosphorarm  sind.  Dieselben  fallen 
unter  den  Begriff  der  >Niederungs<-  oder  »Grünlandsmoorec, 
auch  »Wiesenmoore«  genannt.  Ihnen  gegenüber  stehen  die 
»Hochmoore«,  welche  meist  von  grosser  Mächtigkeit  bis  40  Fnss 
tief  sind,  sich  aus  stehenden  Gewässern  allmählich  herausge- 
bildet haben  und  kalkarm  sind. 

Ein  erheblicher  Teil  der  Moorflächen  ist  bereits  in  wirt- 
schaftliche Benutzung  genommen  und  zwar  teils  zur  Torfge- 
winnung (Torfstich,  Torfgräberei),  teils  auch  zu  Ackerland  und 
Forstkultur.  Die  Torfgewinnung  findet  statt  namentlich  auf 
den  Fehnkolonien,  ferner  da,  wo  in  letzter  Zeit  Torfstreu  und 
Presstorffabrikation  betrieben  wird,  sowie  fast  überall  auf  den 
zahlreichen  zerstreuten  Torfparzellen,  wo  die  Besitzer  ihren 
eigenen  Brenntorfbedarf  stechen.  Wie  viel  Torf  jährlich  ge- 
wonnen wird  und  wie  gross  die  auf  solche  Weise  in  Benutzung 
genommenen  bezw.  abgetorften  Flächen  sind,  lässt  sich  kaum 
annähernd  feststellen.  Die  Torfgewinnung  ULsst  sich  aber  ab 
sehr  erheblich  annehmen,  wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass 
gerade  diejenigen  Landesteile,  wo  die  Moore  hauptsächlich  vor- 
kommen, wegen  der  dort  herrschenden  Waldarmut  Jahrhun- 
hunderte  hindurch  auf  den  Torf  als  Brennmaterial  angewiesen 
gewesen  sind. 

Grosse  zusammenhängende  Flächen  sind  auch  bereits  in 
landwirtschaftliche  Kultur  genommen  und  haben  zu  dem  Zweck 
teilweise  kolonisiert  werden  müssen.  Beispielsweise  sind  zn 
nennen  das  grosse  Moor  bei  Labiau,  die  im  Begierungsbezirk 
Stade  belegenen  Distrikte  in  den  Kreisen  Lilienthal,  Rothen- 
burg und  Osterholz,  sowie  Gebiete  in  Ostfriesland  rechts  der 
Ems,  in  Oldenburg  und  Bayern.  In  den  gegen  die  Nordsee 
belegenen  Moorgebieten  finden  wir  bereits  zahlreiche  Moor- 
kolonien, deren  Entstehung  zum  Teil  bis  in  das  13.  Jafarhtm- 
dert  zurückreicht. 

Im  wirtschaftlichen  Leben  jener  Landesteile  spielen  diese 
Kolonien  längst  eine  bedeutende  Rolle  sowohl  durch  den  von 
ihnen  vermittelst  zahlreicher  Schiffe  betriebenen  lebhaften  Torf- 
handel, sowie  durch  ihre  vielfach  eigenartig  gestaltete  Vieh- 
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zncht  und  den  Bezug  ihrer  eigenen  Bedürfnisse.  Es  handelt 
sich  nun  im  weiteren  Verlauf  darum,  die  Kolonien  zu  ver- 
mehren und  die  noch  unerschlossenen  Moorflächen  weiter  aus- 
zunutzen. Das  Schwergewicht  der  Ausnutzung  aber  wird  fortan 
nicht  mehr  wesentlich  auf  die  mehr  und  mehr  un  lohnend  ge- 
wordene Torfgewinnung,  sondern  auf  die  landwirtschaft- 
liche Kultur  der  Moorflächen  gelegt  werden.  In  dieser  Hin- 
sicht sind  in  neuester  Zeit  grosse  Anläufe  genommen,  nament- 
lich durch  Anlage  von  Moordammkulturen  auf  den  Niederungs- 
mooren. 

Was  die  Förderung  der  Moörwirtschaft  in  den  einzelnen 
Staaten  anlangt,  so  haben  in  neuerer  Zeit  in  Preussen  nament- 
lich die  darauf  gerichteten  Bestrebungen  seit  der  Einverleibung 
Hannovers  wieder  eine  thatkräftige  Unterstützung  und  Förde- 
rung gefunden,  da  in  dieser  Provinz  die  ausgedehntesten  Moore 
sich  befinden. 

Ein  entscheidender  Schritt  auf  dem  Gebiete  der  Moor- 
kolonisation wurde  in  neuerer  Zeit  durch  die  Allerhöchste  Ordre 
vom  10.  März  1869  gethan,  wodurch  der  Ressortchef  ermäch- 
tigt wurde,  Landabtretungen  zum  Zwecke  der  Kultivierung  von 
Mooren  in  Ostfriesland  selbständig  zu  gewähren  und  über  die 
dafür  zu  leistenden  Zahlungen  sowie  über  die  sonstigen  fest- 
zusetzenden Bedingungen  nach  eigenem  Ermessen  zu  befinden, 
da  hier  nicht  ein  finanzielles  sondern  das  Landeskultur-Inte- 
resse entschieden  im  Vordergrunde  stehe.  Der  preussischen 
Regierung  liegt  nämlich  wesentlich  daran,  durch  Kolonisierung 
der  Moorflächen  eine  möglichst  grosse  Zahl  neuer  wirtschaft- 
lich selbständiger  Existenzen  zu  schaffen.  Die  zum  grössten 
Teil  noch  unerschlossenen  Moore  der  Provinz  Hannover  boten 
der  preussischen  Regierung  in  dieser  Richtung  ein  grosses 
Feld  für    eine  Kolonisationsthätigkeit. 

Die  hannoversche  Regierung  hatte,  wohl  weil  ein  direktes 
Bedürfnis  zur  Kolonisierung  für  diesen  Staat  mit  seiner  dünnen 
Bevölkerung  nicht  vorlag,  nur  wenig  gethan,  um  durch  ge- 
eignete Anlagen  die  Grundlage  für  neu  zu  errichtende  Kolo- 
nien auf  den  weiten  Moorgebieten  zu  schaffen.  Damals  war 
auch  die  Zeit     für  eine  erfolgreiche  Kultur  und  Kolonisation 
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bei  dem  wenig  vorgeschrittenen  Stande  der  Moorkultar  noch 
nicht  gekommen.  Dieser  Sicitpunkt  ist  erst  eingetreten,  nach* 
dem  sich  durch  die  Bimpau^sdien  Moorknlturen  die  Erkenntnis 
einbürgerte,  dass  man  auch  auf  anderem  als  dem  bisherigen 
Wege  die  Moorflächen  ausnutzen  und  in  ertragreiches  Acker- 
land umwandeln  könne. 

Indes  mussten  erst  nach  dieser  Richtung,  namentlich  mit 
Bücksicht  auf  die  Verschiedenheit  in  der  Beschaffenheit  der 
einzelnen  Moorflachen,  noch  zahlreiche  Versuche  gemacht  werden. 
Der  Gedanke  lag  nahe,  für  solche  und  ähnliche  Versuche  eine 
wissenschaftliche  Zentralstelle  zu  schaffen.  Im  Jahre  1874  be- 
fürwortete Professor  Nobbe-Thsrasiä  für  die  dem  nordwest- 
lichen Deutschland  eigentümlichen  Bodenarten:  Marsch,  Moor, 
Heide  (Geest)  die  Errichtung  einer  landwirtschaftlichen  Ver- 
suchsanstalt mit  dem  Sitz  in  Bremen,  üeberraschend  schnell 
sollte  sich  dieser  Gedanke  verwirklichen. 

Wiederholte  Reisen  durch  die  preussischen  Emsmoore  und 
die  niederländischen  Fehnkolonien  hatten  den  damaligen  Mi- 
nister Dr.  Friedenthal  von  der  Möglichkeit  überzeugt,  die  un- 
absehbaren Moorflächen  auf  deutschem  Gebiet  einer  blühenden 
Kultur  entgegenzuführen.  Am  Schluss  einer  solchen  Reise  im 
Oktober  1885,  zu  welcher  auch  der  Geschäftsführer  des  »Ver- 
eins gegen  das  Moorbrennen c  Dr.  Lammers  hinzugezogen  wor- 
den war,  zeigte  der  genannte  Herr  Minister  den  Wünschen 
nach  Begründung  einer  Versuchsstation  für  das  Moor-  und 
Heidegebiet  ein  lebhaftes  Entgegenkommen.  Es  erfolgte  zunächst 
im  Jahre  1876  die  Konstituierung  einer  >2^ntral-Moor-Kom- 
missionc  für  alle  auf  die  Nutzbarmachung  der  Moorflächen  im 
preussischen  Staatsgebiete  gerichteten  Bestrebungen.  Aufgabe 
dieser  Behörde  sollte  es  sein,  für  die  Kultur  und  Kolonisierung 
bestimmter  Moorgebiete  geeignete  Vorschläge  zu  machen,  solche 
zu  prüfen  und  deren  Ausführung  zu  überwachen.  Diese  Kom- 
mission hält  von  Zeit  zu  Zeit,  je  nach  Bedürfnis,  Sitzungen  ab; 
auch  unternehmen  die  Kommissionsmitglieder  in  corpore  Reisen 
nach  den  betreffenden  Moorgebieten,  um  an  Ort  und  Stelle  Kennt- 
nis von  den  in  Betracht  zu  ziehenden  Verhältnissen  zu  nehmen. 
Bisher  hat  die  Kommission  26  Sitzungen  abgehalten.  Die  Mit- 
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glieder  der  Kommission  setzen  sich  zusammen  ans  Beamten 
der  Zentral-  nnd  ProTinzialbehorden,  aus  Moorkulturtechnikem, 
Moor-Interessenten  und  sonstigen  Personen,  welche  der  Moor- 
kultur Verständnis  und  Interesse  entgegenbringen.  An  der 
letzten  Sitzung  der  Kommission,  welche  am  13.  Dezember  1890 
stattfand,  nahmen  ausser  dem  Herrn  Staatsminister  v,  Heyden 
und  dem  Herrn  Unterstaatssekretar,  Wirklichen  Geh.  Rat  Dr. 
V,  Marcard  als  Vorsitzender  noch  folgende  Herren  Teil:  Ober- 
prasident  Dr.  v.  Bennigsen  und  Landesdirektor  Preih.  v,  Harn" 
mersfein  (Hannover),  Regierungspräsident  Dr.  v.  Heydebrand 
tf.  d.  Lasa  (Königsberg  i.  Fr.),  Rittergutsbesitzer  v,  Happen- 
stedt  (Schiaden),  Rittergutsbesitzer  Pogge  (Blankenhoff),  Ge- 
heimer Oberregierungsrat  Dr.  Thiel  (Berlin),  Landes-Oekonomie- 
rat  Bohelmann  (Kiel),  Ober-Landforstmeister  und  Ministerial- 
Direktor  Donner  (Berlin),  Freih.  v.  Wangenheim  (KL  Spiegel), 
Professor  Dr.  Fleischer  (Bremen),  Pfarrer  Kronemeyer  und 
die  Meliorations-Bauinspektoren  Gerhardt  (Königsberg  i.  Pr.^ 
und  Banitoertü  (Berlin).  Die  Kommission  hat  bisher  überaus 
anregend  und  fordernd  auf  das  Moorkulturwesen  gewirkt.  Be- 
reits in  ihrer  ersten  Sitzung  in  Bremen  am  6.  August  1876 
beschloss  diese  Kommission  die  Errichtung  einer  Moor-Ver- 
snchsstatioD,  welche  als  ein  wissenschaftlich-technisches  Organ 
der  Z.M.K.  fungieren  sollte. 

Diese  zu  Bremen  errichtete  Moor- Versuchsstation  ist  der 
Z.M.K.  unterstellt  und  wird  geleitet  durch  Moorkultur-Tech- 
niker,  als  welche  seit  Errichtung  der  Anstalt  der  Professor 
Dr.  Fleischer  als  Dirigent  und  Dr.  A.  Salfeld  als  Landwirt 
nnd  Knlturtechniker  fungieren.  Alljährlich  nimmt  die  Z.M.K. 
den  Jahresbericht  dieser  Anstalt  über  ihre  Thätigkeit  ent- 
gegen, beschliesst  über  den  vorgelegten  Arbeitsplan  für  das 
zukünftige  Jahr  und  bewilligt  den  Etat.  Zu  den  Betriebs- 
kosten dieser  Anstalt  leistet  der  preussische  Staat  zur  Zeit 
einen  Zuschuss  von  21 000  Mk.  Der  Verein  gegen  das  Moor- 
brennen, dessen  Ziele  durch  die  Thätigkeit  der  Station  in  her- 
vorragendem Masse  gefordert  werden,  zahlte  anfangs  einen  Zu- 
schuss von  2400  Mk.  Diese  Moor- Versuchsstation,  welche  die 
an  dieselbe  bei  ihrer  Errichtung  geknüpften  Erwartungen  durch 
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die  sachverständige  und  aufopfernd  tbätige  Leitung  im  yoUsten 
Masse  erf&IIt  hat ,  hat  sich  von  kleinen  Anfängen  nach  und 
nach  zu  einem  hochgeschätzten  Zentralpunkte  für  alle  auf  die 
Moorkultur  Bezug  habenden  Fragen  herausgebildet.  Die  Hilfe 
dieses  gemeinnützigen  Instituts  wird  von  immer  weiteren  Kreisen 
in  Anspruch  genommen.  Die  unmittelbare  Fühlung,  welche 
die  Anstalt  mit  der  Landwirtschaft  und  ibren  Bedürfnissen 
unterhält,  ist  vom  höchsten  Wert  für  die  gedeihliche  Arbeit 
der  Statien.  Das  Wissen  über  das  Moor,  seine  geographische 
Verbreitung,  seine  Entstehung,  seine  chemischen  und  physika- 
lischen Eigentümlichkeiten  ,  seine  technische  Verwendbarkeit, 
seine  land-  und  forstwirtschaftliche  Benutzung  hat  durch  die 
fortgesetzten  umfassenden  Arbeiten  der  bei  der  Station  thätigen 
Beamten  eine  im  Verhältnis  zur  Zeitdauer  ganz  ungemeine  Be- 
reicherung erfahren.  Eine  ganz  neue  Agrikultur- Wissenschaft 
—  die  Moorkultur- Wissenschaft  —  ist  hier  begründet,  durch 
welche  hunderterlei,  die  Moorkultur  betreffende  Fragen  ihre 
sachgemässe  Lösung  gefunden  und  auf  deren  Ergebnissen  die 
Lösung  weiterer  Fragen   sich  aufbauen  lässt. 

Die  Versuchsstation  dient  nicht  nur  der  Forschung  zur 
Auffindung  neuer  Moorkulturarten,  sondern  auch  der  prakti- 
schen Auskunft  über  den  Charakter  und  die  Geeignetheit  f&r 
die  zur  Kultur  in  Aussicht  genommenen  Flächen.  Je  nach 
Befund  der  Beschaffenheit  des  Moorgrundes  gibt  sie  Auskunft 
über  die  in  Anwendung  zu  bringende  Kultur.  In  grossem  um- 
fange werden  Boden-  und  Wasserproben  untersucht,  Analysen 
von  Dung-  und  Futtermitteln  angestellt.  Vor  Liangriffnahme 
von  Moorkulturen  pflegen  sich  daher  die  Privatbesitzer  von 
Moorländereien  eingehenden  Bat    bei  der  Anstalt  einzuholen. 

Eine  Hauptthätigkeit  der  Moor- Versuchsstation  besteht 
ferner  in  der  Anlage  von  Moorkultur- Versuchsfeldern,  auf  denen 
die  einzelnen  Kulturmethoden  auf  ihr  Ergebnis  geprüft  und 
den  Besitzern  von  Moorländereien  vor  Augen  geführt  werden. 
Solche  Versuchsfelder,  welche,  soweit  es  anging,  zweckmässiger- 
weise zugleich  mit  landwirtschaftlichen  Schulen  in  Verbindung 
gebracht  worden  sind,  um  auch  hier  schon  auf  die  angehenden 
Landwirte  anregend  und  belehrend  zu  wirken,  sind  bereits  in 
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grosser  Zahl,  gegen  200,  errichtet,  davon  in  der  Provinz  Han- 
nover allein  über  100.  Der  Einrichtung  dieser  Versuchsfelder 
ist  es  zu  verdanken,  dass  auch  die  zahlreichen  Besitzer  von 
Moorländereien,  welche  der  Sache  der  Moorkultur  misstrauisch 
gegenüberstanden,  nun  mit  aller  Macht  sich  der  Kultur  ihrer 
Moorlandereien  zuwenden. 

Der  Eingangs  erwähnte  Verein  zur  Forderung  der  Moor- 
kultur konstituierte  sich  im  Februar  1883.  Auch  dieser  Verein, 
welcher  nach  dem  letztveröfPentlichten  Stande  713  Mitglieder 
zahlt,  hat  sich  das  nach  allem  Vorgetragenen  volkswirtschaftlich 
lohnende  Ziel  gesteckt,  die  Kultur  der  weiten  Flächen,  die  mit 
Torfmoor  oder  mooriger  Erde  bedeckt  sind,  durch  Rat  und 
That  mit  allen  Hilfsmitteln  zu  fordern.  Als  spezielle  Zwecke 
hat  sich  der  Verein  gestellt :  die  gegenseitige  Verbindung  aller 
Freunde  der  Moorkultur  und  den  Austausch  ihrer  Erfahrungen ; 
die  Feststellung  der  Zahl  und  Resultate  der  bisherigen  Kul- 
turen, die  Anregung  von  Versuchen  zur  besseren  Verwertung 
des  Moorbodens;  Gewinnung  und  Verwertung  des  Torfes.  Mit 
Bücksicht  auf  diese  von  vornherein  in  Aussicht  genommene 
umfassende  Thätigkeit  entschloss  sich  der  bereits  vordem  ge- 
bildete »Verein  der  Torfinteressenten«,  seine  Selbständigkeit 
aufzugeben  und  unter  Mitbringung  seines  Vereinsvermögeus  in 
dem  neu  gebildeten  Vereine  aufzugehen.  Der  Verein  gibt  eine 
Zeitschrift  unter  dem  Titel  »Mitteilungen  des  Vereins  zur  För- 
derung der  Moorkultur«  heraus,  welche  anfangs  als  Beilage  dem 
»Landboten«  beigegeben  wurde,  jetzt  aber  selbständig  erscheint. 

Ueberaus  belehrend  und  anregend  haben  ferner  die  Moor- 
kultur-Au Stellungen  gewirkt,  von  denen  bisher  fünf  statt- 
gefunden haben.  Die  ersten  Ausstellungen  fanden  in  Bayern 
in  den  Jahren  1878,  1885  und  1886  statt.  Während  auf 
diesen  Ausstellungen  hauptsächlich  die  Fabrikate  der  dort  hoch- 
entwickelten Torfindustrie  zur  Vorführung  gelangten,  umfasste 
die  im  Jahre  1887  zu  Berlin  vom  »Verein  zur  Förderung 
der  Moorkultur«  veranstaltete  Ausstellung  im  Hofbräu-Park 
vor  dem  Frankfurter  Thore  die  gesamte  Moorkultur  und  Torf- 
industrie. Diese  letztere  Ausstellung  kann  als  eine  in  allen 
Teilen  wohlgelungene ,    reichlich  beschickte  und  viel  besuchte 
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beseichnet  werden.  Auch  in  diesem  Jahre  (1891)  wird  mit 
der  Ton  der  »deutschen  Landwirtschaftsgesellschaftc  ^rbe- 
reiteten  Aasstellung  in  Bremen  eine  Moorkultur-Ausstellong, 
ähnlich  wie  s.  Z.  in  Magdeburg  verbunden  werden. 

Wesentlich  unter  dem  Einfiuss  der  soeben  im  einzelnen 
nach  ihrem  Wesen,  ihrem  Wirken  und  ihrer  Bedeutung  be- 
schriebenen Einrichtungen  hat  das  Moorkulturwesen  in  dem 
kurzen  Zeitraum  von  etwas  mehr  als  einem  Jahrzehnt  ganz 
überraschend  grosse  Fortschritte  und  zwar  nach  zwei  Rich- 
tungen gemacht,  nämlich  in  der  Erhöhung  der  Ertragfähigkeit 
des  Moorbodens  durch  geeignete  Kulturen,  sowie  in  der  Yer- 
wertbarkeit  des  Moortorfes  zu  industriellen  Zwecken. 

Beispielsweise  ist  durch  genaue  buchmässige  Berechnungen, 
welche  auf  verschiedenen,  nach  dem  Rimpan^schen  System  an- 
gelegten und  bewirtschafteten  Moorkultur-Anlagen  angestellt 
sindy  die  ganz  aberraschende  Thatsache  festgestellt,  dass  das 
in  solchen  Kulturen  angelegte  Kapital  —  allerdings  unter  Zu- 
grundlegung  der  gegenwärtig  noch  geringen  Grundstückpreise 
für  Moorboden  —  eine  Verzinsung  bis  zu  20  und  2ö  Prozait 
abwirft,  während  in  der  Landwirtschaft  der  Regel  nach  nur 
auf  eine  Verzinsung  von  3  bis  5  Prozent  zu  rechnen  ist.  Femer 
ist  durch  zahlreiche  Versuchsfelder  und  Musterwirtschaften 
dargethan,  dass  der  Moorboden,  welcher  bisher  vielfach  nicht 
einmal  als  magere  Viehweide  Beachtung  fand,  bei  rationeller 
Bewirtschaftung  für  das  Wachstum  aller  unserer  Kulturpflanzen 
namentlich  aber  der  Kartoffeln,  Hülsenfrüchte  und  Kleearten 
sich  geeignet  erwiesen  und  vielfach  üppigen  Wuchs  und  hohe 
Erträge  geliefert  hat. 

Kaum  minder  bedeutend  erscheinen  die  Fortschritte,  welche 
in  neuerer  Zeit  in  Hinsicht  auf  die  industrielle  Verwertbarkeit 
des  Torfee  gemacht  sind.  Während  früher  der  gestochene  Torf 
allgemein  nur  als  leichtes  minderwertiges  Brennmaterial  eine 
beschränkte  und  einseitige  Verwendung  fand,  konkurriert  heute 
der  in  geeigneter  Weise  zugerichtete  Presstorf  mit  den  besten 
Brennmaterialien  und  werden  selbst  diejenigen  leichten  oberen 
Torfschichten,  welche  früher  beim  Torfstechen  als  lästiger  Ab- 
raum unbeachtet   und  unbenutzt   bei  Seite  geworfen  wurden. 
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als  wertvolles  Streamaterial  und  Bindemittel  für  Fäkalien  ver- 
wandt. Der  Torf  kann  bis  auf  den  dritten  Teil  des  bisherigen 
y  olomens  zusammengepresst  werden  nnd  wird  durch  dieses  Verfah- 
ren die  spezifische  Heizkraft  desselben  auf  einen  solchen  Stand  ge- 
bracht, dass  der  Torf  dadurch  die  besten  Brennhölzer  über- 
tri£Ft.  Damit  ist  auch  die  Möglichkeit  geboten,  den  Press- 
torf in  entlegene  Gegenden  zu  versenden  und  demselben  ein 
erweitertes  Absatzgebiet  zu  verschaffen. 

Durch  diese  eminenten  Fortschritte  in  der  Kultur  der 
Moorböden  und  der  Verwertbarkeit  des  Moortorfes  ist  den  noch 
unbertlhrten  Moorflächen  schon  jetzt  ein  erhöhter  Wert  bei- 
gelegt worden.  Die  Moorwirtschaft  und  Moorkultur  ist  auf 
ganz  neue  Grundlagen  gestellt.  Die  bisherigen  Moorkultur- 
systeme (Brandkultur  und  Fehnkultur)  können  verlassen  wer- 
den, und  die  Moorkolonien  können  sich  unabhängig  von  der 
Verwertbarkeit  ihres  gewöhnlichen  Stichtorfs  entwickeln. 

Die  Erkenntnis  von  den  Fortschritten  im  Moorkulturwesen 
erwächst  am  klarsten  durch  eine  eingehendere  Betrachtung 
über  das  Wesen  der  einzelnen  Moorkultursysteme,  welche  bis- 
her Anwendung  gefunden  haben. 

II.  Die  Moorknltur-Systeme. 

Soll  die  in  ihrem  Naturzustande  meist  ganz  ertraglose 
Moorfiäche  oder  der  meist  ebenso  degenerierte,  von  dem  auf- 
geschichteten Moore  befreite  Moor-Üntergrund  in  land-  oder 
forstwirtschaftliche  Benutzung  genommen  werden,  so  bedarf 
es  einer  zuvorigen,  ganz  eigenartigen  —  bei  den  anderen,  vor- 
wiegend mineralischen  Bodenarten  nicht  in  Anwendung  zu 
bringenden  —  Bearbeitung  oder  Zurichtung  des  Moorbodens 
bzw.  des  blossgelegten  Untergrundes  desselben.  Die  in  diesem 
Rahmen  auszuführenden  Kultur- Arbeiten  fallen  unter  den  ge- 
meinsamen Begriff  der  »Moorkulturc.  So  sehr  sich  nun  die 
Moorkultur  von  den  anderen  Zweigen  der  Bodenkultur  ab- 
sondert und  die  Moorkulturtechnik  einen  für  sich  abgeschlos- 
senen selbständigen  Wissenszweig  bildet,  so  finden  doch  auch 
bei  der  Kultur  der  Moorgebiete  wieder,  je  nach  Umständen 
und  nach  Lage  und  Beschaffenheit  des  zu  kultivierenden  Moor- 
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bodens  verschiedene  Arten  von  Moorkulturen  Anwendang,  die 
in  ihrem  Wesen,  ihrer  Ausführung,  den  dabei  angewandten 
Mitteln,  sowie  in  ihrem  wirtschaftlichen  Erfolge  yon  einander 
grundverschieden  sind,  dennoch  aber  das  Gemeinsame  haben, 
dass  diese  Kulturen  nur  ausschliesslich  bei  Moorboden  ange- 
wandt werden  können. 

Die  bisher  am  häufigsten  und  in  ausgedehnterem  Masse 
in  Anwendung  gebrachten  Moorkulturmethoden  sind :  die  Moor- 
Brandkultur,  Moor-Fehnkultur  und  Moor-Dammkultar. 

Die  M  o  0  r-B  r  a  n  d  k  u  1 1  u  r  ist  die  einfachste  Moorkultur- 
methode. Sie  besteht  kurz  darin,  dass  vor  jeder  beabsichtigten 
Ernte  die  oberste  Moorschicht  in  einer  Stärke  von  einigen 
Zentimetern  losgerissen,  dieselbe  nach  einiger  Zeit  des  Trock- 
nens in  Brand  gesteckt  und  danach  in  die  dadurch  gerostete, 
mit  der  gebildeten  Asche  leicht  überstreute  Decke  der  Same, 
meist  Buchweizen,  gestreut  und  etwas  eingeeggt  wird. 

Die  Moor-Fehnkultur  befasst  sich  nicht  mit  der 
Kultur  der  Moor-Oberfläche,  sondern  vielmehr  mit  der  des 
Moor-Untergrundes.  Zu  dem  Zweck  wird  die  Moorschicht  ab- 
getragen und  sodann  der  blossgelegte  feste  mineralische  Unter- 
grund mit  guter  fruchtbarer  Erde  unter  Beimischung  von 
Dünger  nach  und  nach  melioriert. 

Die  Moor- Dammkultur  befasst  sich  dagegen  mit  der 
Meliorierung  der  gewachsenen  Moor-Oberfläche,  indem  auf  der 
in  Kultur  zu  nehmenden  Fläche  eine  etwa  10  cm  starke  Sand- 
schicht aufgetragen  und  dieselbe  mit  mineralischen,  insbeson- 
dere Kali  und  Phosphor  enthaltenden,  je  nach  Bedarf  auch  mit 
Kalk,  Salpeter  oder  animalischen  Düngemitteln  versetzt  wird. 

Die  Moor-Dammkultur  kommt  den  bei  den  übrigen  Boden- 
arten üblichen  Knlturmethoden  am  nächsten,  sie  ist  die  ein- 
träglichste  und  nachhaltigste  Kulturart. 

Was  nun  insbesondere  die  Moor- Brandkultur  anlangt,  so 
ist  dieselbe,  wie  man  ersieht,  die  roheste  Form  der  Moorkultur. 
Sie  kann  ihrer  Einfachheit  wegen  unabhängig  von  jedem  r^el- 
rechten  landwirtschaftlichen  Betriebe  von  jedem  Handarbeiter 
betrieben  werden.  Diese  Kultur  erfordert  weder  Dünger  — 
weshalb  sie  an  die  Voraussetzung  einer  Viehhaltung  nicht  ge- 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  wirisch.  Erschliessung  d.im  Deutschen  Reiche  beleg.  Moorflächen.  471 

banden  ist  —  noch  Pferde,  noch  den  Pflug.  Unter  diesen  Um- 
standen   ist   die  Moor-Brandknltnr   auch   recht  eigentlich  die 
Moorkultur    der  ärmeren  Klasse  der  Landbevölkerung  bis  auf 
diesen  Tag  geblieben.     Sie  gewährt  etwa  10  bis  15000  Men- 
schen, die  sich  damit  beschäftigen,  eine  äusserst  kümmerliche 
und  sehr  unsichere  Existenz.     Der  Buchweizen  erfriert  häufig 
—  im  Jahre  1883  selbst  noch  am  21.  Juli  —  und  Hungersnot 
ist    alsdann   die  Folge.     In   demjenigen  Gebiet   Ostfrieslands, 
welches  man  allgemein  mit  dem  Namen  »Mufirika«  bezeichnet, 
sind  ganze  Dorfschaften,   die  in  solchem  Falle,  wo  die  Buch- 
weizenernte infolge  eingetretenen  Frostes  vernichtet  worden  ist, 
nur  mit  Staatshilfe  durch  den  Winter  gebracht  werden  können. 
Neben  diesem  wirtschaftlichen  Nachteile  hat  aber  die  Moor- 
Brandkultur    noch  eine  andere  Unannehmlichkeit  im  Gefolge, 
welche  in  der  Belästigung  besteht,  welche  der  durch  das  Moor- 
brennen verursachte  Höhen-  oder  Haarrauch  für  einen  grossen 
Teil  Deutschlands   im  Gefolge   hat.     Um   diesem  Uebelstande 
abzuhelfen,   hatte  sich    der  schon  mehrfach  genannte  »Verein 
gegen  das  Moorbrennen  €  gebildet,  der  sich  zur  Aufgabe  gesetzt 
hat,  die  Moorbrandkultur  gänzlich  zu  beseitigen.    Allein  dieses 
Ziel  dürfte  noch  lange  ein  frommer  Wunsch  bleiben,  denn  da  an 
dem  Moorbrennen  gerade  eine  zahlreiche  arme  Bevölkerungs- 
klasse beteiligt  ist,  deren  Existenz  vorzugsweise  auf  den  Er- 
trag, den  die  Moorbrandknltur  ihnen  gewährt,  gegründet  ist, 
so  würde  ein  etwaiges    direktes  Verbot  des  Moorbrennens  als 
ein    tiefer  Eingriff  in   die  Erwerbs-    und  Existenzverhältnisse 
einer  grösseren  Volksschicht   empfunden  werden.     Die  Moor- 
brandkultur wird  sich  nur  allmählich  auf  ein  minder  belästi- 
gendes Mass  durch  Einfährung  neuer  Kulturarten  zurückdrängen 
lassen.     In  diesem  Bemühen  reichen  sich  die  preussische  und 
oldenburgische  Regierung  die  Hand,    von  welchen  Seiten  seit 
etwa  15  Jahren    die  Frage   der    anderweiten  Moorkultur  und 
die  Beseitigung  der  Brandkultur  mit  ausserordentlicher  Energie 
und  Aufwendung  grosser   Geldmittel  in  die  Hand  genommen 
worden  ist. 

Die  Moorflächen,   welche  alljährlich   in  Brandkultur  ge- 
nommen werden,   sind  ziemlich   erheblich.     In  Holland  sollen 
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12000  ha,  in  Preussen  und  Oldenburg  14000  ha  dazu  benuW 
werden.  Die  zur  Moor-Brandkultur  erforderlichen  Flächen  in 
Ostfriesland  werden  überwiegend  aus  den  dort  vorhandenen 
fiskalischen  Mooren  an  die  Moorkolonisten  yerpachtet  Durch 
das  Moorbrennen  wird  der  Moorboden  d^eneriert.  Auf  emer 
und  derselben  Fläche  darf  die  Brandkultur  nur  6  bis  6  Jahre 
andauern,  worauf  eine  lange,  mindestens  12jährige  Pause  ein- 
treten muss.  Zu  der  Moor-Brandkultur  muss  auch  der  Fehn- 
kolonist  im  Anfang  seiner  Wirtschaft  seine  Zuflucht  nehmen; 
auch  muss  diese  Kultur  eine  Reihe  von  Jahren  angewandt 
werden,  um  den  Moorboden  geeignet  für  forstwirtschaftliche 
Eulturanlagen  zu  machen.  Somit  möchte  also  die  Moor-Brand- 
kultur noch  auf  lange  Zeit  ein  wichtiger  Faktor  im  Moor- 
kulturwesen bleiben. 

Die  Moor-Brandkultur  ist  ebenso  wie  die  Moor-Fehnkultor 
aus  dem  benachbarten  Holland,  welches  gleiche  Bodenverhält- 
nisse aufweist,  zunächst  nach  Ostfriesland  gekommen.  In  Hol- 
land wurde  diese  Eulturart  zuerst  1712  in  Wildervank,  Pro- 
vinz Groningen,  mit  grossem  Erfolge  betrieben.  Der  mut- 
massliche erste  Einführer  dieser  Kultur  war  Jan  Erusey  wel- 
chen ein  ostfriesischer  Prediger  kommen  Hess,  um  auch  hia* 
auf  deutschem  Boden  die  Moor-Brandkultur  einzuführen. 

Die  Moorkultur  mi t  St alldüngung.  Hierbei  wird 
entweder  das  bereits  gebrannte  Moor  mit  Erddünger  hoch  be- 
fahren, um  die  Ackerkrume  zu  verbessern,  oder  es  wird,  wenn 
es  sich  um  ein  entwässertes  wüstes  Moor  handelt,  das  Land 
in  1  Va  Ruten  breite  Stücke  abgeteilt,  die  Erde  von  den  Fur- 
chen in  einer  Breite  von  etwa  6  Fuss  nach  der  Mitte  zu  ge- 
worfen und  80  der  Rücken  des  Ackerlandes  bedeutend  erhöht 
Diese  aus  reinem  Moorboden  bestehende  Ackerfläche  wird  ge- 
ebnet und  mit  bestem  Stalldünger  —  50  bis  60  Fuder  pro 
Morgen  —  befahren ,  so  dass  der  Dünger  etwa  4  Zoll  hoch 
die  ganze  Fläche  bedeckt.  Es  werden  dann  in  die  Dünger- 
schicht die  Kartofi^eln  gelegt.  Hernach  wird  das  Feld  mit 
6  Fuss  tiefen  Gräben  umgeben  und  die  daraus  gewonnene 
Moorerde  über   die  Fläche  ausgebreitet.    Nach  den  Kartoffeln 
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kann  etwa  8  Jahre  lang  Roggen  bei  Zusetzung  von  jährlich 
6  Fahren  Stallmist  pro  Morgen  gebaut  werden. 

Diese  Eulturart  hat  namentlich  im  Kreise  Lilienthal  in 
den  dort  belegenen  älteren  zahlreichen  Moorkolonien  seit  langer 
Zeit  Anwendung  gefunden. 

Die  Moor-Fehnkultur,  welche  mit  der  Begründimg  von 
Fehnkolonien  in  unmittelbarem  Zusammenhange  steht,  wird 
weiterhin   eingehende  Darstellung  finden. 

Die  Moor-Dammkultur  ist,  wie  schon  erwähnt  wurde, 
eine  Erfindung  des  Bittergutsbesitzers  BimpaUy  welcher  die- 
selbe zuerst  im  Jahre  1862  auf  den  Moorflächen  seines  Gutes 
Cunraa  angewandt  hat.  Bis  dahin  war  der  Moorboden  mit 
Unrecht  als  unkultivierbar  betrachtet  worden.  Eimpau  hat  nun 
geseigt,  wie  auch  dem  Moorboden  durch  eine  geeignete  Bewirt- 
schaftung hohe,  ja  die  in  der  Landwirtschaft  überhaupt  höchst 
möglichen  Erträge  abgewonnen  werden  können. 

Die  Anlage  von  Moor-Dammkulturen  erfolgt  in  der  Weise, 
dass  man  das  zu  kultivierende  6rünlands*Moor  zunächst  entwässert ; 
denn  das  Grundwasser  muss  beim  Getreidebau  mindestens  auf  einen 
Stand  von  1  m  unter  die  Oberfläche  der  Ackerkrume  zurück- 
gedrängt werden.  Zu  dem  Zweck  muss  zunächst  für  eine  ge- 
nügende Vorflut  gesorgt  werden.  Darauf  wird  die  Fläche  mit 
Gräben  derart  durchschnitten,  dass  dieselbe  hierdurch  in  schmale 
Streifen  zerlegt  wird.  Es  folgt  darauf  die  Bedeckung  dieser 
Streifen  mit  mineralischem  Boden  und  zwar  in  der  Begel  mit 
eineriDeeke  grobkörnigen  Sandes  in  Stärke  von  10  bis  12  cm. 

Die  Wirkung  dieser  Bedeckung  ist  erstens  die  Befestigung 
des  meist  lockeren  und  porösen  Moores,  femer  die  Schaffung 
eines  Keim-  und  Samenbeets  für  die  anzubauenden  Kultur- 
pflanzen, endlich  die  bessere  Regulierung  der  Boden  wärme. 
Das  schwarze  Moor  nimmt  die  Wärme  leicht  auf,  strahlt  sie 
aber  auch  nachts  leicht  aus,  aus  welchem  Umstände  sich  das 
häufige  Erfrieren  der  Pflanzen  auf  Moorböden  erklärt. 

Da  das  Moor  der  Niederungsmoore  meist  grosse  Vorräte 
an  Stickstoff  besitzt,  so  braucht  demselben  dieser  Stoff  nicht 
noch  in  Form  von  Stalldünger  zugeführt  zu  werden;  dagegen 
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ist  der  Boden  arm  an  Eali  und  in  der  R^el  auch  an  Pbos- 
phoraäure,  welche  Stoffe  ihm  am  einfachsten  und  billigsten 
durch  Eainit  bezw.  Thomasschlacken-Mehl  zugeführt  werden. 

So  ausgeführte  Moorkulturen  sind  vollständig  unabhängig 
von  der  Viehzucht,  weil  dabei  von  der  Erzeugung  von  Stall- 
dung abgesehen  werden  kann.  Das  Hauptziel  dieser  Art  Moor- 
wirtschaften ist  lediglich  auf  die  Erzeugung  und  Verwertung 
der  Feldjfrüchte  gerichtet,  wodurch  Stallung,  Futter,  Kosten 
für  Abwartung  des  Viehs  gespart  und  auch  das  mit  der  Vieh- 
haltung verbundene  grössere  Risiko   umgangen  werden  kann. 

Bei  Anlage  solcher  Moor*Dammkulturen  sind  indes  mancher- 
lei Umstände  zu  berücksichtigen,  bei  deren  Nichtvorhanden- 
sein die  Kulturen  nur  unvollkommen  oder  gar  nicht  oder  doch 
nur  mit  bedeutenden  Anlagekosten  auszuführen  sind.  Steht 
das  Moor  überall  gleichmässig  flach  auf  festem  Untergrunde, 
so  kann  die  Entwässerung  des  Moores  durch  Drainieren  er- 
folgen, wodurch  wenigstens  V9  der  Ackerfläche,  die  bei  anderen 
Anlagen  auf  Gräben  gehen,  gespart  werden  können. 

Die  Erfolge  der  Ilimpau'Bchen  Moorkulturen  sind  über- 
raschend günstig.  Es  liegen  darüber  zahlreiche  genaue  Benta- 
bilitätsberechnungen  vor.  Eine  auf  dem  Gute  Nennhausen  anf 
einer  Fläche  von  100  ha  ausgeführte  Moor-Dammkultur,  wo- 
von 10  ha  auf  Gräben  und  Schutzdämme  entfallen,  hat  ergeben, 
dass,  trotz  der  Kostspieligkeit  der  ersten  Anlage,  doch  ein 
Reinertrag  von  18  017,4o  Mk.  oder  eine  Verzinsung  des  sich 
auf  90000  Mk.  beziffernden  Anlagekapitals  zu  20,oi^/o  erzielt 
wurde. 

Die  besten  Moor-Dammkultur- Anlagen  werden  binnen  kur^ 
zem  ZQ  nichte ,  sofern  durch  irgendwelche  Umstände  das  zu- 
rückgedrängte Grundwasser  wieder  einen  höheren  Stand  ein- 
nimmt. Ein  trauriges  und  auffallendes  Beispiel  in  dieser  Hin- 
sicht bietet  die  Moorkolonie  Scaby.  Der  Besitzer  hatte  hier 
aus  etwa  500  Morgen  versumpften  Moorlandes  ein  höchst  er- 
tragreiches Grundstück  geschaffen.  Mit  bestem  Erfolge  wurden 
anfänglich  auf  den  Moordämmen  Raps,  Weizen,  Gerste  gebaut 
Als  die  Getreidepreise  sanken,  wurde  der  Getreidebau  ausge- 
geben und  fast  das  ganze  Terrain  in  Kleewiesen  gelegt.    Hier- 
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durch  wurden  noch  höhere  Erträge  erzielt.  Diese  so  prachtige 
Eulturanlage  ist  nun  durch  den  Oder-Spree-Eanal  vollständig 
verwüstet,  indem  das  gehobene  Grundwasser  die  Ländereien 
versumpft  hat.  Wo  noch  vor  zwei  Jahren  der  üppigste  Klee  und 
die  edelsten  Gräser  wuchsen,  standen  im  Frühjahr  1890  Binsen. 

Wesentlich  durch  die  eifrige  Mitwirkung  des  Vereins  zur 
Förderung  der  Moorkultur  ist  das  Interesse  gerade  für  Damm- 
kultur-Anlagen auf  Niederungsmooren  überall  ein  sehr  reges 
geworden  und  sind  zahlreiche  neue  Anlagen  entstanden,  um 
einen  üeberblick  über  die  seitherigen  Erfolge  der  bezüglichen 
Bestrebungen  zu  gewinnen,  veranlasste  der  Verein,  wie  im  Ein- 
gang erwähnt,  im  Februar  1890  eine  Erhebung  über  den  Um- 
fang und  die  Art  der  Moorkulturen.  Danach  ^)  umfassten  die 
gesamten  Moorkulturflächen  im  B.eich  16395  ha,  wovon  10505  ha 
in  Ackernutzung,  die  übrigen  Kulturen  in  Wiesen-  und  Weide- 
nutzung sich  befanden.  Die  Moor-Dammkulturen  umfassten 
allein  9503  ha.  Wie  die  Erhebungen  ergeben  haben,  ist  die 
Moor-Damm kultor  in  allen  Regierungsbezirken,  wo  Moorboden 
überhaupt  vorhanden,  verbreitet.  Am  ausgedehntesten  sind  sie 
nach  den  Erhebungen  in  den  Provinzen  Pommern,  Branden- 
burg und  Posen,  in  welchen  Landesteilen  mehr  als  die  Hälfte 
der  ermittelten  Moorkulturen  des  Reichs  belegen  sind. 

Ein  grosses  Interesse  an  der  Förderung  der  Moor-Damm- 
kulturen hat  auch  die  preussische  Regierung  an  den  Tag  ge- 
legt, indem  sie  die  Anlage  von  solchen  Kulturen  auf  den  zu 
den  Königlichen  Domänen  gehörenden  Moorgrundstücken  anregt 
und  fordert. 

Ausser  den  soeben  besprochenen  Kulturmethoden  haben  in 
neuester  Zeit  noch  zwei  weitere  Kulturarteu  grössere  Beach- 
tung gefunden,  nämlich  die  Hochmoorkultur  und  Moor- Wald- 
kultur. 

Die  H  0  c  h  m  o  or  -  K  u  1 1  u  r  ist  die  jüngste  Kulturmethode. 
Dieselbe  ist  eine  Errungenschaft  der  unausgesetzten  Versuche 
und  Bemühungen  der  Moor- Versuchsstation.  Die  Kultur  der 
Hochmoorflächen  hatte  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  mit  grossen 

1)  Vgl.  >Stat.  KorrespondeDzc  vom  5.  Jali  1890 :  I.  Die  Moorkaltur 
in  Preussen  und  Deatschland  1890. 
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Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  da  das  kalkarme,  in  seinen  oberen 
Schichten  aus  wenig  zersetzter  Pflanzenfaser  bestehende  Hoch- 
moor sich  gegen  Eulturrersnche ,  nach  Analogie  der  Damm- 
kultur,  widerspenstig  zeigt.  Die  Verwendung  von  Sand  auf 
den  Hochmoorflächen  ist  wegen  der  Kostspieligkeit  fast  aus- 
geschlossen, ebenso  die  Verwendung  von  animalischem  Dünger 
wegen  der  geringen  Viehhaltung. 

Die  Versuche  der  Moor- Versuchsstation  sind  daher  darauf 
gerichtet  gewesen,  zu  ermitteln,  wie  den  kalkarmen  Hochmooren 
durch  Zuführung  kalkhaltiger  Materialien,  von  Phosphaten, 
Kalisalzen,  Stickstoffdünger  etc.  lohnende  Erträge  an  Kartof- 
feln, Boggen,  Hafer,  Erbsen,  Klee  etc.  abgewonnen  werden 
können,  so  dass  der  Moorkolonist  zur  Not  auch  auf  den  Absatz 
von  Torf  verzichten  kann. 

Nach  den  Ergebnissen  der  bisherigen  Untersuchungen  hat 
sich  nun  für  Hochmoore  diejenige  Kultur  am  erfolgreichsten 
erwiesen,  bei  welcher  mit  einer  gründlichen  Bearbeitung  und 
einmaligen  leichten  Brandkultur  der  oberen  Moorschicht  eine 
energische  Kalkzufuhr  und  eine  reichliche  Düngung  mit  Stick- 
stoff, Kali  und  Phosphorsäure  verbunden  wird.  Hierdurch  ist 
es  gelungen,  auch  auf  ganz  rohem  Moore  gleich  im  ersten  Jahre 
sehr  ergiebige  Ernten  an  Boggen  und  Kartoffeln,  sowie  Hül- 
senfrüchten zu  erzielen ;  auch  steht  zu  hoffen,  dass  der  Futter- 
bau  auf  dem  so  behandelten  Moore  gute  Besultate  zeitigen 
wird.  Auf  dieser  neueren  Kulturmethode  beruht  die  Hoffnung, 
die  weiten  unerschlossenen  Moorgebiete  zu  beiden  Seiten  d^ 
Ems,  soweit  sich  für  dieselben  die  Fehnkultur  als  aussichtslos 
erweist,  zu  kultivieren  und  zu  kolonisieren. 

Die  Erfolge  dieser  Kulturmethode  und  deren  Anwendung 
zunächst  auf  die  links  der  Ems  belegenen  Moorgebiete  sind  er- 
probt durch  eine  im  Gross-Fullener  Moor,  westlich  Von  Meppen, 
errichtete  Versuchswirtschaft.  Zu  dem  Zweck  wurde  1886  von 
der  linksemsischen  Kanalgenossenschaft  eine  Fläche  von  14,72  ha 
angekauft  und  der  Moor- Versuchsstation  zur  Einrichtung  einer 
Versuchswirtschaft  überwiesen.  Die  dort  gemachten  Versuche 
sind  glänzend  gelungen.  Auf  einer  Moorfläche,  auf  welcher 
vordem  kein  grüner  Halm  sichtbar  war,  ist  eine  vorzügliche 
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Ernte,  namentlich  an  Kartoffeln  und  Erbsen  erzielt.  Diese 
Versuchswirtschaft  bildet  den  Anfang  nnd  die  Grundlage  fQr 
die  Eolonisierung  des  linksemsischen  Moorgebiets.  Mit  den  hier 
erzielten  Erfolgen  ist  eine  neue  Aera  in  der  wirtschaftlichen 
Erschliessung  der  Hochmoorflachen  angebrochen. 

Moorwaldkultur.  Dieselbe  beschäftigt  sich  mit  der 
Aufforstung  der  Moorflächen.  Beobachtungen,  welche  auf  den 
ostpreussischen  Moorflächen  gemacht  sind,  haben  es  nahegelegt, 
dass  die  Moorflächen  sich  auch  sehr  wohl  zur  Aufforstung 
eignen.  Dort  sind  nämlich  die  Moore  vielfach  durch  Holzbe- 
stände begrenzt.  Nach  Massgabe  der  fortschreitenden  Entwäs- 
serunf2[  fli^en  die  Ränder  dieser  Moorflächen  mehr  und  mehr 
mit  Birken  nnd  Nadelholz  an.  Auf  den  Mooren  der  Provinz 
Hannover  li^en  so  günstige  Verhältnisse  nicht  vor,  hier  muss 
zu  künstlichem  Holzbau  geschritten  werden.  Ein  solcher  künst- 
licher Holzanbau  ist  z.  B.  auf  dem  Augnstendorfer  Moore  in 
der  Oberförsterei  Euhsted  auf  einer  nahezu  1000  ha  umfas- 
senden Fläche,  auf  welcher  vorher  etwa  6  Jahre  hindurch 
Brandfruchtbau  betrieben  wurde,  vollendet.  Die  Aufforstung 
mit  Eichen,  Kiefern  und  Fichten  hat  sich  als  nicht  sehr  kost- 
spielig erwiesen.  Zu  dieser  Waldkultur  eignen  sich  am  besten 
die  totgebrannten  Moore. 

HI.  Die  Moorkolonisation. 

Bei  den  Moorflächen  haben  wir  nach  ihrer  Beschaffenheit 
and  Eulturfähigkeit  unterschieden  zwischen  den  Grünlands- 
oder Niederungsmooren  und  den  Hochmooren.  Während  die 
Kultivierung  der  ersteren,  welche,  weil  sie  meist  zerstreut  und 
in  Flächen  von  geringerer  Ausdehnung  vorkommen,  wohl  in 
den  meisten  Fällen  durch  bereits  bestehende  Wirtschaften  in 
moorwirtschaftlichen  Nebenbetrieb  genommen  werden  können, 
lässt  sich  die  Kultivierung  der  grossen  zusammenhängenden 
Hochmoore  mit  Erfolg  nur  durch  Begründung  neuer  Moor- 
wirtsebaften  ins  Werk  setzen.  Dadurch  wird  die  Kultivierung 
dieser  Hochmoorgebiete  allerdings  weit  schwieriger,  kostspie- 
liger nnd  im  Erfolg  unsicherer,  denn  bei  dieser  mit  Koloni- 
sation   verbundenen  Kultur   spielen  eine  Reihe  anderer  wirt- 

Zeltsehr.  f.  Staatsw.    1891.   III.  Heft.  81 
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schaftlicher,  sozialer  and   auch  politischer  Fragen  mit,  deren 
Lösung  oft  mit  Schwierigkeiten  verknüpft  ist. 

Was  die  Anlage  von  sogen.  Moorkolonien  anlangt,  der^i 
Aufgabe  es  ist,  von  den  zu  erschliessenden  Moorflächen  Bedtz 
zu  ergreifen  und  den  Moorboden  in  moorwirtschaftliche  Eultmr 
zu  nehmen,  so  ist  das  Gedeihen  solcher  Kolonien  zunächst  ab- 
hängig von  dem  Stande  des  Moorkulturwesens.  So  lange  der 
Moorkolonist  keine  andere  Kultur  kennt  und  zu  betreiben  in 
der  Lage  ist,  als  die  Moor-Brand-Kultur,  welche  dem  Kolo- 
nisten weder  sichere  noch  dauernde  Erträge  von  dem  in  Besitz 
genommenen  Acker  liefert,  kann  von  einer  Kolonisierung  der 
Moore  kaum  die  Rede  sein.  Diese  auf  den  Raubbau  sich  grün- 
dende Kulturmethode  erfordert  grosse  Flächen ;  sobald  ein  in 
Brandkultur  genommenes  Areal  nach  etwa  6  Jahren  totgebrannt 
ist,  sieht  sich  der  Moorbrenner  genötigt,  weiter  zu  ziehen. 
Solche  Kultur  macht  die  Kolonisten,  wenn  man  sie  so  nennen 
will,  zu  Nomaden.  Sie  führen  meist  eine  sehr  kümmerliche 
Existenz.  Auf  den  weiten  ostfriesischen  Mooren  bestehen  thafe- 
sächlich  solche  Verhältnisse  noch  heute.  Je  nach  umständen 
können  auch  solche  Ansiedelungen  einigermassen  gedeihen,  so- 
fern sie  am  Rande  der  Moorflächen  errichtet  sind,  nebenbei 
Torfgräberei  treiben  und  für  ihren  Torf  lohnenden  Absatz  finden. 
Dann  können  die  Leute  wohl  auch  zu  einer  kleinen  Viehhal- 
tung kommen  und  mit  dem  dadurch  erzielten  Dünger  Moor- 
kultur mit  Stalldünger  beginnen.  Solche  Moorkolonien,  welche 
vielfach  ohne  Wege  und  Stege  für  Zu-  und  Abfuhr  und  ohne 
jedwede  Entwässerung  der  in  Besitz  genommenen  Mootflächen 
entstanden  sind,  treten  uns  z.  B.  in  den  alten  Kolonien  Rfiten- 
brock.  Lindloh,  Hebelermoor  und  Twist  entgegen.  Zu  einer 
Wohlhabenheit  oder  Blüte  haben  aber  diese  Kolonien,  wie  ge- 
sagt, nicht  gelangen  können. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  sogen.  Fehnkolonien, 
welche  sich  auf  den  Abbau  und  die  industrielle  Verwertung 
des  Moortorfes,  sowie  die  Kultivierung  des  blossgelegten  Hoor- 
untergrundes  stützen.  Ein  Urteil  über  das  Wesen  und  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Fehnkolonien  lässt  sich  am  besten 
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gewinnen,  indem  man  sich  die  Entstehung  einer  solchen  Ko- 
lonie vergegenwärtigt. 

Die  Anlage  Ton  Fehnkolonien  gründet  sich  auf  die  an  an- 
derer Stelle  bereits  in  Kürze  besprochene  Moorfehnknltur.  Da 
mit  dieser  Kultur  erst  begonnen  werden  kann,  wenn  ein  kost- 
spieliger schiffbarer  Kanal  —  Fehnkanal  —  an  das  Moor  heran- 
und  dann  in  dasselbe  weiter  hineingefQhrt  wird,  so  muss,  da- 
mit das  in  solchen  Anlagen  angelegte  Kapital  sich  einiger- 
massen  rentiert,  von  vornherein  auf  Heranziehung  einer  grös- 
seren Zahl  von  Moorkolonisten  Bedacht  genommen,  also  eine 
wirkliche  Kolonie,  ein  Gemeinwesen  gegründet  werden.  Mit 
der  Einrichtung  von  Fehnkolonien  beginnt  man  in  der  Weise, 
dass  von  einem  schiffbaren  Flusse  oder  je  nachdem  auch  vou 
der  See  aus  ein  für  kleine  Seeschiffe  fahrbarer  Kanal  allmäh- 
lich in  die  Torfmoorschicht  eingeführt  wird.  Der  Kanal  wird 
der  Regel  nach  beiderseits  von  Wegen  begrenzt,  die  überall, 
wo  ein  Seitenkanal  einmündet,  überbrückt  sind.  Den  ganzen 
S[anal  entlang  reihen  sich  die  einzelnen  Kolonate  aneinander 
und  zwar  der  Regel  nach  mit  der  schmalen  Seite  an  den  Kanal 
oder  Weg  stossend.  In  den  Hauptkanal  münden  meist  recht- 
winklig noch  mehrere  schmale  Kanäle,  sogen.  Inwieken,  welche 
wenigstens  fOr  kleinere  Kähne  fahrbar  sind  und  ihrerseits  wieder 
die  Basis  für  eine  weitere,  seitwärts  sich  ausdehnende  Koloni- 
sation bilden.  Grundbedingung  für  das  Gedeihen  eines  jeden 
Kolonats  ist  die  unmittelbare  Berührung  mit  einem  schiffbaren 
Kanal.  Es  sind  daher  auch  oft  noch  je  zwei  Kolonate  durch 
schmale  E[anäle  von  einander  geschieden. 

Hat  der  neu  eintretende  Kolonist,  welcher  der  Regel  nach 
nur  mit  sehr  geringem  Betriebskapital  versehen  ist,  eine  >Moor- 
kawek  erworben,  so  wird  zunächst  auf  dem  unabgetorften  Hoch- 
moore eine  vorläufige  Wohnung  errichtet,  in  welcher  die  ganze 
Familie  nicht  selten  in  einem  einzigen  Räume  ihr  Unterkom- 
men findet.  Neben  der  Wohnung  ist  noch  Haupterfordemis 
der  Besitz  eines  kleinen  Kahns.  Die  Arbeit  des  Kolonisten 
b^nnt  mit  der  Abtorfung  des  am  Kanal  oder  der  Inwieke 
zunächst  belegenen  Teils  des  Kolonats.  Die  obere,  meist  aus 
losem  Moostorf  bestehende  Schicht  (Bunkererde)  wird  auf  den 
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gewohnlich  ans  Sand  bestehenden  üntergrnnd  gebracht.  Der 
tiefer  stehende,  besserwertige  Torf,  welcher  sich  als  Brenn- 
material eignet,  wird  in  regelmässigen  StQcken  (Soden)  abge- 
stochen und  auf  der  Oberfläche  des  Hochmoors  zum  Trocknen 
aufgestellt.  Nachdem  hiervon  genügender  Vorrat  gewonnen, 
erfolgt  die  Verschiffung  auf  dem  Kanal  nach  den  benachbarten 
Städten  oder  Fabriken,  sowie  den  holz-  und  moorarmen  Marsch- 
gegenden.  Mit  dem  erlosten  Gelde  werden  die  notigsten  Be- 
dürfnisse bestritten  und  als  Rückfracht  wird  eine  Ladung  Ton 
Meeresschlick  oder  animalischem  Dünger  zur  Melioriemng  des 
blossgelegten  Untergrundes  eingenommen.  So  gelangt  der 
Fehnkolonist  allmählich  zu  einem  ergiebigen  Ackergrunde.  An- 
fänglich, bevor  eine  grossere  Fläche  des  abgetorfien  Unter- 
grundes urbar  gemacht  ist,  muss  der  Brandfruchtbau  auf  dem 
nicht  abgetorften  Hochmoore  aushelfend  eintreten  und  dem 
Kolonisten  den  unentbehrlichen  Buchweizen  liefern.  Ist  der 
Abbau  des  Torfes  entsprechend  vorgeschritten,  so  erfolgt  die 
Versetzung  des  Wohngebäudes  auf  den  Untergrund  dicht  an 
dem  Wege,  welcher  das  Kolonat  vom  Kimal  trennt. 

Je  nach  Massgabe  der  langsam  gebesse^n  Verhältnisse 
können  die  Gebäude  nunmehr  schon  in  grosserer  Ausdehnung 
und  für  die  Dauer  berechnet  angelegt  werden.  Nach  langen 
Jahren  und  meist  erst  in  der  folgenden  Generation  oder  noch 
später  ist  der  Abbau  des  Torfs  beendet.  Die  Moorwirtachaft 
und  die  Einnahme  aus  dem  Torf  hören  auf,  aber  der  allmählidi 
kultivierte  Untergrund  bietet  dann  auch  genügende  fimtes, 
um  das  Kolonat  in  einer  Ausdehnung  von  ca.  4 — 10  ha  ohne 
weitere  Beihilfe  zu  erhalten.  Wo  sich  Gelegenheit  dazu  bietet, 
dehnt  sich  das  Kolonat  auch  wohl  durch  Zukauf  über  die  ur- 
sprünglichen Grenzen  weiter  in  das  wüste  Moor  hinans  am, 
und  die  älteren  Kolonate  zeigen  dann  oft  das  Bild  einer  er- 
freulichen, soliden  Wohlhabenheit,  während  der  gegen  das 
Ende  des  Fehnkanals  hin  angesiedelte  neue  Kolonist  noch  unter 
schwerer  Arbeit  um  das  Dasein  kämpft.  In  der  Hauptsache 
also  gründet  sich  die  Moor-Fehn-Kolonie  auf  das  Vorhanden- 
sein eines  schiffbaren  Kanals.  Wo  ein  solcher  Ejmal  nicht 
angelegt  ist,  und  dennoch  Fehnkultur   betrieben  wird,  muss 
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die  Verirachtang  des  Torfes  durch  Fuhrwerk  erfolgen;  aber 
dieses  ist  so  kostspielig  und  die  Heranschaffung  von  Boden* 
meliorationsmitteln  so  beschwerlich,  dass  von  einem  blühenden 
Gedeihen  solcher  Eolonate  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Das  blühendste  Gemeinwesen  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reichs,  welches  sich  durch  die  Fehnkultur  entwickelt  hat,  ist 
der  Ort  Papenburg,  welcher  1860  zu  einer  Stadtgemeinde  er- 
hoben wurde  und  heute  über  7000  Einwohner  und  3  Kirchen 
zahlt,  eine  bedeutende  Hafen-  und  Handelsstadt  ist,  eine  Navi- 
gationsschule und  ansehnliche  Schiffswerften  besitzt.  Diese 
Fehnkultur  wurde  im  Jahre  1675  durch  die  Bemühungen  eines 
Freiherm  von  Landsberg  gegründet.  Wo  jetzt  ein  so  blühendes 
Gemeinwesen  steht,  war  damals  nichts  weiter  als  ödes  Moor 
zu  erblicken.  Für  das  Studium  wirtschaftlichen  Lebens  und 
wirtschaftlicher  Beziehungen  mochte  es  kaum  ein  lehrreicheres 
and  interessanteres  Studiengebiet  geben  als  solch  eine  Fehn- 
kolonie. 

Angesichts  dessen,  was  man  in  Papenburg,  allerdings  erst  im 
Laufe  von  über  zwei  Jahrhunderten,  hat  entstehen  sehen,  könntees 
auffallend  erscheinen,  dass  dieses  Beispiel  nicht  mehr  Nachahmung 
gefunden  hat.  Allein  so  günstige  Verhältnisse^  wie  solche  bei  der 
Entwicklung  der  Fehnkolonie  Papenburg  mitgewirkt,  dürften 
namentlich  unter  den  g^enwärtigen  2ieitverhältnis8en  sich 
kaum  wieder  vorfinden.  Das  Emporblühen  Papenburgs  gründet 
sich  auf  einen  schlanken  lohnenden  Torfabsatz  und  die  fast 
kostenlose  Beschaffung  von  anderwärts  überflüssigen  Dünge- 
mitteln. Als  Papenburg  angel^  wurde,  waren  die  Moore 
Ostfrieslands  noch  so  wenig  erschlossen,  dass  damals  Emden 
seinen  Bedarf  an  Brennmaterial  aus  den  holländischen  Moor- 
kolonien zu  beziehen  genötigt  war.  Heute  ist  das  bei  der 
grossen  Menge  des  in  Ostfriesland  auf  verschiedenen  Fehnkolo- 
nien  gewonnenen  Torfes  zwar  längst  nicht  mehr  nötig,  dafür 
aber  hat  der  eingebürgerte  Gebrauch  von  englischer  Steinkohle 
dem  Torf  der  Moorkolonien  so  bedeutende  Konkurrenz  gemacht, 
dass  sich  der  Torfstich  nicht  überall  lohnt  und  es  gewagt  ist, 
neue  Kolonien  zu  gründen,  deren  wirtschaftliche  Existenz  sich 
vorzugsweise  auf  die  Verwertung  des  Torfes  stützt.    Aus  diesem 
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wirtschaftlichen  Ciesichtspnnkte  ungünstiger  Konjunktur  im 
Torf  handel  müsste  heute  die  Eolonisiernng  der  Moore  fast  ganz 
unterbleiben,  wenn  man  nicht  inzwischen  durch  die  von  der 
Moor-Yersuchsstation  in  Bremen  angestellten  Versuche  auf  Eni- 
turmethoden  gekommen  wäre,  durch  welche  es  möglich  wird, 
auch  die  obere  Fläche  der  Hochmoore  in  ertragbare  Aecker, 
Wiesen  und  Weiden  zu  verwandeln. 

Die  mannigfachen  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  An- 
lage von  neuen  Kolonien  entgegenstellen,  sind  auch  von  der 
Zentral-Moor-Kommission  hinreichend  erwogen.  Dieselbe  nahm 
noch  im  Jahre  1883  gegenüber  dem  Drängen  auf  Anlage  neuer 
Ansiedelungen  in  den  Mooren  etwa  folgenden  Standpunkt  ein : 
Die  Frage  sei  einstweilen  noch  zu  verschieben,  bis  durch  den 
Erlass  eines  Kolonisationsgesetzes  für  Hannover  der  Boden  f&r 
neue  Kolonisation  in  grosserem  Umfange  geschaflfen  sei.  ESnst- 
weilen  müsse  man  sich  auf  die  Verbreitung  allgemeiner  Beleh- 
rung über  die  Wichtigkeit  des  Moors  und  die  dort  zu  lösenden 
Kulturaufgaben  beschränken.  Es  sei  schwer,  Kolonisten,  welche 
nicht  aus  den  Moorgebieten  selbst  seien,  eine  günstige  Zukunft 
im  Moore  in  Aussicht  zu  stellen.  Es  sei  daher  auch  schwierig, 
den  Strom  der  Auswanderung  aus  nicht  Moorgebieten  in  das 
Moor  zu  lenken.  Die  nächste  Aufgabe  in  den  hannoveri- 
schen Moorgebieten  sei  nach  der  Ansicht  vieler  hannover'scher 
Behörden,  nicht  neue  Kolonien  zu  gründen,  sondern  die  alten 
zu  heben  und  in  ihrem  Bestände  zu  erhalten.  Am  wenigsten 
zu  fördern  sei  die  nur  zeitweilige  Ausnutzung  der  Moore  durch 
Abtorfen.  Jedem,  der  Moor  zu  Torfstich  ausbeute,  müsse  die 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  das  ausgetorfte  Land  in  Kultur 
zu  legen.  In  den  Regierungsbezirken  Stade ,  Osnabrück  und 
Aurich  hätten  sich  die  Zustände  in  dep  jüngeren  Moorkolo- 
nien, namentlich  aber  in  denjenigen,  in  welchen  es  noch  an 
Ackerland  und  Wiesen  fehle,  und  die  Kolonisten  im  weaent- 
lichen  auf  den  Unterhalt  aus  der  Torfverwertung  angewieeen 
seien,  von  Jahr  zu  Jahr  ungünstiger  gestaltet.  Die  Ansiedelung 
gänzlich  unbemittelter  Existenzen  sei  zu  verhindern.  Das  Vei^ 
hältnis  der  Kolonisten  zum  Staat,  zur  Gemeinde,  Kirche  ond 
Schule  müsse  von  vornherein  gesetzlich  geordnet  werden. 
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Manche  von  den  hier  angedeuteten  Bedenken  und  Schwie- 
rigkeiten bezüglich  der  Moorkolonisation  sind  nun  zwar  inzwi- 
schen behoben,  aber  deonoch  wird  es  mit  der  Eolonisiemng 
nicht  80  schnell  gehen,  wie  wohl  manche  Sanguiniker  sich 
denken.  Obwohl  der  Staat  für  diese  Angelegenheit  bereits  grosse 
Opfer  gebracht  hat  durch  Anlage  kostspieliger  Kanäle,  fehlt 
es  doch  vielfach  noch  an  geeigneten  Beamten  für  die  AusfÜh- 
rnng  der  Kolonisation,  namentlich  an  solchen  für  Ausarbeitung 
geeigneter  Kolonisationsprojekte.  Ferner  hat  das  Privatkapital 
bisher  noch  wenig  Neigung  verspürt,  sich  der  Anlage  von  Ko- 
lonien dienstbar  zu  machen. 

Die  Moorkolonisation  in  Deutschland  hat  eine  mehr  als 
flechshundertjährige  Geschichte.  Die  ältesten  Moorkolonien, 
deren  Ursprung  bis  in  das  Jahr  1232  zurückreicht,  finden  sich 
in  den  Mooren  unweit  der  Stadt  Bremen,  im  früheren  Amt 
Lilienthal.  In  dieser  Gegend  finden  wir  das  Beispiel  einer  voll- 
standig  kolonisierten  grosseren  Hochmoorfläche.  Das  Amt 
Lilienthal,  welches  3,66  Quadratmeilen  umfasst,  besteht  aus 
lauter  Moorkolonien.  Nach  Angaben  des  früheren  Provinzial- 
Steuerdirektors  Sauerhering  sind  dort  nicht  weniger  als  42  Moor- 
dörfer mit  871  alten  Moorkolonaten  und  1200  Wohnhäusern, 
zu  welchen  42  432  Morgen  Moorgrund  gehören.  Auch  in  den 
Kreisen  Verden,  Osterholz,  Lebe,  Kehdingen,  Stader  Geest, 
finden  sich  längst  zahlreiche  Moorkolonien.  Nach  einer  im 
Jahre  1860  stattgehabten  Aufnahme  waren  im  heutigen  Be- 
gierungsbezirk Stade  bereits  96  Moorkoloniedörfer  mit  16449 
Einwohner,  zu  welchen  86705  Morgen  Moorland  gehörten. 
Nach  einer  im  Jahre  1875  vorgenommenen  Ejrhebung  befanden 
sich  in  diesen  Landesteilen  bereits  76482  ha  Moorland  als 
Acker,  Wiese  und  Holzung  in  Benutzung,  welche  mit  einem 
Beinertrage  von  1  317  516  M.  angesetzt  waren.  Auf  diesen  be- 
wirtschafteten Moordistrikten  wohnten  70066  Menschen  in 
13  321  Haushaltungen,  von  welchen  12  476  Vieh  hielten.  Der 
Viehstand  bezifferte  sich  auf  8348  Pferde,  28 141  Kühe,  64380 
Schafe  und  18  612  Schweine.  Nach  massigen  Einheitssätzen 
repräsentierte  dieser  Viehstand  der  Moorwirtschaften  allein 
einen  Wert  von  etwa  9  Millionen  Mark.    Als  am  weitesten 
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vorgeschritten  möchte  daher  die  Moorkolonisation  ia  diesem 
Regierungsbezirk,  in  den  Mooren  zwischen  Elbe  und  Weser 
anzusehen  sein.  Grosse  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Moor^ 
kolonisation  sind  daher  hier  nicht  mehr  zu  lösen»  In  Frage 
steht  zunächst  noch  die  Kolonisation  des  Eehdinger  Moores 
unweit  Stade.  Allein  hier  bieten  sich  in  der  Entwässerung 
desselben  grosse  Schwierigkeiten. 

Die  Hauptepoche  in  der  Gründung  von  Moorkolonien  Mt 
in  die  Zeit  des  17.  Jahrhunderts,  als  nach  den  Verwüstungen 
des  30jährigen  Krieges  die  FQrsten  danach  strebten,  mit. aller 
Gewalt  die  entvölkerten  Gegenden  wieder  zu  besiedeln.  Aus 
dieser  Zeit  datieren  auch  die  Anfange  einiger  der  bedeutend- 
sten Moorkolonien,  insbesondere  auch  Papenburgs.  Die  beiden 
Privatfehne:  Ost-  und  Westrhauderfehn  wurden  1649,  Jherings- 
fehn  und  Neuefehn  1660  gegründet. 

Die  Fehnkultur  und  die  Anlage  von  Fehnkolonien  in  Ost- 
friesland ist  aus  dem  benachbarten  Holland  zu  uns  herüber- 
gekommen. In  Holland  ist  man  auf  diesem  Gebiet,  in  der 
Erschliessung  und  Nutzbarmachung  der  Moorflächen  viel  weiter 
vorgeschritten  als  in  Hannover.  Auch  Oldenburg  weist  darin  gros- 
sere Fortschritte  auf  und  kann  für  die  in  Aussicht  stehenden  Ko- 
lonisationsarbeiten in  den  Emsmooren  vielfach  als  Vorbild  dienen. 

In  Baiern  wendete  die  Staatsregiernng  schon  Ende  des  vo- 
rigen Jahrhunderts  der  Kultur  und  Kolonisation  der  dort  be- 
legenen Moorflächen  ihre  volle  Aufmerksamkeit  zu  ^).  Eine  der 
ältesten  und  umfangreichsten  Moorkulturen  in  Deutschland  ist 
die  des  Donaumooses,  welches  18  600  ha  umfasst  und  von  oft 
bedeutender  Mächtigkeit  ist.  Die  Entwässerungsarbeiten  wurden 
schon  im  16.  Jahrhundert  unternommen.  1791  bildete  sich 
eine  Aktiengesellschaft,  welche  sich  die  Kultur  des  Donanmoosei 
zur  Aufgabe  machte.  Auch  dort  wurden  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  die  ersten  Donaumooskolonien  Karlskron  und 
Karlshuld  angelegt,  denen  später  weitere  Anlagen  gefolgt  sind. 
Wie  anderwärts  erstreckt  sich  auch  hier  die  Thätigkeit  der 
Moorkolonisten  teils  auf  die  Torfausbeute  und  Verwertung  des 

1)  VgL  »Die  Landwirtiohaft  in  Bayern.    Denkschrift  nach  amtikhen 
Qaellen  bearbeitet    Manchen  1890.«    8.  499  ft. 
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Torfes  als  Brennmaterial  and  Streumittel ,  teils  auf  landwirt- 
schaftliche Benutzung  des  Moorbodens.  Bemerkenswert  ist, 
dasa  im  Jahre  1876  der  Erfinder  der  Moor-Dammkultur,  Bitter- 
gutsbesitzer Bimpau^  das  Donaumoos  bereiste  und  sich  bei  dieser 
Gelegenheit  vielfach  gutachtlich  über  das  weitere  Vorgehen  in 
der  dortigen  Moorkultur  äusserte. 

IV.  Die  Moorkultnr-Hilfsstoffe. 

Da  die  neuere  Moorkultur,  insbesondere  die  als  ergiebigste 
erwiesene  Moor-Dammkultur,  sowie  die  Hochmoor-Eultur  auf 
der  Voraussetzung  beruhen ,  dass  auf  die  in  Kultur  zu  neh- 
menden Moorflächen  andere  Bodenarten  aufgetragen  und  den- 
selben ausserdem  noch  reichlich  künstliche  Düngemittel  zuge- 
setzt werden,  so  haben  diejenigen  Stoffe,  welche  sich  nach  den 
angestellten  Versuchen  hierzu  am  geeignetsten  bewährt  haben, 
mit  der  zunehmenden  Moorkultur  eine  grössere  Beachtung  und 
Wertsteigerang  erfahren.  Wie  wir  bei  der  Besprechung  der 
einzelnen  Moorkulturarten  bereits  kennen  gelernt,  kommen  als 
Au&chüttungsmaterial  vorwiegend  der  Sand,  sowie  der  Fluss- 
und  Seeschlick  (auch  Wattschlick  genannt)  in  Betracht,  aus 
welchen  die  auf  dem  Moorboden  neu  zu  bildende  dünne  Acker- 
krume herzustellen  ist  Als  mineralische  Düngemittel,  welche 
dem  neu  gebildeten  Ackerboden  in  bestimmtem  Verhältnis,  je 
nach  Beschaffenheit  des  Moores  und  der  zu  bauenden  Frucht- 
sorten, zuzusetzen  sind,  haben  vor  allem  der  kalireiche  Eainit 
und  Sylvinit,  sowie  die  phosphorreiche  Thomasschlacke  und 
die  Lahnphosphate  ausgedehnte  und  bewährte  Verwendung 
gefunden. 

Für  die  Zukunft  des  Moorkulturwesens  ist  es  nun  von 
weitreichender  Bedeutung,  dass  die  genannten  Stoffe  in  unse- 
rem deutschen  Vaterlande  nicht  nur  in  sehr  grossen  Mengen 
angehäuft  sind,  sondern  dass  sie  auch  —  namentlich  was  den 
Sand  und  Seeschlick  —  betrifft  teilweise  in  ziemlich  unmittel- 
barer Nähe  der  zu  kultivierenden  Flächen  vorhanden  sind,  so 
dass  deren  Verwendung  ohne  grosse  Schwierigkeiten  und  Un- 
kosten sich  bewerkstelligen  läset.  Da,  wo  das  letztere  nicht 
der  Fall,  wird  darauf  Bedacht   genommen,   den  Bezug  dieser 
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Materialien  in  jeder  Bicbtung,  namenÜicb  aber  dorcb  den  Baa 
von  Kanälen,  Anlage  von  Auf-  und  Abladestellen ,  durch  er- 
mässigte  Fraebtsätze  und  Feldbahnen  zu  erleichtem. 

Der  Seescblick  findet  sich  in  überaus  grossen^  Maigen 
abgelagert  in  den  Mündungsgebieten  der  Elbe,  Weser  und 
Ems,  also  derjenigen  Flüsse,  zwischen  deren  unterem  Laufe 
sich  die  ausgedehntesten,  für  die  Moorkultur  im  grossen  zu- 
nächst in  Betracht  kommenden  Moorflächen  vorfinden.  Durch 
bereits  ausgeführte  oder  noch  auszuführende  Kanäle  sind  die 
betreffenden  Ablagerungsgebiete  mit  den  zu  erscbliessenden 
und  zu  kultivierenden  Moorflächen  in  geeignete  Verbindung 
gebracht,  so  dass  die  Bewegung  der  Schlickerde  nach  der  Ver- 
brauchsstätte auf  dem  billigen  Wasserwege  in  uneingeschränk- 
tem Masse  erfolgen  kann.  Da,  wie  mehrfache  Versuche  er- 
geben haben,  nur  etwa  40  Doppelzentner  dieses  gehaltreichen 
Seeschlicks  erforderlich  sind,  um  durch  Ausstreuung  desselben 
auf  die  Hochmoorfläche  und  flaches  unterbringen  unter  die- 
selbe einen  Hektar  Moorland  so  herzurichten,  dass  er  fähig 
wird,  aussergewöhnlich  hohe  Erträge  zu  liefern,  so  lässt  sich 
ermessen,  wie  bald  und  verhältnismässig  leicht  unsere  Moor- 
flächen in  höhere  Kultur  gebracht  werden  könnten,  wenn  von 
einer  Verwendung  dieses  reichlich  vorhandenen  Schwemmma- 
terials ein  ausgedehnterer  Gebrauch  gemacht  würde. 

In  Bremerhafen  werden  nach  vorgenommenen  Schätzungen 
jährlich  60  000  Kubikmeter,  in  Wilbelmshafen  sogar  300000 
Kubikmeter  Seeschlick  zur  Offenhaltung  des  Hafens  ausge- 
baggert. Auf  dem  fertig  gestellten  Ems-Jade-Kanal,  welcher 
durch  die  Ems  auch  in  Verbindung  steht  mit  dem  durch  das 
BourtangermoorfÜhrenden  SQd-Nordkanal,  lassen  sich  die  Schlidc- 
massen  bis  in  die  unmittelbare  Nähe  unserer  ausgedehntesten 
Moorflächen  bringen.  Der  in  Wilhelmshafen  ausgebaggerte 
Schlick  wird  namentlich  bei  der  in  neuester  Zeit  geplanten  Kulti- 
vierung des  grossen  Wies-Moores  eine  bedeutende  Bolle  spielen. 
Von  Seiten  der  Zentral-Moor-Kommission  ist  denn  auch  der 
Gewinnung,  dem  Transport  und  der  Abladung  des  Seeschlicks, 
welcher  bei  der  Kultivierung  des  abgetorften  Untergrundes  des 
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Papenbnrger  Moores  bereits  eine  so  hervorragende  Bolle  ge- 
spielt hat,  besondere  Sorge  gewidmet  worden. 

Da  die  in  Frage  stehenden  Moorflächen  sich  über  die 
Norddeutsche  Tiefebene  ausbreiten,  nnd  diese  znm  grössten 
Teil  ans  Sandboden  besteht,  von  welchem  die  Moore  meist  be- 
grenzt werden  oder  auf  welchem  sie  vielfach  als  neuere  Bil- 
dungen aufgelagert  sind,  so  macht  es  in  der  Regel  ebenfalls 
wenig  Schwierigkeiten  das  zur  Herstellung  der  10  cm  dicken 
Sandschicht  benötigte  Material  in  ausreichender  Menge  zur 
Stelle  zu  bringen.  Für  niedere  Moore,  welche  sandigen  Unter- 
grund haben,  bedarf  es  vielfach  nur  der  Heraufochaffung  des 
Sandes  ans  seiner  tieferen  Lage.  Sofern  aber  die  Moore,  wie 
das  oft  der  Fall,  von  Sandflächen  umgeben  sind,  lässt  sich  der 
erforderliche  Sand  durch  Anlage  von  Feldeisenbahnen  in  grossen 
Mengen  und  in  kurzer  Zeit  heranschaffen. 

Von  besonderer  Wirksamkeit  bei  der  Moorkultur  hat  sich 
auch  die  sogen.  »Wiererdec  erwiesen.  Dieses  Material,  wel- 
ches aus  den  Marschgegenden  und  aus  Holland  bezogen  wird, 
stammt  von  den  künstlichen  Bodenerhebungen,  welche  früher 
bei  dem  wenig  entwickelten  Deichwesen  dazu  dienten,  bei 
Hochwasser  das  in  der  ümg^end  weidende  Vieh  in  Sicherheit 
zu  bringen.  Unter  diesen  Verhältnissen  bildete  sich  nach  und 
nach  ein  mit  Pflanzenschichten  durchsetzter  Düngerhaufen. 

Natürliche  Düngemittel  beziehen  die  Moorbauem  in  reich- 
lichem Masse  aus  den  benachbarten  grösseren  Städten  Ham- 
burg, Bremen,  Emden,  Wilhelmshafen,  in  neuester  Zeit  auch 
aus  Hannover,  wo  die  Torfmulle  bei  dem  dort  eingeführten 
Abfnhrsystem  Anwendung  gefunden  hat.  Die  dadurch  gebun- 
denen, fast  vollständig  geruchlos  gewordenen  menschlichen  Ex- 
kremente werden  schon  jetzt  vielfach  nach  den  Moordistrikten 
geschafft. 

Das  Hauptdüngemittel  für  Moorböden  ist  das  Eali,  das- 
selbe kommt  gebunden  vor  in  den  Kalisalzen,  welche  in  rohem 
Zustande  in  einer  Anzahl  von  Bergwerksprodukten  bergmännisch 
gewonnen  wird.  Die  bekanntesten  Produkte  sind  der  Kainit, 
Garnallit,  Eieserit  und  Sylvinit.  Diese  Rohprodukte  wer- 
den z.  Ta.  in  grossen  Mengen  aus  den  Lagerstätten  bei  Stass- 
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fort,  Leopoldshall,  Aschersleben,  Westeregela,  Vienenbarg  eic. 
gewonnen  *). 

Von  diesen  Kalisalzen  isf  das  wichtigste  und  f&r  die  land- 
wirtschaftlichen Zwecke  yorteilhafteste  und  Terwertbarste  der 
Eainit,  welcher  ohne  weitere  Verarbeitung  in  fein  gemahlenem 
Zustande  dem  zu  kultivierenden  Boden  zugesetzt  werden  kann. 
Das  Eainitmineral  enthält  nach  vorliegenden  Analysen  zahl- 
reicher Durchschnittsproben  ') 

21,8  Teile  schwefelsaures  Kali 
Ghlorkalium 
schwefelsaure  Magnesia 
Ghlormagnesium 
Ghlomatrium  (Kochsalz) 
schwefelsauren  Kalk  (Oips) 
unlöslich  im  Wasser 
Wasser 
K)0,7Teile. 

Die  chemische  Formel  fttr  Kali  ist  sonach  (Ks  SO4  KCl  MgSOi 
Mg  Ob  Na  Gl  Ca  SO4).  Hieraus  berechnet  sich  der  Gehalt  an 
reinem  Kali  (KsO)  auf  12,8  und  von  Ammoniak  bindenden 
Salzen  auf  28,6  Teile.  Noch  reicheren  Oehalt  an  Kali  hat  der 
Sylvinit ,  dessen  Oehalt  zwischen  16,s  und  19,«  schwankt 
Allein  dieses  Salz  wird  in  weit  geringeren  Mengen  ab  der 
Kainit  gewonnen. 

Infolge  seiner  wichtigen  Eigenschaften  für  die  Landwirt- 
schaft, namentlich  aber  für  die  Moorwirtschaft,  hat  denn  auch 
der  Kainit  eine  fortgesetzt  steigende  Verwendung  gefunden. 
Dieser  umstand  hat  dazu  geführt,  an  den  obengenannten  Pro- 
duktionsstatten  in  kurzer  Zeit  einen  Industriezweig  ins  Leben 
zu  rufen,  der  zahlreiche  Arbeitskraflie  beschäftigt  und  ein  Pro> 
dukt  in  unser  nationales  Wirtschaftsleben  eingeftUirt  hat,  das 
in  unerschöpflichen  Mengen  im  deutschen  Boden  ruht,  bis  vor 
drei  Jahrzehnten  aber  noch  unbeachtet  war. 

Der  Aufschluss  der  Kalisalzlager  erfolgte  zuerst  Anfang  der 

1)  Dr.  Preeht:  Die  Salzindustrie  von  Stassfart  und  (Jmgegend. 

2)  »  Anweisung  für  die  Bweckm&ssige  Yerwendung  der  Kali-  uod 
MaaneiiataLEe  in  der  Landwirtschaft  2.  Anfl.  Magdeborg  1890. 
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60er  Jahre  im  anhaltischen  Bergwerke  Leopoldshall.  Bei 
Aschereleben  finden  sich  so  mächtige  Ealisalzlager  wie  nirgends 
in  der  Welt  z.  Z.  bekannt.  Dort  wird  der  Eainit  aus  sehr 
grosser  Tiefe  heraufgeschaflft.  Die  dort  im  Betrieb  befindlichen 
E^aliwerke  sind  die  grossartigsten  der  Welt.  Obwohl  sie  erst 
am  10.  Janoar  1883  eröffnet  wurden,  beschäftigten  sie  doch 
schon  im  Jahre  1886  bereits  1000  Arbeiter.  Es  wird  dort 
hauptsächlich  schwefelsaures  Kali  gewonnen. 

Im  Jahre  1865  wurde  noch  kein  Eainit  gewonnen.  In 
den  Jahren  1871  bis  1875,  also  in  der  Zeit,  nach  welcher  erst 
der  Moorkultur  eine  grossere  Aufmerksamkeit  geschenkt  wurde, 
betrug  die  Produktion  you  Eainit  im  Deutschen  Reiche  im 
Jahresdurchschnitt  erst  180390  Doppelzentner;  im  Jahre  1889 
aber  war  die  Produktion  bereits  auf  3244777  Doppelzentner 
im  Werte  von  4727000  Mk.   gestiegen. 

Hieraus  lässt  sich  ermessen,  yod  welch'  grosser  Bedeutung 
die  Beziehungen  sind  zwischen  den  weit  ausgedehnten  kali- 
armen Moorflächen  und  den  fast  unerschöpflichen  Ealisalzlagern, 
welche  tief  unten  im  vaterländischen  Boden  in  altersgrauer 
Zeit  aufgeschichtet  worden  sind.  Mit  Bewunderung  stehen 
wir  auch  hier  vor  der  Fürsorge  des  Schöpfers  und  Gestalters 
unserer  Erde,  der  vor  ungezählten  Jahrtausenden  die  Schätze  ent- 
stehen liess,  mit  deren  Hilfe  die  in  der  Nähe  gelegenen,  bisher 
ödesten  und  unfruchtbarsten  Gefilde  zu  den  ertragreichsten 
Aeckem  und  Wiesen  umgewandelt  werden  können. 

Im  Anschlttss  an  die  bergmännische  Gewinnung  der  be- 
zeichneten Ealisalze  sind  zahlreiche  chemische  Fabriken  damit 
beschäftigt,  aus  diesen  natürlichen  Mineralsalzen  künstliche, 
konzentrierte  Ealisalze  herzustellen  ,  in  welchen  der  Eali- 
gehalt  das  3-  bis  5fache  des  Ealigehalts  der  Bohsalze  beträgt. 
Hierdurch  läset  sich  eine  Frachtermässigung  erzielen,  welche 
f&r  weitere  Entfernungen  sehr  in  Betracht  kommt.  Als  solche 
künstliche  Düngesalze  kommen  in  den  Handel:  Schwefelsaures 
Eali,  schwefelsaure  Eali-Magnesia ,  kalcinierter  Eiserit,  kalci- 
niertes  Düngesalz,  höherprozentiges  mit  mindestens  20Vo  Eali 
und  solches  niedrigprozentiges  mit  mindestens  15%  Eali. 

In  welchem  Masse  die  Bedeutung  der  Ealidüngung  in  den 
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Kreisen  der  Landwirte  erkannt  wird  nnd  die  Yerwendong  der 
rohen  Kalisalze  zunimmt,  ist  ans  dem  Kainityerbrauch  der 
deutschen  Landwirte  zu  ersehen.  An  diese  wurden  in  den 
letzten  10  Jahren  1880  bis  1889  von  samtlichen  Kaliwerken 
zusammen  12562  766  Zollzentner  yerkauft.  Das  zur  Verab- 
gabung  gelangte  Quantum  hob  sich  von  475372  Zollzentoer 
in  1880  auf  3006836  Zollzentner  in  1889. 

Zur  vollen  Wirkung  gelangt  die  Kalidüngung  erst  durch 
gleichzeitige  Verwendung  von  Phosphorsäure  und  Stickstoff 
enthaltenden  Düngemitteln.  Der  Stickstoff  findet  sich  in  den 
Mooren  zwar  vielfach  reichlich  au^espeiehert,  aber  da,  wo 
das  nicht  in  genügendem  Masse  der  Fall  ist,  muss  dem  Moore 
natürlicher  Stalldünger  oder  Salpeter  zugeführt  werden. 

Die  Phosphorsaure  wird  geliefert  durch  ein  hüttentechnisches 
Produkt,  die  sogen.  Thomasschlacke.  Von  derselben  finden 
sich  im  deutschen  Reiche  ebenfalls  grosse  Vorräte.  Sie  wird 
in  yermahlenem  Zustande  dem  Acker  beigesetzt.  Die  Thomas- 
schlacke wurde  zuerst  1883  in  den  Handel  gebracht  und  fand 
bald  so  umfangreiche  Verwendung,  dass  der  Preis  dafür  schnell 
stieg.  Nach  Eintritt  dieses  Verhältnisses  kamen  die  sc^en. 
»Lahnphosphatec  als  gleichwertiges  Düngematerial  in  Aufnahme. 

Die  inländische  Produktion  an  Thomasphosphatmehl  wird 
für  1889  im  Magdeburger  Handelskammerberichte  auf  ca. 
6  500000  Ztr.  angegeben,  die  vom  Auslande  eingef&hrten  anf 
ca.  8—900000  Ztr.,  wozu  noch  ca.  1  Mill.  Ztr.  Bohschlacke 
treten.  Nach  der  Beichsstatistik  wurden  im  Jahre  1889  an 
Schlacke  von  Erzen,  auch  gemahlen  (Schlackenmehl)  einge- 
führt 4138  800  Doppekentner  zum  Werte  yon  8898000  Mk. 

V.  Die  bisherigen  wesentlichsten  Erfolge  der  Moorkultor-  and 
Eolonisatlons-Bestrebungen. 

Die  auf  die  Erschliessung,  Kultivierung  und  Kolonisiemng 
der  Moorflächen  neuerdings  gerichteten  Bestrebungen  haben 
in  dem  kurzen  Zeitraum  von  kaum  16  Jahren  auch  umfäng- 
lich überraschend  grosse  Erfolge  zu  verzeichnen.  Bei  der  Dar- 
stellung dessen,  was  in  dieser  Richtung  bisher  zur  AusfÜhmog 
gebracht,  in  der  Ausführung  begriffen    oder  geplant  ist,  soll 
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im  Interesse  einer  klaren  UebersichÜichkeit  die  staatswirt- 
schaftliche  Thätigkeit  von  der  der  privaten  nnd  der  Selbst- 
▼erwaltungskörper  soweit  möglich  auseinandergehalten  werden. 

Wie  im  Eingange  hervorgehoben  worden,  ist  der  preus- 
sische  Staat  der  grösste  Besitzer  von  Moorflächen.  Die  weiteste 
Ausdehnung  haben  die  fiskalischen  Moorfiächen  in  Ostfriesland 
(Regierungsbezirk  Aurich)  und  in  Ostpreussen.  Der  fiskalische 
Besitz  von  Moorländereien  in  Ostfriesland  ist  ein  Erfolg  der 
Politik  Friedrichs  des  Grossen  aus  der  Zeit,  wo  dieser  Landes- 
teil schon  einmal  mit  den  preussischen  Landen  vereint  war. 
Durch  das  Ürbarmachungs-Edikt  von  1765  wurden  alle  ost- 
friesischen Moore  für  Staatseigentum  erklärt,  deren  Privatbesitz 
nicht  durch  Urkunden  nachgewiesen  werden  konnte.  Die  so 
in  den  Besitz  des  Staates  gelangten  Moorflachen  umfassten 
nach  den  Angaben  von  Prestel  12  Va  geogr.  Quadratmeilen  und 
li^en  rechts  der  Ems  '). 

Die  fiskalischen  Moorfiächen  in  Preussen  stehen  teils  unter 
der  Domänen-  teils  unter  der  Forstverwaltung.  Die  in  Ost- 
preussen belegenen  Moorfiächen  sind  vielfach  unter  forstlicher, 
die  in  Ost&iesland  unter  der  Domänen- Verwaltung.  Bei  den 
der  Domänen-Verwaltung  zugeteilten  Moorfiächen  sind  zu  unter- 
scheiden diejenigen,  welche  den  bereits  bestehenden  Domänen- 
Vorwerken  angeschlossen  sind,  und  solche,  welohe  noch  zur 
freien  Hand  liegen.  Zu  den  letzteren  gehören  namentlich  die 
ostfriesischen  Moorfiächen,  während  die  ostpreussischen  Moore 
den  betreflenden  OberfSrstereien  ')  zugeteilt  sind. 

Was  nun  zunächst  die  an  die  Domänen- Vorwerke  bezw. 
die  Oberförstereien  angeschlossenen  Moorfiächen  anlangt,  so  ist 
deren  Kultivierung,  soweit  dabei  Niederungsmoore  in  Frage 
stehen,  im  Jahre  1883  lebhaft  in  Fluss  gebracht.  Infolge  einer 
Ton  der  Zentral-Moor-Kommission  in  ihrer  17.  Sitzung  ge- 
gebenen Anregung  wurden  die  Regierungen  der  Monarchie 
durch  Ministerial-Beskript  vom  28.  März  1883  beauftragt,  die- 

1}  Heute  "wird  der  Umfang  der  hier  belegenen  fiskalischen  Moor- 
fl&chen  auf  noch  rund  81 000  ha  angegeben. 

3)  Der  Umfang  dieser  nnter  Forstverwaltung  stehenden  Moorflächen 
wird  auf  28  000  ha  angegeben. 
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jenigeo  im  Besitz  der  Domänen-  und  FoistyerwaltQng  befind- 
lichen Niederungsmoore  nach  ihrem  Umfange  festKustellen, 
welche  sich  zar  Anlage  von  Dammknltnren  nach  dem  erprobten 
Rimpau^Bchen  Uebersandungssystem  eignen.  Nach  den  bezQg- 
lichen  Erhebungen,  welche  jedoch,  wie  amtlich  heryorgehoben 
ist,  auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  machen  können,  haben 
die  fraglichen  Moorflächen  einen  umfang  von  rund  6638  ha. 

Eine  grössere  Anzahl  der  im  einzelnen  namhaft  gemachten 
Moorgrundsjbücke  wurde  sodann  yon  der  Moor-Versuchsstation 
einer  gründlichen  Untersuchung  unterzogen  und  mit  der  Enl- 
tiyierung  derselben  begonnen. 

In  der  Zeit  yon  1884/87  sind  auf  fQnf  Domänen,  nämlich 
in  Himmelstädt,  Plagow,  Dreetz,  Lobeofsund  und  Fienerode 
im  ganzen  219  ha  in  Moordämme  gelegt,  wofür  aus  domänen- 
fiskalischen Fonds  den  betreffenden  Domänepächtem  Darlehen 
im  Gesamtbetrage  yon  95  829  M.  bewilligt  sind.  Es  möchte 
wohl  anzunehmen  sein ,  dass  die  hier  fraglichen  fiskalischen 
Moorflächen  in  nicht  femer  Zeit  yollständig  in  moorwirtschaft- 
liche Benutzung  genommen  sein  werden. 

Dem  Vorgange  des  Staates  sind  in  noch  yiel  weiterem 
Umfange  die  Priyatbesitzer  yon  Moorländereien  gefolgt.  Ueber 
den  Umfang  der  yon  Priyaten  ausgeführten  Kulturen  liq^ 
zwar  ziffermässige  und  auf  Vollständigkeit  Anspruch  machende 
Mitteilungen  z.  Z.  nicht  yor,  dass  aber  nach  dieser  Bichioog 
in  den  letzten  15  Jahren  bedeutende  Fortschritte  gemacht  smd, 
lässt  sich  nicht  nur  an  einzelnen,  genauer  bekannt  gewordenen 
und  in  den  landwirtschaftlichen  Organen  besprochenen  um- 
fangreichen Kulturanlagen  ermessen,  sondern  namentlich  auch 
an  der  Zahl  der  yon  der  Moor- Versuchsstation  auf  Ersuchen 
yon  Priyaten  ausgeführten  Untersuchungen  yon  Moorboden- 
proben, deren  Zahl  sich  yon  Jahr  zu  Jahr  steigert.  Es  betrog 
nämlich  die  Anzahl  der  mit  Rücksicht  auf  ihre  Eignung  zur 
Anlage  yon  Moorkulturen  geprüften  Bodenproben  1886  »  361, 
1886  =  611  und  1887  ca.  700.  Bei  den  im  Jahre  1889  unter- 
suchten Bodenproben  handelte  es  sich  z.  B.  um  eine  Gesamt- 
fläche yon  nicht  weniger  als  10  bis  11000  ha,  woyon  etwa 
2000  ha  auf  forst-  oder  domänenfiskalischen  Besitz  kommen. 
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Allein   das   kaltartechnische  Bureau  von  Schweder   in  Gross- 
Lichterfelde   hat  in    den    Jahren  1878  bis  1887   etwa  26000 
Morgen  Moor-Dammkulturen  teils  fertig  gestellt,  teils  in  Ar- 
beit, teils  in  Vorbereitung.     Dasselbe  beschäftigt  taglich  mehr 
als  600  Arbeiter.     In  dem  Kreise  Ostpriegnitz  allein  sind  auf 
yerschiedenen    Rittergütern    in   den   letzten   Jahren   ungefähr 
1200  Morgen  schlechte   Moorwieeen    in   Moor-Dammkulturen 
verwandelt   worden.     Einen  ferneren  Massstab  fOr  die  Beur- 
teilung des  Umfangs  der  Moorkulturen   bildet  der  gesteigerte 
Absatz  von  Moorkultur-Hilfsstoffen,   insbesondere  von  Eainit, 
Thomasschlackenmehl  und  Lahnphosphaten.     In  der  Zunahme 
dieser  Moorkulturen  zeigt  sich  in  augenfälliger  Weise  die  se- 
gensreiche Wirkung  der  wie  ein  Netz  über  ganz  Norddeutsch- 
land   Yerbreiteten   Moor- Versuchsfelder   und   des  Vereins   für 
Sfoorkultur,  welcher  es  sich  zur  Aufgabe  macht,  über  erfolg- 
reich ausgeführte  Kulturen  Mitteilungen  zu  machen.     Die  Be- 
sitzer solcher  Moorkulturen  sorgen  selbst  für  weitere  Anregung, 
denn  sie  können  mit  Recht  stolz  sein  auf  solche  Schöpfungen, 
in  welchen  sie  vielfach  eine  Quelle  gefunden  zu  haben  glauben, 
den  landwirtschaftlichen  Betrieb  wieder  rentabler  zu  machen. 
Hinsichtlich  derjenigen   Moorfiächen,   welche  noch   ganz 
anerschlossen  sind,  einem  bestimmten  laiulwirtschaftlichen  Do- 
mänen- oder  Forstbezirk  nicht  zugeteilt  sind  oder  yon  solchen 
Betrieben  bequem  abgezweigt  werden  können,  ist  das  Bemühen 
der  preussischen  Staatsregierung  darauf  gerichtet,  dieselben  an 
Private  zur  Begründung  neuer  Ansiedelungen  nach  und  nach 
zu  veräussem.    Bisher  wurden  diese  Moorfiächen  hauptsächlich 
in  der  Weise  ausgenutzt,  dass  sie  in  Zeitpacht  zur  Brandknltur 
oder  zum  Torfstich  an  Private  ausgewiesen  wurden. 

In  neuerer  Zeit  ist  man*  hiervon  mehr  und  mehr  abge- 
gangen. Dagegen  ist  das  Bemühen  mehr  darauf  gerichtet 
worden,  ältere  Moorkolonate,  welche  hier  und  da  entstan<len 
sind,  durch  Ausweisung  genügender  Moorflächen  dauernd  exi- 
stenzfähig zu  machen  und  durch  Anlage  von  neuen  oder  Fort- 
führang  alter  Kanäle  in  die  wüsten  Moorflächen  diese  zum 
Fehnbetrieb  geeignet  zu  machen. 

Die  in  dieser  Richtung  vom  preussischen  Staate  entfaltete 

ZciiMhr.  f.  StMtsw.    1891.    III.  Heft.  32 
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Tfaätigkeit  lässt  sich  im  allgemeinen  wahrnehmen  aas  den  ihm 
hieraas  erwachsenen  Einnahmen  und  Aasgaben.  Aas  den  ost- 
friesischen Domanialmooren  z.  B.  hat  der  Staat  von  1867  bis 
zam  Rechnungsjahre  1886/87  im  ganzen  1 312  697  M.  yerein- 
nahmt.  Darunter  sind  enthalten  441443  M.  Eaafgelder  f&r 
verkaufte  Moorländereien.  In  der  angegebenen  Zeit  wurden 
im  ganzen  4  256  ha  verkauft,  worunter  1 692,4  ha  Fehngrund- 
stücke.  Verausgabt  wurden  in  der  Zeit  etwa  1400000  M., 
darunter  f&r  Erweiterung  des  Eanalnetzes,  Unterhaltung  der 
angelegten  Kanäle,  fOr  Anlage  und  Verbesserung  von  W^en 
943  306  M. 

Fiskalische  Fehnkanale  sind  angelegt :  im  Kreise  Leer  der 
Nord-  und  Süd-Georgsfehn-  und  der  Holterfehns-Kanal ,  im 
Kreise  Aurich  der  Kanal  hinter  Moordorf  im  Victorbur-Tannen- 
hauser-Meerhuser-Moor,  ferner  der  Kanal  bei  Vossbarg,  welcher 
sich  vom  Spetzerfehn-Kanal  abzweigt.  Diese  Kanäle  werden 
je  nach  Bedürfnis  und  der  Nachfrage  nach  Fehnkolonaten 
weiter  geführt.  Im  Anschluss  an  den  Ems- Jade-Kanal,  wel- 
cher durch  die  grössten  Moore  Ostfrieslands  führt,  wird  dort 
ein  vollständiges  Kanalnetz  für  die  wirtschaftliche  Erschliessung 
dieser  Moorüächen  vollendet. 

Die  an  den  ausgebauten  Kanälen  ausgewiesenen  Stellen 
zu  Fehnkolonaten  haben  anfanglich  keinen  grossen  Zuspruch 
gefunden ,  weil  die  Preise  des  Torfs  zu  niedrig  waren.  Zur 
Vermeidung  einer  zu  grossen  Konkurrenz  im  Torfhandel  ist 
es  auch  nicht  rätlich,  dass  mit  einemmale  zu  viel  Fehnkolo- 
nate  begründet  werden.  In  den  Jahren  1884^  sind  von  den 
in  reichlicher  Zahl  zur  Verfügung  stehenden  Kolonatteilen  im 
ganzen  nur  37  mit  einer  Gesamtfläche  von  141,6  ha  zum  Ver- 
kauf gekommen. 

Hinsichtlich  der  Anlage  von  neuen  Moorkolonien  in  grös- 
serem Massstabe  ist  in  den  letzten  Jahren  das  Interesse  we- 
sentlich auf  folgende  Moorgebiete  gerichtet  gewesen. 

1.  Das  im  Norden  des  Regierungsbezirks  Osnabrück  zwi- 
schen Oldenburg  und  der  Ems  belegene  Moorgebiet,  an  dessen 
nördlicher  Grenze  die  alte   blühende  Kolonie  Papenburg  liegt 
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und    welches   im   SQden    and   Südosten   vom  Hümmling    be- 
grenzt wird. 

2.  Das  links  der  Ems  zwischen  dieser  and  der  holländi- 
schen Grenze  belegene  Moorgebiet,  welches  den  hannoverisch- 
preossischen  Anteil  am  Boartanger  Moor  bildet. 

3.  Das  östlich  von  der  Stadt  Aarich  bis  zur  oldenburgi- 
schen  Landesgrenze  sich  erstreckende  Moorgebiet. 

4.  Mehrere  in  Ostpreussen  belegene  Moorflächen  bei  La- 
biau  und  im  Kreise  Heydekrag. 

Bei  Wiederaufnahme  der  Moor  -  Kolonisationsthätigkeit 
lag  es  nahe,  dass  man  da  ansetzte,  wo  bereits  blühende  Ko- 
lonien ins  Leben  gerufen  waren.  Da  kam  denn  in  erster 
Linie  das  yorstehend  unter  No.  1  bezeichnete  Moorgebiet  in 
Betracht.  Es  war  hier  der  Plan  auszuführen,  die  bei  Anlage 
der  Kolonie  Papenburg  vollendeten  Kanäle  weiter  in  das  un- 
erschlossene  Moor  bis  zu  dem  am  Hümmling  belegenen  Börger- 
Wald  auszubauen,  um  dadurch  gleichzeitig  auch  für  das  bis 
dahin  abgeschlossene  Gebiet  des  Hümmlings  einen  leichten 
Verkehrsweg  zu  schaffen.  Es  wurde  der  sogen.  Splittings- 
Kanal  gebaut.  In  Verbindung  damit  wurde  auf  den  dort  be- 
l^enen,  in  ungeteilter  Gemeinschaft  befindlichen  Moorflächen 
die  Gemeinheitsteilung  ausgeführt,  so  dass  jeder  Besitzer  im 
Jahre  1881  seinen  Anteil  zugewiesen  erhielt  Sobald  dieses 
geschehen  war,  ging  es  dort  mit  der  Kolonisation  schnell  vor- 
wärts. Eine  grosse  Anzahl  von  Interessenten  sah  sich  alsbald 
veranlasst,  ihre  alten  Wohnplätze  aufzugeben  und  sich  auf 
ihren  neuen  Abfindungen  an  den  neuen  Kanal  anzusiedeln. 
Bereits  im  Jahre  1886  waren  infolge  dessen  35  solcher  neuen 
Niederlassungen  in  der  Nähe  des  Börgerwaldes  begründet.  An 
diesem  Splittingskanal  werden  wir  in  der  Zukunft  sehr  bald 
kräftig  emporblühende  Gemeinwesen  entstehen  sehen. 

Die  Erschliessung  des  zwischen  der  Ems  und  der  hollän- 
dischen Grenze  sich  hinziehenden  Moorgebiets  hat  die  preussi- 
sche  Regierung  mit  einem  Kostenaufwande  von  rund  15  Mil- 
lionen Mark  ausgefQhrt.  Es  sind  dort  ein  Hauptkanal  —  der 
Süd-Nord-E^al  —  welcher  das  Moor  von  Süden  nach  Norden 
mitten  durchschneidet,  sowie  vier  Querkanäle  gebaut,  welche 
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nach  der  einen  Seite  das  Moorgebiet  mit  der  Ems,  nach  der 
anderen  Seite  aber  mit  dem  holländischen  Moor-Eanal-System 
in  Verbindung  bringen.  In  ihrer  vollständigen  Vollendang 
werden  diese  E^anäle  eine  Längenausdehnung  von  ca.  102  km 
haben,  wovon  aaf  den  Süd-Nord-Eanal  allein  etwa  46  km 
entfallen.  Die  vier  Anschluss-Eanäle ,  welche  gemäss  einem 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  Niederlanden  unter 
dem  12.  Oktober  1876  getroffenen  Uebereinkommen  ausgebaut 
sind,  waren  bereits  1887  sämtlich  vollendet.  Der  Hauptkanal 
zweigt  vom  Ems-Yechte-Eanal  unweit  Bakelde  ab  und  läuft 
durch  das  Bourtanger  Moor  parallel  der  Ems  bis  zum  Anschlnss- 
E[anal  Haren-Rütenbrock.  Durch  dieses  Kanal-System  ist  die 
Hauptvorbedingung  für  die  in  Aussicht  genommene  Kultur  und 
Kolonisierung  dieses  grossten  zusammenhängenden  preussischen 
Moorgebiets  geschaffen.  Das  hier  erschlossene  Moorgebiet  hat 
eine  Fläche  von  9  Quadratmeilen.  In  Kultur  kann  dieses  Ge- 
biet nur  genommen  werden  durch  neue  Ansiedelungen  längs 
der  geschaffenen  Kanäle.  Von  der  Begründung  von  Fehnkolo- 
nien  muss  aber  hier  abgesehen  werden,  da  keine  Aussicht  auf 
lohnenden  Torfabsatz  vorhanden  ist.  Es  liegt  vielmehr  im 
Plan,  die  neue  »Uochmoorkulturc  auf  diesem  Gebiet  in  weitem 
umfange  zur  Ausführung  zu  bringen.  Um  den  Kolonisten  den 
Erfolg  dieser  Kulturart  vor  Augen  zu  führen,  entschloss  man 
sich  im  Jahre  1886  zur  Anlage  einer  Moor- Versuchs-Muster- 
wirtschaft, über  welche  auf  S.  476  berichtet  ist.  Dieselbe  wurde 
mitten  in  dem  Moorgebiete  in  der  Gemarkung  Gross-Fullen  er- 
richtet 

Mit  der  Begründung  der  ersten,  auf  rationelle  Moorwitt- 
schaft sich  gründenden  Kolonie  im  Bourtanger  Moor  ist  nun 
zunächst  die  hannoverische  Provinzialständische  Verwaltung 
vorgegangen,  welche  es  als  ihre  Aufgabe  betrachtet  hat,  mit 
den  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Provinzialmitteln  in  der  Weise 
fördernd  in  die  Moorkolonisationsfrage  einzutreten,  dass  sie 
mitten  in  dem  Moore  eine  Musterkolonie  ins  Leben  ruft 

Dieses  neue  Kulturwerk  der  hannoverschen  Provinzialver- 
waltung  ist  in  schneller  Ausführung  begriffen  und  wird  sich 
würdig   derjenigen    herrlichen    Kulturschöpfung    anschliessen, 
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welche  von  derselben  Yerwaltang  mitten  in  der  Lüneburger 
Heide  durch  Aufforstung  einer  Fläche  von  gegen  13000  Mor- 
gen vollendet  worden  ist.  Nachdem  der  21.  Landtag  der  Provinz 
Hannover  am  28.  Oktober  1887  auf  Grund  einer  lichtvollen 
überzeugenden  Denkschrift  ^)  über  das  Gelingen  und  die  Be- 
deutung einer  solchen  Kolonie  den  Beschluss  gefasst  hatte, 
eine  Fläche  von  433  ha  in  dem  Hochmoore  der  Gemarkung 
Gross- Füllen  zu  erwerben  und  diese  Fläche  zur  Anlage  einer 
Musterkolonie  zu  verwenden,  wurde  sofort  in  Verhandlungen 
über  den  Erwerb  einer  solchen  Fläche  eingetreten.  Für  die 
Gesamtanlage  wurde  ein  Betrag  von  400000  M.  bewilligt. 
Hiervon  sind  ffir  den  Ankauf  der  Moorfläche  101  248  M.  ver- 
wendet, während  der  Rest  für  die  eigentlichen  Moorkultur- 
und  Eolonisationsarbeiten  zur  Verfügung  steht.  Mit  der  Kultur 
der  von  der  Provinzial- Verwaltung  in  Besitz  genommenen  Fläche 
konnte  um  so  schneller  vorgegangen  werden,  als  in  dieser  Be- 
ziehung in  der  benachbarten  Versuchs-Musterwirtschaft  bereits 
ausreichende  Erfahrungen  gemacht  waren.  Die  ganze  Fläche 
ist  in  42  Kolonate  abgeteilt  und  wird  in  dem  im  November 
1889  von  dem  sachkundigen  Leiter  dieses  Unternehmens,  dem 
Provinzial-Forstmeister  QMoe^-i^a^Z^tn,  welcher  sich  diesem  wich- 
tigen Werke  mit  grosser  Liebe  und  vielem  Geschick  widmet, 
erstatteten  Bericht^)  die  Hoffnung  ausgesprochen,  dass  die 
samtlichen  Kolonate  in  etwa  6  bis  7  Jahren  an  Kolonisten 
vergeben  sein  werden.  Dieser  erste  grosse  Versuch  einer  Moor- 
kolonisierung  auf  Grundlage  der  Hochmoorkultur  kann  heute 
schon  als  unbedenklich  zur  Nachahmung  empfohlen  werden. 
Durch  das  dritte  grössere  Kolonisationsprojekt  soll  das 
»Grosse  Wies-Moor« ,  welches  eine  Fläche  von  annähernd 
10200  ha  hat,  nach  und  nach  aufgeschlossen  werden.  Dieses 
Moorgebiet  wird   in  einer  Länge   von  10  km  von  dem  Ems- 


1)  Denksohrift,  betreffend  die  Erwerbimg  einer  grosseren  Moorfl&ohe 
am  Süd-Nord-Kanal  seitens  der  hannover'schen  Provinzial- Verwaltung 
Zwecks  Anbahnung  der  Kolonisation  im  Bourtanger  Moore  und  Hebung 
der  Hochmoorkultur. 

2)  Bericht  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Kolonisationsarbeiten 
auf  dem  Proyinzialmoore  am  Süd-Nord-Kanal  vom  Noyember  1889. 
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Jade-EaDal  durchschnitten.  Das  Moor  hat  eine  wechselnde 
Tiefe  Yon  2—9  m,  im  Mittel  3  m.  Diese  grosse  Moorfläche, 
von  welcher  1321  ha  nördlich  Yom  Kanal  belegen  sind,  wurde 
bisher  nur  durch  Verpachtung  zu  Brandkultur  und  Torfgewin- 
nung genutzt.  Jetzt  soll  das  Moor  durch  Kolonisten  in  ra- 
tionelle landwirtschaftliche  Kultur  genommen  werden,  und  zwar 
soll  auch  hier  von  der  Fehnkultur  abgesehen  werden,  und  sollen 
die  neuen  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  der  Hochmoorkultar 
in  Anwendung  kommen.  Für  das  Gelingen  dieses  Planes  spricht 
Yor  allem  der  umstand,  dass  die  Kolonisten  in  der  Lage  sein 
werden,  aus  allernächster  Nähe  den  in  Wilhelmshafen  in  grossen 
Mengen  ausgebaggerten  Seeschlick  auf  billigstem  Wege  zu  be- 
ziehen. 

Die  Ausführung  dieses  Kolonisationswerkes  wird  direkt 
Yom  Staate  in  die  Hand  genommen  und  erfolgt  auf  Grund 
eines  Yon  der  General-Kommission  in  Hannover  überaus  sorg- 
faltig ausgearbeiteten  Besiedelungsplanes  ^). 

Was  endlich  die  Moor-Kolonisationspläne  auf  den  Mooren 
Ostpreussens  anlangt,  so  ist  daran  zu  erinnern,  dass  die  dor- 
tigen fiskalischen  Moorgebiete  zum  überwiegenden  Teile  (mit 
mehr  als  28  000  ha)  der  Staats- Forstverwaltung  unterstellt 
sind,  welch'  letztere  der  Kolonisation  ihr  lebhaftes  Interesse  zu- 
wendet. Die  Moorflächen  liegen  vorzugsweise  südlich  und  ost- 
lich vom  kurischen  Haff.  Hier  liegen  bereits  Moorkolonien, 
die  ein  Alter  von  mehr  als  hundert  Jahren  haben.  Die  Ko- 
lonisten nehmen  das  unabgetorfte  Hochmoor ^  sofort  in  Kultur 
und  bauen  vorzugsweise  Kartoffeln,  Zwiebeln  und  andere  Garten- 
gewächse. Diese  Kolonate  sind,  da  sie  Dünger  bedürfen,  nur 
lebensfähig,  wenn  die  Gelegenheit  zur  Anpachtung  von  Gras- 
wuchs  vorhanden  ist,  um  ihren  notwendigen  Viehstand  zu  er- 
halten. Die  Forstverwaltung  hat  daher  ihr  Augenmerk  ins- 
besondere darauf  gerichtet,  Wiesengründe  zu  schaffen,  die  sich 
durch  leichte  Besandung  der  Niederungsmoore  herstellen  lassen. 
In  der  Nähe  der  Moore  sind  meist  grosse  fiskalische  Wiesen- 
flachen  vorhanden. 


1)  Anlage  2  zum  Protokoll  der  24.  Sitzung  der  Zentral-Moor-Kom- 
mission. 
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In  neuester  Zeit  ist  nun  die  Besiedelnng  des  im  Kreise 
Heydekrug  belegenen  »Augstumaller  Moorest  geplant.  Dieses 
fiskalische  Moor  umfasst  etwa  4000  ha.  Der  Grund  und  Boden 
soll  hier  in  Form  von  Rentengütem  hergegeben  werden.  Das 
Projekt  ist  so  weit  yorgeschritten ,  dass  Anfang  Januar  d.  J. 
bereits  die  Termine  stattgefunden  haben,  in  welchen  die  Er- 
werbsbedingungen bekannt  g^eben  sind. 

Bei  den  vorstehenden  thatsächlichen  Mitteilungen  haben 
wir  uns  auf  die  beiden  im  Westen  und  Osten  belegenen  Haupt- 
moorgebiete beschränkt.  Es  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  dass 
auch  in  anderen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie,  insbe- 
sondere in  Schleswig-Holstein,  Pommern  und  Schlesien,  sowie 
in  den  Grossherzogtfimern  Oldenburg  und  Mecklenburg  die  Kul- 
tivierung der  dort  belegenen  Moore  eifrig  in  die  Hand  genom- 
men worden  ist.  In  Oldenburg  sind  mit  verhältnismässig  ge- 
ringen Mitteln  grosse  Kulturen  ausgeführt,  welche  als  Vorbild 
dienen  können.  Für  Schlesien  ist  die  Errichtung  einer  beso  ^ 
deren  Moor- Versuchsstation  in  Anregung  gebracht.  Der  schle- 
sische  Provinziatlandti^  bewilligte  1884  einen  Betrag  von 
1000  Mk.  zu  den  Kosten  einer  wissenschaftlichen  Untersuchung 
der  schlesischen  Moore.  Von  Seiten  des  Präsidenten  der  schle- 
siscben  Gesellschaft  für  vaterländische  Kultur  wurde  dem  Land- 
tage eine  Denkschrift  über  die  Moorkulturfrage  überreicht. 

Sohlnss. 

Nach  der  vorstehenden  Abhandlung  wird  man  über  die 
Bedeutung,  den  gegenwärtigen  Stand  und  die  Zukunft  des 
Moorkultur-  und  Kolonisationswesens  folgende  Sätze  aufstellen 
können. 

Die  wirtschaftliche  Erschliessung  der  im  Deutschen  Reiche 
belegenen  Moorflächen  ist  erst  in  neuerer  Zeit  in  grossem  üm- 
fenge  energisch  and  planmässig  in  Angriff  genommen  worden. 

In  Frage  stehen  hierbei  noch  sehr  umfangreiche.  Hun- 
derte von  Quadratmeilen  bedeckende  Flächen  des  vaterländischen 
Bodens,  welche  bisher  zum  Teil  noch  vollständig  unerschlossen 
waren  und  nur  geringe  oder  gar  keine  Erträge  abwarfen. 

Hauptziel  dieser  neuen  Landeskultur- Aufgabe  ist:    Ver- 
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Wandlung  der  ertraglosen  öden  Moorflächen  in  Acker-,  Wiesen- 
und  Weideland  oder  in  Forsten;  dadurch  allmähliche  Ein- 
schränkung der  unwirtschaftlichen  älteren  Moorbrandkultnr 
und  des  dadurch  hervorgerufenen  lästigen  und  schädlichen 
Moorrauchs ;  Erhöhung  der  nationalen  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion ;  Nutzbarmachung  insbesondere  der  fiskaUscheu  Moor- 
flächen; Begründung  neuer  Nahrungs-  und  Elrwerbsstellen  durch 
Eolonisierung  der  unbewohnten  Moorflächen. 

Nach  dem  heutigen  fortgeschrittenen  Stande  der  Moor- 
kulturtechnik wird  bei  der  Frage  der  wirtschaftlichen  Natz- 
barmachung  der  Moorflächen  die  industrielle  Ausbeutung  der 
Moorgründe  vor  der  landwirtschaftlichen  Bewirtschaftung  der- 
selben in  den  Hintergrund  treten  müssen. 

Die  grossen  Verschiedenheiten,  welche  die  Moorflächen 
unter  sich  nach  Lage,  Beschaffenheit  und  Ausdehnung  auf- 
weisen, bedingen  die  Anwendung  verschiedener  Kulturmethoden, 
bei  deren  richtiger  Wahl  und  zweckmässiger  Ausführung  dem 
Moorboden  sehr  hohe  landwirtschaftliche  ReinertriLge  Ag^ 
Wonnen  werden  können. 

Gegenüber  den  älteren  Moorkulturmethoden,  der  Brand- 
und  Fehnkultur,  haben  sich  in  neuerer  Zeit  am  erfolgreichsten 
die  Moor-Dammkultur  und  die  Hochmoor-Kultur  erwiesen. 

Beide  Kulturmethoden  bedingen  die  Anwendung  künst- 
licher mineralischer  Düngemittel  und  Erden  in  grossen  Mengen, 
insbesondere  von  Kainit,  Thomasschlacke,  Seeschlick,  Sand.  Alle 
diese  und  andere  in  Betracht  kommende  Materialien  finden 
sich  in  grossen  Lagern  auf  und  in  unserem  vaterländischen 
Boden  aufgeschichtet  und  haben  durch  den  Fortgang  des  Moor- 
kulturwesens  eine  bedeutende  Wertsteigerung  erfahren. 

Durch  Anwendung  der  Moor-Dammkultur,  welche  sich  am 
geeignetsten  nur  für  die  Klasse  der  Niederungs-  oder  Grünknds- 
moore  bewährt  hat,  sind  bereits  zahlreiche  und  zum  Teil  auch 
umfänglich  bedeutende  Moorgrundstücke  auf  einen  hohen  Stand 
der  Ertragfähigkeit  gebracht  worden. 

Die  Methode,  nach  welcher  die  Hochmoore  in  Acker-  und 
Wiesengründe  zu  legen  sind,  hat  erst  in  neuester  Zeit  nach 
vielen  wissenschaftlichen  und  praktischen  Versuchen  ihre  Fest» 
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stelluDg  gefunden.  Auf  Grund  des  festgestellten  Ergebnisses 
kann  nunmehr  auch  mit  der  landwirtschaftlichen  Kultur  der 
Hochmoorflächen  begonnen  werden. 

Die  Eultivierung  dieser  Hochmoorgebiete  lässt  sich  im 
allgemeinen  nur  in  Verbindung  mit  einer  gleichzeitigen  Eo- 
Ionisierung  derselben  ausf&hren. 

Für  eine  erfolgreiche  Eolonisierung  der  wichtigsten  und 
ausgedehntesten  Hochmoorgebiete  sind  die  wesentlichsten  Vor- 
bedingungen und  Grundlagen  durch  den  Ausbau  eines  ausge- 
dehnten, den  Verkehr  in  und  mit  diesen  Gebieten  vermitteln- 
den Eanalsystems  geschaffen. 

Auf  einigen  von  diesen  Hochmoorgebieten,  insbesondere 
am  Splittingskanal,  Süd-Nord-Eanal  sowie  auf  mehreren  ost- 
preossischen  und  oldenburgischen  Moordistrikten  hat  die  auf 
die  neuere  Hochmoorkultur  gegründete  Eolonisation  bereits 
einen  guten  und  gedeihlichen  Anfang  und  Fortgang  genommen. 

Als  Hauptforderer  der  Moorkultur  und  Moorkolonisation 
im  Deutschen  Reiche  hat  sich  die  preussische  Staatsregierung 
erwiesen. 

Die  hervorragendsten  persönlichen  Verdienste  um  die  Moor- 
knltur- Wissenschaf t  haben  sich  erworben  Bimpau  als  Erfinder ') 


1)  Während  Bimpau  mit  vollem  Recht  allerseits  als  deijenige  an- 
gesehen wird,  welcher  zuerst  im  Jahre  1862  eine  rationelle  Moorkoltur 
auf  seinem  Gute  durch  Bedeckung  des  Moorbodens  mit  Sand  praktisch 
und  mit  bekanntem  gflnstigen  Erfolge  eingeführt  hat,  war  es  Professor 
Dr.  Alexander  Müller,  damals  in  Stockholm,  jetst  in  Berlin,  welcher 
einige  Jahre  vorher  diese  Eulturmethode  theoretisch  in  vollkommen 
fi&sslicher  und  erschöpfender  Form  erörtert  hat.  In  einem  von  dem  letE» 
teren  im  Jahre  1859  auf  Grund  einer  eingehenden  Untersuchung  der 
Moore  Schwedens  an  die  ökonomische  Gesellschaft  in  Gestrikesland  er- 
statteten, später  im  Heft  1  des  XII.  Jahrgangs  1861  der  von  Professor 
Stöekhardt  herausgegebenen  »Zeitschrift  für  deutsche  Landwirte«  abge- 
druckten Berichte,  welcher  Bimpau  nicht  unbekannt  geblieben  sein 
dürfte,  fasst  der  Berichterstatter  nach  einer  eingehenden  und  lichtvollen 
Darstellung  des  Pflansenlebens  bei  Bildung  der  Moore,  seine  Ansicht 
über  Moorkultur  dahin  zusammen  :  »dass  das  Moor  nach  vorausgegangener 
passender  Entwässerung,  Abrftumung,  Brennen  und  Düngung  mit  alka- 
lischen Substanzen,  mit  einer  dünnen  Lage  fruchtbarer  £rde  bedeckt 
werden  solL   Ein  besserer  Moorboden  kann  dann  sogleich  mit  Getreide 
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der  Moor-Dammkultur,  der  Professor  Dr.  Fleischer  and  Dr.  Sal' 
feld  als  Leiter  bezw.  Beamte  der  Moor- Versuchsstation  in  Bremen. 

In  Betreff  der  Moorkolonisation  gebührt  dem  Provinzial- 
forstmeister  Qiuiet'Faslem  in  Hannover  das  Verdienst,  da.«« 
derselbe  mit  grosser  Sachkunde ,  ausserordentlichem  Geschick 
und  mit  Liebe  zur  Sache  im  Auftrage  der  provinzialstaDdiscben 
Verwaltung  im  Gr.  FuUener-Moor  eine  auf  rationelle  Grund- 
lage gestellte  Kolonie  ins  Leben  gerufen  hat,  die  berufen  sein 
soll,  den  späteren  im  Bourtauger-Moor  zu  begründenden  Ko- 
lonien als  Muster  zu  dienen. 

Der  »Verein  für  Moorkultur«  darf  sich  das  Verdienst 
beimessen,  dass  er  durch  das  gemeinsame  Wirken  zahlreicher, 
wissenschaftlich  und  praktisch  im  Moorkulturwesen  wohl  be- 
wanderter Männer  Verständnis  und  Interesse  für  diese  grosse 
Landeskultur-Frage  verbreitet  hat. 

Im  ganzeu  betrachtet,  ist  dieses  grosse  nationale  Werk 
binnen  kurzer  Zeit  überaus  schnell  gefördert,  und  es  besteht 
die  Hoffnung,  dass  dasselbe  in  absehbarer  Zeit  seiner  Vollen- 
dung entgegengefahrt  werden  wird,  dass  dadurch  die  natio- 
nale Produktion  von  landwirtschaftlichen  Gütern  um  einige 
hundert  Millionen  neuer  Werte  gehoben  und  in  vielen  neuen 
Nahrungsstellen  eine  nach  Hunderttausenden  zählende  Bevölke- 
rung eine  selbständige  zufriedene  Existenz  finden  wird. 

Um  den  Fortgang  dieses  grossen  nationalen  Landeskultuiv 
Werkes  überschauen  zu  können  und  das  Verständnis  dafür 
immer  weiter  zu  verbreiten,  erweist  es  sich  als  ein  Bedürfnis, 
dass  alles,  was  auf  diesem  Gebiete  neu  geschaffen  wird,  eine 
Zusammenfassung  findet  in  einer  für  das  ganze  Deutsche 
Reich  einheitlich  durchgeführten,  das  gesamte  Gebiet  des 
Moorkultur-  und  Moorkolon  isationswesens  umfassenden  Statistik. 
Da  das  Moorkulturwesen  schon  in  seinem  gegenwärtigen  Um- 
fange eine  sehr  bedeutende  Rolle  in  unserem  nationalen  Wirt- 
schaftsleben nach  verschiedenen  Richtungen  spielt,  so  ist  zn 
hoffen,  dass  dem  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Statistik,  welche 
nicht  schwer  zu  erlangen  sein  würde,  bald  Genüge  geschehen  wird. 

oder  mit  edleren  Grastorten  besäet  werden.    Hiernach  beginnt  die  le- 
gelm&nige  Fnichtfolge  mit  zuweilen  erfolgender  Mineraldüngang.« 
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In  den  vorhandenen  systematischen  Lehrbüchern  über  die 
Nationalökonomik  der  Landwirtschaft  hat  das  allgemein  Wis- 
senswerte Über  die  Moorkultur,  welche  sich  in  neuester  Zeit, 
wie  aus  vorstehender  Abhandlung  ersehen  werden  mag,  zu 
einem  so  bedeutenden  Zweige  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
entwickelt  hat  und  daher  in  der  Oekonomik  des  Ackerbaues 
ein  gewichtiger  Faktor  geworden  ist,  noch  keine  der  Bedeutung 
des  Gegenstandes  entsprechende  Beachtung  und  systematische 
Eingliederung  gefunden.  Vollkommen  wahr  aber  ist,  wie  die 
vorstehende  Darstellung  ergiebt,  das  kurze  Wort,  welches  über 
den  extensiven  und  intensiven  Ackerbau  handelt,  Roscher's^): 
»Noch  jetzt  haben  wir  in  unseren  norddeutschen  Moorkolo- 
nien die  bequemste  Gelegenheit,  den  üebergang  von  den 
robesten  Feldsystemen  zu  den  kultivierteren  mit  eigenen  Augen 
zu  beobachten«. 

Die  nationalökonomische  Bedeutung  der  neuen  Moorkultur- 
systeme liegt  namentlich  darin,  dass  man  hierbei  unter  Ver- 
wendung grosser  Mengen  mineralischer  Düngemittel,  über  deren 
fast  unerschöpfliches  Vorhandensein  im  vaterlandischen  Boden 
man  erst  in  neuerer  Zeit  sich  Rechenschaft  abgelegt  hat, 
schnell  vom  extensivsten  zum  intensivsten  landwirtschaftlichen 
Betriebe  hat  schreiten  können  und  ferner,  dass  es  auf  Grund- 
lage dieser  Systeme  möglich  geworden  ist,  dem  bisher  bewirt- 
schafteten Kulturlande  sehr  ausgedehnte  Flächen  bisher  öden 
und  ertraglosen  Moorbodens  hinzuzufügen,  ein  unschätzbarer 
Gewinn  für  ein  Land,  in  dem  die  Bevölkerung  mit  Riesen- 
schritten sich  vermehrt. 

Von  welcher  Wichtigkeit  dieser  Umstand  gerade  für  die 
allgemeine  Wissenschaft  der  Nationalökonomik  des  Ackerbaus 
ist,  erhellt  daraus,  dass  vor  nicht  zwei  Jahrzehnten  in  der 
Wissenschaft  angenommen  wurde,  dass  die  Landkraft,  wenn 
nicht  als  ganz,  doch  als  beinahe  unverstärkbar  anzusehen  sei. 
Heute  ist  die  Meinung  darüber  eine  andere. 

Kaum  jemals  dürfte  die  Geschichte  namentlich  des  deut- 
schen Ackerbaus  solche  Fortschritte  in  der  Ertragsteigerung 
des  Bodens  aufzuweisen  vermögen,   wie  sie  neuerdings  durch 

1)  System  U,  §  24. 
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die  mineralische  Befruchtung  des  seinem  Ur- 
sprung nach  —  vegetabilischen  —  Moorbodens 
erzielt  worden  ist. 

Die  Statik  der  Landwirtschaft  hat  durch  die  Moorkul- 
turen  eine  grosse  Bereicherung  und  Vertiefung  ihrer  Lehren 
gefunden.  Man  yergegenwärtige  sich  nur,  in  welchem  um- 
fange durch  die  zur  Ausführung  gelangten  Kulturen  eine  Be- 
reicherung der  zum  Ackerbau  herangezogenen  Moorflächen  mit 
den  unentbehrlichen  Pflanzennahrungsstoffen :  Phosphorsäure, 
Salpetersäure,  Kali  etc.  stattfindet ,  und  wie  diese  Stoffe  auch 
vermittelst  der  Yiehwirtschaft  etc.  in  den  ewigen  Wechsellauf 
der  landwirtschaftlichen  Oekonomie  gesetzt  werden. 

Alles  in  allem  wird  sonach  die  Lehre  über  die  Kultur  der 
Moorflächen  in  der  national-ökonomischen  Wissenschaft  eine 
grossere  Beachtung  finden  müssen.  Wenn  es  mir  gelungen 
sein  sollte,  mit  der  von  mir  den  wissenschaftlichen  Kreisen 
dargebotenen  Arbeit  nach  dieser  Richtung  eine  Anregung  ge- 
gegeben und  einen  verwertbaren  Beitrag  hierzu  geliefert  zu 
haben,  so  würde  der  Zweck,  den  ich  dabei  im  Auge  gehabt 
habe,  erfüllt  sein. 

Gharlottenburg,  im  April  1891. 

August  Pflug. 
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Von  Dr.  0.  Bvhland« 


Nach  Soetbeer  ¥nirclen  in  dem  Jahrzehnt  1851  bis  1860 
2  006000  kg  Gold  gewonnen,  wovon  385000  kg  eine  nicht 
monetäre  Verwendung  &nden.  1  621  000  kg  blieben  für  Wäh- 
rungszwecke  der  Eulturstaaten  reserviert.  Dann  trat  eine  Ver- 
schiebung in  der  Weise  ein,  dass  betrug: 

in  den  Perioden      die  Qoldgewin-    die  nicht  monetäre  und  so  für  monetäre 
inaenreno  en  ^^^^  Verwendung       Zwecke  verblieben 

1861—1870     1 900  000  kg      877  000  kg       1  023  000  kg 

1871—1880     1732000   t        958000    »  774  000   » 

1881—1885        746000    >       574000    >  172000   » 

In  Prozenten  der  Gesamtproduktion  ausgedrückt  betrug  also 

in  den  Perioden  ^^®  ^*®  nicht 

monetäre  Verwendung  monetäre  Verwendung 

1861—1860  80  %  20  % 

1861—1870  54    >  46   » 

1871—1880  51   »  49   » 

1881—1885  83   »  77    » 

Die  Nachfrage  nach  Gold  ffir  industrielle  und  ähnliche 
Zwecke  zeigt  sich  mithin  als  die  weitaus  energievollere.  Der 
Zufluss  zur  metallischen  Deckung  der  Ereditinstrumente  un- 
seres Verkehrs  wird  mit  der  geringeren  Goldausbeute  immer 
kleiner.  Und  wenn  die  Entwicklung  der  Dinge  noch  einige 
Zeit  so  weiter  geht,  dann  müssen  im  Falle  internationaler 
kriegerischer  Verwicklungen  die  Valutaverhältnisse  und  Wechsel- 

1)  Vgl.  diese  Zeitschrift  1891,  II.  Heft,  Misiellen. 
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kürse  auch  der  Goldwährungsländer  recht  ernsten  Erschütte- 
rungen ausgesetzt  werden. 

Für  die  Sicherstellung  unserer  (roldwährung  wird  deshalb 
vieles  auf  die  Beantwortung  der  Frage  ankommen:  wie  steht 
es  mit  der  Zukunft  des  Goldes?  Ist  der  Bück- 
gang in  den  j  ährlichen  Golderträgnissen  ein 
Anzeichen,  dass  die  in  n  erhalb  d  er  E  rdrinde 
eingelagerten  und  hier  unser  er  menschlichen 
Hand  erreichbar  werdenden  Goldlager  ihrer 
Erschöpf  ung  näher  kommen?  oder  giebt  esan- 
dere  Ursachen,  welche  die  Gold  Produktion 
unserer  Zeit  quantitativ  beeinflussen  und 
welcher  Art  sind  diese? 

I.  Ed.  Süss  und  seine  Kritiker. 

Der  berühmte  Wiener  Geologe  Eduard  Süss  hat  bekannt- 
lich im  Jahre  1877  ein  Werk  über  »Die  Zukunft  des 
Goldesc  ^)  publiziert,  welches  die  hier  aufgeworfenen  Fragen 
zum  Gegenstande  hat.  In  mehr  oder  minder  eingehender  Weise 
werden  hier  die  einschlägigen  Verhältnisse  und  Zustande  aller 
fünf  Erdteile  zusammengefasst.  und  das  Resultat  ist  für  das 
gelbe  Metall  kein  günstiges. 

Aus  dem  Umstände,  dass  die  Gesamtmasse  des  Erdballs 
um  ein  Beträchtliches  schwerer  ist  als  die  Felsarten  der  Ober- 
fläche, wird  zunächst  gefolgert,  dass  die  schwersten  Stoffe  bei 
der  Bildung  unseres  Planeten  sich  mehr  gegen  dessen  Mitte 
hin  vereinigt  haben.  »Die  in  den  grossen  Tiefen  der  Erde 
enthaltenen  Metalle  sind  aber  dem  Menschen  unzugänglich, 
da  in  verhältnismässig  geringer  Entfernung  unter  der  Erdober- 
fläche die  nach  abwärts  zunehmende  Temperatur  bereits  einen 
so  hohen  Grad  erreicht,  dass  der  Abbau  bald  seine  Grenzen 
finden  muss.  Wir  würden  in  der  That  auf  der  Erde  das  Gold 
nur  als  eine  grosse  Seltenheit  kennen,  wenn  es  nicht  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  in  der  Form  sehr  heisser  Dämpfe 
durch  Spalten  der  Erdrinde  von  Zeit  zu  Zeit  aus  der  Tiefe 
emporgestiegen  und  in  Verbindung  mit  anderen  Mineralstoffen 
1)  389  Seiten. 
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in  diesen  Spalten  znriückgeblieben  wäre.     Auf  ihnen  beruhen 
unsere  Gangbergbauten.  —  Nun  zersetzen   sich  die  Mineral- 
verbindungen, insbesondere  die  Sulfate,  in  diesen  Gängen,  das 
umsehliessende  Gestein   verwittert   und    es  entstehen   an  den 
Lehnen  der  Gebirge   und  in   den  Tiefen   der  Elussthäler  Ab- 
lagerungen von  Schutt-  und  Schwemmland,  welche  das  Gold 
der   zersetzten  Gangteile   in   einer  leicht  gewinnbaren   Form 
enthalten.    Die  Ziffern  der  Statistik  lehren,  dass  der  Reichtum 
dieser  Art  von  Li^erstätten  es  ist,  welcher  einen  so  beträcht- 
lichen Teil  der  gesamten  Goldprodnktion  liefert  und  dass  ihr 
£rtrag  allein   massgebend  wird  fQr  die  Beurteilung  der  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  des  Goldes.    Die  Angabe  von  Whitney^ 
dass  etwa  90  %   des  in  der  Hand  des  Menschen  befindlichen 
Goldes  aus  diesen  Ablagerungen  und  nur  10  %  aus  Bergbauten 
kommen,  scheint  nicht  übertrieben  zu  seint  (S.  333).  —  Diese 
Abli^ernngen  sind  aber   bei   einem   energischen  Abbau  rasch 
erschöpft   und   die  Zahl    und  Ausdehnung  der   im  Laufe  der 
Jahrtausende  von  den  Menschen  bereits  ausgebeuteten  Distrikte 
ist  so  gross,    dass  wohl  weit  mehr  als  die  Hälfte   des,   mit 
den  jetzigen  Arbeitsmethoden  Erreichbaren  dem  Schutt-  und 
Schwemmland   bereits   entnommen   und   in   den  Verkehr  ge- 
bracht worden  ist.     In   den   wichtigsten  der   noch   nicht  er- 
schöpften Regionen  herrschen  jedoch  klimatische  Verhältnisse, 
welche  ein  stürmisches  Hinströmen  weisser  Arbeitskräfte  höchst 
unwahrscheinlich  machen  oder  ganz  verhindern.    Es  lässt  sich 
also  vermuten,  dass  nach  einiger  Zeit  die  Heftigkeit  der  Schwan- 
kungen, welche  die  Goldproduktion  bisher  gekennzeichnet  hat, 
sich  mildem  wird,  aber  gleichzeitig  lässt  sich   auch  voraus- 
sagen, dass  —  sei  es  nun  ein  Jahrhundert  später  oder  früher 
—  der  Zeitpunkt  eintreten  muss,  in  welchem  die  Goldproduk- 
tion auf  die  Ergebnisse  der  Gänge  angewiesen  sein  wird.    Da 
aber  jene  Gänge,  welche  die  reichsten  AUuvien  begleiten,  selbst 
nur  unsicher  im  Abbau  sind  und   zum  grössten  Teile  bereits 
zugleich  mit  den  Goldfeldern  abgebaut  wurden,  wird  sich  dann 
die  Goldproduktion  auf  eine  so  geringe  Menge  beschränken, 
dass  sie  in  dem  Sinne  der  Beurteilung  der  Währungsfrage  als 
erloschen  betrachtet  werden  muss  (S.  357).  —  Das  Gold  wird 
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dann  mehr  und  mehr  aufhören,  das  Tauschmittel  der  Welt 
zu  sein,  und  nur  fortfahren,  die  Zierde  der  Wohlhabenden  za 
bleiben«  (S.  367). 

Das  etwa  ist  das  Gesamtresultat  der  iSu^^'schen  Unter- 
suchungen (S.  353  ff.).  Sein  Eindruck  war  sofort  ein  sehr 
tiefgehender  auch  dort,  wo  der  Boden  für  den  Glauben  an  die 
vorgetri^enen  Sätze  weniger  vorbereitet  gewesen.  (L.  Barn- 
berger  und  Ad,  Soetbeer  nahmen  von  gegnerischer  Seite  da- 
mals schon  eine  entschieden  ablehnende  Stellung  ein.)  Bam- 
berger veröffentlichte  im  J.  1877  im  Band  XIII  der  »Deutschen 
Rundschau«  S.  129  ff.  eine  Abhandlung  über  »Das  Gold  der 
Zukunft«.  Er  schöpft  seine  Zweifel  weniger  aus  dem  Teile 
der  Süss' sehen  Ausführungen,  welche  dem  Gebiete  der  Geologie 
und  Montanindustrie  angeboren.  Hier  wird  gelegentlich  nur 
darauf  hingewiesen,  dass  andere  Autoritäten  mit  Süss  nicht 
übereinstimmen,  wenn  er  behauptet,  dass  neun  Zehnteile  sämt- 
licher im  menschlichen  Besitz  befindlichen  Goldmengen  aus 
dem  lockeren  und  rasch  ausgebeuteten  Schwemmlande  her- 
rühren, dass  die  Theorie  von  der  ephemeren  Natur  der  Gold- 
quellen vor  1849,  d.  h.  vor  der  Entdeckung  der  grossen  Gold- 
felder Califomiens  und  Australiens,  ganz  gewiss  nicht  hätte 
auftauchen  können.  Und  in  spezieller  Bezugnahme  auf  den 
australischen  Kontinent  macht  Bamberger  auf  einen  in  der 
»Zeitschrift  der  Deutschen  geologischen  Gesellschaft«  gleich- 
zeitig erschienenen  Bericht  des  Bergingenieurs  Dr.  Crustav 
Wolf  nachdrücklich  aufmerksam.  Wolff  hat  hier  nach  mehr- 
jährigem Studium  der  Goldbergwerke  und  Goldfelder  an  Ort 
und  Stelle,  wesentlich  abweichend  von  Süss^  den  Satz  begründet, 
dass  gerade  mit  dem  Versiegen  der  Schwemmgefielde  und  dem 
Wachsen  des  regelmässigen  Bergbaues  ein  Zustand  eintrete, 
wie  er  dem  wahren  Bedürfnis  des  Geldmarktes  besser  ent- 
spreche. —  Der  Schwerpunkt  der  Bamberger'^sehen  Kritik 
wendet  sich  gegen  die  währungspolitischen  Ausführungen  von 
Süss. 

Durch  Soetbeer^B  Anregung  und  Vermittlung  gelangte  unsere 
Litteratur  in  den  Besitz  einiger  fachmännischer  Aeusserungen 
von  Professor  Ulrich  iuDunedin  (Neuseeland),  welcher  in  Austra- 
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lien  als  die  heryorragendste  Autorität  speziell  auf  dem  Gebiete 
des  Goldbergbaues  anerkannt  ist.  Darnach  ist  der  Rückgang 
der  Goldausbeute  in  Queensland  und  Neuseeland  sicher  nicht 
einer  Erschöpfung  der  Goldfelder  zuzuschreiben.  Vielmehr  ist 
Ulrich  der  Ansicht,  dass  die  Goldproduktion  der  australischen 
Kolonien  auch  femer  steigen  wird,  sobald  sich  mehr  Hände 
derselben  zuwenden  und  die,  für  die  Entwicklung  des  Gold- 
bergbaues erforderlichen  Kapitalien  für  Maschinen,  Wasserlei- 
tungen u.  8.  w.  nicht  ausbleiben.  Werden  diese  Bedingungen 
nicht  erfQllt,  dann  muss  die  Goldausbeute  naturgemäss  zurück- 
gehen. Aber  für  das  Erschöpftsein  der  australischen  Gold- 
lager ist  damit  gar  nichts  bewiesen.  Diese  Sätze  werden  dann 
fbr  die  einzelnen  Kolonien  unter  Benützung  der  zuverlässig- 
sten Quellen  näher  begründet 

Schreiber  dieses  gedenkt  im  nachfolgenden  einen  anderen 
W^  zu  betreten.  Er  beabsichtigt  die  eigentlichen  Grundge- 
danken der  Süss'sehen  Ausführungen  und  deren  thatsächliche 
Unterlage  auf  ihre  Zuverlässigkeit  zu  prüfen.  Und  diese  Sätze 
glaubt  er  dahin  formulieren  zu  können,  dass  nach  Süss 

1)  das  durch  Menschenhand  erreichbare  Gold  zu  '/lo  aus 
alluvialen  Ablagerungen  gewonnen  wird, 

2)  dass  die  Erträgnisse  im  Quarzbau  dem  gegenüber  weit 
zurücktreten  (Vio!), 

8)  dass  —  von  einzelnen  Gegenden  in  Afrika,  Brasilien 
und  Queensland  abgesehen  —  die  AUuvien^bereits  so  ziemlich 
erschöpft  sind, 

4)  dass  der  Quarzgang  in  der  Tiefe  als  B^gel  einen  ab- 
nehmenden Goldgehalt  findet, 

5)  dass  mit  dem  Auftreten  des  Goldes  in  schwefligen, 
arsenigen  etc.  Kiesen  die  Grenze  der  lohnenden  Arbeit  gezogen 
ist  und  dass 

6)  der  Rückgang  der  Goldproduktion  auf  nichts  anderes 
als  auf  die  eintretende  Erschöpfung  der  Goldquellen  zurück- 
geführt werden  muss. 

n.  Die  Lage  des  Boldbergbaues  In  Victoria. 
Zur  Prüfung  dieser  Sätze  erscheinen  die  Verhältnisse  Vic- 
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iorias  ganz  besonders  geeignet.  Sie  ist  weitaus  die  goldreichste 
aller  australischen  Kolonien.  Neben  wenigen  Distrikten  in 
Nordamerika  und  Europa  ist  hier  der  Quarztiefbau  am  meisten 
zur  Entwickelung  gelangt.  Das  Verhältnis  der  Erträgnisse 
des  Gangbergbaues  zu  den  Alluvien  kann  hier  einigermassen 
zuverlässig  ermittelt  werden.  Die  statistischen  und  historischen 
Materialien  sind  für  Victoria  noch  am  leichtesten  zu  erlangen. 
Und  endlich  hat  auch  Süss  gerade  die  Zustände  des  Goldberg- 
baues  in  Victoria  in  ganz  besonderem  Masse  zum  Anfangs- 
punkte seiner  Argumentationen  gemacht.  Wie  bewähren  sich 
also  auf  diesem  Gebiete  die  oben  genannten  Süss^achen  Kar- 
dinalsätze? 

Gelegentlich  der  Weltausstellung  in  London  yom  Jahre 
1862  wurde  von  der  Eolonialregierung  in  Victoria  eine  An- 
zahl von  Monographien  publiziert,  die  heute  noch  mit  Recht 
als  das  Beste  gelten,  was  die  einschll^ige  Litteratnr  besitzt 
Darunter  befindet  sich  auch  eine  ganz  vorzügliche  Abhandlung 
über  »Bergbau  und  Goldstatistik«  von  R.  Brough  Smyth,  dem 
damaligen  vielerfahrenen  Direktor  des  Departements  für  Beig- 
bauangel^enheiten  der  Kolonie.  Ich  werde  noch  des  öfteren 
auf  diese  Arbeit  zurückzugreifen  haben.  Hier  sei  nur  daraus 
entnommen,  dass  schon  damals  —  also  im  Jahre  1860(61  — 
ein  Viertel  des  in  der  Kolonie  jährlich  gewonnenen  Goldes 
den  Quarzgängen  entnommen  wurde.  Die  Goldausfdhr  aas 
Victoria  betrug  nach  der  gleichen  Quelle  im  Jahre  1860 
2156816  Unzen.  Der  Ertrag  des  Quarzbergbaues  läset  sich 
also  für  das  gleiche  Jahr  auf  etwa  540000  Unzen  veranschlagen. 

Gelegentlich  der  T^Colonial  and  Indian  Eaihibüion€  in 
London  vom  Jahre  1886  wurde  ein  anderes  »Handbuch  für  Vic- 
toria« von  der  Regierung  herausgegeben,  welches  eine  grössere 
Abhandlung  über  physikalische  Geographie  und  Geologie  der 
Kolonie  aus  der  Feder  des  Regierungsgeologen  A.  F.  Murray 
enthält.  Dort  ist  auf  Seite  82  zu  lesen,  dass  die  bisherige 
Gesamtproduktion  an  Gold  in  Victoria  von  den  ersten  Ent- 
deckungen an  bis  Ende  1885  etwa  54  Millionen  Unzen  beträgt 
und  dass  der  Anteil  der  Alluvien  und  des  Quarzbaues  sich  so 
ziemlich  gleich  sei,   wenn    auch  in  den  ersten  zehn  bis 
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ffiofzehn  Jahren    das  Waschgold  an  Quantität  das  Quarzgold 
noch  so  weit  überri^  habe. 

Nach  dem  letzten  mir  vorliegenden  statistischen  Jahrbuch 
für  Victoria  pro  1888/9,  herausgegeben  von  dem  Vorstand 
des  statistischen  Bureaus  der  Kolonie  H,  H,  Hayter  finde  ich 
im  Absatz  593  angegeben,  dass  von  dem  Gk)lde,  welches  wäh- 
rend des  Jahres  1888  in  Victoria  gewonnen  wurde,  386392 
Unzen  aus  Quarzreefs  und  238  634  Unzen  aus  alluvialen  De- 
positen gewonnen  wurden.  Der  Anteil  des  Grangbaues  an  dem 
Jahreserträgnis  betrug  mithin  63®/o  gegen  37%  des  Wasch- 
goldes. Und  wenn  ich  nach  den  früheren  Jahrgängen  der 
gleichen  Quelle  die  Jahre  1886  und  1887  noch  mit  in  Rech- 
nung ziehe,  so  war  das  Erträgnis  der  Goldbergwerke  1 192089 
Unzen  gegen  705884  Unzen  der  Goldwäschereien.  Während 
mitbin  im  Jahre  1860  etwa  ein  Viertel  des  in  der  Kolonie 
gewonnenen  Goldes  den  Quarzgängen  entnommen  wurde,  liefern 
dieselben  heute  etwa  zwei  Drittel  des  jährlichen  Gesamterträg- 
nisses. Dieses  Jahreserträgnis  selbst  ist  zwar  inzwischen  von 
2  Millionen  Unzen  auf  etwas  mehr  als  600000  Unzen  zurück- 
gegangen, und  das  des  Quarzgoldes  von  640000  Unzen  auf 
386392  Unzen  gefallen,  aber  im  ganzen  war  der  Anteil 
der  bergmännischen  Goldgewinnung  doch  bis  heute  schon  die 
grossere  Hälfte,  trotzdem  gerade  die  Alluvien  Victorias  wegen 
ihres  ganz  ausserordentlichen  Goldreichtums  so  berühmt  ge- 
worden sind. 

Eine  andere  offizielle  Berechnung  für  Victoria  stellt  dieses 
Verhältnis  noch  weit  günstiger  dar.  Sie  stützt  sich  auf  ge- 
nauere Kenntnis  des  Details,  ist  ursprünglich  von  der  geolo- 
gischen Regierungsabteilung  herausgegeben  und  bezieht  sich 
auf  etwa  ein  Viertel  des  in  Victoria  bis  Ende  1888  gewonnenen 
Goldes.  Ich  citiere  nach  dem  schon  genannten  statistischen 
Jahrbuch  Band  II,  S.  300: 

Gold  from  varioas  Matrices 

Matrix  Quantity  treated         Total  Tield  of  Gold 

JjVom  Qaartz  Reefs  tons  oz. 

Quartz  24 121 249  12  691 992 

Taillings  aud  Mullock         2  242  234  347  642 

Pyrites  124  245  266  707 

S3* 
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Gold  from  yarioua  Matrices 
Matrix  Qoantity  treated  Total  Yield  of  Gold 

From  Allayial  Workings  tons  oz. 

Washdirt  14  663  245  1076653 

Cement  389  381 90900 

Tons  41  480  354         Oz.  14  373  794 

Von  14373794  UnzeD  Gold,  deren  geologische  Fandorte 
genaa  ermittelt  wurden,  entstammen  mithin  13  206  241  Unzen 
oder  92  ^/o  den  Quarzriffs  und  nur  8  %  den  Wäschereien. 

Dabei  sind  heute  die  A 11  u  v  i  e  n  noch  keineswegs  erschöpft 
Dm  nur  ganz  Zufalliges  herauszugreifen  entnehme  ich  dem 
letzten  mir  vorliegenden  Quartalsbericht  der  Bergbaubehorde 
in  Victoria  für  das  Jahr  1888  das  Folgende:  »Vom  Distrikt 
Ballarat  wird  gemeldet,  dass  bei  Frendmao's  Gally  zur  grosaten 
Ueberraschung  ein  neues  Alluyialgoldfeld  entdeckt  wurde,  welches 
recht  günstige  Resultate  verspricht.  Ebenso  sollen  die  Gold- 
wäscher bei  Grassj  Gally  fortfahren,  vorzügliche  Etesultate  zu 
verzeichnen.  Aus  dem  Distrikt  Beechworth  wird  berichtet, 
dass  die  »Tackandandah  Scluicing  Companyc  das  Arbeiten  mit 
ihren  neuen  Maschinen  wieder  einstellen  musste,  weil  dieselben 
nicht  stark  genug  konstruiert  waren.  Da  jedoch  das  Arbeit»- 
feld  immer  noch  ein  höchst  ergiebiges  ist,  hat  man  sich  aber- 
mals zur  Anschaffung  neuer  Maschinen  entschlossen.  Die  Moon- 
dara  Goldfelder  werden  sehr  rasch  besetzt  und  die  Errichtung 
der  erforderlichen  Maschinen  beschleunigt.  Von  anderen  Äl- 
luvialfeldern  wird  angegeben,  dass  sie  unter  der  Trockenheit 
des  Jahres  viel  zu  leiden  hatten,  so  von  Boggy  Creek,  von 
Pleasant  Greek  u.  s.  w.  Thatsächlich  wurden  auch  im  Jahre 
1888  in  Victoria  9740  Unzen  mehr  Waschgold  als  im  vorher- 
gehenden Jahre  gewonnen. 

Hauptsachlich  sind  es  heute  die  tieferen  »leadsc,  welche 
durch  Bohrversuche  ermittelt  werden.  Das  bereits  citierte  Hand- 
buch für  die  »Colonial  and  Indian  Exhibitionc  bemerkt  hier- 
zu: »Tens  of  thousaods  of  pounds  are  frequently  expended 
before  the  deep  alluvial  mines  become  remunerative  and  aome- 
times  after  all  failure  is  encountered ;  but  nevertheless  successes 
have,  in  the  main,  counterbalanced  the  failures  and  nicreasing 
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experience  tends  to  lassen  the  risk  of  the  latter.  There  are 
tili  hunderds  of  miles  in  length  of  unworked 
leads,  which  are  likely  to  reward  future  enter- 
prise.c  Die  Situation  soll  sich  seitdem  nicht  wesentlich  ver- 
ändert haben. 

Ueher  Entwicklung  und  Lage  der  Quarzminen  entnehme 
ich  den  bereits  genannten  Quellen  ^),   sowie  den  Blaubüchem 
»Mineral  Statistics  of  Victoria«  und  den  Berichten  der  beiden 
Parlamentskommissionen    von  1874  und  1879/80,    welche  die 
Verhältnisse  der  Ooldmineu  in  Victoria  zu  untersuchen  hatten, 
die  nachfolgenden  Angaben:    >In   der   ersten  Zeit  hatten  die 
Goldsucher  ihre  ganze  Energie  auf  die  Gewinnung  des  Goldes 
aus  Alluvien  verwendet,  und  erst  als  erfahrene  Minenarbeiter 
von  Europa  kamen,  wurde  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Quarz- 
gänge und  Quarzadern  gelenkt.    Doch  waren  zunächst  nur  die 
oberflächlichen  Lagerungen  berücksichtigt  worden,  wo  das  Gold 
ohne    Hilfe   eines   Vergrösserungsglases  völlig   sichtbar  war. 
Das  Quarz  wurde  in  Stücke  gebrochen,    von  einem   mit   der 
Hand  geführten  Hammer   zerstossen  und    das  Gold  entweder 
ausgewaschen  oder  mit  Quecksilber  amalgamiert.    Die  besseren 
Maschinen  fanden  nur  allmählich  Eingang.   So  schreibt  Brottgh 
Smyth  noch  vom  Jahre  1861 :  »Es  herrscht  grosse  Unzufrieden- 
heit unter  den  Minenarbeitern  mit  Rücksicht  auf  die  Mangel- 
haftigkeit der  g^enwärtigen  Hilfsmittel,  das  Gold  vom  Quarz 
zu    scheiden.     Die  vorhandenen  Vorrichtungen  sind  anerkannt 
unvollkommen  und  in  allen  bergmännischen  Unternehmungen 
wird   nach  einem  Massstabe  zu  Werke  gegangen,  der  in  Eu- 
ropa   nicht  sehr   bedeutend   erscheinen    würde.«    Schon    da- 
mals wurden  einzelne  Goldadern  andauernd  höchst  lohnend  bis 
auf  eine  Tiefe  von  200,  800  und  selbst  600  Fuss  bearbeitet 
und  Smyth  ist  mit  Recht  der  Meinung,  dass  kein  Grund  vor- 
handen wäre  zu  zweifeln,   dass  sie  in  1000  und  2000  Fuss 
Tiefe  ebenso  reich  seien.     »Aber  freilich  wachsen  die  Kosten 
Wut  das  Heraufbefördem  des  Quarzes  beträchtlich  mit  der  Tiefe 


1)  VgL  insbesondere   auch  das  vorzügliche  Werk  »The  Viciorian 
Government,  Prizze  Essays  1860«.    S.  209  bis  240.    Melbonrne,  1861. 
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und  deshalb  ist  ein  karzer  Schacht  einem  tiefen  weit  Tomi- 
ziehen,  wenn  sonst  die  Verhältnisse  gleich  sind.€ 

Das  war  einer  der  Gründe,  aus  denen  man  die  Goldfelder 
veriiess,  sobald  die  Schachte  auf  einige  Tiefe  bearbeitet  waren. 
Und  der  ganz  ausserordentliche  Reichtum  des  Landes  an  gold- 
führenden Quarzadern  bot  einer  Neuetablierung  keinerlei  Schwie- 
rigkeiten. Ein  anderer  Grund  lag  in  den  Kosten,  welche  die 
Bewältigung  des  Grundwassers  oft  schon  bei  100  Fuss  Tiefe 
verursachte.  Und  endlich  hatte  man  an  manchen  Orten  be- 
obachtet, dass  das  Quarz  von  der  Oberfläche  nach  der  Tiefe 
fortwährend  abnahm.  Es  kann  also  nicht  wunderlich  erscheinen, 
dass  zur  damaligen  Zeit  in  Australien  sich  vielfach  die 
theoretische  Ueberzeugung  herausgebildet  hatte,  dass  kein  Gang 
über  eine  Tiefe  von  400  Fuss  hinaas  die  Arbeit  lohne. 

Ein  allgemeiner  Umschwung  zu  Gunsten  des  grosseren 
Tiefbaues  trat  bei  der  bergmännischen  Praxis  erst  mit  den 
•  80er  Jahren  ein.  So  klagt  noch  der  Eommissionsbericht  ^) 
von  1879/80  auf  jeder  Seite,  dass  die  Minen  verlassen  wurden, 
nachdem  der  Schacht  eine  Tiefe  von  200  bis  höchstens  600  Foss 
erreicht  hatte,  obgleich  die  Ergiebigkeit  des  Gesteins  vielfach 
noch  eine  recht  günstige  war.  Eine  Erprobung  der  Groldlager 
auf  eine  grössere  Tiefe  müsse  deshalb  mit  allen  Mitteln  ange- 
strebt werden.  Thatsächlich  hat  man  für  diesen  Zweck  von 
Staats  wegen  jährliche  Subventionen  von  über  1  Million  Mark 
gewährt. 

Mit  der  Bearbeitung  der  Minen  auf  grössere  Tiefe  waren 
die  Schwierigkeiten  der  Wasserverhältnisse  eng  verknüpft.  Der- 
selbe Kommissionsbericht  weist  mit  dem  Ausdruck  des  lebhaf- 
testen Bedauerns  darauf  hin,  dass  nicht  bloss  die  Trockenheit 
der  Jahrgänge,  sondern  mehr  noch  die  Unordnung  in  der  Be- 
seitigung des  Grundwassers  auf  die  Entwicklung  des  Goldberg- 
baues lähmend  zurückwirke.  »Bis  jetzt  war  es  die  Gepflogenheit 
einer  jeden  Bergwerksgesellschaft,  ihre  eigenen  Vorrichtungen 
zur  Hebung  und  Ableitung  des  Grundwassers  zu  besitzen  und 

1)  Report  of  the  Board  appointed  to  advise  the  Government  as  to 
the  best  mode  of  Developing  the  anriferoas  ReBOoroes  of  the  Coloay. 
Victoria.  1879/80. 
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SO  lange  Yon  einer  Anzahl  aneinander  grenzender  Gesellschaften 
jede  einzelne  ihre  Schuldigkeit  that,  konnten  die  Arbeiten  un- 
gestört weitergeführt  werden.  Sobald  aber  die  eine  oder  andere 
ihre  Thatigkeit  einstellte  und  das  Grubenfeld  verliess,  waren 
die  übrigen  Minen  unfähig,  die  andrangenden  Wassermassen 
zu  bewältigen.  Und  so  mussten  auch  sie  ihre  Operationen 
aufgeben.«  Solche  Fälle  sind  *  namentlich  aus  dem  Distrikt 
Ballarat  zu  verzeichnen  gewesen.  Auch  hier  wurde  von  Seiten 
der  Kommission  eine  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  dringend 
empfohlen,  die  inzwischen  gewährt  worden. 

So  trat  nach  und  nach  eine  Aenderung  zum  Bessern  in 
diese  Verhältnisse  ein.  Die  yielfach  angestellten  Versuche  hatten 
gezeigt,  dass  viele  »reefs«,  welche  nach  geringer  Tiefe  aufge- 
hört hatten  ein  Material  zu  liefern,  das  die  Kosten  der  Bear- 
beitung deckte,  auf  grösserer  Tiefe  wieder  ein  goldreiches  Quarz 
umschlossen  hielten.  Damit  erwachte  in  den  Gangbergbauten 
von  Stawell,  Sandhurst,  Glunes  und  in  anderen  Distrikten  wie- 
der neues  Leben.  Die  vielfach  verlassenen  Grubenfelder  wur- 
den wieder  in  Angriff  genommen ,  und  heute  besitzt  Victoria 
viele  und  höchst  gewinnreiche  Goldminen,  welche  ihre  Schachte 
auf  2000,  2400  Fuss  und  noch  tiefer  bearbeiten.  Nach  dem 
letzten  mir  vorliegenden  Bericht  der  Bergbehörde  dieser  Ko- 
lonie lässt  sich  leicht  begründen ,  dass  grösserer  Tiefbau  und 
gute  Rentabilität  sich  bei  der  Goldgewinnung  in  Australien 
sehr  wohl  vereinigen  lassen.  Die  »Moonlight  Company«  zahlte 
im  letzten  Quartal  1888  £  5,134  Dividenden.  Ihr  Schacht 
ist  der  zweittiefste  in  Victoria  mit  2409  Fuss.  Die  »Great 
Extended  Hustler's  Company«  zahlte  in  dem  gleichen  Quartal 
j£  10,200  Dividenden  bei  einem  Tiefbau  bis  zu  2040  Fuss. 
Sie  nimmt  in  der  Rentabilitätsreihe  der  Goldminen  des  Landes 
die  vierte  Stelle  ein.  Durch  solche  Erfolge  ist  in  Australien 
natürlich  der  alte  Glaube  verschwunden,  wonach  der  Ganz- 
ban  über  eine  Tiefe  von  4  bis  500  Fuss  hinaus  nicht  mehr 
lohnen  sollte. 

Am  unvollkommensten  entwickelt  ist  die  Gewinnung  des 
Goldes  aus  den  Pyriten,  d.  h.  aus  schwefel-  und  arsenik- 
haltigen  Eaesen,  in  denen  das  Gold   chemisch  gebunden  ist. 
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In  einzelnen  Fällen  ist  die  Behandlung  eine  leichtere  uni  dort 
haben  sich  bescheidene  Anfönge  dieser  Industrie  gebildet.  Im 
allgemeinen  jedoch  gelingt  die  Extraktion  so  nnvollkommen, 
dass  der  weitaus  grösste  Teil  des  Goldes  in  den  Rückstanden 
verbleibt.  Ueber  einzelne  Fälle  habe  ich  mir  von  unterrich- 
teter Seite  sagen  lassen,  dass  bei  einem  Gehalt  von  60  Unzen 
Gold  per  Tonne  nur  9  bis  10*  Unzen  per  Tonne  zur  Ausschei- 
dung gelangen.  Das  Parlament  und  Parlamentskommissionen 
haben  sich  seit  Anfang  der  70  er  Jahre  wiederholt  mit  diesem 
Problem  einer  rationelleren  Behandlung  der  Pyriten  befasst, 
alljährlich  wächst  die  Zahl  der  hierüber  geltend  gemachten 
Patentansprüche,  aber  die  australische  Praxis  zeigt  trotz  alle- 
dem recht  wenig  Erfolg.  Man  zieht  es  deshalb  sehr  häufig 
vor,  die  gewonnenen  Pyriten  mit  einem  Kostenaufwand  Ton 
30  bis  40  und  mehr  Mark  pro  Tonne  nach  England  und  na- 
mentlich auch  nach  Elausthal  und  Freiburg  in  Sachsen  zo 
schicken  und  sich  von  da  aus,  nach  Abzug  der  Behandlungs- 
kosten, den  Wert  des  Goldes  bezahlen  zu  lassen.  Aber  es  ist 
unter  solchen  Umständen  naheliegend,  dass  man  die  Ausdeh- 
nung dieser  Art  von  Goldeinlagerungen  noch  in  keiner  Weise 
untersucht  hat  Das  Auftreten  der  Pyriten  in  den  Groldminen 
war  bisher  weitaus  in  der  überwiegenden  Zahl  der  Falle  nur 
die  Veranlassung,  das  Grubenfeld  möglichst  bald  zu  verlassen. 
Diese  ganze  Abteilung  des  australischen  Goldreichtums  ist  also 
bis  heute  90  gut  wie  unberührt  geblieben. 

III.  Die  Lage  des  Ooldbergbaues  In  Victoria  nach  Süss. 

Die  Ansicht  über  die  Zukunft  des  Goldbergbaues  in  Austra- 
lien, zu  der  ich  auf  Grund  personlicher  Nachfri^en  an  Ort  und 
Stelle,  wie  auf  Grund  quellenmässiger  Darstellung  gelangt  bin, 
ist  von  der  iSi^^'schen  Ansicht  so  wesentlich  abweichend,  dass 
eine  Einigung  beider  nicht  leicht  zu  hoffen  ist.  Die  eine  schlieflst 
die  andere  vollständig  aus.  Eine  von  beiden  mnss  also  un- 
richtig sein.  Ich  nehme  keinen  Anstand ,  diese  Qualität  für 
die  Süss^Bchen  Ausfährungen  zu  beanspruchen. 

Wenn  Süss  auf  Seite  356  seines  öfter  zitierten  Werkes 
sagt:  »Die  Angabe,  dass  etwa  90  Prozent  des  in  der  Hand  des 
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Menschen  befindlichen  Goldes  aas  diesen  Ablagerungen  (im 
Schnti-  und  Schwemmlande)  und  nur  10  Prozent  aus  Berg- 
bauten stammen,  scheint  nicht  übertrieben  zu  seine,  so  steht 
das  mit  seinen  eigenen  Angaben  in  Widerspruch,  welche  23  Seiten 
vorher  also  lauten :  ^Mitney  schätzte  im  Jahre  1854 
die  Menge  des  aus  Wäschen  gewonnenen  Goldes  auf  Vio  der 
bisherigen  Produktion  ....  Mögen  aber  diese  Schätzungen 
auch  mangelhaft  sein,  so  geht  doch  aus  ihnen  mit  Bestimmt- 
heit hervor,  dass  die  Zukunft  der  Produktion  aus  dem  Schwemm- 
lande allein  massgebend  ist  für  die  künftige  wirtschaftliche 
Rolle  des  Goldes.  €  Und  auf  der  vorhergehenden  Seite  ergeben 
die  Süss'acheti  Berechnungen,  dass  im  Jahre  1876  der  Gang- 
bergbau 34,76  Prozent,  das  Schwemmland  65,a4  Prozent  der 
Goldproduktion  geliefert  habe,  während  für  die  letztvergangenen 
28  Jahre  dieses  Verhältnis  sich  auf  12,oa  bezw.  87,»8  Prozent 
berechnen. 

Müney's  Schätzung  ist  nicht  nur  ganz  veraltet,  sondern 
auch  höchst  oberflächlich.  Süss  hätte  zunächst  seinen  eigenen 
Schätzungen  treu  bleiben  sollen.  /Aus  diesen  folgt  ein  wesent- 
lich anderer  Schluss.  Wenn  in^en  28  Jahren  vor  dem  Jahre 
1876  der  durchschnittliche  Anteil  des  Gangbergbaues  an  der 
Goldproduktion  nur  etwa  12  Prozent  betrug  und  sich  für  1876 
dieser  Anteil  auf  etwa  35  Prozent  erhöhte,  während  das  Wasch- 
gold von  88  auf  66  Prozent  Anteil  zurückgegangen  ist,  dann 
wird,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  das  Schwemmland,  son- 
dern der  Gangbergbau  für  die  künftige  wirtschaftliche  Elolle 
des  Goldes  massgebend  werden.  Und  diese  Vermutung  findet 
sogar  noch  eine  bessere  Stütze  in  den  absoluten  ZijBPern  der 
Erträgnisse.  Es  berechnet  sich  nämlich  nach  Süss^  eigenen 
Angaben,  dass  in  dem  Durchschnitt  der  28  Jahre  (von  1848 
bis  1875)  der  Bergbau  pro  anno  72  m.  f.  (Millionen  Franks), 
das  Schwemmland  528  m.  f.  lieferte,  während  im  Jahre  1875 
sich  dieses  Verhältnis  bereits  derart  zu  Gunsten  des  Gold- 
bergbaues verschoben  hat,  dass  derselbe  203  m.  f.  zum  Ge- 
samtgolderträguis  beitrug,  gegen  nur  381  m.  f.  des  Schwemm- 
landes.   Ich  kann  daraus  in  der  That  nichts  von  den  ungün- 
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stigen  Aussichten   für  die  Goldgewinnung  aus  den  Quarzgängen 
entdecken. 

Aber  woher  nahm  Süss  dieses  statistische  Material,  dessen 
Proportionen  er  auf  zwei  Dezimalstellen  berechnet?  Ich  habe 
die  ganze  einschlägige  Litteratur  durchgesehen  und  gefunden, 
dass  in  den  iSü^^'schen  Quellen  nirgends  die  Unterscheidung 
zwischen  Alluvialgold  und  Quarzgold  beobachtet  ist.  Süss  selbst 
gibt  denn  auch  seine  Ziffern  als  »Schätzungen«  an,  welche  er 
auf  Grund  seiner  eigenen  und  vielfach  willkürlich  konstruierten 
Kategorien  so  über  die  ganze  Erde  weg  vornimmt,  ein  Ver- 
fahren, dessen  Unsicherheit  in  auffallendem  Widerspruch  steht 
mit  der  Dezimalstellenberechnung  für  die  Summanden.  Wie 
gründlich  sich  Süss  bei  diesen  »Schätzungen«  in  der  That 
geirrt  hat,  zeigt  ein  Vergleich  mit  oben  für  Victoria  ang^e- 
benen  eingehenderen  Ermittlungen.  Dort  wurde,  auf  Grund 
spezieller  Information  über  etwa  ein  Viertel  der  verarbeiteten 
goldhaltigen  Steine  und  Erden,  durch  Regierungstechniker  be- 
rechnet, dass  der  Anteil  des  Quarzgoldes  etwa  92  Prozent,  der 
des  Waschgoldes  8  Prozent  von  der  Gesamtproduktion  ans- 
mache.  Es  wäre  mithin  ungleich  berechtigter,  die  von  Süss 
acceptierte  Mitney^sche  Schätzung  umzukehren  und  zu  sagen, 
dass  '/lo  unseres  Goldvorrates  dem  Gangbau  entnommen  sei. 
Unter  allen  Umständen  aber  zeigen  die  vorhandenen  thatsäch- 
lichen  Ermittlungen  nur  darauf  hin ,  dass  nicht  die  Er^ 
giebigkeit  d  es  Seh  w  emmlandes,  sondern  die 
des  Gangbergbaues  die  künftige  wirtschaft- 
liche  Rolle  des  Goldes  bestimmt. 

Die  speziell  auf  Victoria  bezugnehmenden  Ausführungen 
sind  von  Süss  besonders  eingehend  behandelt  und  zwar  unter 
Benützung  der  ihm  vorgelegenen  trefflichen  Arbeiten  von 
Brough  Smyth  und  Murray.  Es  ist  dort  zwar  einleitend  von 
dem  vielgestaltigen  Reichtum  der  Goldlager  die  Rede,  aber 
schon  auf  der  vierten  Seite  der  Darstellung  wird  betont,  dass 
»die  Wasserlinie  —  durch  das  Auftreten  der  Pyriten  —  in 
der  Regel  zugleich  die  Grenze  der  lohnenden  Arbeit  seit.  Und 
kaum  5  Seiten  später  wird  gegenüber  den  reichen  Hoffnungen 
eines  Brough  Smyth  darauf  hingewiesen,  dass  die  Gesamtziffem 
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nur  zu  deutlich  lehrten,  wie  vergänglich  in  ihren  Hauptertrag- 
nissen alluviale  Goldfelder  seien  und  einen  wie  geringen  Anteil 
früherer  Erträgnisse  der  Gangbergbau  zu  sichern  vermöchte. 
>Im  Bezirk  Ararat  werden  die  Bauten  schon  bei  50  bis  60  Fuss 
Tiefe  aufgelassen.  Man  klagt  über  Mangel  an  Kapitalien  zur 
Anlage  tiefer  Schachte,  über  fehlende  Kooperation  zur  ge- 
meinschaftlichen Errichtung  grosser  Pumpwerke.  Ein  Blick 
z.  B.  in  den  letzten  Jahresbericht  der  Direktoren  eines  grossen 
und  wohl  eingerichteten  Werkes,  jenes  der  »Port  Philipp 
and  Colonial  Gold  Mining  Company«  an  die  Aktionäre  deutet 

auf  andere  Ursachen  des  Rückganges Die  tieferen  Auf* 

Schlüsse    waren    nicht    im    stände ,    hinreichendes    Pochzeug 

für  die  Werke   zu  liefern Der  fleichtum  der  Erze  hat 

seit  Beginn  permanent  abgenommen.  .  . .  Die  Abnahme 
der  Groldproduktion  Victorias  wird  daher  wohl  der  thatsäch- 
lichen  Verarmung  oder  Erschöpfung  der  Lagerstätten  und  nicht 
untergeordneten  und  vorübergehenden  Umständen  zuzuschreiben 
sein.«  — 

Diese  Art  der  Beweisführung  und  Schlussfolgerung  ist 
denn  doch  bedenklich.  Weil  die  Bergleute  in  Australien  s.  Z. 
die  häufig  mit  der  Wasserlinie  auftretenden  Pyriten  nicht  er- 
folgreich zu  behandeln  wussten,  wird  durch  dieselbe  der  loh- 
nenden Arbeit  die  Grenze  gezogen.  Wie  denn?  Werden  nicht 
dieselben  Erze  an  verschiedenen  Orten  Europas  und  Amerikas 
schon  seit  längerer  Zeit  vorteilhaft  auf  Gold  verarbeitet?  Und 
wer  sollte  hindern,  dass  eines  Tages  diese  Kenntnisse  auch 
über  den  Ozean  nach  Australien  wandern?  Hat  Süss  nicht 
selbst  in  den  Smyth'schen  Berichten  Angaben  darüber  gefunden, 
dass  die  Australier  bereits  da  und  dort  begonnen  haben,  über 
diese  Grenzlinie  hinaus  die  Arbeit  noch  lohnend  zu  machen? 
Und  falls  er  4iese  Stellen  auch  Überschaut  haben  sollte,  Süss 
musste  wissen,  dass  diese  Kiese  vielfach  sehr  goldreich  sind 
und  dass  es  unter  allen  Umständen  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein  kann,  bis  technische  Fortschritte  die  Goldgewinnung  auch 
aus  diesen  Erzen  gewinnbringend  gemacht  haben.  Diese 
<8^^*sche  Grenzziehung  erscheint  deshalb  haltlos. 

Aber  noch  weit  leichter  hat  es  Süss  mit  dem  Beweis  ge« 
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Dommen ,    dass  auch   die   übrigen  Lagerstatten  des  Goldes  in 
Victoria  bereits  erschöpft  seien.      »Im  Bezirk  Ararat  werden 
die  Bauten  schon  bei  60  bis  60  Fuss  Tiefe  aufgelassen.c    Die 
Quellen,  aus  denen  Sfiss  seine  ganzen  Lokalkenntnisse  schöpft, 
f&hren   zwar   aus,   dass   Mangel   an  Kapital  und  an   grossen 
Pumpwerken  die  Ursache  seien.     Aber  Sü$8  sagt:    >die  Ver^ 
armung  des  Quarzes  ist  Schuld  an  dem  Auflassen  der  Gruben  Ic 
Und  zum  Beweis  dafür  zitiert  er  den  Bericht  einer  Aktienge- 
sellschaft.    Mit  welchem  Schein   der  Berechtigung?   ist  mir 
nicht  erfindlieh.     Der  fragliche  Bericht  ist  von  den  Londoner 
Direktoren  einer  australischen  Aktiengesellschaft  erstattet.    Das 
betreffende  Grubenfeld   liegt   nicht    etwa   im  Distrikt  Ararat, 
sondern  im  Distrikt  Ballarat.     und  die  Mine  selbst  gehört  zu 
den  ältesten  und  ertri^eichsten  von  Victoria.    Die  »Port  Phi- 
lipp Companyc  wurde  bereits  im  Jahre  1857  begründet.    Bis 
zum  31.  Dezember  1885  wurden  574  843  Unzen  Gold  aus  ihren 
Gruben  gewonnen  und  348  444  £  ab  Dividende  verteilt.    Der 
Schacht  ist  1 245  Fuss   tief.     Seit   dem  Jahre  1881    hat  das 
Unternehmen  seine  Kosten   nicht  mehr  gedeckt.     Der  techni- 
sche Leiter  des  Unternehmens   empfiehlt,  das  Gruben feld  auf 
grössere  Tiefe   zu  bearbeiten,   aber   die   Londoner  Direktoren 
haben  sich  nach  dem  letzten  mir  vorliegenden  Bericht  endlich 
entschlossen,  die  alte  Gesellschaft  aufzulösen  und  das  Ghruben- 
feld  an  eine  neue  Gesellschaft  zu  verkaufen,  welche  mit  Bohr- 
versuchen  auf  grössere  Tiefe  sofort   beginnen  wird.     Was  in 
aller  Welt  kann  also  ein  Bericht  dieser  Gesellschaft  vom  Jahre 
1875  für   die  Gruben  im  Ararat  beweisen,    welche   bei  einer 
Tiefe  von  50  bis  60  Fuss  verlassen  wurden?    Im  günstigsten 
Falle  doch  nur  das,   dass  die  Arbeiten   getrost  wieder  aufge- 
nommen werden    können,    bis   man   bei  einer  Tiefe  von  weit 
über   tausend  Fuss   Millionen  an   Dividenden   gewonnen    und 
Millionen  von  Unzen  Gold  gehoben  hat.     Sind  dann  die  Eigen- 
tümer der  Minen  ebensolch  rasch  entschlossene  Geschäftsleute, 
wie  die  Londoner  Direktoren  der  alten  Port  Philipp  Company 
dann  können   auch  sie  zwölf  Jahre   lang   überlegen ,   ob  sie 
den  Gesellschafbsvertrag  auflösen   wollen  oder  doch  noch  eine 
Bearbeitung  auf  grössere  Tiefe  versuchen. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Zukunft  des  Goldes  und  die  Süss'sche  Theorie.  521 

Die  Bergwerkbesifczer  im  Distrikt  Ararat  scheinen  nach 
dem  Jahre  1876  in  der  That  einer  solchen  Ansicht  sich  zu- 
geneigt zu  haben  und  es  ist  ihnen  nicht  im  entferntesten  in 
den  Sinn  gekommen,  an  die  Verarmung  ihrer  Grubenfelder 
zu  glauben.  Deshalb  ist  heute  in  diesen  Gegenden  ein  sehr 
reges  bergmännisches  Leben.  Wir  zahlen  daselbst  7  grosse 
Berg  Werksgesellschaften,  welche  die  s.  Z.  bei  50  bis  60  Fuss 
Tiefe  Yerlassenen  Schachte  im  Jahre  1888  bereits  auf  1  342 
und  bis  auf  2409  Fuss  Tiefe  bearbeiteten  und  zwar  —  bei 
mit  der  Tiefe  zunehmendem  Erfolge.  Gerade  die  Mine,  welche 
am  tiefsten  in  die  Erde  gedrungen,  nimmt  in  der  Rentabilität 
die  erste  Stelle  ein. 

Der  Verlauf  der  bisherigen  Entwicklung  in  Victoria  ist 
also  der  Süss'schen  Beurteilung  vom  Jahre  1877  höchst  un- 
gGnstig.  Seine  Schätzungen  über  das  Verhältnis  des  Schwemm- 
goldes zum  Quarzgold  erweisen  sich  bei  näherer  Prüfung  als 
ganz  unhaltbar.  Selbst  die  Alluvien  spielen  heute  immer  noch 
eine  gewisse  Bolle.  Die  Erschliessung  jener  vorläufig  unschätz- 
baren Mengen  Goldes,  welche  in  den  australischen  Pyriten  ein- 
gelagert sind,  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit.  Die  alte  Theorie, 
dass  die  Quarzgänge  auf  grösserer  Tiefe  die  aufgewandte  Arbeit 
nicht  mehr  lohnen,  ist  von  Süss  in  einer  Zeit  vertreten  wor- 
den, in  der  die  einsichtsvolleren  Fachleute  Australiens  —  zum 
Glück  für  das  Land  —  längst  aufgehört  hatten,  daran  zu 
glauben.  Und  aus  all  den  Gründen,  welche  Süss  zur  Stütze 
seiner  Behauptung  angeführt  hat,  dass  der  Goldreichtum  Vic- 
torias seiner  Erschöpfung  nahe  sei,  geht  bei  näherer  Beleuch- 
tung immer  wieder  von  neuem  hervor,  dass  nicht  Süss  ^  son- 
dern die  Australier  recht  haben ,  wenn  sie  an  dem  Glauben 
einer  ferneren  grossen  Zukunft  ihres  Landes  unentwegt  fest- 
halten. 

Und  trotz  alledem  ein  fortwährender  Rückgang  in  den 
Erträgnissen?  —  Die  Erklärung  des  hierin  liegenden  Wider- 
spruchs führt  von  selbst  zur  Betrachtung  der  Mangel  in  der 
Goldgewinnung  Australiens  im  allgemeinen  und  hier  von  Vic- 
toria im  besonderen. 
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IV.  Der  Ooldbergbau  in  Victoria  und  seine  M&ngel. 

EntwickluDgsgeschichtlich  müssen  diese  Mängel  des  faea- 
tigen  Goldbergbaues  in  Australien  verstanden  werden. 

Der  Beginn  der  Golgewinnung  war  bekanntlich  auf  dem 
AlluYialfelde.  Hier  sind  drei  bis  vier  Goldwäscfaer  mit  kraf- 
tigem gesunden  Körper,  mit  Hacke  und  Schaufel,  einem  Schat- 
telsieb genannt,  »cradlec  und  einem  Eimer  sich  selbst  genug. 
Man  steckt  sich  sein  Grubenfeld  ab  und  geht  an  die  Arbeit 
Das  Unternehmen  als  solches  hat  keine  weiteren  technischen 
oder  ökonomischen  Voraussetzungen. 

Die  Gewinnung  des  Goldes  aus  Quarz  war  dieser  allge- 
meinen Sorte  von  Goldwäschern  völlig  unbekannt.  Die  Beur- 
teilung der  Gänge,  wie  auch  die  Extraktion  erforderte  eine 
gewisse  Summe  technischer  Kenntnisse,  die  erst  durch  erfah- 
renere Minenarbeiter  von  Europa  über  den  Ozean  nach  Austra- 
lien gebracht  werden  musste.  und  die  Einrichtung  selbst 
bedingte  eine  ungleich  grössere  Kapitalanlage,  ab  der  echte 
alte  Goldwäscher  zu  investieren  gewohnt  war.  Deshalb  ist 
der  Beginn  des  Quarzbaues  später  als  die  Entdeckung  der  Gold- 
felder. Diese  fallt  für  Victoria  und  Neusüdwales  in  die  Jahre 
1850  und  1851,  der  Anfang  des  Quarzbergbaues  für  Victoria 
in  das  Jahr  1856,  für  Neusüdwales  in  das  Jahr  1863. 

Trotzdem  waren  auch  diese  Anfänge  natürlich  höchst 
primitiv.  Die  einzelnen  Grubenfelder  beschränkten  sich  häufig 
auf  eine  Ausdehnung  von  8  bis  900  qm.  Zur  Förderung  im 
Schacht  wurden  Handwinden  und  hölzerne  Göpel  verwendet, 
die  meist  durch  Pferde  bewegt  wurden.  Die  Stampfvorrich- 
tungen, die  in  ihrer  Entwicklung  mit  dem  Gebrauch  des  Hand- 
hammers begonnen  hatten,  waren  so  unvollkommen,  dass  sich 
die  Kosten  per  Tonne  Rohmaterial  auf  £  4  berechneten .  Grössere 
Pumpwerke  und  geordnete  Wasserverhältnisse  waren  sehr  ver- 
einzelt Nach  den  Angaben  von  Stnyth  hatten  die  Quarzar- 
beiter Viktorias  noch  im  Dezember  1860  62  Stampfmaschinen 
mit  Göpelbetrieb,  182  BoUwinden,  17  Wasserräder  und  16  Auf- 
Windmaschinen  in  Verwendung.  Der  Wert  der  aufgestellten 
Maschinen   berechnete  sich   für  den  acre  okkupierten  Landes 
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—  Allaylal-  und  Quarzgoldfelder  zusammeDgerechnet  —  auf 
^  3.  9  8.  2V9  d.  oder  etwa  70  Mark! 

Die  ökonomische  Form  des  Unternehmens  war  zwar  jetzt 
schon  nicht  selten  eine  Aktiengesellschaft  mit  einigen  tausend 
Mark  eingezahltem  Kapital,  aber  in  der  Regel  waren  es  kleine 
Eooperatiygeselischaften ,  oder  auch  private  Individualwirt- 
schaften,  deren  Unternehmer  sich  als  Ooldwäscher  ein  Ver- 
mögen erworben  hatten  und  nun  damit  im  Quarzbergbau  ihr 
Glück  weiter  versuchten.  Das  war  unzweifelhaft  fQr  das  An- 
fangsstadium dieser  Art  von  Goldgewinnung  die  beste  Unter- 
nehmungsform. Das  erforderliche  Kapital  war  vorhanden  und 
brauchte  nicht  erst  gegen  hohe  Zinsen  geliehen  zu  werden. 
Das  Selbsthandanlegen  der  Unternehmer  verminderte  die  teueren 
Arbeitskosteu  und  ermöglichte  eine  längere  Brauchbarkeit  der 
primitiven  maschinellen  Einrichtungen.  Bald  wurde  da,  bald 
dort  ein  besonders  reiches  Nest  in  den  Quarzgängen  gefunden, 
das  dann  den  Versuchsfond  für  andere  neu  aufgenommene 
Grubenfelder  abgab.  Ich  selbst  habe  auf  meiner  Reise  durch 
Australien  einen  solchen  Quarzgoldkönig  kennen  gelernt,  welcher 
mir  erzählte,  dass  er  in  jener  Mine  so  und  so  viele  tausend 
Pfund  Sterling  gewonnen  hätte,  in  eine  aber  so  und  so  viel 
tausend  investiere,  ohne  bis  jetzt  einen  Pfennig  Gewinn  davon 
zu  ernten.  Auf  meinen  Einwand,  weshalb  er  im  letzteren  Fall 
einen  so  grossen  Teil  seines  Vermögens  aufs  Spiel  setze,  wurde 
mir  geantwortet:  »Es  kann  ja  sein,  dass  ich  auch  hier  meine 
sämtlichen  Auslagen  noch  mit  Gewinn  zurückerhalte,  es  kann 
auch  sein,  dass  ich  beinahe  alles  verliere.  Aber  von  meinem 
ursprünglichen  Vermögen  verliere  ich  deshalb  noch  nichts.  Als 
ich  nämlich  vor  so  und  so  viel  Jahren  als  Goldwäscher  hier 
in  dieser  Kolonie  meine  wirtschaftliche  Laufbahn  begann,  war 
mein  Vermögen  7  s.  6  d.  Und  wenn  ich  wieder  auf  dieser 
Basis  ankomme,  so  habe  ich  immer  noch  nichts  von  dem  ei- 
gentlichen Grundstock  meines  Vermögens  verloren.c  — 

Die  Aktiengesellschaften  sind  hier  viel  weniger  am  Platze. 
Auf  Aktien  darf  im  australischen  Markte  nur  wenig  Kiipital 
zur  Einzahlung  eingefordert  werden  und  dabei  pflegt  man  die 
istocksc  tüchtig  zu  wässern.     Zur  häufig  schlechten  Verwal- 
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tung  und  mangelhafter  systematischer  Inangriffnahme  des 
Grubenfeldes,  kommt  noch  eine  Schar  teuerer  Angestellter  and 
die  leidlichen  Arbeiterschwierigkeiten ,  die  man  nicht  immer 
durch  ein  gewisses  Teilhaberverhältnis  beseitigen  kann.  Wird 
dann  beim  Ausgraben  des  Schachtes  nicht  bald  ein  recht  er- 
giebiges Goldlager  aufgefunden,  so  wirft  der  nächste  ultimo 
die  Aktien  als  wertlos  auf  den  Markt.  —  Findet  sich  aber 
auch  bald  eine  reiche  Beute ,  so  wird  der  ganze  üeberschuss 
zur  Verteilung  gebracht  und  der  Mangel  an  Eleseryen  lässt 
das  Unternehmen  an  den  nächsten  Schwierigkeiten  doch  z» 
Grunde  gehen.  Der  Vorstand  des  statistischen  Bureaus  WiUiam 
Henry  Archer  bemerkt  deshalb  in  der  schon  öfter  zitierten 
Denkschrift  vom  Jahre  1861  mit  Recht:  »Im  ganzen  betrachtet 
wäre  die  Goldgewinnung  durch  Aktiengesellschaften  als  yer- 
fehlt  zu  bezeichnen,  wenn  es  nicht  ungerecht  erscheinen  müsste, 
nach  der  £r£ahrung  einer  so  kurzen  Zeit  ein  solch  hartes  Urteil 
zu  &llen€  (S.  81). 

Das  war  die  Zeit,  in  der  die  Gruben  höchstens  auf  einige 
hundert  Fuss  Tiefe  bearbeitet  wurden,  in  der  irgend  welche 
grössere  Wasserschwierigkeiten  das  Auflassen  der  Werke  be- 
dingten und  ein  immerwährendes  Wandern  der  Unternehmer 
auf  den  ausgedehnten  Goldfeldern  auf  der  Tagesordnung  stand. 
Der  Goldertrag  der  Kolonie  war  mittlerweile  von  2  985  73Ö 
Unzen  im  Jahre  1856  auf  1  545437  Unzen  im  Jahre  1864  bis 
auf  775  272  Unzen  im  Jahre  1878  gefallen.  Da  wurde  eine 
Parlamentskommission  eingesetzt,  um  den  Bückgang  des  Gold- 
bergbaues in  seinen  Ursachen  zu  untersuchen  und  die  rechten 
Mittel  zur  Abhilfe  in  Vorschlag  zu  bringen.  Ihr  Bericht  er- 
schien im  Jahre  1880. 

Die  Mängel,  welche  darin  hauptsächlich  herTorgehoben 
wurden,  haben  wir  bereits  kennen  gelernt.  Sie  betreffen  die 
mangelnde  Wasserordnung  der  Gruben,  sowohl  bezüglich  der 
Zu-  wie  der  Ableitung,  den  fehlerhaften  Abbau  der  RiSb  und 
namentlich  den  zu  geringen  Tiefbau  der  Minen.  Zur  Besse- 
rung der  Zustände  schlug  die  Kommission  eine  jährliche  Unter- 
stützung aus  Staatsmitteln  im  Gesamtbetrage  von  80000  £ 
?or,  wodurch  in  einer  Reihe  von  speziell  namhaft  gemachten 
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FftHen  Abbaaversache  auf  grosaere  Tiefe  und  da  uad  doft  eise 
Bewältigung  der  Wasserschwierigkeiten  herbeigeführt  werden 
sollte.  Der  Yorscfali^  wurde  vom  Parlament  angenommen  und 
nach  beiden  Richtungen  fielen  die  Versuche  günstig  aus.  Mäch- 
tigere Pumpwerke  erwiesen  sich  als  zureichend,  um  eine  Reihe 
von  mit  Wasser  gefüllten  Schachten  der  thätig^i  bergmänni- 
schen Arbeit  wieder  zu  erschliessen.  Und  die  Bergbauversuche 
auf  grössere  Tiefe  bestätigten  in  glänzender  Weise  den  Satz, 
dass  die  Quarzgoldlager  Victorias  in  keiner  Weise  erschöpft 
seien.  Der  Goldertrag  der  Kolonie  stieg  von  758947  Unzen 
im  Jahre  1879  auf  898  586  Unzen  im  Jahre  1882.  Seitdem 
ist  er  selbst  auf  614  839  Unzen  im  Jahre  1889  herabgesunken. 
Li^  darin  nicht  etwa  doch  eine  Bestätigung  der  ^M^'schen 
Theorie?  Ich  werde  eingehender  darzulegen  haben,  dass  dem 
in  der  That  nicht  so  ist. 

Noch  heute  finden  sich  in  jedem  Quartalsbericht  der  Berg- 
baubehörde genügend  Angaben,  welche  zeigen,  dass  es  mit  der 
Oekonomie  des  Wassers  in  den  Goldbergwerken  noch  recht 
schlecht  bestellt  ist.  Und  in  jedem  Jahresbericht  des  Staats- 
sekretärs fär  Bergbauangelegenheiten  findet  sich  für  »Floo- 
dings in  minesc  ein  stehendes  Kapitel,  das  keineswegs  immer 
in  der  grösseren  Zahl  der  Einzelfalle  auf  günstige  Erfolge  hin- 
weist Die  durch  R^ierungsunteistützung  geförderten  Ti^- 
bauten  sind  auch  nur  auf  wenige  Falle  beschränkt  geblieben. 
Von  den  gewiss  über  1000  Goldminen  in  Victoria  ^)  zeigt  eine 
Liste  von  130  auserwählten  Minen,  dass  80  ihr  goldhaltiges 
Gestein  auf  einer  Tiefe  von  unter  500  Fuss  gewinnen,  in  91 
Fällen  misst  die  bearbeitete  Tiefe  keine  1000  Fuss  und  nur 
die  »Moonlight  Gompanyc  lässt  auf  einem  Tiefennivean  von 
über  2000  Fuss  arbeiten.   Da  diese  Zusammenstellung  zu  dem 


1)  Die  Oeaamtzahl  der  Uaaes  inforu  betrug  am  31.  Dezember  1887 
1570,  wovon  im  Jahre  1887  534  neu  hinzugekommen  waren.  Die  Qe- 
Bftmtzahl  der  Goldminen  auf  Privateigentum  betrug  zur  gleichen  Zeit 
559.  Die  Zahl  der  Alluvialminen  ist  gewiss  weit  kleiner  als  die  Hftlfte, 
doch  fehlen  darüber  genauere  Angaben.  Mineral  Statistios  of  Victoria 
pro  1887,  8.  7  und  8. 
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Zwecke  gemacht  ist  ^),  die  EntwickluDg  des  Tiefbaaes  in  Vic- 
toria zu  yeraDSchaulicIlen,  darf  gewiss  daraus  gefolgert  werden, 
dass  in  den  übrigen  Graben  auf  noch  geringerer  Tiefe  gear- 
beitet wird.  Die  von  Seiten  des  Staates  gewährten  Unter- 
stützungen —  und  mochten  sie  noch  so  reichlich  bemessen  sein 
—  konnten  offenbar  nur  in  experimenteller  Weise  zeigen,  daa 
und  wie  die  Wasserschwierigkeiten  der  Minen  zu  beseitigen 
sind  und  dass  auch  auf  grösserer  Tiefe  die  Quarzadern  noch 
recht  ertri^reiche  Gk>ldlager  besitzen.  Die  Eonsequenzen  dieser 
Versuche  in  der  Praxis  zu  ziehen,  musste  nach  wie  Tor  den 
Privatunternehmungen  überlassen  bleiben.  Aber  freilich  — 
gerade  hier  ist  der  Punkt,  auf  dem  eine  Beihe  von  weiteren 
Mängeln  erst  auf  andere  Weise  zu  beseitigen  wäre. 

Die  letzten  mir  Yorliegenden  Berichte  des  Staatssekretars 
fQr  Bergbauangelegenheiten  weisen  mit  besonderer  Betonung 
darauf  hin,  dass  nach  den  heute  geltenden  Gesetzen  jeder  noch 
so  unbrauchbare  Mensch,  nur  durch  die  Gunst  der  GeseUschafl»- 
direktoren,  als  technischer  Leiter  des  Bergwerks  angestellt 
werden  könne.  Und  thatsächlich  ereigneten  sich  solche  Falle, 
obwohl  der  Goldbergbau  der  Kolonie  allmählich  auf  einer  Stufe 
angelangt  sei,  auf  welcher  technische  Kenntnisse  in  ganz  be- 
sonderem Masse  bedingt  würden!  Es  wird  deshalb  im  Inte- 
resse der  Mineneigentümer  wie  der  Bergleute  in  Vorschlag  ge- 
bracht, für  die  neu  anzustellenden  technischen  Direktoren  einen 
gewissen  Be&higungsnachweis  zu  verlangen.  Hier  liegt  einor 
der  schwächsten  Punkte  des  australischen  Goldbergbaues. 

Dass  zur  Zeit  der  Entdeckung  »Schuster  und  Schneidere 
und  auch  alle  anderen  Berufsarten  nach  den  Goldfeldern  ge- 
eilt sind,  um  dort  ihr  Glück  zu  erjagen,  ist  hinlänglich  be- 
kannt. Viele  davon  sind  wieder  zu  ihrem  berufsmässigen  Ee^ 
werbe  zurückgekehrt.  Viele  sind  auf  den  Goldfeldern  geblieben. 
Und  auch  heute  noch  erfolgt  in  Australien  ein  permanentes 
Herüber-  und  Hinüberfluten  der  Arbeiter  aus  den  yerschiedenen 
Berufszweigen.  Von  den  australischen  Minenarbeitem  hat  nur 
ein  kleiner  Teil   sein  Gewerbe  von  Hause  aus  erlernt.    Und 

1)  The  Gold  Fields  of  Victoria.    Reports  for  the   Qnarter  ended 
31.  Dezember  1888.    S.  59  ff.    Statement  Nr.  22. 
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das  ist  gewiss  schon  ein  bedenklicher  Zustand.  Aber  geradezu 
verhängnisvoll  muss  es  ffir  den  Bergbau  werden,  wenn  das 
Gleiche  auch  für  die  technischen  Leiter  der  Werke  zutrifft, 
und  thatsachlich  keine  10  unter  den  mindestens  1000  Gold- 
minendirektoren Victorias  über  eine  gründlichere  wissenschaft- 
liche Fachbildung  verfügen.  Unter  solchen  Umstanden  kann 
der  Bergbau  auf  grossere  Tiefe  nicht  gedeihen.  Sie  führen  zu 
jenem  systemlosen  Umhertasten,  dessen  Misserfolge  das  Privat- 
kapital entmutigen  müssen  und  die  gerade  bei  den  spezifischen 
Verhältnissen  des  australischen  Geldmarktes  doppelt  nachteilig 
auf  die  Weiterentwicklung  zurückwirken. 

Man  kann  nicht  sagen,  dass  Geld  in  Australien  mangelt. 
Und  wenn  auch  zu  besonderen  Transaktionen  noch  grdssere 
Betri^e  erforderlich  wären,  so  würde  es  für  die  vorhandenen 
grossen  Bankinstitute  ein  Leichtes  sein,  beliebige  Betrage  von 
England  zu  beziehen.  Aber  woran  es  in  Australien  fehlt,  das 
ist  das  private  Grosskapital,  das  gute  sichere  Renten  verlangt 
und  deshalb  die  Privatuntemehmungen  im  grossen  Stile  be- 
günstigt. Nicht  in  dem  australischen  Staatssozialismus,  son- 
dern in  diesem  Mangel  an  privatem  Grosskapital  liegt  m.  E. 
der  eigentliche  Grund  dafür,  dass  —  mit  einer  einzigen  unter- 
geordneten Ausnahme  —  in  ganz  Australien  nur  Staatsbahnen 
existieren.  Hier  fehlen  die  Neuenglandstaaten  mit  ihren  ka- 
pitalkräftigen Märkten  wie  New- York,  Boston  und  Philadelphia, 
die  den  modernen  Verkehrsverhältnissen  der  Union  in  so  präg- 
nanter Weise  den  Charakter  von  Privatuntemehmungen  auf- 
geprägt haben.  Australien  ist  in  seiner  kapitalistischen  Ent- 
wicklung weit  jünger.  Es  hat  deshalb  noch  eine  mehr  gleich- 
massig  verbreitste  allgemeine  Wohlhabenheit.  Dabei  ist  an 
dem  Geldmarkte  und  seinen  Vorgängen  das  ganze  Volk  be- 
teiligt Nicht  bloss  die  »Herrn  der  Schöpfung«,  sondern  fast 
jedes  Dienstmädchen  und  die  meisten  jungen  Damen  der  wohl- 
habenden Ejreise  sind  im  Besitz  von  Aktien  und  spielen  an 
der  Börse  oder  wo  immer  Geld  zu  verdienen  ist.  Für  all  diese 
Verhältnisse  ist  die  Gründung  der  Unternehmungen  von  vorn- 
herein zugeschnitten.  Der  allgemein  übliche  Nominalbetrag 
einer  Aktie  lautet   auf  £  1.    Und  dann  muss  Bewegung  in 
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den  Kursen  sein,  sonst  zieht  das  Papier  nicht.  Man  will  die 
Aktien  nicht  behalten  und  nicht  an  den  DiTidenden  sondern 
an  den  EursdiffiNenzen  gewinnen.  Beides:  die  grosse  Zahl  der 
Aktien  wie  die  Beweglichkeit  des  Marktes  fordern  wieder  kleine 
Unternehmungen  und  eine  grosse  Zahl  ^on  Bonenmaklera. 
Die  Vielheit  der  Unternehmungen  gestattet  den  Spielern  aof 
mehrere  Karten  zu  setzen.  Die  grössere  Zahl  der  Vermittler 
bewältigt  den  riesigen  Aktienverkehr  mit  der  ganzen  Bevölke- 
rung leichter.  Und  deren  Gewerbe  ist  vollständig  frdgegeben. 
In  Australien  ist  jedermann  in  der  Lage,  dn  Bureau  zu  er- 
5£Pnen  und  sich  den  Titel  »share  brofcer«  beizulegen.  Und  in 
der  That  sehen  wir  in  manchen  Strassen  der  Hauptstadt  jede 
zweite  und  dritte  Thfire  mit  diesem  Schilde  geziert. 

Das  alles  gibt  dem  australischen  Markte  seinen  ganz  be- 
stimmten Charakter.  £ine  gleichmassige  nihigere  Entwick- 
lung, wie  wir  sie  im  grossen  Ganzen  in  Europa  gewohnt  sind, 
gibt  es  hier  nicht  Die  Börsenbeweg^g  und  damit  das  ganze 
wirtschaftliche  Leben  ist  stets  in  grossen  Auf-  und  Abwarts- 
Schwankungen  b^pdffen.  Wer  es  nun  versteht,  die  aufwärts 
gehende  Welle  zn  benützen  and  noch  zur  rechten  Zeit  zu  li- 
quidieren, wird  in  Australien  binnen  kurzem  ein  grosses  Ver- 
mögen gewinnen.  Im  allgemeinen  heisst  es  aber  auch  hier: 
»Wie  gewonnen  so  zerronnen!«  Was  die  Leute  in  dem  einen 
Unternehmen  verdienen,  verlieren  sie  wieder  in  dem  andern. 
Da  sich  aber  immer  Einzelne  als  »sehr  reich  geworden«  zn- 
rückzMien  und  eventadl  nach  Europa  zurfick  w«ndem,  so 
mftsste  dnae  »All^rweltsspielerei«  notwendiger  Weise  zur  Ver- 
armung des  Volkes  fähren,  wenn  sidi  nicht  unter  der  grossen 
Zahl  von  GrQndungsnieten  doch  wieder  ab  und  zu  ganz  ausser- 
ordeniUeh  hohe  Treffer  finden,  deren  Bekanntwerden  dann 
stets  eine  allgemeine  Aufregung  erzeugt  und  zur  sinnlosesten 
Spielwttt  immer  wieder  von  neuem  Anlass  gibt  Und  diese 
wirklich  grossen  Glttckstreffer  gehören  zumeist  dem  anstralir 
sehen  Bergbau  an.  Kurz  vor  meiner  Anwesenheit  in  Austra- 
lien war  z.  B.  eine  allgemeine  Spekulation  in  stadtischen  Gnind- 
stfidEcni  Mode  geworden.  Vor  dem  war  ein  allgemdmer  »Silber- 
boome.   Die  »Broker  Hilk-Mine  hatte  ungeahnte  Silbermengen 
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geliefert  und  jede  ursprüngliche  Gründongsaktie ,  welche  auf 
100  Mk.  lautete,  innerhalb  5  Jahren  1  Million  eingebracht, 
und  noch  früher  waren  die  Aktien  der  Zinnbergwerke  dureh 
einzelne  ausgezeichnete  Erfolge  in  eine  allgemeine  SpekulationS"* 
Periode  getragen  worden.  So  wendet  sich  in  Australien  das 
Interesse  des  Kapitalmarktes  den  verschiedenen  ünternehmungs- 
kategorien  abwechselnd  zu.  Bald  wird  in  Silber,  bald  in  Bau- 
platzen, bald  in  Zinn  spekuliert  und  während  dieser  Zeit  hat 
der  Markt  für  alles  andere  wenig  übrig.  Es  ist  deshalb  nicht 
zu  Terwundem,  wenn  das  öfter  zitierte  Blaubuch  »Mineral- 
Statistica  of  Yictoriac  den  Bericht  für  das  Jahr  1887  mit  dem 
Satze  beginnt:  >As  üar  as  gold-mining  is  concerned,  it  seems 
to  have  been  under  a  doud,  from  one  cause  or  another,  during 
the  whole  year.  In  the  first  place  the  feyerish  excitement 
over  the  silyer  mines  diverted  public  attention  in  that  direk- 
tion,  and  When  this  subsided,  the  boom  in  city  and  suburban 
land  commenced  or  rather  had  reachet  a  stage,  which  engrossed 
the  attention  of  capitalists  to  the  exclusion  of  mining  yentures 
however  tempting.t  — 

Welche  Stellung  unter  solchen  Umständen  der  Goldberg- 
ban  in  Australien  einnimmt,  ist  leicht  zu  erraten. 

V.  Der  Goldbergbau  in  Australien  und  seine  Mängel. 

Ale  s.  Z.  nahezu  die  ganze  männliche  Bevölkerung  Austra- 
liens mit  cradle,  Picke  und  Schaufel  bewaffnet  nach  den  neu- 
entdeckten Goldfeldern  wanderte,  da  erforderte  die  Beteiligung 
an  der  Spekulation  die  Beteiligung  an  der  Arbeit.  Im  ganzen 
BoU  diese  Goldgewinnung;  aus  den  AUuyien  keineswegs  besonders 
rentabel  gewesen  sein.  Wenigstens  wurde  mir  von  den  tüch- 
tigsten Kennern  dieser  Verhältnisse  übereinstimmend  versichert, 
dass  jede  Menge  Gold,  welche  aus  den  Feldern  herausgewaschen 
worden,  gewiss  ihre  £4  —  also  ihren  vollen  Wert  —  an 
Arbeit  gekostet  habe.  Deshalb  kehrte  auch  bald  ein  grosser 
Teil  der  Gewerbetreibenden  von  den  Goldwäschen  wieder  zur 
ursprünglichen  Beschäftigung  zurück.  Und  diese  Rückströmung 
wäre  eine  weit  allgemeinere  gewesen,  wenn  nicht  bald  da  bald 
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dort  nuggets  bis  zu  einem  Goldgewicht  von  124  I^  gefunden 
worden  wären.  Diese  Glücksfälle  haben  dann  immer  wieder 
ganz  Australien  in  grösste  Aufregung  versetzt  und  die  Bevöl- 
kerungsbewegung in  ihrer  Richtung  beeinflusst.  Jeder  dieser 
Goldwäscher  war  ein  Spieler,  der  recht  oft  seinen  ganzen 
Einsatz,  d.  h.  sein  ganzes  Hab  und  Gut  verlor.  Im  ganzen 
gerechnet  hat  sich  die  aufgewandte  Arbeit  nicht  einmal  nach 
einem  guten  Tagelohn  bezahlt  gemacht.  Aber  einzelne  GlQck* 
liehe  haben  ausserordentlich  hohe  Treffer  gewonnen.  Das  war 
die  Zeit,  in  der  die  Goldgewinnung  mit  der  grossten  Energie 
und  fast  von  der  ganzen  männlichen  Bevölkerung  Australiens 
betrieben  worden  ist.  Sobald  die  rmggdts  seltener  und  immer 
kleiner  gefunden  wurden,  nahm  auch  das  allgemeine  Interesse 
an  der  Goldproduktion  ab. 

Mit  dem  üebergang  der  Goldgewinnung  aus  den  Wäsche- 
reien in  den  obersten  Ablagerungen  zum  Schleussenban,  Stollen- 
bau und  hydraulischen  Abbau  des  Schwemmlandes  war  die 
Beteiligung  der  Bevölkerung  fast  stufenweise  eine  geringere 
geworden.  Beim  Schleussenbau  war  es  notwendig,  Wasser 
aus  grosser  Entfernung  mit  Hilfe  von  künstlichen  Gängen  und 
hölzernen  Kasten  zu  der  Stelle  zu  leiten,  wo  man  die  gold- 
haltigen Erden  auszuwaschen  beabsichtigte.  Der  Stollenbau 
kam  in  Anwendung,  wo  ältere  Alluvial-Depositen  durch  tertiäre 
und  diluviale  Schichten  oft  mehrfach  Übergossen  waren.  Hier 
mussten  alsdann  früher  durch  Schachte  und  Suchstollen  auf 
1200  bis  1500  Fuss  Tiefe  die  sog.  »deapleadsc  erst  aufgesucht 
werden ,  was  neuerdings  durch  die  Diamanttief  bohrungen  ge- 
schieht. Und  wenn  dann  der  bergmännische  Abbau  beginnt, 
sind  nicht  selten  starke  Pumpwerke  notwendig,  um  das  Wasser 
aus  den  tieferen  Gebieten  zu  entfernen.  Der  hydraulische 
Abbau,  wie  er  in  Galifornien  zur  Einführung  gelangte,  hat  in 
Australien  und  namentlich  in  Neuseeland  verschiedene  Berei- 
cherungen erhalten.  Man  benützt  den  hydraulischen  Druck 
nicht  bloss  zur  Schwemmung  der  goldhaltigen  Erden,  man 
benützt  ihn  auch  zur  Zerkleinerung  der  Gesteinsteilchen  und 
hat  neuerdings  damit  eine  Saugpumpe  kombiniert,  welche  aus 
den  Flüssen  wie  aus  dem  Wasser  der  Meeresküste  entlang  den 
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goldfahrenden  Sand  aufsaugt,  um  nachher  die  Goldausschei- 
dnng  in  der  üblichen  Weise  vorzunehmen.  In  wasserarmen 
Gegenden  findet  an  Stelle  des  Wassers  die  Luft  zum  Abblasen 
Verwendung. 

Für  diese  Einrichtungen,  die  gewissermasssn  die  Entwick- 
Inngsstadien  der  alluvialen  Goldgewinnung  repräsentieren,  ist 
stufenweise  ein  grSsseres  Anlagekapital  erforderlich.  In  der 
gleichen  Linie  wächst  für  die  technische  Leitung  die  Summe 
der  erforderlichen  Fachkenntnisse,  und  nicht  minder  steigt 
in  dieser  Richtung  die  Masse  der  zur  Bearbeitung  gelangenden 
Erden.  Die  tagliche  Arbeitsleistung  pro  Mann  ist  mit  der 
cradle  1500  kg  mit  der  Schleusse  18000  kg.  goldhaltigen 
Sandes,  wahrend  die  analoge  Arbeitsleistung  beim  hydraulischen 
Abbau  in  Califomien  auf  850000  kg  Eies  geschätzt  wird. 
Damit  mindern  sich  entsprechend  die  Kosten  pro  Tonne  be- 
arbeiteten Materials.  Die  Entwicklung  der  Technik  zielt  ganz 
entschieden  darauf  ab,  gerade  die  ärmeren  und  deshalb  auch 
ausgedehnteren  Goldablagerungen  erfolgreich  zu  bearbeiten. 

Nicht  minder  veränderlich  ist  die  Beteiligung  der  Bevöl- 
kerung in  der  selbständigen  Unternehmung.  Wo  noch  mit 
Schüssel  und  cradle  das  edle  Metall  gewaschen  wird,  da 
steht  es  jedermann  frei,  sich  einen  Anteil  an  der  Goldgewin- 
nung zu  sichern.  Kapital  ist  so  gut  wie  keines  erforderlich. 
Nur  die  thätige  Arbeitsleistung  wird  vorausgesetzt.  Und  die 
Ernte  folgt  der  Arbeit  auf  dem  Fusse.  Für  den  Schleussen- 
bau  müssen  sich  schon  Arbeitergesellschaften  gebildet  haben, 
die  über  so  viel  Kapital  verfügen,  als  zum  Lebensunterhalte 
während  der  immerhin  längeren  Arbeitsvorbereitung  erforder- 
lich ist.  Weit  kostspieliger  noch  sind  die  Vorarbeiten  für  den 
Stollenbau,  welche  sich  früher  oft  3  bis  4  Jahre  lang  hinzogen. 
Aber  auch  heute  noch  sind  trotz  Diamantbohrer  diese  Kosten 
gross  genug,  um  eine  Beteiligung  von  Kapitalkiaften  an  den  Un- 
ternehmungen zu  bedingen.  Der  hydraulische  Abbau  hat  sich 
stets  als  eine  Aufgabe  grosserer  Unternehmungen  repräsentiert. 

Dem  demokratischen  Prinzip  der  Allgemeinbeteiligung 
entsprach  in  dem  Berbaugesetz  die  Bestimmung  über  den  Um- 
fang und  die  Grosse  des  Grubenfeldes.  Es  sollte  Baum  genug 
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für  die  Beteiligung  Aller  bleiben  und  nicht  durch  dieGevinn- 
sucht  Weniger  der  Raum  ffir  Viele  weggenommen  werden. 
Deahaflb  war  die  dem  Unternehmen  gestattete  Fläche  ein«  solche 
von  wenigen  Quadratmetern.  Schon  der  Schleussenbaa  erfor- 
derte eine  freiere  Bethätigung.  Und  noch  grösser  varen  die 
Anforderungen  des  StoUenbaues.  Die  gesetzlichen  BestimmongeB 
hatten  denselben  anfänglich  nicht  genügt.  Deshalb  klagen 
anfangs  der  60  er  Jahre  alle  offiziellen  Berichte  in  Victoria, 
dass  die  zur  Bearbeitung  der  deap  leads  yon  Staalsw^en  rer- 
liehenen  Flache  o£Fenbar  zu  eng  bemessen  sei.  Man  werde 
dadurch  gezwungen,  3  bis  4  Schachte  auf  mehrere  hundert 
Fuss  Tiefe  auszugraben,  wo  ein  Schacht  den  Zwecken  vöUig 
genügte.  Dadurch  werde  der  Bergbau  unnötiger  Weise  ver- 
teuert. Der  moderne  hydraulische  Abbau  endlich  kann  nur 
gedeihen,  wo  sehr  ausgedehnte  Gebiete  zur  Verfügung  stehen. 

Dieser  Entwicklung  im  Baum,  wie  in  der  Grosse  der  Un- 
ternehmungen bezüglich  der  materiellen  Arbeitsleistung,  des 
beteiligten  Kapitals  und  der  erforderlichen  technischen  Kennt- 
nisse, entspricht  nicht  bloss  die  Allgemeinbeteiligung  der  Be- 
Tolkerung,  sondern  auch  die  Dauer  der  Unternehmungen  ak 
solche  und  endlich   die  Rentabilität  des  Unternehmens  selbst 

Wo  der  alte  Goldwäscher  mit  seiner  cradle  sich  erfolg- 
reicher Thätigkeit  widmen  konnte,  das  waren  doch  nur  wenige 
und  enger  b^renzte  Gebiete.  Und  nicht  der  durchschnittliche 
Verdienst,  sondern  der  ausgesprochene  Glücksspielcharakter 
des  Ganzen  war  es,  was  Tausende  und  Abertausende  von  Men- 
schen anlockte.  Der  Rausch  war  überall  nur  ein  kurzer.  Und 
die  Bevölkerung  hat  oft  ebenso  rasch  abgenommen,  wie  sie 
Torh^  zugenommen  hat.  Das  alles  ändert  sich  mit  der  Ent- 
wicklung auch  auf  dem  Gebiete  alluvialer  Goldgewinnung  voll* 
ständig.  Das  ^iel  des  glücklichen  Zufalls  tritt  zurück  und 
hört  auf,  ein  bestimmender  Faktor  bei  der  Gründung  der  Un- 
ternehmungen zu  sein.  An  die  Stelle  der  Sehnsucht  der  Manen, 
das  Glück  zu  erjagen,  tritt  das  berechnende  Kalkül  des  Unter- 
nehmerkapitals. Und  statt  der  hastigen  Sucht  nach  CSoU- 
klumpen  auf  engbegrenztem  Grubenfeld  sind  heute  hervorra- 
gende technische  Kräfte  bestrebt,  auf  einem  verhältnismässig 
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armen  aber  gleichmäaeig  gehaltreiebeu  und  möglichst  ausge- 
dehnte Arbeitsfelde  Unternehmungen  grossen  Stils  mit  einer 
mögliebst  dauernden  aber  überdurcbsehnittlichen  Rentabilität 
SU  schaflFen. 

Granz  analog  liegen  die  Dinge  und  Verhältnisse  beim 
Quarzgangbau.  Als  man  s.  Z.  begann,  die  oberen  ange- 
reicherten Regionen  der  Quarzgänge  mit  den  pritnitrysten 
Werkzeugen  auf  Gold  zu  bearbeiten,  da  war  jede  Vereinigung 
▼on  mehreren  Goldwäschem  mit  wenig  Kapital  in  der  Lage^ 
sich  solche  Unternehmungen  zu  gründen.  Und  damit  diese 
Beteiligung  eine  allgemeinere  sein  konnte,  wurde  gesetzlich 
bestimmt,  dass  je  eine  Gesellschaft  in  der  Länge  des  Riffs 
nur  50  bis  80  Tards  —  etwa  46  bis  73  m  —  aufnehmen 
könne.  Auf  grosse  Tiefe  zielten  die  Arbeiten  nicht  ab.  Man 
verliess  das  Grubenfeld  oft  schon  bei  50  bis  60  Fuss  Tiefe, 
sobald  mit  sehwefel- ,  arsenik-  und  kupferhaltigen  Kiesen  an 
dem  Grund wassemiyeau  für  die  damalige  Technik  die  Grenze 
der  lohnenden  Arbeit  erreicht  war.  Man  hatte  nicht  etwa  die 
Absieht,  das  Gold  aus  den  Quarzgängen  abzubauen,  sondern 
man  suchte  nach  jenen  reichen  Goldnestern,  welche  sich  durch 
Zersetzung  der  Kiese  und  einen  damit  yerbundenen  Anreiche- 
rtingsprozess  in  den  oberen  Teilen  der  Quarzgänge  eingelagert 
hatten.  Hier  waren  diese  Nester,  wie  die  nuggets  im  Schwemm- 
lande, die  Treffer  in  der  Lotterie.  Man  wechselte  deshalb  den 
Schacht  auf  den  Quarzriffs  ebenso  rasch  und  leicht  entschlossen, 
wie  die  Gruben  in  den  Goldfeldern.  Das  Resultat  war  eine 
grosse  Zahl  flüchtiger  Abbauten  auf  geringe  Tiefe.  Und  wie 
schon  oben  bemerkt  worden,  war  die  glücklichste  Untemehmer- 
form  die  Kooperativgenossenschaft. 

Nur  eine  sehr  verfehlte  Betrachtungsweise  konnte  sagen, 
dass  Quarzgänge,  welche  diese  Art  von  Bergleuten  yerlassen 
hatten,  in  ihrem  bauwürdigen  Adel  erschöpft  seien.  Sachver- 
ständige und  namentlich  auch  die  Regierung  und  das  Parlament 
von  Victoria  waren  stets  anderer  Meinung.  Und  deshalb  hat 
man  sich  dazu  entschlossen,  die  von  dem  Privatkapital  in 
Australien  nicht  selbständig  durchgeführten  Abbauyersuche 
auf  grössere  Tiefe  mit  einem  Aufwand  von  mehreren  Millionen 
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aus  Staatsmitteln  za  fordern.  Das  Resultat  war  eine  glän- 
zende Rechtfertigung  dieser  Politik.  Trotzdem  die  Arbeiten 
bereits  auf  über  2500  Fuss  Tiefe  in  den  Boden  reichen,  ist 
bei  systematischer  Anlage  und  verständnisvoller  technischer 
Leitung  die  Grenze  des  rentablen  Qnarzbaues  noch  in  keiner 
Weise  gefunden. 

Der  Quarzgangbau  ist  damit  aus  einem  spekulativen  Un- 
ternehmen kleiner  Eooperativgenossenschaften  zu  einem  Gioss- 
unternehmen  des  privaten  Aktienkapitals  geworden.  Erschei- 
nungen, wie  da^  in  Australien  häufig  vorkommende  "»Tribtä 
system^^  welches  Unternehmer  und  Arbeiter  in  der  Weise  ver- 
bindet, dass  die  letzteren  ihren  Lohn  als  einen  gewissen  Anteil 
am  Rohertrag  —  z.  B.  2  s.  6  d.  von  £  \.  —  vertragsmässig 
festgesetzt  und  ausgezahlt  erhalten ,  können  nur  im  Ueber- 
gangsstadium  beibehalten  werden.  Für  Grossunternehmungen 
des  Bergbaues  passen  sie  nicht  Ebenso  erfordert  die  Grosse 
des  Anlagekapitals  und  die  systematische  Durchführung  der 
Wasser-  und  Ventilationsanlagen  eine  grosse  Ausdehnung  des 
Grubenfeldes.  Und  endlich  bedingt  die  möglichst  vollkommmene 
und  möglichst  rentable  Extraktion  des  Goldes  aus  den,  mit 
der  Tiefe  häufiger  auftretenden  Pyriten,  statt  der  alten  ein- 
fachen Stampfwerke,  vollkommene  chemische  Fabriken  mit 
einem  ganzen  Stab  von  gegenseitig  sich  ergänzenden  Spezia- 
listen und  Fachleuten :  Voraussetzungen,  die  wieder  nur  durch 
Grossunternehmungen  allerersten  Ranges  erfüllt  werden  können. 

Nach  Süss  hinge  freilich  diese  ganze  letztinstanzielle  Ent- 
wicklung sehr  in  der  Luft,  weil  eben  der  bauwürdige  Gold- 
gehalt der  Quarzgänge  erschöpft  sei.  Und  zur  Begründung 
finden  wir  die  Statistik  der  Port  Philipp  Company  angeführt, 
deren  Erze  von  1  Unze  12  dwt.  (Pennyweights)  im  Jahre  1857 
auf  4  dwt.  Goldgehalt  im  Jahre  1875  zurückgegangen  sind. 
So  soll  der  Goldgehalt  der  Quarzminen  in  Australien  mit  der 
Tiefe  fortwährend  abnehmen  und  also  auf  einer  nahen  Ent^ 
fernung  aufhören,  bauwürdig  zu  sein. 

Nun  ist  das  zunächst  eben  doch  nur  die  Statistik  einer 
einzigen  Mine,  welche  durch  Statistiken  anderer  Minen  leicht 
aufgewogen  werden  könnte,  durch  welche  bezeugt  wird,  dass 
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der  Adel  des  Quarzes  mit  grosserer  Tiefe  wieder  zunimmt. 
Indes  ist  aus  unserer  ganzen  Darstellung  nichts  natürlicher 
als  die  Erscheinung,  dass  sich  die  reichen  Goldnester  nahe  der 
Oberfläche  in  der  Tiefe  nicht  wiederholen,  ganz  so  wie  die 
ni4ggets  auch  nur  an  der  Oberfläche  des  Schwemmlandes  ge- 
funden werden.  Nicht  die  Abnahme  des  durchschnittlichen 
Goldgehaltes,  sondern  die  Frage  nach  der  Grenze  des  abbau- 
fahigen  Goldgehaltes  im  Gestein  hätte  Süss  zum  Gegenstand 
eingehenderer  Untersuchungen  machen  sollen.  Seine  Schluss- 
folgerungen wären  dann  wahrscheinlich  andere  geworden. 

Auch  hier  zeigt  sich  nämlich,  ganz  wie  bei  der  alluyialen 
Goldgewinnung,  eine  fortschreitende  Verbilligung  des  Extrak- 
tionsprozesses. Speziell  für  Victoria  haben  wir  oben  bereits 
nach  Brough  Smyth  angegeben,  dass  etwa  im  Jahre  1757  die 
Stampfkosten  einer  Tonne  Quarz  c.  ^  4,  betrugen.  Schon  im 
Jahre  1861  hatte  sich  dieser  Prozess  yiel&ch  auf  ^  1.  pro 
Tonne  verbilligt.  Und  in  dem  Blaubuch  »Mineral  Statistics« 
finde  ich  f&r  das  Jahr  1887  angegeben,  dass  im  Bezirk  Ararat 
nur  4  s.  für  das  Zerstampfen  von  einer  Tonne  Quarz  gezahlt 
werden.  Während  also  nach  Süss  der  Goldgehalt  des  Quarzes 
bei  einer  Tiefe  von  etwa  1000  Fuss  sich  um  das  Achtfache 
gemindert  hat,  ist  durch  die  Fortschritte  der  Technik  das  Zer- 
stampfen des  Quarzes  um  das  Zwanzig  fache  billiger  ge- 
worden. Der  Goldgehalt  des  verarbeiteten  Materials  kann  sich 
also  gemindert  und  die  Rentabilität  des  Unternehmens  sich 
trotzdem  gesteigert  haben.  Jedenfalls  aber  ist  auch  dieser  Teil 
der  /Sü^s'schen  Ausführungen  nicht  im  geringsten  geeignet, 
dem  Goldbergbau  für  künftig  seine  glänzende  Entwicklung  zu 
entziehen. 

Das  etwa  ist  die  Entwicklung  oder  doch  die  Entwick- 
lungstendenz der  Goldgewinnung  in  Australien.  Aber  die 
allgemeine  Stimmung  des  australischen  Geldmarktes  deckt  sich 
damit  sehr  wenig.  Geldmarkt  und  Goldbergbau  sind  sich  et- 
was fremd  geworden  und  verstehen  sich  auch  in  Victoria  immer 
weniger.  Das  Publikum  verlangt  kleinere  Unternehmungen 
mit  viel  Aktien  zu  geringem  Nominalwert  und  mit  geringer 
Anzahlung,   aber  wenn   irgend  möglich   mit  einzelnen   recht 
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grossen  Prämien.  Die  gesamte  oder  dauernde  Reniabiliiat 
kommt  dabei  weit  weniger  in  Betracht.  In  Victoria  haben 
die  Goldfelder  wahrscheinlich  ihren  grossen  und  leicht  greif- 
baren Treffer  bereits  abgegeben.  Die  Periode  des  Glücksspiels 
ist  vorbei.  Die  Periode  der  Grossunternehmungen  mit  dauern- 
der und  gewiss  überdurchschnittlicher  Rentabilität  beginnt. 
Doch  dafür  hat  der  australische  Geldmarkt  wenig  Nachfin^^ 
und  noch  weniger  ist  vielleicht  der  heutige  Zustand  des 
Goldbergbaues  in  Victoria  geeignet,  als  Unterlage  zur  notwen- 
digen Weiterentwicklung  und  Vervollkommnung  zu  dienen. 
Die  heutigen  Leiter  der  Unternehmungen  haben  sich  in  auto- 
didaktischer Weise  aus  den  früheren  noch  kleineren  Anfangen 
mit  herausgebildet.  Wissenschaftliche  Vorbildung  steht  ihnen 
mit  seltenen  Ausnahmen  nicht  zur  Seite.  Eine  Organisation 
der  Unternehmungen,  wie  sie  sein  sollte,  ist  ihnen  unbekannt 
Die  rationelle  Behandlung  der  Pyriten  ist  immer  noch  im  An- 
fangsstadium geblieben.  Dabei  sitzen  in  Ballarat  und  anch 
in  anderen  Zentren  des  Goldbergbaues  Hunderte  von  Quan- 
bergwerken  mit  einem  Grubenfeld  von  80  Yards  (ca.  73  m) 
Breite  auf  den  goldhaltigen  Quarzriffs  dicht  nebeneinander. 
Jede  hat  ihre  selbständige  Verwaltung,  ihre  eigenen  ober-  und 
unterirdischen  Einrichtungen,  jede  ihre  eigenen  Unkosten  auf 
dem  Markte.  Von  den  1413  Unternehmungen  auf  Gold,  welche 
sich  als  »Mining  leases«  für  das  Jahr  1887  verzeichnet  finden, 
sind  im  ganzen  9650  Personen,  also  pro  Unternehmen  etwa 
7  Personen  beschäftigt.  Und  unter  solchen  Verhältnissen  soll 
ein  Quarztiefbau  auf  2  bis  3000  Fuss  mit  all  den  grossen 
Ventilationswerken,  Pumpen,  Förderungsmaschinen,  Ebctrak- 
tionsfabriken  u.  s.  w.  zur  Entwicklung  gelangen?  Die  Un- 
möglichkeit ist  zu  naheliegend.  Deshalb  gehen  denn  auch  die 
Golderträgnisse  in  Victoria  zurück,  trotzdem  von  einer  Er- 
schöpfung der  Goldlager  in  keiner  Weise  die  Bede  sein  kann. 

VI.  Weitere  Materialien  den  Goldbergbau  in  Victoria  betreffend. 

Zur  weiteren  Begründung  und  Stütze  meiner  Ausfüh- 
rungen mögen  die  nachfolgenden  Gitate  aus  der  mir  vorlie- 
genden Litteratur  hier  Raum  finden. 
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»Report  of  ihe  Board  appointed  to  adyise  the  Goverament 
as  to  ihe  best  mode  of  deyeloping  the  anriferous  and  mineral 
Resources  of  the  Colony  Victoria  1879— 80c  S.  VI.  Infolge 
des  Wasserandrangs  und  der  Unzulänglichkeit  der  Pumpvor- 
richtongen  hat  der  Abbau  der  tieferen  alluvialen  Ablagerungen 
im  Ararat  aufgegeben  werden  müssen.  —  S.  VII.  Im  Cotton- 
tree  Creek  Distrikt  ist  durch  das  Auffinden  eines  goldreicheo 
Riffs  der  Bergbau  wieder  erweckt  worden.  Ebenso  hat  man 
dem  Schwemmland  wieder  von  neuem  Aufmerksamkeit  zuge- 
wendet, aber  überall  haben  die  Bergleute  mit  den  Wasser- 
schwierigkeiten zu  kämpfen.  —  S.  VIII.  Die  Arbeiten  auf  den 
reichen  Goldfeldern  von  Murray  Valley  sind  wegen  Wasser- 
andrang  eingestellt  worden.  Man  erwartet  die  Aufstellung 
stärkerer  Pumpwerke.  —  S.  XI.  Viel  zu  häufig  hat  man  ver- 
säumt, in  guten  Zeiten  für  die  weitere  Entwicklung  des  Berg- 
werks Vorsorge  zu  treffen  und  eine  Reserve  f&r  unvorherge- 
sehene Ausgaben  anzusammeln.  Man  hat  vielmehr  ausnahmslos 
sein  ganzes  Augenmerk  darauf  beschränkt,  möglichst  hohe 
Dividenden  zur  Verteilung  zu  bringen.  Kommen  alsdann  wieder 
Zeiten,  in  welchen  grössere  Massen  taubes  Gestein  durchgraben 
werden  muss,  dann  müssen  durch  Mnzahlung  der  Aktionäre 
die  laufenden  Ausgaben  gedeckt  werden.  Daraus  erwachsen 
dann  Schwierigkeiten  auf  dem  Markte,  an  denen  nicht  seltoi 
Unternehmungen  zu  Grunde  gehen,  f&r  die  sonst  aQe  Voraus- 
seteangen  für  eine  gedeihliche  Entwicklung  zutreffen.  Eine 
andere  Ursache,  mit  der  der  Zusammenbruch  vieler  Goldb^g- 
werke  in  Verbindung  gebracht  werden  muss,  ist  der  Mangel 
technischer  Kenntnisse  bei  denjenigen,  denen  man  die  Leitung 
des  Werkes  übertragen  hat.« 

Dem  Bericht  »The  Gold  Fields  of  Victoriat ,  Reports  of 
the  Mining  Registrars  for  the  Quarter  ended  30  th  September 
1888  entnehme  ich  die  folgenden  historischen  Details: 

»Im  Jahre  1866  wurde  durch  die  Gebrüder  T.  auf  den 
Blackwood  Goldfeldern  ein  Quarzriff  entdeckt,  das  reiche  Aus- 
beute zu  geben  versprach.  Da  jedoch  nach  dem  damals  zu 
Recht  bestandenen  Bergbaugesetz  von  einer  Gesellschaft  — 
gleichviel  wie  gross  sie  war  —  auf  dem  Riff  nur  eine  Länge 
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von  24  Fuss  aufgenommen  werden  durfte,  zog  man  es  vor, 
bis  zur  Ausgabe  einer  Gesetzesnovelle  die  Anmeldung  zu  ver* 
schieben.  Die  neuen  Bestimmungen  vom  Jahre  1867  gestat- 
teten alsdann  für  jeden  Minenarbeiter  20  Fuss  in  der  Länge 
des  Riffs  als  Grubenfeld  zu  beanspruchen,  worauf  den  Gebrfi- 
dern  T.  eine  Länge  von  160  Fuss  von  Seiten  der  R^erung 
zugestanden  worden.  Sofort  begann  man  den  Schacht  auf 
90  Fuss  Tiefe  auszugraben.  Der  goldhaltige  Quarzgang  er- 
weiterte sich  auf  2  Fuss  Breite  und  ergab  2  Unzen  per  Tonne. 
Im  Jahre  1869  wurde  die  Mine  während  der  R^enzeit  unter 
Wasser  gesetzt.  Durch  einen  Mutterstollen  trocken  gelegt, 
führte  man  die  erfolgreiche  Arbeit  wieder  fort.  Und  in  den 
zwei  Jahren  1870  und  1871  verdiente  jeder  der  Brüder  £  1200. 
Da  aber  jetzt  grossere  Pumpwerke  hätten  errichtet  werden 
müssen,  entschloss  man  sich  zum  Verkauf  der  Mine  an  die 
Firma  Mssrs.  Mounter  &  Co.  Dieselbe  machte  recht  gute  Ge- 
schäfte. Von  1873  bis  1881  wurden  65801  Unzen  Gold  ge- 
wonnen und  das  fünfundzwanzigfache  des  Aktienkapitals  an 
Dividenden  gezahlt  Der  Schacht  ist  914  Fuss  tief.  Seit  don 
Jahre  1881  sind  die  Arbeiten  eingestellt« 

»Im  Jahre  1869  war  ein  allgemeiner  >ru8h€  zu  den  Gold- 
feldern von  Blackwood,  aber  die  meisten  Gründungen,  welche 
damals  zu  stände  kamen,  dienten  nur  den  spekulativen  Zwecken 
der  Gründer,  welche  nicht  die  geringste  Absicht  hatten,  die 
Grubenfelder  auch  zu  bearbeiten.  Die  angenommenen  Flachen 
hatten  auch  gar  kein  goldführendes  Gestein.  Und  deshalb 
sind  die  Gründungen  bald  darauf  wieder  von  der  Bildfläche 
verschwunden.« 

»Die  Magdalena  Mine  in  Stawell  hatte  im  Jahre  1883 
ihren  Hauptschacht  auf  2400  Fuss  ausgegraben,  ohne  ein  bau- 
würdiges Quarz  gefunden  zu  haben.  Man  bewarb  sich  um  die 
Unterstützung  der  Regierung,  welche  auch  längere  Zeit  auf 
dem  Grubenfeld  Diamanttiefbohrungen  vornehmen  liess.  Hier- 
bei wurde  ermittelt,  dass  der  Hauptschacht  4  bis  500  Foss 
zu  weit  westlich  angelegt  war.  Als  dann  1884  die  bergmän- 
nische Thätigkeit  wieder  aufgenommen  wurde,  kam  man  mit 
dem  Grubenfeld  einer  Nachbarin  in  Konflikt,  weshalb  entweder 
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ein  neuer  Schacht  oder  eine  besondere  Vereinbarung  erforder- 
lich war.  Die  Aktionäre  hatten  bereits  jf  130  000  verausgabt. 
Man  war  der  Sache  müde.  Deshalb  beschloss  die  Generalver- 
sammlung den  Verkauf  au  die  benachbarte  »Moonlight  Com- 
pany« gegen  eine  Summe  von  £  800.  Wenige  Wochen,  nach- 
dem die  neue  Gesellschaft  unter  einer  anderen  technischen 
Leitung  die  Arbeit  begonnen  hatte,  fand  sich  ein  sehr  gold- 
reicher Quarzgang  mit  einer  durchschnittlichen  Breite  von 
10  bis  30  Fuss.  Der  Ertrag  war  bis  Ende  September  1888 
mehr  als  11528  Unzen.  Die  »Moonlight  Company«  gehört 
heute  zu  den  bestrentierenden  Goldminen  Victorias.« 

»In  dem  Distrikt  Taradale  war  die  oberste  goldhaltige 
Quarzlage  des  United  Eingdom  Reef  bei  einer  Tiefe  von  200 
Fuss  erschöpft.  Man  hat  die  Minen  seitdem  nicht  weiter  unter- 
sucht. Das  Achilles  Reef  ist  infolge  des  Wasserandraugs  bei 
einer  Tiefe  von  234  Fuss  verlassen  worden,  trotzdem  das  Quarz 
noch  von  sehr  bauwürdigem  Adel  war.  The  Energetic  Reef, 
auf  dem  ebenfalls  die  Arbeiten  eingestellt  sind,  hat  den  Haupt- 
schacht auf  613  Fuss  ausgegraben.  Auch  die  Pyriten  gaben 
hier  gute  Erträge.  Von  5  Tonnen  erhielt  man  37  Unzen 
5  dwt.  Grold.  Die  Mine  wurde  aufgegeben  infolge  eines  Irr- 
tums der  technischen  Leitung,  welche  den  Stollen  nach  Osten 
statt  nach  Westen  treiben  liess  und  deshalb  die  goldhaltigen 
Quarzlager  verfehlte.  Auf  dem  Wyndham  Reef  war  die  durch- 
schnittliche Starke  des  goldführenden  Gesteins  40  Fuss.  Die 
Mine  ist  durch  Uneinigkeit  unter  den  Direktoren  zur  Aufhe- 
bung gelangt.  Auf  dem  0*Gomor's  Reef  ist  die  durchschnitt- 
liche Breite  des  Lagers  12  Zoll,  es  nimmt  indes  an  Starke 
wie  an  Goldgehalt  mit  der  Tiefe  zu.  Die  bergmännischen 
Arbeiten  sind  im  fortschreiten.  Auf  dem  Victoria  Reef  misst 
der  Hauptschacht  160  Fuss.  Nahe  der  Oberfläche  gaben  23 
Tonnen  Gestein  115  Unzen  Gk)ld,  auf  einer  Tiefe  von  22  Fuss 
ergaben  30  Tonnen  Quarz  13  Unzen  Gold.  Die  Stärke  des 
Lagers  misst  durchschnittlich  9  Zoll.  Die  kleine  Eooperativ- 
gesellschaft,  welche  die  Mine  bearbeitete,  stellte  ihre  Thätig- 
keit  ein,  weil  sie  auf  grössere  Tiefe  nicht  ohne  Maschinen  das 
Feld  abbauen  konnte  und  ihr  die  Mittel  zur  Autstellung  solcher 
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Maschinen  mangelte.  Tbe  Humboldt  Reef  besitzt  einen  Hanpi- 
schacht  von  460  Fuss.  Die  Erl»:agni88e  waren  rach.  Nach- 
dem aber  durch  Feuer  die  Maschinen  zerstört  wurden  und  keiiie 
Reserven  vorhanden  waren,  dieselben  wieder  neu  aafsBsteUeD, 
wurde  die  Mine  verlassen. c  — 

Dr.  Georg  Sedhorsty  welcher  sich  während  der  Weitaus- 
steilnng  in  Australien  aufhielt,  veröffentlichte  im  Jahre  1882 
ein  417  Seiten  fassendes  Werk  über  Australien,  dem  ich  aof 
S.  288  ff.  die  folgende  charakteristische  Geschichte  einer  austra- 
lischen Minenspekulation  entnehme:  »Einige  Sydney  Ki^ita» 
listen  entschlossen  sich,  die  Gruben  am  Mt.  Perry  in  Angriff 
zu  nehmen  und  schickten  eine  Anzahl  Bergleute  zu  diesem 
Zwecke  dorthin.  Man  hatte  eine  Aktiengesellschaft  gegrQndet 
und  von  einem  gezeichneten  Kapital  von  ^f  60  000  nur  ^8500 
eingezahlt.  Der  Rest  wurde  durch  Bankkredite  garantiert,  die 
Reichhaltigkeit  der  Erze  und  der  hohe  Marktpreis  des  Kupfers 
thaten  das  Uebrige.  Die  Grube  arbeitete  günstig  trotz  des 
langen  Landwegs  zum  Ausfuhrhafen,  so  dass  der  Bankkredit 
in  wenigen  Jahren  gedeckt  war  und  die  Dividenden  fiist  die 
dreifache  Höhe  der  bar  zu  zahlenden  Zinsen  erreichten.  Das 
gab  das  Signal  zum  Ausbruch  eines  förmlidien  Bergwerks- 
fiebers. Die  Kupferlager  im  Wide  Bay-  und  Burnett-Disbrikt, 
die  man  schon  längst  kannte,  wurden  jetzt  eifrig  gesucht, 
überall  das  Land,  welches  Erzlager  enthielt,  aufgenommen  und 
die  Gründungen  jagten  einander.  In  allen  Bellen  wurde  der 
unglückliche  Plan  der  geringen  Einzahlungen  auf  enoime 
Aktienkapitalien,  die  nur  auf  dem  Papier  standen,  adoptiert 
So  besass  die  Normanby-GieseUschaft  ein  Barkapital  von 
£  5000  auf  80000  Aktien  a  ^  1,  die  ViktoriarOesellachaft 
£  6500  auf  100000  Aktien,  der  Mt  Glara-Gesellsohaft  £  1200 
auf  40000  Aktien  u.  s.  w.  Das  grosste  eingezahlte  Kapital 
betrug  £  1500.  um  den  Wahneinn  noch  ^u  steigern,  zahlte 
die  Peak  Downs-Grube,  welche  mehrere  Jahre  ruhig  fortbe- 
trieben worden  war,  1872  etwa  75  ^/o  des  ganzen  nominellen 
Anlagekapitals  Dividende,  was  nur  durch  Biaubbau  unter  Ver- 
nachlässigung weiterer  Untersuchungen  möglich  war.  Die 
Aktien  stiegen   zu  unsinniger  Hohe.    Die  auf  £  1    lautenden 
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Anteilscheine  der  Mt.  Prerry-Grube  wurden  zu  mehr  als  S  2 
verkauft,  wodurch  die  kaum  £  13  000  Wert  besitzende  Anlage 
auf  über  £  120000  Marktwert  kam.  Dabei  war  die  Kupfer- 
ausfuhr im  Jahre  1872  auf 'i*  234  540  bewertet  und  nicht  we- 
niger als  2148  Lizenzen  für  Bergbau  wurden  aufgenommen. 
Jedes  Stück  Land,  sobald  es  abgesteckt  war,  wurde  eine  markt- 
fähige Waare,  das  mit  Leichtigkeit  zu  Preisen  verkäuflich  war, 
die  allein  in  der  aufgeregten  Einbildung  der  Käufer  ihre  Be- 
rechtigung hatten.  So  war  ein  Kapital,  welches  zum  regel- 
mässigen Betriebe  von  zwei  oder  drei  Gruben  hinreichend  ge- 
wesen wäre,  auf  zwanzig  verschiedene  Anlagen  verteilt  worden. 
üeberall  waren  die  Arbeiten  begonnen.  Ueberall  die  Zugaben 
von  hochbesoldeten  Direktoren  u.  s.  w.  Dann  kam  der  »Krache 
Ein  Unternehmen  nach  dem  andern  hörte  auf  zu  arbeiten, 
nachdem  das  eingezahlte  Kapital  samt  den  Zuschüssen  ver- 
braucht war.  Die  Gruben  wurden  verlassen.  Und  jetzt  war 
auf  einmal  auch  kein  Geld  für  den  Fortbetrieb  wirklich  be- 
stehender Werke  zu  haben,  während  vorher  genug  disponibel 
gewesen,  um  die  Mineralschätze  unbekannter  Länder  aufzu- 
suchen.« 

Aus  »The  Australian  Handbook  for  1887«  *)  (Verlag  von 
Gordon  &  Gotch,  London)  entnahm  ich  der  Zusammenstellung 
der  »Mining  Regulations  der  australischen  Kolonien«  die  nach- 
folgenden Angaben  für  Victoria,  Neusüdwales  und  Queensland  : 

Victoria.  Die  Land  Act  1869  bestimmt,  dass  Ver- 
pachtungen von  Kronländern  auf  1  Jahr  und  auf  eine  Fläche 
von  nicht  mehr  als  20  acres  sich  erstrecken  können.  Der  Pacht- 
schilling wird  von  der  Regierung  bestimmt.  Bergbauberech- 
tigungen werden  auf  nicht  länger  als  15  Jahre  gegen  eine 
jährliche  Zahlung  von  5  s.  verliehen.  Die  Fläche  wird  durch 
die  Bye-Laws  des  Local  Mining  Board  bestimmt.  Wo  Schürf- 
arbeiten durch  Basalt  notwendig  sind,  Untersuchungen  auf 
Gold  vorgenommen  werden  wollen  und  in  einem  Umkreis  von 


1)  Die  Ausgabe  für  1891  ist  leider  verspätet  in  meinen  Besitz  ge- 
langt.   Indes  haben  sich  die  Gesetze  wenig  geändert. 
Zeltoehr.  f.  BtMttw.  1801.    ni.  Heft.  35 
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5  Meilen  sich  keine  Goldmine  bereits  befindet,  darfeine  Qoadrafc- 
meile  als  üntersuchungsfeld  reserviert  werden,  wovon  dann 
nach  Auffindung  von  bauwürdigem  Quarz  100  acres  zur  Ver- 
pachtung gelangen.  Sonst  sollen  Pachtungen  auf  Groldfeldern 
nicht  weniger  als  1  acre  und  mehr  als  30  acres  umfassen  und 
bei  Quarzriffs  soll  die  Breite  in  der  Länge  des  Riffs  nicht 
unter  100  und  nicht  über  600  Tards  betragen,  wahrend  das 
Grubenfeld  nach  der  entgegenstehenden  Dimension  durch  50 
bezw.  200  Tards  begrenzt  wird.  Der  jährliche  Pachtschilling 
ist  auf  £  1  festgesetzt,  die  Ausstellungsgebühr  des  Pachtver- 
trags auf  ^  3.  3  s.  und  der  Stempel  für  das  Gesuch  auf  S  2 
für  eine  Fläche  unter  10  acres,  auf  i*  5  für  über  10  acres. 
Neusüdwales.  Durch  die  »Mining  Act  1874«  ist 
der  Gouverneur  ermächtigt,  Regierungsland  als  Goldfeld  zo 
erklären  und  »Miners'  Rights«  gegen  eine  Gebühr  von  10  s 
und  gegen  eine  jährliche  Zahlung  von  5  s.  zu  verleihen.  Pach- 
tungen  auf  Schwemmland   und   Quarzfeldern   zahlen  J*  1  f&r 

1  bis  25  acres.  In  speziellen  Fällen  mag  die  Pachtfläcfae 
100  acres  erreichen«  Durch  ein  Gesetz  vom  31.  März  18tt2 
ist  bestimmt  worden,  dass  der  Pachtvertrag  erlischt,  sobald 
auf  dem  Grund  nicht  fori^esetzt  gearbeitet  wird  und  zwar  von 

2  Mann  fUr  die  ersten  4  acres  und  1  Mann  fQr  jeden  weitere 
acre  der  verliehenen  Fläche. 

Queensland.  Der  Gouverneur  ist  ermächtigt,  dem 
R^erungsland  den  Charakter  als  Goldland  zu  verleihen  und 
Bergwerkslizenzen  gegen  eine  jährliche  Zahlung  von  10  s.  per 
acre  auf  21  Jahre  zu  erteilen.  Die  Fläche  soll  160  acre  nicht 
überschreiten.  Für  die  Entdecker  neuer  Goldfelder  können  die 
2  bis  20  fache  Fläche  der  gewöhnlichen  Grösse  des  Gruben- 
feldes von  160  bis  400  Quadratyards  —  je  nach  der  Entfex^ 
nung  des  nächsten  Goldfeldes  —  verliehen  werden.  An  Aea 
Flüssen  und  Bächen  sind  50  Fuss  Frontlänge  erlaubt.  Die 
Grösse  der  Alluvial-  und  Quarzfelder  wechselt  je  nach  dem 
Reichtum  der  goldführenden  Erden  und  Gesteine.« 

VII.  Mittel  und  Wege  zur  Beseitigung  der  HangeL 
Die  R^erung  und  das  Parlament  von  Victoria  haben  in 
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höchst  anerkeiiDeiiswerter  Fürsorge  schon  lange  den  Mitteln 
zar  Förderung  des  Goldbergbanes  ganz  besondere  Aufmerksam- 
keit zugewendet.  So  wurde  bereits  im  Jahre  1873  eine  Par- 
lamentskommission ernannt  mit  dem  Auftrage,  das  Problem 
einer  rationelleren  Behandlung  der  Pyriten  zu  untersuchen. 
Der  Bericht,  welcher  im  Jahre  1874  erstattet  wurde,  empfiehlt 
namentlich  die  Errichtung  grosser  centraler  Werke,  welche 
auch  die  Nebenprodukte  bei  der  Ausscheidung  des  Goldes  zu 
gewinnen  vermöchten.  Der  Vorschlag  trifft  offenbar  den  Kern 
der  Sache.     Aber  er  ist  in  Australien  unbefolgt  geblieben. 

Eine  zweite  Parlamentskommission  folgte  im  Jahre  1879, 
deren  Bericht  wir  bereits  des  öfteren  zitiert  haben.  Sie  hatte 
mehr  den  Quarztiefbau  zum  Gegenstand  ihrer  Untersuchungen 
und  ihr  Vorschlag  gipfelte  in  einer  umfassenderen  Zuwendung 
von  Staatsmitteln  zur  Durchführung  von  Abbauversuchen  auf 
grössere  Tiefe.  Bis  dahin  betrug  die  jährliche  staatliche  Unter- 
stützung des  Goldbergbaues  etwa  S  20  000.  Jetzt  wurde  sie 
auf  £  80000  erhöht.  Der  Ertrag  der  Goldgewinnung  war 
dann  wieder  gestiegen,  um  neuerdings  abermals  zurückzugehen 
und  ein  noch  tieferes  Niveau  als  je  zuvor  zu  erreichen.  Die 
Gründe  für  diese  Erscheinung  haben  wir  oben  kennen  gelernt. 
Nicht  die  Goldlager  Victorias  sind  erschöpft,  wie  &Ü8S  schon 
vor  14  Jahren  behaupten  zu  können  glaubte,  sondern  die  Mittel 
der  vorhandenen  Bergwerksuntemehmungen,  deren  Pumpwerke 
und  Förderungsvorrichtungen,  ihre  Reserven  und  ihr  system- 
loser Betrieb  auch  zu  kleinen  Grubenfeldern  sind  erschöpft. 
Durch  Begierungsunterstützungen  konnte  wohl  in  einzelnen 
Fallen  der  Nachweis  erbracht  werden,  dass  die  Quarzgänge 
auch  auf  grösserer  Tiefe  Gold  in  rentablen  Quantitäten  um- 
schliessen;  aber  eine  Neuorganisation  der  Betriebe  und  andere 
technische  Leiter  liessen  sich  auf  diesem  Wege  nicht  schaffen. 
In  den  beiden  letzten  mir  vorli^enden  Jahresberichten  des  Staats-  ^ 
Sekretärs  der  Bergbauabteilung  für  Victoria  wird  deshalb  neben 
der  Ausrüstung  einer  kleinen  Kommission  von  Sachverständigen, 
welche  Europa  bereisen  sollen,  meines  Erachtens  sehr  mit 
Recht  auf  die  Qualität  der  Minendirektoren  und  auf  den  austra- 
lischen Geldmarkt  besonders  Bezug  genommen.    Für  die  Minen- 

35' 
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direktoren  fordert  man  einen  gewissen  Befahigangsnachweis 
darch  Ablegung  eines  Examens,  da  bei  der  Weiteransbildimg 
des  Quarztiefbaues  die  auf  empirischem  W^e  gewonnenen 
Kenntnisse  nicht  mehr  ausreichten,  und  wenigstens  die  Haupt- 
mängel des  australischen  Geldmarktes  glaubt  man  durch  Ean- 
f&hrung  des  Instituts  der  »licensing  share  brokersc  beseitigen 
zu  können.  Ich  kann  an  eine  durchgreifende  Wirkung  dieser 
Mittel  nicht  glauben. 

Dass  Jedermann  ganz  nach  eigenem  Belieben  Börsenmakler 
sein  kann  oder  nicht,  ist  gewiss  ein  umstand,  welcher  der 
unsauberen  borsenmässigen  Praxis  mehr  Thür  und  Thor  öffnet, 
als  wünschenswert  sein  mag.  Das  Haupthindernis  ftir  eine 
glücklichere  Weiterentwicklung  des  Goldbergbaues  in  Victoria 
liegt  jedoch  m.  E.  in  dem  allgemeinen  Charakter  des  austra- 
lischen Geldmarktes  selbst.  Es  ist  die  Sucht  nach  dem  Spiel- 
gewinn, das  Interesse  für  kleine  Aktien  von  yielen  Unterneh- 
mungen und  der  Mangel  an  privatem  Grosskapital  mit  renten- 
mässigem  Interesse,  welche  hier  in  erster  und  letzter  Linie  in 
Betracht  kommen.  Daran  scheint  mir  der  »vereidete  Maklerc 
recht  wenig  zu  ändern,  auch  abgesehen  davon,  dass  in  Austra- 
lien Finanzleute  erklären,  sie  würden  nachher  den  Eiden  der 
Makler  ebensowenig  wie  heute  ihren  Worten  Vertrauen  schenken. 

Der  gesetzlich  geforderte  Befähigungsnachweis  der  Be^- 
werksdirektoren  würde  bei  seiner  Neueinführung  notwendiger 
Weise  auf  ein  niederes  Durchschnittsniveau  sich  beschränken 
müssen,  um  erst  nach  und  nach  eine  Steigerung  eintreten  zu 
lassen.  Die  heute  in  Funktion  sich  befindenden  technischen 
Leiter  wären  wahrscheinlich  der  Erbringung  desselben  entr 
hoben.  Dieser  Heilungsprozess  muss  also  sehr  langsam  wirken. 
Er  braucht  eine  ganz  unabsehbare  Zeit,  um  die  Minenvorstände 
für  ihre  so  schwierigen  Aufgaben  genügend  vorzubilden.  Und 
.  deshalb  scheint  er  mir  recht  geringen  praktischen  Wert  za 
besitzen. 

Die  Absendung  einer  Kommission  von  Sachverständigen 
nach  Europa  würde  schon  von  weiterreichender  Bedeutung  sein. 
Man  könnte  aus  ihrem  Bericht  gewiss  eine  Fülle  nutzbringender 
Anregung  schöpfen   und   ältere  europäische  Er&hrungen  für 
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Aostralien  einsammeln.  In  der  Hauptsache  jedoch  mochte  ich 
erwarten,  dass  die  australischen  Fachleute  in  Europa  Dinge 
und  Verhältnisse  sehen,  die  sich  nicht  so  kurzweg  nach  Austra- 
lien übertragen  lassen  und  den  europäischen  Gelehrten  wird 
man  Fragen  vorlegen ,  welche  sie  deshalb  nicht  recht  beant- 
worten können,  weil  sie  die  lokalen  Verhältnisse  der  Kolonie 
aus  eigener  Anschauung  nicht  kennen.  Aber  es  ist  offenbar 
nicht  bloss  notig,  dass  die  besten  Fachkenntnisse  der  Welt 
konsultiert  werden,  sondern  dass  sich  dieselben  auch  an  Ort 
und  Stelle  befinden,  um  alle  einschlägigen  Verhältnisse  in  Er- 
wägung ziehen  zu  kSnnen. 

Diese  Ueberzeugung  war  für  mich  während  meines  Auf- 
enthaltes in  Australien  Veranlassung,  an  die  Absendung  einer 
internationalen  Kommission  yon  Sachverständigen  zu  denken, 
welche  von  den  an  der  Goldwährung  interessierten  Staaten 
hatte  ausgerüstet  werden  können.  Wir  hatten  staatliche  Expe- 
ditionen zur  Beobachtung  des  Venusdurchgangs,  zur  Erfor- 
schung der  Polarmeere  u.  s.  w.,  weshalb  sollte  nicht  auch 
eine  Kommission  sich  rechtfertigen  lassen,  welche  den  Auftrag 
erhielt,  die  rechten  technischen  Anleitungen  zur  Weiterent- 
wickling  des  Goldbergbaues  für  junge  Kulturländer  zu  geben  ? 
Jedenfalls  hatte  ich  in  Australien  die  Freude,  mit  dieser  Idee 
namentlich  bei  den  Ministerien  in  Victoria  sehr  liebenswürdige 
Aufnahme  zu  finden,  und  nur  ein  einziger  Fachmann  in  Neu- 
seeland dachte  etwas  skeptisch  darüber,  worauf  dann  bald  in 
der  englischen  Presse  die  seltsame  Notiz  erschienen  ist,  dass 
ich  als  geheimer  Agent  des  Fürsten  Bismarck  mit  den  austra- 
lischen Ministerien  über  die  Möglichkeit  einer  Steigerung  der 
Golderträgnisse  Verhandlungen  pflegte.  Seitdem  bin  ich  jedoch 
nach  wiederholter  Durchdenkung  der  Sachlage  zu  einer  wesent- 
lich anderen  Auffassung  gelangt. 

Offenbar  handelt  es  sich  für  Australien  im  allgemeinen 
und  für  Victoria  im  besonderen  nicht  bloss  um  wissenschaft- 
lich und  praktisch  gleich  hervorragend  gebildete  Techniker, 
es  handelt  sich  auch  um  die  erforderliche  Kapitalkraft,  welche 
bestimmend  und  neubildend  in  die  dortige  Lage  des  Goldberg- 
baues eingreift.    Es  genügt  nicht,   in   klaren  Sätzen  zu  ver- 
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künden,  wie  in  den  einzelnen  Distrikten  nan  weiter  zu  Werke 
gegangen  werden  müsste,  sondern  es  ist  auch  notwendig,  dass 
die  heutigen  Unternehmungen  aus  ihrem  engen  Rahmen  heraas- 
genommen  und  vom  Fundament  aus  als  Unternehmungen  grossten 
Stiles  aufgebaut  werden.  Und  da  in  Australien  die  Voraus- 
setzungen zur  Erfüllung  dieser  Bedingungen  nicht  gegeben 
sind,  wäre  ich  der  Meinung,  dass  das  europäische  G  rosakapital 
die  Ausführung  in  die  Hand  nehme.  Die  Vorbereitungen  lassen 
sich  rasch  und  leicht  erledigen  und  mit  einem  Aktienkapital, 
das  nach  und  nach  sich  etwa  auf  eine  halbe  Milliarde  steigert, 
wäre  gewiss  der  australische  Quarzgangbau  so  erfolgreich  um- 
zubilden ,  dass  sich  nicht  bloss  die  jährliche  Goldproduktion 
um  30  bis  40  ^/o  erhöhen,  sondern  auch  eine  weit  überdurch- 
schnittliche Verzinsung  des  investierten  Kapitals  erzielen  liesse. 
Die  ausserordentliche  Grösse  des  Produktionsgebietes  garantiert 
die  Dauer  des  Unternehmens.  Ueberproduktion  und  daraos 
fliessende  Gefahren  sind  ausgeschlossen.  Und  schliesslich 
scheint  mir  Australien  der  günstigste  Boden  zu  sein,  um  f&r 
ein  künftiges  analoges  Vorgehen  in  Zentral-  und  Südamerika 
sowie  in  Südafrika  die  wertvollsten  Erfahrungen  zu  sammeln. 

VIII.  Die  Lage  des  Goldbergbanes  in  Neusädwales,  Queensland, 
Neuseeland,  Südaustralien  und  Tasmanien. 

a.  Neusüd  wales.  Nach  Süss  erstrecken  sich  die  wich- 
tigsten Golddistrikte  in  Neusüd wales  in  einer  etwa  180  eng- 
lische Meilen  breiten  Zone  von  dem  südöstlichen  Teile  der 
Kolonie  bis  zum  32.  Breitegrad  gegen  Norden.  Hier  wurde 
fast  nur  aus  den  Allnvien  Gold  gewonnen.  Alle  grosseren 
Versuche  auf  den  Quarzgängen  sind  bisher  gescheitert.  Der 
Goldertrag,  welcher  vor  wenigen  Jahren  ein  bedeutender  war, 
ist  daher  im  Sinken. 

In  Wirklichkeit  ist  die  Goldproduktion  in  Neusüdwales 
weit  stärkeren  Schwankungen  unterworfen  als  in  Victoria.  Sie 
beginnt  im  Jahre  1851  mit  144  121  Unzen,  steigt  rasch  auf 
818  752  im  darauffolgenden  Jahre ,  fällt  wieder  auf  161  043 
Unzen  im  Jahre  1857,  erreicht  ihr  zweites  Maximum  im  Jahre 
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1862  mit  616  910  Unzen,  schwankt  in  den  Jahren  1870  und 
1872  zwischen  240  402  und  424 100  Unzen  um  seit  1876  die 
Grenze  Ton  155  166  Unzen  nicht  mehr  zu  überschreiten.  Das 
Golderträgnis  dieser  Kolonie  war  von  da  ab 

1877  122629  Unzen  1881  145  632  Unzen  1886  100  667  Unzen 

1878  117  978  »  1882129  233  »  1886  98446  » 
1879107  640  »  1883  122  267  »  1887  108101  » 
1880  116  761      »      1884  106  933      »      1888    85  296      » 

1889119  769      » 

Den  mir  vorliegenden  offiziellen  Quellen  ^)  entnehme  ich 
über  Entwicklung  und  Lage  des  Goldbergbaaes  in  Nensüd- 
wales  die  folgenden  Angaben: 

Die  Ausdehnung  der  Goldfelder  wird  auf  70  000  Quadrat- 
meilen geschätzt.  Eine  Parlamentskommission,  welche  im  Jahre 
1870  die  Wäschen  und  Minen  der  Kolonie  besuchte,  berichtete 
dass  sie  eine  grosse  Menge  alter  und  neuer  Goldminen  ver- 
lassen  gefunden  habe,  deren  Grubenfelder  zweifelsohne  noch 
bauwürdige  Lager  enthielten.  Die  Bergleute,  nur  mit  Haue 
und  Schaufel  ausgerüstet,  haben  den  Grund  so  weit  bereits  be- 
arbeitet, als  es  mit  ihren  primitiven  Werkzeugen  möglich  war. 
Die  über  diese  Grenze  hinaus  eingelagerten  unschätzbaren 
Reichtümer  bedürfen  zu  ihrer  Hebung  des  rechten  Zusammen- 
wirkens Yon  Kapital  und  besseren  technischen  Kenntnissen. 
Namentlich  auch  das  vielfache  Auftreten  der  Pyriten  machte 
der  Entwicklung  des  Gangbaues  besondere  Schwierigkeiten. 
Die  grösste  Tiefe,  auf  welche  bis  jetzt  (1887)  in  Neusüdwales 
ein  Quarzriff  bearbeitet  worden,  misst  1060  Fuss  (The  Adelong 
United  Gold-Mine). 

Der  Begierungsstatistiker  T.  A.  CoghUm  sagt:  »Die  Quarz- 


l)  New  South  Wales  in  1881  by  Authority,  Sydney  1882.  New 
South  Wales,  its  Progreaa,  Present  Coodition  and  Resouroefl  by  Autho- 
rity,  Sydney.  1886.  Department  of  Mines,  Sydney,  Mineral  Products  of 
New  South  Wales  by  Harrie  Wood  1887.  Annual  Report  of  the  De- 
partment ofMines  of  New  South  Wales  for  the  year  1888.  Sydney.  1889. 
The  Wealth  and  Progress  of  New  South  Wales  1888/89,  by  T.  A.  Coghlan 
GoTt.  Statistician,  Sydney.  1889. 
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gange  sind  in  einzelnen  Fällen  ausserordentlich  reich.  So 
wurde  im  Januar  1873  in  einer  Mine  aus  10  Tonnen  Qoan 
über  1  Zentner  Gold  gewonnen.  Eine  andere  Mine  erhielt 
von  436  Tonnen  Quarz  24079  Unzen  Gold.  Wenn  trotzdem 
seit  dem  Jahre  1872  der  Goldertrag  der  Kolonie  fort^hrend 
zurückgewichen,  so  erklärt  sich  das  durch  die  allmäfalich  ein- 
tretende Erschöpfung  des  Schwemmlandes  und  die  ungleich 
langsamere  Entwicklung  des  Quarzgangbaues,  der  heute  alle 
Aussichten  hat,  eine  dauernde  und  zunehmende  Quelle  von  Er- 
trägnissen zu  werden.  Die  wichtigsten  Quarzriffs  finden  sich 
bei  Bathurst,  Armidale,  Hill  End  und  auf  den  Mudgee-  und 
Cudgegong  Goldfeldern.  Am  letztgenannten  Orte  wurden  bis 
Ende  1888  bereits  1  095  075  Unzen  Gold  gewonnen  und  ^eine 
geologische  Untersuchung  des  Feldes  vom  Jahre  1886  hat  er- 
geben, dass  die  dortigen  Resourcen  noch  lange  nicht  erschöpft 
seien.  ... 

Während  der  letzten  zwei  Jahre  hat  man  viel  Mühe  auf 
das  Aufsuchen  von  Gold  verwendet  und  die  Quarzgänge  sind 
vielfach  mit  recht  gutem  Erfolge  in  Angriff  genommen  worden. 
Alte  Werke,  welche  man  seit  Jahren  schon  verlassen  hatte, 
unter  der  Herrschaft  jener  unglücklichen  Idee,  dass  das  Gold 
nur  an  der  Oberfläche  gefunden  würde,  und  welche  vielleicht 
in  keinem  einzigen  Falle  auf  eine  Tiefe  von  200  Fuss  geprüft 
worden,  haben  nach  Wiederaufnahme  der  Arbeit  recht  erfreu- 
liche Resultate  geliefert.  Das  gilt  namentlich  für  die  Distrikte 
Ironbarks  und  Lewis  Pands.  Aber  auch  in  vielen  anderen 
Gegenden  sind  in  jüngster  Zeit  goldreiche  Qnarzriffe  entdeckt 
worden.  Mehrere  in  Melbourne  zur  Gründung  gelangte  Aktien- 
gesellschaften werden  ihren  Einfluss  auf  das  Gesamterträgnis 
der  Kolonie  erst  vom  Jahre  1889  an  zeigen  können.  Gleich 
erfreulich  sind  die  Nachrichten  von  dem  äussersten  Westen 
der  Kolonie,  und  auch  in  den  Minendistrikten  des  Südens 
ist  wieder  neues  Leben  erwacht.  ...  Im  Jahre  1885  vnirden 
425^  im  Jahre  1888  1717  »gold  leasesc  gewährt.  Der  Qnan- 
bau  beschäftigte  1885  97,  1888  111  Dampfmaschinen  mit  zu- 
sammen 1200  bezw.    1363  Pferdekräften,   1889   187  Dampf- 
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maschinell    mit  2697  Pferdekräften.     In  den    Allnvialfeldern 
waren 

Dampfmaschinen  mit  Pferdekräften 
1886  61  311 

1888  18  219 

1889  30  272 

Der  Wert  samtlicher  för  die  Goldgewinnung  in  der  Kolonie 
zur  Verwendung  gelangenden  Maschinen  wird  pro  1888  auf 
i*  350000  geschätzt.€ 

Dem  Jahresbericht  der  Bergbaubehorde  pro  1888  entnehme 
ich  noch  die  folgenden  Details: 

»Der  Rückgang  der  Goldproduktion  hangt  unzweifelhaft 
mit  der  lang  andauernden  Trockenheit  des  Jahres  zusammen. 
Trotzdem  ist  gerade  heuer  das  Interesse  an  unseren  Goldminen 
wieder  stärker  erwacht.  Unter  der  langen  regenlosen  Periode 
hatten  namentlich  die  Arbeiten  im  Schwemmlande  zu  leiden. 
Der  Quarzbau,  welcher  seit  Jahren  fast  eingeschlafen  war,  ist 
dagegen  in  manchen  Gegenden  wieder  erwacht.  So  wurden 
reiche  Lager  zu  Bakers  Greek  und  Hillgrove  eröffnet.  Auch 
in  ParkeB  begann  die  Bearbeitung  des  Quarzes.  Und  das  Gleiche 
wird  von  Grenfeld,  Sofola,  Sunny  Corner,  Hargraves,  Mudgee 
und  anderen  Distrikten  berichtet.  Von  Bathurst  wird  gesagt, 
dass  im  laufenden  Jahre  die  Goldwäschereien  wegen  Wasser- 
mangel ganz  eingestellt  waren.  Bei  Tremkey  hat  man  zur 
Prüfung  des  Quarzes  einen  Schacht  auf  800  Fuss  ausgegraben. 
ZoCalova  sind  yerschiedene  reiche  Goldlager  entdeckt  worden. 
In  Luknow  werden  ebenfalls  gute  Fortschritte  gemacht:  die 
Pyriten  schickt  man  nach  Extraktion  des  freien  Goldes  zur 
weiteren  Behandlung  nach  Deutschland.  Brownes  Greek  Co. 
hat  die  Arbeiten  einstellen  müssen,  weil  die  Schachte  er- 
soffen sind.c 

Der  Bericht  vom  Mugdee  Distrikt  bemerkt  u.  a.:  »Im 
November  wurde  ein  Alluvialgoldfeld  südlich  von  Tomingley 
entdeckt,  des  Wassermangels  halber  konnten  jedoch  die  Ar- 
beiten nicht  beginnen.  In  Ironbarks  haben  sich  grosse  Mengen 
goldhaltigen  Quarzes  angesammelt,  wegen  Wassermangel  musste 
das  Zerstampfen  desselben  verschoben  werden.« 
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Der  Bericht  vom  Albert  Distrikt  sagt:  »In  Milparinka 
und  Tibovburra  war  der  Regenfall  des  Jahres  etwa  2  Zoll,  bei 
Mount  Brown  gar  nur  V2  Zoll.  Die  Rückwirkung  auf  die 
Goldgewinnung  ist  leicht  zu  erraten.  In  Tibovburra  mosateo 
im  Februar  bereits  die  Arbeiten  eingestellt  werden.  Zu  Mt. 
Browns  konnte  nur  üntergrundswasser  aus  den  Gruben  zum 
Waschen  benützt  werden.  Die  Thätigkeit  stockte  fast  überall 
Eine  andere  Mine  musste  bei  241  Fuss  Tiefe  das  Schacht'- 
graben  einstellen,  weil  die  Schöpfmaschine  (whim)  das  an- 
drängende Wasser  nicht  mehr  bewältigen  konnte.  Vom  Hunter 
und  Macleay  Distrikt  berichtet  man,  dass  grossere  Quantifiten 
Quarz  für  ihre  Bearbeitung  auf  Regen  warten.  In  DeepCreek 
wurde  ein  Grnbenfeld  aufgenommen ,  dessen  Proben  S  bis  6 
Unzen  Gold  per  Tonne  ergab.  Eine  andere  Probe  wurde  nach 
Sandhurst  geschickt,  um  durch  den  Ghlorinationsprozess  ge- 
prüft zu  werden.  Das  Material  scheint  der  Extraktion  Schwie* 
rigkeiten  zu  bereiten  und  am  Platze  sind  keinerlei  Einrich- 
tungen dazu  vorhanden. € 

Der  Bericht  vom  Distrikt  New  England  sagt :  »In  Fairfield 
hat  man  der  Schwierigkeiten  der  Goldgewinnung,  welche  mit 
dem  geringeren  Adel  und  dem  Auftreten  chemischer  Verbin- 
duDgen  zusammenhängen,  noch  nicht  Herr  werden  können. 
Sollten  aber  die  neuerdings  angestellten  Versuche  wirklich  er- 
geben, dass  die  Verarbeitung  eines  Erzes  von  4  bis  10  dwt 
sich  noch  bezahlt  macht,  dann  finden  die  Unternehmer  f&r 
ihre  Thätigkeit  hier  ein  praktisch  unbegrenztes  Feld.  Zu  Red 
Rock  hat  man  viel  Mühe  und  Arbeit  aufgewandt»  um  grossere 
Quantitäten  von  Erzen  zu  bearbeiten,  aber  es  zeigte  sich,  dass 
bei  dem  gewöhnlichen  Prozess  weder  das  Grold  noch  das  Silber 
vollständig  gewonnen  werden  konnte.  Von  800  Tonnen  Quan 
erhielt  man  207  Unzen  Gold,  während  die  Analyse  1  Unze 
Gold  per  Tonne  ergab.  Eine  Untersuchung  der  Rückstande 
zeigte  dann  auch  einen  Verlust  bis  zu  60  %.  In  Sandhurst 
gewann  man  aus  der  Tonne  »tailingsc  noch  14  dwt.  Erze  mit 
4  bis  5  dwt.  sind  in  unbegrenzten  Massen  vorhanden  und 
können  mit  geringen  Kosten  gewonnen  werden.« 

Diese  Citate  mögen  fOr  den  vorliegenden  Zweck  genügen. 
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Sie  lassen  die  Goldfelder  von  Neusüdwales  in  einem  Entwick- 
lungsstadinm  erscheinen,  welches  in  Victoria  etwa  gegen  Ende 
der  70  er  Jahre  erreicht  wurde.  Die  Quarzgänge  sind  durch- 
schnittlich auf  eine  Tiefe  Ton  100  bis  200  Fuss  bearbeitet 
worden.  Dann  waren  die  primitiven  Mittel  erschöpft.  Die 
Wasserhebvorrichtungen  erwiesen  sich  als  unzureichend.  Die 
Goldausscheidung  aus  dem  Gestein  war  eine  mangelhafte.  Die 
Behandlung  der  Pyriten  blieb  fast  ungekannt.  Die  aufge- 
wandte Arbeit  machte  sich  nicht  mehr  bezahlt,  und  deshalb 
wurden  die  Minen  verlassen.  Das  war  der  Zustand,  welcher 
Süss  zu  der  Behauptung  veranlasste,  dass  alle  Versuche  auf 
den  Quar^ängen  gescheitert  seien.  Aber  wieso  Süss  sich 
berechtigt  fühlen  konnte,  schon  im  Jahre  1876  von  »gros- 
seren« Versuchen  zu  sprechen  und  das  zurückgehende  Gold- 
erträgnis auch  in  dieser  Kolonie  als  ein  solches  hinzustellen, 
das  ursächlich  mit  der  Erschöpfung  der  Goldlager  im  Zusam- 
menhang stehe,  bleibt  mir  unerfindlich. 

Die  Goldgewinnung  ist  in  Neusüdwales  erst  recht  Sache 
kleiner  Unternehmungen  geblieben.  Im  Jahre  1888  wurden 
1717  Gesuche  um  Goldbaulizenze  genehmigt.  Es  darf  also 
angenommen  werden,  dass  im  ganzen  etwa  4000  solche  Unter- 
nehmungen zu  Ende  des  Jahres  bestanden  haben.  Von  den- 
selben sind  8278  Arbeiter  beschäftigt,  also  etwa  2  Arbeiter 
pro  Unternehmung  bei  einem  Eapitalwert  der  maschinellen 
Einrichtungen  von  etwa  £  90.  Dass  unter  solchen  Verhältnissen 
der  Goldbergbau  nicht  prosperieren  kann,  liegt  auf  der  Hand. 

Neusüdwales  bedarf  zu  einer  gedeihlichen  Entwicklung  des 
Gangbaues  womöglich  in  noch  dringenderem  Masse  als  Victoria 
grosser  systematisch  angelegter  Unternehmungen.  Das  Gold 
ist  hier  weit  näher  der  Ehrdoberfläche  an  schwer  zu  behan- 
delnde chemische  Verbindungen  gebunden.  Die  Goldfelder 
liegen  zum  grösseren  Teile  in  regenarmen  Gebieten  und  das 
üntergrundwasser  scheint  trotzdem  schon  auf  geringerer  Tiefe 
aufzutreten.  Deshalb  ist  hier  eine  rationelle  Behandlung  der 
Pyriten  und  eine  umfassend  angelegte  Oekonomie  des  Wassers 
höchst  dringend  erforderlich.  Und  deshalb  bin  ich  auch  der 
Meinung,  dass  alles,  was  oben   zur  Abhülfe  für  Victoria  ge- 
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sagt  worden,  in  mindestens  dem  gleichem  Masse  f&r  Nensüd- 
Wales  zutreffend  ist. 

b.  Queensland.  Nur  diese  Kolonie  hat  Süssin  Austra- 
lien bezüglich  der  Zukunft  ihres  Goldbergbaues  einer  günsti- 
geren Beurteilung  gewürdigt.  »Die  Tiefbauten  liefern  noch 
immer  Erze  von  edler  Beschaffenheit  und  der  Elrtrag  des 
Schwemmlandes  ist  noch  nicht  an  seinem  Maximum  angelangt.€ 
Die  einschlägigen  Ziffern  und  Verhältnisse  zeigen  jedoch,  dass 
Süss  nicht  bloss  mit  seinen  pessimistischen,  sondern  auch  mit 
seinen  optimistischen  urteilen  wenig  glücklich  war. 

Die  Steigerung  der  Queensländer  Goldproduktion,  welche 
man  den  Süss'schen  Ausführungen  gemäss  nach  dem  Jahre 
1876  hätte  erwarten  sollen,  trat  damals  nicht  ein.  Der  Gold- 
ertrag, welcher  1877  428  104  Unzen  erreicht  hatte,  ging  viel- 
mehr fortwährend  zurück,  um  im  Jahre  1883  auf  weniger  als 
der  Hälfte,  nämlich  auf  212  783  Unzen  anzulangen.  In  den 
drei  folgenden  Jahren  bewegt  sich  der  Ertrag  zwischen  307  804 
und  340  998  Unzen,  um  jetzt  erst  mit  425  922  Unzen  im  Jahre 
1887  das  Niveau  von  1877  annähernd  wieder  zu  erreichen 
und  dann  rasch  von  481 643  Unzen  im  Jahre  1888  auf 
740209  Unzen  im  Jahre  1889  zu  steigen.  Es  kann  also  in 
der  Ergiebigkeit  der  Goldfelder  ein  bedeutender  Rückschlag 
eintreten,  ohne  dass  damit  für  das  Erschopftsein  der  Gbldlager 
etwas  bewiesen  wäre.  Dieser  Rückschlag  kam  in  Queensland 
infolge  sehr  trockener  Jahre  und  infolge  eines  Mangels  an 
Kapital  und  Unternehmungsgeist.  Und  der  Umschlag  zum 
Bessern  trat  ein  infolge  glücklicher  Neuentdeckungen,  die  na- 
mentlich von  England  frische  Eapitalkräfte  herangezogen  haben. 

Diese  Ertragszunahme  selbst  aber  führt  sich  wieder  keines- 
wegs —  wie  Süss  zu  erwarten  schien  —  darauf  zurück,  dass 
»der  Ertri^  des  Schwemmlandes  noch  nicht  an  seinem  Ma- 
ximum angelangt«  war  (1876 !).  Gerade  das  Schwemmland  hat 
vielmehr  an  der  Zunahme  der  Golderträgnisse  in  Queensland 
so  gut  wie  gar  keinen  Anteil,  während  der  Gangbau  sich  hier 
neuerdings  zu  einer  tüchtigen  Ergiebigkeit  erhoben  hat.  Den 
mir  vorliegenden  »Statistics  of  the  Celony  of  Queensland  for 
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the  year  1888  (S.  312)  und  the  Australian  Handbook  for  1887 
(8.  499)  entnehme  ich,  dass 

in  den  Jahren  Q-^ld  Alluvjal^old 

1885  289005  21936 

1887  404  223  21 700 

1888  449  804  31 839 

1889  0  728  416  10287 
gewonnen  wurden,  dass  mithin  im  Durchschnitt  dieser  vier 
Jahre  der  Bergbau  96%,  das  Schwemmland  nur  4%  zur  ge- 
samten Goldproduktion  beitrug  und  selbst  diesen  geringen  An- 
teil nicht  behaupten  konnte.  Wieweit  sind  also  diese  Ziffern 
davon  entfernt,  sich  mit  jenem  iSt^^'schen  Eardinalsatze  zu 
decken,  demzufolge  etwa  90%  uuseres  Goldes  aus  alluvialen 
Ablagerungen  und  nur  lO^/o  den  Bergbauten  entstammen  soll! 
Aber  auch  den  übrigen  ^Su^^'schen  Theorien  haben  die  Ereig- 
nisse in  Queensland  grosse  Enttäuschungen  bereitet 

Gegen  Ende  des  Jahres  1882  haben  die  Gebrüder  Morgan 
in  der  Nähe  des  Dee  River  etwa  25  Meilen  südlich  von  Rock- 
hampton einen  Goldberg  entdeckt,  der  an  Bedeutung  dem  welt- 
berühmten Gomstock  Lode  mindestens  gleich  steht.  Von  den 
glücklichen  Entdeckern  wurde  der  Wert  ihrer  Entdeckung  weit 
unterschätzt.  Deshalb  begannen  die  bergmännischen  Arbeiten 
erst  einige  Jahre  später,  als  inzwischen  eine  Handänderung 
eingetreten  war.  Und  erst  in  den  letzten  Jahren  sind  hier 
umfassendere  und  bessere  Einrichtungen  aufgestellt  worden. 

Nun  ist  die  Entdeckung  dieses  ganz  ausserordentlich  rei-^ 
eben  Goldlagers  an  sich  schon  mit  den  Sü^^'schen  Theorien 
im  Widerspruch,  welche  das  Auffinden  grosser  und  neuer  Gold- 
lager an  die  Ausbreitungsgrenze  europäischer  Kultur  verlegt. 
Rockhampton  gehört  zu  den  bedeutendsten  Städten  und  Hafen- 
plätzen der  Kolonie  und  ist  bereits  im  Jahre  1855  gegründet 
worden.  Drei  Jahre  später  wurden  c.  35  Meilen  südlich  dieser 
neuen  Niederlassung  die  ersten  Goldfelder  von  Queensland  auf 
Schwemmland  entdeckt,  die  recht  viel  Enttäuschung  bereiteten. 
Es  wird  gesagt,  dass  hundertmal  mehr  Goldwäscher  zugewan- 

1)  The  Australian  Handbook  for  1891,  8.  406. 
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dert  waren,  als  auf  dem  Felde  Beschäftigung  finden  konnten. 
Dann  folgten  die  Entdeckungen  namentlich  in  dem  nördlichen 
Teil  der  Kolonie.  Und  erst  26  Jahre  später,  auf  noch  gerin- 
gerer Entfernung  zur  Hafenstadt  wird  das  reichste  Goldlager 
Australiens  gefunden.  Das  yorhergegangene  Suchen  nach  Gold 
war  offenbar  ganz  schablonenhaft  betrieben  worden.  Nur  die 
gewohnten  AblagerungSYorschriften  dienten  als  Indikation. 
Wo  davon  wesentliche  Abweichungen  vorkamen,  fehlte  den 
Forschem  die  erforderliche  Sachkenntnis.  Deshalb  können 
sich  noch  viele  Mount  Morgans  in  Australien  finden,  auch  in 
Gebieten,  die  lange  schon  der  europäischen  Kultur  zugänglich 
geworden  sind. 

Indes  bot  auch  in  geologischer  und  metallurgischer  Hinsicht 
die  Auffindung  des  Mt.  Morgan  grosse  Ueberraschungen.  Der 
etwa  400  Fuss  hohe  Kegel  ist  aus  eisenhaltigem  Quarz,  in 
welchem  das  Gk>ld  in  äusserst  feinem  Zustande  verteilt  ist 
Mikroskopisch  lassen  sich  keinerlei  Goldspuren  entdecken.  Die 
Bergbildung  selbst  scheint  das  Produkt  eines  längst  vertrock- 
neten Gaisers  zu  sein,  welcher  Kieselsäure,  Eisen  und  Gold  in 
gelöstem  Zustande  enthielt.  So  ist  die  ganze  Erdmasse  reich- 
lich von  edlem  Gehalte  durchsetzt.  Der  Abbau  ist  gleich  dem 
eines  Steinbruchs.  Man  bricht  das  Material  von  der  Oberfläche 
ab  und  sein  Goldgehalt  schwankt  von  3  bis  fiber  20  Unzen 
pro  Tonne.  Bis  zu  welcher  Tiefe  sich  die  Formation  fort- 
setzt, konnte  noch  nicht  ermittelt  werden.  Dabei  ist  dieses 
Gold  nicht  »stets  mehr  oder  minder  silberhaltige  ') ,  son- 
dern ohne  jede  Beimischung  dieses  weissen  Metalls.  Eine 
Analyse  von  Dr.  Leibius,  Chemiker  der  königlichen  MOnze  in 
Sydney ,  ergab  99,8  %  Gold.  Der  Best  war  Kupfer  mit  einer 
Spur  von  Eisen.  Die  Extraktion  erfolgt  nach  dem  Chlori- 
nationsprozess. 

Namentlich  der  Ruf  dieser  glücklichen  EIntdeckung  hat 
das  Interesse  auch  des  englischen  Kapitals  fQr  die  Quarzgänge 
im  Queensland  wachgerufen.     Und  von  da  ab  datiert  das  ra- 


1)  Süss  1.  c.  S.  291. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Zaknnft  des  Goldes  asd  die  Sflss^ache  Theorie.  555 

schere  Fortschreiten   in  der  Estwicklnng.     Die  Zahl  der  neu 

eingetragenen  Gesellschaften  war 

i^  T.k.«     die  Zahl  ihrer       das  Nominal-  das  einsresahlte 

imJahre  ^j^^^  j^^p.^j  ^^^^^^ 

247       1886        7  603  405        ^  8  800  531        £  1:428  785 
280      1887      10310  249         »   7  389  228         »   3  417388 
271      1888      18  305  692         »10305  692         »    2  877  918 
260      1889      12  708  306         »   9  770718         »   5078  682 
Leider  sind  mir  über  Bestand  und  Auflösung  der  Gesellschaften 
keine  Ziffern  erreichbar  geworden,  aber  es  geht  aus  den  vor- 
liegenden Angaben  ganz  offenbar  hervor,  dass  die  Entwicklung 
weniger  auf  eine  Vermehrung  der  Unternehmungen    als  viel- 
mehr wesentlich  auf  eine  Eapitalstärkung  abzielt,  die  freilich 
mehrfach   durch   neue  Aktienemissionen   aufgewogen   werden. 
Von  den  gleichen  Quellen  wird  angegeben,  dass  im  Jahre  1885 
7889,  im  Jahre  1887  14889,  im  Jahre  1888  14515,  im  Jahre 
1889  10352  Miners  Rights   ausgegeben   wurden.     Den  Wert 
der  Maschinen  schätzt  man  fQr  das  Jahr  1885  auf  1 130  801  £ 
fQr  1889  auf  1  162  591.    Dabei  waren 
im  Jahre  1885  284  Dampfmaschinen  mit  3631  Pferdekräften 

>  »      1888  472  »  »    7107  > 

>  >      1889  497  »  »    6526  > 

auf  den  Goldfeldern  in  Verwendung.  Trotz  aller  Anzeichen  einer 
energievolleren  Entwicklung  sind  also  auch  hier  die  Unter- 
nehmungen der  in  Australien  üblichen  Grösse  nicht  wesentlich 
entwachsen. 

Die  Angaben  über  den  Adel  des  Quarzriffs  lassen  die 
Goldfelder  in  Queensland  als  besonders  reich  erscheinen.  Dar- 
nach schwankt  der  durchschnittliche  Ertrag  per  Tonne  Quarz 
im  Jahre  1887  zwischen  9  dwt.  und  4  Unzen  16  dwt.  Der 
allgemeine  Durchschnitt  war  1  Unze  15  dwt.  10  gr.  Für  das 
Jahr  1888  stellen  sich  die  betreffenden  Zahlen  auf  11  dwt. 
bezw.  4  Unzen  16  dwt  bezw.  1  Unze  14  dwt.  Die  Stampf- 
kosten des  Quarzes  berechnen  sich  freilich  ebenfalls  hoher  als 
in  Victoria.  Sie  schwanken  von  7  s  6  d  in  Ravenswood  bis 
zu  1  <£  15  s.  in  Groyden  und  2  £  auf  den  Palmer  Gold- 
feldern.    Im  Jahre  1889   will  man   2212  goldhaltige  Quarz- 
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gange  in  Queensland  gezählt  haben  und  die  Gesamtflache  der 
Goldfelder  soll  15169  Qnadratmeilen  betragen.  Der  tiefiste 
Schacht  wird  fär  das  Jahr  1887  auf  1060  Foss  angegeben  ^). 

Die  Entwicklang  des  Goldbei^baus  in  Queensland  ist  allem 
Anscheine  nach  in  aufsteigender  Bewegung  b^riffen.  Aber 
die  günstigen  Resultate  sind  gewiss  mehr  auf  den  ausser- 
ordentlichen Reichtum  der  Depositen  als  auf  grössere  oder 
mehr  systematische  Veranlagung  der  Unternehmungen  zurfick- 
zufQhren.  Das  Entwicklungsstadium  selbst  ist  dabei  gewiss 
nicht  über  das  in  NeusQdwales  erreichte  hinausgekommen. 

c.  Neuseeland*).  »Die  betrachtliche  Menge  Goldes^ 
welche  diese  Kolonien  seit  einer  Reihe  von  Jahren  liefern, 
findet  sich  zum  grosseren  Teile  auf  der  südlichen  Insel.  Auf 
der  nordlichen,  weniger  ertragreichen  Insel  ist  Gangbau.  Es 
lasst  sich  vermuten,  dass  auch  Neuseeland  dem  Schicksale  Cali- 
forniens  entgegeneilt.  Ein  sehr  reiches  Goldfeld,  welches  im 
Schwemmlande  von  Otago  im  Jahre  1861  187  695  Unzen  lieferte, 
stieg  rasch  auf  580  233  Unzen  im^  Jahre  1863  und  fiel  dann 
80  schnell,  dass  es  1867  nur  mehr  149  364  Unzen  gab.  Dies 
ist  der  normale  Verlauf  der  Ausbeutung  solcher  Regionenc 
(S.  298).  —  Nur  wo  Alluvialfelder  sich  finden,  sind  grossere 
Goldmengen  zu  erwarten,  während  die  Quarzgange  arm  sind 
und  arm  bleiben.  Die  nördliche  Insel  hat  nur  Quarzgange. 
Auf  der  südlichen  Insel  ist  der  Reichtum  des  Schwemmlandes 
der  Erschöpfung  nahe.  Neuseeland  hat  deshalb  aufgehört,  fär 
die  Zukunft  der  Goldproduktion  eine  Bedeutung  zu  besitzen. 
Das  ist  offenbar  die  Variation,  in  welcher  die  Süss'sche  Theorie 

1)  Zun  Vergleich  mit  Victoria  sei  hier  angeführt»  dass  daselbst  im 
Jahre  1888  anf  den  Goldfeldern  1119  Dampfmaschinen  aufgestellt  waren, 
welche  27472  Pferdekrftfte  repräsentierten.  Der  Wert  aller  Maschinen 
wird  anf  jf  1  838  123,  die  Zahl  der  goldhaltigen  Quanriffs  anf  3718 
angegeben. 

2)  Vgl.  namentlich  Statistics  of  the  Colony  of  NewZealand  for  the 
year  1887 ;  The  ofBcial  Handbook  of  New  Zealand  by  JuUm  Vogd  1875 ; 
Handbook  of  New  Zealand  by  Jatnea  Hector  1886  und  1888;  insbesoii- 
dere  aber  Alfred  G,  Lock  Gold,  its  occnrence  and  extraction ,  London 
1882,  S.  523  bis  564,  wo  sich  die  offiiiellen  Berichte  yon  ükitk,  HeetOTf 
Button  XL  a.  zusammengestellt  finden. 
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in  der  Darstellung  dieses  Abschnittes  erscheint.  Aber  die 
Wirklichkeit  stimmt  auch  diesmal  damit  keineswegs  überein. 

Dass  die  nördliche  Insel  ftist  nur  Quarzgold,  die  südliche 
ganz  bedeutende  Mengen  Waschgold  produziert  hat,  ist  richtig. 
Aber:  ist  damit  auch  schon  erwiesen,  dass  sich  im  Norden 
kein  grösseres  Alluvialfeld  finden  lässt  und  für  den  Süden  die 
Möglichkeit  ausgeschlossen  ist,  durch  Entwicklung  eines  ebenso 
ertragreichen  Gangbaues  seinen  alten  Ruf  als  Goldland  von 
neuem  wieder  zu  befestigen?  Die  Gründe  f&r  solche  Vermu- 
tungen sind  recht  naheliegend. 

Auf  der  nördlichen  Insel  befinden  sich  nämlich  die  grossen 
Maori-Reservationen,  von  denen  das  King  Country  alleine  ein 
Gebiet  von  4050  Quadratkilometer  repräsentiert  und  auf  denen 
im  ganzen  etwa  22000  Eingeborene  wohnen.  Dieses  Maori- 
land  gehört  den  Maori-Stammen  zu  vollem  Eigentum.  Und 
mit  welcher  Eifersucht  sie  dasselbe  bewachen,  hat  die  Regie- 
rung in  Neuseeland  zur  Genüge  erfahren.  W^en  240  ha  Land 
das  die  Europäer  für  sich  beanspruchten,  entbrannte  im  Jahre 
1863  ein  Krieg,  der  fast  zehn  Jahre  gedauert  und  den  Eng- 
ländern 20  bis  30  Millionen  Kriegskosten  verursacht  hat.  Es 
li^t  also  nahe,  dass  diese  Reservationen  den  europäischen 
Goldsuchern  vollständig  verschlossen  sind,  während  die  Maoris 
selbst  das  Gold  imberührt  lassen.  Nur  infolge  besonderer  Ver- 
einbarungen zwischen  der  Regierung  und  den  Eingeborenen 
wurden  im  Jahre  1886  mehrere  Expeditionen  zur  Prüfung  des 
Landes  auf  Gold  nach  dem  King  Country  geschickt,  wo  man 
auch  reiche  alluviale  Ablagerungen  vermutet.  Privaten  Mit- 
teilungen entsprechend  waren  während  meiner  Anwesenheit  in 
Neuseeland  die  Verhandlungen  darüber  noch  nicht  zu  Ende 
gediehen. 

In  welcher  Weise  aber  diese  Rechtsansprüche  der  Maoris 
gerade  auf  die  Entwicklung  der  Goldwäschereien  hindernd  ein- 
wirken, darüber  giebt  Hochstetter  ^)  in  seinem  grossen  Werke 
über  Neuseeland  sehr  gutes  Material.  Es  war  die  erste  Gold- 
entdeckung  auf  Neuseeland  in  der  Nähe  des  Coromandelhafens 
gemacht   worden.     Da  das   Land   den  Eingeborenen   gehörte, 

1)  Dr.  Ferd.  van  Hochsteiier,  Neoseeland,  Stuttgart  1863.  S.383  £F. 
ZettMhr.  f.  StaatBW.  1891.    IIL  HeA.  86 
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musste  mit  diesen  yon  Seiten  derRegiernng  ein  üebereinkom- 
men  getroffen  werden.  Die  Maoris  verstanden  sich  gegen  eine 
gewisse  Bezahlung  dazn,  den  Eoropäern  die  Goldgewinnung 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  zu  überlassen  und  im  November 
1852  wurde  mit  den  Häuptlingen  ein  Vertrag  auf  drei  Jahre 
abgeschlossen,  in  welchem  sich  die  Regierung  verpflichtete, 
f&r  jede  Qnadratmeile  Landes,  auf  welcher  Gold  gegraben 
werde,  ein  Pfund  Sterling  jährlich  und  för  jeden  Goldgraber 
zwei  Schillinge  monatlich  an  die  Eingeborenen  zu  bezahlen. 
Infolge  dessen  musste  die  Regierung  die  Goldgräber  mit  einer 
Taxe  belasten.  Sie  gab  nur  die  ersten  zwei  Monate  frei  und 
verlangte  dann  von  jedem  Goldgräber  30  s.  per  Monat.  Gegen 
300  »Diggersc  machten  sich  ans  Werk.  Als  aber  die  Taxen 
bezahlt  werden  sollten,  da  fanden  sich  nur  50  ordentliche 
Goldgräber  ein.  Auch  diese  konnten  jedoch  bei  den  hohen 
Taxen  ihre  Rechnung  nicht  finden.  Da  ausserdem  mehr  und 
mehr  Schwierigkeiten  mit  den  Eingeborenen  entstanden,  schlief 
nach  ungeföhr  sechs  Monaten  die  ganze  Sache  wieder  ein. 
Zuletzt  verweigerte  man  den  Europäern  das  Recht,  auch  nm* 
Versuche  zu  machen.  HochsteUer  besuchte  diese  Gegend  und 
ist  der  Meinung,  »dass  die  Coromandel  Goldfelder  vielleicht 
in  späteren  Jahren,  wenn  die  zum  grössten  Teile  noch  mit 
dichtem  Wald  bedeckte  Gegend  mehr  zugänglich  wird  und  die 
Schwierigkeiten,  welche  die  Maoris  bisher  jedem  grosseren 
Unternehmen  in  den  Weg  gelegt  haben,  aufhören,  immer  noch 
zu  einer  Bedeutung  gelangen  mögen.« 

Dass  aber  die  Quarzgangbauten  im  Norden  sowohl  vrie 
namentlich  auch  im  Süden  noch  nicht  zur  rechten  Entwick- 
lung gediehen  sind,  wird  durch  die  Oberflächengestaltung  wie 
durch  die  klimatischen  Verhältnisse  des  Landes  wesentlich 
mitbedingt.  Die  beiden  Hauptinseln  werden  ihrer  ganzen  Lange 
nach  von  einem  Gebirge  durchzogen,  das  sich  im  Süden  auf 
weit  über  lOOOOFuss  erhebt  und,  stark  bewaldet,  namentlich 
auf  der  Westseite  rasch  und  steil  zur  Meeresküste  abfällt  Ge- 
rade auf  dieser  Westseite  treten  nun  hauptsächlich  die  Quarz- 
gänge auf  und  zwar  von  der  Meeresküste  an  bis  zu  einer  Hohe 
von   über   7000  Fuss.     Der  Landverkehr  ist  natürlich   ganz 
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ansserordentlicfa  erschwert.  liandstrassen  existieren  fast  nur 
der  Küste  entlang.  Sowohl  znm  Transport  der  Maschinen 
nach  den  Minen,  wie  zur  Bringnng  des  Qnarzes  und  zur  Herbei- 
schafiFong  des  Grabeuholzes  aus  den  nahegelegenen  Wäldern 
müssen  nach  allen  Richtungen  erst  von  dem  Bergwerke  aus 
W^e  gemacht  werden.  Die  Löhne  in  Neuseeland  sind  hoch. 
Man  zahlt  f&r  die  achtstündige  Tagesarbeit  8  s.  Die  Kosten 
dieser  Wegbauten  sind  also  recht  gross  und  bilden  für  die  in 
Australien  übliche  Gesellschaftsgründnng  ein  um  so  grosseres 
Hindernis,  als  diese  ganzen  Ausgaben  gerade  die  Vorbereitung»* 
kosten  des  Unternehmens  belasten. 

Das  Klima  macht  seinen  nachteiligen  Einfluss  nament- 
lich auf  der  südlichen  Hauptinsel  geltend,  welche  nicht,  wie 
die  nördliche,  zu  dem  subtropischen,  sondern  zu  dem  gemäs- 
aigten  Gebiete  gehört.  Infolge  der  Windrichtung  und  der  Nähe 
von,  mit  ewigem  Schnee  geschmückten  Bergketten  haben  die 
Quarzminen  im  Süden  einen  ziemlich  strengen  Winter  und 
während  der  grösseren  Hälfte  des  Jahres  ein  ziemlich  kaltes 
Wasser.  Dadurch  mindert  sich  der  Flüssigkeitsgrad  des  Queck- 
silbers, das  zur  Extraktion  des  Goldes  aus  dem  zerstampften 
Gestein  verwendet  wird,  und  damit  hängt  dann  eine  weit 
unvollkommenere  Ausbeute  zusammen.  Mit  der  höheren  Lage 
der  Goldmine  nehmen  diese  Unannehmlichkeiten  natürlich  zu. 
und  so  finden  wir  z.  B.  in  Skipper's  Greek,  dass  die  Arbeiten 
während  5  bis  6  Monaten  des  Jahres  eingestellt  werden  müssen. 

Die  Schwierigkeiten  der  Pyritenbehandlung  haben  sich 
noch  weniger  geltend  gemacht,  weil  fast  nirgends  die  stän- 
digen Arbeiten  bis  zum  üntergrundwasserspiegel  gediehen  sind. 
Zwar  finden  sich  schon  in  den  oberen  Ablagerungen  chemische 
Goldverbindungen,  die  durch  den  üblichen  Amalgamations« 
prozess  nicht  erschlossen  werden  und  nach  den  Untersuchungen 
Ton  Skey  oft  einen  Goldverlust  von  35  bis  45  ^/o  bedingen. 
Der  ausserordentliche  Reichtum  der  Goldlager  Neuseelands  lässt 
jedoch  diesen  Verlust  gar  nicht  empfinden.  Aber  gerade  eben 
dieser  Reichtum  scheint  mir  ein  wesentliches  Hindernis  für 
die  Entwicklung  des  Gangbaues  zu  bilden. 

Auf  der  südlichen  Hauptinsel,  wo  keinerlei  Maori-Schwie- 

86* 
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rigkeiten  den  Weg  beengen,  wurden  die  Goldfelder  —  soweit 
sie  in  der  üblichen  Weise  mit  cradle^  Picke  und  Schaufel  be> 
arbeitet  werden  konnten  —  nach  ihrer  Entdeckung  stets  ener- 
gisch in  Angriff  genommen  und  bald  abgebaut.  Aber  die 
alluvialen  Goldablagerungen,  an  denen  Neuseeland  besonders 
reich  zu  sein  scheint,  sind  damit  noch  keines w^  erschöpft. 
Ausser  der  »deep  leadsc  findet  sich  im  Sande  der  Flüsse  und 
Gewässer  fast  überall  das  edle  gelbe  Metall  und  auch  die  See- 
küste muss  man  als  goldreich  bezeichnen.  Die  Bearbeitung 
dieser  Depositen  bietet  wesentlich  weniger  technische  Schwie- 
rigkeiten als  der  Quarzgangbau.  Deshalb  wendet  man  sich 
ihnen  mit  Vorliebe  zu.  und  bei  der  grösseren  Mannigfaltig- 
keit der  Ablagerungen  hat  infolge  dessen  der  hydraulische 
Abbau  in  Neuseeland  eine  weit  vielfältigere  Durchbildung  ab 
selbst  in  Galifornien  erfahren.  Noch  sind  die  yerschiedenen 
neu  konstruierten  Apparate  und  Abbaumethoden  an  der  See- 
küste sowohl  wie  in  den  Wasserlaufen  alter  und  neuer  Zeiten 
im  Anfangsstadium  ihrer  Verwendung.  Es  liegt  also  nichts 
näher,  als  dass  dadurch  die  Aufmerksamkeit  des  ohnehin  be- 
grenzten Kapitalmarktes  der  Kolonie  vom  Quarzgangbau  ab- 
gelenkt wird. 

Aber  auch  dort,  wo  man  begonnen  hat ,  die  Quarzgange 
zu  bearbeiten,  bringt  man  dem  unternehmen  infolge  yorans- 
gegangener  glänzender  Erfolge  zu  hoch  gespannte  Erwartangen 
entgegen.  So  hat  die  Caledouian  Mine  in  wenigen  Monaten 
£  600000  als  Dividenden  gezahlt.  Ihre  Aktien,  welche  aaf 
£  12  lauteten,  haben  einen  Kurswert  von  ^  210  erreicht 
Eine  andere  Quarzmine  lieferte  für  einige  Zeit  ganz  regel- 
mässig 600  Unzen  pro  Tonne.  Und  noch  neuerdings  hat  man 
auf  den  berühmten  Westland  Goldfeldern  in  Langdon^s  Creek 
bis  99  Unzen  pro  Tonne  erhalten.  Der  durchschnittliche  Gold- 
gehalt des  Quarzes  ist  in  Neuseeland  höher  als  1  Unze.  Wenn 
trotzdem  der  Bergbau  sich  nicht  recht  entwickeln  will,  wah- 
rend in  Victoria  z.  B.  ein  G^ehalt  von  Va  Unze  schon  reichlich 
die  Arbeit  zahlt,  so  hängt  das  gewiss  nicht  allein  mit  den  Ge- 
stehungskosten zusammen,  die  in  Neuseeland  höher  sein  sollen. 
Der  Gangbau  befindet  sich  vielmehr  hier  noch  in  jenem  spe- 
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knlativen  Anfangsstadium,  in  welchem  die  UnteroehmeD  nicht 
auf  den  Abbau  der  Quarzriffs,  sondern  auf  jene  reichen  Gold- 
nester in  den  obersten  Lagen  der  Gänge  abzielen,  und  des- 
halb das  häufige  Fehlschlagen  spekulativer  GrQndungen.  Wo 
man  das  Unternehmen  auf  eine  grossere  Dauer  berechnet  hat 
und  deshalb  statt  des  üblichen  Grubenfeldes  von  16^8  ^rea 
ein  solches  mit  60  und  100  acres  sich  erwarb,  da  bestätigten 
die  Besultate  in  der  glänzendsten  Weise  die  Vermutung,  dass 
Neuseeland  in  seinen  Quarzgängen  noch  über  unschätzbare 
Reichtümer  verfügt.  So  ist  die  Mine  der  Alpine  Co.  seit  Er- 
weiterung ihres  Grubenfeldes  auf  50  acres  eine  der  frucht- 
barsten der  Kolonie.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Welcome  Co. 
und  von  einigen  anderen  Minen,  deren  verliehene  Fläche  auf 
100  bis  500  acres  erweitert  worden  ist.  Gerade  unter  den 
Verhältnissen  Neuseelands  muss  offenbar  eine  zu  enge  Begren- 
zung des  Minengebietes  doppelt  nachteilig  wirken. 

Zuverlässige  Schätzungen  nehmen  an,  dass  von  dem  in 
Neuseeland  bisher  gewonnenen  Golde  etwa  Vs  dem  Schwemm- 
land und  nur  Vs  dem  Bergbau  entstammen:  ein  weiterer  Be- 
weis, dass  sich  der  Bergbau  noch  in  seinen  ersten  Anfangen 
befindet.  Nach  Lock's  Angaben  war  im  Jahre  1880  der  Durch- 
schnittdgehalt  des  verarbeiteten  Quarzes  in  Victoria  9  dwt. 
15  gr.,  in  Neuseeland  1  oz.  2  dwt  2  gr.  *)  Gold  per  Tonne. 
Sir  James  Hector^  der  in  keiner  Weise  sanguinischen  Dar- 
stellungen zugeneigt  ist,  sagt  in  seinem  oben  genannten  offi- 
.ziellen  Berichte  vom  Jahre  1888  über  den  Quarzgangbau  auch 
der  südlichen  Hauptinsel:  >So  far  as  this  more  permanent 
form  of  Gold-Mining  is  concerned,  there  is  every  reason  to  feel 
confident  that  it  is  still  in  its  infancy  in  this  colony  and 
that  it  only  awaits  the  judicians  application  of  capital  for  its 
development  to  a  rast  extent.€  Aus  all  diesen  Gründen  kann 
ich  das  Süss^aGhe  urteil  über  die  Goldproduktion  Neuseelands 
in  keiner  Weise  zutreffend  finden,  wenn  auch  das  Erträgnis 
fortwährend  gefallen  ist. 

Die  Goldproduktion  Neuseelands  hatte  im  Jahre  1866  mit 
735  376  Unzen  ihr  Maximum  erreicht.   Sie  war  im  Jahre  1876 

1)  1  oz.  =  20  dwt  =  480  grs. 
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auf  322  016  Unzen  zurückgegangen  und  beträgt  heute  (1889) 
nur  203  211  Unzen.  Am  31.  März  1890  waren  150  Minen- 
gesellschaften  mit  einem  eingezahlten  Kapitale  von  S 1 092  203 
registriert.  Im  ganzen  sind  86  Dampfmaschinen  mit  1054  EYerde- 
kräften  in  Verwendung,  wovon  17  Maschinen  mit  222  Pferde- 
kräften auf  dem  Schwemmlande,  69  Maschinen  mit  1832  Pferde- 
kräften auf  den  Quarzfeldem  sich  aufgestellt  finden.  Die  Goldpio- 
duktion  Neuseelands  ist  bis  heute  noch  Eleinindustrie  geblieben. 

d.  Südaustralien,  Tasmanien  und  Westaustra- 
lien ^).  Südaustralien  und  Tasmanien  sind  bei  Süss  nur  mit 
wenigen  Zeilen  berührt,  ohne  eine  bestimmtere  Beurteilung 
dabei  zu  erfahren.  Westaustralien  ist  ganz  unerwähnt  ge- 
blieben. Nur  um  das  Bild  von  der  Lage  der  Goldproduktion 
in  Australien  zu  yervoUständigen ,  will  ich  hier  auch  noch 
über  diese  drei  Kolonien  einige  informatorische  Bemerkungen 
folgen  lassen. 

Ihre  Goldproduktion  ist  freilich  auch  nach  dem  Jahre  1876 
innerhalb  bescheidener  Grenzen  verblieben.     Sie  betrug 
.  .  in  Südauitralien      in  Tasmanien 
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1884 

21455 

42340 

1885 

18  327 

41241 

1886 

26315 

31014 

1887 

36669 

42609 

1888 

16763 

39610 

1889 

20000 

33050 

1)  VgL  1.  Alfred  G.  Lock  1.  c.  S.  627  ff.  2.  The  Australian  Hand- 
book  1887,  S.  401  ff.  S.  569  ff.  und  Ausgabe  1891,  8.  380  ff.  3.  Tfaa 
Yearbook  of  Australia  1889,  S.  508  ff.    4.  South  Australia  iU  History, 
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Diese  Ziffern,  welche  ich  dem  Yiciorian  Yearbook  bis 
1888  ind.  und  pro  1889  dem  Bericht  des  Director  of  the  Mint 
in  Washington  entnehme,  scheinen  mir  bezüglich  Südaustra- 
liens einer  wesentlichen  Korrektur  zu  bedürfen,  wodurch  dessen 
Produktionsziffern  um  mehr  als  das  Doppelte  erhöht  werden. 
Nach  dem  offiziellen  Bericht  des  Vertreters  der  südaustralischen 
Regierung  in  Palmerston  wird  nämlich  per  1883  und  1884 
die  Produktion  der  Goldfelder  im  Northern  Territory  auf 
21  906  bezw.  21 675  Unzen  angegeben,  und  der  berühmte 
australische  Geologe  Rev.  J.  E.  Tenison  Wood  berichtet,  dass 
▼om  August  1870  bis  September  1886  über  121  779  Unzen 
Gold  daselbst  gewonnen  wurden.  Diese  Ziffern  überragen  die 
oben  für  ganz  Südaustralien  gemachten  Angaben  um  6239 
bezw.  220  bezw.  33413  Unzen.  Da  gleichzeitig  in  der  Nähe 
von  Adelaide  auf  einer  Reihe  von  Goldfeldern  die  Quarzriffs 
heute  bis  zur  Tiefe  von  1500  Fuss  erfolgreich  bearbeitet  werden 
und  seit  den  60  er  Jahren  bearbeitet  worden  sind,  scheint  mir 
die  Annahme  berechtigt,  dass  die  in  üblicher  Weise  für  Süd- 
australien  aufgeführten  Produktionsziffern  des  Goldes  sich  nur 
auf  die  südlichen  Goldfelder  beziehen  und  die  nördlichen  er- 
tragreicheren Goldfelder  dabei  ausser  Acht  geblieben  sind. 
Thatsächlich  wäre  die  Entstehung  dieses  Irrtums  leicht  zu  er* 
klären.  Aeltere  Karten  und  selbst  noch  die  grosse  Ausgabe 
des  Mayer^schen  Konversationslexikons  vom  Jahre  1879  teilen 
die  heutige  Kolonie  Südaustralien  in  drei  Teile:  in  das  eigent- 
liche Südaustralien;  welches  gegen  Norden  von  dem  26  ^  süd- 
licher Breite  begrenzt  wird,  Alexandraland  und  Nordaustralien. 
Diese  Dreiteilung  ist  jedoch  heute  ganz  unhaltbar  und  existiert 
weder  in  politischer  noch  in  anderer  Beziehung.  Infolge  des 
unwegsamen  Kontinentes  aber  ist  das  Gefühl  der  Zusanunen- 

Besonrcea  and  Frodnotions  by  William  Harous  1876,  S.  51  ff.  S.  206  iL 
5.  Handbook  of  South  Australia  by  Anthority  1886,  S.  135  ff.  6.  South 
Aufltralia  by  Anthority  1887,  8.  174  ff.  7.  Statistical  Register  of  South 
AoBtralia  1887.  8.  Soath  Aiutralia  from  »The  South  Auatraüan  Be- 
giiter«  Adelaide  1888.  9.  The  Northern  Territory  as  it  is  by  W.  J. 
Sowden  1882.  10.  Taimanian  Ahnanac  by  Walch  1889,  8.  249  ff.  S.  325  ff. 
11.  The official  Handbook  ofTasmania  by  Thomas Clnst.  1888.  12.  We- 
stern Australian  Tearbook  for  1888.  S.  27  ff. 
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gehörigkeit  zwiscfaen  dem  Norden  und  Süden  der  Kolonie  ein 
sehr  loses.  Das  wirtschaftliche  und  namentlich  das  politische 
Leben  ist  fast  ganz  im  Süden  konzentriert.  Die  Landessta- 
tistik befindet  sich  in  einem  recht  mangelhaften  Zustande.  Die 
jährlichen  statistischen  Publikationen  hat  man  seit  1887  ganz 
aufhören  lassen.  Es  liegt  also  nahe,  dass  man  bei  Angaben 
über  die  Goldproduktion  des  Landes  nur  die  südliehen  Gold- 
felder berücksichtigte  und  den  ertragreicheren  Norden  ganz 
ausser  Acht  Hess.  Eine  Berichtigung  würde  also  die  obigen 
Ziffern  mehr  als  verdoppeln  müssen. 

Für  Westaustralien  existieren  nur  Schätzungen,  welche 
pro  1888  auf  50  000  Unzen  angegeben  werden.  Der  Bericht 
des  Direktors  der  Münze  in  Washington  giebt  für  1889  die 
Produktion  auf  15  498  Unzen  an. 

In  Südaustralien  liegen  bis  auf  weiteres  die  grössten 
mineralischen  Schätze  in  den  Kupfererzen  namentlich  der 
Burra  Mine.  Die  Gold  Produktion  tritt  demgegenüber  noch  weit 
zurück.  Auf  den  südlichen  Goldfeldern  unweit  Adelaide,  welche 
im  Jahre  1852  entdeckt  wurden,  wird  sowohl  im  Schwemm- 
land als  im  Quarz  gearbeitet.  Von  einzelnen  Gängen  rühmt 
man  grosse  Ergiebigkeit.  Indes  zeigt  der  Goldbergbau  heute 
noch  wenig  Entwicklungsenergie.  Nicht  das  Erschopftsein 
der  Goldlager,  aber  der  enge  Rahmen  und  die  Kapitalarmut 
der  Unternehmungen  und  das  sehr  frühe  Auftreten  der  Pyriten 
sind  schuld  daran. 

Die  anscheinend  weit  reicheren  Goldfelder  liegen  im 
»Northern  Territory«  etwa  100  Meilen  südlich  von  Palmerston. 
Sie  wurden  im  Jahre  1872  gelegentlich  der  Errichtung  der 
grossen  transkontinentalen  Tel^raphenlinie  entdeckt  und  haben 
seitdem,  trotz  aller  Schwierigkeiten,  ununterbrochene  Bearbei- 
tung erfahren.  Zufolge  des  grossen  Landtransportes  sind  hier 
die  Preise  aller  Lebensmittel  ausserordentlich  hoch.  Und  des- 
halb, wie  auch  des  tropischen  Klimas  halber  sind  die  Arbeits- 
löhne für  Europäer  sehr  beträchtlich.  Dass  trotzdem  die  Gold- 
produktion nicht  abgenommen  hat,  ist  offenbar  ein  gutes  Zeichen 
für  den  Reichtum  des  Feldes.  Die  Goldwäschereien  werden 
zumeist  von  Chinesen  betrieben.     Die  Europäer    widmen  sich 
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in  kleinen  Eorporaidvgenossenschaften  dem  Quarzbau.  Für 
das  Jahr  1888  werden  150  Europäer  und  1500  Chinesen  als 
Goldgräber  gezählt.  Die  Arbeitserträgnisse  der  Chinesen  ent- 
ziehen sich  der  statistischen  Kenntnis  vollkommen.  Für  die 
Arbeiten  im  Quarz  wird  angegeben,  dass  der  Durchschnitts- 
gehalt mehr  als  Vj*  Unzen  betrage.  Auffallender  Weise  finden 
sich  auch  in  dem  offiziellen  Handbuch  für  Südaustralien,  welches 
gelegentlich  der  Melbourner  Ausstellung  im  Jahre  1888  ver- 
öffentlicht worden,  keine  späteren  Angaben.  Alle  Autoritäten 
stimmen  darin  überein,  dass  die  grosse  Bedeutung  dieser  nörd- 
lichen Goldfelder  sich  erst  geltend  machen  wird,  wenn  einmal 
die  beute  bis  zur  Hälfte  fertig  gestellte  transkontinentale  Eisen- 
bahn dieselben  mit  Adelaide  und  Palmerston  verbindet  und  so 
die  billigen  Nahrungsmittel  des  Südens  den  Goldgräbern  im 
Norden  erreichbar  werden.  Die  Goldproduktion  auch  in  diesem 
Teile  Australiens  befindet  sich  erst  in  ihrem  Anfangsstadium. 
Wiüiam  J.  Sotvden,  der  im  Jahre  1881  diese  Goldfelder 
eingehender  studiert  hat,  bringt  in  seinem  Bericht  ganz  er- 
staunliche Angaben.  Für  den  Transport  des  Goldes  von  den 
Feldern  nach  Palmerston  werden  4  d.  per  Oz  berechnet.  Wäh- 
rend der  Regenzeit  beträgt  der  Fuhrlohn  für  eine  Tonne  zwi- 
schen South  Port  und  den  Minen  £  80.  Während  der  trockenen 
Jahreszeit  wird  der  Durchschnitt  immer  noch  auf  £  30  bis 
£  40  angegeben,  was  das  Aufstellen  von  Maschinen  gewiss 
ausserordentlich  verteuert.  Die  Lebenskosten  berechnen  sich 
pro  Woche  mindestens  auf  i*  2.  5  s.  Ein  Zentner  Mehl  kostet 
£  2.  15  8.,  das  Pfund  Salz  10  d.,  ein  Hammer  14  s. ,  eine 
Picke  10  s.  6  d.  u.  s.  w.  Wenn  deshalb  ein  halbes  Dutzend 
armer  Bergleute  beginnen,  einen  Schacht  abzuteufen  und  etwa 
auf  einer  Tiefe  von  50  Fuss  angelangt  sind,  ist  mittlerweile 
ihre  Rechnung  beim  »storekeeperc  so  gross  geworden,  dass 
sie  gezwungen  sind  ,  so  rasch  als  möglich  Gold  zu  gewinnen, 
um  diese  Forderung  zu  decken.  So  geht  es  stufenweise  viel- 
leicht bis  zu  einer  Tiefe  von  150  Fuss.  Und  die  Gesellschaft 
darf  im  allgemeinen  zufrieden  sein,  wenn  sie  mit  ihrem  Gold- 
erträgnis die  Rechnung  des  Krämers  zahlen  konnte.  Der  Ar- 
beitslohn für   europäische  Arbeiter   schwankt  von  £  4.  10  s« 
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bis  zu  Jf  5  per  Woche,  fttr  Chinesen  zwischen  ^  2,  b  s.  nnd 
£  2.  15  8.  Bei  den  häufigen  Fiebererkrankungen  fehlt  fast 
jede  ärztliche  Hilfe.  Und  endlich  kommt  f£Lr  alle  Minen  die 
grossere  Entfernung  der  Aufbereitungsmaschinen  in  Betracht 
Dazu  folgendes  Beispiel  einer  Rentabilitätsberechnung.  Die 
Vorbereitungsarbeiten  sollen  bei  einer  Mine  glücklich  Ober- 
wunden sein  und  der  Eigentümer  mit  einem  weissen  und  einem 
chinesischen  Arbeiter  in  6  Wochen  25  Tonnen  Quarz  mit 
40  Unzen  Gold  gewinnen.  Berechnen  wir  die  Unze  —  ent- 
sprechend dem  höheren  Silbergehalt  —  mit  ^  3.,  so  ergiebt 
sich  ein  Gesamterträgnis  von  £  150.  Beträgt  nun  die  Ehit- 
fernung  zu  den  Stampfmaschinen  2  bis  3  Meilen  —  wie  so 
häufig  der  Fall  —  so  betragen  die  Stampf-  und  Transport- 
kosten 75  s.  per  Tonne  oder  £  93.  15  s.  zusammen.  Hierzu 
kommen  für  Arbeitslohne  £  45.  Auslagen,  wodurch  die  Koeten 
sich  auf  £  138.  15  s.  erhohen  und  dem  Unternehmer  als  Ge- 
winn und  Arbeitslohn  nur  £  11.  5  s.  yerbleiben.  Nach  Sowden 
geht  daraus  hervor,  dass  der  Goldgehalt  des  Quarzes  imNoi^ 
thern  Territory  4  Unzen  pro  Tonne  betragen  muss,  um  das 
Unternehmen  gut  bezahlt  zu  machen.  In  Victoria  giebt  bereits 
Vs  Unze  pro  Tonne  recht  hübsche  Erträge. 

In  Tasmanien  hat  bisher  der  Bergbau  auf  Zinn  in 
der  Mt.  Bischoff  Mine  den  grössten  Treffer  geliefert.  Die  Gold* 
produktion  ist  erst  seit  1878  mit  einiger  Energie  in  Angriff 
genommen  worden.  Die  Felder  sind  vielfach  von  gutem  bau- 
würdigem Adel.  Indes  sind  die  Unternehmungen  mit  einer 
einzigen  Ausnahme  noch  kleine  Anlagen  geblieben.  Walch*8 
Almanach  für  1889  giebt  48  Goldaktiengesellschaften  an.  Davon 
ist  die  grosste  und  besteingerichtete  die  Tasmania  Gold  Mining 
and  Qnartz  Grushing  Company  zu  Beaconsfield.  Sie  wurde  im 
Oktober  1877  gegründet  mit  3000  Aktien  zu  je  £  3  Nominal- 
wert, wovon  300  voll  eingezahlt  wurden.  Im  Juni  1881  er- 
höhte man  das  Kapital  auf  30000  Aktien  ä  i*  5.,  wovon 
3000  volle  und  27  000  bis  zu  4  s.  Einzahlung  leisteten.  Im 
Juni  1888  wurden  die  Florence  Nightingale,  Le&oy  und  Dalley^s 
United  Gompanies  inkorporiert  und  das  Kapital  auf  £  225  000 
in  46000  Aktien   gesteigert.    Das  Unternehmen    beschäftigt 
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heute  400  Bergleate  und  seit  seiner  Gründung  sind  Yon 
187  597  Tonnen  Quarz  231 365  Unzen  Gold  gewonnen  und 
£  517  125  Dividenden  verteilt  worden:  ein  Beweis  dafür,  welch' 
glänzende  Resultate  auch  hier  grosse  und  systematisch  ange- 
legte Bergbauuntemehmungeu  auf  Gold  zu  erzielen  vermögen. 

Nach  der  Statistik  waren  im  Jahre  1885  868  Bergleute 
mit  der  Goldgewinnungbeschäftigt,  wovon  270  auf  demSchwemni- 
lande  und  598  im  Quarzbau  arbeiteten.  Den  Wert  der  Ma- 
schinen schätzt  man  auf  £  63  600.  Von  dem  Jahreserträgnis 
mit  41 240  Unzen  sollen  7975  Unzen  (19  Vo)  dem  Schwemm- 
lande und  83  265  Unzen  (81  Vo)  den  Quarzgängen  entstammen. 
Der  Durchschnittsgehalt  des  Quarzes  war  1  oz  14  dwt.  13  grs. 
pro  Tonne.  Für  1887  wird  das  Erträgnis  aus  dem  Schwemm- 
lande auf  6134  Unzen  (15  %),  das  aus  den  Quarzfeldern  auf 
36  575  Unzen  (85%)  angegeben  und  für  das  erste  halbe  Jahr 
pro  1890  auf  1259  bezw.  12156  Unzen,  so  dass  der  Anteil 
des  Schwemmlandes  auf  10  %  gefallen,  der  der  Quarzgänge 
in  fünf  Jahren  von  81  auf  90  Vo  gestiegen  ist.  In  dem  Offil- 
cial  Handbook  of  Tasmania  ffir  1888  findet  sich  Seite  27  als 
noch  beachtenswert  die  Angabe ,  dass  neuerdings  ganz  eigen- 
artige Goldlager  entdeckt  worden  sind,  für  welche  die  chemische 
Analyse  den  erstaunlich  hohen  Goldgehalt  von  187  Unzen  pro 
Tonne  konstatiert  habe.  Es  seien  zwar  sofort  einige  Gesell- 
schaften gegründet  worden,  aber  der  Unwegsamkeit  des  Landes 
halber  sei  man  bis  jetzt  noch  nicht  über  die  Vorarbeiten  hinauf- 
gekommen. 

In  Westaustralien,  wo  heute  auf  einem  Gebiete 
4Va  mal  so  gross  wie  das  deutsche  Reich  ca.  43  000  Menschen 
wohnen,  kann  selbstredend  kein  Anspruch  darauf  erhoben 
werden,  dass  das  Land  in  Bezug  auf  die  Goldlager  schon  durch- 
forscht wäre.  Trotzdem  sind  auch  hier  bereits  eine  Reihe  von 
Entdeckungen  gemacht  worden  und  auf  den  Feldern  von  Eim- 
berlei,  Pilbarra  und  Tilgran  hat  man  begonnen,  nach  der 
raschen  Erschöpfung  der  Alluvien,  die  Bearbeitung  der  Quarz- 
gänge in  die  Hand  zu  nehmen.  Die  Zahl  der  Goldsucher  wird 
für  das  Jahr  1888  auf  800  Mann  angegeben.  Wassermangel, 
tropisches  Klima  und  Verkehrsschwierigkeiten  mit  übermässig 
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hohen  Preisen  der  Nahrungsmittel  stehen  hier  noch  mehr  als 
sonst  in  Australien  der  Goldgewinnung  im  Wege. 

Wir  haben  es  im  vorausgehenden  yersucht,  die  Goldfelder 
Australiens  von  derjenigen  Seite  zu  beleuchten,  welche  uns 
für  die  Beurteilung  der  noch  zu  erwartenden  Ertragnisse  am 
wichtigsten  schien.  Das  Gebiet,  welches  wir  dabei  zu  über- 
schauen hatten,  ist  ebenso  gross  wie  bedeutungsvoll.  Die 
Goldfelder  Australiens  repräsentieren  in  ihrer  Gesamtheit  eine 
Fläche,  welche  gewiss  an  Ausdehnung  das  deutsche  Reich  weit 
überragt.  Und  die  Gesamtproduktion  bis  Ende  1889  berechnet 
sich  nach  unseren  Informationen  auf  2  666  000  Kilo  mit  eines 
Werte  von  etwa  6880  Millionen  Mark.  Im  Jahre  1889  stand 
Australien  mit  49  784  Kilo  Jahresproduktion  an  der  Spitze 
der  goldproduzierenden  Länder  der  Erde.  Die  vereinigten 
Staaten  hatten  49353  Kilo,  Russland  34  867  Kilo,  Afrika 
12155  Kilo  gewonnen.  Das  australische  Erträgnis  war  im 
Jahre  1887  nur  41 119  Kilo.  Die  Goldproduktion  bewegt  sich 
also  hier  in  aufsteigender  Linie.  Zu  begründen,  dass  diese 
Wiederaufwärtsbewegung  nicht  etwa  das  letzte  Aufflackern 
einer  erlöschenden  Flamme,  sondern  das  Wiedererwachen  innerer 
Stärke  mit  einem  sich  vollziehenden  Umwandlnngsprozesse  ist, 
das  war  unsere  eigentliche  Aufgabe. 

Die  Grundsätze  der  iS^s'schen  Theorien  erwiesen  sich 
durchweg  als  unzutrefFend  und  haltlos.  Die  besten  Informa- 
tionen, welche  überhaupt  erlangbar  sind,  geben  an,  dass  den 
Quarzgängen  in  Victoria  anno  1860  etwa  V«  der  jährlichen 
Produktion  entnommen  wurde,  dass  aus  dieser  Quelle  bis  zum 
Jahre  1885  etwa  die  Hälfte  der  Gresamtproduktion  des  Landes 
geflossen  sein  mag  und  dass  sich  im  Jahre  1888  der  Anteil 
des  Quarzbaues  auf  etwa  63  Vo  des  jährlichen  Produkts  ge- 
steigert hat.  Wir  haben  weiter  erfahren»  dass  Queensland  in 
den  Jahren  1885  bis  1889  über  96  Vo ,  Tasmanien  im  Jahre 
1890  etwa  90  Vo  seines  Goldes  dem  Gangbau  entnommen  hat 
und  dass  nur  für  Neuseeland,  unter  ganz  exc^ptionellen  Ver- 
hältnissen, für  das  Jahr  1886  geschätzt  wird,  dass  die  bisher 
gewonnene  Goldmenge  etwa  zu  V<  Quarzgold,  zu  '/s  Wasch- 
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gold  gewesen  sei.  Wir  halten  es  deshalb  für  eine  sehr  starke 
Uebertreibung,  wenn  Süss  sagt:  >Die  Angabe  von  Whitney, 
dass  etwa  90  ®/o  des  in  der  Hand  des  Menschen  befindlichen 
Goldes  ans  den  Ablagerungen  des  Schwemmlandes  und  nur 
10  %  ans  Bergbauten  stammen ,  scheint  nicht  übertrieben  zu 
sein.c 

Die  AUnvien  Anstraliens  sind  auch  ausserhalb  Queenslands 
keineswegs  erschöpft.  Die  Gewinnung  des  Goldes  aus  den 
Pyriten  ist  nur  eine  Frage  technischer  Fortschritte.  Und  dass 
Süss  überhaupt  den  Gedanken  vertreten  konnte :  der  Rückgang 
der  Goldproduktion  in  Australien  steht  mit  dem  Erschöpftsein 
der  Goldlager  im  Kausalnexus,  ist  nicht  bloss  —  wie  Barn- 
berger  gesagt  hat  —  darauf  zurückzuführen,  dass  vorüber- 
gehenden Erlebnissen  zu  viel  Herrschaft  über  die  Denkweise 
des  Beobachters  eingeräumt  worden,  sondern  ist  das  Produkt 
so  ausgesprochen  tendenziöser  Darstellung,  dass  damit  jenem 
Werke  der  Charakter  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  entzogen 
wird. 

Die  Goldfelder  Australiens  sind  nicht  erschöpft.  Sie  stehen 
sogar  noch  am  Anfang  ihrer  Ergiebigkeit.  Das  Schwemmland, 
soweit  es  mit  oradle,  picke  und  Schaufel  bearbeitet  wird,  ist 
in  Victoria  verschwunden.  In  Neusüdwales,  Queensland,  Tas- 
manien und  der  nördlichen  Insel  von  Neuseeland  werden  auch 
darin  heute  noch  Entdeckungen  gemacht,  wenn  auch  die  er- 
giebigsten Felder  bereits  bearbeitet  sein  mögen.  Welche  Ueber- 
raschungen  auf  diesem  Punkte  Süd-  und  Westaostralien  noch 
bieten,  lässt  sich  nicht  übersehen.  Die  Bearbeitung  der  deep 
leads  ist  nur  in  Victoria  seit  längerer  Zeit  schon  mit  Energie 
betrieben  worden.  In  der  Reihenfolge  wird  dann  wohl  Neu- 
seeland sich  anschliessen ,  dem  die  übrigen  Kolonien  in  einer 
mehr  oder  minder  leicht  bestimmbaren  Reihe  folgen.  Der 
hydraulische  Abbau  beginnt  jetzt  erst,  auf  den  so  ausgedehnten 
Gebieten  Neuseelands  sich  Maschinen  mit  vollkommenerer  Kon- 
struktion zu  bedienen.  Und  in  den  wasserarmen  Gebieten  des 
australischen  Kontinentes  findet  der  mexikauische  Prozess  des 
Trockenabblasens  noch  beinahe  ein  unbegrenztes  Gebiet  der 
Verwendbarkeit. 
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Noch  günstiger  ist  die  Lage  des  Oangbaaes.  Hier  ist  die 
einleitende  spekulative  Periode  nur  erst  in  Victoria  ganz,  nnd 
in  Neuseeland  höchstens  zum  grösseren  Teile  vorbei.  Sonst 
lassen  sich  noch  manche,  durch  Anreicherung  in  den  oberen 
Teilen  der  Gänge  entstandene  Goldnester  auffinden.  Aber  fast 
überall  sehen  wir  den  Gangbau  im  Rahmen  kleiner  unter* 
nehmungen  stecken  geblieben ,  denen  eine  ganze  Reihe  sonst 
alltaglicher  bergmännischer  Ereignisse  immer  gleich  als  un- 
überwindliche Hindernisse  erscheinen.  Nur  in  wenigen  Aus- 
nahmsfallen kommt  in  glänzenden  Resultaten  jene  Periode  zum 
glücklichen  Durchbrach,  in  der  der  Goldbergbau  Grossindustrie 
geworden  ist.  Die  ganz  unübersehbaren  Goldmassen  endlich, 
welche  sich  in  den  sogenannten  Pyriten  eingelagert  finden, 
sind  heute  kaum  noch  berührt  worden. 

Der  Bergmann  muss  dabei  freilich  aus  immer  grösseren 
Tiefen  der  Erde  ihre  kostbaren  Schätze  entnehmen,  und  damit 
entsteht  die  Frage:  ob  der  Quarztiefbau  nicht  verhältnismass^ 
bald  seine  Bearbeitungsgrenze  findet?  Eine  gelehrte  Eontro- 
yerse,  ob  und  bei  welcher  Tiefe  die  Temperatur  der  Erdrinde 
ein  Weiterarbeiten  der  Menschenhand  unmöglich  macht,  darf 
dabei  füglich  ausser  Acht  bleiben.  Für  Australien  liegt  diese 
Grenze  gewiss  weit  jenseits  einer  Tiefe  von  3000  Fuss  und 
kommt  deshalb  für  die  heutige  bei^männische  Praxis  gar  nicht 
in  Betracht.  Wenigstens  sind  wir  der  Meinung,  dass  wenn 
das  entsprechende  statistische  Material  vorhanden  wäre,  wie 
es  nicht  vorhanden  ist,  die  Vermutung  Bestätigung  finden 
dürfte,  dass  die  durchschnittliche  Schachttiefe  in  Vic- 
toria etwa  400,  in  Neuseeland,  Queensland  und  Neusüdwales 
300,  in  Süd-  und  Westaustralien  kaum  60  bis  60  Fuss  erreicht 
und  dass  für  das  Gesamtgebiet  der  australischen  Goldfelder  — 
deren  Ausdehnung  wir  als  der  Fläche  des  deutschen  Reichs 
weit  überlegen  annehmen  müssen  —  der  Durchschnitts- 
schacht sich  kaum  auf  100  bis  150  Fuss  berechnet  Die 
Temperaturzunahme  nach  dem  Erdzentrum  kümmert  uns  also 
hier  recht  wenig.  Vielmehr  interessiert  uns  lediglich  die 
Frage,  die  auch  in  Victoria  namentlich  häufiger  erörtert  wird: 
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kann  der  Qnarzgangban  nicht  verhältnismässig  bald  seine  öko- 
nomisch bauwürdige  Tiefe  erreichen? 

Süss  wiederholt  in,  seinen  Darstellungen  in  verschiedenen 
Variationen  den  Satz,  dass  der  Goldgehalt  des  Quarzes  mit 
der  Tiefe  rasch  abnehme.  In  solcher  Formulierung  ist  das 
eine  ebenso  naheliegende  wie  nichtssagende  Behauptung.  Die 
Goldnester,  welche  wir  schon  wiederholt  als  die  Prämien  des 
spekulativen  Gangbaues  bezeichnet  haben,  finden  sich  nur  nahe 
der  Oberfläche,  und  wenn  diese  Nester  ausgebeutet  sind,  dann 
nimmt  natürlich  der  Goldgehalt  des  Quarzes  rasch  ab.  Aber 
damit  ist  noch  nicht  einmal  gesagt,  dass  der  Durchschnitts- 
gehalt des  an  dem  Ausgehenden  gebrochenen  Quarzes  dem 
Durchschnittsgehalt  des  tieferliegenden  Gesteins  nicht  trotzdem 
sehr  nahe  stehe,  und  noch  weniger  ist  damit  bewiesen,  dass 
der  Quarztiefbau  nicht  so  rentabel  sei,  als  die  Arbeiten  inner- 
halb der  ersten  200  Fuss  Schachttiefe.  Wir  haben  oben  ge- 
sehen, dass  die  Arbeiten  im  Schwemmlande  in  den  verschie- 
denen Stadien  ihrer  Entwicklung  auf  goldärmeren  Erdmassen 
sich  vollziehen.  Die  Nuggets  gehören  zu  dem  Arbeitsgebiet 
des  cradle,  auf  dem  die  Goldwäscher  mindestens  einen  Gehalt 
von  2  dwt.  pro  Tonne  verlangen,  um  einen  guten  Taglohn 
ernten  zu  können.  Der  hydraulische  Abbau  hat  glänzende 
Erträgnisse  auf  Feldern ,  die  die  €h>ldwäscher  als  ausgebeutet 
verlassen  haben  und  ist  mit  5  grs.  pro  Tonne  —  also  etwa 
dem  10.  Teil  von  2  dwt.  —  mehr  als  zufriedengestellt.  Ganz 
ähnlich  steht  es  mit  dem  Quarzbau.  Die  Anfangsarbeiten  auf 
durchschnittlich  60,  80  bis  100  Fuss  Tiefe  übernehmen  die 
kleinen  Korporativgesellschaften,  welche  über  das  ganze  Gebiet 
der  Qnarzriffs  ausschwärmen  und  bald  da  bald  dort  ihr  Glück 
in  dem  Aufsuchen  von  Goldnestern  versuchen.  Ist  die  Leis- 
tungsgrenze ihrer  primitiven  Einrichtungen  erreicht,  oder 
erwies  sich  die  Sache  als  erfolglos,  dann  wendet  man  sich 
wieder  einem  anderen  Grubenfelde  zu,  das  alte  wird  verlassen. 
So  durchwühlen  diese  kleinen  Gesellschaften  das  Ausgehende 
der  Quarzgänge,  genau  so  wie  die  Goldwäscher  die  Oberfläche 
des  Schwemmlandes. 

Das  Auflassen   dieser  Art   von  Gruben  hat  Süss  merk- 
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würdiger  Weise  f&r  das  Ende  des  Quarzgangbaues  gehalten. 
Das  gerade  Gegenteil  ist  richtig.  Es  handelt  sich  nur  um  das 
Fertigsein  wichtiger  und  wertvoller  Vorarbeiten  f&r  die  Etablie- 
rung  des  Qaarztiefbaues.  Es  ist  die  Richtung  der  goldfüh- 
renden Rififs  mit  vielen  anderen  Äu&chlüssen  fiber  die  ünter- 
grundsbeschaffenheit  ermittelt  worden.  Auf  diesen  Kenntnissen 
und  Erfahrungen  kann  dann  die  Organisation  des  Qaarztief- 
baues als  Grossunternehmung  beginnen.  Dass  dann  die  Grabe 
über  ausserordentlich  reiche  Goldnester  verfügt,  ist  nicht  ein- 
mal erwünscht.  Die  allgemeine  bergmännische  Erfahrung  hat 
bestätigt,  dass  diese  grossen  Reichtümer  rasch  zu  Ende  gehen. 
Grosse  dauernde  Unternehmungen  lassen  sich  darauf  nicht 
stützen.  Diese  verlangen  vielmehr  als  Regel  ein  Gestein,  das 
mit  geringerem  Goldgehalt  gleichmässig  durchsetzt  und  in 
grossen  Massen  angehäuft  ist.  Auch  hier  trifft  wieder  die 
Analogie  mit  dem  hydraulischen  Abbau  des  Schwemmlandes 
zu,  welcher  sich  dort  am  besten  entwickelt,  wo  ausgedehnte 
Alluvien  mit  geringerem  Adel  sich  gebildet  haben. 

Es  lässt  sich  dieser  Ideengang  auch  statistisch  begründea 
JSlach  den  oben  mitgeteilten  offiziellen  Quellen  war  der  durch- 
schnittliche Goldgehalt  des  verarbeiteten  Quarzes  in 
Victoria  1880    —  oz.    9  dwt  16  gr.  *) 


> 

1888 

— 

»     9 

.    17 

Neusfidwales 

1888 

1 

>     0 

>     18 

Neuseeland 

1880 

1 

>     2 

>      2 

Qaeensland 

1888 

1 

>    14 

>      2 

Tasmanien 

1886 

1 

>    14 

>     13 

Das  Quarz  in  Victoria  ist  also  am  goldärmsten,  jenes  in 
Tasmanien  am  goldreichsten.  Die  Entwicklung  des  Qoan- 
tiefbaues  ist  umgekehrt  in  Victoria  am  besten,  in  Tasmanien 
am  wenigsten  gut  zur  Durchbildung  gelangt,  und  wenn  aoch 
damit  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  der  grossere  Goldgehalt  des 
Gesteins  ein  Hindernis  für  die  Entwicklung  des  Quarzbaues 
sei,  so  muss  doch  daran  festgehalten  werden,  dass  der  geringere 
Adel  an  sich  in  keiner  Weise  einen  Hinderungsgrund  f&r  sein 
gedeihliches  Fortschreiten  bildet. 

1)  1  oz.  =  20  dwt.  =  480  grs. 
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Ad  einer  anderen  Stelle  hat  Süss  den  obigen  Gedanken 
in  solcher  Weise  angedeutet,  dass  die  Vermutung  entsteht,  der 
Rückgang  an  Goldgehalt  des  Quarzes  sei  zur  Tiefe  der  Bear- 
beitung direkt  proportional.  Mit  jedem  Fuss,  um  welchen  der 
Schacht  tiefer  gegraben  wird,  käme  der  Bergmann  also  in  ein 
ärmeres  Gestein.  Bei  entsprechender  Tiefe  wäre  dann  der 
lohnenden  Arbeit  die  Grenze  gezogen.  Seinen  mathematischen 
Ausdruck  hat  dieser  Gedanke  in  der  Statistik  der  Port  Philipp 
Co.  gefunden,  deren  Erze  you  1  oz.  12  dwt.  im  Jahre  1857 
auf  4  dwt.  im  Jahre  187Ö  zurückgegangen  seien.  An  anderer 
Stelle  haben  wir  gehört,  dass  etwa  im  gleichen  Zeiträume  die 
Stampfkosten  des  Quarzes  von  £  4  auf  10  s.  und  bis  heute 
sogar  auf  4  s.  gesunken  sind.  Mit  andern  Worten  die  Ex- 
traktionskosten des  Goldes  mindern  sich  mit  dem  Fortschreiten 
der  Technik  fortwährend.  Und  auch  auf  dem  Grubenfeld  der 
Port  Philipp  Co.  ist  die  B>eduktion  der  Kosten  bis  zum  Jahre 
1881  nicht  hinter  der  Verarmung  der  Erze  zurückgeblieben. 
Goldhaltige  Erden  und  Gesteine,  die  heute  noch  eine  Bearbei- 
tung nicht  lohnen  würden,  können  morgen  schon  einer  ver- 
besserten Technik  das  günstigste  Arbeitsfeld  bieten.  Eine 
Statistik  über  das  Aemierwerden  der  Erze  an  sich  beweist 
deshalb  weder  für  noch  gegen  das  weitere  Prosperieren  des 
Goldbergbaues. 

Die  Produktionskosten  des  Goldes  sind  es,  auf  die  es  hier 
zuerst  und  zuletzt  ankommt.  Dnd  ein  Blick  auf  die  Bewegung 
derselben  ist  für  unsere  Frage  wichtig  genug.  Zu  Anfang  des 
Quarzbaues  in  Victoria  sollen  die  Gewinnungskosten  mehr  als 
1  Vs  oz.  pro  Tonne  verschlungen  haben.  Heute  macht  ein  Goldge- 
halt von  9  bis  10  dwt.  das  Unternehmen  noch  ganz  rentabel.  Das 
ist  in  35  Jahren  eine  Verbilligung  des  Produktionsprozesses 
um  300  Vq  !  Die  Kosten  auf  der  südlichen  Insel  Neuseelands 
sollen  aus  den  oben  bezeichneten  Gründen  14  bis  15  dwt.  be- 
tragen und  sich  für  das  Northern  Territory  von  Südaustralien 
auf  weit  über  1  oz.  erhöhen.  Die  Differenzen  innerhalb  der 
einzelnen  Kolonien  belaufen  sich  also  heute  noch  auf  über 
100  Vo,  deren  Ausgleich  jedoch  sich  gewiss  in  verhältnismässig 
kurzer  Zeit  vollziehen  muss. 

Zeitaolir.  t  StMtiw.    1891.  III.  Heft.  37 


Digitized  by  VjOOQIC 


574  ^'  ^'  Ruhland: 

Nachdem  nun  keinerlei  Anzeichen  vorhanden  sind,  welche 
ein  Aufhören  der  Goldeinli^erungen  auf  grosserer  Tiefe  ver- 
muten lassen,  bleibt  die  Fn^e  nach  dem  weiteren  Abbau  ärmer 
gewordener  Erze  lediglich  eine  Frage  der  technischen  und  volks- 
wirtschaftlichen Entwicklung,  und  da  der  fortschreitenden 
Verbilligung  der  Goldgewinnung  heute  so  wenig  wie  vor  35 
Jahren  eine  Grenze  gezogen  ist,  das  Vorkommen  des  Goldes 
in  geringerem  Adel  des  umschliessenden  Materials  aber  ge- 
radezu unübersehbar  erscheint,  so  muss  die  Goldproduktion 
Australiens  sowohl  nach  der  Tiefe  wie  nach  der  Fläche  auf 
absehbare  Zeit  als  ganz  unerschöpflich  bezeichnet  werden. 

Wenn  demnach  die  Golderträgnisse  seit  Ende  der  70  er 
Jahre  bis  in  unsere  Zeit  fortwährend  zorQckgehen  konnten, 
so  hängt  das  nach  unserer  üeberzeugung  mit  dem  sich  voll- 
ziehenden Umwandlungsprozess  der  Qnterneh- 
mungsformen  zusammen.  Die  australische  Groldproduk- 
tion  wenigstens  in  Victoria ,  Neuseeland,  Queensland,  Tasma- 
nien, Neusüdwales  und  Teilen  von  Südaustralien  muss  sich 
jetzt  aus  einer  Eleinindustrie  erst  zur  Grossindustrie  entwickeln, 
bevor  ihr  Produktionsanteil  diejenige  Stelle  iä'^er  Welt  wieder 
einnimmt,  die  er  einzunehmen  berufen  ist.  Aus  eigener  Ejraft 
hat  Australien  bereits  gezeigt,  wie  rentabel  diese  Umwandlung 
ist,  sobald  sie  von  dem  rechten  Verständnis  geleitet  und  mit 
zureichenden  Kräften  ausgeführt  worden.  Aber  wir  glauben 
nicht,  dass  sich  diese  Transformation  in  jenem  wünschens- 
werten Tempo  dann  vollzieht,  wenn  Australien  auch  fernerhin 
sich  so  gut  wie  selbst  überlassen  bleibt.  Da  andererseits  das 
europäische  Grosskapital  inmier  nach  neuen  dauernden  Anlagen 
Umschau  hält ,  scheint  es  uns  ein  naheliegender  Vorgang  ta 
sein,  dass  sich  europäisches  Kapital  mit  europäischer  Intelligenz 
vereint,  um  in  Australien  in  ehrlicher  Weise  jene  Hindernisse 
zu  beseitigen,  welche  der  Goldgewinnung  daselbst  im  W^^  stehen. 

IX.  Weitere  Bemerkungen  zur  Kritik  der  Süss'schen 
AusftUirnngen. 

Nach  Soetheer  und  den  Berichten  des  Direktors  der  Münze 
in  Washington  war  die  Goldproduktion  der  Erde 
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1876  165  956  Kilo 

1883  144  545  Kilo 

1877  179445  » 

1884  146151  » 

1878  185  847  » 

1885  154  500  » 

1879  167  307  » 

1886  161450  > 

1880  163  515  > 

1887  159  165  >  (>Mfinzdirektor<) 

1881  158  864  » 

1888  165  880  »       > 

1882  148475  » 

1889  182  308  »       » 

Den  Hauptanteil  an  dieser  Produktion  haben  im  Jahre  1889 
neben  Australien  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
(49  353  Kilo),  Russland  (34  867  Kilo),  Afrika  (12  155  Kilo), 
Neugranada,  Chili  und  Venezuela  (9597  Kilo).  Nachdem  ich 
im  vorhergehenden  für  Australien  und  Afrika  gezeigt  zu  haben 
glaube,  dass  die  Süss^Bchen  Ausführungen  nichts  weniger  als 
ein  zutreffendes  Bild  von  der  wirklichen  Lage  der  Goldpro- 
duktion bieten,  wäre  es  zur  Vollständigkeit  der  Kritik  min- 
destens wünschenswert,  auch  die  übrigen  grösseren  Goldproduk- 
tionsländer in  den  Bereich  unserer  Darstellung  zu  ziehen.  Meine 
praktische  Berufsthätigkeit  gestattet  mir  z.  Z.  nicht,  diesen 
Anforderungen  gerecht  zu  werden.  Ich  verweise  deshalb  be- 
züglich der  Vereinigten  Staaten  auf  den  soeben  in  Arbeit  be- 
findlichen Gensusbericht,  welcher  von  berufener  Seite  auch  eine 
treffliche  Darstellung  der  Lage  des  Goldbergbaues  enthalten 
wird,  üeber  die  Goldfelder  Busslands  behalte  ich  mir  die  Ver- 
arbeitung meiner  Materialien  für  später  vor.  Nur  bezüglich 
der  wichtigeren  goldproduzierenden  Gebiete  Südamerikas  mögen 
noch  einige  Bemerkungen  hier  Raum  finden. 

In  den  drei  Jahren  1887  bis  1889  inkl.  war  die  Gold- 
produktion 

von  Neugranada    13  524  Kilo 
»     Chili  8  285     » 

»     Venezuela  7  648     > 

Venezuela  steht  also  heute  mit  Chili  zusammen  in  der 
Reihe  der  goldgewinnenden  Länder  Südamerikas  an  zweiter 
Stelle.  Süss  erzählt  von  diesem  Lande  im  Jahre  1876  etwa 
das  folgende:  »In  den  nordöstlichen  Gebietsketten  hat  man 
seit  der  Zeit  der  Conquistadores  wiederholt  erfolglose  Versuche 
gemacht,  Gold  zu  gewinnen.    Man  hat  zwar  neuerdings  diese 
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Lager  wieder  aufgenommen,  aber  so  geringe  Goldmengen  darin 
entdeckt,  dass  ein  Mann  in  einer  Woche  höchstens  1  Unze 
gewinnen  kann.  Auf  der  Insel  Aruba  hat  man  seit  1824  das 
Schwemmland  bearbeitet  Seit  Erschöpfung  dieser  Lagerstätten 
der  Oberfläche  haben  verschiedene  Unternehmungen  den  Abbaa 
der  Quarzgänge  versucht,  ohne  bisher  Erfolge  erzielt  zu  haben. 
Auch  östlich  von  Valencia  soll  im  Jahre  1851  Gold  gefunden 
worden  sein.  Keiner  dieser  Funde  hat  jedoch,  wie  es  scheint, 
bisher  zu  einem  dauernden  und  bedeutenderen  Abbaa  Ankss 
g^eben.  Nur  in  der  Provinz  Guyana  sind  in  den  letzten 
Jahren  reichere  Gebiete  eröffnet  worden,  auf  denen  der  Callao- 
Gang  und  Chili-Grang  die  meisten  Hoffnungen  erweckt  haben. 
Im  Jahre  1870  soll  die  Goldprodution  des  Landes  etwa  1107  Kilo 
betragen  haben. c 

Der  Gesamteindruck  solcher  Ausfährungen  ist  offenbar 
ein  wenig  erfreulicher.  Mit  Ausnahme  von  der  Callao-  und 
Chili-Mine  ist  hier  wenig  Gold  mehr  zu  erwarten.  Und  doch 
genügen  die  Süss^8chen  Angaben  vollständig,  um  die  Zukunft 
der  Goldminen  des  Landes  in  einem  ganz  anderen  Lichte  er- 
scheinen zu  lassen,  sobald  wir  nur  hinzufügen,  was  Süss  zu 
sagen  unterlassen  hat. 

Die  nordöstlichen  Gebirgsketten,  von  denen  neuere  Unter- 
suchungen dieGoldabli^erung  vorgeblich  als  von  so  ausserordent- 
lich geringem  Adel  ermittelt  haben,  dass  ein  Mann  in  einer  Woche 
höchstens  den  »Hungerverdienst«  von  1  Unze  gewinnen  kann, 
gehören  mit  diesem  Gehalt  zu  den  reichsten  Goldfeldern  der 
Erde.  Eine  Unze  Gold  hat  infolge  anderer  Beimengungen 
durchschnittlich  den  Wert  von  £  4.  Der  Goldwäscher  erntet 
also  hier  nach  sechstägiger  Arbeit  den  »Hungerlohnc  vonSOMk.! 
Die  berühmtesten  Goldfelder  Australiens  haben  die  aufgewandte 
Arbeit  weniger  hoch  belohnt.  Weshalb  verschweigt  das  Süss 
und  spricht  statt  dessen  »von  so  geringen  Mengen  Goldes«? 
Wir  haben  oben  gehört,  dass  der  hydraulische  Abbau  sich  in 
Califomien  bei  einem  Goldgehalt  der  Erden  von  nur  5  grs. 
noch  recht  gut  bezahlt  macht.  5  grs.  sind  der  96.  Teil  einer 
Unze,  Weshalb  weist  Süss  nicht  darauf  hin,  dass  es  unter 
allen  Umständen   nur   eine  Frage   der  Zeit  ist,    bis    sich  an 
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eben  diesen  nordostlichen  Gebirgsketten  die  blühendsten  Gold- 
felder entwickeln  ?  und  weshalb  statt  dessen  die  Yermatung 
erwecken,  dass  man  es  hier  mit  einem  recht  armseligen  Gebiete 
za  thnn  habe? 

Verschiedene  andere  Yersnche  sollen  zn  einem  dauernden 
und  bedeutenderen  Abbau  keinen  Anlass  gegeben  haben.  Nichts 
natürlicher  als  das !  Süss'  Informationen  reichen  nur  bis  zum 
Jahre  1870  und  die  letzten  besseren  Erfolge  giebt  er  für  die 
20er  Jahre  an.  Nun  war  von  1830  bis  1870  Venezuela  der 
Spielball  gewissenloser  ehrgeiziger  Generale,  welche  die  Bevöl- 
kerung fast  uuausgesetzt  in  Bürgerkriege  verwickelt  hielten. 
Der  ganze  Wohlstand  des  Landes  ist  dabei  zu  Grunde  gegangen, 
und  dass  sich  der  Goldbergbau  unter  solchen  umstanden  nicht 
gedeihlich  entwickeln  konnte,  ist  gewiss  sehr  naheliegend.  Für 
den  Reichtum  der  Goldlager  des  Landes  aber  bleibt  es  ein  sehr 
gutes  Zeichen ,  dass  man  trotz  aller  Gefahren  und  Unsicher- 
heiten die  Bearbeitung  derselben  während  der  Revolutionszeit 
immer  wieder  in  Angriff  genommen  hat.  Weshalb  macht  Süss 
von  allen  diesen  Dingen  keine  Erwähnung?  Weshalb  bleibt 
ihm  auch  so  gar  nichts  zu  sagen  übrig  über  die  äusserst  mangel- 
haften Verkehrsverhältnisse  des  Landes?  Der  wissenschaftliche 
Charakter  seiner  Arbeit  hätte  ihn  daran  gewiss  nicht  gehindert. 

Mir  ist  aus  eigener  Anschauung  Venezuela  nicht  bekannt. 
Aber  der  Eindruck,  welchen  man  aus  den  Reiseberichten  des 
Würzburger  Geologen  Dr.  W.  Sievers  *)  vom  Jahre  1888  er- 
hält, ist  bezüglich  des  Gbldreichtams  dieses  Landes  von  jenem 
der  Süss^Bchen  Darstellung  wesentlich  abweichend.  Ich  ent- 
nehme diesem  Werke  die  nachfolgenden  Angaben: 

„Südlich  des  Taracny  liegt  die  kleine  Ortschaft  Buria, 
jetzt  ein  elendes,  verfallenes  Dorf,  aber  einst  die  Hoffnung  der 
Eroberer.  Hier  soll  eine  Goldmine  existiert  kaben  und  noch 
heute  wiegt  sich  die  Bevölkerung  in  dem  Wahne,  sie  mit  allerlei 
Zauberwerk  wieder  auffinden  zu  können.  Juan  de  Villegas, 
Gobemador  von  Coro,  sandte  bald  nach  1550  den  Damian  de 
Barrio  an  den  Abhang  des  Gebirges  von  Nirgua,  ins  Gebiet 
der  Jirajara  Indianer,  um  eine  Goldmine  aufzufinden,  von  der 

1)  Dr.  W.  Sievera,  Venezuela  1888.  S.  253  ff.,  S.  346  ff. 
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die  Indianer  berichtet  hatten,  nnd  in  der  That  glückte  es  dem- 
selben nach  langer  Mühe,  diese  Mine  am  Rio  Buria  zu  entdecken. 
Am  Fundorte  wurde  dann  Real  de  minas  de  San  Felipe  de  Buria 
gegründet,  das  jedoch  bald  infolge  eines  gemeinsamen  Angriffs 
der  Indianer  und  der  arbeitenden  Negersklaren  zerstört  wurde. 
Nachdem  El  Real  wieder  aufgebaut,  jedoch  von  den  Indianern 
nochmals  zerstört  worden  war,  gab  man  die  Ansiedlung  auf. 
Später  wurde  dann  Buria  unter  dem  Namen  Las  Palmos  und 
ein  drittes  Mal  unter  dem  Namen  Nivar  wieder  ins  Leben  ge- 
rufen, allein  die  Gründung  verfiel  immer  aufs  neue  den  stOr^ 
menden  Händen  der  Jirajaras.  Darauf  zog  sich  die  spanische 
Macht  nach  Valencia  zurück.  Die  Jirajaras  wurden  in  einem 
hundertjährigen  Kampfe  aufgerieben,  allein  die  Stelle  der  Gold- 
mine yerblieb  unbekannt  und  bis  heute  hat  sich  niemand  ge- 
funden, der  sie  hätte  wieder  entdecken  können,  c 

»Was  den  Bergbau  betrifft,  so  hat  Venezuela  bis  zum  Jahre 
1866  wesentlich  nur  Kupfer  ausgeführt.  Von  diesem  Jahre  an 
beginnt  der  Export  an  Gold,  der  jetzt  überraschenden  Um£Emg 
angenommen  hat.  Die  Goldminen  von  Galiao  im  Südwesten 
der  Sierra  Imataca,  im  Territorio  Turnari  in  Guayana,  gehören 
heute  ohne  Zweifel  zu  den  reichsten  der  Erde.  Das  Gold  findet 
sich  im  Quarz  und  in  den  Diabasen,  welche  die  Gneise  des 
[Jrgebirgs  durchbrochen  haben.  Man  hat  eine  grosse  Menge 
von  Gesellschaften  gegründet,  welche  einzelne  Minen  ausbeuten 
sollen,  allein  nur  eine  hat  grossen  Erfolg  gehabt,  diese  aller- 
dings in  einer  wahrhaft  imponierenden  Weise.  Der  Wert  der 
Goldausfuhr  ist  yon  IVs  Millionen  Bol.  im  Jahre  1866  auf 
28  Millionen  im  Jahre  1884  gestiegen.  Fast  der  ganze  Zuwachs 
ist  auf  Rechnung  der  Mine  EI  Callao  zu  setzen,  welche  aller- 
dings auch  mehrfach  wieder  verlassen  worden  ist,  bis  sie  end- 
lich unter  der  jetzigen  Leitung  derart  florierte,  dass  die 
Aktionäre  für  jede  Aktie  von  1000  Bol.  jetzt  im  ganzen 
Bol.  208  501,69  erhalten  haben,  im  Durchschnitt  per  Jahr 
BoL  IS  900.11  (1871—1885).  Diese  Goldminen  sind  in  der 
That  das  wahre  Dorado  und  liegen  auch  gerade  dort,  wo  die 
Spanier  dasselbe  vermuteten,  in  Guayana.  Ganz  Guayana 
scheint  goldreich  zu  sein;    wenigstens   haben  die  Engländer, 
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Franzosen  und  Holländer  in  ihren  Besitzungen  in  Guyana  eben- 
falls starke  goldhaltige  Quarzriffe  gefunden.c 

Nach  dem  ausgezeichneten  Werke  von  Lock  lässt  sich  aus 
den  eingehenden  Ausführungen  (S.  255 — 268)  über  Venezuela 
das  folgende  Referat  zusammenstellen :  Der  Quarzgangbau  ist 
eine  sehr  junge  Industrie  und  datiert  erst  seit  Ende  der  60er 
Anfangs  der  70  er  Jahre.  Der  Goldgehalt  des  Quarzes  ist  sehr 
hoch  und  gewiss  durchschnittlich  über  2V9  Unzen  pro  Tonne 
gegen  nur  Vs  Unze  in  der  australischen  Kolonie  Victoria. 
Dabei  haben  die  Erfahrungen  gezeigt,  dass  auf  der  Tiefe  — 
welche  1882  nur  in  einem  einzigen  Schacht  der  Galiao  Mine 
130  m  erreicht  hatte  —  der  Goldgehalt  des  Quarzes  der  gleiche 
bleibt  und  das  Gold  in  völlig  freiem  Zustande,  fast  ohne  jede 
Beimischung  von  Pyriten  auftritt.  Dieser  Goldgehalt  des 
Quarzes  berechnet  sich  für  die  Galiao  Mine  pro  1879  mit 
8646  Tonnen  Quarz  auf  einen  Durchschnitt  von  5,2  o  Unzen 
pro  Tonne,  trotzdem  eine  Untersuchung  der  Rückstände  ergab, 
dass  infolge  unvollkommener  Einrichtungen  etwa  2  Unzen  pro 
Tonne  verloren  gegangen  waren.  Der  wirkliche  Durchschnitt 
des  Goldgehaltes  war  also  weit  über  7  Unzen. 

Wenn  trotzdem  eine  so  grosse  Zahl  der  ins  Leben  getre- 
tenen bergmännischen  Unternehmungen  zu  Grunde  gegangen 
ist,  so  hängt  das  nicht  bloss  mit  mangelhafter  Technik,  son- 
dern auch  noch  mit  anderen  Ursachen  zusammen.  Die  Ma- 
schinen müssen  mit  ausserordentlichen  Kosten  im  Auslande 
gekauft  und  mittelst  Ochsenwagen  auf  unwegsamen  Gebieten 
nach  der  weit  im  Land  gelegenen  Mine  verbracht  und  auf- 
gestellt werden.  Kohlen  giebt  es  nicht,  das  Holz  muss 
auch  zum  Heizen  der  Maschinen  weit  hergeholt  werden.  Und 
die  Preise  der  Lebensmittel  wie  der  Arbeit  sind  in  dieser 
weit  von  der  Zivilisation  entlegenen  tropischen  Wildnis  sehr 
hoch.  — 

Chile  betreffend  sagt  Süss :  »Der  Ertrag  der  Goldwäschen 
hat  in  der  letzten  Zeit  beträchtlich  abgenommen.  Die  gold- 
führenden Alluvien,  aus  denen  vor  der  spanischen  Eroberung 
und  nachher  grosse  Schätze  gewonnen  wurden,  haben  seit  Jahren 
nur  wenig   mehr   geliefert.     Es  wird  sich  zeigen,   ob  die  im 
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Laufe  des  Jahres  1876  von  Californien  aus  gebildeten  ßesell- 
schaften  zum  hydraulischen  Abbau  der  alten  Felder  die  GioH- 
produktion  des  Landes  wieder  wesentlich  zu  heben  im  Stande 
sein  werden.  Humboldt  schätzt  die  Produktion  Chiles  an  Edel- 
metallen zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts  auf  etwa  9,6  mf.  in 
Gold  und  nur  1,6  mf.  Silber.  Anfang  der  70er  Jahre  war 
der  Ertrag  an  Silber  zehnmal  so  hoch  als  zu  Humboläfs 
Zeiten,  während  die  Goldproduktion  auf  den  zehnten  oder 
zwölften  Theil  von  damals  zurückg^angen  sein  möchte,  c  Die 
chilenische  Goldproduktion  wird  also  damit  auf  höchstens 
279  Kilo  geschätzt. 

Nun  findet  sich  bei  Loch  angegeben,  dass  in  dem  Jahiv 
fünft  1871— 75  Chile  durchschnittlich  440  Kilo  Gold  gewonnen 
habe,  was  etwa  das  doppelte  der  Süss'achen  Schätzung  wäre. 
Und  der  Münzdirektor  in  Washington  giebt  pro  1889  die  Gold- 
produktion dieses  Landes  auf  2958  Kilo  an,  also  um  163  Kilo 
bereits  höher  als  zu  Huftiboldt^s  Zeiten.  Die  neu  gegründeten 
Gesellschaften  waren  mithin  in  der  That  im  Stande,  die  Gold- 
erträgnisse des  Landes  »wesentlich  zu  hebenc 

Für  jedermann,  der  gegen  die  Zukunft  des  Goldes  weniger 
eingenommen  ist,  als  Süss,  muss  aus  dem  ausserordentlichen 
Reichtum  des  Schwemmlandes  der  Schluss  folgen,  dass  auch 
die  Gänge,  von  denen  die  Alluvien  sich  gebildet  haben,  reiche 
Metallschätze  umschliessen.  Und  wenn  auch  seit  längerer  Zeit 
jene  blutigen  Kämpfe  vom  Lande  ferngehalten  wurden,  welche 
die  Blüte  so  vieler  anderer  südamerikanischer  Staaten  zerstört 
haben,  so  wissen  wir  doch  aus  den  Erfahrungen  Australiens, 
dass  zur  tüchtigen  Entwicklung  des  Quarztiefbaues  Kapital  und 
Intelligenz  in  solchem  Masse  gefordert  wird,  wie  sich  beide 
in  Chile  nicht  finden.  Auch  die  Goldproduktion  dieses  Landes 
hat  deshalb  die  Zukunft  noch  vor  und  nicht  hinter  sich. 

»Neugranada  lieferte  zu  Humboldfs  Zeiten  jährlich 
4714  Kilo  Gold  und  dieser  Forscher  scheint  grosse  Hoffnungen 
für  einen  Aufschwung  der  Goldproduktion  gerade  dieses  Landes 
geh^t  zu  haben.  Man  gewann  damals  alles  Gold  aus  Wäschen 
am  Westabhange  der  mittleren  Cordillera.  BousingauU  ec^ 
wähnt  im  Jahre  1827  grosse  hydraulische  Vorrichtungen  som 
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Waschen  des  Schwemmlandes.  Karsten  bespricht  ebenfalls  den 
Keichtom  des  goldführenden  Schwemmlandes  bei  Barbacoas 
im  Süden.  Nichtsdestoweniger  hat  sich  seither  die  Goldge- 
winnung mehr  und  mehr  der  Mitte  des  Landes  zugewendet. 
Das  Schwemmland  wurde  schon  von  den  Spaniern  stark  aus- 
gebeutet. Die  La  Rica  Mine  leidet  an  Wassermangel.  Andere 
Werke  hatten  bisher  mit  grossen  Vorauslagen  zu  kämpfen. 
Die  englische  Frontino  und  Bolivia  Comp.  hofiPt  zwar  eine 
Jahresproduktion  von  £  80  000  zu  erreichen  und  auf  der  Za- 
nendo-Mine,  deren  Erze  4,06  Gold  und  95,66  Unzen  Silber  pro 
Tonne  enthalten,  wurden  bereits  vollständige  Reduktionswerke 
nach  Freyberger  Art  eingerichtet.  Aber  trotz  alledem  beträgt 
die  heutige  Gesamtproduktion  Golombias  an  Gold  kaum  viel 
mehr  als  etwa  2  700  000  Doli.  Sie  ist  daher  geringer  als  zu 
HumboldfB  Zeiten.  Die  Süss'sche  Variation  bezflglich  Golom- 
bias lautet  also :  ^Humboldt^  Karsten  u.  a.  hegten  zwar  grosse 
Hoffnungen  von  der  Zukunft  der  Goldproduktiou  dieses  Landes, 
und  eine  Reihe  an  Ort  und  Stelle  befindlicher  Bergwerksge^ 
Seilschaften  teilen  offenbar  diese  Erwartungen,  aber  all  das 
beruht  auf  Täuschung.  Das  Schwemmland  allein  kommt  für  die 
Goldproduktion  wirklich  in  Betracht.  Das  ist  von  den  Spaniern 
bereits  tüchtig  ausgebeutet  worden.  Das  Golderträgnis  ist 
deshalb  heute  geringer  als  zu  HumboldfB  Zeiten.  Und  die 
Zukunft  der  Goldgewinnung  ist  dahin.« 

Gegenüber  dieser  BeweisfQhrung  über  das  Erschöpftsein 
der  Goldlager  in  Neugranada  möchte  ich  aus  dem  Süss^achen 
Werke  auf  eine  andere  Stelle  verweisen,  wo  die  Silberlager  von 
Potosi  in  Betracht  kommen.  Die  ausgezeichneten  Forschungen 
Eufnh6ldt\  die  gerade  bezüglich  der  mutmasslichen  Silberpro- 
duktion Potosis  besonders  ausführlich  sind^),  gelangen  zu 
dem  Schluss,  dass  mit  der  Tiefe  der  Adel  der  Erze  wesentlich 
abgenommen  habe  und  deshalb  von  der  künftigen  Silberpro- 
duktion des  Landes  wenig  mehr  zu  halten  sei.  Wäre  dieses 
Urteil  gegen  die  Zukunft  des  Goldes  gerichtet  gewesen,  dann 


1)  A,  A,  Hun^cidt,  Essai  politique  sur  la  Royaume  de  la  Nouv. 
Espagne,  Paris.  1811»  töme  11,  S.  611  ff. 
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konnte  man  dieselbe  bei  Süss  mindestens  ebenso  oft  wiederholt 
finden,  wie  jene  üft^n^^sche  Schätzung.  Aber  dieses  urteil 
war  gegen  die  Zukunft  des  Silbers  gerichtet  und  Süss  sagt: 
»Es  scheint  mir  nicht,  dass  hier  die  Vertaubung  gegen  die 
Tiefe  bereits  sicher  nachgewiesen  sei.c  und  dann  folgt  eine 
längere,  auf  andere  Autoritäten  gestützte  AusfQhrnng,  welche 
begründet,  dass  sich  Humboldt  namentlich  durch  Ansseracht- 
lassung  der  Unwissenheit  der  Leute  in  seinem  Urteil  geirrt 
haben  konnte.  Bei  Beurteilung  der  Goldlager  wird  niemals 
eine  gleich  kritische  Prüfung  pessimistischer  Aussagen  vor- 
genommen. 

In  Wirklichkeit  liegen  auch  in  Neugranada  die  Verhält- 
nisse ganz  anders,  als  Süss  sie  darzustellen  beliebt.  Zu  Hum- 
boldfs  Zeiten  war  das  Golderträgnis  4714  Kilo.  Im  Jahre  1876 
nach  Süss  4172  und  1889  etwa  4514  Kilo.  Sie  war  mithin 
1876  kaum  nennbar  zurückgegangen  und  hat  sich  seitdem 
trotz  revolutionärer  Bewegungen  im  Lande  wieder  den  Hum- 
bolcWschen  Zeiten  genähert.  Soetbeer  ist  der  Meinung,  »dass 
allem  Anscheine  nach  die  Edelmetallgewinnung  eher  eine 
Zunahme  als  eine  Verminderung  verspricht,  sobald  nur  deren 
Betrieb  besser  geregelt  sein  wird.«  Dass  die  Erz^nge  des 
Landes  ausserordentlich  reich  sein  müssen,  geht  aus  Süss^ 
eigenen  Angaben  hervor,  wenn  er  sagt,  dass  das  in  der  Zancuda 
Mine  verarbeitete  Erz  4,oö  Unzen  Grold  und  95,66  Unzen  Silber 
enthält. 

Loch  berichtet  (1882),  dass  in  den  letzten  25  Jahren  auch 
die  Goldwäschereien  der  Eingeborenen  fortwährend  zurückge- 
gangen seien.  Seit  eben  dieser  Zeit  habe  ein  unternehmender 
Golumbier  namens  Juan  Lopez  begonnen,  in  den  alten  spani- 
schen Quarzgruben  zu  arbeiten  und  zwar  ganz  nach  der  alten 
spanischen  Methode,  ohne  jede  moderne  technische  Verbesse- 
rung und  ohne  neue,  über  die  alten  spanischen  Grubenfelder 
hinausreichende  Entdeckungen  zu  machen.  Lopez  habe  in 
wenigen  Jahren  ganz  enorme  Reichtümer  gewonnen,  die  freilich 
von  ihm  und  seiner  Familie  fast  ebenso  rasch  wieder  ver- 
schwendet worden  seien. 

Wir  finden  hier,  wie  fast  im  ganzen  spanischen  Amerika, 
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noch  nnscbätzbare  Reichtümer  an  Gold  in  der  Erde  einge- 
liiert,  aber  eine  wirtschaftlich  nnbefähigtCf  in- 
dolente Bevölkerung.  So  lauge  hier  nicht  von  aussen 
und  zwar  mit  ganz  bedeutendem  Nachdruck,  reformatorisch 
nnd  gestaltend  in  die  Bergwerksverhältnisse  eingegriffen  wird, 
muss  die  Goldproduktion  stets  in  einem  auffallenden  Missver- 
hältnis  stehen  zur  Grosse  der  noch  vorhandenen  Goldlager. 
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»In  der  TraDsvaal-Bepublik  hat  man  seither  aach  an  meh- 
reren Pankten  Gold  entdeckt.  Ich  begnüge  mich  damit ,  zu 
erwähnen,  dass  fachmännische  Untersuchungen  an  allen  wich- 
tigeren Punkten  —  sowohl  bei  Maraba^s  Stadt  und  Eersteling 
im  Norden,  als  auch  etwas  südlicher  im  Gebiete  von  Lyden- 
burg  —  bisher  ein  der  Ausbeutung  ziemlich  ungünstiges  Re- 
sultat ergeben  haben.  Die  Menge  des  vorhandenen  Goldes  ist 
eben  eine  zu  geringe.  In  früheren  geschichtlichen  Zeiten 
sollen  diese  Ländergebiete  zwar  grosse  Mengen  von  Ejdelme- 
tallen  geliefert  haben,  aber  jetzt  dürfte  die  Goldproduktion 
von  ganz  Afrika  kaum  höher  als  auf  6  mf.  zu  yeranschlagen 
sein.c  —  So  etwa  lässt  sich  das  Urteil  von  Süss  über  die 
südafrikanischen  Goldfelder  zusammenfassen.  Die  Goldproduk- 
tion hat  sich  in  Wirklichkeit  in  ganz  anderer  Weise  entwickelt 

Im  Jahre  1871  wurde  zum  ersten  Male  südafrikanisches 

1)  Aus  der  benutzten  Litteratnr  führen  wir  an:  Ad,  Soetbeer,  An- 
deutungen in  Bezug  auf  die  vermehrte  Goldproduktion  etc.  Hamburg 
1852.  E.  P.  Mathers,  Gold  South  Africa,  London  1888.  F.  Zeppe, 
Transvaal  Almanac,  Cape  town  1889.  E»  QlanwXUt  The  8oath  African 
Goldfields,  London  1888.  F.  8.  Äubert,  La  R^publique  Sad-A£ricainei, 
Paris  1889.  H.Dupant,  LesMines  d'or  dePAfrique  du  Sud,  Paris  189a 
B.  Knochetihauer,  Die  Goldfelder  in  Transvaal,  Berlin  1890.  Petermann't 
Mitteilungen,  Beiträge  zur  Landeskunde  von  Südafrika,  Bericht  II  von 
Dr.  OUo  Kersten,  ferner  von  den  einschlägigen  Fachzeitschriften  :  South 
Africa,  L*Afrique  Miniere,  La  Fortune,  Das  Goldland,  Economist,  Finan- 
cial News,  The  Mining  Journal,  Staats-Gourant,  Star,  Mining  Argus, 
Yolksraad. 
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Gold  im  Werte  von  £  413  exportiert,  wobei  eine  Unze  Gold 
zu  70  8.  gerechnet  ist.  1874  wurden  die  Tausender  erreicht. 
Bis  zum  Jahre  1888  einschliesslich  beträgt  die  Gesamtgold- 
ausfahr  £  1  783  762.  Aber  schon  im  folgenden  Jahre  stieg 
der  Goldezport  auf  £  1  441  771.  In  der  ersten  Hälfte  des 
Jahres  1890  betrug  diese  Ausfuhr  £  823  515  und  erreichte 
im  Laufe  des  Jahres  die  Höhe  von  nahezu  £  2  000  000.  Das 
im  Jahre  1890  über  Eapland  und  Natal  verschiffte  Gold  hatte 
einen  Wert  von  50  Millionen  Franken  oder  etwa  das  Zehn- 
fache der  Schätzung,  welche  Süss  ganz  Afrika  zugedacht  hatte. 

Mehr  auf  die   einzelnen  grossen  Goldfelder   übergehend^ 
berichtet  man  für  Witwatersrand  die  Goldausbeute  auf 
Unzen  im  Jahre 

34  897  1887 

230  917  1888 

279  733  1889 

494  801  1890 

Diese  Produktion  verteilt  sich  auf  ungefähr  67  Gesell- 
schaften, wovon  jedoch  nur  48  fortwährend  im  Betrieb  bleiben. 
Und  nur  zwei  Gesellschaften  haben  auf  Schwemmland  gear- 
beitet mit  einem  bisherigen  (1.  Januar  1891 !)  Gesamterträgnis 
von  ca.  4120  Unzen.  Das  Alluvialgold  macht  also  hier  nicht 
einmal  den  dreihundertsten  Teil  der  Gesamtproduktion  aus. 

Im  Jahre  1890  wurden  in  Transvaal  601  000  Unzen  Gold 
gewonnen,  welche  sich  in  folgender  Weise  verteilen: 


DiBtrikt 

Unzen  Gold 

Bandgebiet 

500  000 

De  Eaap 

30  000 

Lydenburg 

17  000 

Elerksdorp 

24  000 

Swazieland 

18000 

Zoutpansberg 

4  000 

Uebrige  Gebiete 

8  000 

Elerksdorp  und  Swazieland  produzieren  z.  Z.  kein  Schwemm- 
gold, obwohl  namentlich  in  letzterem  Gebiete  sich  ausgedehntere 
Alluvialfelder  finden.  Im  De  Eaap  ist  uns  nicht  eine  einzige 
Gesellschaft   bekannt,   welche   die  AUuvien  ausbeutete.     Und 
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ebenso  im  Lydenbnrger  Distrikt.  Im  günstigsten  Falle  kommen 
von  den  600  000  Unzen  der  Jahresproduktion  für  1890  10000 
Unzen  in  Abzug,  welche  nicht  durch  Abbau  von  QuarmfiiB 
gewonnen  wurden.  Ebenso  ist  die  Thatsache  zu  verzeichnen, 
dass  von  etwa  800  Gesellschaften,  welche  zum  Zwecke  der 
Goldgewinnung  in  den  letzten  vier  Jahren  gegründet  warden, 
keine  10  das  Schwemmland  als  ihr  Arbeitsfeld  angegeben  haben. 
Die  Ausdehnung  der  Goldfelder  Südafrikas  ist  keinesw^ 
abgeschlossen.  Fast  jedes  Jahr  hat  in  letzter  Zeit  neue  Ent- 
deckungen gebracht.  Soweit  aber  unsere  heutigen  Kenntnisse 
reichen,  handelt  es  sich  um  das  Gebiet  Tom  30^  bis  15* 
s.  B.  und  vom  26  ^  bis  zum  32  ^  o.  L.  (t.  G.).  Auf  diesem 
Ländergebiet,  das  an  Umfang  Deutschland  mehr  als  zweimal 
übertrifft,  wird  Gold  seltener  im  Schwemmland,  sondern  zumeist 
in  Quarzriffs  gefunden.  Die  südlichst  gelegenen  Goldfelder 
von  Natal  haben  bis  jetzt  noch  keine  nennenswerten  Erträge 
aufzuweisen  und  dürften  auch  für  längere  Zeit  noch  unbeachtet 
bleiben.  Nördlich  vom  Vaal  finden  wir,  parallel  mit  diesem 
Flusse  laufend,  die  Goldfelder  von  Witwatersraud,  an  der  Wasser- 
scheide von  Transvaal  die  Goldfelder  von  Malmani,  an  der  Ost- 
grenze die  De  Eaap-Felder  mit  dem  angrenzenden  Minengebiet 
von  Swazieland.  Von  De  Eaap  nördlich  liegt  der  Minendistrikt 
von  Lydenburg,  dem  sieh  Marabastadt,  Zoutpansberg  und  Mur- 
chison  Range  anreihen.  Jenseits  des  Limpopo  liegen  die  jüngst 
in  Angriff  genommenen  Goldfelder  von  Matebeleland  und  Mas- 
honoland.  Für  die  eingehendere  Betrachtung  wollen  wir  diese 
verschiedenen  Gebiete  im  besonderen  behandeln. 

L  Das  Bandgebiet. 

Die  monatliche  Goldausbeute  ist  von  11000  Unzen  im 
Januar  1888  auf  53  000  Unzen  im  Januar  1891  gestiegen. 
Aber  es  unterliegt  kaum  einem  Zweifel,  dass  die  Produktion 
noch  das  4  bis  5  fache  Quantum  erreichen  kann.  Die  Gesamt- 
zahl aller  Aktiengesellschaften  ist  207,  wovon  jedoch  nur  48 
ohne  Unterbrechung  arbeiten.  Der  monatliche  Zuwachs  beträgt 
durchschnittlich  2  bis  3  Gesellschaften.  Die  Arbeitseinstellnng 
war  freilich  in  den  letzten  drei  Semestern  keine  weniger  geringe, 
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welche  Fälle  teils  auf  MaDgel  an  Betriebskapital,  teils  auf 
Zunahme  der  Produktionskosten,  teils  auf  schlechte  Verwal- 
tung zurückzuführen  sind.  Diese  207  Gesellschaften  besitzen 
ein  Minengebiet  von  2600  ha,  die  gesamte  als  Gk)ldland  gesetz- 
lich reservierte  Fläche  umfasst  70  000  ha,  wovon  z.  Z.  höch- 
stens 7000  ha  bergmännisch  abgebaut  werden. 

Die  wichtigste  Ursache  dieser  langsameren  Entwicklung 
liegt  in  den  Produktionskosten,  welche  infolge  mangelhafter 
Verkehrsverhältnisse  auf  einer  ausserordentlichen  Höhe  sich 
bewegen.  Die  bedeutenden  Lebenskosten,  Transportkosten  und 
ungenügende  Arbeitskräfte  bedingen  ,  dass  im  Randgebiet 
eine  Gesellschaft  schon  äusserst  sparsam  geleitet  werden  muss, 
wenn  bei  10  dwt.  Goldgehalt  per  Tonne  die  Produktionskosten 
gedeckt  werden  sollen.  In  Amerika  dagegen  verzinst  z.  B. 
die  Plumas  Eureka  Cy.  bei  5  dwt.  Durchschnittsertrag  per 
Tonne  das  Aktienkapital  durchschnittlich  mit  6  bis  10  %. 

Im  grossen  Durchschnitt  belaufen  sich  die  Produktions- 
kosten im  Bandgebiet  heute  auf  86  Mk.  pro  Tonne.  Vor  nur 
einem  Jahre  waren  noch  48  bis  60  Mk.  pro  Tonne  ganz  all- 
täglich. Der  durchschnittliche  Goldgehalt  des  Quarzes  auf  den 
verschiedenen  Minen  schwankt  zwischen  9  dwt.  und  3  Unzen 
pro  Tonne.  Für  das  Jahr  1890  lässt  sich  von  den  grösseren 
Gesellschaften  hierzu  noch  die  nachfolgende  Zusammenstellung 
geben: 


QesellachaiteD 

Goldgehalt 
per  Tonne 

Frodnktioni- 
kosten  per  Tonne 

Crown-Geef 

14 

dwt 

=> 

49 

Mk. 

23,09 

Mk. 

Darban-Rodepoort 

19,76 

= 

69,10 

40,00 

Jabilee 

23,06 

= 

80,80 

34,80 

Jampen 

7,,7 

= 

25,80 

22,80 

Langlaagte  Estate 

17,«9 

= 

61,00 

36,00 

May 

12,00 

= 

42,00 

46,70 

Meyer  and  Charlton 

29,»7 

= 

107,80 

28,60 

Robinson 

30,18 

= 

105,80 

44,00 

Simmer  and  Jack 

10,01 

SS 

35,00 

21,40 

Nigel 

42,84 

= 

149,08 

52,00 

Batt«ry  Reef 

9,eo 

= 

33,60 

36,00 
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Also  selbst  eine  Gesellschaft  wie  die  May  mit  12  dwi 
Gold  pro  Tonne  arbeitet  mit  Verlust.  Fast  drei  Viertel  der 
Goldländer  im  Randgebiete  müssen  deshalb  zur  Zeit  brach 
liegen.  Die  mangelhaften  Verkehrsverhältnisse  haben  die 
Produktionskosten  zu  sehr  gesteigert.  Doch  schon  näheni  sich 
die  Eisenbahnen  von  drei  Seiten  Johannisburg ,  der  Haupt- 
stadt des  Bandgebietes,  und  von  dem  Tage  an,  wo  der 
letzte  Ochsenkarren  ausser  Dienst  kommt,  wird  ein  gross- 
artiger Aufschwung  der  Goldminen  industrie  Transvaals  datieren. 
Heute  lasten  diese  Kosten  des  Landtransports  noch  sehr  schwer 
auf  der  Entwicklung  des  Gangbaues.  So  hat  die  Sheba  G.  H.  C 
z.  B.  noch  im  Jahre  1890  fttr  den  Transport  ihres  neuen  Poch- 
werkes nicht  weniger  als  £  12,000  oder  240,000  Mk.  veraus- 
gaben müssen. 

Dass  Gründungsschwindel  und  Börsenmanover  der  In- 
dustrie besonders  in  ihrer  ersten  Entwicklungsperiode  grossen 
Schaden  zufügen,  dass  durch  Raubbau  oft  gute  Minen  für 
lange  Zeit  hinaus  ruiniert  wurden,  dass  »Vetter  Handschuh- 
macher« allerorts  vom  »Onkel  Direktor«  zum  Mineningenieor 
ernannt  wurde  und  als  solcher  oft  unverbesserlichen  Schaden 
anstiftete,  das  alles  sind  Uebelstände,  die,  auch  in  Südafrika 
keineswegs  ausgeblieben  sind.  So  hat  erst  in  jüpgster  Zeit 
die  City  and  Suburban  Gold  Mining  Ciompany  trotz  ihres 
reichen  Grubenfeldes  erklären  müssen,  dass  der  bisherige  tech- 
nische  Leiter  des  Unternehmens  durch  gewissenlosen  Raubbau 
die  Gesellschaft  schwer  geschädigt  habe.  Die  »eyes«  der  Mine 
wurden  möglichst  rasch  ausgestochen  und  so  innerhalb  13  Mo- 
naten £  41,500  an  Dividenden  verteilt.  Nachher  hatte  die 
Gesellschaft  ein  ganzes  Jahr  zu  arbeiten,  bevor  sie  wieder  einen 
guten  Durchschnittsertrag  erzielte. 

Eine  grosse  Schwäche  dieser  Südafrikanischen  Gründungen 
liegt  auch  in  dem  ganz  übermässigen  »Wässern«  des  Aktien- 
kapitals. So  hat  die  Randfondtein  Gold  and  Estate  ein  No- 
minalkapital von  40  Millionen  Mark,  die  Robinson  Cy.  ein 
solches  von  65  Millionen  Mark,  die  Harmony  Goldfields  ein 
solches  von  20  Millionen  Mark.  Wäre  nur  die  Hälfte  oder 
auch   nur  ein  Drittel  davon   als  Betriebskapital   in  Verwen- 
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dang,  so  wäre  die  Zukunft  des  Unternehmens  gesichert.  Statt 
dessen  ist  es  ganz  allgemein  üblich,  dass  der  weitaus  grössere 
Theil  des  Aktienkapitals  in  die  Taschen  der  Gründer  wandert. 
Das  entgegengesetzte  Verfahren  ,  ein  zu  geringes  Aktienka- 
pital auf  den  Markt  zu  bringen,  in  das  zumeist  die  guten 
Lokalgründungen  verfallen,  muss  freilich  oft  noch  rascher  den 
Mangel  an  Betriebskapital  bemerkbar  machen.  Und  die  na- 
türliche Folge  davon  ist  die  Notwendigkeit,  entweder  Emission 
neuer  Aktien  oder  durch  Fusion  mit  anderen  Gesellschaften 
weitere  Kapitalien  flüssig  zu  machen.  Man  vergisst  offenbar 
viel  zu  häufig,  dass  für  den  Gangbau  ein  Betriebskapital  von 
£  10  000  bis  15  000  ganz  unzureichend  ist.  Die  Folge  muss 
sein,  dass  die  Gesellschaft  alsbald  in  finanzielle  Nöten  kommt. 
Ihr  guter  Ruf  leidet  darunter.  Das  Publikum  wird  misstrauisch 
und  die  Erisis  tritt  ein.  Ist  dann  nicht  eine  mächtige  Gruppe 
vorhanden,  die  sich  für  die  Gesellschaft  interessiert,  so  wird 
es  ihr  unmöglich  werden,  neues  Kapital  zu  bekommen.  Dann 
ist  meistens  alles  verloren,  und  die  Tausende,  welche  bereits 
für  Erschliessung  der  Mine  ausgegeben  wurden,  sind  zwecklos 
vergeudet.  Der  Fehler  im  Gründungsplane  trägt  Schuld  daran, 
dass  eine  Mine,  die  wohl  in  der  Lage,  Gewinn  zu  bringen, 
verödet  und  brach  daliegt.  Und  wir  hatten  deshalb  im  Rand- 
gebiete wiederholt  den  Fall,  dass  das,  was  einer  solchen  von 
der  Gründung  an  kranken  Gesellschaft  nicht  gelingen  wollte, 
nämlich  die  Mine  lohnend  abzubauen,  einer  Rechtsnachfolgerin 
sehr  wohl  geglückt  ist. 

U.  Die  De  Eaap-Felder. 

Das  im  De  Kaap  als  Goldfeld  proklamierte  Land  umfasst 
eine  Fläche  von  über  300  000  ha.  Auch  hier  hat  eine,  mit 
allen  möglichen  Uebeln  behaftete  Misswirtschaft  dazu  geführt, 
dass  die  Goldausbeute  in  gar  keinem  Verhältnis  zu  dem  Reich- 
tum der  Goldlager  steht.  Hören  wir,  was  Knochenhauer^  der 
sich  als  Fachmann  hier  längere  Zeit  aufgehalten  hat,  darüber 
äussert. 

>Thatsache  bleibt,  dass  seit  den  ersten  Tagen  Barbertons 
niemals    ein  Bergingenieur  die  Leitung   des  Betriebes  gehabt 

Z«itschr.  1  StMtow.    1891.    III.  Heft.  38 


Digitized  by  VjOOQIC 


5Ö0  Georg  Heim: 

hat.  Mögen  hie  und  da  auch  einmal  erfahrene  Praktiker  ge- 
wirtschaftet haben,  im  ganzen  kann  man  trotzdem  sagen,  daas 
niemals  der  richtige  Mann  am  richtigen  Fleck  gestanden  hat 
Es  ist  fast  unglaublich,  was  die  Herren  Managing-Directors, 
die  mehr  für  ihren  Titel  als  fQr  ihre  Arbeit  ein  sehr  hohes 
Gehalt  beziehen,  unsinniges  geleistet  haben.  Nirgends  sonst 
kann  ein  Fachmann  besser  lernen ,  wie  etwas  nicht  gemacht 
werden  soll,  als  in  den  Goldfeldern  Transvaals  und  vor  allem 
in  den  De  Eaap-Feldem.«  Matrosen  und  Zimmerleute  fun- 
gierten als  Minenleiter.  Grosse  Gesellschaftskapitalien  worden 
in  kürzester  Zeit  aufs  unsinnigste  verschwendet.  Man  stellte 
Pochwerke  auf  an  Plätzen,  wo  kein  Wasser  war,  der  Minen- 
ingenieur der  Sheba  Valley  Mine  baute  eine  8  km  lange  Eisen- 
bahn ,  um  die  Grube  mit  dem  Pochwerk  zu  verbinden.  Die 
Brücke,  welche  dabei  notwendig  war,  erstand,  um  vier  Monate 
später  wieder  einzustürzen. 

Dabei  kommen  noch  als  weitere  Uebelstande:  zu  grosse 
Gründeranteile,  Mangel  an  Betriebskapital,  enorme  Produktions- 
kosten und  insbesondere  zwergwirtschaftliche  Betriebeeinricb- 
tung.  Es  ist  gewiss  unbedingt  richtig,  dass  der  Mangel  an 
zureichenden  Verkehrsverhältniseen  die  Produktion  ganz  un- 
gemein verteuert.  Aber  selbst  wenu  diesem  Mangel  einmal 
abgeholfen  sein  wird,  wird  damit  der  Grundsatz  nicht  ange- 
geben, dass  die  Kosten  des  Betriebs  mit  der  Grosse  desselben 
abnehmen.  De  Eaap  wie  Witwatersrand  haben  viel  zn  kleine 
Gesellschafken.  Auf  einem  Grubenfeld  von  5  bis  10  Claims  *) 
ist  ein  Pochwerk  mit  5  bis  10  Stempel  aufgestellt.  Jede  dieser 
Zwerggesellschaften  hat  ihren  grossen  Verwaltungsapparat,  eine 
jede  muss  einen  Minenleiter  mit  £  2000  bis  £  6000  p.  a.  be- 
zahlen, eine  jede  braucht  ihr  eigenes  Wasserrecht  und  ist  — 
wie  das  so  oft  der  Fall  —  wegen  desselben  mit  ihrer  Nach- 
barin im  Prozess.  Solche  Zustande,  die  allem  kaufmännischen 
GefQhle  widersprechen,  finden  denn  auch  leicht  ihren  bestimmten 
ziffermässigen  Ausdruck.     Es  ist 


1)  1  Claim  gleich  einem  Viereck  Ton  150Fus8  Breite  and  400FawLftDge. 
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bei  der  Gesellechaft :      die  Zahl  der  Stampfer:      ^®'  Produktionsprei« 

^  pro  Tonne: 

City  and  Suburban  20  34,5o  Mk. 

Crösus  10  34,00     > 

Crown  Reef  70  23,o9     » 

Du  Preez  20  37,oo     » 

Durban-Rodepoart  25  40,oo     » 

Geldenhuis  Main  Reef  10  36,2«     » 

Johannesburg  Pioneer  20  35,4  o     » 

Jumpers  100  22,8o     > 

May  20  46,7o     > 

Meyer  and  Chariten  30  28,6o     » 

Robinson  40  44,oo     > 

Simmer  and  Jack  100  21,oo     > 

Nigel  15  52,00     » 

Diejenigen  Gesellschaften,  welche  am  billigsten  arbeiten, 
sind  zugleich  diejenigen,  welche  die  grössere  Zahl  von  Stampfern 
im  Betrieb  haben.  Aus  diesem  Grunde  erweitern  in  neuerer 
Zeit  alle  jene  Gesellschaften,  die  zugleich  über  ein  entsprechend 
grosses  Grubenfeld  verfügen,  ihren  Betrieb.  So  werden  von 
Durban-Rodepoort,  May,  Robinson  und  Langlaagte  in  nächster 
Zeit  die  doppelte  Zahl  von  stamps  aufgestellt.  Und  sobald  eine 
Gesellschaft  ihr  Pochwerk  vergrössert,  darf  man  fast  mit  Sicher- 
heit darauf  schliessen ,  dass  die  Produktionskosten  um  5  bis 
8  Mark  p.  t.  zurückgehen. 

Bei  grösseren  Gesellschaften  würden  auch  namentlich  auf 
dem  kostspieligsten  Punkte,  den  Tiefarbeiten,  bedeutende  Er- 
sparnisse eintreten.  Statt  dessen  wird  heute,  dicht  neben 
einander,  ein  Schacht  nach  dem  andern  abgeteuft.  Wesentlich 
auch  dadurch  ist  das  Aufblühen  des  De  Eaap-Gebietes  unter- 
drückt worden.  In  diesem  Minendistrikte  hatte  bis  Ende  1889 
nicht  eine  einzige  Gesellschaft  mehr  als  20  Pochstempel  in  Ver- 
wendung. Und  erst  seitdem  hat  man  vereinzelt  den  Weg  zum 
Bessern  und  durch  glänzende  Resultete  allgemeine  Nachfolge 
erweckt. 

IIL  Das  Swazieland. 

Dieser  Negerstaat  gehört  geographisch  eigentlich  zum  De 
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Kaap.  Durch  die  Erfolge  einzelner  Minen  ist  erst  in  letzter 
2ieit  wieder  die  Aufmerksamkeit  auf  dieses  fast  noch  gar  nicht 
durchforschte  Minengebiet  gelenkt  worden.  Das  ganze  Land 
hat  man  in  40  Miuenkonzessionen  aufgeteilt,  deren  verschie- 
dene Wertigkeit  sich  jedoch  heute  noch  nicht  beurteilen  lässt. 
Nur  so  viel  ist  gewiss,  dass  Gold  an  verschiedenen  Stellen  des 
Landes  im  Quarz  und  im  Schwemmlande  gefunden  wird.  Die 
monatliche  Ausbeute  schwankte  in  der  letzten  Zeit  zwischeo 
1500  und  3000  Unzen.  Bis  jetzt  sind  ungefähr  90  Pochstempel 
thätig  und  weitere  60  werden  neu  aufgestellt.  Als  Gesell- 
schaften, welche  bereits  goldhaltige  Riffs  entdeckt  haben  und 
bearbeiten,  werden  genannt: 


Gr 

Oase  der  konMaeionierten 

Kapital 

Fläche,  a  Meilen 

£ 

Porbers  Reef  G.  M.  C. 

81V. 

400000 

Pigg's  Peak  Estate 

62Vi 

250000 

Wyldsdale  Gold  Exploration 

37 

250000 

Southern  Forbes  Reef 

23  Vi 

250000 

Toweli  Estate 

200 

250000 

ümbeloosi  Exploration 

400 

225000 

Swazieland  Gold  Estates 

40 

200  000 

Swazieland  Gold  Prospecting 

50 

200  000 

Havelock  Concession 

40 

200  000 

Swazieland  Gold  Exploration 

156 

150000 

Henderson  and  Forbes 

34 

150000 

Horo  Concession 

400 

100000 

Acton^s  Concession 

170 

36000 

Der  durchnittliche  Goldgehalt  ist  4  Unzen  per  Tonne  and 
in  einzelnen  Fällen  hat  man  sogar  höhere  Durchschnittsertrage 
erzielt.  Im  Monat  Dezember  1890  war  die  Gesamtproduktion 
auf  8000  Unzen  gestiegen.  Da  mehrere  Gesellschaften  in  BUde 
ihre  Arbeiten  beginnen  werden,  ist  eine  weitere  Steigerung 
des  Ertrags  zu  erwarten. 

Das  Gold,  welches  in  den  letzten  drei  Jahren  gewonnen 
wurde,  kommt  aus  den  Quarzgangen.  Früher  war  die  Gold- 
ausbeute  eine  minimale  und  zum  Teil  aus  dem  Schwemmlmnde 
stammend.    Besonders  im  Osten  finden  sich  sehr  ausgedehnte 
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Alluvialfelder,  die  jedoch  noch  unberührt  geblieben  sind.  Die 
Wyldsdale  Goncession  hat  ausser  Quarzriffs  ein  Schwemmland- 
gebiet, das  einen  Flächenraum  von  6  Quadratmeilen  deckt. 
Der  Minen-Ingenieur  Fourlonge^  welcher  längere  Zeit  in  diesem 
Gebiete  geweilt  hat,  berichtet,  dass  er  mit  nur  6  Eaffern  in 
einer  Woche  367«  Unzen  Gold  gefunden  habe,  darunter  zwei 
nuggets  von  6  V«  und  SV*  Unzen  Gewicht.  Nach  seiner  Schätzung 
umfasst  dieses  Alluvialgebiet  einen  Flächenraum  von  6  eng- 
lischen Quadratmeilen  (10  Quadrat-Kilometer),  bei  einer  Er- 
giebigkeit, welche  nach  seinen  Proben  jener  der  kalifornischen 
Felder  um  das  Sechsfache  überlegen  sei.  Fourlonge  fügt  noch 
hinzu,  dass  es  ihn  nicht  wundern  würde,  wenn  seine  Flächen- 
schätzung um  das  Zehnfache  sich  zu  klein  erweise. 

Wenn  Swazieland  heute  noch  nicht  50  bis  60  000  Unzen 
Gold  monatlich  produziert,  wie  das  Randgebiet,  so  sind  daran 
die  Verhältnisse  schuld.  Das  Land  wäre  reich  genug,  um 
solche  Erträgnisse  zu  liefern.  Einmal  fehlt  es  an  Arbeits- 
kräften, die  vom  Bandgebiet  absorbiert  werden.  Dann  fehlt 
es  an  Kapital  und  die  vorhandenen  Gesellschaften  haben  zu 
geringe  Mittel,  um  die  ihnen  verliehenen  riesigen  Länderflächen 
zu  durchforschen.  Und  schliesslich  mangeln  geordnete  Ver- 
kehrsverhältnisse. Die  Delagoabai-Bahn,  deren  Fertigstellung 
sich  schon  seit  Jahren  verzögert,  wird  in  dieser  Hinsicht  we- 
sentlich zur  Besserung  beitragen  können. 

IV.  Die  Goldfelder  von  Lydenbnrg. 

Ihr  Umfang  ist  nicht  viel  geringer,  als  der  des  De  Kaap- 
Gebietes,  ihre  Vergangenheit  noch  trostloser.  Die  erste  Völker- 
wanderung von  fremden ,  meist  australischen  und  nordameri- 
kanischen Goldsuchern  nahm  ihren  Weg  nach  Lydenburg.  Das 
war  im  Jahre  1874.  Die  Ernte  auf  dem  Schwemmlande  war 
jedoch  nicht  sehr  gross  und  bald  erschöpft,  wenigstens  in  der 
Gegend  von  Pilgrims  Rest,  wo  damals  die  ganze  Bevölkerungs- 
menge zusammeugeflutet  war.  Das  Auffinden  vieler  goldhal- 
tiger Quarzriffs  rief  im  Jahre  1875  eine  grössere  Anzahl  von 
Aktiengesellschaften  ins  Leben,  meist  schwindelhafte  Grün- 
dungen mit  Biesenkapitalien   und  enorm   grossen  Gründeran- 
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teilen.  Der  yollige  Mangel  an  fachmännischer  Leitung  sowie 
der  trostlose  Zustand  der  Verkehrswege  bewirkten,  dass  Yon 
der  ersten  Stunde  an  die  ernste  Arbeit  ganz  vernachlässigt 
wurde.  Die  Feindseligkeit  der  einheimischen  Eaffernstämme, 
gegen  die  im  Jahre  1877  die  Buren  gemeinsam  mit  den  Elng- 
ländern  zu  Felde  zogen,  beschleunigten  den  Untergang  der 
gemachten  Gründungen.  Ehe  noch  Resultate  zu  yerzeichnen 
waren,  verschwanden  sie  wieder  —  als  Auswüchse  des  reinsten 
Borsenschwindels. 

Ganz  ungerechtfertigter  Weise  kam  dadurch  der  Distrikt 
Lydenburg  in  Verruf.  Man  ging  so  weit,  in  England  das 
Vorhandensein  dieser  Goldfelder  überhaupt  zu  bezweifeln.  Neun 
Jahre  vergingen,  bis  ihr  Name  wieder  genannt  wurde.  Die 
reichen  Entdeckungen  in  Witwatersrand  lenkten  neuerdings 
wieder  die  Aufmerkssmkeit  auf  dieses  Gebiet.  Es  entstanden 
einige  neue  Gesellschaften.  Andere  wurden  organisiert,  und 
für  die  letzten  zwei  Jahre  verzeichnen  wir 

Gesellschaften:  °^^*  ®"»®'*  darchschnittl.  Aatbeute 

per  Monat 

Morgenzon  2—300  CTnzen 

Nooitgedacht  Estate  4—800       » 

Transvaal  Gold  8—1500     > 

Graskop  Mill  3—500       » 

Lisbon-Berlyn  mit  Unterbrechung 

Barrett  150—200  Unzen 

In  den  letzten  vier  Jahren,  seit  dem  Wiedererstehen  der 

Minenindustrie  hat  Lydenburg  folgende  Goldausbeute  ausnahma- 

los  aus  Quarzgängen  erzielt: 

1887  8000  Unzen 

1888  9000   > 

1889  11000   > 

1890  17  000   > 

Süss  sagt  speziell  von  diesem  Distrikt:  »Die  Menge  d& 
vorhandenen  Goldes  ist  eben  eine  zu  geringe!«  —  Er  hat  den 
Zusammenbruch  der  ersten  Gründungen  als  in  dieser  Richtung 
endgültig  beweisfUhrend  betrachtet  und  sich  sonst  um  die  wirk- 
lichen Verhältnisse  gar  nichts  gekümmert     Deshalb  hat  denn 
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auch  die  Eutwicklang  einen  ganz  anderen  Weg  eingeschlagen, 
als  Süss  vorher  zu  sagen  geneigt  war. 

Die  Lage  des  Lydenburger  Distriktes  ist  noch  ungünstiger 
wie  die  des  De  Eaap.  Es  fehlte  lange  Zeit  an  richtig  ange- 
legten Strassen.  Und  heute  noch  können  die  Ochsenwagen 
nur  mühselig  sich  durch  das  gebirgige  Terrain  hindurch  winden. 
Zur  Regenzeit  sind  alle  Wege  bodenlos  und  unpassierbar.  Trotz- 
dem steigt  die  Produktion  fortwährend  und  einige  Gesell- 
schaften haben  schone  Resultate  erzielt.  Die  Transvaal  Gold- 
Comp.  erhält  aus  ihrem  Quarz  Vit  bis  2  Vs  Unzen  per  Tonne. 
Es  ist  daraus  ersichtlich,  wie  wenig  es  gerechtfertigt  ist,  aus 
einem  anfanglichen  Misserfolg  des  Goldbergbaues  auf  die  Armut 
der  Goldlager  zu  schliessen. 

V.  Andere  Golddistrikte  in  Transvaal. 

In  einem  Lande,  das  nahezu  Deutschlands  Grösse  hat,  nur 
eine  kurze  Meeresküste  besitzt  und  in  dessen  Süden,  Norden, 
Westen,  Osten  und  Mitte  man  Gold  findet,  wird  der  Grangbau 
erst  dann  einen  gewaltigen  Aufschwung  nehmen,  wenn  das 
Binnenland  durch  Schienenwege  mit  dem  Meere  verbunden  ist. 
Zur  Zeit  steht  Witwatersland  an  der  Spitze  der  goldproduzie- 
renden Distrikte  Südafrikas  und  seine  Lage  garantiert  ihm 
heute  noch  den  grössten  Zufluss  von  Arbeitskräften.  Ob  ihm 
aber  das  Primat  nicht  durch  andere  Golddistrikte  bald  streitig 
gemacht  wird?  Unwahrscheinlich  wäre  das  nicht.  In  den 
letzten  zwei  Jahren  hat  man  im  Norden  der  Republik  die 
jüngste  Goldzone  in  den  Feldern  der  Murchison  Range  ent- 
deckt, welche  westlich  von  Zontpansberg  liegen  und  von  Osten 
nach  Westen  dem  Flusse  Silati  parallel  laufen.  Im  Westen 
der  Republik  sind  die  Goldfelder  von  Eerksdorf ,  eigentlich 
eine  Fortsetzung  des  Randgebietes,  jedoch  mit  eigener  Ver- 
waltung. Die  Zahl  der  produzierenden  Gesellschaften  ist  hier 
im  vergangenen  Jahre  von  3  auf  7  gestiegen.  Der  durch- 
schnittliche Goldgehalt  per  Tonne  variiert  von  Va  bis  1  Unze 
pro  Tonne.  Kleinere  Golddistrikte,  wie  der  von  Malmani  im 
Westen,  der  von  Waterberg  im  Nordwesten  sind  noch  zu  neu, 
um  heute  bereits  ein  begründetes  Urteil  über  ihren  Reichtum 
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zu  ermöglichen.  Nur  soviel  isi  gewiss,  dass  man  um  Malmani 
zahlreiche  goldhaltige  Quarzriffs  entdeckt  hat,  während  in  Water- 
herg  hauptsächlich  Schwemmländer  am  Pongola,  Pslata  und 
Nyl,  den  drei  Nebenflüssen  des  Limpopo,  sich  finden.  Tn  neuester 
Zeit  wurden  die  Goldfelder  von  Matabeleland  und  Mashona- 
land von  einer  Expedition  der  British  South  Africa  Company 
durchforscht,  welche  überaus  reiche  Goldlager  sowohl  auf 
Schwemmland  wie  im  Quarz  gefunden  haben  soll.  Diese  Ge- 
sellschaft soll  darauf  hin  im  Dezember  v.  J.  die  Aufstellung 
der  gewaltigen  Zahl  von  3000  Pochstempeln  beschlossen  haben. 
Ihrem  Einfluss  sind  diese  Länder  ganz  unterstellt  und  die  Seele 
der  Unternehmung,  der  jetzige  Premierminister  der  Eapkolonie 
und  Schöpfer  der  grossen  Diamantminen-Monopolgesellschaft 
De  Beer's  Cecil  Rhodes  ist  jedenfalls  von  dem  Goldreichtnm 
dieser  Felder  überzeugt.  Deshalb  hat  man  auch  die  Erbauunf; 
einer  Eisenbahn  möglichst  rasch  in  Angriff  genommen,  welche 
eine  Fortsetzung  der  Linie  Kapstadt  Eimberley  sein  wird  und 
bereits  bis  Mafeking  ausgebaut  ist.  Jedenfalls  haben  also  die 
Goldfelder  zwischen  Zambesi  und  Limpopo  noch  eine  grosse 
Zukunft  vor  sich. 

VI.  Die  Aussichten  des  Gangtiefbaues  in  Südafrika. 

Obgleich  die  Minenindustrie  im  Randgebiete  erst  drei 
Jahre  alt  ist,  hat  man  doch  schon  auf  mehreren  Grubenfeldern 
Schachte  bis  zu  einer  Tiefe  von  über  600  B^uss  abgeteuft  und 
dabei  höchst  erfreuliche  Entdeckungen  gemacht.  So  hat  die 
May  Deep  Level  G.  M.  C.  bei  Abteufung  ihrer  Schachte  nicht 
weniger  als  6  Riffs  getroffen.  Der  Hauptschacht  hat  eine  senk- 
rechte Tiefe  von  600  Fuss,  Bei  600  Puss  Tiefe  wurde  ein 
Riff  angeschlagen,  das  bei  der  Feuerprobe  6  Unzen  pro  Tonne 
zeigte.  Ein  anderes  Riff  auf  500  Fuss  Tiefe  ergab  bei  der 
Bearbeitung  von  566  Tonnen  Quarz  1  oz.  5  dwt.  7  gr.  per 
Tonne.  Die  Henry  Nourse  Deep  Level  C.  hat  bei  einer  Tiefe 
von  608  Fuss  das  Main  Reef  getroffen,  dessen  Quarz  bei  der 
Analyse  6  Unzen  Gold  pro  Tonne  ergab.  Die  Village  Main 
Reef  Cp.  fand  das  North  Reef  bei  518  Fuss  Tiefe  und  ge- 
wann aus  6  verschiedenen  Proben  9  bis  27  Unzen  pro  Tonne. 
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Durch  diese  Thatsachen,  deren  Liste  noch  leicht  erweitert 
werden  konnte,  werden  namentlich  zwei  Dinge  begründet: 
einmal  dass  der  Goldgehalt  der  Gänge  mit  der  Wasserlinie 
nicht  ausstirbt  und  dann,  dass  der  Goldgehalt  des  Quarzes  mit 
der  Tiefe  wächst. 

Als  diese  angeführten  Resultate  im  Herbste  vorigen  Jahres 
bekannt  wurden,  hat  man  sie  allerorts  in  Südafrika  mit  Freuden 
begrüsst.  Gab  es  doch  genug  Zweifler  an  der  Permanenz  der 
vorhandenen  Goldfelder,  trotz  der  überaus  günstigen  Urteile 
wissenschaftlicher  Kapazitäten  wie  praktischer  Bergleute.  Heute 
ist  es  im  Randgebiet  allgemein  anerkannt,  dass  der  Reichtum 
des  Goldes  mit  der  grösseren  Tiefe  zunimmt,  trotzdem  auch 
hier  die  Pyriten  mit  dem  üntergrundwasserspiegel  auftreten« 
So  arbeitet  die  May  Deep  Level  Cp.  in  der  Tiefe  mit  40  Vo 
Pyriten.  Und  auch  die  Robinson  G.  M.  Cp.  ist  längst  ge- 
zwungen ,  mit  pyritenhaltigem  Quarze  zu  arbeiten.  Ihr  Er- 
trägnis ist  IVa  Unzen  pro  Tonne.  Im  ganzen  zählen  wir  im 
Randgebiet  bereits  12  Minen,  die  jetzt  schon  auf  einer  Tiefe 
von  250  bis  800  Fuss  mit  Quarz  von  30  bis  40  Vo  Pyriten 
arbeiten.  Aber  man  sieht  darin  keine  schlimme  Erscheinung 
mehr,  weil  man  die  Behandlung  dieser  chemischen  Verbin- 
dungen gelernt  hat. 

Zum  Schlüsse  mögen  noch  einige  Urteile  von  Sachverstän- 
digen über  die  Goldfelder  Südafrikas  und  speziell  über  jene  des 
Randgebietes  hier  Platz  finden: 

E.  B.  Dorsey,  ein  amerikanischer  Mineningenieur,  der 
Jahrzehnte  lang  in  fast  allen  Minengebieten  der  Welt  gear- 
beitet hat,  urteilt  nach  längerem  Aufenthalt  in  Südafrika  über 
das  Randgebiet  wie  folgt :  >AI1  geological  ruels  and  all  actual 
developments  made  by  the  working  on  the  Witwatersrand 
prove  that  the  present  thiekness  of  the  veins  and  there  present 
yield  of  gold  will  continue  to  a  great  depth.  As  yet  there 
is  not  a  single  unfavourable  indication,  or  anything  developed 
to  justify  a  different  opinion.«  Ein  anderer  angesehener  Geologe 
und  Bergmann  mit  Namen  Percy  Tarhuth  sagt:  »Ueberall 
sonst  ist  die  grösste  Ausdehnung  des  Quarzri£fs  höchstens  1  bis 
2  Meilen  und  dann  nur  an  einzelnen  Stellen  goldtragend  und 
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ununterbrochen.  Als  Regel  fiberschreitet  der  Lauf  des  gold- 
haltigen Rififs  niemals  einige  hundert  Fuss.  Im  Witwaters- 
rand  Distrikt  dagegen  finden  wir  ein  Goldgebiet  in  der  Aas- 
dehnung von  sicherlich  fiber  40  Meilen,  durch  das  sich  mehrere 
ununterbrochene  Ri£fs  ziehen.  Dieselben  haben  hier  eine  durch- 
aus gleichförmige  Bildung,  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Stärke  wie 
ihres  Goldgehaltes.  Das  Main  Reef  und  seine  Abzweigungen 
sind  an  jeder  Stelle  ausnahmslos  goldtragend.  Was  die  Tiefe 
der  RifiPs  anlangt,  will  ich  nur  soviel  sagen,  dass,  wenn  sich 
ein  solches  Sandstein lager  an  der  Oberfläche  über  40  Meilen 
weit  erstreckt,  nicht  anzunehmen  ist,  dass  sie  nicht  tiefer  gehen 
als  500  bis  600  Fuss,  bis  zu  welcher  Tiefe  sie  jetzt  als  fort- 
bestehend nachgewiesen  sind.  Ich  glaube  vielmehr  als  Geologe 
mit  Sicherheit  behaupten  zu  dürfen,  dass  die  Riffs  bedeutend 
tiefer  gehen,  tiefer  als  der  heutige  Stand  unserer  Technik  und 
Arbeitsmittel  ihnen  zu  folgen  gestattet.« 

und  zum  Schlüsse  noch  das  Urteil  des  deutschen  Berg- 
ingenieurs B.  Knochenhauer,  welcher  in  seinem  jüngst  erschie- 
nenen Reisebericht  über  die  Goldfelder  von  Transvaal  si^: 
»In  einem  Punkte  stimmen  die  Urteile  aller  Fachleute  überein 
und  namentlich  auch  derer,  denen  die  Goldfelder  in  Kalifornien 
und  Australien  personlich  bekannt  sind,  nämlich  dass  das 
Gol  d  vorkommen  in  Transvaal  ein  so  ausge- 
dehntes und  teilweise  so  ungeheuer  reiches 
ist,  dass  die  Produktion  dazu  bis  heute  in 
einem  lächerlichen  Verhä  Itnis  steht.  Der  Reich- 
tum der  südafrikanischen  Goldfelder  dürfte  auf  unabsehbare 
Zeit  hinaus  gesichert  sein.«  — 
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— e.  Mao  Einley  Bill  mit  Tarif.  Viele  Leeer  werden  kaum  dazu 
gelangen,  die  Mac  Kinley  Bill  (seit  Oktober  1890  in  den  Vereinigten 
Staaten  in  Geltung)  im  Original  zu  lesen  und  ihren  Tarif  mit  dem 
früheren  Tarif  der  Ver.  St.  zu  vergleichen.  Wir  geben  daher  einen  kurzen 
Ueberblick  nach  dem  »Dtsch  H.  A.€  (1890)  und  dem  Text  der  »N.  T. 
Staatszeitung«. 

Die  belasteten  Artikel  desTarifes  sind  in  den  Nummern  1  bis  472 
aufgef&brt  Die  hauptsächliche  Erhöhung  trifft  die  W  o  1 1  w  a  r  en.  Es 
fehlt  aber  auch  nicht  an  Herabsetzungen  gegenüber  dem  bisherigen 
Tarif.  Die  »Freiliste«  (freieingehende  Artikel)  umfasst  die  Positionen 
478  bis  758,  darunter  eine  grosse  Zahl  mit  Zollbefreiungen  für  bisher 
mit  mehr  oder  weniger  hohen  Wertzöllen  angelegt  gewesenen  Artikel. 
Wir  fuhren  folgende  yerglichene  Tarifpositionen  und  Zollgesetzbe- 
stimmuagen  an,  bei  welchen  allerdings  nicht  vergessen  werden  darf, 
dass  schon  die  alten  Zölle  hoch  und  teilweise  prohibitiv 
waren. 

I.  Ber  Tarif. 
Oroppe  A.  Chemikalien,  Oele  und  Farben.  Nicht  un- 
bedeutende Erhöhungen,  immerhin  jedoch  nur  für  einzelne  Artikel.  Viel- 
fache Uebersetzungen  bisheriger  Qewichtszölle  in  Wertzölle  von  10,  20, 
25,  30,  40,  50  und  60%.  Teilweise  Herabsetzungen.  Ueberwiegend  der 
alte  Tarif. 

Gruppe  B.  Erden,  Thon  und  Glaswaren.  Ungefähr  die- 
selbe Richtung  wie  bei  Gruppe  A. 

Oroppe  C«  Metall  und  Metallfabrikate  (Halbfabrikate 
und  Fabrikate)  mehr  oder  weniger  unverändert. 

ZolUätse  DAoh  dem 
Warengattung.  °®'*  TariV^^" 

Doli.  Cts.  Doli.  Cts. 
Erze,  Eisen  nndStahl:  Schwefelerz,  wie  Pjrite, 
oder  Schwefeleisen  im  natürlichen  Zustande,  nicht 
mehr  als  3V«  Proz.  Kupfer  enthaltend,   pro  Tonne      —   75     —   75 
Erze,  die  mehr  als  2  Proz.  Kupfer  enthalten,  sollen 
ausserdem  pro  Pfund  des  Kupfergehaltsbezahlen  .      —    Vi      —  27a 
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WarenirattuDg. 

Kupfer:  Kupfer»  in  der  Form  von  Ersen,  pro  Pfd. 
des  im  Erz  enthaltenen  Feinkupfers. 

Altes  Kupfer,  nur  zum  Umarbeiten  geeignet,  Ab- 
fälle von  neuem  Kupfer,  und  alles  Kompositions- 
metally  dessen  Hauptbestandteil  dem  Werte  nach 
Kupfer  ist,  n.  a.  e.,  Pfund 

Kapferregulus,  schwarzes  oder  unreines  Kupfer,  und 

Kopfer-Zement,  pro  Pfund 

des  darin  enthaltenen  Feinkupfers. 

Kupfer  in  Platten,  Barren,  Blöcken,  Chile-  und  an- 
deres flohkupfer,  und  in  anderen  Formen,  unbe- 
arbeitety  n.  a.  e.,  Pfund 

Kupfer  in  gewalzten  Platten,  sog.  Rotgiesser-Kupfer, 
in  Blech,  Stäben,  Röhren,  Kupferböden,  aach 
Schiffsbeschlag-  oder  Qelbmetail,  dessen  Hauptbe- 
standteil dem  Wert  nach  Kupfer  ist,  und  nicht  ganz 
oder  teilweise  aus  ungalvanisiertem  Eisen  beste- 
hend, vom  Wert 

Gold  und  Silber:  Fransen  (Bullions)  und  Me- 
tallfaden, aus  Gold,  Silber  oder  anderen  Metallen 
n.  a.  e.,  vom  Wert 

Grappe  B.  Holz-  und  Holzwaren  (ähnlich 
wie  ad  A— C). 

Gruppe  E.    Zucker^):  Pfund       .... 

Kandiszucker 

GruppeF.   Tabak  undFabrikate  ausTabak. 
Tabak,  welcher  zu  Cigarren-Deck blättern  sich  eignet, 

wenn  nicht  gerippt,  Pfund 

wenn  gerippt,  Pfund 

Cigarren,  Cigarretten  und  »Cheroots«  aller  Art,  Pfund 
Grappe G.    Landw. Produkte  undLebens- 

mittel. 
Gerste,  Bushel  von  48  Pfund  .... 
Gerstenmalz,  Bushel  von  34  Pfund 
Mais,  Bushel  von  56  Pfund      .... 
Maismehl,  Bushel  von  48  Pfund 
Makkaroni,  Vermicelli  und  alleähnlichen  Artikel,  Pfd. 

Hafer,  Bushel , 

Hafermehl,  Pfund 


ZoIlaäUe  naeh  dem 

nenen    »llen 

Tarif. 

Doli.  Cts.      DolL  CU. 

—       1.1       —     2jfi 


-  1  -^3 

-  1         —    3«i* 

-  liu      -    4 


35  Proz. 

35  Pro». 

30  Proz. 

25  Prot 

—       *(I0 

-   U 

bis  3^ 

-    5 

-    5 

2  — 

—  75 

2  75 

1  — 

4  50 

2  50 

-  30 

—  10 

-  45 

—  20 

—  15 

-  10 

-  20 

-  10 

-    2 

frei 

—  15 

—  10 

—    1 

—  iß 

1)  Vom  1.  August  1891  ab. 
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ZollsAtse  nach  dem 
Warengattunir.  °  ®"  tLu!^ '^" 

Doli.  Ota.     Doli.  Cts. 

Reis,  gereinigt,  Pfund ~    2         —    2i(4 

ungereinigt,        »  —    li|4      —    li|t 

Reis  in  der  Hülse,  Pfund —      8/4      —    li/« 

Reismehl  und  gebrochener   Reis,   der  durch  ein 
Sieb  geht,  welches  im  Handel  als  Drahtsieb  Nr.  12 

bekannt  ist,  Pfund —      i|4 

▼om  Wert 20Proz. 

Weizen,  Bushel —  25        —  20 

Weizenmehl,  vom  Wert 25  Proz.      20  Proz. 

Butter  und  deren  Surrogate,  Pfund  —    6         —    4 

Käse,  Pfund —6         —    4 

Kartoffeln,  Bushel  von  60  Pfund      .        .        .        .     —  25         —  15 

Leinsamen,  Mohnsamen  und  andere  Ölhaltige  Samen- 
arten, über  die  nicht  besondere  Bestimmungen  in 
diesem  Gesetze  getroffen  sind,  Bushel  von  56  Pfd.     —  80         —  20 

Gemüse  jeder  Art,  zubereitet  oder  konserviert,  ein- 
schliesslich Pickles  und  Saucen  jeder  Art,  nicht 
besonders  erwähnt,  vom  Wert      .        .        •        .45  Proz.      80  Proz. 

Gemüse,  in  ihrem  naturlichen  Zustande,  nicht  be- 
sonders erwähnt,  vom  Wert  ....   25  Proz.      10  Proz. 

Orappe  H*    Spirituosen,  Weine  und  an- 
dere Getränke. 

Branntwein,   Gallone  Normalstärke  (proof  gallon)       2  50  2  — 

Kordials,  LikOre,  Arrac,  Absynth,  Kirschwasser,  Ra- 
tafia  und  andere  Spirituosen  oder  Bitters  aller 
aller  Art,  nicht  besonders  aufgeführt,  Gallone  Nor- 
malstärke        2  50  2  — 

Bay-Rom  oder  Bay- Wasser,  destilliert  oder  gemischt 
Gallone  »erster  Grad«  (first  proof)      .        .        .       1  50  1  — 

Champagner  (Flaschen:  1  Pint),  Dutzend  Flaschen       8  —  7  — 

Gruppe  J.    Baumwollwaren. 

Baumwollenzwim,  Garn,  Kettengarn  (auf  Spulen  ge- 
wickelt) ob  einfach  oder  mehrdrähtig,  ob  aufge- 
wickelt oder  gehaspelt  etc —  10        —  10 

bis  bis 

48  48 

Ungebleichtes,  ungefärbtes  oder  unbedrncktes  Baum- 
wollenzeug, das  nicht  mehr  als  50  Fäden  Schuss 
und  Kette  auf  d.Quadratzoll  enthält,  Quadrat- Yard     —    2         —    2i|8 
wenn  gebleicht,  Qadrat-Tard        ....     —    2>fs      —    S^fa 
wenn  bedruckt  und  gefärbt  etc.,  Quadrat- Yard     —    4         —    4^li 

Ungebleichtes,  ungefärbtes  oder  unbedrucktes  Baum- 
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Willi  ji«t»A««nn<y  ueaeo       alten 

DolL  CU.     DolL  Cti. 
wollen  zeug,  welches  über  50  and  nicht  mehr  als 
100  Fäden  Schuss  und  Kette  auf  den  Quadratzoll 
aufweist»  Quadrat- Yard         ....  —    2<H      —    2ih 

wenn  gebleicht,  Qaadrat-Tard  .        .        .     —    3         —    3% 

und  wenn  gef&rbt,  bedruckt  eta,  Quadrat- Yard  —  4  —  4^9 
ungebleichtes,  an  bedrucktes  u.  ungefärbtes  Baum- 
wollenzeug, das  nicht  mehr  als  100  Fäden  Kette 
und  Schuss  pro  Quadratzoll  aufweist  und  mehr  als 
6Vt  (bisher  8)  C.  wert  ist,  gebleichtes  Baum  wol- 
lenzeug, das  mehr  als  9  (bisher  10)  C.  kostet,  und 
gefärbtes,  bedrucktes  u.  s.  w.  Baumwollenzeug, 
das  über  12  (früher  13)  G.  wert  ist,  vom  Wert  35Proz.  40 Pros. 
Fertige  Kleider  und  Kleidungsstücke  jeder  Art  etc. 

vom  Wert 50»        85> 

bezw.  40     > 

.     —  10 

•   20  Pros.      40  Pn». 

.     —  12 

.   20ProB.      40Pra. 


—  14 


Plüsch,  Sammet  etc.,  Quadrat- Yard 
und  vom  Wert 
gebleicht,  Qaadrat-Yard 

und  vom  Wert     . 
•  gefärbt  oder  bedruckt,  Qaadrat-Yard 

und  vom  Wert  .   20  Pro«.      40  Pros. 

In  keinem   Falle   soll   der  Gesamtzoll  auf  diese 
Stoffe  weniger  als  40  Proz.  vom  Wert  betragen. 
Chenille- Vorhänge,  Tischdecken  etc.,  vom  Wert     .  60  Proz.      40  Pros. 
Strümpfe,  Socken  oder  Halbsocken  (stockings,  hose 
und  halfhose,  gesäumt,  fa90nni6rt ,  verengt  oder 
ganz  etc.,  Dtzd.  Paar    . 

und  vom  Wert 
wenn  mehr  wert  als  60  C.  und  nicht  mehr  als  2  D, 
pro  Dutzend,  Dtzd.  Paar 

und  vom  Wert 
wenn  mehr  wert   als  2  D.  und   weniger  als  4  D. 
pro  Dutzend  Paar,  Dtzd.  Paar 

und    vom  Wert 
wenn  mehr  als  4  D.  pro  Dutzend  Paar  wert 

Dtzd.  Paar       1  — 

und  vom  Wert  40  Proz.      40  Pros. 
Hemden  und  Unterhosen,  wenn  dieselben  aus  Baum- 
wolle oder  anderer  Faser  hergestellt  sind,  wenn 
mehr  wert  als  1,50  D.  und  nicht  mehr  als  3  D. 

pro  Dutzend,  Dutzend 1  — 

und  vom  Wert         ....   36  Proz.       40  Pros. 


—  20 

20  Pros.  40  Proz. 

—  50 

30  Pros.  40  Pros. 

—  75 

40  ProB.  40  Proz. 
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wenn  mehr  wert  ah  3  D.»  aber  nicht  über  5  D. 
pro  Dutzend  wert,  Dntzend  • 

und  vom  Wert 
wenn  mehr  als  5  D.,  aber  nicht  Aber  7  D.  pro 
Dutzend  wert,  Dutzend  .... 

und  vom  Wert 
über  7  D.  pro  Dntzend  wert,  Dutzend 

und  vom  Wert 
Baumwollene  Schnüre,  Litzen,  Stiefel-,  Schuh-  und 
Korsett-Schnürbänder,  Pfund 

vom  Wert 

Baumwollene  Borte,  Gimpe,  Qurtband,  Hosenträger, 
elastisch  oder  nicht,  vom  Wert  .... 
Der  Zoll  auf  diese  Artikel  soll  in  keinem  Falle 
weniger  als  40  Proz.  vom  Wert  betragen. 
Gruppe  J.  Flachs,  Hanf,  Jute  undWaren 
daraus.  (Aenderungen  im  allgemeinen  ähnlich 
wie  bei  Baum woll waren.) 

Spitzen  etc.,  vom  Wert 

Ornppe  K.    Wolle  und  Wollenwaren. 
Wolle  und  Haar  der  l.  Klasse'),  Pfund 
Wolle  und  Haar  der  2.  Klasse  <),      »      . 
Wolle  der  3.  Klasse  und  Kamelhaar  der  3.  Klasse ') 
deren  bezw.  dessen  Wert  mit  Einschluss  der  Spesen 
13  C.  (bisher  12  C.)  pro  Pfund  oder  weniger  ist 

vom  Wert 
Pfund 

Wolle  der  3.  Klasse  und  Kamelhaar  der  3.  KL,  deren 
bezw.  dessen  Wert  13  C.  (bisher  12  C.)  pro  Pfund 

übersteigt,  vom  Wert 

Pfund 

Wolle  auf  der  Haut  soll  in  derselben  Weise  verzollt 
werden,  wie  andere  Wolle.  Menge  und  Wert  ist 
nach  solchen  Regeln  zu  ermitteln,  wie  sie  der 
Schatzamtssekretär  aufstellen  wird. 

Kämmlinge,  Kunstwolie,  Schurabfall,  Vorspinnab- 
fälle.  Grobspul- Abfälle,  »Hingwaste«,  Garnabfälle 
und  alle  anderen,  ganz  oder  teilweise  aus  Wolle 
bestehenden  Abfälle,  Pfund         .... 


ZollsÜtse  Dach  dem 

neuen     alten 

Tarif. 

DoU.  Cts.      Doli.  et«. 


1  25 

40  Proz.  40  Proz. 

1  50 ' 

40  Proz.  40  Proz. 

2  — 

40  Proz.  40  Proz. 

-  35 

35  Proz. 

40  Proz.  35  Proz. 


60  Proz.      40  Proz. 

—  11         —  10 

—  12         —  10 


32  Proz. 

—    2«l« 

bezw.  frei. 


50  Proz. 

-.    5 


—  30        —  10 


1)  WoUe  der  1.  Klasse,  gewadchen,  zahlt  das  Doppelte ;   Wolle  der  i.,  2.  und  3. 
Klasse,  entfettet,  sahlt  das  Dreifache  des  angegebenen  Gebrich tszoUes. 
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DoU.  CU.     DolL  CU. 

Wollen-  and  Kammgarne,  ganz  oder  teilweise  ao» 

Wolle,  Kammgarn,  dem  Haar  des  Kamels,   der 

Ziege,  Alpaoca  oder  irgend  eines  anderen  Tieres 

verfertigt ,   im  Werte  von   nicht  mehr  als  80  C. 

pro  Pfond,  Pfnnd —  27t]t      —  10 

und  vom  Wert 35Proz.      35  Prot 

im  Werte  von  mehr  als  30  C,  aber  nicht  mehr 

als  40  C.  pro  Pfund,  Pfund —  33         —  12 

im  Werte  von  mehr  als  40  C.  pro  Pfund,  Pfund     —  38*h 

und  vom  Wert  40  Proz. •) 

Wollene  oder  Kammgarntuche,  Shawls,  Strumpf- 
waren und  alle  mit  Strickmaschinen  oder  -Rahmen 
ganz  oder  zum  Teil  aus  Wolle,  Kammgarn,  dem 
Haar  des  Kamels ,  der  Ziege ,  Alpacca-  oder  an- 
derem Tierhaar  hergestellten  Waren  jeder  Art, 
worüber  in  diesem  Qesetz  keine  besonderen  Be- 
stimmungen getroffen  sind,  im  Werte  von  nicht 

mehr  als  30  C.  pro  Pfund,  Pfund  .        .     —  33 ^ 

und  vom  Wert  .   40  Pro«, 

im  Werte  von  über  30  und  nicht  über  40 C.  pro  Pfund 

Pfand     —  38ifi «) 

und  vom  Wert  40  Proz. 

im  Werte  von  mehr  als  40  C  pro  Pfund        »        —  44 *) 

und  vom  Wert   50  Proz. 

Decken,  wollene  Hüte  und  zu  Unterzeug  bestimmte 
Flanelle,  ganz  oder  zum  Teil  aus  Wolle,  dem  Haar 
des  Kamels,  der  Ziege,  Alpacca-  oder  anderem 
Tierhaar  hergestellt,  im  Werte  von  nicht  mehr 
als  30  G.  pro  Pfund,  Pfund  .        .        .        .     —  I6i(i      —  10 

und  vom  Wert  .  .   30  Proz.      35  Prot 

im  Werte  von  über  30,  aber  nicht  über  40  C.  pro  Pfund 

Pfund      —  22         —  12 
und  vom  Wert   35  Pro«.      85  Prot. 

1)  Im  Werte  von  40  bis  60  Ceats  pro  Pftend,  18  Cents  pro  PUmd  und  S6  Pros,  ron 
Wert;  im  Werte  von  60  bis  80  Cents  pro  Pfund,  24  Cents  pro  Pfond  und  35  Proieot 
vom  Wert;  im  Werte  von  mehr  als  80  Cents  pro  Pfund,  35  Cents  pro  Pfand  and  40  Prot, 
vom  Wert. 

S)  Wollene  Btoife,  wollene  Shawls,  im  Werte  von  nicht  mehr  als  80  Cents  pr« 
Pfund,  35  Cents  und  35  Pros.;  im  Werte  von  Aber  80  Cents  pro  Pfbnd,  35  Ceots 
pro  Pftind  und  40  Pros,  vom  Wert.  —  Wollene  Strick-  and  Wirkwaren  im  Werte 
bis  SU  30  Cents  pro  Pfund,  lO  Cents  and  95  Pros.;  im  Werte  von  30  bis  40  Cents  pro 
Pfund,  18  Cents  und  35  Pros  ;  im  Werte  von  40  bis  60  Cents  pro  Pfund ,  18  Oenn 
und  85  Pros.;  im  Werte  von  60  bis  80  Cents  pro  Pfttnd,  M  Cents  and  35  Pros.;  isi 
Werte  von  Aber  80  Cents  pro  PAind,  85  Cents  pro  Pfkind  und  40  Pro«,  vom  Wert 
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im  Werte  von  über  40  und  nicht  über  50  C.  pro  Pfand 

Pfand     —  83        —  18 
und  vom  Wert  35Proz.      35Proz. 
Decken  und  wollene  Hflte,  ganz  oder  zum  Teil 
hergestellt  aus  Wolle,  dem  Haar  des  Kamels,  der 
Ziege,  Alpaoca-  oder  anderem  Tierhaar,  im  Werte 

Yon  mehr  als  50  C.  pro  Pfund,  Pfand  .     —  SS^ia >) 

und  vom  Wert  .   40Proz. 

Flanelle,  ganz  oder  zum  Teil  hergestellt  aus 
Wolle,  dem  Haar  des  Kamels,  der  Ziege,  Alpacca- 
oder  anderem  Tierhaar,  im  Werte  von  mehr  als 
50  G.  pro  Pfund,  sollen  wie  Frauen-  und  Kinder« 
Kleiderstoffe,  Bockfutter,  ItalianGloth  und  Waren 
von  gleicher  Beschaffenheit  klassifiziert  und  ver- 
zollt werden. 
Frauen-  und  Kinder^Kleiderstoffe,  Bockfutter,  Italian 
Cloth  und  gleichbeschaffene  Waren,  deren  Kette 
ganz  aus  Baumwolle  oder  anderem  vegetabilischen 
Material  besteht,  während  das  flbrige  des  Stoffes 
ganz  oder  zum  Teil  hergestellt  ist  aus  Wolle, 
Kammgarn,  dem  Haar  des  Kamels,  der  Ziege,  Al- 
pacca-  oder  anderem  Tierhaar,  im  Werte  bis 
85  C.  pro  Quadrat-Yard,  Quadrat- Yard       .        .     —    7         —    5 

und  vom  Wert    .        .   40Proz.      35  Pro.  z 
im  Werte  von  mehr  als  15  C.  pro  Quadrat- Yard, 

Quadrat-Yard     —    8        —    5 
bezw.  7") 
und  vom  Wert  50  Proz.      35  Proz. 
bezw.  40  Proz. 
Alle  derartige  Waren,  die  mehr  als  4  Unzen  pro 
Quadrat- Yard  wiegen,  Pfund  .        .        .     .  44        —    9 

und  vom  Wert  .        .  50  Proz.      40  Proz. 

Frauen-  und  Kinder-Kleiderstoffe,  Bockfatter,  Ita- 
lian Cloth,  Flaggentuch  und  gleichartige  Waren, 
ganz  oder  zum  Teil  hergestellt  aus  Wolle,  Kamm- 
.  garn,  dem  Haar  des  Kamels,  der  Ziege,  Alpaooa- 


1)  Wollene  Decken  etc.  im  Werte  von  50  bis  60  Ctg.  pro  Pfund ,  18  Cents  nnd 
S5  Pros.;  im  Werte  von  60  bis  80 Cents  pro  Pfund,  84  Cents  nnd  85  Pros.;  im  Werte 
von  Aber  80  Cents  pro  Pftind,  85  Cents  pro  Pftand  nnd  40  Pros,  vom  Wert. 

9)  Frauen-  etc.  Kleiderstoffe  im  Werte  von  15  bis  so  Cents  pro  Qnadrat-Tard, 
6  Cents  nnd  85  Pros.;  im  Werte  von  Aber  80  Cents  pro  Qnadrat-Tard ,  7  Cents  pro 
Qoadrat-Yard  nnd  40  Pros,  vom  Wert. 

Zdtsebr.  t  Btaatow.    1891.    lU.  Hefk  39 
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—  12 

—   9 

50Proz. 

40  Prot 

-  44 

—  85 

50  Pros. 

40  Pm. 
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Warengrattun  g. 

oder  anderem    Tierhaar   und   nicht    spesiell   in 

diesem  Gesetze  vorgesehen,  Quadrat- Yard   . 

und  vom  Wert 

Derartige  Waren,  die  mehr  als  vier  Unzen  pro 

Quadrat- Yard  wiegen,  Pfund  .        . 

und  vom  Wert 

Fertige  Kleider  und  Bekleidungsgegenst&nde 

jeder  Art,  ganz  oder  zum  Teil  fertig  gemacht  und 

nicht  besonders  in  diesem  Gesetz  vorgesehen,  Plüsoh 

und  andere  haarige  Stoffe,   ganz  oder  zum  Teil 

hergestellt  aus  Wolle,  Kammgarn,  dem  Haar  des 

Kamels,  der  Ziege,  Alpacca-  oder  anderem  Tierhaar 

Pfund  —  49»to  —  40 
und  vom  Wert  60  Proz.  35  Pros. 
Ganz  oder  teilweise  fertig  gemachte  M&ntel,  Dol- 
mans,  Jaquets,  Talmas,  Ulsters  und  andere  zum 
Ueberziehen  über  Damen-  und  Kinderbekleidungt- 
gegenstände  bestimmte  Waren  und  Waren  gleicher 
Art  oder  solche ,  die  zu  demselben  Zwecke  ver- 
wendet werden,  ganz  oder  zum  Teil  hergestellt 
aus  Wolle,  Kammgarn,  dem  Haar  des  Kamels, 
der  Ziege,  Alpacca-  oder  anderem  Tierhaar,  Pfnnd     —  49^)i      —  45 

und  vom  Wert  60  Proz.      40  Prot. 
Gurtbftnder,  Hosenträger,  Bänder,  Gfirtel,  Borten, 

Streifen  etc.,  Pfund —  60        —  80 

und  vom  Wert                                .60  Proz.      50  Pra. 
Aubusson-,   Axminster-,   Moquette-  und  Chenille- 
Teppiche  etc.,  Quadrat- Yard                                 .     —  60         —  45 
und  vom  Wert      .        .                .40  Proz.      30  Prox. 
Saxonj-,  Wilton-  und  Tournay-Sammetteppiohe,  ge- 
mustert oder  einfarbig,  und  alle  gleichartigen  Tep- 
piche, Quadrat- Yard —  60        --45 

und  vom  Wert 40  Proz.      30  Pros. 

Gemusterte  oder  einfarbige  Brüsseler  Teppiche  und 
alle  gleichartigen  Teppiche,  Quadrat- Yard         .     —  44         —  30 

und  vom  Wert       .   40  Pros.      30Proi. 
Gemusterte  oder  einfarbige  Sammet-  und  Tapestrj- 
Sammetteppiche,  in  der  Kette  oder  sonstwie  be- 
druckt, und  alle  gleichartigen  Teppiche, 

Quadrat- Yard     —  40         -  25 
und  vom  Wert  40Proi.      30  Pn». 
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Wareng  attong. 

Gemasterte  oder  einfarbige  Brüsseler  Tapestry-Tep- 
piche  und  alle  gleichartigen  Teppiche,  in  der 
Kette  oder  sonstwie  bedruckt,  Quadrat- Yard 

und  vom  Wert 
Dreifache  Ingrain-,  sowie  dreifache  und  alle  Yene- 
tianischen  Eammgamketten-Teppiche, 

Quadrat-Yard 

und  vom  Wert 

Wollene  Holländische  und  doppelte  Ingrainteppiche 

Quadrat-Yard 

und  vom  Wert 

»  Druggetsc  (gedruckte  Wollenteppiche)  u.  »Bockingsc 

(Teppiche  aus  gröber  Wolle),  bedruckt,  gefärbt 

oder  sonstwie,  Quadrat- Yard        .... 

und  vom  Wert       .... 

Fil2:teppiche,  gemustert  und  einfach,  Quadrat- Yard 

und  vom  Wert 

Teppiche  und  Fassbodendecken  aus  Wolle,  Flachs 

oder  Baumwolle  oder  zum  Teil  aus  irgend  einem 

dieser  Materialien  verfertigt  und  nicht  speziell  in 

diesem  Gesetz  vorgesehen,  vom  Wert .        .       .50  Proz.      40  Proz. 

Orappe L.   Seide  undSeidenwaren  (unver- 

verändert  und  weniger  geändert). 

Ornppe  M.   Ganzzeug,  Papier  und  Bflcher 

(wenig  geändert,  einige  Erhöhungen). 

Spielkarten:  Spiel —  50 

vom  Wert 100  Pros. 

Fabrikate  aus  Papier,  oder  deren  Hauptbestandteil 
dem  Wert  nach  Papier  ist,  nicht  anderweit  er- 
wähnt, vom  Wert 25  Proz.      15  Proz. 

bezw.  85    »   >) 
Orappe  V.    Verschiedene  Artikel. 
Borsten  und  Besen  aller  Art,  einschl.  Staubwedel 
ans  Federn  und  Haarpinsel  in  Federkielen, 

vom  Wert  40  Proz.      20  Proz, 
bezw.  25  Proz.  bezw.  30  Proz. ') 
Knöpfe  aus  Elfenbein ,   vegetabilischem  Elfenbein, 
Knochen  oder  Hörn,  vom  Wert    .        .        .        .50  Proz.      25  Proz. 


Zollsätze  nach  dem 
neuen        alten 

Tarif. 
Doli.  Cts.     Doli.  Cts. 

-28 

—  20 

40  Proz. 

30  Proz. 

-  19 

-  12 

40  Proz. 

30  Proz. 

—  14 

—    8 

40  Proz. 

30  Proz. 

-  22 

-^  15 

40  Proz. 

—  11 

40  Proz. 

30  Proz. 

40  Proz. 

1)  PapiersohachtelD  and  andere  Laxasschachteln  85  Pros. ;  Im  übrigen  16  Proz. 
S)  Besen  25  Pros. ;  Bfirsten  und  Haarpinsel  SO  Pros. ;  Staubwedel  aus  Federn 
SO  Pros,  vom  Wert. 

39* 
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n.  Die  ZnokerfabrikatiossprEmieii.  Solche  werden  wie  folgt  nor- 
miert: Vom  1.  Juli  1890  an  bis  zum  1.  Juli  1905  soll  von  eolcben  im 
Schatsamt  befindlichen  Geldern,  die  nicht  fdr  andere  Zwecke  bestimmt 
sind,  laut  Sektion  8689  der  revidierten  Statuten  an  die  Produzenten  von 
Zucker,  der  laut  dem  Polariskop  nicht  weniger  wie  90  Grad  enthält  und 
aus  Rüben ,  Sorghum  und  Zuckerrohr  in  den  Vereinigten  Staaten  her- 
gestellt wird,  oder  aber  aus  Ahornsaft,  der  in  den  Ver.  Staaten  ge- 
wonnen wurde,  eine  Pr&mie  (bountj)  von  zwei  Cents  per  Pfand,  und 
auf  solche  Zucker,  die  weniger  als  90  aber  mehr  als  80  polarisieren, 
eine  Pr&mie  von  VU  c  per  Pfund  unter  solchen  Bestimmungen  bezahlt 
werden,  wie  sie  vom  Inlandsteuerkommissftr  unter  Zustimmung  des 
Schatzamtssekretars  vorgeschrieben  werden  mögen.  —  Der  Produzent 
von  solchem  Zucker,  der  zu  der  betreffenden  Pr&mie  berechtigt  ist,  soll 
vor  dem  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  den  Inlandsteuerkommiss&r  benach- 
richtigen, wo  sich  sein  Produktionsfeld  befindet,  welche  Methoden  er 
für  die  Produktion  von  Zucker  und  welche  Art  von  Maschinerie  er  be- 
nützt, sowie  einen  üeberschlag  betreffs  der  Quantität  Zucker,  die  er  in  dem 
laufenden  und  entsprechenden  Teile  des  n&chsten  Jahres  zu  produzieren 
beabsichtigt,  einschliesslich  der  Zahl  der  Ahornb&ume,  welche  er  anzu- 
zapfen gedenkt.  Er  soll  auch  eine  Applikation  für  eine  Licenz  ein- 
reichen, die  von  einem  Bürgschaftspapier,  das  von  Bürgen  unterzeichnet 
wurde,  begleitet  ist  und  welches  besagt,  dass  der  Applikant  getreulich 
alle  Vorschriften,  die  in  der  Angelegenheit  erlassen  werden,  einzuhalten 
gedenkt.  Das  Bürgschaftspapier  unterliegt  der  Best&tig\ing  des  Inland- 
steuerkommissärs.  —  Nach  Empfang  der  Applikation  und  der  betref- 
fenden Bürgschaftspapiere  und  nach  erfolgter  Bestätigung  derselben 
soll  der  Inlandeteuer-Kommissär  dem  Applikanten  eine  Licens  für  Pro- 
duktion von  Zucker  aus  Sorghum ,  Rüben  oder  Zuckerrohr ,  welche  in 
den  Ver.  Staaten  gezogen  wurden,  oder  von  Ahornsaft,  der  in  den  Ver. 
Staaten  gewonnen  wurde,  ausstellen,  vorausgesetzt,  dass  der  Zucker  durch 
Anwendung  der  Maschinerie  oder  Methoden,  wie  sie  in  der  Applikation 
bezeichnet  wurden,  auf  dem  Platze  des  Produzenten  gewonnen  werden 
soll.  Die  betreffende  Licenz  soll  nur  für  ein  Jahr  ausgestellt  werden. 
—  Es  soll  keine  Pr&mie  an  irgend  eine  Person  gezahlt  werden,  die  sich 
mit  der  Raffinerie  von  Zucker  befasst,  welcher  entweder  importiert, 
oder  auf  den,  wenn  er  in  den  Ver.  Staaten  produziert  worden  ist,  bereits 
eine  Prämie  bezahlt  oder  zugesichert  wurde;  noch  an  irgend  eine  Person, 
die  keine  Licenz  erlangt  hat,  und  nur  an  solche  Personen,  welche  Zucker 
von  Sorghum,  Rüben,  Zuckerrohr  oder  Ahornsaft,  welche  in  den  Ver. 
Staaten  gezogen  oder  gewonnen  wurden,  produzierten.  Der  Inland- 
steuer-Eommissär  soll  mit  Zustimmung  des  Schatzamtssekret&rs  von 
Zeit  zu  Zeit  notwendige  Bestimmungen  betrefis  der  Herstellung  von 
Zucker  aus  den  genannten  Produkten  erlassen  und  unter  Direktion  des 
Schatzamtssekret&rs  die  Ueberwachung  des   Herstellungsproiesses  etc. 
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Teranlaaten.  —  Aller  Zucker  dankler  als  Nr.  16  holländischer  Norm  ist 
frei;  Zucker  Nr.  16  in  Farbe  oder  heller  bezahlt  5/10  c  per  Pfund  und 
auBserdem  1/10  c  per  Pfand,  wenn  er  von  einem  Lande  importiert  wird, 
welches  eine  höhere  Ausfuhrprämie  auf  rafßnierten  als  auf  Rohzucker 
zahlt.  —  Alle  im  Auslande  gekaufte  und  zur  Aufstellung  in  einer  Büben- 
zuckerfabrik  zur  Herstellung  solchen  Zuckers  aus  im  Inland  gezogenen 
Rüben  bestimmte  Maschinerie  soll  bis  zum  1.  Juli  1892  frei  eingehen. 
Aller  für  solche  Masohinerie  seit  dem  1.  Januar  d.  J.  bereits  gezahlter 
Zoll  soll  dem  Eigentümer  zurückvergfitet  werden.  —  Betreffs  Bezahlung 
der  Prämien  ist  der  Schatzamtssekretär  autorisiert,  auf  den  Schatz- 
meister der  Ver.  Staaten  zu  ziehen  und  der  Inlandsteuer-Eommissär, 
der  mit  der  Auszahlung  der  Prämien  betraut  ist,  soll  die  betreffenden 
Beträge  beglaubigen.  Irgend  eine  Person,  welche  auf  dem  Platze,  für 
welchen  die  Licenz  ausgestellt  ist,  wissentlich  Zucker  raffiniert,  oder 
an  der  Raffinerie  von  Zucker  behülflich  ist,  welcher  importiert,  oder 
auf  welchen  bereits  Prämie  bezahlt  oder  um  Prämie  nachgesucht  wurde, 
oder  irgend  eine  Person,  die,  obgleich  nicht  dazu  berechtigt,  um  Prämien 
nachsucht  und  solche  in  Empfang  nimmt,  macht  sich  eines  Vergehens 
schuldig  und  soll  nach  erfolgter  Ueberfflhrung  mit  einer  Geldstrafe  von 
nicht  mehr  wie  5000  Doli,  belegt,  oder  zu  GeRlngnishaft  von  nicht  mehr 
wie  fünf  Jahren  verurteilt  werden. 

m.  Booiprooit&ts- (Betonions«)  Befugnisse  der  Begiernng  gegen- 
über nokerprednaierenden  Staaten  *).  Während  Abschnitt  1  den  Tarif 
und  Abschnitt  2  die  Freiliste  aufstellt,  handelt  Abschnitt  S  von  der 
»Reciprocität«.  Er  lautet :  Um  mit  den  die  folgenden  Artikel  produzie- 
renden Ländern  gegen  seiti  gen  Handel  sverkehranzu  bah- 
nen, soll  der  Präsident  nach  dem  1.  Januar  1892 ,  falls  er  überzeugt 
ist,  dass  die  Regierung  eines  der  Länder,  welche  Zacker,  Melassen, 
Kaffee,  Thee,  rohe  Häute  oder  andere  derartige  Artikel  produzieren  und 
ausführen,  auf  die  landwirtschaftlichen  oder  anderen  Produkte  der  Ver. 
Staaten  Zölle  oder  andere  Lasten  erheben,  welche  er  mit  Rücksicht  auf 
die  freie  Einfuhr  von  Zucker,  Melassen,  Kaffee,  Thee  und  Häuten  für 
unbillig  und  unangemessen  hält,  die  Macht  haben  und  es  soll 
seine  Pflicht  sein,  durch  Proklamation  die  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes, soweit  sie  sich  auf  obige  Artikel  beziehen,  die  von  dem  betref- 
fenden Land  produziert  und  ausgeführt  werden,  auszusetzen,  und  wäh- 
rend solcher  Suspension  sollen  genannte  Artikel  von  den  betreffenden 
Ländern  kommend,  folgenden  Zollen  unterworfen  sein:  Alle  Zucker, 
nicht  heller  als  Nr.  13  holländischer  Norm  sollen  gemäss  ihres  durch 
das  Polariskop  festgestellten  Zuckergehalts  bezahlen  wie  folgt:  Zucker 
nicht  heller  als  Nr.  13  holländischer  Norm,  alle  Niederschläge,  alle 
Syrups  ans  Roh-  oder  Rübenzuckersaft,  Meladen,  konzentrierte  Meladen, 
geronnene  und  konzentrierte  Melassen,  die  unter  dem  Polariskop  nicht 
1)  Praktische  Kampf-  nüd  Zwangzölle  sregenftber  anderen  amerik.  Staaten. 
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mehr  als  76  Grad  zeigen,  7/10  c  per  Pfund  und  f&r  jeden  Grad  oder 
Teil  eines  Grades  darüber  21/100  c  zusätzlich.  Alle  Zucker  heller  als 
>Nr.  13  holländischer  Norm  sollen  nach  ihrer  Farbe  klaaaifisieri  und 
verzollt  werden,  und  zwar  Zucker  zwischen  Nr.  13  und  Nr.  16— 1*^  c 
per  Pfund,  zwischen  Nr.  16  und  Nr.  20—1  »fs  c  per  Pfund,  heller  als 
Nr.  20-2  c  per  Pfund.  Melassen  fiber  56  Grad  Polarisation  4  c  per 
Gall.  Zuckerablauf  und  Rückstände  sollen  je  nach  ihrem  Zuckergehalte 
als  Zucker  oder  Melasses  yersteuert  werden.  Kaffee,  8  c  per  Pfund. 
Thee,  3  o  per  Pfund.  Häute  roh  und  unbearbeitet,  eingesalzen  oder 
trocken,  Angoraziegenfelle,  roh,  ohne  Wolle  nicht  fabriziert,  Eselahänte, 
roh  und  nicht  fabriziert,  und  Felle,  ausgenommen  Schafsfelle  mit  der 
Wolle,  Uli  c  per  Pfund. 

Aus  dem  jüngst  ersohienenen  Beiioht  der  BeiohstagskoBBiwioi 
ftber  die  Krankenkassen-VoTelle  ist  folgendes  zu  entnehmen: 

Auf  Antrag  der  Subkommission  fttgte  die  Kommission  in  §  1  unter 
2a  die  in  dem  Geschäftsbetriebe  der  Krankenkassen,  Berufi- 
genossenschaften  und  Versicherungsanstalten  beschäf- 
tigten Personen  denen  hinzu,  welche  dem  Versicherun  gszwange 
unterliegen. 

Bei  der  Beratung  von  §  2  wurde  zwar  allseitig  die  dringende  Not- 
wendigkeit ,  die  Kranken fQrsorge  fSr  Dienstboten  einheitlich  und 
umfassender  als  bisher  zu  regeln,  anerkannt,  allein  die  Schwierigkeiteii 
einer  befriedigenden  Lösung  dieser  Frage  durch  das  vorliegende  Gesetz, 
die  namentlich  seitens  der  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  be- 
tont wurden,  konnten  nicht  verkannt  werden.  Regierungsseitig  wurde 
dabei  darauf  hingewiesen,  dass  in  allen  deutschen  Bundesstaaten  in 
irgend  einer  Weise  durch  Landesgesetz  die  Kranken fürsorge  für  Dienst- 
boten geregelt,  und  es  bedenklich  sei,  in  diese  Regelung,  die  in  den 
verschiedenen  Staaten  eine  sehr  verschiedene  sei,  durch  eine  allgemeine 
reichsgesetzliche  Bestimmung  einzugreifen ;  die  Verhältnisse  der  Dienst- 
boten seien  von  denen  der  industriellen  Arbeiter  so  grundverschieden, 
dass  eine  gleichmässige  Regelung  fast  unmöglich  sei;  jedenfalls  würde 
sie  den  Nachteil  haben ,  dass  eine  Berücksichtigung  Ortlicher  Verhält- 
nisse, wie  sie  die  Landesgesetzgebung  möglich  mache,  ausgeschloeseo 
sei.  Eine  dem  Bericht  beigegebene  Anlage  enthält  alle  die  Regelung 
der  Krankenversorgung  des  Gesindes  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
betreffenden  Bestimmungen.  Dieselben  sind  in  6  Gruppen  zerlegt;  in 
der  ersten  Gruppe  sind  diejenigen  Bundesstaaten  aufgeführt,  in  deren 
ganzem  Gebiet  Zwang  zur  Krankenversicherung  für  alles  Gesinde  be- 
steht, in  der  sechsten  diejenigen  Landesteile,  in  welchen  jede  landes- 
gesetzliche Regelung  (Mecklenburg-Strelitz  und  Elsass- Lothringen)  fehlt. 
In  Bayern  und  Württemberg  besteht  der  Versicherungszwang  fUr  alles 
Gesinde.    In  Baden,  Sachsen,  Hessen,  Schwarzburg-Rudolstadt  besteht 
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der  Versicherangszwang  nar  fflr  land-  und  fontwirtschaftliches  Gesinde, 
in  gewissen  Gebietsteilen  auch  fQr  das  andere  Gesinde,  w&hrend  im 
Üebrig;en  die  Verpflegung  des  kranken  Gesindes  der  Dienstherrschaft 
obliegt.  In  Sachsen- Weimar,  ßraunschweig,  Sachsen-Altenbnrg,  Schwärs^ 
barg-Soüdershansen  ist  land-  und  forstwirtschaftliches  Gesinde  durch 
Landesgesetz  der  Krankenversicherung  nach  Massgabe  des  Reiohsgesetzes 
unterworfen.  Für  die  Verpflegung  des  übrigen  Gesindes  sind  die  Dienst- 
herrschaften verpflichtet.  In  Lübeck  ,  Hamburg,  Oldenburg,  Sachsen- 
Meiningen,  beiden  Reuss,  Lippe- Detmold,  Provinz  Hessen-Nassau  besteht 
in  gewissen  Gebietsteilen  Zwang  zur  Krankenversicherung  für  alles  Ge- 
sinde oder  bestimmte  Arten,  sonst  ist  die  Dienstherrschaft  verpflichtet 
In  allen  Übrigen  Teilen  Preussens,  in  Mecklenburg-Schwerin,  Sachaen- 
Goburg-Gotha,  Anhalt,  Waldeck,  Lippe-Schaumburg,  Bremen,  sind  nur 
die  Dienstherrschaften  zur  Sorge  für  das  kranke  Gesinde  verpflichtet. 
Infolge  dessen  wurde  die  Aufnahme  der  Dienstboten  in  dieses  Gesetz 
abgelehnt. 

In  §  4,  welcher  feststellt,  dass  durch  statutarische  Bestimmung  der 
Beitritt  zur  Gemeinde-Krankenversicherung  auch 
nicht  versicherungspflichtigen  Personen  ermöglicht 
werden  kann,  und  zwar  einmal  in  der  Weise,  dass  die  Verwaltung  der 
Gemeinde- Krankenversicherung  erm&chtigt  wird,  solche  Personen  zur 
Versicherung  zuzulassen,  sodann  aber  auch  in  der  Weise,  dass  gewissen 
Klassen  von  Personen  das  Recht,  der  Gemeinde-Krankenversicherung 
beizutreten,  einger&umt  wird,  ist,  um  die  Krankenversicherung  nicht 
allzuweit  auszudehnen,  das  Recht  des  Beitritts  auf  diejenigen  Personen 
beschr&nkt  worden,  deren  Jahreseinkommen  2000  Mk.  nicht  übersteigt 

Zu  §  6  hat  die  Kommission,  nachdem  die  Gewährung  von  Kranken- 
versicherung an  Familienangehörige  als  in  hohem  Grade  wünschens- 
wert anerkannt  war,  auf  Antrag  der  Subkommission  folgende  Ziffern 
hinzugefügt:  5)  dass  Versicherten  auf  ihren  Antrag  gegen  Zahlung  eines 
besonderen  Beitrages  die  in  §  6  Absatz  1  unter  Ziff^er  1  bezeichneten 
Leistungen  auch  für  ihre  Familienangehörigen  zu  gewähren  sind,  6)  dass 
die  ärztliche  Behandlung,  die  Lieferung  der  Arznei  und  die  Kur  und 
Verpflegung  nur  durch  bestimmte  Aerzte,  Apotheken  und  Krankenhäuser 
zu  gewähren  sind  und  die  Bezahlung  der  durch  Inanspruchnahme  an- 
derer Aerzte,  Apotheken  und  Krankenhäuser  entstandenen  Kosten,  von 
dringenden  Fällen  abgesehen,  abgelehnt  werden  kann. 

Zu  §  8  wurde  folgende  Resolution  angenommen :  »Die  verbündeten 
Regierungen  zu  ersuchen,  die  geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen,  dass 
in  sämtlichen  Bundesstaaten  die  Feststellung  der  ortsüblichen 
Tagelöhne  nach  th unliebst  glei  eben  Grundsätzen  und 
den  thatsächlichen  Tagelohnsätzen  gewöhnlicher 
Tagearbeiter  entsprechend  erfolge. 
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— e.  Die  Kombination  der  DanpfkesselreTision  mit  der  Fabrik* 
inepektion.     Die   DampfkeatelreTisioniTereinei    BaneliTerbreftiuig. 

Die  bedenteode  Vermebrang  des  FabrikintpektioiuperBonalB  in  Pieimeo 
bat  dennoch  die  Frage  einer  Absonderung  der  DampfkesselreyisionTonder 
Fabrikinspektion  nicht  sur  Ruhe  gebracht.  Im  preussischen  Abgeordneten- 
hause  (10.  März  1891)  hat  der  preussische  Handelsminister  die  Frage  als 
eine  für  später  offene  behandelt,  aber  vorläufig  f&r  die  Verkndpfung  die 
folgenden  vier  Gründe  angeführt.  Erstens  den  finanziellen  Qnind  — 
es  bandelt  sich  etwa  um  eine  Summe  von  450  000  M.  und  un  eine  weitere 
halbe  Million  für  abgesonderte  Dampfkesselrevision  — »  zweitens  die 
technische  Befähigung  der  betreffenden  Beamten ,  drittens  die  Zeiter- 
sparnis, die  durch  die  Verbindung  dieser  beiden  Funktionen  erzielt  wird, 
und  endlich  die  Verminderung  der  Auf sicbtsinstanzen 
für  die  betreffenden  Gewerbetreibenden.  —  Den  Dampf- 
kesselrevisionsvereinen  hat  die  Regierung  bei  dieser  Gele- 
genheit das  folgende  günstige  Zeugnis  ausgestellt :  »Die  prenssische  Staats- 
regierung ist  der  Ueberzeugung ,  dass  sich  in  diesen  Dampfkesadrevi- 
sionsvereinen  ein  ausserordentlich  glückliches  Institut  herausgebildet 
hat,  das  namentlich  den  grossen  Vorzug  besitzt,  eine  Reihe  von  vor- 
züglich ausgebildeten  Spezialtechnikern  erzogen  zn  haben.  Bis  auf  den 
heutigen  Tag  ist  die  Verbindung  zwischen  DampfkesselrevisionaveieiBeD 
und  dem  Handelsministerium  eine  ausserordentlich  lebendiga  Vor  nicht 
langer  Zeit  hat  der  Vorsitzende  dieser  Vereine  mit  dem  Handelsminiater 
verhandelt  über  eine  Frage,  die  für  die  Industrie  von  der  allergitaten 
Bedeutung  ist ,  über  die  Frage  der  Rauchverbrennnog,  die 
diese  Vereine  zum  Nutzen  nicht  nur  der  Industrie,  sondern  vor  allen 
Dingen  der  Bürger,  die  in  der  Nähe  einer  industriellen  Anlage  wohnen, 
energisch  in  die  Hand  nehmen  wollen.« 


— e.  Die  Xrbsohaftflstener  als  ErgEnBnng  der  Sinkommemstener. 
In  der  Sitzung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom  6.  März  1891 
ist  der  Antrag  der  Regierung  auf  die  Besteuerung  der  Erbschaften 
zwischen  Ehegatten,  Ascendenten  und  Descendenten  zwar  gefallen,  doch 
hat  der  Finanzminister  diese  Steuer  einer  baldigen  Zukunft  sehr  lebhaft 
vorbehalten.  Der  praktische  Hauptwert  wurde  immerfort  in  der  Xon- 
trolle richtiger  Bekenntnisse  zu  der  Einkommenssteuer  gefunden.  Doch 
wurde  die  Erbschaftssteuer  auch  als  Ergänzung  der  Einkommenssteuer 
vom  Finanzminister  ins  Treffen  geführt :  »Die  Erbschaftssteuer  ist  eine  Er- 
gänzung der  Einkommenssteuer,  da  mit  der  selbst  proportional  vollständig 
richtigen  Versteuerung  des  Einkommens  dooh  noch  grosse  Besitsver^ 
schiedenheiten  unberührt  bleiben,  die  die  Staatseinkommenssteuer  gar 
nicht  erreichen  kann.  Die  Gesamtheit  deijenigen  Wertverftndemngen, 
die  sich  nicht  ausdrücken  in  der  Rente,  im  Einkommen,  sondern  nur 
in  der  Wertsteigerung  des  Objekts,  ohne  Bücksicht  auf  die 
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augenblickliche  fiente,  kann  man  auf  keine  andere  Weise  treffen,  als 
in  der  Erbsobaftssteuer.  Stelle  man  sich  zwei  BrQder  vor  mit  gleichem 
Yerml^gen,  mit  gleichem  Kapitalbesitz :  der  eine  legt  das  Qeld  auf  Zinsen, 
genieost  das  Einkommen,  hat  die  Einkommenssteaer  davon  zu  entrichten ; 
der  andere  legt  es  in  Banflftchen  an,  die  wfiste  liegen,  die  zur  Zeit  nichts 
einbringen,  schlang  seine  Zinsen  zu  der  jährlichen  Wertsteigemng  der 
Banflftche,  und  er  zahlt  gar  keine  Einkommenssteaer.  Ist  es  nun  nicht 
billig,  das«,  wenn  es  schliesslich  zar  Beerbang  des  Mannes  kommt,  diese 
Wertsteigemng,  die  er  aach  selbst  ohne  eigene  Thätigkeit  erreicht  hat, 
durch  das  blosse  Fortschreiten  der  sozialen  Entwicklung  —  eine  Wert- 
steigerang, die  gerade  bewirkt  hat,  dass  der  Staat  keine  Einkommen- 
steuer bekommt  —  in  der  Form  der  Erbschaftssteuer  getroffen  wird? 
Dies  ist  eben  der  Qrund,  warum  die  Erbschaftssteuer  in  ihrer  Weiter- 
entwicklung naturgemfiss  mit  der  wachsenden  Ealtar  und  der  Bedeu- 
tung der  Tauschwerte  entsteht  und  sich  yervollkommnen  mas8.€ 


Die  neiiMte  Zunahme  der  stf  dtiachen   BeTOlkemng  in  PreuBsen. 

Jüngst  ist  vom  K.  pr.  statistischen  Bareau  ein  besonderes  Heft  heraus- 
gegeben worden,  das  die  »Torl&ufigen  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom 
1.  Dezember  1890  im  Königreich  Preussen,  sowie  in  den  FOrstentflmern 
Waldeok  und  Pyrmontc  enthält.  Daraus  ist  u.  a.  ein  interessanter 
Einblick  in  die  Verschiebungen  zu  gewinnen ,  welche  sich  wäh- 
rend des  letzten  JahrfQnftes  in  der  Verteilung  der  Bevölke- 
rung auf  die  Städte,  Landgemeinden  und  Gutsbezirke 
vollzogen  haben.  In  dem  genannten  Zeitraum  ist  die  Bewohnerzahl  der 
126S  preussischen  Städte  (einschliesslich  der  im  Stande  der  Städte  ver- 
tretenen Landgemeinden  bezw.  Flecken)  von  10  602  871  auf  11788427 
oder  jährlich  im  Durchschnitt  um  21^5  pro  Mille  gestiegen.  Bei  den 
37  152  Landgemeinden  vermehrte  sich  während  derselben  Periode  die 
Volkszahl  von  15  688  298  auf  16  154  486  oder  um  jährlich  5,94  pro  Mille, 
bei  den  16  591  Gutsbezirken  (einschliesslich  der  Forstbezirke)  vermin- 
derte aioh  dieselbe  dagegen  von  2  082  806  auf  2  049889  oder  um  1,82 
pro  Mille  jährlich.  Läset  man  die  18  grossen  Gutsbezirke  von  mehr 
als  2000  Bewohnern  ausser  Betracht,  so  stellt  sich  der  Bückgang  der 
Volkszahl,  welche  in  diesem  Falle  ziemlich  gleichbedeutend  mit  der  für 
die  landwirtschaftlichen  Betriebe  verfügbaren  Arbeiterzahl  ist,  noch  sehr 
viel  höher.  Auf  die  16  578  Gutsbezirke  von  unter  2000  Einwohnern 
entfielen  am  1.  Dezember  1885  darchsohnittlich  120,29,  am  1.  Dezember 
1890  hingegen  nur  darchsohnittlich  118,98  Bewohner.  Die  Abnahme 
der  Bevölkerung  dieser  Gntsbezirke  betrug  während  dieses  Zeitraumes 
jährlich  4846  Köpfe  oder  2,19  Prozent  ihres  Bevölkerungsstandes. 


— e.  Die  preoBsieohen  Sparkasflen  im  Beohnnngrsjalire  1888  beaw. 
1888^89  Bit  Bftokblioken  auf  die  Vcijahre.  -  G.  Everi,  Mitglied  des 
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Königlichen  preuss.  statiBtiachen  Bureau  ,  veröffentlicht  in  der  »Ztechi. 
des  E.  pr.  dtat.  Bur.«  (1890  I.  Halbjahr)  aber  den  bezeichneten  Gegen- 
stand eine  inhaltreiche  und  auch  qualitativ  sehr  gehaltvolle  Abhand- 
lung. Wir  entnehmen  derselben  das  Folgende:  Mit  kleinen  Summen 
beginnend,  lange  Jahre  hindurch  zwar  stetig,  aber  nur  langsam  sich 
ausbreitend,  zeigt  der  Einlage-  und  Ereditverkehr  bei  den  preussitcheo 
Staatskassen  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  eine  erheblich  schnellere,  zeit- 
weise fast  sprunghafte  Fortentwickelung .  Wahrend  im  Jahre  1839  nur 
85  Sparkassen  mit  18,a8  Millionen  M.,  im  Jahre  1869  in  den  alten  Pro- 
vinzen 560  solcher  Eassen  mit  343^8  Millionen  M. ,  einschliesslich  der 
neuen  aber  917  Sparkassen  mit  471,»«  Millionen  M.  an  Einlagen  vor- 
handen waren ,  weisen  die  nachfolgenden  Zusammenstellungen  f&r  das 
Jahr  1888  bezw.  1888/89  im  ganzen  Staatsgebiete  1363  Sparkassen  mit 
488  Filial-  oder  Nebenkassen  und  1402  Annahmestellen  ,  ferner  einem 
Einlageguthaben  von  insgesamt  2889,87  Millionen  M.,  sowie  unter  Ein- 
schluss  der  Reserve-  und  Nebenfonds  der  Sparkassen  mit  3019,m  Mil- 
lionen M.  an  zinsbaren  Anlagen  nach.  Auf  den  Versuch,  das  Verhaitnii 
dieser  Werte  zu  dem  gesamten  Volksvermögen  zu  bestimmen,  sei  hier 
wegen  der  bekannten^  teils  methodologischen,  teils  thats&chlichen 
Schwierigkeiten,  welche  die  Bezifferung  des  Volksvermögens  überhaupt 
bietet,  Verzicht  geleistet.  Recht  anschaulich  aber  ist  ein  Vergleich  der 
Sparkassenguthaben  unseres  Landes  mit  einem  besonders  wichtigen  und 
seinem  Werte  nach  wenigstens  annfihernd  wohl  zu  schätzenden  Be- 
standteile des  Volksvermögens ,  n&mlich  dem  l&ndlichen  GrundbesitK. 
Man  wird  hier  als  Eaufwert  ffir  das  Hektar  nebst  allen  auf  ein  solcfasB 
durchschnittlich  entfallenden  Zubehörnngen  im  allgemeinen  etwa  1000  M. 
annehmen  dürfen,  im  Westen,  auf  gutem  oder  hochkultiviertem  Boden 
freilich  oft  ungleich  mehr  ,  in  den  weniger  begünstigten  Landeeteilen, 
namentlich  im  Osten,  dafür  wieder  erheblich  weniger.  Geht  man  vod 
dieser  Schätzung  aus,  so  zeigt  es  sich,  dass  die  Einlagen  der  Spar- 
kassen  des  prenssischen  Staates  gegenwärtig  be- 
reits dem  ländlichen  Grundbesitze  der  meisten  ein- 
zelnen Provinzen  reichlich  gleichwertig  sind.  Der 
ländliche  Grundbesitz  von  Pommern,  West-  und  Ostpreussen  wie  auch 
Posen,  bleibt  in  diesem  Punkte  sogar  wahrscheinlich  schon  vmt  hinter 
dem  Sparkassenvermögen  des  Staates  zurück.  —  Die  Ursachen  dieses 
grossartigen  Wachstumes  sind  sehr  verschiedener  Natur.  Die  einen 
hängen  auft  innigste  mit  der  nach  und  nach  fortschreitenden  Umge- 
staltung des  wirtschaftlich-sozialen  Eörpers  zusammen  und  entwickeln 
sich  deshalb  zwar  ziemlich  regelmässig,  aber  für  das  einzelne  Jahr  fast 
unmerklich  weiter.  Die  allmähliche  Umwandlung  eines  Gemeinwesens 
von  Ackerbauern  und  Handwerkern  zu  einem  solchen  mit  vorwiegend 
grossindustriellem  Charakter  ist  an  und  für  sich  ein  mächtiger  Hebel 
für  die  Ausbildung  des  Sparkassenwesens.    Der  selbständige  Landirirt 
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und  Oewerbtreibende  wird  immer  in  erster  Linie  seine  Ersparnisse  in 
der  eigenen  Unternehmung  zu  verwerten  suchen  und  sie  deshalb  ge- 
wöhnlich nur  Torfi hergehend  der  Sparkasse  anvertrauen.  Dauernd  wird 
er  sich  dieser  letzteren  erst  wieder  zuwenden,  sobald  er  in  der  glack- 
lichen  Lage  ist,  eine  vOUig  schuldenfreie  und  mit  Kapital  gesättigte 
Wirtschaft  sein  eigen  zu  nennen.  Auch  fQr  den  Handwerksgesellen, 
soweit  derselbe  noch  daran  denken  kann ,  sich  zum  selbständigen  Un- 
ternehmer aufzuschwingen,  wird  die  Sparkasseneinlage  meist  nur  ein 
Mittel  zum  Zwecke,  aber  keine  dauernde  Form  der  Verwertung  seiner 
Ersparnisse  bilden.  Die  l&ndlichen  Tagelöhner  endlich  machen  zwar 
eine  vorzugsweise  auf  die  Sparkasse  hingewiesene  Klasse  aus ;  aber  die 
Zahl  derselben  ist  auf  einer  Kulturstufe,  wo  nicht  mehr  viel  Boden  ur- 
bar zu  machen  ist  und  nicht  besonders  günstige  Verhältnisse  vorliegen, 
wie  etwa  beim  Rübenbau,  meist  eine  sich  gleichbleibende,  zum  Teil 
sogar  abnehmende ;  überdies  winkt  auch  dieser  Klasse  als  Ziel  der  Spar- 
thätigkeit  noch  sehr  oft  der  Erwerb  eines  kleinen  Grundeigentumes, 
jedenfalls  viel  Öfter  als  den  Fabrikarkeitern  grosser  Städte.  Demgegen- 
über zieht  die  neuere  Industrie  in  ihrer  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden 
Anzahl  von  Arbeitern  und  Werkmeistern  eine  BevOlkerungsschicht 
heran,  für  welche  die  Erhebung  zu  wirthschaftlicher  Selbständigkeit 
meist  ausgeschlossen  und  auch  der  Erwerb  eines  eigenen  kleinen  Grund- 
besitzes nur  unter  besonders  günstigen  Umständen  mOglich  ist.  Alle 
diese  Leute  kOnnen  ihre  Ersparnisse  nicht  selbst  verwerten,  sondern 
müssen  sie  ausleihen,  wenn  sie  Ertrag  von  ihnen  haben  wollen.  Dieses 
steigende  Bedürfnis  nach  Ausleihung  aber  wird  wiederum  je  länger  je 
mehr,  statt  durch  direkten  Verkehr  von  Gläubiger  zu  Schuldner,  durch 
Vermittelungsstellen  befriedigt.  Je  mehr  Grossbesitz  und  Grossbetrieb 
sich  ausbreiten  ,  desto  geringer  wird  verhältnismässig  die  Auswahl  an 
kreditfähigen  Personen  ,  um  so  stärker  aber  fQr  die  letzteren  zugleich 
das  Bedürfnis  nach  Kreditbefriedigung  im  Grossen.  So  müssen  denn 
öfter  als  früher  im  Interesse  beider  Teile  Anstalten  eintreten,  welche 
die  Vermittelung  dafür  übernehmen  und  den  Kreditgebern  die  Sorge 
um  die  Anlegung  des  Kapitales,  den  Kreditnehmern  den  Verkehr  mit 
zahlreichen  Einzel  gläubigem  ersparen.  Diese  natürliche  Entwickelung 
also,  welche  nicht  nur  mehr  und  mehr  zur  Kreditwirtschaft,  sondern 
auch  zur  Kreditvermittelong  fOhrt,  ist  eine  nicht  zu  übersehende  Ur- 
sache der  wachsenden  Ausdehnung  der  Sparkassen  wie  der  Kreditan- 
stalten überhaupt.  Wenn  daher  z.  B#  im  Königreiche  Sachsen  mit  seinem 
ansgeprägt  grossindustriellen  Charakter  im  Jahre  1885  40,  in  dem  mehr 
bäuerlichen  und  kleingewerblichen  Bayern  aber  noch  nicht  9,  im  preus- 
sischen  Bheinlande  wiederum  in  den  grossindustriellen  Bezirken  Düssel- 
dorf 16,e8  und  Aachen  18,8o,  in  den  kleinbäuerlichen  Bezirken  Koblenz 
und  Trier  nur  6,s6  bezw.  4,94  Sparkassenbücher  auf  je  100  Einwohner 
entfielen,  so  mag  ein  immerhin  erheblicher  Teil  dieser  Gegensätze  nur 
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darch  die  Yerachiedenheit  des  wirtRchaftlicb -sozialen  Beydlkerangsaof- 
banes  auf  beiden  Seiten  bedingt  sein.  Nicht  die  Anzahl  der  sparfUhigen 
Personen,  sondern  diejenige  der  zugleich  »spar  ka  s  se n  fähigen«  —  wenn 
man  so  sagen  darf  —  ist  unter  sonst  gleichen  Umst&nden  fQr  den  Zu- 
spruch zu  den  Sparkassen  entscheidend.  Unseres  Erachten«  gestattet 
schon  die  Zahl  der  umlaufenden  Sparkassenbücher,  welche  in 
Preussen  gegenwärtig  5  Millionen  überschreitet  und  die  Anzahl  der 
Einkommensteuerzahler,  also  der  Personen  von  mehr  als  3000  M.  ge- 
schätztem Einkommen ,  nebst  allen  ihren  Angehörigen  fast  am  das 
Siebenfache  übertrifft ,  mit  einer  gewissen  Sicherheit  den  Rückschlus 
darauf,  dass  die  Hauptmasse  jener  Bücher  wirklich  den  »kleinen  Leuten« 
gehört;  denn  andernfalls  müsste  jeder  Angehörige  der  wohlhabenden 
Klassen  einschliesslich  der  Frauen  und  Kinder  sich  im  Besitze  mehrerer 
Sparkassenbücher  befinden.  Auch  die  bei  Arbeitseinstellungen  oft  be- 
obachtete Verminderung  der  Spareinlagen  deutet  darauf  hin,  dass 
nicht  nur  die  Mehrzahl  der  Einleger,  sondern  auch  ein  grosser  Anteil 
an  der  Summe  der  Einlagen  auf  die  unteren  Klassen  trifft;  wäre  das 
Gegenteil  der  Fall,  so  könnte  die  Bewegung  dieses  Teiles  der  Einlagen 
wohl  schwerlich  für  die  Qesamtbewegung  entscheidend  sein.  —  Bei 
der  städtischen  Sparkasse  zu  Dortmund  (mit  78  435  Einw.)  finden  sich 
1313  Einlagen  von  Handwerksmeistern  .  .  .  mit  2  553  502  M. 
813         »  »    Gesellen,  Geschäftsgehülfen  .      >  417  852  » 

689         >  »    Fabrikarbeitern »  287332  > 

1979         »  »    Berg-  und  Hüttenarbeitern  .     »        2  051514  > 

1332         »  »    Dienstboten »  344  791  > 

805         »  »    anderen    Personen    aus   den 

handarbeitenden  Klassen   .      »  954024  » 

1431         >  »    Landwirten »        6433051  » 

532         »  »    öffentlichen  und  Privatkassen      >  708  792  » 

11567         »  »    sonstigen  Personen,    einsohl, 

ca.  2300  Bücher  für  Kinder 
aus  der  Pfennigsparkasse  .      >        7  070125  » 

20  461         »  >    2088098S  » 

Die  zahlenmässige  Z  u-  und  Abnahme  der  auf  die  einzelnen 
Kontenklassen  entfallenden  Sp.K.Bücher  von  1869 bis  1888erg]ebt  riel 
Interessantes.  Alle  Kontenklassen  wiesen  in  diesen  zwei  Jahrzehnten 
einen  sehr  bemerkenswerten  Zugang  auf.  Die  Konten  Über  600  M.  er- 
fuhren eine  ganz  beträchtliche  Zunahme  in  den  Jahren  1871  bis  1875; 
auch  die  mittleren  Konten  zeigten  in  derselben  Zeit  ein  vorsugsweise 
starkes  Wachstum,  während  die  kleinen  und  kleinsten  sich  am  wenig- 
sten mehrten.  Gerade  in  der  »Gründerzeitc  also  nahmen  die  Sparkassen- 
bücher und  zwar  hauptsächlich  die  auf  höhere  Beträge  lautenden  be- 
sonders stark  zu.  In  diesen  Jahren,  in  welchen  das  eigentliche  Kapital 
in  ausgiebigster  Weise  ausserhalb  der  Sparkassen  Verwendung  suchte, 
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wird  man  jene  Bewegung  als  ein  Spiegelbild  überaos  günstiger  Er- 
werbsverhältnisie  in  der  arbeitenden  Klasse  betrachten  dürfen ;  die  Er- 
sparnisse ,  welche  hier  gemacht  werden  konnten  ,  waren  so  gross,  dass 
gerade  dadurch  die  höheren  Kontenklassen  eine  verhältnismässig  weit 
grossere  Vermehrong  aufwiesen  als  die  niederen.  Ganz  anders  verläuft 
die  Entwickelang  in  den  nächsten  Jahren  tiefen  wirtschaftlichen  Druckes. 
Die  mittleren  Konten  nehmen  nur  wenig  su,  zum  Teil  sogar  ab,  so  dass 
der  zeitweilig  sehr  grosse  Zuwachs,  welchen  die  kleinsten  Konten  hier 
er&hren,  wohl  weniger  den  Hinzutritt  zahlreicher  neuer  Sparer  als  viel- 
mehr das  Herabsinken  aus  höheren  in  niedere  Kontenkliissen  andeutet 
Auch  die  Zunahme  der  Einlagen  aber  800  M.  wird  eine  wesentlich  lang- 
samere. Nachdem  1879  mit  einer  Zunahme  von  nur  99  091  Sparkassen- 
büchern der  tiefste  Stand  derselben  seit  1870  erreicht  war,  bringen  die 
nächsten  Jahre  wieder  eine  Steigerung,  und  zwar  am  meisten  bei  den 
kleinsten,  nächstdem  bei  den  grössten  Konten;  die  ersteren  wachsen 
1882  und  1883  so  stark  wie  nie  zuvor,  wobei  wohl  die  damals  sehr 
rege  Bewegung  für  das  Sparmarkensystem  wesentlich  mitgewirkt  hat. 
Aach  die  grossen  Guthaben  nehmen  beträchtlich  zu,  in  den  letzten  drei 
Jahren  stärker  als  alle  anderen.  Unzweifelhaft  aber  haben  hier  in  den 
dem  Berichtsjahre  vorangehenden  Jahren  der  Niedergang  des  Zinsfusses, 
die  Konvertierung  der  Staats-  und  Kommunalpapiere  ,  die  Zweifel  an 
der  Erhaltung  des  Friedens  und  der  daraus  entspringende  Mangel  an 
wirtschaftlicher  Unternehmungslust  zahlreiche  kleinere  wie  auch  grössere 
Kapitalien  den  Sparkassen  zugeführt,  besonders  weil  dieselben  dem 
Sinken  des  Zinsfnsses  nicht  immer  alsbald  zu  folgen  vermochten,  zu- 
gleich aber  eine  nahezu  vollkommene  Sicherheit  gegen  Verlust  am 
Kapitale  boten.  Inzwischen  sind  die  Sparkassen  faat  allgemein  zu  ent- 
sprechenden Herabsetzungen  des  Zinsfusses  für  ihre  Einlagen  geschritten ; 
derselbe  beträgt  in  den  östlichen  Provinzen  meist  8—4,  in  den  west- 
lichen 2|  bis  4,  bei  einzelnen  Sparkassen  nur  noch  1}  Proceni  Zu- 
gleich hatte  sich  im  Laufe  des  Jahres  1888  das  Vertrauen  in  die  Sicher- 
heit der  politischen  Lage  und  damit  eine  erheblich  grössere  wirtschaft- 
liche und  spekulative  Regsamkeit  wieder  eingestellt.  Bei  dieser  Sach- 
lage hätte  man  in  jenem  Jahre  auf  eine  verhältnismässig  nur  geringe 
Zunahme  der  grösseren  Konten  rechnen  dürfen,  da  die  blossen  Ver- 
legenheitseinlagen der  Voijahre  sicher  wieder  in  Massen  aus  den  Spar- 
kassen herausgezogen  worden  sind.  Um  so  erfreulicher  ist  es,  wenn 
dieser  gewiss  begründeten  Voraussetzung  ungeachtet  die  grösseren 
Konten  sich  nach  wie  vor  besonders  stark  vermehrt  haben.  Der  Zu- 
wachs wird  ihnen  unter  den  erwähnten  Umständen  nicht  aus  Kapita- 
listenkreisen, also  nicht  von  oben ,  sondern  von  unten  her,  durch  häu- 
figes Aufsteigen  aus  niederen  zu  höheren  Kontenklassen  gekommen 
sein.  Gleichwohl  ist,  wie  ein  Blick  auf  die  obigen  Ziffern  lehrt ,  auch 
der  Zuwachs  der  mittleren  Konten   im  Berichtsjahre  grösser  gewesen 
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als  je  vorher,  und  nur  die  kleinen  und  kleinsten  Einlagen  bis  150  M. 
haben  sich  w&hrend  einzelner  Vorjahre  noch  stärker  Terinehrt. 

Die  Anlegung  der  Sparkassengelder  betreffend  bat  sich 
das  Verhältnis  bedeutend  za  Gunsten  der  Inhaberpapiere  und 
zu  Ungunsten  der  Qbrigen  Anlageformen  mit  Ausnahme  des  etwa  gleich- 
gebliebenen Prozentanteiles  der  Hypotheken  Terschoben;  es  waren 
nämlich  angelegt 

im  Jahre  in  Hypotheken  in  Inhaberpapieren         anderweitig 

Prozent  der  Staatskassengelder 
1871  58,0t  20,6t  26^ 

1878  56,87  21,89  21,74 

1888  53,t8  83,t7  13,m. 

Ein  erheblicher  Teil  der  Steigerung  des  Anteiles  der  Inhaberpapiere  ist 
übrigens  wohl  nur  auf  Kurssteigerungen,  nicht  auf  Aenderungen  der 
Verwaltungspraxis  bei  der  Anlegung  der  Sparkassengelder  zurflckzu- 
f&hren.  Dies  zeigt  sich,  wenn  man  die  Bewegung  der  Inhaberpapiere 
nach  ihrem  Kurswerte,  zu  welchem  sie  in  obiger  üebersicht  eingestellt 
worden  sind,  mit  deijenigen  nach  dem  Nennwerte  vergleicht.  Im 
Jahre  1878  waren  dem  Nennwerte  nach  822,o7  Millionen  M.,  dem  Kurs- 
werte nach  310,47  Millionen  M.  Anlagen  in  Inhaberpapieren  vorhanden; 
der  Kurswert  der  Inhaberpapiere  berechnete  sich  also  auf  96,4o  Pros. 
ihres  Nennwertes.  Von  da  ab  —  früher  wurden  nicht  beide  Werte 
eingestellt  —  nähert  sich  der  Kurswert  mehr  und  mehr  dem  Nenn- 
werte, bis  er  im  Jahre  1882/88  denselben  schon  ein  wenig  überschreitet. 
Im  Jahre  1888/89  endlich ,  wo  einem  Nennwerte  der  Inhaberpapiere 
von  984,08  Millionen  M.  ein  Kurswert  von  1004,i4  Millionen  gegenüber- 
steht, ist  der  letztere  bereits  auf  102,o4  des  enteren  gestiegen.  Sind 
also  die  Inhaberpapiere,  welch  e  im  Jahre  1888  von  den  Sparkaeaen  er- 
worben waren,  denjenigen  von  1878  ungefähr  gleichartig,  so  sind  üb» 
5  Pros,  von  dem  gegenwärtigen  Kurswerte  auf  die  inzwischen  einge- 
tretenen Steigerungen  derselben  zu  rechnen.  —  Die  Anlegung  in  Inhaber- 
papieren ist  am  stärksten  in  Berlin,  wo  sie  fast  drei  Viertel  des  Spar- 
kassenvermOgens  gegen  wenig  Über  ein  Zehntel  in  Schleswig-Holstein 
umfasst.  Die  Begebung  auf  Schuldscheine  ohne  Bürgschaft  ist  nirgends 
häufig,  auf  solche  mit  Bürgschaft  dagegen  erheblich  in  den  Besirken 
Trier,  Schleswig  und  Kassel,  wo  sie  ein  Fünftel  bis  ein  Siebentel  aller 
Anlagen  ausmacht;  am  meisten  verbreitet  ist  sie  in  Schleswig  mit 
52,61  Millionen  M.  solcher  Anlagen  bei  132,8t  im  Staate  überhaupt.  IHe 
stark  abnehmende  Unterbringung  auf  Wechsel  tritt  nirgends  mehr  mit 
besonders  hohen  absoluten  Ziffern  auf;  im  Verhältnisse  zu  den  anderen 
Anlagen  ist  sie  von  Bedeutung  namentlich  in  den  Bezirken  Qnmbinnen, 
Posen,  Danzig  und  Bromberg,  wo  sie  10  Proz.  übersteigt.  Die  Anlage 
auf  Faustpfand  (Lombard)  ist  von  Erheblichkeit  nur  in  wenigen  Be- 
zirken, verhäilnismässig  am  bedeutendsten  in  Danzig,  nächstdem  aach 
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in  Aurich,  während  diejenige  bei  öffentlichen  Instituten  und  Korpora- 
tionen am  meisten  in  Westfalen  und  einigen  Teilen  yon  Hannover  her- 
vortritt. —  Ebenso  grosse  Unterschiede  wie  die  einseinen  Landesteile 
weisen  hinsichtlich  der  Anlegung  ihrer  Gelder  die  einzelnen  Arten  der 
Sparkassen  auf.  Begreiflicherweise  findet  der  städtische  Bod'enkredit 
verhältnismässig  die  stärkste  Stütze  in  den  städtischen ,  der  ländliche 
in  den  Landgemeinde-  u.  s.  w,  Sparkassen,  nächstdem  in  den  Kreis-, 
Amts-  und  Besirksamtssparkassen.  Während  nämlich  die  ersteren  31,55 
Proz.  ihrer  Anlagen  auf  städtische  und  nur  17,»i  auf  ländliche  Hypo- 
theken machen,  entfallen  bei  den  Landgemeinde-  u.  s.  w.  bezw.  den 
Kreis-  n.  s.  w.  Sparkassen  nur  13,4«  bezw.  18,a7  Proz.  der  Anlagen  auf 
städtische,  dagegen  47,m  bezw.  37,96  Proz.  auf  ländliche  Hypotheken. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  macht  es  also  beispielsweise  wieder  einen 
sehr  merklichen  Unterschied,  ob  an  einem  Orte  eine  städtische  oder 
eine  Kreissparkasse  besteht ;  die  eine  ersetzt  die  andere  keineswegs  voll- 
kommen, weder  fQr  die  Einleger  noch  für  die  Kreditnehmer.  —  Was  die 
übrigen  Arten  der  Belegung  anbetrifft,  so  ist  besonders  hervorzuheben, 
dass  bisher  nur  die  Vereins-  und  Privatsparkassen,  nächstdem  die  Land- 
gemeinde- u.  s.  w.  Sparkassen  einen  erheblichen  Theil  ihrer  Bestände 
zu  Gunsten  des  Personalkredites  verwenden.  Bei  den  ersteren  waren 
44,«9  Millionen  M.  auf  Schuldscheine  mit  und  ohne  Bürgschaft  ausge- 
liehen, d.  i.  10,95  Proz.  des  ganzen  zinsbar  angelegten  Vermögens  und 
fast  ein  Drittel  des  gesamten,  von  den  Sparkassen  überhaupt  gewährten 
Bürgschaftskredites,  wozu  dann  noch  16,89  Millionen  M.  Wechselkredit 
(8,88  Proz.  der  Gesamtanlage  der  Vereins-  und  Privatsparkassen)  kamen, 
während  von  den  Anlagen  der  Landgemeinde-  u.  s.  w.  Sparkassen 
10,61  Proz.  auf  Schuldschein-,  1,2 1  Proz.  auf  Wechselkredit  entfielen.  — 
Was  die  Bedeutung  der  einzelnen  Arten  von  Kassen  für  den  Kredit  im 
Ganzen  betrifft,  so  stehen  die  städtisch  en  Sparkassen  weitaus  in 
erster  Linie  ,  da  sie  an  den  mehr  als  8  Milliarden  des  zinsbar  ange- 
legten Sparkassenvermögens  fast  mit  der  Hälfte,  nämlich  mit  1465,7« 
Millionen  M.  beteiligt  sind.  Die  vorzugsweise  ländlichen  —  nämlich 
die  Kirchspiels-,  Flecken-  und  LaffQgemeindesparkassen  —  haben  noch 
nicht  ein  Zehntel  von  dem  Kreditverkehre  der  städtischen,  die  Kreis-, 
Amts-  und  Berirksamtssparkassen,  deren  Geschäftsbetrieb  sie  meist  auf 
Stadt  und  Land  zugleich  hinweist,  etwa  drei  Fünftel,  die  Vereins-  und 
Privatsparkassen  etwa  drei  Zehntel,  die  Provinzial-  und  ständischen 
Sparkassen  etwa  ein  Fünfzehntel  desselben  aufisuweisen. 


Die  Verteilung  des  Gnindeigentams  in  den  ProTinsen  des  prens- 
siBeken  Staates.  —  Der  Herr  Geh.O.R.R.  BUnck,  Direktor  des  K. 
preuss.  stat.  B.  macht  über  obigen  Gegenstand  in  dem  soeben  ausge- 
gebenen Heft  II  der  Materialien  des  K.  pr.  Normalkalenders  für  1892 
u.  A.  die  folgenden  Mitteilungen :  »Von  den  zur  Zeit  der  Gebändesteuer- 
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auf  den 


eine  nntsbare 
Flftcfae  yon 


Hektar 
9  073  187 
7 112  150 
4  509869 
8288  236 


ProL 
87^ 

29.7 
18^ 
13.» 


BeyinoD  im  preacnischen  Staat  (mit  Aus  scfalon  Ton  Hoheniolleni)  vor- 
banden  gewesenen    1559  712  l&ndlichen  Privatbentaangen   mit 
natebaren  Fl&che  von  23  933442  ha  entfielen: 

BeeitEungen 
überhaupt      Pros. 
GrosBgrundbeeitz      ....         82488         2,i 

mittleren  Besitz 182410        11,7 

Eleinbesita  . 266187        17,i 

Parzellenbesitz 1078627        69.1 

Hierbei  sind  die  Landgüter  mit  einem  Grandsteuerreio ertrag  von 
Qber  1500  M.  als  Grossgrondbesitz.  die  mit  einem  solchen  Ton  300  bis 
1500  M.  als  mittlerer  Besitz  und  die  selbständigen  Anwesen  mit  einem 
Beinertrag  von  unter  800  M.  als  Kleinbesits  zusammengefasat  worden, 
während  die  unselbständigen  Besitzungen,  deren  Ertrag  nicht  hinreicht 
zum  Unterhalt  der  Besitzer,  so  dass  dieselben  genOtigt  sind,  daso  noch 
anderen  Verdienst  durch  Tagelohn  u.  s.  w.  suchen  zu  müssen,  dem 
Parzellenbesitze  gleichgestellt  wurden. 

Die  Verteilung  des  Grundeigentums,  wie  sie  Torstehend  für  den 
ganzen  preussischen  Staat  dargestellt  ist.  erleidet  nach  der  einen  ond 
der  anderen  Seite  hin  erheblichere  Abweichungen,  sofern  die  einzelnen 
ProY  inzen  und  Regierungsbezirke ,  oder  noch  kleinere  Gebietsteile, 
also  etwa  die  Kreise,  in  Betracht  gezogen  werden.  Für  erstere  z.  B. 
ergiebt  sich  Folgendes.  Es  kamen  Prozent  von  der  Gesamtzahl  der 
Besitzungen  auf  den 


in 

Gross- 

mittleren 

Klein- 

Panellen- 

den  Provinzen 

grundbeeitE 

Besitz 

besitc 

bentt 

OatpreosBen     .    . 

1.» 

12,. 

28,. 

56,. 

Westproaaaen  .    . 

3,. 

II.» 

21,7 

64.. 

Brandenbarg  .    . 

2,0 

15,4 

16.. 

66.. 

Pommern     .    .    . 

8,. 

ll.t 

20,. 

64^ 

Posen      .... 

2,6 

6.» 

28,. 

62,, 

Schlesien     .    *    . 

1,. 

8,4 

11,. 

78», 

Sachsen       .    .    . 

3,4 

16.. 

11,. 

68.7 

Schleswig-Holstein 

6,6 

27., 

16,4 

50,. 

Hannover    .    .    . 

2,. 

18., 

21.. 

57.. 

Westfalen    .    .    . 

U 

U.4 

u,. 

69.. 

Hessen-Nassan     .    . 

0.. 

6.. 

16.. 

76,. 

Rheinland   .    .    .    . 

0.. 

5,. 

14,. 

78U 

Nach  der  Zahl  der  Liegenschaften  ist  der  Gross-  und  der  mittlere 
Grundbesitz  am  stärksten  in  Schleswig-Holstein  vertreten,  wo  beide  ver- 
eint noch  etwas  über  ein  Drittel  ausmachen.  Dagegen  ragt  der  Oein- 
besitz  in  Ostpreussen  und  Posen,  wo  auf  ihn  annähernd  ein  Drittel,  der 
ParzeUenbesitz  aber  im  Rheinlande,  in  Schlesien  und  Hessen-Nassao  her- 
vor, wo  auf  ihn  über  drei  Viertel  der  gesamten  Anwesen  entfallen. 
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Ein  ganz  anderes  Anssehen  gewinnt  das  Bild  indessen,  wenn  man 

,  nicht  die  Zahl  der  Liegenschaften,  sondern  deren  gesamte  nutzbare 

F  1  &  c  h  e   zu  Grande  legt    Von  der  letzteren  kamen  Prozent  auf  den 


Oross- 

mittleren 

Klein - 

Parzellen- 

in  den  Provinzen: 

grnndbesitz 

Besitz 

besitz 

besitz 

Ostprenssen     .    .    . 

33,. 

29,7 

28,7 

8,. 

Wefltpreussen       .    . 

44,. 

23,. 

21,. 

10.. 

Brandenburg    .    .    . 

42,. 

29,, 

16,. 

11,4 

Pommern     .... 

62,0 

17.. 

13,» 

7.. 

Posen 

59,0 

12,. 

18,. 

10,0 

Schlesien      .... 

50,4 

19,. 

11,7 

18,. 

Sachsen 

88,0 

88,. 

12,. 

11,. 

Schleswig-Holstein  . 

28,7 

50,. 

11,. 

9.» 

Hannover     .... 

12,4 

52,4 

23,. 

11,. 

Westfalen    .... 

17,7 

43,» 

19,. 

19,. 

Hessen-Nassau     .    . 

10,. 

28,» 

80,. 

30,. 

Rheinland   .... 

14,4 

23,4 

27,. 

34,4 

Damach  ist  der  Grossgrundbesitz  besonders  stark  in  Pommern,  Posen 
nnd  Schlesien  ,  sehr  schwach  aber  in  den  westlichen  Provinzen  des 
prenssischen  Staates  vertreten,  während  der  mittlere  Besitz  in  Han- 
nover und  Schleswig-Holstein  —  mit  über  die  Hälfte  —  den  grOssten 
Anteil  an '  der  Gesamtfläche  aufweist.  Der  Klein-  nnd  Parzellenbesitz 
endlich  ragt  in  Hessen-Nassau  und  in  der  Rheinprovinz  ^  ersterer  auch 
in  Ostpreassen  vor.  Als  eigentümlich  für  die  innere  Gestaltang  der  Be- 
sitzklassen  in  einzelnen  Landesteilen  erscheint  von  vornherein  das 
üeberwiegen  ihres  Anteils  an  der  Fläche  bei  einer  gleichen  oder  ge- 
ringeren Beteilignng  an  der  Zahl  der  Liegenschaften.  So  steht  be- 
züglich letzterer  in  Schlesien  der  Grundbesitz  hinter  dem  Staatsdurch- 
schnitt (1,8  gegen  2,i  Proz.)  zurück,  überragt  denselben  der  Fläche 
nach  aber  erheblich  (50,4  gegen  87,9  Proz.),  während  umgekehrt  Schles- 
wig-Holstein mit  6,6  Proz.  der  Besitzungen  über  und  mit  28,7  Proz.  der 
nutzbaren  Fläche  unter  jenem  Durchschnitt  steht.  Aus  den  Abwei- 
chungen innerhalb  der  einzelnen  Provinzen,  Bezirke  u.  s.  w.  darf  je- 
doch weder  den  Gesamtverhältnissen  des  Staats  gegenüber,  noch  auch 
an  sich  ein  günstiges  oder  ungünstiges  urteil  ohne  weiteres  hergeleitet 
werden,  da  die  Yerschiedenartigkeit  der  Bodenbeschafifenheit,  des  Klimas, 
des  Volkscharakters,  der  Eapitalkräftigkeit  der  Bevölkerung  u.  a.  m. 
hier  als  wesentlich  mitbestimmende  Grössen  in  Frage  kommen.« 

(Reichs-Anz.  1891.  Nr.  36.) 


Die  jahresdurolisolinittliclien  lulandpreise  bedeutender  Verar- 
beitnngsstoffe  ,  Kolonialwaren  u.  s.  w.  bewegten  sich  laut  der  Hamb. 
R-Statistik  in  Hamburg  während  des  Zeitraumes  1881  bis  1889  (in  Mark 
pro  100  Kilogramm  netto)  wie  folgt : 

Zeitsohr.  f.  Staatsw.  1891.    HI.  Heft.  40 
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Jahre  ^^jj^'^one'   ^^^^^  ^®^^®  ^^^^^   ^°^^^®  ^"^°  Kupfer  Zink  Zinn 
1871/75  149,ftB  dd4,i«  123,»  4d35,«4  842,44  1518,b6  10,5i  179,6o  46,m  259^ 

1881  110,st  288,48  120,41  8189,o4  Sl^s?  1393,>6    5,o4  135,i6  d6,st  187,^4 

1882  111,78  260,M  111,00  3026,64  318,s7  1862,»4    6,io  143,>8  38,8s  199,87 
1888  110,10  245^7  121,61  3326,i4  360,i7  1303,89    5,oe  136,i3  36,43  198,u 

1884  102,91  200,72  138,88  3002,64  371,i8  1228.08    5,7?  124,84  34,m  179,:« 

1885  102,48  202,46  148,so  2902jo  330,86  1089,so    5,i4  110,9«  25,i4  168,6s 

1886  96^6  187,86  132,84  2686,i8  336,68  1114,4i     4,77  103,88  27^b  169,88 

1887  92,80  184,87    96,98  2616.70  330,43  1079,87    5,o4    99,6i  28^«  185,8s 

1888  101,88  151,99    78,86  2370,47  234,96  1058,6i    4,86  142,79  23,78  210,78 

1889  97,74  165,90    74,o4  3061,79  219,69  1198,64    6,i8  109,88  23,m  184,8: 

Jahre  Kaffee  Kakao  Thee  2S;rTabak  Reis  Pfeffer  ^^^^  J^^;  f^,' 

1871/75    160,48    101,78    282,74     54,68      148,48    21,68      126,69     58,14    61,86      43,4« 

1881  124,46    187,99    216,74     50,67     180,49     19,76     105,77     62,86    91,96      46,9: 

1882  100,88    140,68    214,77      49,87      116,86      17,84      110,09     58,76    79,77       39,1» 
1888  100,19    158,77    210,18     46,67      112,86     19,86      129,86     48,61    88,88      41,67 

1884  99,88  148,66  212,66   86,66    128,64    18,44   146,88   41,14  66,66    37,« 

1885  91,80  160,14  206,17   26,69    125,4i    17,87    152,6o   51,o8  70,4i     S3,8s 

1886  99,49  137,78  203,47    24,o4    127,6i    16,87    159,88   47,86  73,86    24.« 

1887  153,96    142,88     178,74     25,80     115,16      16,98      189,86     38,61    73,88      24,88 

1888  134,80  186,71  205,46   29,8o    115,67    16,6s    152,77   37,87  75,8o    19,i» 

1889  159,87  127,44  204,84   41,st    125.7i    17,46   135,8i   88,44  73,86    20,-8 


Genossensohaftsforsten.  Im  Regier  an  g^bezirk  Stade  sind  Genoesen- 
Schaftsforsten,  welche  sich  nach  ihrer  Beschaffenheit  und  ihrem  Um- 
fange zu  einer  forstmässigen  Bewirtschaftung  eignen,  mit  einem  Gesamt- 
flächeninhalte von  rund  3740  ha  vorhanden.  Diese  gemeinschaftlichen 
Holzungen  sind  zum  grOssten  Teil  von  den  Hofbesitzern  gemeinschaft- 
lich angelegt,  zum  Teil  auch  durch  Gemeinheitsteilung  und  Verkoppe- 
lung  allen  oder  einzelnen  Besitzern  der  betreffenden  Gemeinden  als  Ab- 
findang  überwiesen  worden.  Der  Ursprung  der  Gemeinschaft  durfte 
auf  die  alte  Markgenossenschaft  zurückzuführen  sein.  Gegenwärtig 
bilden  diese  Genossenschaftsforsten  eine  Mittelstufe  zwischen 
Gemeindewaldungen  undPrivatwaldnngen,  indem  sie 
zwar  rechtlich  zu  den  letzteren  gehören,  aber  doch  nach  ihrem  Ur- 
sprünge ,  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  und  den  bei  ihnen  obwal- 
tenden Besitzverhältnissen  den  Gemeindewaldungen  nahe  stehen.  Da 
die  Erhaltung  der  Genossenschaftsforsten  für  weite  Kreise  der  ländlichen 
Bevölkerung  von  hoher  Wichtigkeit  ist,  indem  die  Waldnutzung  eine 
wesentliche  Grundlage  ihres  wirtschaftlichen  Gedeihens  bildet,  und  da 
ohne  gesetzlicbe  Schranken  diese  Waldungen  immer  mehr  dem  Ruin 
entgegen  gingen ,  sind  dieselben  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  14. 
März    1881    hinsichtlich   des  Forstbetriebes   und    der  Benutzung   nnter 
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staatliche  Aufsicht  gestelU  und  hiDsichtlich  des  forstlichen  Betriebe« 
einer  Revision  unterworfen  worden.  Diese  Revisionen  werden  von  Zeit 
zu  Zeit  wiederholt  und  greifen  in  die  bestehenden  Verhältnisse,  Ein- 
richtungen nnd  he  rgebrachten  Gewohnheiten  abändernd  und  beschrän- 
kend nur  insoweit  ein,  als  dies  die  Erhaltung  und  die  eventuelle  Wieder« 
herstell ung  eines  geordneten  Zustandes  der  Holzungen  erforderlich 
macht.  (D.  Reichsanz.  28.  Febr.  1891.) 


— e.  Die  Bauart  der  Gebäude  im  preussischen  Staat.  Hierüber 
macht  der  «Deutsche  R.A.«  (1891  Nr.  74)  Mitteilungen,  denen  wir  Fol- 
gendes entnehmen  :  Von  den  7  558  259  Gebäuden  des  preussischen  Staates 
—  ausschliesslich  Hohenzollern  und  des  Stadtkreises  Berlin ,  der  hier 
nach  Lage  des  Materials  gleichfalls  ausser  Betracht  bleiben  musste  — 
hatten  2  845  512  oder  37,7  %  massive  ü  m  fa  s  s  u  n  g  s  wände^  3731 805 
oder  49,4  Vo  solche  von  Fach  werk  oder  mit  Riegelwänden,  796844  oder 
10,5  0/0  dergleichen  von  Holz  und  182  601  oder  2,4  ^o  sonstige  ümfassungs- 
wände,  während  1497  Baulichkeiten  ausserhalb  der  genannten  Gruppen 
fielen.  Was  die  Provinzen  anlangt,  so  hatten  von  den  Gebäuden  in 
Prozenten 


massive 

Fachwerk- 

Holz- 

MDstige 

in 

ümfassungs- 

oder 

ümfoBsanga- 

wände 

Riegel  wände 

waiiuc 

MT&nde 

Ostpreussen 

24,5 

19,5 

50,8 

5,2 

Westpreussen 

21,9 

41,0 

41,6 

5.5 

Brandenburg 

42,4 

50,6 

5.2 

1,8 

Pommern 

22,3 

73,6 

2,0 

2,1 

Posen 

24,3 

45,3 

20,4 

10.0 

Schlesien 

53,0 

22,6 

22,9 

1.5 

Sachsen 

38,7 

56,5 

2,1 

2,7 

Schleswig-Holstein 

58,4 

35,5 

4,9 

1,2 

Hannover 

21,5 

74,2 

2,7 

1,6 

Westfalen 

26,1 

70,6 

1,5 

1,8 

Hessen-Nassau 

16,5 

81,2 

1.5 

0,8 

Rheinland 

55,9 

42,5 

1.0 

0,6 

Es  zeichnen  sich  also  die  Provinzen  Schleswig-Holstein,  Rheinland 
nnd  Schlesien  durch  ihre  grosse  Zahl  massiver  Gebäude,  welche  über 
die  Hälfte  der  Gesamtzahl  der  letzteren  betragen,  aus;  dagegen  besitzt 
in  Hessen-Nassau,  Hannover,  Westpreussen,  Pommern,  Posen  und  Ost- 
preussen noch  nicht  der  vierte  Teil  der  Gebäude  massive  üm&ssungs- 
wände,  und  Westfalen  steht  nur  um  ein  Geringes  günstiger.  In  Hessen- 
Nassau,  Hannover,  Pommern  und  Westfalen  überwiegen  die  Gebäude 
mit  Ümfassungswänden  von  Fachwerk  und  mit  Riegelwänden  mit  über 
70  oio,  während  in  Ostpreussen,  Westpreussen ,  Schlesien  und  Posen  die 
Gebäude  mit  Um fassungs wänden   von  Holz  bedeutend  über  den  Staate- 
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durchschnitt  vertreten  sind.  Was  die  Regierungsbezirke  betrifft,  so 
zeigten  in  Trier  92 ,80/0,  in  Hildesheim  dagegen  nur  9,0  o;o  aller  Qeb&nde 
massive  Umfassungswände;  im  letztgenannten  Bezirke  waren  88,2  ^  mit 
ümfassungswänden  vom  Fach  werk  bezw.  mit  Riegel  w&nden ,  ferner  in 
Oumbinnen  64,1  oio  mit  Umfassnngswänden  von  Holz  versehen. 

Die  Bedachung  betreffend  waren  von  je   100  Geb&uden  über- 
haupt gedeckt 


.     ,      „                 mit  hartem 
in  den  Provinzen 

halbhartem 

weichem 

und  Bonstigem 

Mat( 

Brial 

Ostpreussen 

24,8 

1,7 

72,8 

0.7 

Westpreussen 

29,2 

8,3 

61,2 

1,3 

Brandenburg 

64,3 

8,2 

25,7 

1.8 

Pommern 

40,0 

9,7 

48,0 

2,3 

Posen 

32,9 

9,8 

55,7 

2,1 

Schlesien 

42,7 

4,6 

46,6 

6,1 

Sachsen 

88,3 

8.1 

7,4 

1.2 

Schleswig-Holstein 

35,5 

5,0 

56,9 

2,6 

Hannover 

65,0 

0,8 

30,1 

4,1 

Westfalen 

83,4 

1,1 

12,4 

3,1 

Hessen-Nassau 

86,2 

0,3 

11,5 

2.0 

Rheinland 

81,6 

0,9 

14,8 

2.8 

Hiernach  wog  die  barte  Bedachung  vor  —  bei  vier  Fünfteln  bis 
neun  Zehnteln  aller  Gebäude  —  in  den  Provinzen  Sachsen,  HoBsen- 
Nassau,  Westfalen  und  im  Rheinland ;  auch  in  Hannover  und  Branden- 
burg (ohne  Berlin)  waren  noch  nahezu  zwei  Drittel  aller  Gebäude  mit 
hartem  Material  gedeckt.  Dagegen  fand  sich  weiche  Bedachung  in  (hU 
und  Westpreussen  bei  nahezu  drei  Vierteln  bezw.  zwei  Dritteln  aller 
Gebäude ;  dasselbe  Material  war  auch  in  Schleswig-Holstein  und  Posen 
noch  bei  mehr  als  der  Hälfte  aller  Gebäude  vertreten  und  erreichte  in 
Pommern  und  Schlesien  noch  beinahe  die  Hälfte.  Deckungen  mit  halb- 
hartem bezw.  gemischtem  und  sonstigem  Material,  die  im  Yerbältni« 
zu  den  anderen  Bedachungsverfahren  Oberhaupt  nur  selten  vorkommen, 
waren  in  Pommern  und  Posen  bezw.  in  Schlesien  und  Hannover  noch 
am  zahlreichsten  zu  finden. 
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— e.  HatlekoTits,  Alex.  v. ,  Die  Zollpolitik  der  OesterreicMscli- 
Ungarischen  Monarchie  und  des  Deatsoben  Reiches  seit  1868  und 
deren  nftchste  Zaknnft»    Leipzig,  Duncker  und  Humblot,  1891. 

Ein  Werk  von  60  Druckbogen  mit  einer  Fülle  wohl  gesichteten, 
übersichtlich  und  vergleichbar  gemachten  Materials  I  Die  Gabe  konnte 
nicht  gelegener  kommen,  als  eben  jetzt,  wo  ein  veränderter  Kurs  der 
Handelspolitik  der  beiden  Reiche  in  Frage  steht  und  ein  fQr  die  mittel- 
europäische Handelspolitik  vielleicht  für  lange  grundlegender  Vertrag 
zwischen  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  der  Vorlegung  an  die 
gesetzgebenden  Faktoren  entgegensieht.  Der  Verfasser  ist  der  erste, 
bewährte,  praktisch  durchgeschulte  Fachmann  der  ungarischen  Re- 
gierung in  Zollsachen,  steht  daher  im  vollen  Besitz  und  in  voller 
Kenntnis  des  riesigen,  von  ihm  verarbeiteten  Materials.  Nur  ein 
Praktiker  von  hoher  Kapacität  konnte  das  für  sich  allein  leisten,  was 
im  Buche  geleistet  ist.  Der  H.  Verfasser  hat  an  den  Vertragsver- 
handlungen der  letzten  30  Jahre  lebendigen  Anteil  genommen  und 
hat  hinter  den  Kulissen  Manches  gesehen  und  beobachtet,  was  auch  für 
den  fleissigsten  Sammler,  der  draussen  steht,  nicht  so  sicher  zu  erfassen 
gewesen  wäre,  wie  es  von  Mailehmts  erfasst  ist;  uns  hat  er  manches 
Licht  —  oft  nur  zwischen  den  Zeilen  aufgesteckt,  das  wir  sonst  nicht 
gesehen  hätten.  Wir  können  hienach  das  höchst  zeitgemässe  Buch  nur 
angelegentlich  empfehlen.  Es  erspart  allen  Denjenigen,  welche  sich 
über  die  handelspolitischen  Fragen  der  nächsten  Zeit  gründlich  orien- 
tieren wollen,  auch  den  Zollfachroännern  viele  Arbeit.  —  Dem  Buche 
hätte  es  nicht  geschadet,  w  enn  der  H.  Verfasser  nicht  da  und  dort  in 
den  leidenschaftlichen  Ton  des  Freihandelsfanatismus  alten  Styles  ver- 
fiallen  wäre.  So  erlaubt  er  sich  S.  643  einen  völlig  ungerechten  Ausfall 
gegen  die  ganze  s.  g.  kathedersocialistische  Richtung,  indem  er  be- 
züglich der  Ausbeutung  des  Zollsystems  zur  Steigerung  der  Grundrente 
durch  die  Agrarzölle  bemerkt:  «Dies  kann  selbst  die  kathedersocia- 
listische Richtung  der  deutschen  neuen  Wissenschaft  nicht  verteidigen ; 
hier  hört  auch  für  sie  die  Macht  des  Verdrehens  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  auf;  hier  muss  auch  der  unterthänigste  Schleppträger  des 
jeweiligen  Machthabers  das  Geständnis  ablegen,  dass  die  Steuerpolitik 
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die  gesiiDde  Basis  des  wirtschaftlichen  Gedeihens  verlässt  und  das  Geld 
dort  nimmt,  wo  es  am  leichtesten  zu  nehmen  erscheint,  sich  nicht  be- 
kümmernd, ob  hierdurch  der  Volkswirtschaft  Schaden  angethan  wird.c 
Der  H.  Verfasser  ist  hier  sehr  schlecht  unterrichtet.  Die  Katheder- 
BOcialisten  haben  auch  handelspolitisch  ihre  eigenen  Ansichten  gehftbt, 
solange  Fürst  Bismarck  noch  ganz  bei  den  Freih&ndlern  im  Banne  Del- 
brücks war  und  gewiss  die  allermeisten  derselben  haben  ihre  —  han- 
delspolitisch liberalen  (nur  nicht  abstrakt  freihändlerischen)  Annchten 
trotz  dem  i.  J.  1879  inaugurierten  Agrarismus  festgehalten.  Von  Schiepp- 
trägerei  gegen  den  Fürsten  Bismarck  und  von  »Verdrehen«  ibmzu  lieb 
war  nach  wie  yor  1879  nicht  die  Rede.  Es  ist  sogar  zu  bezweifeln,  ob 
die  Mehrzahl  der  bedeutenderen  Vertreter  jener  Richtung,  welche  ka- 
thedersocialistisch  genannt  wird,  in  den  Eonzessionen  an  den  Schutz- 
zoll auch  nur  so  weit  geht,  wie  das  H.  v.  Mallekovits  opportunistisch 
zu  Gunsten  seiner  mit  Geschick  und  Wärme  vertretenen  Zollunion 
zwischen  Deutschland  und  Oesterreich  -  Ungarn  sich  selbst  ge- 
stattet. —  Wir  hoffen  auf  weitere  Werke  des  H.  v.  MaUekovüt. 
Dieselben  werden ,  wenn  er  den  üebereifer  des  abstrakten  Preihänd- 
lertums  abgestreift  und  die  angegriffene  nationalOkonomische  Richtung 
gründlich  kennen  gelernt  haben  wird,  noch  mehr  zur  Höhe  des  grossen 
wissenschaftlichen  Fachmannes  der  früheren  österreichischen  Handeb- 
politik,  des  Baron  v.  Hoch,  sich  zu  erheben  vermögen. 

Oscar  Hertens ,  Kanzleidirektor  der  Riga-Dünaburger  Eisenbahn, 
Das  Zafnlirgebiet  Rigas  für  Getreide,  Mebl  and  Clr&tae.  2.  Fort^ 
Setzung,  die  Jahre  1885—1887  nebst  Darstellung  des  gesamten  Getreide- 
und  Mehlverkehrs  Russlands.  Riga.  Verlag  von  £.  Brubns ,  1890. 
122  S.  4.  nebst  einer  Eisenbahnkarte  Russlands. 

Oscar  Mertens,  der  seit  dem  Jahre  1883  mit  Spezialu ntersuchungea 
über  das  Getreidezufuhrgebiet  Rigas  an  die  Oeffentlichkeit  getreten  ist 
und  von  dem  wir  ebenso  eine  deutsche  Ausgabe  seiner  russischen  Werke 
über  Lagerhäuser  und  Warrants  wie  über  die  Frage  der  Zufuhrbahneo 
in  Russland  besitzen ,  ist  ursprünglich  ein  Spezialstatistiker  ,  der  erst 
in  der  natürlichen  Entwicklung  seiner  Arbeiten  an  die  Behandlung  all- 
gemeinerer Verkehrs-  und  Haodelsfragen  herangetreten  ist.  Sein  Rüst- 
zeug besteht  vor  allem  aus  tabellarisch  gruppierten  Zahlen,  die  zun 
Teil  sonst  überhaupt  nicht  erlangbar  sind  oder  nur  durch  ein  lang- 
wierigeres Studium  der  russischen  Verkehrsstatistik  zugänglich  werden. 
Kurz:  man  muss  eben  Kanzleidirektor  einer  grossen  russischen  Eisen- 
bahn sein,  um  solche  Arbeiten  über  Russland  fertigen  zu  können.  Auf 
die  ausgearbeitete  Tabelle  stützen  sich  dann  die  Erläuterungen,  wobei 
selbstredend  wieder  die  einschlägige  russische  Fachlitteratur  berück- 
sichtigt wird.  Das  Ganze  trägt  so  in  hohem  Masse  den  Charakter  einer 
exakten  wissenschaftlichen  Untersuchung. 
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Die  erste  Anegabe  der  Serie  im  Jahre  1883  war,  wie  erwähnt,  fast 
ausBchliesslich  anf  die  fiigaer  Interessen  und  Verkehrserscheinangen 
beschr&okt.  Schon  die  erste  Fortsetsung  Yom  Jahre  1886  ging  darüber 
hinaus.  Und  in  der  gegenwärtig  vorliegenden  zweiten  Fortsetzung  findet 
sich  ein  besonderer  Abschnitt  über  die  gesamte  Bewegung  von  Getreide 
nnd  Mehl  in  Bussland.  Die  Spezialuntersuchung  über  Riga  zeigt  den 
fortschreitenden  Rückgang  dieses  einst  so  dominierenden  Ostseehafens 
und  lässt  über  die  obwaltenden  Qründe  keinen  Zweifel.  Die  Darstel- 
lung der  allgemeineren  Verkebrsyerhältnisse  zeigt,  dass  verschiedene 
unserer  landläufigen  Annahmen  einer  wesentlichen  Korrektur  bedürfen. 

Der  Bau  des  russischen  Eisenbahnnetzes  ist  bis  zum  Jahre  1880 
der  Privatinitiative  zu  verdanken,  wobei  der  Staat  durch  Rentengarantie 
in  entsprechendem  Masse  beteiligt  war.  Dabei  stellte  sich  das  Ver^ 
hältnis  in  den  meisten  Fällen  so,  dass  das  Obligationen  kapital  —  in 
der  Regel  Vs  des  Baukapitals  —  vom  Staate  emittiert  wurde,  während 
der  Rest  privates  Aktienkapital  war.  Seit  dem  Jahre  1880  ist  jedoch 
auch  in  Russland  das  Prinzip  der  Staatsbahnen  zur  Anwendung  gelangt 
und  seitdem  hat  der  Staat  teils  die  neuen  Bahnen  selbst  gebaut,  teils 
die  alten  anfgekauft.  So  wuchs  die  Länge  des  staatlichen  Bahn  netze  s 
von  62  Werst  im  Jahre  1880  auf  1467  Werst  im  Jahre  1883,  auf  4491 
Werst  im  Jahre  1887,  auf  7642  Werst  im  Jahre  1889  gegenüber  18  897 
Werst  Privatbahnen.  Wenn  noch  die  Privatbahnen  Finnlands  und  die 
nnter  ausschliesslicher  Leitung  des  Eriegsministeriums  stehende  trans- 
kaspische Eisenbahn  mitgerechnet  werden,  so  betragen  die  Staatsbahnen 
bereits  30,4^/o  sämtlicher  russischer  Bahnen.  Die  Bedeutung  dieser  Um- 
wandlungen für  die  Eisenbahntarifpolitik  und  damit  namentlich  auch 
für  den  Getreideezport  Russlands  liegt  auf  der  Hand. 

Der  stärkste  Zuwachs  des  russischen  Getreideverkehrs  entfällt  auf 
Gebiete,  die  schon  länger  durch  Verkehrswege  erschlossen  waren.  Es 
scheinen  somit  in  der  landwirtschaftlichen  Produktion  wesentliche  Fort- 
schritte gemacht  worden  zu  sein.  Der  Anteil  der  verschiedenen  Ge- 
treidearten an  der  im  Verkehr  befindlichen  Gesamtmasse  ist  für  die 
Jahre  1879 — 1887  so  ziemlich  der  gleiche  geblieben  und  berechnet  sich 
bei  Hafer  und  Roggen  auf  rund  je  25  **/o,  bei  Weizen  auf  38  Vo  und  bei 
Gerste  und  Mais  zusammen  auf  etwa  12  Vo. 

Die  nissische  Mühlenindnstrie  bringt  nur  etwa  5%  ihrer  Produk- 
tion zur  Ausfuhr  und  dient  so  ausschliesslich  dem  heimischen  Konsum. 
Die  Frage  ihrer  Exportföhigkeit  ist  wiederholt  Gegenstand  eingehen- 
derer Untersuchungen  und  Beratungen  gewesen.  Darnach  ist  die  Ein- 
führung des  Dampfbetriebes  in  die  Mühlentechnik  erst  seit  den  beiden 
letzten  Dezennien  erfolgt,  womit  eine  Ueberspekulation  im  Mühlenbau 
eingetreten  ist.  Die  Schwierigkeit  des  Exports  liege  einerseits  in  der 
etwas  gelblichen  Farbe  des  russischen  Mehls  gegenüber  den  amerika- 
nischen  und  ungarischen  Mehlen,    hauptsächlich   aber  in  den  höheren 
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Transportkosten.  In  letzterer  Hinsicht  hat  die  russische  Begiernng  be- 
reits Abhilfe  getroffen.  Die  Mehltarife  sind  entsprechend  erniedrigt 
worden  und  man  gewährt  jetzt  sogar  noch  für  den  Export  eine  Pr&mie 
von  10  o/o. 

Im  Gegensatz  zum  Mehl  hat  sich  der  Eleieexport  fortwährend  ge- 
steigert und  betrug  im  Jahre  1889  mehr  als  das  Doppelte  des  Mehlex- 
ports. Man  fQrchtet,  dass  dadurch  die  Kleiepreise  so  gesteigert  würden, 
dass  die  heimische  Landwirtschaft  sie  nicht  mehr  zahlen  kOnne.  um 
dem  vorzubeugen,  tritt  neuerdings  selbst  das  offizielle  Organ  des  Finanz- 
ministeriums für  die  EinfEihrung  eines  Exportzolls  auf  Kleie  ein. 

Den  Yerkehrsstrassen  nach  verteilt  sich  der  Getreidetransport  zu 
73  Vo  auf  die  Eisenbahnen,  zu  17  %  auf  die  Wasserstrassen  and  zu  10*/o 
auf  Landstrassen.  Mehl  wird  zu  26  ^/o  auf  dem  Wasser  und  nur  1  ^/» 
auf  den  Landstrassen  befördert.  Die  Eisenbahnen  sind  demnach  die 
weitaus  wichtigsten  Güterverkehrswege  und  aus  ihrer  Verkehrsst&tistik 
lässt  sich  deshalb  mit  ziemlicher  Sicherheit  auf  die  Prodaktionsorte 
zurückschliessen.    Daraus  die  folgenden  Ergebnisse: 

Der  Anbau  von  Hafer  ist  auch  nach  dem  Süden  vorgedrungen.  Der 
Anbau  von  Roggen  erscheint  ziemlich  gleichmftssig  über  das  ganze,  von 
den  Eisenbahnen  durchzogene  Gebiet  verbreitet.  Der  Gerstebau  dr&ngt 
sich  namentlich  im  Süden  aber  auch  im  Südosten  auf  verhältnismässig 
enge  Gebiete  zusammen.  Die  Weizenfelder  sind  mehr  im  Süden  gelegen. 
Und  Mais  wird  fast  ausschliesslich  in  der  Nähe  der  Odessaer-  und  Ro- 
ste w-Wladikawkaser  Bahn  gebaut. 

Diese  Auszüge  mOgen  genügen  um  zu  zeigen,  dass  wir  es  hier  mit 
einer  der  wenigen  deutschen  Publikationen  zu  than  haben,  die  onsere 
spärlichen  Kenntnisse  über  Bussland  auf  zuverlässigen  Grundlagen  za 
erweitern  geeignet  sind.  Dr.  G.  Rahland. 

H.  Dietsel,  Karl  Bodbertns.  Darstellung  seines  Lebens  nnd  seiner 
Lehre.  II.  Abteilung.  Darstellung  seiner  Sozialphilosophie.  Jena.  Ver- 
lag von  Gustav  Fischer.     1888. 

Es  lag  ursprünglich  in  der  Absicht  des  Verfassers  des  vorliegenden 
Werkes,  seiner  früher  veröffentlichten  Biographie  Bodbertw^  zunächst  eine 
Kritik  seiner  wirtschaftstheoretischen  Lehren  folgen  zu  lassen.  Diesen 
Plan  hat  dann  Dietzel  wieder  aufgegeben,  da  er  sich  überzeugte,  dais 
die  dringendste  Aufgabe  für  die  Bodbertus-Fonchnng  die  Klarstellung 
seines  sozialphilosophischen  Systems  sei.  Diesem  Zweck 
ist  fast  ausschliesslich  die  vorliegende  II.  Abteilung  gewidmet. 

Das  in  prächtigem  Style  geschriebene  Werk  DietseU  zerf&llt  in  3 
Abteilungen;  ein  einleitendes  Kapitel  ist  terminologischen  Erör- 
terungen über  die  Begriffe  des  Sozialismus  und  Kommunismus  gewidmet, 
dann  folgt  eine  Darstellung  der  Sozialphilosophie  Bodbertw^,  hierauf 
die  Kritik  derselben. 
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Die  grosse  AnerkennuDg,  die  Conrad  dem  Verfasser  in  seiner  An- 
aeige  der  I.  Abteilang  des  vorliegenden  Werkes  zn  Teil  werden  liess 
(cf.  N.  F.  Bd.  XIII  der  Conrad'schen  Jahrbüoher  S.  555) ,  mOohte  der 
Referent  in  vollstem  Masse  auch  auf  die  II.  Abteilung  ausgedehnt  wissen; 
ja,  es  scheint  uns,  dass  der  vorliegende  Band  in  noch  höherem  Grade 
geeignet  ist,  den  Beifall  der  Faohgenossen  zu  erringen.  Offenbar  ist 
Dietsel  noch  tiefer  in  das  Wesen  Bodbertua'  eingedrungen  und  indem 
er  sich  anf  Eine  Seite  dieses  geistvollen  Denkers  beschränkte»  nftmlioh 
die  sozialphilosophischci  ist  es  ihm  gelungen,  ihn  nach  dieser  Richtung 
hin  völlig  zu  würdigen.  Bodbertua^  Staats-  und  Gesellschaftsauffassung 
tritt  uns  in  geradezu  plastischer  Anschaulichkeit  aus  dem  DietgeV nohen 
Werke  entgegen. 

Mit  vollem  Rechte  stellt  Dietgel  Bodbertm  dar  als  den  Sozialisten 
der  organischen  Staatsidee;  auf  Grund  umfassender  littera- 
rischer Studien  werden  die  Wurzeln  dieser  Auffassung  in  der  antiken 
griechischen  Philosophie  einerseits  und  der  deutschen  Staatsphilosophie 
Seheüings  xmd  Hegels  anderseits  nachgewiesen;  als  konsequentester  A  n- 
ti-Individualismus  erscheint  demnach  der  Bodberius*9che  Sozia- 
lismus, im  Gegensatz  zu  vielen  andern,  namentlich  französischen  Ver- 
tretern   des  Sozialismus   auf  individualistischer  Grundlage«  — 

Durchweg  geistvoll  und  anregend  ist  auch  die  Kritik,  die  Dietzel 
an  den  jBod&er(ti^schen  Ideen  übt;  es  wird  treffend  nachgewiesen,  dass 
der  Versuch  Bo€B)ertus\  zu  zeigen,  dass  die  Geschichte  eine  immer  fort- 
schreitende Anwendung  des  kommunistischen  Prinzips  aufweise,  nicht 
geglückt  ist;  dass  seine  Behauptung,  der  Eommanismus  nehme  immer 
deutlichere  wissenschaftliche  Formen  an,  ebensowenig  bewiesen  ist,  wie 
seine  Analogie  der  physischen  und  sozialen  Lebensentwicklungsreihen 
und  die  Darstellung  der  von  ihm  konstruierten  Reihenfolge  der  Staaten- 
Arten  und  Staaten- Ordnungen  keineswegs  überzeugend  sind. 

Zwei  Punkte  möchte  ich  hier  noch  kurz  erörtern,  in  denen  ich  mit 
den  Dtetoefschen  Ausführungen  mich  nicht  einverstanden  erklären  kann. 

Einmal  erhebt  Dietgel  ganz  mit  Unrecht  einen  Vorwurf  gegen  andere 
Rodbertns-Darstellnngen ;  Dietgel  wirft  nämlich  Änton  Meng  fr  und  Bisen" 
hart  vor,  sie  hätten  behauptet  »Bodbertw  gehöre  zu  den  Nachtretern  Prottd- 
hon$€  (S.  234).  Dieser  Vorwurf  trifft  die  beiden  genannten  Autoren  nicht. 
Wie  ganz  klar  aus  den  betreffenden  Stellen  hervorgeht,  dachte  Eisen" 
hart  bei  seiner  Analogie  an  gewisse  nationalökonomisch-theoretische 
und  sozialpolitische  Sätze,  keineswegs  aber  an  die  Staats-  und  Gesell« 
schaftsauffassung  des  deutschen  Sozialisten ;  wenn  Bisenhart  z.  B.  S.  208 
(in  seiner  Geschichte  der  Nationalökonomik)  bemerkt,  dass  Bodbertus 
den  Spuren  Prottdhons  folge,  so  spricht  er  dort  von  der  Lehre,  dass  der 
Kapitalist  sich  einen  Teil  eines  fremden  Arbeitsertrags  aneigne,  und 
ebendort  8.  202  sagt  er :  »seiner  nationalökonomischen  Bil- 
dung nach  gehört  JRodberttu  der  . .  .  in  Proudhon  auslaufenden  Epoche 
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an.  Ebenso  besieht  sich  die  Behauptung  Änttm  Mmgers^  daei  Eoibertut 
aus  Pnmdhon  geschöpft  habe,  wie  gani  onzweideatig  ans  dem  Inhalte 
des  üftftiper'schen  Werkes  (über  den  vollen  Arbeitsertrag)  herrorgeht» 
nicht  anf  die  Staatsphilosophie  Sodbertu^,  sondern  aof  dessen  sosial- 
reformatorische  Pläne ;  dass  hinsichtlich  dieser  Prmtdham  and  Sodbertm 
gewisse  Analogien  aufweisen  und  dass  wohl  auch  letaterer  dordi  den 
französischen  Sozialisten  angeregt  worden  ist,  wird  anch  Dielsel  weh! 
nicht  bestreiten. 

Ein  weiterer  Ponkt,  in  dem  sich  Ref.  in  Widersprach  mit  dem  YerL 
befindet,  ist  die  nene  Definition  DieinU  Ton  Sonaiismns  and  Komms- 
nismus.  Ich  halte  dieselbe,  wie  ich  an  anderer  Stelle  bereits  n&her 
ausfahrte  (cf.  meine  Schrift  P.  J.  Proudhon,  Seine  Lehre  nnd  ssia 
Leben.  IL  Abteilung.  Jena  1890.  S.  813—318.)  für  darehaos  yerfehlt 
Wir  verstehen  anter  Sozialismns  diejenige  national Okonomisohe  behnls, 
welche  gegen  die  Grundlagen  unserer  fiberlieferten  wirtschaftlichen 
Rechtsordnung ,  besonders  gegen  das  Privateigentum  gerichtet  ist  — 
Das  Endziel :  n&mlich  die  Aufhebung  des  Privateigentums ,  ist  alles 
Riehtungen  des  Sozialismus  -»  wenn  auch  in  noch  so  verschiedenem  Maus 
und  in  verschiedener  Auffassung  —  gemeinsam.  Diese  Forderong  einsr 
gesellschaftlichen  Reform  kann  nun  in  sehr  verschiedener  Weise  b  e- 
gr  findet  werden;  man  kann  sie  namentlich  -»  wie  Dieud  richtig 
hervorhebt  —  sowohl  ans  dem  Sozialprinzip,  als  aus  dem  I  n  d  i  v  i- 
dual-  Prinzip  verteidigen.  Wer  wollte  den  tiefen  Unterschied  ver- 
kennen zwischen  dem  Kommunismas  eines  Cabet,  der  dem  Einzelnen 
alle  möglichen  Genfisse  und  Freuden  in  Icarien  verspricht,  der  das 
Recht  der  Individuen  auf  die  Freuden  des  Lebens  in  den  Vordergmad 
stellt,  und  dem  Staatsideale  Plaios,  der  ein  Recht  der  Individuen  Qber- 
haupt  nicht  kennt,  sondern  nur  ein  R  e  c  h  t  des  Staats,  die  Geaellsehaft 
so  zu  organisieren,  dass  der  Staatszweck,  die  Gemeinschaftsidee  am  besten 
erfallt  werde ?  Plato  fragt  daher  gar  nicht  darnach»  ob  der  Einzelne 
dabei  sich  wohl  fühle,  er  kennt  nur  die  Pflicht  des  BQi|^en,  dis 
eigenen  Neigungen  dem  Wohle  des  Ganzen  zu  opfern,  damit  diesei 
n^ch  einheitlichem  Plane  geregelt  und  wohlgeordnet  sei,  ond  gleich- 
zeitig der  krasse  Unterschied  von  Arm  und  Reich  verschwinde. 

Dieigel  meint  nun,  dass  man  Vertreter  so  verschiedener  Dogmen 
nicht  unter  Eine  Kategorie  bringen  könne,  selbst  wenn  sie  in  Hinsicht 
auf  die  Mittel  zu  gesellschafüicher  Reform  einig  seien ;  er  schlfigt 
deshalb  vor,  diese  Dogmen  selbst  zur  Grundlage  der  Einteilung  zu  machen 
und  definiert  folgendermassen :  »Sozialismus  nenne  ich  die  Gesamt- 
heit der  Theorien,  welche  dasSozial-Prinzipins  Extrem  verfolgen, 
d.  h.  das  Dogma,  dass  der  Einzelne  um  des  Ganzen  willen  da  sei,  dais 
er  betrachtet  werden  mOsse  als  dienendes  Organ  des  soaialea  Orga- 
nismas, der  Gesellschafb  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung,  des  Lebens- 
Prozesses  der  Gattung,  des  » Menschen  im  Grossen«.    Kommonismas 
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nenne  ich  die  Geaamtheit  der  Theorien,  welche  das  Individual- 
p  r  i  n  z  i  p  ins  Extrem  yerfolgen,  d.  h.  das  Dogma»  dass  der  Staat,  die 
organisierte  Gesellschaft,  am  des  Einzelnen  willen  da  ist,  dass  Staat 
and  Recht  in  den  Dienst  der  Einseiinteressen  gestellt  werden  mfissen, 

—  während  das  S  o  z  i  a  1  p  r  i  n  z  i  p  die  Einzelnen  als  Organe  des  Staats- 
interesses und  Pflicht  nimmt.« 

Wir  bezweifeln  sehr,  dass  jemals  diese  Definition  in  der  wissen- 
schaftlichen Terminologie  Aufnahme  finden  wird.  Man  kann  wohl  bei 
Charakterisierung  der  einzelnen  Autoren  hervorheben,  ob  sie  Ver- 
treter des  Sozial-  oder  des  Individual-  Prinzips  seien;  wenn  man 
aber  diese  dogmatischen  EigentQmlichkeiten  zur  Grundlage  der 
Klassifikation  macht,  so  trennt  man  dadurch  solche  Sozialisten,  die  zu- 
sammengehören ,  weil  sie  dieselben  Mittel  zu  sozialer  Beform  vor- 
schlagen, und  man  bringt  anderseits  solche  Sozialisten,  die  grundver- 
schiedene praktische Yorschlftge  machen,  zusammen,  nur  weil  sie  von 
denselben  Dogmen  ausgehen;  die  Konsequenz  der  Definition  Dietgela 
wäre  daher,  dass  man  z.  B.  Ptcudhon  zu  den  Kommunisten  zählen 
müsste,  weil  er  vom  Individual-Dogma  ausgeht,  obwohl  gerade  dieser 
Sozialist  einer  der  heftigsten  Gegner  des  Kommunismus  ist.  Ob  sich 
jemals  der  Sprachgebrauch  wird  daran  gewöhnen  kOnnen,  die  Kom- 
munisten als  Vertreter  des  Individualprinzips  zu  bezeichnen,  scheint 
uns  besonders  zweifelhaft  Dazu  kommt  noch  ein  weiterer  Grund  gegen 
Dietgi^a  Definition;  dies  ist  die  Schwierigkeit  der  praktischen  Durch- 
fBhrung  dieser  Terminologie;  es  ist  zu  verwundem,  dass  ein  so  gründ- 
licher Kenner  der  sozialistischen  Litteratur,  wie  Dietgel,  die  Schwierig- 
keit so  gering  angeschlagen  hat,  die  darin  besteht,  die  Autoren  überhaupt 
nach  seinem  Schema  zu  klassifizieren.    Wie  vielfach  haben  Sozialisten 

—  und  nicht  die  unbedeutendsten  darunter  —  ihre  sorialpolitischen  Po- 
stnlate  teils  vom  Sozial-  teils  vom  Individual-Prinzip  aus  verteidigt. 
Wir  schlagen  daher  vor,  zunächst  die  oben  angegebene  allgemeine  De- 
finition des  Sozialismus  zu  geben,  und  dann  nach  den  praktischen 
Vorschlägen  die  Abarten  des  Sozialismus  zu  unterscheiden,  z.  B.  als 
Sozialismus  im  engeren  Sinne  diejenige  Richtung,  welche  nur  die  Pro- 
duktionsmittel, Kommmunismus  diejenige,  welche  die  Produktions- 
und Konsumtions-Mittel,  Bodenverstaatlichungspartei  die- 
jenige, welche  nur  den  Boden  ins  Gemeineigentum  überfahren  will. 

Doch  dies  sind  nur  kleine  Dififerenzpnnkte,  die  kaum  ins  Gewicht 
ÜEÜlen  gegenüber  der  sonst  fast  völligen  üeberein Stimmung,  in  der  sich 
Ref.  mit  dem  Verf.  befindet,  was  die  Darlegung  der  Bodberiiu^Bchen 
Ideen  sowohl,  als  deren  Kritik  betrifft.  Wir  möchten  mit  dem  Wunsche 
schliessen,  dass  der  Verfasser  seinen  bisherigen  so  überaus  verdienstvollen 
Publikationen  über  Bodbertm  nun  recht  bald  weitere  über  die  national- 
ökonomisch-theoretischen Anschauungen  des  grossen  Meisters  folgen 
lassen  möge.  —  Halle.    Dr.  Karl  Diehl. 
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1  Abhandlungen.» 


Zur  rechtsphilosophischen  Theorie  des  Ausnahme- 
rechtes. 


Von  Dr.  Soh&ffle. 


I.  Zam  Begriff  des  Ansnahmerechtes. 

Das  AusDahmerecht  lässt  sich  in  einem  weiteren  und  in 
einem  engeren  Sinne  auffassen. 

Im  weiteren  Sinne  umsehliesst  es  alle  Gesetze,  Verord- 
nungen und  Verfügungen,  rechtlich  erlaubten  Regierungs-  und 
Verwaltungsmassregeln,  welche  einzelne  (singtdos)  im  selben 
Falle  oder  Lebensverhältnisse  rechtlich  abweichend  von  dem 
ffir  alle  andern  Glieder  des  Gemeinwesens  geltenden  Bechte 
behandeln.  Es  ist  kurz  jus  singulare  im  Gegensatz  zum  jus 
commune.  In  diesem  weiteren  Sinn  bedeutet  das  Ausnahme- 
recht alles  und  jedes  Singularrecht  im  Gegensatz  zur  gemein- 
rechtlichen Gesetzgebung  und  Verwaltung,  ob  dasselbe  Bevor- 
rechtung (Privilegierung),  oder  Entrechtung  und  Rechtsbe- 
Bchränkung  (Zurücksetzung)  vollzieht,  ob  es  als  befristetes  oder 
als  unbefristetes  (»ewiges c)  Recht  auftritt,  ob  es  im  materiellen 
Rechte  oder  im  Verfahren  und  in  den  Organen  der  Ausübung 
des  Rechts  Einzelne  abweichend  vom  gemeinen  Recht  behandelt, 
ob  es  offen  oder  versteckt,  d.  h.  in  gemeinrechtlicher  Verklei- 
dung auftritt. 

Im  engeren  Sinne  heisst  nur  ein  sehr  begrenzter  Teil 
des  Singularrechts  Ausnahmerecht.  Wir  werden  diese  engste 
Abgrenzung  des  neustzeitlichen  Sprachgebrauches  alsbald  finden. 

Zeittohr.  t  Btaattw.    1891.  IV.  Heft.  41 


Digitized  by  VjOOQIC 


634  Dr.  Schaffle: 

Zunächst  gilt  es,  den  Begriff,  den  allgenoieinen  Charakter 
des  Singularrechts  ,  welchen  auch  das  neuzeitliche  Ausnahme- 
recht an  sich  trägt,  genauer  festzustellen  und  Ober  die  Ge- 
samtheit der  singularrechtlichen  Erscheinungen  kurze  Ueber- 
schau  zu  halten. 

So  fragt  es  sich  zuerst,  wie  sich  das  Auänahmerecht  im 
weitern  Sinn  von  scheinbar  oder  wirklich  verwandten  Kechts- 
thatsachen  abhebe. 

Zuerst:  wie  stellt  sich  das  Ausnahmegesetz  zum  sogenannten 
provisorischen  Gesetz?  unter  provisorischen  Ge- 
setzen versteht  der  Sprachgebrauch  Rechtsnormen,  welche  ver- 
fassungsmässig nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  stände  kommen 
sollen ,  weil  sie  verfassungsgemäss  der  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung bedürfen,  thatsächlich  aber  einseitig  von  der  Regie- 
rungsgewalt, vorbehaltlich  späterer  Zustimmung  der  Volksver- 
tretung, aufgestellt  werden.  Solche  provisorische  Gresetze  können, 
müssen  aber  nicht  Ausnahmsgesetze  sein.  Durch  sie  lässt 
sich  wohl  auch  gemeines  Recht  provisorisch  herstellen.  Wir 
lassen  sie  hier  bei  Seite ;  ihre  Begrenzung  ist  im  Verfassungs- 
staat, in  welchem  sie  allein  von  den  ordentlichen  Gesetzen  sich 
abheben,  ganz  unbestritten  dahin  geregelt,  dass  sie  der  nach* 
träglichen  Zustimmung  der  Volksvertretung  bedürfen. 

Wie  stellt  sich  wirkliches  Singularrecht  zu  einer  zweiten 
nahestehenden  Gattung,  zu  den  ausserordentlichen  Gesetzen,  za 
den  gesetzgeberischen  Ausflüssen  des  sog. Staatsnotrechts  im 
engeren  Sinn.  Ausserordentliche  oder  Notgesetze  können  filr 
bestimmte  Zeit  oder  für  jeden  ausserordentlichen  Staatsnotfall 
auf  unbestimmte  Dauer,  sei  es  von  der  Regierung  allein  als 
provisorische  Gesetze,  oder  von  der  Regierung  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Volksvertretung  als  definitive  Gesetze  er- 
lassen werden.  Sie  sind  aber  nicht  notwendig  Ausnahmsgesetze, 
sondern  können  ausserordentliche  Verfugungen  sein,  welche 
für  alle  im  Staatsgebiet  oder  in  bestimmten  Bezirken  desselben 
weilenden  Rechtssubjekte  Geltung  haben.  Soweit  unter  den- 
selben Voraussetzungen  alle  gleich  behandelt  werden,  sind  es 
gemeinrechtliche  Gesetze  und  Verwaltungsmassregeln  aosser- 
ordentlicher  Art.     Das  Martialgesetz,    die  Gesetzgebung  über 
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den  Beiagerangszustand ,  die  Aufruhrakte  müssen  nicht  Aus- 
nahmsgesetze sein,  so  sehr  sie  als  ausserordentliche  Gesetze, 
als  Notgesetze  von  dauernder  oder  vorübergehender  Geltung 
sich  darstellen.  Die  wirklich  singulären  Massregelu  der  Aus- 
nahmegesetzgebung können  gerade  den  Zweck  haben,  den  gros- 
seren Druck  gemeinrechtlicher  Notmassregeln  zu  umgehen,  z.  B. 
den  »grossen  Belagerungszustand«  fQr  alle  durch  den  »kleinen 
Belagerungszustand«  für  einzelne  zu  ersparen. 

Es  ist  weiterhin  nicht  statthaft,  den  Begriff  des  Ausnahme- 
gesetzes bei  dem  Begriff  der  Spezialgesetzgebung  unter- 
zustecken. Man  hat  in  den  jüngsten  Reichstags  Verhandlungen 
dem  Socialistengesetz  diesen  Mantel  umzuhängen  und  demselben 
den  Charakter  eines  Ausnahmegesetzes  beschönigend  abzustreifen 
gesucht,  indem  man  es  vielmehr  als  ein  Spezialgesetz  —  näher 
als  ein  sicherheitspolizeiliches  Spezialgesetz  kennzeichnen  wollte. 
Der  Versuch  ist  sehr  unglücklich  gewesen  und  logisch  undurch- 
führbar. Versteht  man  nämlich  unter  Sonder-  oder  Spezialgesetzen 
solche  Gesetze,  welche  eine  mehr  oder  weniger  eng  begrenzte 
Rechtsmaterie  in  besonderen  Verabschiedungen  gesetzgeberisch 
erledigen,  welche  mit  a.  W.  von  der  kodifikator Ischen  Zusam- 
menfassung oder  vom  Wesen  eines  Hauptgesetzes  mehr  oder 
weniger  weit  entfernt  sind,  so  ist  ein  Sondergesetz  darum  nicht 
notwendig  gemeines  Recht  fQr  alle,  obwohl  es  solches  that- 
sächlich  in  den  meisten  Fällen  sein  wird.  Dasselbe  kann  auch 
den  Charakter  der  Ausnahmegesetzgebuug  an  sich  tragen,  wie 
dies  z.  B.  für  das  Socialistengesetz  ganz  zweifellos  zutraf.  Um- 
gekehrt kann  im  obersten  Grundgesetz  der  Nation  Ausnahme- 
recht enthalten  sein,  z.  B.  wenn  einer  Klasse,  Eonfession, 
Rasse,  Berufsart  verfassungsmässige  Vorrechte  oder  Beschrän- 
kungen zugedacht  sind,  die  allgemein  sein  sollten.  Nach  seinen 
beiden  Seiten  deckt  sich  also  auch  der  Gegensatz  des  Sonder- 
und des  Hauptgesetzes,  des  Ausführungs-  und  des  Kodifikations- 
gesetzes mit  dem  Gegensatz  der  Ausnahme-  und  der  gemeinrecht- 
lichen Gesetzgebung  und  Verwaltung  nicht. 

Es  sind  viertens  nicht  zu  verwechseln  Ausnahmegesetze 
und    ausserordentliche    Gesetzesstrengen,    beziehungs- 
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weise  Gesetzesmilden.  Gesetzesstrengeu  und  Gesetzesmilden 
erlangen  erst  dadurch  ausnahmerechtlichen  Charakter,  dass  sie  ver- 
schiedene Elechtssubjekte —  Individuen,  Personenklassen,  Stande, 
Bekenntnisse,  Bundesglieder  —  unter  denselben  Voraussetz- 
ungen und  in  gleicher  Lage  verschieden,  die  einen  strenger,  die 
andern  milder,  die  einen  bevorzugend,  die  andern  zurficksetzend, 
oder  gar  nicht  treffen.  Ausnahmegesetze  sind  also  namentlich 
nicht  jene  Gesetze,  bezw.  Gesetzesbestimmungen,  welche  die 
vom  Rechtssystem  überhaupt  als  zulässig  anerkannten  Vor- 
beugungs-,  Unterdrückungs-  und  Strafmittel  gegen  einzelne 
Arten  von  Bedrohungen  der  Rechtsordnung  mit  besonderer 
Schärfe  oder  in  der  auf  die  besondere  Natur  des  Vergehens 
berechneten  ausschliessenden  Auswahl  anwenden,  das  ganze 
Straf-  und  Polizeirecht  wäre  sonst  von  Ausnahmsrecht  durch- 
tränkt ;  Wucher-  und  Dynamitgesetze  z.  B.  wären  Ausnahms- 
gesetze. Das  Socialistengesetz  war  demnach  wie  als  Sonder- 
gesetz so  auch  als  Gesetz  mit  schärferer  Anwendung  gemein- 
rechtlich zulässiger  Vorbeugungs-,  Straf-  und  ünterdrückungs- 
mittel  an  sich  noch  kein  Ausnahmegesetz.  Es  wurde  ein  solches, 
weil  es  mit  oder  ohne  Grund  nur  eine  bestimmte  Partei  und 
ihre  Führer  mit  besonderen  Beschränkungen  der  bürgerlichen 
Preiheitsrechte  traf  und  treffen  wollte. 

Ausnahmerecht  ist  endlich  nicht  zu  verwechseln  mit  Ge- 
setzen, welche  Rechts  unter  schiede,  Verschiedenheit  der 
Rechtsverhältnisse  verhängen.  Die  Rechtsverschiedenheit  gehört 
dann  dem  Ausnahmerecbte  an,  wenn  im  selben  Fall  und  unter 
denselben  Voraussetzungen  die  Rechtssubjekte  verschieden  behan- 
delt werden,  nicht  aber,  wenn  für  verschiedene  Fälle  und  Berufs- 
stellungen das  Gesetz  Verschiedenes  verfügt,  die  Pflichten  und 
Rechte,  Lasten  und  Bezüge  verschieden  bemisst,  wie  z.  B.  die 
politischen  Funktionen  des  Monarchen,  des  Ministers,  des  Be- 
amten, des  einfachen  Bürgers  ungleich  sind.  Dagegen  die 
Reservatrechte  einzelner  Staaten  im  deutschen  Reiche  sind  Aus- 
nahmerechte und  zwar  nicht  unweise  zugelassene  Ausnahme- 
rechte. Die  einzigartigen  Prärogativen  des  deutschen  Kaisers 
als  Oberhauptes  des  Bundesstaats  tragen  dagegen  keine  Faser 
ausnahmerechtlichen  Charakters  an  sich. 
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Das  entscheidende  Charaktermerkmal  des  Ausnahmege- 
setzes und  des  ausnahmerechtlichen  Nebeninhalts  gemeinrecht- 
licher Gesetze  ist  also  durchaus  die  rechtlich  ungleiche  Behand- 
lung gleichartiger  Personen  und  Personenarten  im  gleichen 
Falle,  kurz  mit  einem  guten  alten  Ausdruck  das  jus  singu- 
larcj  gegenüber  dem  mit  jus  gentium  oder  englischem  common 
law  nicht  zu  verwechselnden  jus  commune. 

Dies  ist  der  Begriff  des  Ausnahmegesetzes  i.  w.  S.  Beachte 
man  weiter  zunächst  seine  zwiefache  Erscheinungsweise. 
Das  Ausnahmerecht  gibt  sich  entweder  offen  zu  erkennen  oder 
es  verkleidet  sich  in  gemeines  Recht.  Das  erstere  ist  der  Fall, 
wenn  die  etwa  zu  bekämpfende  Gefahr  offen  an  jenen,  von  denen 
sie  kommt,  bekämpft  wird;  das  andere  findet  z.  B.  dann  statt, 
wenn  als  notwendig  erachtete  Freiheitsbeschränkungen  zwar 
scheinbar  über  alle  verhängt,  aber  in  der  verwaltungsmässigen 
Ausführung  nur  gegen  Einzelne  und  bestimmte  Klassen  nach 
der  versteckten  Absicht  des  Gesetzgebers  angewendet  werden. 
Dies  und  ähnliches  ist  immer  anfechtbar. 

Wie  hebt  sich  nun  das  Ausnahmerecht  im  engeren 
Sinne  vom  allgemeinen  Begriff  des  Singularrechtes  schlecht- 
weg ab?  Die  Antwort  ergibt  sich,  wenn  man  die  Gesamtheit 
singularrechtlicher  Thatsachen,  die  heute  wie  immer  in  der 
Rechtsgesühichte  auftreten,  einigermassen  klassifiziert,  indem 
man  die  Richtungen,  die  Anwendungsgebiete,  die  Mittel  und  die 
Dauer  der  Abweichungen  von  gemeinrechtlicher  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  sich  vergegenwärtigt. 

Zuerst  die  allgemeine  Richtung  alles  Singularrechtes! 
Das  letztere  bewegt  sich  in  der  einen  oder  anderen  von  zwei 
entgegengesetzten  Richtungen.  Es  verleiht  einzelnen  entweder 
Vorrechte  oder  es  entzieht  einzelnen  das  gemeine  Recht.  Im 
zweiten  Fall  tritt  es  entweder  rechtsmindernd  oder  völlig  ent- 
rechtend auf.  Der  allgemeinen  Richtung  nach  sind  demnach 
die  Ausnahmsgesetze  entweder  Bevorrechtungsgesetze 
(Privilegien)  oder  Beschränkungsgesetze  (Entrechtungs- 
gesetze). 

Im  engeren  Sinne  versteht  nun  der  neustzeitliche  Sprach- 
gebrauch unter  Ausnahmegesetzen  nur  einen  Teil  derBeschrän- 
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kungsgesetze,  nicht  die  Privilegien.  Es  ist  aber  fest  im  Auge 
zu  behalten,  dass  das  singulare  Recht  nicht  bloss  entrechtend 
sondern  auch  bevorrechtend  auftritt.  In  der  rechtsphilosophi- 
schen Rechtfertigung,  Begrenzung  oder  Abweisung  der  einen 
und  der  anderen,  der  Bevorrechtungs-  und  der  Bntrechtungsge- 
setze,   besteht  ein  allgemeiner,  wesentlicher  Unterschied  nicht. 

Ein  zweiter  Gesichtspunkt  für  die  allgemeine  Klassifikation 
der  singularrechtlichen  Erscheinungen  ergibt  sich  beim  Blick 
auf  die  Rechts«  und  Verwaltungsgebiete,  in  welchen  sie 
hauptsächlich  hervortreten. 

Ausnahmerecht  findet  sich  und  fand  sich  rechtsgeschicht- 
lich in  allen  Hauptgebieten  des  Rechtes,  und  zwar  als  bevor- 
rechtendes wie  als  beschränkendes  Recht,  als  materielles  Recht, 
wie  als  formelles,  i.  w.S.  prozessualisches  Recht.  Es  gab  und  gibt 
im  Privatrecht,  im  Familien-  und  Eherecht,  im  Strafrecht,  im  Yer- 
waltungsrecht,  im  Yerfassungsrecht,  in  letzterem  sowohl,  was 
die  öffentlichen  Gewalten,  als  was  den  gemeinen  Staatsbürger 
betrifft,  bevorrechtendes  und  entrechtendes,  materielles  und 
formelles  Ausnahmerecht.  Nur  kurze  Zeit  ist  es,  seit  Staats- 
angehörige Juden  im  Privatrecht  die  Gleichheit  des  gemeinen 
Rechtes  erreicht  haben,  seit  das  Wahlrecht  gemeines  Elecbt 
geworden  ist.  In  Russland  ist  das  singulare  Recht  über  Erwerb 
und  Pacht  von  Grundstücken  gegen  Fremde  und  Juden  neoe- 
stens  sogar  verschärft  worden.  Das  Familien-  und  Eherecht 
hat  in  den  regierenden  Häusern  heute  noch  singularrechtliche 
Bestände  und  zwar  in  wohlbegründeter,  zur  Zeit  von  keiner 
Seite  ernstlich  angefochtener  Weise.  Ein  guter  Teil  der  neueren 
deutschen,  französischen  und  englischen  Ausuahmegesetzgebung 
besteht  in  entrechtendem,  materiellem  und  formellem  Singular- 
strafrecht, in  Ausweisungen,  Verbannungen  und  ausserordent- 
lichen Polizeibeschränkungen.  Im  öffentlichen  Recht  bestanden 
bis  in  die  neueste  Zeit  Steuer-  und  Rekrutierungsprivilegien 
einzelner  Stände,  besteht  noch  mehrfach  bevorzugte  Beteiligung 
des  adeligen  Grossgrundbesitzes  an  der  Volksvertretung,  be- 
standen singulare  Entrechtungen  in  Beziehung  auf  Niederlas- 
sung ,  Gewerbebetrieb ,  Religiousübung  ,  Zugänglichkeit  der 
Aemter,  in  Bezug  auf  aktives  und  passives  Wahlrecht.    Immer- 
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hin  hat  die  Neuzeit  eine  berechtigte  Abneigung  gegen  singuläres 
Privatrecht,  Familien-  und  Eherecht  und  Strafrecht.  Sie  be- 
wegt sich  in  ihrem  Singularrecht  mit  Vorliebe  auf  dem  Gebiete 
der  Beschränkung  der  allgemeinen  bürgerlichen  und  staats- 
bürgerlichen Freiheitsrechte.  Sie  hat  zum  Gegenstand  Be- 
schränkungen der  Niederlassungsfreiheit,  des  Aufenthaltsrechtes, 
der  Bekenntnisfreiheit,  der  Press-,  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit, der  Aemterzngänglichkeit  u.  s.  w.  Dies  hat  zur  Ver- 
engung des  BegrifiFes  der  Ausnahmegesetzgebung  gegenüber 
dem  allgemeineren  Begriffe  des  Singularrechtes  Anlass  gegeben. 

Das  A  u  s  n  a  h  m  e r  e  ch  t  i.  e.  S.  ist  also  ein  Inbegriff 
von  Einschränkungen  der  allgemeinen  bürgerlichen 
und  staatsbürgerlichen  Freiheitsrechte  gegen 
Einzelne  —  Individuen ,  Familien  (Dynastien),  Stände, 
Kla.<isen,  Bekenntnisse  u.  s.  w.  Der  Begriff  des  Ausnahmerechts 
gegenüber  dem  weiteren  Begriff  des  Singularrechts  engt  sich 
somit  in  Beziehung  auf  die  Richtung  und  auf  den  umfang  der 
Anwendung  erheblich  ein. 

Nicht  eben  dasselbe  ist  der  Fall,  bezüglich  der  Mittel  und 
der  Dauer  der  Anwendung  der  Mittel. 

Die  Mittel  betreffend  so  setzt  die  Ausnahmegesetzge- 
bung gleich  allem  Singularrecht  sowohl  das  materielle  Recht, 
als  das  Recht  des  Verfahrens,  das  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  prozessualische  Recht  in  Bewegung.  Zu  den  Privile- 
gien des  materiellen  Rechts  gehört  z.  B.  die  Steuerfreiheit  be- 
vorzugter Stände  und  Familien,  die  besondere  Vertretung  des 
fideikommissarischen  adeligen  Grossgrundbesitzes,  die  Straf- 
freiheit der  Verbrechen  des  Staatsoberhauptes.  Zu  den  ma- 
teriellen Entrechtungen  dagegen  zählen  die  Verbote  und  Be- 
schränkungen der  Niederlassung  und  bestimmter  Gewerbebetriebe 
gegen  Staatsangehörige  Juden,  ferner  die  Aufhebungen  und 
Einschränkungen  der  staatsbürgerlichen  Freiheitsrechte  für  be- 
stimmte Eonfessionen ,  Stände,  Klassen  und  Parteien.  Zum 
Ausnahmerechte  des  Verfahrens  und  der  Behandlung  gehört, 
was  die  Bevorrechtungen  betrifft,  z.  B.  der  privilegierte  Ge- 
richtsstand jeder  Art,  und  was  die  Entrechtungen  betrifft,  die 
Aufhebung  des  Gerichtsschutzes  für  Einzelne,    die  Ersetzung 
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des  gerichtlichen  durch  das  ?erwaltuQgsgerichtliche,  adixini- 
strative  oder  gar  kriegsgerichtliche  Verfahren,  sofern  solches 
Ausnahmeverfahren  offen  oder  verdeckt  nur  gegen  Einzelne  oder 
Einzelschichton  des  Volkes  gerichtet  ist. 

Materielles  und  formelles  Singularrecht  kann  in  demselben 
Ausnahmegesetz  verbunden  sein.  Etwa  in  den  besonderen  Strafen 
die  Verbannung  und  die  Ausweisung  durch  die  Verwaltungs- 
behörde statt  durch  die  Gerichte;  so  z.  B.  in  den  vier  deut- 
schen Socialistengesetzen  von  1878  bis  1890,  in  den  preus- 
sischen  Maigesetzen  bezüglich  der  katholischen  Kirche. 

Was  endlich  viertens  die  Dauer  des  Ausnahmerechtes 
betrifft;,  so  ist  das  letztere  entweder  unbefristetes  oder 
es  ist  befristetes  Recht,  d.  h.  die  Ausnahmegesetze  werden 
entweder  für  unbestimmte  Zeit  gegeben  und  endigen  im  Ver- 
fassungsstaat erst  dann,  wenn  sämtliche  zur  Gesetzgebung  mit- 
wirkende Gewalten  über  deren  Abschaffung  übereinkommen, 
oder  werden  sie  von  Anfang  an  auf  bestimmte  Frist  g^eben, 
beziehungsweise  wieder  verlängert,  so  dass  sie  nach  deren  Ab- 
la,uf  Mangels  üebereinstimmung  der  Gesetzgebungsgewalten 
über  weitere  begrenzte  oder  unbegrenzte  Fortdauer  von  selbst 
ausser  Exaft  treten. 

Bei  befristeten  Ausnahmegesetzen  kommt  im  Verfassungs- 
staat weiter  der  zweitlinige  Unterschied  in  Betracht,  ob  ein 
Ausnahmegesetz  im  Dauerhöchstbetrag  auf  eine  Wahlperiode, 
oder  ob  es  auf  längere,  wenngleich  bestimmte  Frist  in  Geltung 
gesetzt  wird. 

In  der  Gesetzgebung  des  verfassungsmässigen  wie  des 
nicht  verfassungsmässigen  Staates  treffen  wir  sowohl  auf  dau- 
ernde, als  auf  befristete  Ausnahmsgesetze.  Zu  den  dauernden 
gehörten  jüngst  in  Deutschland  die  Preussischen  Maigesetze, 
welcheallerdings,  wievorausgesehen  wurde,  dennoch  nicht  »ewige« 
Gesetze  wurden.  Dazu  gehört  das  Prinzenverbannungsgesets 
in  Frankreich,  gehören  in  der  Hauptsache  die  Ausnahmegesetze 
Englands  gegen  Irland,  gehören  die  Chinesengesetze  der  anglo- 
sächsischen  Eolonialwelt  in  Amerika  und  in  Australien ,  ge- 
hörten die  Judengesetze,  gehörten  die  Antikatholiken-  und 
Akatholikengesetze   vom    16.  bis   ins  19.  Jahrhundert  herein, 
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gehörten  und  gehören  unter  den  Bevorrechtungen  die  einstigen 
Steuerfreiheiten  für  den  Adel,  gehören  die  familien rechtlichen 
Hausgesetze  für  Prinzen  und  Prinzessinnen  und  die  reservat- 
rechtlichen  Bestimmungen  in  der  deutschen  Beichsverfassung. 

Il.^Znr  rechtsgescUchtlichen  Erklärung  des  Ansnahmerechtes. 

Wir  massen  uns  nicht  an,  die  rechtsgeschichtlich  unauf- 
hörliche Thatsache  eines  Bestandes  von  singulärem  Recht  für 
alle  Perioden  der  Rechtsgeschichte  —  von  der  ältesten  Stamm- 
zeit der  Völker  an,  hindurch  durch  die  Feudalzeit,  durch  die 
Geschichtsepochen  der  Folis,  Givität  und  Stadtstaatbildung, 
des  landrechtlicheu  Territorialismus  bis  zum  Anbruch  der 
neuesten  Nationalstaatsepoche  herab  —  *)  besser  darlegen  und 
tiefer  erklären  zu  wollen  als  es  durch  die  historische  Rechts- 
schule  längst  geschehen  ist.  Es  würde  möglicher  Weise  ge- 
lingen, darzuthun,  dass  die  Erklärung  der  Thatsachen  singu- 
lären  Rechts  —  aus  der  innersten  Natur  der  Sache,  aus  dem 
Bedürfnis  der  nationalen  Selbsterhaltung  heraus  —  zu  einseitig 
dem  Privatrecht  und  den  älteren  Abschnitten  rechtsgeschicht- 
licher Entwickelung  gegolten  hat,  und  dass  das  jus  singulare 
in  seinem  ganzen  Umfang,  in  seinem  bis  zur  neuesten  Zeit  fort- 
dauernden Bestand,  in  dem  Stufengang  seiner  geschichtlich 
fortschreitenden  Milderung  und  Einschränkung,  in  der  Eigen- 
tümlichkeit seiner  neustzeitlichen  Gestaltungsweisen,  denn  doch 
noch  nicht  vollständig  und  erschöpfend  genug  behandelt  ist. 
Allein  dies  darzuthun,  dazu  fehlen  uns  Zeit  und  Raum. 

Das  Einzige,  was  dazu  drängt,  einen  Beitrag  zur  rechtsge- 
schichtlichen;  d.  h.  entwickelungsgesetzlichen  Erklärung  alles 
Singularrechtes  zu  geben ,  ist  das  Streben ,  auch  die  Erschei- 
nungen des  neustzeitlichen  Ausnahmerechts  in  Verfassungs- 
staaten  auf  allgemeine  Gesichtspunkte  der  Socialwissenschaft 
zurückzuführen,  auf  welche  sie  unseres  Wissens  bisher  nicht 
oder  nicht  scharf  genug  bezogen  sind. 

Obenan  möchte  der  Satz  zu  stellen  sein,  dass  die  Masse 
des  singulären  Rechtes  aus  dem  eigensten  Wesen  der  Entwicke- 


1)  Vgl.  über  diese  Stufen  der  Staatsbildung  Jahrg.  1890,  S.  509  ff. 
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lung  von  Gesellschaft  und  Staat  selbst  zu  erklären  sein  wird. 

Das  Alte  will  und  kann  immer  nur  langsam  dem  Neuen  wei- 
chen —  es  geht  gliedlich  im  Neuen  uud  Höheren  allmählich  auf; 
dies  ist  das  eine,  und  das  andere  ist:  das  Neue  tritt  zunächst  mit 
Vorliebe  stürmisch,  einseitig,  untergrabend  auf  und  erscheiDt 
nicht  nur  dem  Bestehenden  feindselig,  sondern  ist  meist  mehr 
oder  weniger  dem  ruhigen  Gange  der  Fortentwicklung  Tom 
Alten  zum  Neuen,  vom  Niedrigeren  zum  Höheren  wirklich 
feindlich,  »Staats-  und  gesellschaftsgefährlich«. 

Selbst  das  berechtigtste  Neue  tritt  so  leicht  zerstörend, 
im  wilden  Drang  und  Sturm  des  Umsturzes,  nicht  im  »sanften 
Säuseln  €  des  Geistes,  des  Geistes  der  gewaltlosen  Reform  in 
die  Geschichte  ein,  so  dass  ein  Göthe  selbst  von  der  Refor- 
mation, weil  sie  Deutschland  den  dreissigjährigen  Krieg  bringen 
sollte,  und  von  der  ersten  französischen  Revolution,  obwohl  sie  das 
bürgerliche  Zeitalter  durchgesetzt  hat,  sagen  konnte:  »Franz- 
tum  drängt  in  diesen  verworrenen  Tagen,  wie  einst  Luthertum 
that,  ruhige  Bildung  zurück.«  und  wohl  eben  darauf  beruht 
es,  dass  hier  alte  Rechte  als  Vorrechte  ausnahmerechtlich  zertrüm- 
mert, dort  neue  Rechtsansprüche  in  ihren  Vertretern  ausnahme- 
rechtlich verfolgt  werden. 

Jede  der  beiden  Richtungen  stellt,  wenn  sie  zur  aneinge- 
schränkten Macht  gelangt,  singuläres  Recht  begünstigend  f&r 
sich,  aber  entrechtend  gegen  die  Gegner  auf.  So  war  es  schon 
zur  Zeit  der  Ausschliessung  alles  eindringenden  Fremden  und 
Neuen  in  der  Epoche  des  Stammstaates ;  so  im  Feudalzeitalter 
der  Völker ;  so  in  der  Zeit  der  athenischen  Volksherrschaft  und 
der  stadtstaatsrechtlichen  Bevorzugungen  der  Bürger  im  jus 
civile,  ehe  ds^  jus  gentium  siegte;  so  in  der  territorialistiscben 
Epoche  mit  den  Religionsverfolgungen  des  16.  und  17.  Jahrhun- 
derts ;  so  war  es  noch  vor,  während  und  nach  der  ersten  frao- 
zösischeu  Revolution.  So  ist  es  auch  heute,  ob  die  dritte  Re- 
publik Frankreichs  monarchische  Prätendenten  verbannt,  oder 
ob  ein  durch  Blut  und  Eisen  geeinter  Nationalstaat  seiner 
inneren  Gegner  sich  entledigt  und  im  Weifenfond  »Reptile« 
durch  »Reptile«  verfolgt,  oder  ob  die  »Diktatur  des  Proleta- 
riates«  gegen  das  Bürgertum  wüten  wird,  oder  eine  Mehrheit 
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von  Vertretern  der  besitzeuden  Klassen  gegen  Sozialdemokraten 
und  Anarchisten  Ausnahmsgesetze  macht.  Das  Masshalten  fällt 
in  allen  diesen  Fällen  den  jeweiligen  Mach thabern  sehr  schwer. 

Je  mehr  die  geschichtliche  Entwickelung  stossweise  und 
unruhig  erfolgt,  desto  stärker  und  schärfer  wird  die  Ausnahme- 
gesetzgebung ausgreifen.  Entrechtendes  und  beschränkendes 
Ausnahmerecht,  daher  auch  Ausnahmegesetzgebung  im  engeren 
Sinne  des  dermaligen  Sprachgebrauchs,  wird  daher  keiner  Zeit, 
in  welcher  die  religiöse,  nationale,  verfassungsrechtliche  Ent- 
wickelung stürmisch  und  revolutionär,  im  Innern  und  nach 
aussen  durch  Blut  und  Eisen  sich  vollzieht,  wo  frühere  Mino- 
ritäten plötzlich  Majoritäten  werden,  oder  halb  verlorene  Bruch- 
teile des  Volkstums  wieder  zurückerobert  sind,  überhaupt  fehlen. 
Bisher  wenigstens  war  dies  nie  der  Fall,  im  neuen  Deutschen 
Reich  so  wenig  als  im  alten  Deutschen  Bunde.  Die  Zeit,  da 
das  Ausnahmerecht  seinem  innewohnenden  Drang  zu  über- 
flüssiger und  massloser  Anwendung  widerstehen  wird,  ist  leider 
auch  jetzt  noch  nicht  sicher  abzusehen,  so  sehr  es  zu  bedauern 
ist,  dasB  dieselbe  noch  nicht  da  ist. 

Der  stossweisen,  im  Wechsel  von  Revolution  und  Gegen- 
revolution sich  vollziehenden  Entwicklung  steht  die  allmähliche 
gesetzliche  Evolution  des  Neuen  aus  dem  Alten  und  inner- 
halb der  Formen  bestehender  Verfassungen  gegenüber.  Allein 
auch  dieser  an  sich  wünschenswerten  ,  weil  formell  rechtlich 
besseren  Art  der  Entwicklung  von  Staat  und  Gesellschaft,  der 
»ruhigen  Bildung«   Göthe's^  haftet  sich  Ansnahmerecht  an. 

Allerdings  nicht  so  sehr  als  singulare  Rechtsbeschränkung 
and  Entrechtung,  denn  vielmehr  als  Bevorrechtung  und  als 
Befreiung  von  lästigen  Verpflichtungen  des  gemeinen  Rechts. 

Einerseits  besteht  gealtertes  gemeines  Recht  mehr  oder 
weniger  umfassend,  kürzere  oder  längere  Zeit,  sogar  für  un- 
absehbare Dauer  in  Anpassungen  an  die  neue  Zeit  innerhalb 
neuen  gemeinen  Rechtes  als  Singularrecht  geschonter  Reste 
älterer  Geschichtsgebilde  fort.  Solche  aus  gemeinem  Recht 
einer  früheren  Zeit  hervorgegangenen  Singularrechte  trifft  man, 
obwohl    die  grosse  Aufräumung   des  Jahres   1848   das  Meiste 
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weggeschwemmt  bat,  auch  noch  im  neuesten  öffentlichen  Rechte 
Deub>chland8. 

Für  ganze  Gliedstaaten  des  Deutschen  Reiches  bestehen 
weislich  eingeräumte  Reservatrechte,  sie  haben  die  Vertrags- 
massige  Schöpfung  der  neuen  Einheit  Deutschlands  ermöglicht 
Kein  Staatsmann  wird  an  denselben  rütteln,  so  lange  von  ihrer 
treuen  Achtung  die  Bundesfreudigkeit  der  Dynastieen  der 
grösseren  Gliedstaaten  abhangt  und  so  lange  die  Abschaffung 
nicht  mit  Zustimmung  der  bevorrechteten  Gliedstaaten  und 
aus  der  Interesseneinsicht  der  letzteren  heraus  erfolgt. 

Derselben  Art  sind  die  Vorrechte  des  standesherrlichen 
Adels,  seine  ausschliessend  eherechtliche  Ebenbürtigkeit  mit 
regierenden  Häusern ,  seine  besondere  Vertretung  in  ersten 
Kammern  unter  der  Voraussetzung  der  Erhaltung  fideikom- 
missarischen  Familiengrundbesitzes.  Das  einstige  gemeine  Recht 
der  »Reichsunmittelbaren«  lebt  in  solchem  Singularrecht  inner- 
halb eines  ganz  neuen  gemeinen  Verfassungsrechts  fort.  Aller- 
dings nicht  in  der  Reichsverfassung,  aber  in  den  Bundesver- 
fassungen ;  aber  es  gibt  Leute  —  Verfasser  gehört  nicht  dazu  — , 
welche  es  bedauern,  dass  ein  Zusatz  von  Vertretung  des  alten 
standesherrlichen  Adels  in  der  Volksvertretung  des  neuen 
Deutschen  Reiches  fehlt. 

Andere  Vorrechte,  welche  Reste  von  abgestorbenem  ge- 
meinem Recht  älterer  Zeit  waren:  Steuerfreiheit,  Militarfrei- 
heit,  Patrimonialgerichtsbarkeit,  Gutsherrlichkeit,  privilegierter 
Gerichtsstand  sind  allerdings  und  mit  gutem  Grund  dem  ge- 
meinen Recht  neuester  Bildung  erlegen. 

Wenn  so  die  weniger  rasche  und  von  Gewaltstossen  freiere 
Entwicklung  älteres  gemeines  Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
recht in  zähen  oder  in  vergänglichen  Rückbildungsresten 
(Abortivrudimenten)  hauptsächlich  als  Vorrechte  fortbestehen 
lässt,  so  gehen  andererseits  aus  dem  ganzen  Wesen  ruhiger 
Fortentwicklung  in  Staat  und  Gesellschaft  auch  Rechts  be- 
schränkungen  singulärer  Natur  hervor.  Es  ist  nicht 
bloss  so,  dass  die  höchsten  Stände  und  Familien  die  alte  ge- 
meinrechtliche Herrschaftsstellung  im  Verfassungszustand  einer 
neuen  Zeit  —  den  letzteren  sogar  krönend  —  durch  Vorrecht- 
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Stellungen  fortsetzen  ,  nachdem  die  Pflichtenseite  ihrer  einst 
gemeinrechtlichen  Macht  bereits  erloschen  ist.  Auch  das  Umge- 
kehrte kommt  vor ;  denn  umfassend  und  oft  Jahrhunderte  lang 
leben  die  einst  gemeinrechtlichen  Belastungen  der  älteren  »nie- 
deren c  Klassen,  namentlich  des  Bauernstandes  als  mehr  oder  we- 
niger zu  Privatrecht  niedergeschlagene  Belastungen  fort,  während 
die  höheren  Schichten  der  früheren  Staats-  und  Gesellschafts- 
ordnung und  weite  Kreise  neustäudischer  Gesellschaftsschichten 
von  den  neuen  Lasten  noch  befreit  sind.  Es  gibt  hieffir  kein 
bedeutenderes  Beispiel ,  als  die  Belastung  des  franzosischen 
tiers  etat  zugleich  mit  der  von  umfassendster  Steuerfreiheit  durch- 
brochenen Taille  des  neuen  Staates,  welche  furchtbar  drückte, 
und  mit  den  alten,  keiner  Gegenleistung  mehr  entsprechenden, 
im  Ganzen  jedoch  weniger  drückenden  Feudal-  und  Patri- 
moniallasten.  Vicomte  d*Ävenel  hat  dies  in  ^Richelieu  et  la 
Monarchie  absolae^  vorzüglich  veranschaulicht.  Es  lassen 
sich  übrigens  für  jede  Epoche,  auch  für  die  liberale,  ähnliche 
Thatsachen   nachweisen,  wenn  man  genau  zusieht. 

Ein  Letztes  bleibt  zu  bemerken.  Man  würde  durchaus 
fehlgehen,  wenn  man  die  Ausnahmegesetzgebung  so  zu  sagen 
nur  als  geschichtliche  Entwicklungskrankheiten  verständlich 
zu  machen  suchen  wollte.  Sowohl  fiir  beschränkende  Aus- 
nahmegesetze, als  für  Privilegien  können  rechtfertigende  um- 
stände von  unabsehbarer  Dauer  vorhanden  sein. 

Unaustilgbare  Unterschiede  unverschmelzbarer  Rassen 
können  dazu  führen  ,  dass  die  einander  begegnenden  Ange- 
hörigen der  höheren  Rassen  Vorrechte  und  Sonderstellungen 
geoiessen,  wie  die  Weissen  in  China  und  überall  in  der  fremd- 
rassigen Kolonial  weit;  Blut  ist  ein  ganz  besonderer  Saft,  na- 
mentlich fQr  die  höher  stehenden  Rassen.  Was  um  ganze  Welt- 
alter der  Zivilisation ,  namentlich  der  Staatsentwicklung  noch 
von  einander  absteht,  kann  kaum  dasselbe  gemeine  Recht  haben. 
Der  Eingeborene  gegenüber  dem  Fremden,  wie  die  Eindringlinge 
höherer  Gesittung  gegenüber  ihren  barbarischen  oder  halbbar- 
barischen Kolonialmündelu  verlangen  Vorrechte  beziehungs- 
weise Entrechtungen.  Die  Geschichte  hat  hiefür  Fälle  genug 
au&uweisen.     Es  ist  beispielsweise  nicht  abzusehen,  was  sich 
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aus  der  ferneren  Berührung  der  mongolischen  und  der  arischen 
Völker  in  Ostasien  ergeben  wird,  was  in  ganz  Afrika.  Die 
Türken  und  Islamiten  haben  nie  an  Gleichbehandlnng  der 
Unterworfenen  gedacht,  ihre  Gäste  aber  haben  sich  das  Vor- 
recht ihres  nationalen  Rechtsschutzes  eifrig  gewahrt. 

Singularrecht  kann  sogar,  z.  6.  für  dynastische  Familieo- 
und  Eherechte,  im  allgemeinsten  Interesse  des  ganzen  Volkes 
dauernd  liegen. 

III.  üeber  die  grundsätzliche  Zulässigkeit  des  Ausnahme- 

reohtes. 

Entgegen  der  Erfahrung  der  ganzen  Rechtsgeschichte, 
welche  bis  auf  die  neueste  Zeit  herab  Rechtssingularität  jeder 
Art  in  Fülle  aufweist,  behaupten  Viele  die  grundsätzliche  ün- 
zulässigkeit  alles  Ausnahmerechts  wenigstens  für  den  Ver- 
fassungsstaat der  konstitutionellen  Monarchie  und  der  parla- 
mentarischen Republik. 

Sieht  man  jedoch  näher  zu,  so  hat  diese  Behauptung 
einen  sicheren  Grund  nicht.  Sie  weiss  im  wesentlichen  nur 
die  längst  widerlegten  Forderungen  des  individualistischen 
>Naturrechtesc,  der  Freiheit  und  Gleichheit  aller  Einzelnen, 
der  »angeborenen«  Menschenrechte  für  sich  anzuführen.  Sie 
vergisst  nach  der  einen  Seite,  dass  das  Ganze  über  und  aos 
den  Teilen  besteht,  dass  die  Gesamterhaltung  des  Volkes,  die 
staatliche  und  die  gesellschaftliche,  zu  Gunsten  hervorragender 
Glieder  auch  ausserordentliche  Begünstigung  einräumen  darf, 
soweit  und  solange  dieses  dem  Ganzen  und  damit  allen 
Einzelnen  einen  nachweisbar  sonstwie  nicht  zu  erreichenden, 
unverzichtbaren  Vorteil  bringt.  Und  man  vergisst  nach  der 
andern  Seite,  dass  auch  Rechtseinschränkungen  gegen  Einzelne 
seien  diese  Individuen  oder  Volksklassen,  freie  Vereinigungen 
oder  Körperschaften,  ganz  begründet  sein  können,  wenn  die- 
selben bestimmte  anderswie  nicht  zu  vermeidende 
Gefahren  und  Uebel  für  das  Ganze  abwenden.  Ueber  der  Frei- 
heit und  Gleichheit  jedes  Einzelnen  stehen  die  Freiheit  nod 
Gleichheit  der  Masse  der  andern  Einzelnen,  wie  sie  die  »Ord- 
nung« verbürgt,  und  steht  namentlich  das  Interesse,   welches 
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die  Gesamtheit  an  der  gedeihlichen  Entwicklung  und  an  der 
ausreichenden  Sicherheit  des  Gemeinwesens  hat.  > Freiheit  und 
Gleichheitc,  »gleiches  Recht  für  Allee  und  jede  andere  der- 
gleichen ^petitio  principiU  aus  dem  alten  Naturrecht,  aus 
dem  ultrademokratischen  Individualismus  kann  hiegegen  nicht 
aufkommen. 

Immerhin  wird  Ausnahmerecht  in  der  restrictivsten  Weise 
zu  rechtfertigen  sein.  Es  muss  unumgänglich  notwendig  sein. 
Darum  lässt  sich  auch  die  Forderung  erklären,  dass  Ausnahme- 
rechte  dem  Umfang  und  dem  Grad  nach  mit  aufsteigender 
Zivilisation  immer  mehr  zurückgehen  müssen,  was  ja  wirklich 
der  Fall  ist.  Je  mehr  die  Bildung  steigt,  je  grosser  und 
mannigfaltiger  die  Gemeinwesen  werden,  je  mehr  ein  freies 
Verfassungsleben  das  Ineinanderschmelzen  von  anfönglich  hart 
aneinander  reibenden  Elementen  begünstigt,  je  mehr  Gauz- 
und  Halbbarbaren  zur  Zivilisation  sich  erheben,  desto  weniger 
und  desto  weniger  hartes  Ausnahmerecht  wird  Bedürfnis  sein, 
desto  mehr  wird  singuläres  jus  civile  von  nationaler  Härte 
und  Ausschliesslichkeit  vor  gemeinem  jits  gentium  verschwinden, 
sowohl  öffentlich  rechtlich  wie  privatrechtlich.  Und  in  der 
That  ist  dies,  wie  jeder  Blick  auf  die  Rechtsgeschichte  zeigt, 
immer  mehr  der  Fall  gewesen  und  wird  es  immer  mehr  der 
Fall  werden. 

Nur  soll  man  das  Mehr,  welches  die  älteren  Zeiten  an 
Ausnahmerecht  begünstigender  und  belastender  Art  auf  dem 
ganzen  Rechtsgebiete  aufweisen,  nicht  vom  Standpunkte  heutiger 
Gesittung  vorwurfsvoll  beurteilen.  Die  nationale  und  religiöse, 
politische  und  soziale  Duldsamkeit  ist  eine  spät  aufgehende 
Blüte  der  Entwicklungsgeschichte  der  Völker  und  wird  davon 
bedroht  bleiben,  der  Härte  älteren  Ausuahmerechtes  wieder 
zu  weichen. 

Grundsätzlich  lässt  sich  die  Berechtigung  der  Singular- 
gesetzgebung für  alle  im  vorigen  Abschnitt  entfalteten  Arten 
singularrechtlicher  Erscheinungen  nachweisen,  für  Bevorrech- 
tungs-  wie  für  Entrechtuugs-,  für  dauernde,  wie  für  befristete, 
für  materiell-  wie  für  formell-rechtliche,    für  öfifentlichrecht- 
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liehe  wie   für  strafrechtliche,  privatrechtliche,    faniilienrecht- 
liche  und  erbrechtliche  Aasnahmebestimmangen. 

Bevorrechtendes  Singularrecht  hat  in  der  Weltgeschichte 
eine  bedeutende  Rolle  gespielt.  Es  hat,  je  weiter  zurück  eine 
desto  grossere  und  im  Ganzen  wohlthätigere  Wirkung  gehabt 
Dasselbe  hatte  soweit  Berechtigung,  als  es  dem  Ganzen,  ein- 
schliesslich der  Nichtbevorrechteten  gewisse,  sonstwie  nicht  ni 
erreichende  Vorteile  brachte  und  Sicherheiten  gewährte.  Un- 
sere Zeit  beschränkt  mit  vollstem  Grund  die  Vorrechte  auf 
das  knappste  Mass.  Allein  die  noch  bestehenden  Reste  sind 
nicht  durchgehends  verwerflich.  Jedes  regierende  Haus  muss 
in  familien-,  straf-  und  verfassungsrechtlicher  Hinsicht  gewisse 
Vorrechte  haben ,  wie  entgegen  familienrechtliche  Schranken 
sich  gefallen  lassen,  wenn  die  Monarchie  ihren  Zweck  erfüllen 
soll.  Selbst  eine  bevorzugte  Anteilnahme  des  alten  Grose- 
grundbesitzes  am  Verfassungsleben  ist  noch  b^pründet,  so 
lange  andere  Träger  der  Erhaltung  nicht  zu  haben  sind ;  nnr 
eine  bessere  ,  echt  neuzeitliche  Erreichung  der  konservativoi 
Zwecke,  zu  deren  Träger  bestehende  Verfassungen  jenen  Gross- 
besitz  berufen  haben,  durch  andere,  rein  gemeinrechtlich  kon- 
stituierte Organe  der  Volksvertretung  rechtfertigt  die  völlige 
Beseitigung  dieses  verfassungsrechtlichen  Privilegienrestes. 

Auf  der  andern  Seite  sind  Entrechtungen,  beziehungsweise 
Rechtsbeschränkungen  nicht  weniger  zulässig,  sofern  und  so- 
lange sie  das  unerlässliche  Mittel  fQr  die  Erhaltung  und  Ent- 
faltung des  Gemeinwesens  und  für  die  Sicherheit  der  nicht 
beschränkten,  ungefährlichen  Volksschichte  sind.  Es  ist  kein 
Abschnitt  der  Rechtsgeschichte  nachzuweisen,  iu  welchem  solche 
Singularbeschränkungen  nicht  vorkämen.  Wenn  wir  gleich 
den  Nordamerikanern  und  den  australischen  Kolonisten  uns 
die  Chinesen  vom  Leibe  hielten,  sobald  sie  eine  Gefahr  unserer 
nationalen  Arbeit  würden,  wenn  wir  in  Deutsch-Ostafrika  die 
Araber  etwas  anders  behandeln,  als  die  andern  Bevolkerungs- 
elemente  und  die  Weissen  daselbst,  so  wird  ein  solches  Aus- 
nahmerecht beim  strengsten  Masshalten  sehr  begründet  sem 
können.  Die  ausnahmsweise  Behandlung  aller  Elemente, 
welche  dem  Volk  besonders  gefährlich  sind,  hat  sich  jede  Nation 
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in  jedem  Abschnitt  ihrer  Geschichte  erlaubt.  Ein  Glück,  dass 
Nationen  der  Hochzivilisation  darin  viel  sparsamer  vorgehen 
können,  als  die  alten  Zeiten  vorgegangen  sind  und  wahrschein- 
lich —  im  grossen  Ganzen  —  nach  den  gegebenen  Bedingungen 
des  Daseinskampfes  haben  vorgehen  müssen. 

Berechtigt  sind,  immer  unter  der  Voraussetzung  der  Be- 
schränkung auf  das  schlechthin  Notwendige,  nicht  bloss  Aus- 
nahmsgesetze bevorrechtender  und  entrechtender  Richtung  über- 
haupt, sondern  auch  Dane r ausnahmsgesetze.  Es  gibt  öffentliche 
Interessen  von  unabsehbarer  Dauer,  welche  Ausnahmerecht, 
begünstigendes  und  beschränkendes  heischen  und  rechtfertigen. 
Für  sie  läset  sich  die  Befristung  auf  bestimmte  Zeit,  gar  oder 
immer  nur  auf  die  Zeit  der  Legislaturperiode  nicht  rechtfer- 
tigen. Die  letztere  Art  kurzer  Befristung  kann  leicht  den 
ganzen  Zweck  der  Ausnahmegesetzgebung  vereiteln.  Es  wäre 
—  nm  ein  Beispiel  herbeizuziehen  —  thöricht,  so  lange,  als 
man  noch  Adelsvertretung  in  den  Kammern  hat ,  die  Adels- 
vertretung nur  auf  bestimmte  Fristen  fortdauern  zu  lassen. 
Solche  Ausnahmegesetze  ferner,  welche  besonders,  wenn  auch 
nur  vorübergehend,  gefährliche  Volkselemente  zähmen  und  in 
die  Bahnen  gesetzlichen  Ejimpfes  hinüberdrängen  sollen,  werden 
leicht  allen  Erfolg  einbüssen,  wenn  man  ihre  Dauer  auf  eine 
Legislaturperiode  einschränkt.  Sohin  ist  es  ungerechtfertigt, 
ganz  allgemein  zu  behaupten,  Ausnahmsgesetze  als  solphe  dürfen 
nicht  Dauergesetze  sein.  Dieselben  müssen  dies  dann  sein, 
wenn  das  Interesse ,  welchem  sie  dienen ,  wenn  die  Gefahr, 
welcher  sie  wehren  sollen,  von  unabsehbarer  Dauer  ist. 

Hinwiederum  dürfen  sie  nicht  bestehen,  ja  nicht  einmal 
auf  die  Dauer  einer  Legislaturperiode  erlassen  werden,  wenn 
der  Rechtfertigungsgrund  nur  für  bestimmt  absehbare  Frist 
die  auch  nur  Monate  betragen  mag,  als  zutreffend  anerkannt 
werden  muss. 

Ausnahmsgesetze  dürfen  drittens  sowohl  im  materiellen 
Recht,  als  im  Verfahren  das  gemeine  Recht  einschränken 
und  aufheben,  falls  der  entscheidende  Rechtfertigungsgrund 
zutrifft,  d.  h.  falls  das  gemeine  Interesse  auf  anderem  Wege 
nicht  gewahrt  werden  kann.     Unter  dieser  Voraussetzung,  die 
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freilich  unter  heatigen  Verhältnissen  nur  ganz  ausnahmsweise  zu- 
treffen wird,  sind  auch  Mittel  zulässig,  welche  dem  gemeinen 
Recht  ganz  fremd  sind.  Ob  dazu  die  Verbannung  der  neuesten 
Prinzengesetze  Frankreichs  gehört,  ist  hier  nicht  zu  ent- 
scheiden; es  fragt  sich  ob  erweislich  alle  anderen  Mittel  der 
Selbsterhaltung  der  Republik  wirkungslos  sind. 

Immer  unter  derselben  Voraussetzung  kann  auch  die  Auf- 
hebung des  gemeinen  Rechtes  im  Verfahren  gerechtfertigt  sein. 
Wenn  der  Schaden  nur  durch  schnellen,  formlosen  Zogriff  ab- 
gewendet werden  kann,  so  ist  eben  die  Polizei  das  richtige 
Organ.  Wenn  man  sogar  den  gemeinrechtlich  yerhängten 
Belagerungszustand,  obwohl  er  alle  unter  Eriegsrecht  stellt, 
als  berechtigt  anerkennt,  mit  welchem  guten  Grunde  wollte 
man  bei  einer  Staats-  und  Gesellschaftsnot,  die  nuryon  Einzelnen 
droht,  den  üebergang  der  gerichtlichen  in  die  polizeiliche  Be- 
handlung grundsätzlich  beanstanden!? 

Beschränkende  Ausnahmegesetze  boren  darum,  dass  die 
Not  nur  von  Einzelnen  gekommen  ist  oder  droht,  nicht  auf, 
Notgesetze  zu  sein;  sie  sind  nur  Notausnahmegesetze,  singu- 
lare Notgesetze  und  wenn  sie  als  solche  hinreichen,  offen  er- 
sichtlich das  geringere  Uebel. 

Endlich  lässt  sich  für  keines  der  verschiedenen  grossen 
Gebiete  des  Rechtes  die  Berechtigung  von  Ausnahmsgesetzen 
grundsätzlich  bestreiten.  Das  Zivilrecht  wie  das  Strafirecht, 
das  Familienrecht  wie  das  öffentliche  Recht,  das  Verfassungs- 
recht wie  das  Verwaltungsrecht  können  begründetes  Singular- 
recht besitzen.  Allerdings  werden  Ausnahmegesetze  so  früh 
als  möglich  fallen  müssen,  namentlich  dann,  wenn  der  Gang 
der  Geschichte  ein  ruhiger  geworden  ist  und  sobald  die  Mischong 
der  sozialen,  nationalen  und  konfessionellen  Elemente  gleichen 
Guss  und  innere  Gleichartigkeit  erlangt  hat.  Der  nensizeit- 
liche  Verfassungsstaat  hat  dem  Umfang  und  dem  Grad  nach 
am  wenigsten  Ausnahmerecht ,  vielmehr  ganz  überwiegend 
gemeines  Recht  und  dazu  mildere  Mittel  des  Ausnahmerechtes 
als  noch  das  vorige  Jahrhundert  der  Bastille  und  der  Guillotine, 
als  das  17.  Jahrhundert  des  Scheiterhaufens  und  des  Glanbens- 
zwanges.    Allein  zu  keiner  Zeit  ist  Ausnahmerecht  grundsätzr 
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lieh  für  irgend  einen  Zweig  des  Rechtes  abzuweisen.  Es 
kommt  nur  darauf  an,  ob  die  Voraussetzungen  für  ein  solches 
gegeben  und  ob  beim  Zutreffen  der  Voraussetzungen  die  inneren 
Grenzen  und  Schranken  der  Ausnahmegesetzgebung  eingehalten 
sind.  Es  würde  zu  weit  führen,  dies  f&r  die  neue  Zeit  an 
jedem  der  grossen  Rechtsgebiete  zu  untersuchen.  Wir  be- 
schränken uns  darauf,  diesfalls  das  Gebiet  der  sog.  Grund- 
rechte und  der  »staatsbürgerlichen  Preiheitsrechtec,  auf  welchem 
sich  die  eigentliche  »Ausnahmegesetzgebungc  der  allerneuesten 
Zeit  vorzugsweise  bewegt,  mit  wenigen  Worten  zu  streifen. 

Verfasser  dieses  ist  sich  bewusst,  schon  zu  einer  Zeit,  als 
dies  wenigstens  in  Süddeutschland  weder  unten  noch  oben  ge- 
fiel, zu  den  wärmsten  und  überzeugtesten  Vertretern  einerseits 
der  allgemeinen  bürgerlichen  Preiheitsrechte  —  der  Nieder- 
lassungsfreiheit, der  Aufenthaltsfreiheit,  der  Freizügigkeit,  der 
Gewerbefreiheit  —  andererseits  der  besonderen  staatsbürger- 
lichen Freiheitsrechte  —  der  Pressfreiheit,  der  Versammlungs- 
freiheit, der  Vereinsfreiheit  —  gehört  zu  haben.  Auf  der 
Gesittungsstufe,  die  wir  erreicht  haben,  stellen  diese  Rechte 
die  unerlässlichen  Grundlagen  für  die  gesunde  Entwicklung 
der  Gesellschaft  und  des  Staates  dar.  Sie  gehören  zu  den 
massgebendsten  Bedingungen  des  bürgerlichen  Wohlstandes, 
des  politischen  Friedens  und  des  Fortschrittes.  Eben  darin 
liegt  ihre  Begründung  für  unsere  Zeit  und  hoffentlich  für  eine 
unabsehbare  Zukunft. 

Allein  davon  kann  keine  Rede  sein,  dass  diese  Rechte 
jeglicher  Einschränkung  unter  allen  umständen  und  auch  dann 
entrückt  bleiben  müssten,  wenn  durch  ganze  Klassen  und 
Volksschichten  ein  anderswie  nicht  zu  vereitelnder 
Missbranch  dahin  stattfände,  die  ganze  Gesellschaft,  die  Frei- 
heit aller  übrigen  Bürger,  den  Frieden  des  Staates  und  den 
gesunden  Fortschritt  auf  gesetzlicher  Bahn  zu  geföhrden.  Mit 
solchem  Missbrauch  schwindet  die  eigenste  Grundlage  dieser 
Rechte.  Der  naturrechtliche  Individualismus  in  seiner  anti- 
sozialen und  staatsfeindlichen  Schrankenlosigkeit  ist  auch  in 
Beziehung  auf  die  allgemeinen  bürgerlichen  Freiheitsrechte  nicht 
stichhaltig. 

42* 
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Die  grundsätzliche  Verwerflichkeit  der  Ausnahm^esets- 
gebung  ]ä88t  sich  unseres  Erachtens  auch  aus  dem  Wesen  des 
Verfassungsstaates  nicht  ableiten.  Der  Verfassungsstaat 
an  sich  schliesst  weder  rechtliche  Vorzugsstellungen  noch  recht- 
liche Beschränkungen  singulärer  Natur  aus  ;  denn  er  ist  durch- 
aus nicht  der  Möglichkeit  entrückt,  durch  die  ersteren  dem 
Chinzen  und  in  diesem  allen  übrigen  nichtbevorrechteten  Ein- 
zelnen zu  nützen,  und  durch  die  Einschränkung  Einzelner  dem 
Wohl  und  der  Sicherheit  des  Ganzen  und  hiemit  allen  übrigen  Ein- 
zelnen, ja  den  ausnahmsrechtlich  Behandelten  selbst  eine  sonst- 
wie nicht  erreichbare,  unumgängliche  Gewähr  zu  geben.  Der  Ver- 
fassnngsstaat  hat  in  dieser  Hinsicht  dieselbe  Lage ,  wie  der 
absolute  Staat.  Der  letztere  hinwiederum  wird  bei  weiser  Selbstbe- 
herrschung, die  ihm  freilich  unvergleichlich  schwerer  fällt, 
ebenso  wie  der  Verfassungsstaat  in  singulärer  Gesetzgebung 
über  das  schlechthin  unerlässliche  Mass  nicht  hinausgehen. 

Das  Besondere  des  Verfassungsstaaies  gegenüber  der  Äus- 
nahmegesetzgebung  besteht  nicht  darin,  dass  der  Verfassungs- 
staat alles  Ausnahmerecht  grundsätzlich  ausschliesst ,  sondern 
darin,  dass  er  durch  die  Volksvertretung  beson- 
ders berufen  und  befähigt  ist,  die  Ausnahmege- 
setzgebung  streng  auf  das  Mass  ihrer  Unerläss- 
lichkeit  einzuschränken,  und  dies  ffihrt  von  der 
Untersuchung  grundsätzlicher  Berechtigung  der  Ansnahniege- 
setzgebung  zur  näheren  Entfaltung  des  obersten  Grundsatzes 
über  das  Mass  zulässiger  Ausnahmegesetzgebung  hinüber. 

IV.  Zur  grundsätzlichen  Begrenzung  des  Ausnahmereclites. 

Diese  Begrenzung  ergiebt  aus  dem  Begriff  des  Ausnahme- 
rechts selbst  zwei  Forderungen. 

Einmal  ist  alles  Ausnahmerecht  überhaupt  zu 
verwerfen,  sofern  das  bestehende  gemeineRecht 
oder  eine  alsbald  erreichbare  um-  und  Portbil- 
dung des  letzteren  der  gemeinen  Gefahr  gewachsen  er- 
scheint. Das  Andere  ist,  sofern  Ausnahmerecht  unumgäng- 
lich ist,  darf  es  in  den  Mitteln,  der  Dauer  und  der  Ans- 
dehnuug  auf  die  verschiedenen  Rechtsgebiete  das  Mass 
des  schlechthin   Unerlässlichen,  die  Grenzen  spar- 
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samster  Anwendung  und  aussersten  Masshaltens  nicht 
überschreiten. 

Die  nähere  Entfaltung  dieser  Doppelforderung  ergiebt 
folgende  Grundsätze: 

Erstens  darf  Ausnahmerecht  nur  geschaffen  werden,  wenn 
wirklich  eine  Gefahr  vorliegt,  welcher  die  Mittel  des  gemeinen 
Rechtes  und  ausserrechtliche ,  ausserstaatliche  Gegenwirk- 
ungen nicht  beizukommen  vermögen.  Im  Zweifelsfalle  ist 
für  das  weitere  Fortkämpfen  mit  den  Mitteln  des  gemeinen 
Rechtes  zu  entscheiden,'  bis  jeder  Zweifel  über  die  Notwendig- 
keit von  Ausnahmerecht  ausgeschlossen  ist. 

Als  zweites  ergiebt  sich  die  Forderung,  dass  man  bei  der 
Frage,  ob  nicht  die  Verbesserung  des  gemeinen  Rechtes  aus- 
reiche, um  der  Gefahr  zu  steuern,  nicht  bloss  auf  jenen  Punkt 
des  Gemeinrechtssjstems  zu  blicken  hat,  an  welchem  der 
Schaden  hervortritt.  Der  ganze  Umkreis  des  gemeinen  Rechtes 
und  der  gemeinrechtlichen  Verwaltung  muss  in  ernstem  Suchen 
nach  dem  eigentlichen  Sitz  und  nach  dem  wirklichen  Grund 
jenes  Uebels  durchschritten  werden,  für  dessen  Bekämpfung 
Ausnahmerecht  in  Frage  kommt. 

Als  dritter  Grundsatz  ergiebt  sich,  dass  auch  dann,  wenn 
Ausnahmerecht  als  unumgänglich  erwiesen  ist,  mit  diesem 
Recht  und  seiner  Ausübung  die  volle  Arbeit  verknüpft  werden 
muss,  welche  auf  dem  Boden  des  gemeinen  Rechtes  für  die 
Bekämpfung  des  üebels  und  der  Gefahr  geleistet  werden  kann. 

Viertens  darf  das  Ausnahmerecht  nicht  so  beschaffen  sein, 
dass  es  den  eigentlichen  Grund  des  üebels  verstärkt  oder  den 
eigentlichen  Sitz  der  Gefahr  unangreifbar  macht. 

Eine  fQnfte  Voraussetzung  fQr  die  Zulässigkeit  der  Ein- 
führung und  Aufrechterhaltung  von  Ausnahmsgesetzen  ist  die 
genaue  Nachweisung,  dass  die  Mittel  der  Ausnahmegesetzgebung 
gegen  das  ausnahmerechtlich  abzuwendende  üebel  auch  als 
wirksam  anzunehmen  seien,  beziehungsweise  als  wirksam  sich 
erwiesen  haben. 

Ein  sechster  Grundsatz  ist:  auch  die  wirksamen  Mittel 
einer  als  un  erlässlich  nachgewiesenen  Ausnahmegesetzgebung 
müssen   auf  das  schlechthin   notwendige   Mass  eingeschränkt 
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werden,  sowohl  was  die  Ausdehnung  auf  die  zu  beschranken- 
den Individuen  und  Bechtsgebiete,  als  was  die  Eombination  Ter- 
schiedener  Mittel,  endlich  was  die  Dauer  anbetrifft. 

Die  Anwendung  dieser  Grundsatze  hat  den  Verfasser  von 
allem  Anfange  an,  zuletzt  im  vorigen  Jahrgang  dieser  Zeit- 
schrift, zur  entschiedensten  Ablehnung  des  Sozialistengesetzes 
und  der  Maigesetze  hingeführt  ^). 


1)  Vergl.  Bekftmpfang  der  Sooialdemokzatie  ohne  AnsnahmegeBeti, 
Tflbingen«  Lanpp  1890. 
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Im  letzten  Jahrzehnte  sind,  teilweise  veranlasst  durch 
ftinfzigjährige  Jubiläen,  mehrere  Arbeiten  veröffentlicht  worden, 
welche  die  ersten  Anfange  der  Eisenbahnen  in  Deutschland, 
zumal  in  Preussen,  aufhellen.  Ich  nenne  hier  namentlich  die 
Schrift  von  Dr.  Rudolf  Hagen  (Rektor  der  städtischen  Han- 
delsschule in  Nürnberg)  über  >die  erste  deutsche  Eisenbahn 
mit  Dampfbetrieb  zwischen  Nürnberg  und  Fürth c,  Gedenk- 
schrift  zu  deren  fünfzigjährigem  Jubiläum  am  7.  Dezember  1885 
(Nürnberg,  Verlag  von  Job.  Leonh.  Schräg,  1886);  dann  die 
Abhandlungen,  welche  in  dem  »Archiv  für  Eisenbahnwesen« 
(herausgegeben  imPreuss.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten) 
erschienen  sind,  und  zwar  »Die  Entstehung  der  Magdeburg- 
Leipziger  Eisenbahn«  von  Dr.  von  der  Leyen  (Jahrgang  1880); 
»Die  Verhandlungen  der  Vereinigten  Ständischen  Ausschüsse 
über  die  Eisenbahnfrage  in  Preussen  im  Jahre  1842«  (Jahr- 
gang 1881) ;  »Zum  dritten  November  1888«,  von  Gleim,  Geh. 
Oberregierungsrat  (Jahrg.  1888) ;  »Zur  Entstehungsgeschichte 
der  ersten  Deutschen  Staatsbahn«  von  v.  Mühlenfels  (Jahrg.  1889). 
Granz  kürzlich  ist  endlich  von  dem  Mitgliede  des  Preussischen  Ab- 
geordnetenhauses i.  Berger  (W^itten)  ein  biographisches  Werk 
erschienen,  »Der  alte  Harkort,  ein  westphälisches  Lebens-  und 
Zeitbild«  (Leipzig,  1890)  zu  dessen  wertvollsten  Partien  die 
Darstellung  der  hierher  gehörigen  Bestrebungen  zu  zahlen  ist. 

Es  ist  unzweifelhaft  noch  manchen  ferneren  Arbeiten  vor- 
behalten, die  Einzelheiten  der  zersplitterten  Anfange  des  Deut« 
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scheD  Eisenbahnwesens  aufzudecken.  Aber  schon  aus  den  yor- 
liegenden  Untersuchungen  ergibt  sich  das  Folgende.  Die  Be- 
deutung des  neuen  Verkehrsmittels  ist  in  Deutschland  mit 
überraschender  Geschwindigkeit  begriffen  worden;  natürlich 
zuerst  nur  von  einzelnen  weitblickenden  Männern,  nicht  in 
der  Breite  des  Publikums.  Aber  das  letztere  war  in  dem 
Heimatlande  der  Eisenbahnen  ganz  ebenso.  Der  Unterschied 
lag  in  der  Verschiedenheit  der  volkswirtschaftlichen  Beding- 
ungen, welche  in  England  den  neuen  technischen  Gedanken 
alsbald  in  die  grosse  Wirklichkeit  übersetzten  und  dadurch  den 
Erfolg  in  der  öffentlichen  Meinung  herbeiführten.  In  deutschen 
Landen  fehlten  die  ökonomischen  Voraussetzungen,  die  in  Eng- 
land vorhanden  waren  —  Kapitalreichtum,  Unternehmungslust, 
Kredit,  grosser  Verkehr,  grosse  Produktion;  oder  sie  waren 
doch  erst  wenig  entwickelt,  auf  wenige  Punkte  des  Landes 
beschränkt;  so  dass  ein  ernsthafter  Mann  um  dieselbe  Zeit 
noch  über  die  »Unanwendbarkeit  der  Englischen  Eisenbahnen 
auf  Deutschlandc  schreiben  konnte,  da  in  England  bereits  eine 
Ueberspekulation  für  Eisenbahnunternehmungen  im  Gange  war. 
Das  Verständnis  für  die  neue  Technik  der  Engländer  ist 
in  Deutschland  schon  dadurch  frühzeitig  eingedrungen,  dass 
die  Erfindung  selber  hier  wie  dort  ihre  Vorstufen  durchläuft, 
nur  dass  auch  diese  in  England  so  viel  mehr  Boden  für  prak- 
tische Verwertung  finden  als  in  Deutschland.  Seit  dem  ersten 
Jahre  des  neunzehnten  Jahrhunderts  erteilt  das  Parlament') 
Konzessionen  an  Aktiengesellschaften  zum  Bau  und  Betrieb 
von  Pferdeeisenbahnen,  bis  im  Jahre  1823  seine  nachträgliche 
Genehmigung  für  die  Einführung  der  Dampfwagen  auf  der 
Eisenbahn  von  Stockton  nach  Darlington  erteilt  wird.  In 
Deutschland  sind  es  in  denselben  Jahrzehnten  die  technischen 
Experimente  von  Männern  wie  dem  bayerischen  Oberbergrat 
Joseph  von  Baader  oder  dem  kurbessischen  Oberbergraie 
C.  Ä,  Henschel,  deren  ersterer  bereits  seit  dem  Jahre  1793  sich 
mit  der  fortschaffenden  Mechanik  beschäftigt,  später  durch 
einen  achtjährigen  Aufenthalt  in  England  und  Schottland  sich 

1)  Vgl.  meine  Untersuchungen  über  die  Englisohe  Eisenbahnpolitik, 
Bd.  I  (1874)  a  20  ff . 
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mit  den  neuesten  Erfindungen  im  Gebiete  des  dortigen  Eisen- 
bahnwesens bekannt  gemacht  hatte  und  über  diese  durch  selb- 
ständige Verbesserungen  hinauszukommen  strebte.  Der  Andere 
hatte  schon  im  Jahre  1803  den  Entwurf  zu  einem  Dampf- 
wagen gemacht,  welcher  von  den  Sachkundigen  mit  grossem 
Beifall  aufgenommen  wurde,  bis  er  im  Jahre  1817  ein  Patent 
erhielt,  für  dessen  Ausführung  indessen  niemand  vorhanden 
war,  der  es  gewagt  hätte,  ihm  Mittel  und  Gelegenheit  zu 
geben. 

Die  praktischen  Erfolge  der  Engländer  fordern  diese  Be- 
strebungen, indem  sie  dieselben  den  Kreisen  der  praktischen 
Geschäftsmänner  näher  bringen.  Aber  auch  in  diesem  Stadium 
zeigt  sich  noch  die  verschiedene  Gunst  der  wirtschaftlichen 
umstände,  so  dass  10 — 15  Jahre  vergehen  ehe  die  gemeinnü- 
tzigen Anregungen  Gestalt  gewinnen. 

IL 

Für  die  erste  Phase  der  Entwicklung  bietet  die  kürzlich 
erschienene  Biographie  von  Friedrich  HarJcort  eine  lehrreiche 
Quelle.  Das  Buch  ist  überhaupt  für  den  Zustand  der  Deutschen 
Volkswirtschaft  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts, 
für  die  Bemühungen,  welche  die  junge  Industrie  des  Nieder- 
rheins zu  ihrer  heutigen  Blüte  emporgebracht  haben,  welche 
Hand  in  Hand  damit  die  Verkehrswege  in  ihrer  zum  Teil 
barbarischen  Beschaffenheit  auf  die  Höhe  des  neuen  Zeitalters 
gehoben  haben,  ein  wichtiges  Mittel  der  Erkenntnis.  Es  ist 
von  dem  Schwiegersohne  Harkorf s  aus  den  Familienpapieren 
geschrieben,  nicht  ohne  die  Breite  und  die  subjektive  Gesin- 
nung, zu  welcher  dieses  Verhältnis  der  Pietät  leicht  genug 
verführte;  aber  dafür  lohnt  die  frische  Ursprünglichkeit  und 
individuelle  Quellenmässigkeit  des  Materials.  Manches  Neue 
oder  Vergessene  enthüllt  sich  uns  daraus.  Die  Abschnitte, 
welche  das  Verkehrswesen  betreffen,  gehören  namentlich  dazu. 

In  England  war  die  kleine  Eohlenbahn  von  Stockton  nach 
Darlington  für  Dampfbetrieb  im  Jahre  1825  vollendet;  im 
selben  Jahre  gelangte  das  Projekt  für  eine  Eisenbahn  von  Liver- 
pool nach  Manchester  aus  den  Kreisen  der  Liverpooler  Eauf- 
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mannschaft  vor  das  Parlament,  wurde  aber  bei  dem  siegreichen 
Widerstände  der  Kanalbesitzer    verworfen,  um  erst  im  Jahre 

1826  dank  den  Bemühungen  HushiasovCs  durchzudringen, 
während  das  grossere  Projekt  für  den  Bau  einer  Eisenbahn 
Yon  Liverpool  nach  Birmingham  sowohl  1825  wie  1826  un- 
terlag. 

Es  geschah  unter  dem  Eindrucke  der  technischen  Versuche, 
auf  welche  das  Projekt  der  Liverpool-Manchester-Bahn  und 
ihres  Ingenieurs,  George  Stephenson^  sich  stützte,  dass  bereits 
am  30.  März  1826  Friedrich  Harhort  in  der  Westpbälischen 
Zeitschrift  »Hermanne  einen  Aufsatz  veröffentlichte  über  die 
»Eisenbahnen  (Railroads)«.  Er  prophezeite  hier,  dass  die 
Eisenbahnen  Revolutionen  in  der  Handelswelt  hervorbringen 
werden.  »Man  verbinde  Elberfeld,  Köln  und  Duisburg  mit 
Bremen  oder  Emden  und  Hollands  Zölle  sind  nicht  mehric 
»Möge  auch  im  Yaterlande,  schloss  er ,  bald  die  Zeit  kommen, 
wo  der  Triumphwagen  des  Gewerbefleisses  mit  rauchenden  Ko- 
lossen bespannt  ist  und  dem  Gemeinsinne  die  Wege  bahnte 
Indessen  die  Zeit  kam  nicht  so  bald.  Im  August  1826  plante 
man  die  Anlegung  einer  Eohlenbahn  von  Heisingen  nach  dem 
Wupperthale,  welche  dem  Widerstände  kurzsichtiger  Interes- 
senten gleich  im  Keime  erlag.  Die  Ghausseegeldeinnahme  werde 
zurückgehen,  die  Eohlenfuhrleute  würden  geschädigt  werden 
und  ähnliche  Einwendungen  mehr  wurden  gemacht.    Im  Jahre 

1827  arbeitete  Harkort  eine  Denkschrift  far  seinen  Gönner, 
den  Freiherrn  von  Stein  aus  »über  die  Vorteile  der  Eisenbahn- 
Anlage«.  Dieser  interessierte  sich  lebhaft  dafür,  war  aber 
gerade  damals  mit  dem  Oberpräsidenten  der  Provinz  West- 
phalen,  von  Vincke^  in  Zwist  und  hatte  weiter  nach  oben  hin 
wenig  Einfluss. 

Jedoch  kam  von  der  Spitze  des  Preussischen  Staates  her 
den  Bestrebungen  Harkorf 6  allmählich  einige  Unterstützung. 
Die  Zollbelästigungen,  durch  welche  das  Königreich  Holland 
die  Schiffahrt  des  Nieder-Rheins  erschwerte,  legten  Abhilfs- 
massregeln  nahe,  die  den  Weg  zur  See  mit  Umgehung  Hollands 
möglich  machten.  Dies  war  Harkorf ^  Gedanke.  Aber  auch 
andere    beschäftigten   sich   damit.     Am    18.   November    1826 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Anfänge  des  Deutschen  Eisenbahnwesens.  669 

schrieb  Niebuhr  an  Stein:  »Ist  es  denn  nicht  möglich,  Ar- 
beiten auszuführen,  um  der  Tyrannei  der  Niederländer  zu  ent- 
gehen —  Eisenbahnen  und  Kanäle?«  In  denselben  Tagen 
entwarf  der  Provinzial-Steuerdirektor  Krüger  in  Münster  zu- 
sammen mit  dem  Regierungsrat  Koppe  in  Minden  ein  Projekt, 
durch  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  der  Weser  zum  Rheine 
Preussen  von  Holland  unabhängig  zu  machen.  Krüger  legte 
dem  Finanzminister  von  Mote  ein  Projekt  vor.  Motz  hatte 
zwar  bereits  seine  Aufmerksamkeit  den  Eisenbahnen  zuge- 
wendet: er  war  über  die  Vorgänge  in  England  durch  mehrere 
preussische  Techniker,  die  sich  dort  auf  Studienreisen  befanden, 
unterrichtet  worden:  SchinJcel  und  Betdh  besuchten  England 
im  Jahre  1826;  die  Berg- Assessoren  von  Oeyiüiausen  und  von 
Becken  verlebten  zwei  Jahre  dort  und  erstatteten  besonderen 
Bericht  über  die  Eisenbahnen  im  »Archiv  für  Bergbau  und 
Hüttenwesen«  (>üeber  Schienenwege  in  England ;  Bemerkungen 
gesammelt  auf  einer  Reisein  den  Jahren  1826  und  1827«.  Berlin 
1829,  6.  Reimer).  In  dem  an  den  König  erstatteten  Verwal- 
tungsbericht für  die  Jahre  1825—27  vom  80.  Mai  1828  sagt 
der  Pinanzminister  ».  .  .  noch  wichtiger  ist  es,  mit  einer  Eisen- 
bahn von  Minden  bis  Lippstadt  eine  ganz  neue  Richtung  für 
den  Verkehr  von  Bremen  nach  dem  westlichen  und  südlichen 
Deutschland  innerhalb  der  eigenen  Grenzen  von  Ew.  Majestät 
Staaten  hervorzurufen.«  Noch  im  Jahre  1828  wurde  dem  Re- 
gierungspräsidenten von  Düsseldorf  amtlich  empfohlen,  sich  die 
Beförderung  der  Eisenbahnen  in  seinem  Bezirk  möglichst  an- 
gelegen sein  zu  lassen.  Der  Oberbergrat  von  Oeynhausen  wurde 
beauftragt,  die  geeignete  Linie  für  die  Bahn  von  der  Weser 
zur  Lippe  zu  ermitteln. 

Der  Erfolg  alles  dieses  guten  W^illens  war  bezeichnender 
Weise  zunächst  durch  eine  Reihe  von  Jahren  nichts  weiter  als 
einige  kleinere  Pferdebahnen,  d.  h.  dasjenige,  was  England  in 
der  Epoche  1801 — 1825  und  damals  schon  in  reichlicher  Fülle 
besessen  hatte.  An  der  Spitze  des  Preussischen  Staats  trafen 
die  Bestrebungen  von  Motif^  dann  von  dessen  Nachfolger  Maassen^ 
auf  mannigfaltige  Hindernisse.  Der  König  Friedrich  Wilhelm  III. 
»konnte  sich  keine  grosse  Seligkeit  davon  versprechen,  ein  paar 


Digitized  by  VjOOQIC 


660  Qustav  Cobn: 

Stunden  fräher  in  Berlin  und  Potsdam  zu  seine.  Obenein  war 
das  Preussische  Finanzwesen  auf  verhängnisvolle  Weise  mit 
der  Verfassungsfrage  verknüpft,  derart,  dass  eine  Staatsanleihe 
nur  mit  Genehmigung  der  »Reichsstände«  aufgenommen  werden 
durfte,  die  Berufung  der  Beichsstände  aber  immer  mehr  in  den 
Hintergrund  trat.  Das  unter  den  Umständen  der  damaligen 
Volkswirtschaft  so  nötige  selbständige  Vorgehen  der  St4iaU- 
regierung,  wenn  anders  Eisenbahnen  zu  stände  kommen  solltai, 
war  hiedurch  gelähmt.  Der  Schwerpunkt  fiel  zunächst  in  deu 
Westphälischen  Landtag,  wo  unter  dem  Eindruck  der  soeben 
eröffneten  Bahn  von  Liverpool  nach  Manchester  Harkart  im 
Dezember  1830  einen  Antrag  einbrachte  auf  >  Verbindung  der 
Weser  mit  der  Lippe  vermittelst  einer  Eisenbahn«,  welcher  Ziffer- 
massig  erläutert  wurde. 

Es  sollte  ein  provinzialständisches  Unternehmen  sein,  sich 
auf  die  Linie  Minden-Lippstadt  erstrecken ;  die  Hälfte  des  An* 
lagekapitals  sollte  aus  der  Staatskasse  zinslos  vorgestreckt,  die 
andere  Hälfte  als  verzinsliches  Darlehen  unter  ständischer  Gar 
rantie  angeliehen  werden.  Der  Antrag  fand  im  Landtage  sehr 
günstige  Aufnahme.  Es  entstand  daraus  eine  Immediat-Ein- 
gabe  an  den  König,  womöglich  auf  Staatskosten  die  Bahn  aos^ 
führen  zu  lassen,  oder  aber  eine  Aktiengesellschaft  unter  stän- 
discher Vermittlung  zu  bilden  mit  Gewährung  eines  Staats- 
vorschusses  für  die  Hälfte  des  Anlagekapitals.  Allerdings  blieb 
auch  bei  diesem  Projekt  die  Anwendung  von  Dampfwagen  ausser 
Frage.  Erst  am  22.  Juli  1832  kam  die  Antwort  von  Berlin, 
man  wolle  seitens  der  Staatsregierung  mit  Vermessung  und 
sonstigen  Ermittelungen  dem  Unternehmen  zu  Hilfe  kommen, 
wenn  eine  Aktiengesellschaft  die  Ausführung  übernehme; 
finanziell  könne  nur  durch  Uebernahme  von  Aktien  eine  Bei- 
hilfe gewährt  werden,  weiter  zu  gehen  sei  nicht  angemessen, 
weil  das  jetzige  Kommunikationsbedürfnis  durch  die  Chaussee 
gesichert  sei,  und  die  künftige  kommerzielle  Wichtigkeit  der 
Anlage  auf  unsichem  Voraussetzungen  beruhe. 

Es  bildeten  sich  lokale  Komitee's,  welche  die  Sache  betreiben 
sollten ;  im  März  1833  veröffentlichte  Earhort  die  Schrift: 
»Die  Eisenbahn  von  Minden  nach  Köln«;  bei  dem  Zusammen- 
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tritt  des  vierten  Westphalischen  Landtags  im  November  1833 
stellte  Harkort  sofort  den  Antrag  auf  Erbauung  einer  Eisen-, 
bahn  von  der  Weser  zum  Rheine;  im  Plenum  wie  im  Aus- 
schüsse wurde  derselbe  mit  allseitigem  Beifall  aufgenommen; 
von  der  Regierung  verlangte  man  jetzt  nur  eine  Zinsgarantie. 
Der  Landtagsabschied  vom  30.  Dezember  1834  erkannte  die 
Wichtigkeit  des  Projektes  an,  wies  aber  auf  die  Notwendigkeit 
einer  sorgfaltigen  Prüfung  desselben  hin.  Im  Jahre  1835  wurde 
dann  in  Eiber feld  und  Düsseldorf  das  erforderliche  Aktienka- 
pital zum  Bau  der  Bahn,  welche  diese  beiden  Städte  verbinden 
sollte,  aufgebracht,  die  Bahn  selber  am  3.  September  1841  er- 
öffnet. Der  Plan  der  Köln-Mindener  Bahn  wurde  erst  1845 
bis  1847  durch  die  1843  gegründete  Aktiengesellschaft  durch- 
geführt, unter  Beteiligung  des  Staates  mit  einem  Siebentel  der 
Aktien. 

III. 

Der  früheste  thatsächliche  Erfolg  in  den  Anfangen  des 
Deutschen  Eisenbahnwesens  wurde  anderswo  erreicht.  Bereits 
im  Jahre  1814  hatte  Joseph  von  Baader  auf  die  günstige  Lage 
Nürnbergs  und  Fürths  aufmerksam  gemacht  und  den 
Gedanken  angeregt,  diese  beiden  Städte  durch  eine  Eisenbahn 
zu  verbinden.  Zum  zweiten  Male  tauchte  das  Projekt  1819 
in  der  Bayerischen  Kammer  auf.  Ein  Abgeordneter  wies  am 
24.  Mai  jenes  Jahres  auf  die  Eisenbahnen  hin,  welche  Baader 
nach  dem  Vorbilde  der  Englischen  Eisenbahnen  erfunden  und 
verbessert  habe,  und  bezeichnete  die  Strasse  von  Nürnberg  nach 
Fürth  als  sehr  angemessene  Gelegenheit  zur  Ausführung.  Andere 
Abgeordnete  äusserten  sich  zustimmend.  Am  16.  Juli  desselben 
Jahres  empfahl  die  Kammer  den  Antrag  des  Abgeordneten 
Heydekam^  den  Rhein  mit  der  Donau  vermittelst  einer  Eisen- 
bahn zu  verbinden,  dem  Finanzministerium  zur  Berücksichti- 
gung. Den  Gedanken  der  Nürnberg-Fürther  Eisenbahn  nahm 
König  Ludwig  von  Bayern  wieder  auf,  als  er  im  Jahre  1826 
dem  Bürgermeister  von  Fürth  gegenüber  eine  solche  Bahn  als 
wünschenswert  und  leicht  ausführbar  bezeichnete,  auch  ver- 
schiedene Kreise  dafür  zu  interessieren  suchte.  Im  Jahre  1827 
war  es  wiederum  die  Eisenbahnverbindung  der  Donau  mit  dem 
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Rhein,  welche  die  bayerische  Kammer  beschäftigte,  anknüpfend 
an  die  ihr  vorgelegte  neae  Schrift  v.  Baader^s;  aber  ohne  Er- 
gebnis. Die  Eanalverbindung  zwischen  Donau  und  Main  nahm 
zunächst  alles  Interesse  der  Regierung  in  Anspruch.  Das  erste, 
was  zu  Stande  kam,  war  doch  die  Eisenbahn  von  Nfimb^ 
nach  Fürth,  und  zwar  vornehmlich  durch  das  Verdienst  des  Nüni- 
berger  Bürgers  Joh,  Schafrer,  welcher  im  Jahre  1832  zu  den  Zoll- 
vereinsverhandlungen und  zum  Studium  der  technischen  Schulen 
durch  die  Regierung  nach  Berlin  gesandt  worden  war  und  diesen 
Anlass  benutzt  hatte,  mit  preussischen  Technikern  wegen  des 
Eisenbahnprojekts  in  Beziehung  zu  treten.  Am  20.  Januar  1833 
war  man  bereits  dabei,  die  Frequenz  des  Verkehrs  an  Personen 
Wagen  und  Reitern  zwischen  den  beiden  Orten  festzustellen, 
was  dann  40  Tage  lang  fortgesetzt  wurde.  Am  14.  Mai  1833 
erschien  die  Einladung  zur  Subskription,  welche  vor  allem  auf 
die  Erfolge  der  Eisenbahn  von  Liverpool  nach  Manchester  hin- 
wies, übrigens  nur  ein  Anlagekapital  von  132  000  Gulden  ver- 
langte und  dafür  eine  Rente  von  12  %  in  Aussicht  stellte.  So 
klein  dieses  Kapital,  so  mühsam  war  doch  seine  Aufbringung. 
Die  Bayerische  Staatsregierung  entschloss  sich  zu  einer  Betei- 
ligung mit  2  (zwei)  Aktien  im  Gresamtbetrage  von  200  Gulden ; 
die  Einzahlung  selbst  dieses  geringen  Betrages  konnte  nur  mit 
Mühe  erlangt  werden.  Der  König  Ludwig  wurde  in  das  In- 
teresse gezogen,  indem  man  der  Bahn  seinen  Namen  gab,  je- 
doch hiezu  die  Erlaubnis  erst  erhielt  unter  der  Bedingung, 
dass  zuvor  das  Aktienkapital  gezeichnet  sein  müsse.  Eis  gelang 
dann  wirklich,  bis  Ende  des  Jahres  1833  die  veranschlagte 
Summe  zusammenzubringen. 

Die  Bedenken,  die  Schwierigkeiten,  die  Widerstände,  nnd 
alles  das  gemessen  an  der  Geringfügigkeit  des  Objektes,  geben 
uns  eine  Vorstellung  von  der  entsetzlichen  Kleinheit  und  Jäm- 
merlichkeit der  damaligen  Wirtschaftszustände.  Endlich  im 
Dezember  1835,  nach  vielfaltigen  Mühsalen  wegen  des  Grund- 
erwerbes,  wegen  des  Bahnkörpers,  wegen  der  Beschaffung  der 
Maschinen  u.  s.  w.,  wurde  die  kleine  Eisenbahn  eröffnet  —  die 
erste  Lokomotivbahn  in  Deutschland. 
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IV. 

unter  den  zahlreichen  Beratern  des  Nürnberg-Fürther 
Unternehmens  fehlte  auch  diejenige  Persönlichkeit  nicht,  welche 
in  die  Anfänge  des  Deutschen  Eisenbahnwesens,  aller  ander- 
weitigen Verdienste  unbeschadet,  doch  am  lebendigsten  und 
wirksamsten  eingegriflFen  hat  —  nämlich  Friedrich  List.  Am 
1.  Dezember  1833  schrieb  er  von  Leipzig  an  ein  leitendes  Mit- 
glied in  Fürth:  »Vor  allen  Dingen  muss  ich  Ihren  Fragen 
eine  andere  entgegenstellen :  will  man  in  Nürnberg  bloss  eine 
Eisenbahn  nach  Fürth  bauen  und  sich  mit  diesem  Werk  be- 
gnügen, oder  soll  diese  kleine  Anlage  eine  Probe  sein,  wodurch 
die  Einträglichkeit  und  Thunlichkeit  der  Eisenbahnen  überhaupt 
ins  Licht  gestellt  werden  soll?     Ich  vermute  das  letztere.« 

List  war  1832  von  Amerika  heimgekehrt,  hatte  aber  be- 
reits von  Amerika  herüber  seit  1827  durch  Aufsätze  in  der 
Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  und  durch  Korrespondenzen 
mit  dem  Bayerischen  Techniker  von  Baader  für  den  Bau  von 
Eisenbahnen  im  Vaterlande  agitiert.  List  und  Baader  ver- 
handelten im  Jahr  1829  darüber  ^),  eine  Eisenbahnverbindung 
zvnschen  Rhein  und  Weser  herzustellen  und  auf  diese  Weise 
Mitteldeutschland  und  Bayern  mit  der  Nordsee  zu  verbinden. 
Zugleich  richteten  sie  sich  beide  gegen  das  damals  von  anderer 
Seite  befürwortete  Eaualsystem,  und  behaupteten,  die  Herstel- 
lung grosser  Eisenbahnverbindungen  werde  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  viel  mächtiger  fordern.  Auch  in  Lisf%  Notizen 
aus  Amerika  findet  sich  eine  Skizze  über  die  Vorteile  eines 
bayerischen  Eisenbahnsystems.  List  wandte  sich  ferner  an 
den  Eonig  Ludwig  selber  in  einer  besonderen  Denkschrift, 
welche  seine  Erfahrungen  über  Eisenbahnen  und  Kanäle  dar- 
legen sollte.  Der  Erfolg  entschied  hier  gleichwohl  gegen  List 
und  zu  Gunsten  des  Eanalbaus. 

List  hatte  nach  seiner  Heimkehr  von  Amerika  im  Jahre 
1832  zuerst  in  Hamburg  versucht,  für  seine  Agitation  Boden 
zu  gewinnen,  sich  aber  bald  überzeugt,  dass  ihm  dieses  hier 
nicht  gelingen  werde.    Er  siedelte  daher  im  Sommer  1833  nach 

1)  y^\,Ludmg  Hämser,  Friedrich  List's  gesammelte  Schriften  (1850) 
I,  166  ff. 
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Leipzig  über  und  fand  seine  Hoffnung,  dass  an  diesem  Orte 
rascher  und  erfolgreicher  für  die  Herstellung  eines  Deutschen 
Eisenbahnsystems  gewirkt  werden  könne,  alimählich  bestätigt. 
Anfangs  freilich  ging  es  ihm  hier  wie  in  Hamburg ;  man 
lächelte  über  die  kühnen  Projekte;  doch  nach  und  nach  bildete 
sich  ein  Kreis  von  Eaufleuten  und  Gelehrten,  namentlich  der 
jüngeren  Generation,  die  sich  mit  List^s  Entwürfen  befreun- 
deten. Jetzt  trat  dieser  mit  seinen  Vorschlägen  öffentlich  her- 
vor und  schrieb,  nachdem  er  sich  im  Lande  genauer  umge- 
sehen, die  Broschüre  »Ueber  ein  Sachsisches  Eisenbahnsystem 
als  Grundlage  eines  allgemeinen  Deutschen  Eisenbahnsystems, 
und  insbesondere  über  die  Anlegung  einer  Eisenbahn  von 
Leipzig  nach  Dresden.«  Er  bemühte  sich  darin,  alle  die 
herrschenden  Vorurteile  gegen  den  Bau  von  Eisenbahnen  zu 
widerlegen,  die  Zweifel  wegen  der  Kostbarkeit,  wegen  der  Er- 
giebigkeit, wegen  des  Kapitalmangels  u.  s.  w.  Er  legte  der 
Schrift  eine  kleine  Landkarte  bei,  auf  welcher  die  künftigen 
Eisenbahnlinien  verzeichnet  waren :  hier  ist  Basel  mit  Frank- 
furt, Frankfurt  mit  Gassei,  Hannover,  Bremen,  Gotha,  Leipzig, 
Berlin  verbunden ;  Berlin  über  Magdeburg,  Braunschweig  und 
Hannover  mit  Minden  und  Coln,  dann  mit  Pommern,  West- 
preussen  und  Schlesien  verbunden;  Leipzig  selber  steht  da  mit 
Dresden  und  Prag,  mit  Berlin,  Halle,  Magdeburg  und  durch 
eine  grosse  Linie  über  Bamberg,  Nürnberg,  Augsburg,  München 
bis  Lindau  mit  dem  Deutschen  Süden  in  Verbindung. 

Die  meisten  Leser  sahen  damals  in  diesem  Bilde  ein  kühnes 
Phantasiegemälde ;  in  kaum  fünfzehn  Jahren  war  das  Bild  in 
die  Wirklichkeit  fibersetzt.  Der  erste  Erfolg  war,  dass  gleich 
nach  Erscheinen  der  Schrift  sich  ein  Komitee  in  Leipzig  bildete. 
Auf  Veranlassung  desselben  schrieb  List  (Mai  1834)  einen 
»Aufruf  au  unsere  Mitbürger  in  Sachsen,  die  Anlage  einer 
Eisenbahn  zwischen  Dresden  und  Leipzig  betreffend«,  der  durdi 
kürzer  gefasste  und  eindringlichere  Sprache  weitere  Kreise  des 
Publikums  gewinnen  sollte,  als  es  der  voraufgegangenen  Bro- 
schüre gelungen  war.  Am  14.  Mai  1835  wurde  das  ganze 
Aktienkapital  von  2  Millionen  Thaler  mit  einem  Schlage  ge- 
zeichnet. 
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Nachdem  auf  diese  Weise  die  Sache  in  Gang  gekommen, 
wurde  der  Fenergeist  lAsVs  den  Geschäftsmännern  der  Leipziger 
Gemeinnützigkeit  überflüssig  und  unbequem.  Die  Angelegen- 
heit ging  jetzt  ohne  ihn  und  als  am  5.  Juni  1835  die  erste 
Greneralyersammlung  der  Anteilbesitzer  der  Leipzig-Dresdener 
Bahn  gehalten  werden  konnte,  horte  man  kaum  auf  die  Worte 
des  Glückwunsches,  die  er  zu  der  Versammlung  sprach.  In  der 
That  hatte  er  längst  weit  über  Leipzig  hinaus  nach  allen 
Enden  hin  seine  agitatorische  Wirksamkeit  für  ein  grosses 
Deutsches  Eisenbahnnetz  ausgebreitet.  Er  wandte  sich  nament- 
lich nach  Berlin  (Mai  1835)  und  bewarb  sich  hier  durch  zwei 
ImmediatYorstellungen  um  die  Konzession  für  eine  Eisenbahn 
Yon  Hambu]^  nach  Berlin,  Magdeburg  und  Leipzig,  nachdem 
er  sich  eine  Reihe  angesehener  Bankhäuser  zugesellt  hatte. 
Jedoch  seine  Bewerbung  scheiterte.  Dagegen  wurde  das  Gesuch 
des  Oberbürgermeisters  Francke  in  Magdeburg  um  Zulassung 
einer  Eisenbahn  von  Magdeburg  nach  Leipzig  am  14.  Februar 
1836  durch  königl.  Eabinettsordre  genehmigt.  Bereits  am 
13.  Augnst  1836  war  das  erforderliche  Aktienkapital  (2  V4  Mill. 
Thaler)  mehr  als  doppelt  gezeichnet. 

Der  Punkt  war  jetzt  erreicht,  wo  der  Bau  der  Eisenbahnen 
an  verschiedenen  Enden  in  Gkmg  kam.  Im  Frühjahr  1837 
beauftragte  die  Preussische  Regierung  eine  Kommission  von 
höheren  Beamten  mit  der  Vorbereitung  eines  Gesetzes  über  die 
Eisenbahnen.  Am  3.  November  1838  wurde  dieses  Gesetz  er- 
lassen. Li  den  nächsten  Jahren  wurden  die  Berlin-Potsdamer 
Bahn,  die  Dttsseldorf-Elberfelder,  die  Berlin-Anhalt-Köthener, 
die  Magdeburg-Leipziger,  die  Rheinische  Bahn  eröffnet;  die 
Berlin-Stettiner,  die  Berlin-Frankfurter,  die  Magdeburg-Halber- 
stadter,  die  Bonn-Gölner,  die  Oberschlesische  Eisenbahn  kon- 
zessioniert 

V. 

Der  Biograph  Friedrich  HarJcorfs  hat  ein  vornehmliches 
Verdienst  seines  Helden  und  Schwiegervaters  darin  gefunden, 
dass  derselbe  als  der  erste,  und  insbesondere  früher  als  Friedrich 
List^  für  ein  Deutsches  Eisenbahnsystem  in  die  Schranken  ge- 
treten ist.     Er  hat  ausdrückliche  Verwahrung  eingelegt  gegen 
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die  Schmälerung  der  Verdienste  Harkort%  welche  ihm  angeblich 
durch  diejenige  Darstellung  widerfahren  sei,  die  A.  von  der 
Leyen  in  seiner  Abhandlung  über  die  »Entstehung  der  Mag- 
deburg-Leipziger Eisenbahn  €  von  Lisfs  Wirksamkeit  gegeben 
habe.  Die  Angelegenheit  ist  noch  dadurch  kompliziert,  daas 
ein  Bruder  Friedrich  HarkorPs  in  dem  Leipziger  Komitee  voa 
1834  die  leitende  Persönlichkeit  gewesen,  dass  auf  diesen  da- 
her auch  ein  Teil  der  Vorwürfe  fallt,  welche  die  Verteidiger 
LisVs  seit  einem  halben  Jahrhundert  gegen  die  Leipziger  Herren 
gerichtet  haben,  Vorwürfe  dafür,  dass  sie  den  grossen  Patrioten 
mit  Undank  gelohnt  hätten. 

Nun  wird  Jeder,  wie  ich  glaube,  bei  der  Lektüre  der  Bio- 
graphie Friedrich  HarkorPs  sich  der  sympathischen  Empfin- 
dung rückhaltlos  hingeben,  welche  diese  Persönlichkeit  zumal 
in  jenen  früheren  Jahren  der  wirtschaftlichen  Kämpfe  inmitten 
der  Ungunst  der  äusseren  Umstände  einflosst.  Die  Art,  wie 
er  von  frühe  her,  meist  mit  Aufopferung  des  eigenen  Inter* 
esses,  die  Maschinentechnik  der  vorangeschrittenen  Engländer 
in  die  heimische  Industrie  zu  übertragen  strebt,  wie  er  auf 
die  ersten  Erfolge  der  neuen  Strassentechnik  aufmerkt  und  sie 
nach  der  Heimat  zu  versetzen  trachtet  mit  litterarischen  und 
praktisch-technischen  Mitteln,  wie  er  dann  im  Westphäiischen 
Landtage  dafQr  thätig  ist  und  die  Meinung  jener  Kreise  dafür 
gewinnt  —  das  gehört  ohne  allen  Zweifel  enge  in  die  Ge- 
schichte der  aufblühenden  Deutschen  Volkswirtschaft  dieses 
Jahrhunderts  und  besonders  der  Anfange  des  Deutschen  Eisen- 
bahnwesens hinein.  Es  ist  daher  sehr  anerkennenswert,  dass 
diese  Verdienste  der  Vergessenheit  jetzt  entrissen  worden  sind; 
es  ist  erfreulich,  dass  ein  nahes  Pietätsverhältnis  hiezu  ver- 
holfen  hat. 

Wenn  indessen  eben  dieses  Pietätsverhältnis  Veranlassung 
gegeben  hat,  mit  gesteigerter  Lebhaftigkeit  nicht  nur  die  Ver- 
dienste Friedrich  HarJcorfs  zu  würdigen,  sondern  auch  das 
Verhältnis  derselben  zu  den  Verdiensten  anderer  Persönlich- 
keiten zu  messen,  so  geht  darüber  als  über  etwas  Menschliches 
der  unbefangene  Leser  hinweg.  Er  geht  darüber  solange  hin- 
weg,   bis   die  subjektive  Empfindung  des  Biographen  sich  za 
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einer  Gereiztheit  steigert ,  die  sich  za  anb^Qndeten  person- 
lichen Angriffen  verirrt.  Diesen  gegenüber  kann  er  nicht  um- 
hin zn  erklären,  dass  sie  besser  nnterblieben  wären. 

Selbst  angenommen  (was  ich  bestreite),  dass  der  Darsteller 
der  Entstehung  der  Leipzig-Dresdener  oder  der  Leipzig- Magde- 
burger Eisenbahn  die  Verdienste  Harkorf s  zu  kennen  yer- 
pflichtet  war,  bevor  sie  in  dem  vorliegenden  Bande  dargestellt 
worden,  —  so  würde  folgendes  zu  erwägen  sein.  Wenn  es 
sich  um  die  Entdeckung  irgend  einer  bahnbrechenden  Erkenntnis 
handelt,  so  ist  es  der  Mühe  wert,  obwohl  nach  vielfältigen 
Erfahrungen  keineswegs  leicht,  die  Priorität  für  einen  be- 
stimmten Mann  und  fQr  einen  bestimmten  Zeitpunkt  festzu- 
stellen. In  unserem  Falle  handelt  es  sich  darum  nicht.  Es 
ist  bloss  die  Bede  von  der  agitatorischen  Ausbreitung  einer 
neuen  Erfindung,  die  in  dem  fremden  Lande  bereits  dargestellt 
ist  und  auf  das  Heimatland  übertragen  werden  soll.  Die  Art, 
wie  man  schon  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts*,  ja  schon  im 
Laufe  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  in  Deutschland  die  poli- 
tischen, technischen,  litterarisehen  Vorgänge  England's  ver- 
folgte, die  den  heutigen  Beobachter  oft  überraschende  Prompt- 
heit der  Mitteilungen  bei  der  Schwerfälligkeit  der  damaligen 
Verkehrstechnik,  machen  es  auch  für  denjenigen,  welcher  von 
den  Einzelheiten  auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahnen  gar  nichts 
kennt,  in  hohem  Qrade  wahrscheinlich,  dass  ein  Aufisatz,  wie 
der  von  HarJcort  aus  dem  Jahre  1825,  sich  an  so  manchem 
Orte  der  damaligen  Zeitschriften  und  Zeitungen  Deutschland*s 
begraben  findet,  ebenso  früh  und  vielleicht  noch  früher.  That- 
sächlich  wissen  wir,  dass  der  Bayerische  Ingenieur  von  Baader 
die  ganze  Angelegenheit  von  dem  Standpunkte  des  Technikers 
viel  früher  und  viel  eingehender  verfolgt  hat.  Von  Fr.  List 
wissen  wir,  dass  er  seit  1827  seine  agitatorische  Thätigkeit 
für  ein  deutsches  Eisenbahnsystem  von  Amerika  aus  schrift- 
stellerisch begonnen  hat.  Wäre  es  der  Mühe  wert,  so  könnte 
ein  aufstrebender  Forscher  die  Bibliotheken  durchstöbern,  um 
jene  reichlicheren  Belege,  die  hier  bloss  vermutet  werden,  her- 
beizuschaffen. 

Nun  steht  aber  durchaus  nicht  bloss  in  Frage,  wer  zuerst 
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in  Deatschland  eine  Anregung  für  Eisenbahnen  g^eben  hat; 
die  praktische  Seite  der  Angelegenheit  steht  im  Vordergrande, 
es  handelt  sich  um  die  Wirkungen.  Da  ist  es  non  ffir  Nie- 
mand zweifelhaft ,  dass  in  ganz  anderer  Weise  als  jene  küm- 
merlichen Bemühungen  im  Westphälischen  Landtage,  die  gleich- 
sam in  einer  Ecke  Deutschland's  sich  abspielten,  die  grossartige 
Agitation  lAst's  durch  das  ganze  Vaterland  hin  ihren  Weg 
nahm  und  merkwürdig  schnell  ihre  Triumphe  feierte. 

Und  weiter,  —  »was  dem  Mann  das  Leben  nur  halb  er- 
teilt, soll  ganz  die  Nachwelt  geben«.  Dem  Manne  Friedrick 
lAst  ist  viel  weniger  als  die  Hälfte  von  dem,  was  ihm  gebührt, 
bei  seinen  Lebzeiten  zu  Teil  geworden.  Mit  um  so  Tolleren 
Händen  soll  ihm  die  Nachwelt  danken  und  auch  die  an  sich 
ehrenwerten  Empfindungen  kindlicher  Pietät  für  einen  anderen 
Mann  sollen  ihm  das  nicht  yerkümmem  wollen.  Es  geschieht 
durchaus  im  Interesse  des  Andenkens  für  Friedrich  Harkori^ 
wenn  man  von  vornherein  es  ablehnt,  ihn  in  irgend  einen  Ver- 
gleich mit  List  zu  stellen. 

Endlich  noch  Eines.  An  der  Thatsache,  dass  List  bei 
seinen  Lebzeiten  um  den  Dank  gekommen  ist,  der  ihm  gebührte, 
hat  der  Leipziger  Bruder  HarkorfSy  Crustav  HarJcort,  zufolge 
der  Darstellung  von  der  LeyetCs  einen  nicht  unerheblichen  An- 
teil ^).  um  so  misslicher  wird  durch  diesen  Umstand  die  Po- 
lemik des  Biographen  gegen  die  Verdienste  Lisfs. 

Leyen  schreibt  nämlich:  »Das  Intriguenspiel,  welches  in 
den  letzten  Mai-  und  in  den  ersten  Juni-Wochen  (1835)  von 
Leipzig  über  Magdeburg  nach  Berlin  in  Szene  gesetzt  wurde, 
wirft  vollends  kein  schönes  Licht  auf  die  Leipziger  Faiseurs. 
In  Magdeburg  scheint  lAst^  wenn  er  überhaupt  um  jene  Zeit 
dort  war,  mit  dem  Oberbürgermeister  Francke  nicht  in  per- 
sönliche Berührung  getreten  zu  sein  ...  In  Leipzig  hatte  man 
die  unbestimmte  Besorgnis,  List  könne  noch  nachträglich  dem 
dortigen  Unternehmen  und  einer  weiteren  Ausdehnung  desselben 
schaden.  Worauf  sich  diese  Besorgnis  gründete,  ist  mir  nicht 
recht  verständlich.    Jedenfalls  hielt  es  Harhort  für  zeitgemäss, 
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den  Oberbürgermeister  Francke  vor  List  geradezu  zu  warnen. 
Ein  Mitglied  unseres  Komitee,  Herr  Konsul  List^  schreibt  J9ar- 
"korty  ist  in  Berlin,  indessen  für  eigene  Rechnung,  und  ich  weiss 
nicht  was  seine  Absichten  sind;  nach  der  heutigen  Zeitung 
unterhandelt  er  mit  der  Regierung,  und  ich  wäre  neugierig 
zu  erfahren,  auf  welcher  Grundlage ;  sollte  er  nach  Magdeburg 
kommen,  so  rate  ich  Ihnen,  mit  Vorsicht  gegen  ihn  zu  ver- 
fahren. Diese  Warnung  fiel  auf  sehr  fruchtbaren  Boden.  Am 
28.  Mai  war  gerade  der  Staatsminister  von  Bockotv  in  Magde- 
burg und  besprach  dort  mit  Francke  und  den  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  auch  die  Eisenbahnangelegenheit.  Er  hatte 
in  Berlin  lAst  gesehen,  hatte  Kenntnis  von  seinem  Promemoria 
und  seinen  weiteren  Plänen,  und  hatte  keine  Veranlassung, 
diese  dem  Oberbürgermeister  Francke  zu  verbergen,  welcher 
mit  Schrecken  sehen  mochte,  dass  ihren  Plänen,  bevor  dieselben 
auch  nur  in  das  erste  Stadium  der  Entwicklung  getreten,  schon 
eine  sehr  beachtenswerte  Konkurrenz  drohe.  Denn  der  Minister 
scheint,  noch  unter  dem  frischen  Eindruck  des  personlichen 
Verkehrs  mit  List^  den  Magdeburger  Herren  nicht  verhehlt  zu 
haben ,  dass  die  ersten  Schritte  desselben  eine  günstige  Auf- 
nahme gefunden,  und  viele  Aussicht  vorhanden  sei,  dass  sie 
von  Erfolg  gekrönt  würden.  Francke  hatte  also  nichts  Eiligeres 
zu  thun,  als  nochmals  bei  Harkort  über  lAst  Erkundigungen 
einzuziehen.  Harkort  antwortet  umgehend  am  29.  Mai  »>  . . . 
ich  lese  mit  grossem  Erstaunen  (in  Ihrem  Briefe)  die  extra* 
Vaganten  Pläne  des  Herrn  lAst;  ich  bin  überzeugt,  dass  mit 
solchen  hochfliegenden  Anträgen  der  guten  Sache  ausserordent- 
lich geschadet  wird,  und  ich  fürchte  sehr,  dass  man  in  Berlin 
dem  Gedanken  Raum  geben  könne,  als  sei  das  Komitee  hier 
von  eben  solchen  schwindelhaften  Ideen  er£EU»t.  Ich  kann  mit 
Zuversicht  beteuern,  dass  weder  das  Komitee  in  seiner  Gesamt- 
heit noch  irgend  ein  anderes  Mitglied  desselben  um  Herrn 
Lisfs  Pläne  und  Schritte  gewusst,  viel  weniger  dieselben  ge- 
billigt hat,  und  es  würde  mir  sehr  angenehm  sein,  wenn  Sie 
Gelegenheit  hätten,  dem  Herrn  Minister  Eochow  meine  Pro- 
testation gegen  jede  Gemeinschaft  daran  zu  hinterbringen. 
Es  muss  uns  natürlich  daran  gelegen  sein,  im  Auslande  nicht 


Digitized  by  VjOOQIC 


670  Gustav  Gohn: 

als  Phantasten  za  gelten,  da  wir  es  in  der  That  nicht  sind  . . . 
List  scheint  zu  fühlen ,  dass  seine  Absichten  hier  nicht  Ein- 
gang finden  and  deshalb  sehr  zu  wünschen,  aaswärts  ein  frncht- 
bareres  Feld  za  acqairieren.««  .  .  .  Diese  Aaskanft  genügte.« 

Man  mag  das  Nähere  bei  Leyen  selber  nachlesen.  Franeke 
sanmte  nicht,  an  Bochow  za  übermittein,  was  Harkort  ihm 
geschrieben.  Lisfs  Gesuch  scheiterte  in  Berlin,  obwohl  es 
ihm  gelang,  (was  die  R^erung  mit  Recht  von  ihm  y erlangte) 
eine  Anzahl  der  angesehensten  Berliner  Bankhaaser  für  sein 
Projekt  zu  interessieren.  Francke's  Gesuch  dag^en  drang  darch. 

Nun  wird  der  unparteiische  Beurteiler  dieser  Verenge, 
welcher  Lisfs  Persönlichkeit  erwägt,  vielleicht  sich  der  Deber- 
zeugung  nicht  yerschliessen  können,  dass  die  Leipziger  Herren 
sachliche  Gründe  hatten,  in  lAsfs  Begabung  weit  mehr  die 
schöpferische  Fähigkeit  zu  schätzen,  welche  ihrem  Projekte 
zum  Dasein  yerholfen,  als  das  Talent  des  nüchternen  Verwal- 
tungsmannes. Indessen  eben  wenn  dieses  so  war,  ist  kein 
rechtschaffener  sachlicher  Grund  erkennbar,  Lisfs  agitatorisdi- 
patriotische  Wirksamkeit,  die  in  Leipzig  mit  epochemachendem 
Erfolge  begonnen  hatte  und  nun  auf  andere  Teile  Deutschland*« 
übergehen  wollte,  durch  abschätzige  urteile  über  seine  Per- 
sönlichkeit zu  untergraben.  Im  Gegenteil ,  diesen  wohlver- 
dienten Erfolg  einer  unzweifelhaft  erwiesenen  Begabung  Lisfs 
hätten  die  Leipziger  Herren  ihm  wünschen  sollen,  gerade  weil 
sie  ihn  in  Leipzig  für  die  weitere  Entwicklung  ihres  eigenen 
Unternehmens  nicht  festzuhalten  wünschten. 

Eüenach  liegt  zu  Tage,  dass  eine  biographische  Darstellung, 
welche  so  sehr,  wie  die  in  Frage  stehende,  den  Charakter  einer 
Familienschrift  an  sich  trägt,  aus  Rücksichten  der  Billigkeit 
und  Klugheit  einen  Streit  hätte  vermeiden  sollen,  der  jene 
peinlichen  Erinnerungen  wieder  aufweckt. 

VL 

Wenn  man  unter  dem  Gesichtspunkte  der  grossen  Streit- 
frage »Staatsbahnen  oder  Privatbahnen c  die  Anfange  des  Deut- 
schen Eisenbahnwesens  betrachtet,  so  hat  man  leider  wenig 
Anlass,  von  den  Erfolgen,  sei  es  des  einen,  sei  es  des  andern 
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Prinzips,  yiel  Rühmens  zu  machen.  Kümmerlich  sah  es  zu- 
nächst überhaupt  aus;  kümmerlich  aber  ganz  besonders  mit 
den  Leistungen  der  Staatsregierungen  für  das  neue  Verkehrs- 
mittel. Es  zeigt  sich  hier,  wie  so  oft,  dass  der  Gegensatz  der 
beiden  Prinzipien  nicht  so  schroff  ist,  wie  er  im  Streite  des 
Tages  gemeinhin  gemacht  wird.  Die  allgemeine  Enge,  Dürf- 
tigkeit, Kleinlichkeit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Deutsch- 
land's  in  jener  Zeit  tritt  gleichmässig  zu  Tage  in  dem  Phi« 
listertum  der  erwerbenden  Klassen  wie  in  dem  Philistertum 
der  Staatsbehörden  und  auf  den  Thronen  selber.  Die  ersten 
Lichtblicke  aber  kommen  nicht  Ton  oben  her,  sondern  TOn 
unten.  Nürnberg-Pürth,  Leipzig-Dresden,  ebenso  wie  die  ver- 
kümmerten Anfange  der  Rheinisch-Westphälischen  Bahnen, 
entspringen  der  privaten  Gemeinnützigkeit  und  dem  privaten 
ünternehmungsgeiste.  Langsam  folgt  die  Staatsregierung  mit 
ihrer  Unterstützung  nach.  Sind  einzelne  Staatsmänner  vor- 
handen, welche  frühe  schon  die  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
begreifen,  wie  die  beiden  Finanzmnister  Maassen  und  Motz 
in  Preussen,  wie  Eonig  Ludwig  in  Bayern,  so  weichen  sie  zu- 
nächst der  Macht  der  Trägheit,  welche  ihre  Umgebung  ihnen 
entgegenstellt. 

Die  wirklich  zu  Stande  kommenden  Staatsbahnsysteme  der 
Deutschen  Staaten  haben  alle,  etwa  das  kleine  Braunschweig  aus- 
genommen, eine  kümmerliche  Jugendzeit  durchleben  müssen.  Nir- 
gendwo ist  es  (im  Sinne  gewisser  abstrakter  Theorien)  eine  kühne 
staatsmännische  Initiative,  welche  die  neue  Technik  alsbald 
durchschaut  und  planmässig  ergreift.  Es  dauert  vielmehr  allent- 
halben sehr  lange,  ehe  man  -  überhaupt  etwas  thut,  ehe  man 
nur  ein  Verständniss  für  das  neue  Verkehrsmittel  gewinnt. 
Ob  wir  nach  Bayern  sehen  oder  nach  Sachsen,  nach  Baden 
oder  nach  Hannover  —  es  ist  ziemlich  das  Gleiche  allenthalben. 
In  Hannover  wie  in  Baden  wartet  man  Jahre  über  Jahre,  ob 
sich  nicht  Unternehmungsgeist  findet,  welcher  etwas  Aehnliches 
leistet  wie  die  Aktien-Gesellschaften  in  England.  Erst  nach- 
dem dieses  Warten  vergeblich  gewesen  und  die  Gefahr  ent- 
standen ist,  dass  durch  die  Bahnlinien  der  Nachbargebiete  das 
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eigene  Grebiet  brachgelegt  werde,  nimmt  die  Staatsregierong 
sich  notgedrungen  der  Sache  an  ^). 

Von  dem  grossten  Deutschen  Staate,  Ton  Preuasen, 
redeten  wir  schon.   Wir  haben  hier  noch  einiges  hinzuzufBgeii. 

Die  Preussische  Eisenbahnpolitik  bew^  sich  Jahrzehnte 
lang  in  Hindernissen,  unter  denen  bald  das  eine,  bald  das  an- 
dere hervorgezogen  wird,  um  das  negative  oder  eingeschränkte 
Verhalten  der  Staatsregierung  nach  aussen  hin  zu  motivieren. 
Bereits  im  Jahre  1833  erscheint  in  Coln  eine  Schrift,  welche 
den  Staatsbau  im  grossen  Stil  empfiehlt  und  vor  der  Zolassong 
von  Aktiengesellschaften  warnt  (sie  würden  eine  neue  Gewalt 
im  Staate  bilden;  wie  enge  auch  der  Zirkel  sei,  in  den  man 
bei  Erteilung  der  Eonzession  ihr  Recht  banne,  er  werde  doch 
unzulänglich  bleiben,  denn  kein  Recht  könne  gegeben,  keine 
Bedingung  gestellt  werden,  deren  Existenz  nicht  frühe  oder 
spät  dem  Staate  lästig  fallen  und  deren  Auflösung  alsdann 
mit  bedeutenden  Mitteln  erkauft  werden  müsse).  Jedoch  ge- 
rade der  Staatsbau  ist  es,  wovor  das  laue  Wohlwollen  der  Re- 
gierung sich  scheu  zurückzieht. 

Eünmal  ist  es  der  Zweifel,  ob  die  Erfahrungen  England*8 
und  Amerika's  auch  für  Deutsche  Verhältnisse  hinreichende 
Erfolge  verbürgen,  ob  das  o£Pentliche  Interesse  der  heimischen 
Volkswirtschaft  gross  genug  ist,  um  die  Aufwendung  von  Staats- 
mitteln zu  rechtfertigen.  Als  darauf  mit  der  Thronbesteigung 
des  vierten  Friedrich  Wilhelm  ein  günstigerer  Wind  für 
die  Eisenbahnen  zu  wehen  beginnt,  treten  die  (längst  vorhan- 
denen) staatsrechtlichen  Bedenken  dazwischen.  Aus  diesem 
Konflikt  geht  das  Werk  des  Jahres  1842  hervor,  welches  dem 
als  unzulänglich  erkannten  System  der  Privatbahnen,  das  sich 
auf  das  Gesetz  vom  3.  November  1838  aufbaute,  mit  staatlicher 
Unterstützung  zu  Hilfe  kommt. 

Aber  eben  dieses  Werk  verquickt  sich  auf  eine  merkwürdige 
Art  mit  der  Verfassungsfrage*). 

1)  Vgl.  W.  Lehzm,  Hannover'B  Staatsbauihali  Enter  Teil.  185S, 
259—307.  F.  A.  Begenduer,  Der  Staatshanshalt  des  Grouhenogtosif 
BadeD.  1863,  §§  411-412. 

2)  Die  Verhandlungen  der  Vereinigten  Ständischen  AnaachüBse  Aber 
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Die  Eonigl.  Verordnang  vom  17.  Janaar  1820  hatte  Klar- 
heit verbreiten  wollen  über  den  Stand  der  Staatsschulden  und 
den  öffentlichen  Kredit  befestigen  wollen  durch  die  öffentliche 
Teilnahme  des  Volkes,  unter  ausdrficklichem  Hinweise  auf  die 
Kontrolle  der  seit  der  Reformperiode  ins  Auge  gefassten  »Reichs- 
standec.  Es  heisst  in  jener  Verordnung:  »Sollte  der  Staat 
künftighin  zu  seiner  Erhaltung  oder  zur  Forderung  des  all- 
gemeinen Besten  in  die  Notwendigkeit  kommen,  zur  Aufnahme 
eines  neuen  Darlehens  zu  schreiten,  so  kann  solches  nur  mit 
Zuziehung  und  unter  Mitgarantie  der  künftigen  reichsstandischen 
Versammlung  geschehen,  c 

Diese  Zusicherung  versprach  mindestens  nach  der  einen 
der  beiden  Seiten,  der  jSnanziellen  oder  der  verfassungspolitischen 
zu  viel  ^).  Entweder  tauschte  man  sich  über  die  Schwierig- 
keiten einer  »Zuziehung  der  künftigen  reichsständischen  Ver- 
sammlung« oder  über  die  naturgemässe  Wiederkehr  neuer  Dar- 
lehensbedürfnisse des  preussischen  Staatshaushaltes.  Die  Folge 
davon  war,  dass  der  wirkliche  Staatsbedarf  im  Laufe  der  nächsten 
Jahrzehnte  zu  Auskunftsmitteln  führte,  welche  die  Thatsache 
einer  neuerdings  kontrahierten  Staatsschuld  verschleiern  wollten, 
oder  dass  thatsächlich  vorhandene  Bedürfnisse,  die  nur  durch 
Staatsanleihen  hätten  befriedigt  werden  können,  durch  die 
Staatsverwaltung  nicht  befriedigt  wurden.  Schon  im  Jahre  1824 
musste  die  »Seehandlung«  125  Meilen  Staatschausseen  bauen, 
deren  Kosten  der  Staat  ihr  schuldete ;  zur  Deckung  der  Schuld 
ermächtigte  die  Kabinettsordre  vom  27.  Juli  1832  die  Seehand- 
lung, eine  Anleihe  in  Höhe  von  12,6  Mill.  Thalern  anzu- 
nehmen. Andere  Ausgaben  der  Art  mussten  unterbleiben,  weil 
man  den  gleichen  bedenklichen  Weg  nicht  häufiger  betreten 
wollte  oder  konnte. 

Mit  der  ersten  Regierungsperiode  Friedrich  Wilhelm's  des 
Vierten  beginnt  eine  ähnlich  zweideutige  Behandlung  der  an- 
dern Seite  jener  Alternative  von  1820,  nämlich  der  verfassungs- 

die  Eisenbahnfrage  in  Preiusen  im  Jahre  1842.   Archiv  fQr  Eisenbahn- 
wesen,  1881. 

1)  Vgl.  mein  »System  der  Finanzwissenschaftc  (1889)  §  494.   Bd.  II 
dee  »Systems  der  Nationalökonomie«. 
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politischen.  Wenn  unter  der  Toraufgehenden  Regierung  die 
finanzielle  Notwendigkeit  sich  nicht  gänzlich  hat  verleugnen 
lassen,  so  jetzt  die  Notwendigkeit  einer  Volksyertretung.  Weil 
aber  auch  jetzt  noch  der  ehrliche  Wille  fehlt,  die  einstmals 
zugesagte  Volksvertretung  zu  berufen,  so  glaubt  man  sich  mit 
Ersatzmitteln  abfinden  zu  können  (1842,  1847).  Der  Yersoch 
des  Jahres  1842  (Verordnung  vom  21.  Juni  1842)  besteht  in 
der  Berufung  eines  Standigen  Ausschusses,  welcher  zusammen- 
gesetzt ist  aus  je  12  Del^erten  der  acht  Provinziallandtage. 
Dieser  Ausschuss  sollte  ein  ständisches  Organ  darbieten,  den 
Rat  erfahrener  Männer  einzuholen,  auch  bei  Gegenstands, 
die  bisher  in  der  Regel  an  die  Provinzialstände  nicht  gelangt 
waren,  sowie  bei  den  ersten  Vorbereitungen  zu  allgemeinen 
wichtigen  Gesetzen  gutachtliche  Aeusserungen  zu  hören,  inso- 
fern es  dabei  hauptsachlich  auf  Kenntnis  örtlicher  Verhältnisse 
und  auf  praktische  Erfahrung  ankäme. 

Bei  der  ersten  gemeinsamen  Beratung  am  18.  Oktober  1842 
wurde  diesen  Vereinigten  Ständischen  Ausschüssen  namentlich 
die  Frage  der  »Beförderung  einer  umfassenden  Eisenbahnver- 
bindung zwischen  den  Provinzen  der  Monarchie  unter  Beihilfe 
von  Staatsmitteln«  vorgelegt.  Die  Frage  hing  mit  dem  an- 
dern Gegenstande  der  Beratungen  zusammen,  nämlich  der  Frage 
nach  den  Modalitäten  eines  Steuererlasses,  welche  durch  die 
neuerdings  hervorgetretenen  Einnahme-Ueberschüsse  der  Staats- 
kasse in  Höhe  von  IVa — 2  Mill.  Thalern  auf  die  Tagesordnung 
gebracht  war.  Als  die  drückendste  Last  erschien  der  Preis 
des  Salzes,  dessen  Ermässigung  ins  Auge  gefasst  vmrde.  Aber 
bereits  einer  der  Provinziallandtage  hatte  (1841)  die  Verwen- 
dung der  Ueberschüsse  zu  einer  Vermehrung  der  öfiFentlichen 
Verkehrsmittel,  namentlich  der  Eisenbahnverbindungen,  em- 
pfohlen. Dieser  Anregung  entsprach  es,  dass  die  Regierung 
durch  eine  den  Ausschüssen  vorgelegte  Denkschrift  empfahl, 
den  Bau  von  220  Meilen  neuer  Eisenbahnen  mit  einem  Auf- 
wände von  55  Millionen  Thaler  mittelst  einer  Zinsgarantie 
zu  3Va  Vo  zu  unterstützen  und  zur  eventuellen  Deckung  diesem 
Zinsbedarfs  jenen  Steuerüberschuss  in  der  Weise  zu  bestimmen, 
dass  man  zwar  fürs  erste  den  Salzsteuernachlass  gewährte,  aber 
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sich  Torbehielt,  eine  Zurficknahme  oder  teilweise  Zurücknahme 
des  Steuererlasses  im  Falle  des  Bedarfs  zu  verffigen. 

In  den  Verhandlungen  der  Ausschüsse  trat  bei  einer  Minder- 
zahl (acht  Mitgliedern)  die  gänzliche  Abneigung  gegen  den  ge- 
planten Eisenbahnbau  heryor,  mit  den  bekannten  alten  Irr- 
tümern und  Vorurteilen  (ein  Herr  v.  Bochow  behauptete  u.  a., 
dasssich  grosse  Truppenmassen  auf  gewöhnlichen  Wegen  rascher 
befördern  lassen,  als  auf  den  Eisenbahnen).  Die  Mehrzahl  war 
dem  Plane  der  Regierung  geneigt.  Aber  die  Frage  des  Staats- 
baues fdhrte  eine  Teilung  herbei.  Reichlich  die  Hälfte  der 
Mitglieder,  ihnen  Toran  der  spätere  Minister  von  der  Heydt, 
stimmte  für  Staatsbau ;  die  Regierung  selber  erklärte  sich  mit 
Entschiedenheit  dagegen.  Die  mannigfaltigen  Argumente  für 
das  Eine  und  das  Andere,  für  private  Unternehmungen  und 
Staatsbahnen  ,  für  staatliche  Hilfe  und  gegen  die  Form  der 
Zinsgarantie  kommen  in  den  Verhandlungen  zur  Geltung.  Der 
üherwiegenden  Stimmung  für  Staatsbahnen  tritt  der  Finanz- 
minister unerschütterlich  entgegen  —  ohne  den  Hauptgrund 
für  die  Haltung  der  Staatsregierung  zu  nennen. 

Der  Hauptgrund  lag  in  dem  staatsrechtlichen  Bedenken 
wegen  der  Verordnung  vom  17.  Januar  1820.  Zum  Staatsbau 
waren  Staatsanleihen  unentbehrlich.  Die  jetzt  zusammenbe- 
rufenen Ausschüsse  hielt  der  Eonig  für  einen  ersten  Schritt 
auf  dem  Wege  zu  den  »Reichsständen« ;  aber  bei  der  Dunkel- 
heit und  Zweifelhaftigkeit  dieses  Weges,  bei  der  Peinlichkeit 
der  ganzen  Angelegenheit,  wünschte  der  Vertreter  der  Regie- 
rung die  Sache  überhaupt  nicht  zu  berühren. 

Indessen  wurde  dieser  Gesichtspunkt  durch  einen  Rhei- 
nischen Abgeordneten  angeregt,  welcher  behauptete,  die  staat- 
liche Oebemahme  der  Zinsgarantie  sei  gleichbedeutend  mit 
einer  Staatsanleihe.  Die  Lebhaftigkeit,  mit  welcher  der  Minister 
diese  Behauptung  bestritt  (und  zwar  unter  Zustimmung  der 
Mehrheit)  lieferte  den  Beweis,  dass  die  Regierung  sich  durch 
die  Verordnung  von  1820  und  die  staatsrechtlichen  Voraus- 
setzungen derselben  für  eine  Anleihe  gebunden  erachtete.  Weil 
die  Regierung  diese  Voraussetzung  nicht  zu  erfüllen  entschlossen 
war,  verzichtete  sie  auch  auf  die  Kontrahierung  einer  Anleihe 
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und  damit  auf  den  Staatsbau.  Die  grosse  Mehrheit  der  Aus- 
schussmitglieder  folgte  der  Regierung  in  diesem  Gedanken- 
gange. Es  ist  bemerkenswert,  dass  —  bis  auf  wenige  —  die 
meisten  Mitglieder,  welche  kurz  zuvor  sich  in  den  Verhand- 
lungen für  den  Staatsbau  ausgesprochen,  dem  Standpunkte  der 
Regierung  beipflichteten,  das  heisst  mit  anderen  Worten,  der 
eigentümlichen  staatsrechtlichen  Lage  sich  fügten,  ihre  Wünsche 
derselben  unterordneten. 

Erst  auf  der  folgenden  und  letzten  Etappe  zur  Einbe- 
rufung wirklicher  »Reichsstande«,  auf  dem  Vereinigten  Land- 
tage von  1847,  stützt  sich  die  Regierung  selber  auf  die  Ge- 
neigtheit der  Ausschüsse  von  1842  zum  Staatsbau,  am  deo 
Staatsbau  der  Ostbahn  zu  empfehlen,  zu  welcher  trotz  aller 
Anerbietungen  reichlicher  Staatshilfe  keine  Privatunternehmer 
sich  finden  wollten,  und  deren  Bau  doch  zur  notwendigen  Verbin- 
dung des  Mittelpunktes  mit  dem  Osten  der  Monarchie  erfolgen 
musste.  Jetzt  erklärt  der  Vereinigte  Landtag,  dass  auch  er 
die  Verwirklichung  der  zugesagten  »Reichsstande«  noch  nicht 
darstelle,  ohne  welche  rechtlich  der  Staatsbau  nicht  beschlossen 
werden  könne,  und  verweist  damit  die  Frage  yor  die  end- 
liche Berufung  einer  Landesvertretung ,  die  jetzt  in  der 
That  vor  der  Thüre  stand.  Hier  geschieht  es  dann,  dass  der 
standische  Delegierte  von  1842  als  Mitglied  der  R^ierung 
den  Staatsbau  durchsetzt,  den  er  unter  ungünstigeren  politischen 
Verhältnissen  als  Mitglied  der  ständischen  Ausschüsse  em- 
pfohlen hatte. 

vn. 

Der  erste  Deutsche  Staat,  in  welchem  eine  Staatsbahn  zu 
stände  gekommen ,  ist  Braunschweig,  wie  der  Braun- 
schweigische Regierungsrat  von  Mühlenfels  zu  dem  f&n£dg- 
jährigen  Jubiläum  der  Eisenbahn  von  Braunschweig  nach  Wol- 
fenbüttel (1.  Dezember  1888)  des  Näheren  nachgewiesen  hat. 

Es  war  der  Braunschweigische  Eammerassessor  August 
von  Arnsberg^  welcher,  seit  dem  Jahre  1818  mit  dem  Referat 
über  Chausseebausachen  betraut,  in  einem  Berichte  vom  25.  Juni 
1825  an  das  Eammerdirektorium  auf  die  Bedeutung  der  Eisen- 
bahnen aufmerksam  machte  und  einen  Plan  vorlegte  für  eine 
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Eisenbahn  zur  Verbindung  der  Städte  Braunschweig,  Hannover, 
Gelle,  Lüneburg,  Hamburg,  femer  Bremen  und  Lübeck.  Die 
Kosten  der  Anlage,  sagte  er  in  dem  Bericht,  würden  nach  dem 
Beispiele  anderer  Länder  durch  eine  Gesellschaft  Ton  Aktionärs 
zusammengebracht  werden. 

Von  demselben  Manne  ist  im  Jahre  1832  eine  Denkschrift, 
deren  AbfE^sung  bis  in  das  Jahr  1824  zurückreicht,  über  An- 
legung einer  Eisenbahn  zwischen  Hannover,  Braunschweig  und 
den  freien  Hansestädten,  erschienen.  Hierin  wird  aber  immer 
noch  an  der  Pferdekraft  im  Gegensatze  zur  Dampfmaschine 
fesl^ehalten ;  die  letztere  wird  bewusst  abgelehnt,  weil  das  Ge- 
wicht der  Dampfmaschine  und  der  Kohlen  einen  Teil  der  Dampf* 
kraft  zur  eigenen  Fortbewegung  verbrauche. 

Die  Ausführung  dachte  sich  auch  1832  noch  Arnsberg  als 
Privatuntemehmen.  >Um  Zwecke  von  solcher  Wichtigkeit  zu 
erreichen, €  sagt  er^  »müssen  wir  denselben  Weg  einschlagen, 
auf  welchem  England  und  Frankreich  ihr  gegenwärtiges  Deber- 
gewicht  errangen;  das  so  oft  sich  äussernde,  eigentlich  nur 
den  Deckmantel  eigener  ünthätigkeit  bildende  und  an  sich 
selbst  ungerechte  Verlangen  an  unsere  Regierungen,  jede  grosse 
Unternehmung  von  ihnen  auf  Staatskosten  ausgeführt  zu  sehen, 
muss  endlich  entfernt  werden  .  .  .  Von  allen  am  nächsten 
gebührt  dieses  unternehmen  der  Thätigkeit  des  Handelsstandes ; 
denn  Erleichterung  des  Handels  sind  die  wichtigsten  Motive 
desselben  und  sein  wesentliches  Interesse  ist  daraufgerichtet.« 

In  der  ständischen  Sitzung  vom  11.  Oktober  1832  wurde 
die  Regierung  aufgefordert ,  den  Arnsberg' &(AiQn  Plan  zu  be- 
treiben, zunächst  durch  Einvernehmen  mit  der  Hannoverischen 
Regierung.  Diese  aber  fürchtete,  eine  Eisenbahnverbindung 
würde  Braunschweig  in  eine  günstigere  Position  bringen,  als 
Hannover.  Auch  ein  Versuch  Amsberg's^  Preussen  für  die 
Ausführung  einer  Bahn  von  Braunschweig  nach  Magdeburg 
zu  gewinnen ,  hatte  nicht  den  entsprechenden  Erfolg.  Jetzt 
konzentrierte  sich  der  Eifer  dieses  Mannes  auf  das  Braunschwei- 
gische Gebiet  und  er  suchte  den  Bau  einer  Eisenbahn  zur  Ver- 
bindung von  Braunschweig,  Wolfenbüttel  und  Harzburg  auf 
Staatskosten  herbeizuführen.   Am  4.  Mai  1835  erging  eine  Ver- 
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ordnuDgf  welche  das  fdr  Chansseeanlagen  geltende  Enteignnngs- 
verfahren  auf  Eisenbahnen  ausdehnte.  Die  von  Arnsberg  als 
Finanzdirektor  geleitete  Baadirektion  übernahm  die  offizielk 
Bearbeitung  des  Projekts.  Ein  Techniker  dieser  Behörde  ging 
nach  England,  um  die  dortigen  Bahnen  aus  eigener  Anschauung 
kennen  zu  lernen.  Darauf  erstattete  (am  22.  April  1836)  Ashs- 
berg  im  Namen  der  Finanzdirektion  den  ersten  Bericht  an  du 
Staatsministerium.  In  diesem  setzt  er  die  Vorzüge  der  Staat»- 
eisenbahnen  auseinander.  Nur  wenn  die  Bahn,  sagt  er,  in  den 
unbeschränkten  Händen  der  Staatsverwaltung  sich  befindet,  wird 
es  möglich,  die  Hauptzwecke  der  Bahn  vollkommen  entsprechend 
zu  befördern,  namentlich  den  Ertrag  der  Anlage  durch  Er- 
mässigung der  Fracht-  und  Personengelder  teilweise  zur  Er- 
leichterung des  Handels  und  Verkehrs  zu  benutzen,  also  den 
betre£Penden  Landesteilen  selbst  zu  Gute  kommen  zu  lassen. 

Es  ist  charakteristisch  für  die  damaligen  Verhältnisse, 
zumal  in  dieser  engen  Umgebung,  dass  bei  der  braunschwei- 
gischen  Regierung  und  den  Landständen  für  die  Bewilligang 
der  Staatsgelder  zum  Staatsbau  der  kleinen  Bahn  ein  näher 
liegender  Grund  entscheidend  gewesen  ist  —  die  Möglichkeit, 
die  Pflastersteine  aus  den  herrschaftlichen  Steinbrüchen  am 
Harz  nach  dem  nordlich  gelegenen  Landesteile  wohlfeiler  tnu»- 
portieren  und  die  Forst-  und  Bergwerkserzeugnisse  des  staat- 
lichen Besitzes  besser  verwerten  zu  können. 

Hinsichtlich  der  Zugkraft  hat  sich  Arnsberg  in  diesem  Be- 
richt für  die  Beförderung  von  Personen  zu  der  Lokomotiye 
bekehrt ;  für  den  Gütertransport  erscheint  ihm  auch  jetzt  noch 
die  tierische  Kraft  am  zweckmässigsten  und  wohlfeUsten.  In- 
dessen ein  bald  darauf  folgender  zweiter  Bericht  (von  dem  Tech- 
niker Märtens,  welcher  die  Studienreise  nach  England  gemacht 
hatte)  befürwortet  auch  für  den  Güterverkehr  den  Dampfbetrieb. 

Am  30.  Dezember  1836  machte  die  Staatsregierung  ihre 
Vorlage  an  die  Stände;  am  6.  März  1837  erschien  bereits  der 
Eommissionsbericht  dieser  letzteren,  welcher  die  unveränderte 
Annahme  der  Regierungsvorlage  empfahl.  Kurz  darauf  nimmt 
die  Ständeversammlung  die  Vorlage  an  (mit  28  gegen  17  Stim- 
men).   Es  blieb  unentschieden,  ob  der  Betrieb  durch  Staats- 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Anftnge  des  DentBchen  Eisenbahnwesens.  679 

behörden  erfolgen  oder  verpachtet  werden  solle.  Das  ganze 
zum  Bau  bewilligte  Kapital  betrag,  auf  Grund  einer  viel  zu 
niedrigen  Schätzang,  nur  400000  Thaler.  Am  1.  Mai  1837 
trat  die  Eisenbahnkommission  ins  Leben  ;  au  ihrer  Spitze  stand 
Arnsberg.  Am  1.  Dezember  1838  wurde  der  erste,  wichtigste 
Abschnitt  der  Bahn,  Braunschweig- Wolfenbüttel,  eröffnet  Der 
glückliche  Erfolg  des  Bahnbetriebes  gleich  in  den  ersten  Mo- 
naten, auf  Personenverkehr  zunächst  beschränkt,  half  durch 
den  Sturm  hindurch,  der  in  der  Ständeversammlung  wegen  der 
Ueberschreitung  des  ersten  Kostenanschlages  entstand.  Im 
Mai  1839  verlangte  das  Ministerium  zu  den  400000  Thalem 
weitere  450000  Thaler,  die  nach  langen  Debatten  bewilligt 
wurden.  Die  ganze  Harzbahn  wurde  erst  am  31.  Oktober  1841 
vollendet. 

Es  war  ein  eigentümliches  Schicksal,  dass  im  Jahre  1869 
diese  erste  Staatsbahn  an  eine  Privatbahngesellschaft  verkauft 
wurde,  um  im  Jahre  1885  alsdann  in  das  Preussische  Staatsbahn- 
system aufgenommen  zu  werden. 

Göttingen,  im  April  1891. 
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Von  Dr.  H.') 


Unter  dem  Titel:  >Die  Finanzen  Oester reiche  von  1701 
bis  1740.  Von  Dr.  Franz  Freiherr  vonMensi.  Nach  archiva- 
lischen  Quellen  dargestellt,  mit  Unterstützung  der  Akademie 
der  Wissenschaften  in  Wient  *)  —  ist  kürzlich  ein  Werk  er- 
schienen, welches  die  Staatswissenschaft  im  allgemeinen  und 
die  Finanzwissenschaft  insbesondere  ganz  wesentlich  bereichert 
Es  gelang  uns  nicht,  der  ergangenen  Aufforderung  zu  einer 
kurzen  Beurteilung  und  Inhaltsanzeige  in  dieser  Zeitschrift  so 
zu  entsprechen,  wie  es  die  Gerechtigkeit  gegen  den  Verfasser 
erfordert.  Ein  Ergebnis  eingehendster  Quellenforschung  auf 
fast  unbetretenem  Gebiete  kann  das  Werk  sich  eigentlich  nur 
selbst  beurteilen,  indem  es  in  den  Hauptergebnissen  seiner  For- 
schungen den  weitesten  wissenschaftlichen  Leserkreisen  sich 
vorstellt;  eine  wertvolle  Inhaltsanzeige  ist  anders  nicht  mög- 
lich. Wir  führen  daher  im  Einverständnis  mit  der  Leitung 
dieser  Zeitschrift  die  Kritik  und  Inhaltsanzeige  des  Werkes 
lieber  in  Form  einer  kurzen  Abhandlung  vor. 

Dies  geschieht  um  so  eher,  als  der  finanzielle  Untergrund, 
über  welchen  die  politische  Geschichte  der  zur  Neige  gehenden 
Territorialstaatszeit  sich  hinbewegt,   schon  jetzt  nach  andert- 


1)  Die  NeDonng  des  Autors  unterbleibt  aus  ftaflseren  Gründen.  Die 
Verantwortlichkeit  für  die  Anfnahme  der  Abhandlung  and  fOr  deren 
anerkennende  urteile  übernimmt  die  Redaktion.   Dr.  Sch&ffle. 

2)  Wien,  Manz  1890. 
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halb  Jahrhunderten  ziemlich  schwer  verständlich  geworden  ist, 
und  als  die  rein  politische  Geschichte  das  volle  Yersföndnis 
damaligen  Staatslebens  nicht  ergibt,  so  lange  man  die  materielle 
Leistungsfähigkeit  des  Staates  und  den  Druck  der  wirtschaft- 
lichen Faktoren  auf  die  innere  und  äussere  Politik  nicht  genau 
versteht.  Dieses  genaue  Verständnis  fehlt  bis  jetzt  für  das  da- 
malige Oesterreich.  v.  Mensi  verspricht  in  der  Vorrede,  es  auf 
Grund  reichhaltigster  Quellenforschung  zu  liefern,  und  er  liefert 
es  denn  wirklich  in  einer  auch  für  die  allgemeine  Finanzgeschichte 
so  vortrefflichen  Weise,  wie  das  nur  bei  dem  seltenen  Zusam- 
mentreffen der  Eigenschaften:  gründlicher,  praktischer  Ver- 
waltungsanschauung ,  voller  wissenschaftlicher  Fachbildung, 
bienenfleissiger  Quellenforschung  und  offenen  Sinnes  für  solche 
Quellenforschung  möglich  ist.  i;.  Mensi  vereinigt  eben  in  sich 
alle  genannten  Eigenschaften. 

Die  Darstellung  von  nur  vierzig  Jahren  oster- 
reichischer  Staatskredit-  und  Staatsbudget- 
Geschichte  auf  775  Druckseiten  scheint  zwar  auf  den 
ersten  Blick  dem  Vorwurf  allzu  behaglicher,  pragmatischer 
Breite  begegnen  zu  können.  Bei  genauerem  Zusehen  wird  man 
dennoch  alsbald  zugestehen,  dass  nur  eine  »Männer  und  Mass- 
regeln« so  g^nau  wiederherstellende  Quellenarbeit  die  historische 
Socialwissenschaft  in  den  Stand  setzt,  sich  in  den  schon  ver- 
loren gegangenen  Geist  jener  Zeit  wirklich  zu  versetzen,  statt 
diese  Zeit  bloss  im  Geiste  des  Vorstellungskreises  der  neueren 
Zeit  sich  bespiegeln  zu  lassen.  Eben  diese  Beschränkung  auf 
eine  kleine  aber  ^eigenartige  Epoche  bringt  für  unsere  mit  sich 
selbst  so  lebhaft  beschäftigte  Zeit  in  allgemein  Staats-  und 
speziell  finanzwissenschaftlicher  Hinsicht  einen  so  reichen  Ertrag, 
wie  er  im  r.  Mensi^schen  Werke  aufgespeichert  ist- 

Die  Habsburgische  Monarchie  ist  in  der  ersten  Hälfte  des 
vorigen  Jahrhunderts  noch  voll  und  ganz  das  komplexeste 
Territorienreich,  das  es  überhaupt  gab.  Aber  sie  ist 
politisch,  militärisch,  administrativ  und  finanziell  nicht  mehr 
das  Territorienreich  des  17.  Jahrhunderts.  Sie  steht  in  der 
letzten  Phase  des  reinen  Territorialismus  und  arbeitet  mili- 
tärisch und  sonst  mit  den  Mitteln  und  der  Kunst  eines  Prinz 
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Eugen,  nicht  mehr  mit  derjenigen  eines  Wallenstein.  Sie 
arbeitet  aber  auch  noch  nicht  mit  den  Kräften  und  mit  der 
Organisation  des  durch  Maria  Theresia  auch  f&r  Oesterreich 
anbrechenden  Neuzeitstaates. 

Diese  Epoche  zwischen  der  Endigung  der  eigentlichen 
Türkennot  und  dem  Theresianischen  Zeitalter  tragtauch  finanziell 
ein  eigenartiges  Gepräge,  namentlich  was  das  Kredit-  und  Budget- 
wesen betrifft. 

Noch  hat  man  weder  Papiergeld  noch  Inhaberpapiere. 
Aber  Verwandtes  drängt  doch  in  zweien  der  drei  Finanzbank- 
institute dieser  Epoche  heran,  nachdem  die  beabsichtigt  ge- 
wesene Beglückung  Oesterreichs  durch  Law  ^)  letzterem  aller- 
dings misslungen  war. 

Von  öffentlichem  Kredit  im  heutigen  Sinne  des  Wortes 
ist  zu  Anfang  noch  nicht  die  Bede.  Allein  im  Laufe  der  Periode 
ändert  sich  dies  unter  dem  Einfluss  eines  Ci^V Siarhemberg 
auf  die  Finanzverwaltung  schon  stark. 

Die  Einheit  des  Finanzwesens  ist  bei  Beginn  des  18.  Jahr- 
hunderts überhaupt  nicht  vorhanden,  da  der  kameralistisch- 
regalistische  Absolutismus  das  altlandständische  Kontributions- 
wesen noch  zur  Seite  hat,  während  sein  Kameralwesen  rein 
landesfürstliche  Sache  ist.  Allein  im  Laufe  der  Epoche  tritt 
auch  hier  ein  bedeutsamer  Umschwung  ein. 

Eigentliche  Banken  im  heutigen  Sinn  gab  es  zu  Anfang 
noch  nicht,  doch  traten  sie  in  Sicht  und  zwar  zunächst  als 
Staatskredit-,  Staatskassen-  und  Schuldentilgungsorgane.  Die 
drei  merkwürdigen  Finanzbanken  der  Epoche  —  das  -kBanco 
del  girot^  die  »Wiener  Stadtbank«  und  die  »Universal-Banka- 
lität«  erwiesen  sich  als  im  Interesse  der  bedrängten  Staats- 
kasse bestellte,  mehr  oder  weniger  aber  auch  ausgebeutete  Fi- 
nanzkuratelen und  Qarantieanstalten,  welche  in  der  Neuzeit 
am  ehesten  an  den  der  Türkei  oder  E^ypten  gesetzten  Finanz- 
vormundschaften ein  Nachbild  haben. 

Die  Schuldsummen,  um  welche  es  sich  handelt,  erscheinen, 
verglichen  mit  der  jetzigen  Staatsschuld  des  damals  grossten 


1)  Vgl.  V.  Menri,  S.  432  ff. 
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Reiches  kindlich  klein ,  nnd  dies  selbst  dann ,  wenn  man  in 
Betracht  zieht,  dass  der  damalige  Staat  sehr  vieles,  was  heute 
die  Zentralfinanzen  belastet,  überhaupt  nicht  besorgte,  oder  es 
den  Ständen  und  Patrimonialherrschaften  überliess.  Im  Laufe 
der  Epoche  aber  steigt  die  Gesamtschuld  schon  fast  ums  dop- 
pelte, wird  aber  dennoch  weniger  lästig. 

Mit  ihren  eigentümlichen  und  nach  heutigem  Massstabe 
unbedeutenden  Mitteln  hat  das  grösste  Territorialreich  dama- 
liger Zeit  —  Dank  namentlich  seinem  hervorragendsten  Finanz- 
staatsmann, dem  Hofkammerpräsidenten  Sfarhemberg  —  gleich- 
wohl äusserst  Ansehnliches  geleistet. 

Ein  kurzes  Bild  der  Finanzen  Oesterreichs  von  1701  bis 
1740,  welches  dies  alles  zur  Anschauung  bringt,  hat  daher 
finanz-  und  allgemein  staatswissenschaftlich  ein  recht  erheb- 
liches Interesse.  Indem  wir  es  zu  zeichnen  versuchen,  hoflTen 
wir  doch  nur  die  Wertschätzung  der  Quelle,  aus  welcher  wir 
schöpfen,  zu  erhöhen.  Nur  das  Original  führt  in  das  finanzielle 
Leben  und  Weben  jenör  Zeit  vollständig  ein.  Dafür  ist  ja 
aber  jetzt  der  Sinn  offen,  nachdem  Ad.  Wagner's  bewunderns- 
werter Band  ^»spezieller  Steuerlehre«  das  finanzgesch ichtliche 
Interesse  überhaupt  in  den  weitesten  Kreisen  mächtig  ange- 
regt hat. 

V.  Mensi  gestattet  wirklich  einen  Blick  auf  das  ganze 
Finanzwesen  damaliger  Zeit;  denn  er  leistet  mehr,  als  er  im 
Vorwort  verspricht,  und  liefert,  obwohl  sein  Werk  in  der  Haupt- 
sache wirklich  eine  Monographie  des  Staatsbudgets  und  der 
Ereditoperationen,  namentlich  des  durch  die  Finanzbanken  der 
Epoche  vermittelten  Kredites  ist,  einleitend  eine  überaus  fass- 
liche Darstellung  des  Finanzgesamtwesens.  Ohne  diese  Dar- 
stellung wäre  ja  die  monographische  Behandlung  des  Budget-, 
Kredit-  und  Finanzbankwesens  unmöglich  gewesen  oder  un- 
verständlich geblieben. 

l)DieQrnndzüge  desterritoriallstisoheii  Reichsfinanzorganismus. 

Der  finanztechnische  Unterschied,  welcher  sich  zwischen 
den  der  ständischen  Bewilligung  von  vornherein  nicht  unter- 
stehenden   Kameraleinnahmen    und     den    s  t  ä  n  d  i- 

44* 
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schenEontributionen  herausgebildet  hatte,  stand  noch 
ganz  aufrecht.  Derselbe  verschwand  ja  zum  Teile  erst  mit  der 
Aufhebung  der  Patrimonialreehte. 

Dieser  Unterschied  tritt  in  -der  Administration  darin  zn 
Tagt  ^Iass  die  Domänen  und  Kam  eralgef  äl  le  unmit- 
telbar der  staatlichen  Finanzverwaltung  unterstanden,  da- 
gegen die  Veranlagung  und  Einhebung  der  Kontributionen 
Sache  der  Stände  war. 

Allerdings  zeigt  sich  dieser  Unterschied  auch  in  Bezug 
auf  die  Widmung  der  einzelnen  Ei  nnahmequ  eilen; 
jene  der  ersteren  Kategorie  waren  zur  Bestreitung  der  lau- 
fenden Ausgaben  für  den  Hofstaat  und  die  innere  Ver- 
waltung, die  Kontributionen  dagegen  waren  für  den  Militär- 
aufwand und  für  den  Bedarf  der  Staatsschuld  bestimmt,  wenn 
dieser  letztere  Ausdruck  tOx  jene  Zeit  schon  erlaubt  ist. 

An  der  Spitze  der  landesfOrstlichen  Finanzverwaltung  stand 
der  >k.  Hofkammerrat«,  schlechtweg  >Hofkammer€  ge- 
nannt. Die  Hofkammer  bestand  aus  einem  Präsidenten,  einem 
Vizepräsidenten,  einer  wechselnden  Anzahl  von  ^ten  (nach 
dem  Herren-  und  Bitterstande  in  zwei  Kategorien  geteilt),  so- 
dann aus  Sekretären,  Koncipisten  und  Manipulationsbeamten 
nach  Bedarf.  Doch  erstreckte  sich  die  Kompetenz  der  Hof- 
kammer nur  auf  die  deutschen  und  böhmischen  Erblande. 

Als  Finanz  1  a  n  d  e  8  behörden  fungierten  unter  der  Hof- 
kammer die  Landeskammern,  und  zwar  jene  ffir  Böhmen, 
Schlesien,  Vorderösterreich  (zu  Freiburg),  femer  die  oberoater- 
reichische  Hofkammer  (für  Tirol),  und  die  innerösterreichische 
Hofkammer  für  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Küstenland, 
endlich  die  beiden  nordungarischen  Kammern. 

Den  Landeskammern,  beziehungsweise  der  Hofkammer,  in- 
soweit ihr  die  niederösterreichische  Kammer  einverleibt  war, 
unterstanden  die  mannigfaltig  gegliederten  und  mit  den  ver- 
schiedensten Namen  bezeichneten  Finanzbehörden  der  untersten 
Instanz  (Vizedomämter,  Rentämter  u.  s.  w. 

2)  Die  Flnanzwährnng  der  Epoche. 
Bis  tief  in  die  Theresianische  Zeit  ist  dies  —  sofeme  die 
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Geldangaben  nicht  auf  eine  auswärtige  Valuta  lauten  —  der 
»Gulden  rheinische,  die  »rheinische  Währung«. 

Letztere  Ausdrücke  fussen  auf  der  Thatsache,  dass  der  von 
den  rheinischen  Fürsten  seit  dem  Mittelalter  gehandhabte  Münz- 
fuss  schon  der  deutschen  Reichsmünzordnung  von  1651  zu 
Grunde  lag,  und  dass  diekolnischeMark  schon  seit  1524 
das  gesetzliche  Münzgrundgewicht  im  Reiche  bildete.  Insbe- 
sondere verstand  man  unter  »Rheinischen  Gulden«  seit  1560 
im  Gegensatze  zu  den  älteren  deutschen  und  den  holländischen 
sowie  polnischen  Gulden,  den  der  jeweiligen  Reichswäh- 
rung nach  Massgabe  der  Münzordnung  des  betreffenden  Landes 
entsprechenden  Gulden  zu  60  Kreuzern,  sei  es  nun, 
dass  solche  Gulden  wirklich  ausgemünzt  wurden,  oder  nur  in 
einem  gewissen  Wertverhältnisse  zu  den  gleichzeitigen  Reichs- 
thalern  als  Rechnungsgeld  fungierten. 

Aus  einer  feinen  kölnischen  Mark  wurden  in  Silber 
nach  der  seit  1566  bestandenen  Reichsmünzordnung  9  Reichs- 
thaler ausgeprägt ,  in  den  österreichischen  Erblanden  seit  der 
Münzinstruktion  E.  Leopolds  vom  2.  Mai  1680  9^7  Reichs- 
thaler. In  Gold  (im  Reiche  wie  in  Oesterreich)  67 •''/ti  Du- 
katen. Mit  kaiserlichem  Patente  vom  10.  April  1684  war  der 
äussere  Wert  eines  Reichsthalers  auf  VU  Gulden  festgesetzt, 
mit  Patent  vom  28.  November  1692  auf  2  Gulden  erhöht,  be- 
ziehungsweise der  Wert  eines  Dukatens  auf  4  Gulden  festge- 
stellt worden.  Von  1680  an  bestand  also  in  Oesterreich  der 
9^7  Thalerfuss,  von  1684—1692  der  167*  Guldenfuss,  und  von 
1692  an  der  18  V7  Guldenfuss. 

Im  Reiche  bestand  gleichzeitig  —  neben  dem  alten  9  Tha- 
lerfiisse  —  vielfach  der  1690  in  Norddeutschland  aufgekom- 
mene, sogenannte  Leipziger  18  Guldenfuss,  bei  welchem 
der  Thaler  IVa  Gulden  wert  war,  daher  er  auch  12  Thaler- 
fuss hiess.    1737  wurde  derselbe  zum  Reichsmünzfusse  erklärt. 

In  Oesterreich  wurde  der  I8V7  Guldenfuss  erst  infolge 
der  Münzinstruktion  Maria  Theresias  vom  30.  Juli  1748  durch 
den  19  Vi  8  Guldenfuss  ersetzt^  an  dessen  Stelle  1754  der  20  Gul- 
den- oder  Eonventionsfuss  trat.  Für  die  Zeit  von 
1684— 1692  beträgt  also  der  innere  Wert  von  l  Gulden  Rheinisch 
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1,28077  Gulden  Eonventionsmünze ,  gleich  1,29231  Golden 
heutiger  österreichischer  Währung,  —  für  die  Zeit  von  1692  bis 
1748  aber  1,07692  Gulden  Konventiousmünze,  gleich  1,13077 
Gulden  österreichischer  Währung. 

In  den  »Beilagenc  (Nr.  21)  teilt  v.  Mensi  auch  beach- 
tenswerte Daten  über  den  Stand  des  Agios  für  Wechsel 
auf  fremde  Plätze  mit. 

3)  Die  Einnahmen  des  Eameral-  und  des  Militär-Etat. 
Die  Länder-Eontributionen. 

Von  den  Zwangs-  und  freiwilligen  Anlehen  als  ausseror- 
dentlichen Deckungsmitteln  zunächst  abgesehen  kamen  als  or- 
dentliche Einnahmen  hauptsächlich  folgende  Bedeckungs- 
mitjtel  in  Betracht. 

Die  Einnahme-Quellen  des  Eameraletat 
waren 'einerseits  die  Eameralgüter,  andererseits  die  Regalien, 
d.  h.  die  indirekten  Abgaben  jener  Zeit. 

Die  letzteren  waren  :  das  Bergregal,  namentlich  auf  Queck- 
silber, Eupfer,  Salz ;  weiter  das  Tabakmonopol ;  dann  der  Ur- 
kundenstempel ;  femer  die  Accisen,  die  Schanksteuem  (ümgeld) 
und  der  Taz  (auf  Getreide,  Mehl,  Rohstoffe  aller  Art) ;  endlich 
die  Mauthen. 

Dazu  kamen  speziell  »ad  cameralia^  gewidmete  Eontri- 
butionsquoten  der  Länder,  welche  mit  den  für  den  Militäretat 
entrichteten,  daher  im  Wege  der  Immobiliarbefteuerung  re- 
partiert wurden. 

Der  Staatsgüterbesitz  war  viel  bedeutender,  als  im  19.  Jahr- 
hundert. Allein  weniger  als  unmittelbare  Einnahmsquelle  denn 
als  Ereditmittel  kam  er  in  Betracht.  »Die  Bedeutung  der  Staats- 
güter« sagt  V.  Mensi,  »lag  weniger  in  der  unmittelbaren  Ver- 
wertung ihres  Erträgnisses  für  Staatszwecke,  als  in  ihrer  Funk- 
tion als  wichtiges  Objekt  fürStaatskreditopersr 
t  i  0  n  e  n.  Mit  dem  allmählichen  Steigen  des  Staatsbedarfs  hatte 
sich  schon  früh  die  Notwendigkeit  herausgestellt ,  solche  Do- 
mänen —  als  deren  Eigentümer  in  früheren  Jahrhunderten 
bald  das  Staatsärar,  bald  der  Monarch  angenommen  wurde  — 
gegen  entsprechende  Darlehen  zu  verpfänden.  So  kam  es,  dass 
bereits  am  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts  der  weitaus 
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grosste  Teil  der  Staatsgüter  der  unmittel- 
baren Verfügung  der  Hofkammer  entzogen 
war,  und  nur  insoferne  in  Betracht  kam,  als  sich  Gelegen- 
heit ergab,  eine  Erhöhang  der  Pfandschillinge,  oder  einen  vor- 
teilhaften Verkauf  zu  erzielen.« 

Das  Schwergewicht  der  Einnahme- Verwaltung  lag  schon 
damals  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Abgaben,  also  für  den 
Eameraletat  in  den  indirekten  Abgaben. 

Die  Einnahmen  des  Militäretai  Der  Un- 
terhalt der  Armee  wurde  zum  überwiegenden  Teile  — 
in  Friedenszeiten  fast  ganz  —  aus  den  von  den  Land- 
tagen bewilligten  »Kontributionenc  bestritten. 

Der  weitaus  grosste  Teil  der  Eontributionsbewilligungen 
war  für  Militärzwecke  gewidmet.  Das  war  die  sogenannte 
»Militärbewilligung«,  auch  :^qf4antum  militare^  ge- 
nannt, wogegen  die  sonstigen  Landtagsbewilligungen  verhält- 
nismässig weniger  ins  Gewicht  fallen. 

V,  Mensi  schildert  dieses  Militärkontributionswesen  der 
Länder  höchst  anschaulich.  Wir  folgen  ihm  im  Nachstehenden 
wörtlich  genau. 

Die  Bewilligung  erfolgte  in  den  Erblanden  in  der  R^el 
alljährlich,  in  Ungarn  samt  Nebenländem  oft  nur  einmal  in 
drei  oder  vier  Jahren,  da  man  dort  den  Landtag  nicht  jährlich 
einberief. 

Das  Verfahren  hiebe!  war  folgendes.  Die  betreffende  Hof- 
kanzlei gab  der  Hofkammer  den  Tag  der  Landtagseröffnung 
bekannt.  Auf  Grund  der  Mitteilungen  des  General-Eriegs- 
kommissariats  und  der  Berichte  der  unterstehenden  Landkam- 
mem  stellte  die  Hofkammer  das  »Postulat«  fest,  d.h.  die 
vom  Landtage  als  Eontribution  zu  fordernde  Summe. 

Hiebei  pflegte  man  immer  mehr  zu  fordern,  als  man  wirk- 
lich erwartete,  da  das  volle  Postulat  selten  durchzusetzen  war. 
Gewöhnlich  wurde  der  Hofkanzlei  ein  Anfangs-  und  ein 
Endpostulat,  bezw.  ein  Maximal-  und  ein  Minimal- 
postulat  bekanntgegeben  mit  dem  Bemerken,  dass  man  auf 
der  Bewilligung  des  letzteren  unbedingt  bestehen  müsse.  Als 
Motiv  für  die  Postulierung  wurden   in  der  BrCgel  angeführt; 
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die  Notwendigkeit  der  Proviant-  und  MunitionsbeschafFiing  fOr 
die  Armee,  die  dringenden  Befestigungsarbeiten,  die  kostspie- 
ligen Gesandtschaften  und  dgl.  Die  Minimalpostulate  wurden 
denn  auch  meistens  bewilligt,  wenngleich  oft  erst  nach  lang- 
wierigen Verhandlungen  und  unter  lästigen  Bedingungen,  ins- 
besondere gegen  Eonzessionen  auf  anderen  Gebieten. 

Die  Militärkontributionen  zerfielen  in  ordentliche 
und  ausserordentliche.  Erstere  wurden  unter  allen 
Umständen  postuliert  und  meistens  durch  eigene  Recesse  für 
eine  längere  Reihe  von  Jahren  unveränderlich  bewilligt ;  letztere 
sind  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  zwar  gleichfalls 
jährlich  postuliert,  aber  je  nach  den  jeweiligen  Bedürfhissen 
in  sehr  ungleichen  Beträgen,  welche  in  Eriegsjahren  begreif- 
licherweise die  grosste  Höhe  erreichten. 

Für  das  Ordinarium  bestand  für  den  deutsch-slavi- 
sehen  Länderbesitz  —  abgesehen  von  Tirol  und  Yorderösterreich 
eine  althergebrachte  Proportion  zwischen  den  einzelnen 
Ländern  (Territorial-  nicht  Yolkszahl-Matrikel),  welche  bei  der 
Postulierung  zu  beobachten  war.  Nach  diesem  seit  der  Ein- 
verleibung der  böhmischen  Länder  üblichen  Massstabe  hatte 
die  böhmische  Ländergruppe  '/s,  die  österreichische  Vs  der 
Gesamt-Eontributionssumme  zu  tragen.  Von  der  ersteren  Quote 
entfielen  auf  Böhmen  Vs ,  Mähren  '/q  und  Schlesien  '/» t  von 
der  letzteren  auf  Niederösterreich  Vs ,  auf  Oberösterreich  V« 
und  auf  Innerösterreich  Vs.  Von  dem  innerösterreichischen 
Anteile  hatte  Steiermark  die  Hälfte  zu  tragen,  Eärnten  Vio 
und  Erain  '/lo.  —  Schon  am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts 
hatte  sich  jedoch  diese  Proportion  zu  Gunsten  der  Eontribuenten 
der  böhmischen  Ländergruppe  verschoben.  Die  Gesamt-Po- 
stulatsumme  wurde  nämlich  in  18  Teile  zerlegt  gedacht,  wovon 
auf  die  österreichischen  Länder  6 Vi,  auf  die  böhmischen  11 V« 
entfielen.  Die  österreichische  Quote  wurde  in  der  bisherigen 
Weise  aufgeteilt,  von  jener  der  böhmischen  Länder  hatte  nun- 
mehr Böhmen  Vt,  Mähren  Vo  und  Schlesien  Vs  zu  über- 
nehmen. —  Dieses  Verhältnis  wurde  aber  selbst  im  Ordinarium 
nicht  unabänderlich  festgehalten,  sondern  mehrfach  modifiziert, 
und  zwar  häufig  durch  Recesse  auf  mehrere  Jahre  hinaus. 
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Hinsichtlich  des  Extraordinariums  bestand  über- 
haupt keine  feststehende  Proportion.  Hier  richtete  sich  die 
Hohe  des  Postulats  lediglich  nach  dem  Erfordernisse  und  nach 
der  Zahlungsfähigkeit  der  Länder.  Immerhin  pflegte  man  sich 
hiebe!  nicht  allzusehr  von  der  Proportion  im  Ordinarium  zu 
entfernen. 

Statt  des  Extraordinariums  oder  eines  Teiles  desselben 
wurde,  wenn  dessen  Bewilligung  und  Einbringlichkeit  fraglich 
erschien,  häufig  ein  Darlehen  des  Landes,  natürlich  in 
einem  das  Eontributionspostulat  übersteigenden  Betrage  ver- 
einbart. Hiedurch  wurde  gewissermassen  allen  beteiligten  In- 
teressen Rechnung  getragen :  jenen  des  Aerars,  indem  für  dessen 
dringenden  Bedarf  momentan  eine  grossere  Summe  verfügbar 
wurde,  und  jenen  der  Kontribuenten,  indem  der  Vorschuss  der 
Steuer  den  Vorzug  der  Rückzahlbarkeit  hatte. 

Abgesehen  von  der  eigentlichen  Militärbewilligung  ob- 
lagen den  Ländern  noch  gewisse  andere  Leistungen  für  die 
Zwecke  der  Kriegsverwaltung,  welche,  obgleich  im  Wesent- 
lichen Naturalleistungen,  dennoch  in  der  Regel  eine  pekuniäre 
Belastung  des  Kontribuenten  bedingten.  So  vor  allem  die 
Einquartierungslast;  die  Länder  hatten  nämlich  alle 
daselbst  befindlichen  Truppen  zu  bequartieren,  und  ihnen  gegen 
eine  unzureichendeVergütung  die  Brot-  und  Pferd- 
portionen zu  verabreichen.  Ferner  gehören  hieher  die  R  e- 
kruten-undRemontegelder,  d.  h.  dieim  Falle  einer 
Rekrutenaushebung  und  Pferdekonskription  allenfalls  anstatt 
des  betreffenden  Kontingentes  zu  entrichtende  Ablösungssumme, 
welche,  wie  die  Kontribution  überhaupt,  vom  Landtage  bewilligt 
werden  musste.  Auch  für  Befestigungszwecke  wurden  zuweilen 
mehrere  Jahre  hindurch  entsprechende  Beträge  speziell  postu- 
liert und  bewilligt. 

üebrigens  wurden  in  einzelnen  Ländern  seit  dem  17.  Jahr- 
hunderte gewöhnlich  auch  für  Zwecke  der  Zivilverwaltung,  und 
zwar  zur  freien  Verfügung  der  Hofkammer,  besondere  Kontri- 
butionen bewilligt,  das  sogenannte  quantum  camerale  ad  li- 
beram  dispositionem^  meist  kurz  camerale  ad  liberam  genannt. 
Diese  Kameralbewilligungen  waren  aber  in  der  vortheresiani- 
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sehen  Zeit  im  Vergleiche  zu  den  sonstigen  Kontributionen  meist 
unbedeutend. 

Ausser  allen  diesen  mehr  oder  weniger  regelmässigen  Land- 
tagsbewilligungen kamen  jedoch  bei  besonderen  Anlässen  noch 
mannigfache  ausserordentliche  Bewilligungen 
vor,  z.  B.  anlässlich  der  Erbhuldigungen,  der  Reise  zur 
römischen  Eaiserkronung  oder  sonstiger  Eaiserreisen 
(sübsidium  üinerarit4mf  Reisesteuer),  von  Vermählungsfeier- 
lichkeiten,  insbesondere  bei  der  Hochzeit  des  Kaisers,  seiner 
Söhne  und  Töchter  (Hochzeits-Donativ,  auch  Fräuleinsteuer 
genannt). 

4)  Der  steuerliche  Charakter  der  Kontribationen. 

Die  Kontribution  hatte  im  allgemeinen  den  Charakter  einer 
direkten  Steuer,  und  zwar  hauptsächlich  einer  Grund- 
und  Gebäudesteuer,  wobei  ausser  dem  unmittelbaren 
Realitätenertrage  vielfach  auch  gewisse,  aus  Realrechten  ent- 
springende Nebennutzungen  in  die  Besteuerung  einbezogen 
wurden.  In  den  Städten,  ja  teilweise  auch  auf  dem  flachen 
Lande,  war  überdies  das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe 
Kontributionsobjekt. 

In  Bezug  auf  Steuerobjekt,  Steuersubjekt,  Bemessungs- 
grundlage  und  Steuerfuss,  sowie  namentlich  auch  auf  das  Ver- 
hältnis in  der  Belastung  der  beiden  damaligen  G  r  und- 
bes  i  tzkategor  ien,  des  Dominical-  und  des  Rusti- 
calbesitzes  —  finden  sich  zwischen  den  einzelnen  S^ron- 
ländern,  besonders  aber  zwischen  der  österreichischen  Lander- 
gruppe einerseits  und  der  böhmischen  andererseits,  die  grössten 
Verschiedenheiten. 

Die  Abfuhr  der  Kontributionskontingente  durch  die 
einzelnen  Dominien  und  Städte  geschah  in  der  Regel  an  eigene, 
für  jeden  Kreis  bestellte  Landschaftseinnehmer  and 
durch  diese  an  die  Landeskasse,  oder  unmittelbar  an  die 
assignierten  Parteien  (Truppenkörper ,  Lieferanten 
oder  Staatsgläubiger).  Die  Erlagstermine  waren  in  den  ein- 
zelnen Ländern  verschieden. 
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Die  Stände  waren  selbstverständlich  bestrebt,  etwaige  Ge- 
genforderungien  an  den  Staat  bei  der  Abfuhr  der  Eontingente 
im  Eompensationswege  in  Abzug  zu  bringen.  In  der  That 
wurde  bei  Anlehen  auf  Kontributionsfonde,  sowie  bei  üeber- 
nahme  von  Staatsschulden  durch  ein  Land,  dieses  Eompensa- 
tionsrecht  den  Ständen  häufig  hinsichtlich  der  Zinsen-  und 
Eapitalraten  eingeräumt.  Derartige  »Retentionsposten« 
absorbierten  einen  grossen  Teil  der  Jahresbewilligung.  Wo 
ein  solches  Abzugsrecht  nicht  ausdrücklich  bedungen  war,  wurde 
die  Eompensation  nur  ausnahmsweise  geduldet,  bei  ausser- 
ordentlichen Eontributionen  jedoch,  Qber  welche  man  sich  die 
unbeschränkte  Verfügung  vorbehielt,  niemals. 

In  den  Stammlanden  der  Monarchie,  d.  i.  in  Oesterreich 
ober  und  unter  der  Enns,  Steiermark,  Eärnten  und  Erain,  fusste 
das  Grundsteuerwesen  seit  dem  16.  Jahrhunderte  auf  dem  Gült- 
anschlage.  Unter  Gült  verstand  man  das  Einkommen  aus 
dem  herrschaftlichen  Grundbesitze,  einschliesslich  der  Gebäude, 
sowie  aus  Zins,  Zehent  und  Naturaldiensten  der  ünterthanen, 
Vogteirechten  und  anderen  herrschaftlichen  Nutzungen  — 
unter  der  taxierten  Gült  1  Vo  des  dieser  Grundrente  entsprechen- 
den Eapitalwertes  der  betreffenden  Herrschaft,  also  ungeföhr 
Vö  des  Ertrages.  Die  Ermittelung  der  steuerbaren  Gülten  er- 
folgte auf  Grund  eines  zwischen  den  Ständen  der  genannten 
Erblande  im  Jahre  1542  geschlossenen  Vergleiches  nach  ge- 
meinsamen Grundsätzen.  Hiezu  hatte  jeder  Gültenbesitzer  seine 
Gülten  anzumelden  (einzulegen),  worauf  der  bezügliche  Ertrag 
nach  einem  eigens  aufgestellten  Tarife  berechnet  wurde.  Die 
Ergebnisse  wurden  später  im  Gültbuche  eingetragen  und  hiebei 
der  1  ®/o  ige  Gültanschlag  in  Pfunden  angesetzt. 

Auf  Grund  dieser  allerdings  sehr  unvollkommenen  Selbst- 
schätzung wurde  1544  zwischen  jenen  fünf  Erblanden  ver- 
einbart, dass  die  Gülteinlage  in  Niederosterreich  69.045,  in 
Oberosterreich  87.508,  in  Steiermark  72.248,  in  Eärnten  34.824, 
in  Erain  22.000,  in  Görz  5.632  Pfund  betragen  solle,  vorbe- 
haltlich der  Ausgleichung  von  Unrichtigkeiten  innerhalb  jedes 
Landes.   An  diesem  Verhältnisse  scheint  mit  geringen  Aende- 
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rungen  bis  in  die  Zeit  Maria  Theresia's  überall  festgehalten 
worden  za  sein. 

Steuerpflichtig  waren  z.  B.  in  Niederoster  reich  mit  Aus- 
nahme gewisser,  seit  jeher  befreiter  Herrschaften  sämtliche 
GOltenbesitzer,  gleichviel  ob  sie  dem  standischen  Körper 
angehörten  oder  nicht.  Die  Mitglieder  des  vierten  Standes, 
welchen  zur  einen  Hälfte  die  Residenzstadt,  zur  anderen  die 
18  sogenannten  »mitleidenden«  Städte  und  Märkte  bildeten, 
hatten  ^U  der  jährlichen  Bewilligung  zu  tragen.  Die  Repar- 
tition  dieser  Quote  auf  die  einzelnen  Bürger  erfolgte  nach 
Massgabe  des  kapitalisierten  Ertragswertes  der  Häuser  und  des 
Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe. 

Die  ü  b  r  i  g  en  vi  er  Fü  n  f  t  el  der  »Eontribution«,  sowie 
das  ganze  Lan  des  erf  o  rdern  is  hatten  die  drei 
oberen  Stände,  der  Prälaten-,  Herren-  und 
Bitterstand  zu  bestreiten,  unter  welche  der  Betrag  nach 
Massgabe  der  betreffenden  Gültpfunde  aufgeteilt  wurde. 

Die  Steuer  vor  schreibung  betrug  anfangs  nur  die 
halbe  Gült,  stieg  aber  bald  bis  zur  ganzen,  doppelten  und  zwei- 
einhalbfachen Gült  Noch  im  16.  Jahrhunderte  wurde  die 
doppelte  Gült,  d.  h.  eine  Steuer  von  2  fl.  für  jedes  Pfund  ta- 
xierter Gült,  zu  einer  feststehenden,  und  als  solche  seither,  ab- 
gesehen von  den  übrigen  zur  Aufbringung  der  JahresbewiUi- 
gung  und  des  Erfordernisses  für  die  Landesverwaltung  not- 
wendigen Abgaben,  jährlich  bewilligt. 

Uebrigens  hatten  die  Herrschaften  ihre 
Gültsteuer  keineswegs  ausschliesslich  zu 
tragen.  Vielmehr  war  seit  154B  jeder  Gültenbesitzer,  wel- 
cher —  was  die  Regel  bildete  —  ünterthanen  hatte,  be- 
rechtigt, dieselben  zur  Tragung  der  Steuerlast  he- 
ranzuziehen, und  zwar  in  Ansehung  der  von  denselben 
bewirtschafteten  Grundstücke  und  ihres  Yiehstandes. 
Jedoch  durfte  der  Uuterthan,  einem  Landt^beschlusse  von 
1B61  zufolge,  auch  von  diesen  Steuerobjekten  nicht  über  Ge- 
bühr, d.  h.  nicht  mit  mehr  als  der  doppelten  Gült  besteuert 
werden.  Der  Herrschaftsbesitzer  hatte  also  nicht  nur  die  Do- 
minicalnutzungen  und  den  Ertrag  der  unmittelbaren  Herrschafts- 
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grundstücke  aus  eigenen  Mitteln  zn  yerstenern,  sondern  über- 
dies auch  die  ganze,  jeweilig  etwa  ausser  der  doppelten  Gült 
ausgeschriebene  Gültgebühr  selbst  zu  tragen.  Ob  sich  die 
Dominien  in  der  Praxis  wirklich  durchwegs  an  diese  Schranken 
hielten,  mag  dahingestellt  bleiben.  Auch  wurden  die  Unter- 
thanen  schon  bei  der  Feststellung  der  Besteuerungsgrundlage 
ungünstiger  behandelt  als  die  Herrschaften.  Während  nämlich 
bei  letzteren  Vioo  des  Wertes  die  Steuereinheit  bildete,  wurde 
als  solche  für  die  ünterthanen  anlässlich  der  ersten  Verein- 
barung über  die  Gülteneinlage  (1542)  Veo  des  Wertes  ihres 
Ghrundbesitzes  und  Viehstandes  festgesetzt.  Sonach  verhält  sich 
—  die  wirkliche  Ausführung  dieses  Beschlusses  vorausgesetzt  — 
der  Besteuerungsmassstab  in  Niederösterreich  für  die  Ünter- 
thanen zu  jenem  für  die  Herrschaften  wie  10  zu  6. 

Immerhin  aber  waren  die  Ünterthanen  in  Oesterreich  je- 
denfalls weit  günstiger  behandelt,  als  inBohmen 
undMähren,  wo  die  Dominien  dieV  erpflic  h  tu  ng, 
einen  Teil  der  Eon  tributi  on  aus  eigenem  zu 
tragen,  überhaupt  erst  spät  anerkannten. 

Gültenbesitzer,  welche  nicht  zu  den  Ständen  gehorten, 
sowie  jene  Töchter  und  Witwen  von  Ständemitgliedern  (»Land- 
leotenc),  welche  sidi  mit  Ausländern  oder  anderen  nicht 
der  Standschaft  teilhaftigen  Personen  vermählten,  hatten 
die  Steuer  in  doppeltemAusmasse  zu  tragen,  und 
zwar  aus  eigenen  Mitteln,  ohne  Besteuerung  der  ünterthanen. 
Dagegen  wurde  vom  Klerus  in  der  Regel  nur  die  einfache 
Gült  verlangt,  also  die  Hälfte  der  normalen  Vorschreibung. 

Jeder  »Landmann«  hatte  mindestens  eine  Gült  von  10  Pfund 
zu  versteuern.  Wer  daher  weniger  oder  gar  keine  Gült  besass, 
hatte  gleichwohl  diesen  Betrs^  für  das  Gültbuch  anzumelden, 
bei  sonstiger  Ausschliessung  aus  den  Ständen.  Uebrigens  oblag 
diese  Steuerpflicht  nur  dem  jeweilig  ältesten  Mitgliede  einer 
solchen  unbegüterten  Adelsfamilie,  und  waren  Familien,  die 
schon  über  100  Jahre  zu  den  Ständen  gehörten,  hievon  befreit. 

Neu  entstandene  Gülten  waren  bei  sonstiger  Ver- 
wirkung  binnen  Jahresfrist  anzumelden  und  Veränderungen 
im  Besitz  und  Umfang  bestehender  Gülten  bei  Strafe  der  drei- 
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fachen  Steuer  behnfs  Darchfübrnng  im  Gültbache  anzuzeigen. 
Wegen  der  vielen  unrichtigen  GQlteneinlagen  wurde  schon  1656 
eine  neue  Gültenermittelung  (»B  e  r  e  u  t  u  n  g«),  d.  h.  eine  all- 
gemeine  Katastralrevision  angeregt.  Doch  be- 
schränkte sich  der  Landtag  vorläufig  darauf,  hinsichtlich  der 
unrichtigen  Gülten  Erhebungen  einzuleiten.  Al^esehen  von 
einer  Neuverteilung  der  Gülteneinli^e  des  vierten  Standes  blieb 
die  alte  Besteuerungsgrundlage  bis  zur  theresianischen  Steuer- 
rektifikation im  Wesentlichen  unverändert. 

Seit  der  im  Jahre  1583  beschlossenen  Einführung  des 
Bausguldens  wurde  die  doppelte  Gült  —  deren  Ertrag  sich 
infolge  der  vielen  zeitlichen  Steuerbefreiungen  anstatt  der  be- 
willigten 138000  fl.  durchschnittlich  nur  auf  100  000  fl.  belief 
—  gewohnlich  als  »Landsteuer«  bezeichnet.  Ausserdem 
kommt  für  diese  Steuer,  da  sie  in  drei  Terminen  zu  entrichten 
war,  auch  der  Name  »Drittelsteuerc  vor. 

Im  Jahre  1693  wurde  das  erste  Drittel  der  niederoster- 
reichischen  Landsteuer  um  600  000  fl.  an  die  Stände  verkauft, 
und  zwar  mit  dem  Rechte  der  Weiterveräusserung.  Das  zweite 
Drittel  wurde  1701  den  Ständen  um  400  000  fl.  auf  20  Jahre 
überlassen,  von  denselben  aber  infolge  einer  späteren  Verein- 
barung zur  Abstossung  der  vom  Lande  für  den  Staat  über- 
nommenen Schuldverpflichtungen  noch  bis  1740  bezogen.  Nach- 
dem dieses  Drittel  an  das  Aerar  heimgefallen  war,  wurde  1742 
das  dritte  Drittel ,  und  zwar  abermals  um  600  000  fl.,  an  die 
Stände  verkauft,  wonach  nur  mehr  ein  Drittel  an  den  Kontri- 
butionsfond gehörte. 

Schon  im  16.  Jahrhunderte  zeigte  sich,  dass  die  Besteue- 
rung nach  Gültpfunden  zur  Aufbringung  des  fortwährend  stei- 
genden Erfordernisses  auf  die  Dauer  nicht  genügen  konnte. 
Man  sah  sich  daher  genötigt,  hiemit  noch  einen  anderen  Be- 
steuerungsmassstab zu  verbinden,  dessen  Einheit  das  bewohnte 
Haus,  die  Feuerstätte^  bildete.  Für  die  bezügliche 
Steuer,  welche  seit  1584  jährlich  ausgeschrieben  wurde,  finden 
sich  die  verschiedensten  Benennungen,  als  Hausgulden 
(bis  1631),  Hausanschlag,  Urbarsteuer,  ünterthanengebühr  aufe 
Haus,  Rauchfanggulden  u.  a.    Seit  1688  wurde  dem  Haupt- 
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hausanschlage,  der  id  der  Regel  weit  grossere,  anfangs  haupt- 
sächlich zur  Bestreitung  des  Extraordinariums  bestimmte  I  n- 
t e r i m s anschlag  gegenübergestellt,  welchen  man,  da  seine 
Ausschreibung  nach  Quartalen  erfolgte,  bald  als  Quartalsteuer 
bezeichnete.  Die  ürbarsteuer  wurde  anfangs  ausschliesslich, 
später  wenigstens  zum  grossten  Teile  yon  den  ünterthanen 
getragen.  Die  erste  Häuserbeschreibung  erfolgte  1684,  eine 
zweite  —  zur  Ausgleichung  der  Unrichtigkeiten  —  1636. 
Hierbei  wurde  übrigens  durchwegs  auch  der  umfang  der  Haus- 
gründe, d.  h.  der  nicht  ohne  das  Haus  veräusserlichen  Grund- 
stücke (im  Gegensatze  zu  den,  lediglich  durch  die  Landsteuer 
getroffenen  Ueberländgründen)  mit  berücksichtigt,  und  zwar 
nach  der  altherkömmlichen  Abstufung  in  Ganz-,  Halb-  oder 
Viertellehen,  häufig  auch  nach  Massgabe  der  Schuldigkeit  an 
Dominicalabgaben.  Jene  Steuer  war  also  keineswegs  eine  reine 
Gebäudesteuer,  sondern  zugleich  Grundsteuer,  da  das  Haus  nicht 
das  Steuerobjekt,  sondern  nur  unter  Berücksichtigung  der 
Grosse  der  ganzen  Ansässigkeit,  den  Steuermassstab  bildete. 

Auf  solchen  Grundlagen  bewegte  sich  noch  immer  das  Kon- 
tributionswesen der  deutschen  Erblande. 

Die  Entwicklung  der  Steuerveranlagung  in  den  Ländern 
der  böhmischen  Erone  unterscheidet  sich  von  jener  in 
den  österreichischen  Erbländern  dadurch,  dass  daselbst  die 
Steuerpflicht  der  Herrschaften  weit  später  anerkannt  wurde  und 
der  Dominicalbesitz  überhaupt  in  weit  höherem  Masse  begün- 
stigt war.  Andererseits  finden  sich  hier  aber  auch  frohere, 
wenngleich  sehr  unvollkommene  Versuche  einer  wirklichen  Ka- 
tastrierung. 

In  Ungarn  kam  das  Eontributionswesen  noch  weit  we- 
niger zur  Entwicklung  als  in  den  Ländern  der  böhmischen 
Erone.  Der  dortige  Landtag  billigte  die  pura  taxa  (die  Eon- 
tribution der  Edelleute),  die  Getreidelieferung  der  Eon.  Prei- 
städte  (subsidium  annonarium)^  die  Erönungsabgabe  (pecunia 
coronalis)  und  die  unentgeltlichen  Grenzfestungsfrohnen  (labores 
gratuiti). 

Zu  den  regelmässigen  Eontributionen  kamen  für  den  Zweck 
der  Deckung  des  Militärbedarfs  bei  ausserordentlicher 
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Staatsnotlage  weiter  hinzu:  ausserordentliche 
Vermögenssteuern  und  ausserdem  Kopfsteuern 
(sog.  Beisteuern).  Zwischen  1690  und  1746  kam  einmal 
(1703)  eine  allgemeine  Beisteuer  a  7  Kreuzer  vor.  Weiter 
kamen  bei  besonderer  Not  besondere  Steuern  auf  den  Klerus 
(noch  mit  Zustimmung  des  Papstes)  und  Abgaben  der  Juden 
(»Toleranzgeld«,  »Leibmauthc  u.  s.  w.).  Die  Kop£steuer  von 
1746  war  in  Bezug  auf  die  Klassierung  der  Steuerpflichtigen 
bereits  sehr  durchgebildet ;  die  Steuersatze  waren  in  jeder  ein- 
zelnen Berufsklasse  vielfach  abgestuft  und  bewegten  sich  zwischen 
600  fl.  (fär  die  Erzbischöfe,  Herzöge  und  Fürsten),  beziehungs- 
weise 450  fl.  (für  die  Minister  und  den  Obersthofmeister)  und 
4  Kreuzern  (fQr  Bauemknechte).  Eine  bewusste  Anwendung 
des  Progressionsprinzipes  ist  hier  unverkennbar. 

Die  Einkommenssteuer  war  in  der  vortheresiani- 
schen  Zeit  noch  mit  der  Vermögenssteuer  verquickt.  Eine  selb- 
ständige Einkommenssteuer  wurde  erst  1743  zum  ersten  Male 
ausgeschrieben  und  zwar  mit  10  %  des  Einkommens  aus  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Vermögen.  Gehalte  und  Pen- 
sionen waren  steuerfrei. 

Die  Steuerbeiträge  aus  dem  Reiche  (Römermonate,  Reichs- 
türkensteuer,  reichsständische  ürbarsteuern ,  Ritterschaftsbei- 
träge, >Kronsteuer€  und  »Opferpfennige  der  Juden  etc.)  »waren 
sehr  geringfügige. 

In  den  Beilagen  (Nr.  6)  giebt  v.  Mensi  folgende  üeber- 
sicht  über  die  Militärkon tributionen  der  Erbländer  (alle  mit 
Ausnahme  von  Tirol,  Vorderösterreich  und  den  ungarischen 
Ländern)  von  1716  bis  1739. 


1716: 

7163  333  fl.    1722: 

6  345  000  fl.    1728:  6  510000  fl. 

1717: 

7  400  000 

1723: 

6  170  000 

1729:  6360000  » 

1718: 

8152  222 

1724: 

6  050  000 

»    1730:6  380000» 

1719: 

7  563  325 

1725: 

5  970  000 

1731:  6983333  > 

1720: 

7  060  000 

1726 : 

5  940000 

1732:  6  360000  » 

1721: 

6  826  667 

1727  : 

5  890000 

1733:  6143000  > 

1734: 

6143  333  fl 

1737: 

8  089  800  fl. 

1735: 

8174000  > 

1738 

8105  200  > 

1736: 

8124400  ' 

1739: 

8045  000  > 

Sov.  Mensi  über  die  Kontributionen  als  Eännahme- 
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basis  des  > Militäretat c  Wie  ganz  anders  ist  diese  Bedeckung 
der  Militärausgaben,  als  heute;  denn  selbst  die  Matriknlarbei- 
träge  des  heutigen  Deutschen  Reichs  sind  nicht  eigentlich  ver- 
gleichbar. Das  ganze  System  ist  unvergleichlich  —  terri- 
torialist isch  ! 

5)  Das  Aüsgabewesen  des  spätterritorialistischen  Oesterrelch. 

Die  zentralen  (reichsmässigen)  Staatsausgaben  gelten  auch 
am  Schlüsse  der  Territorialzeit  nur  erst  dem  Hof,  dem  Aus- 
wärtigen, dem  Obergerichtswesen,  den  Pensionen  und  dem  Be- 
darfs der  Staatsschuld,  v,  Mensfs  Werk  giebt  diesfalls  typische 
Zahlenangaben. 

Im  Jahre  1717  betrugen  die  Ausgaben  in  Gulden: 

Fundus 

Kameral-  Militär-   Pen>«-    Soholden-    q 

^    ^  .     ^       tnas  dor     .  b  U  m  m  e 
etat           etat        ßanka-     ^•••* 
lidlti) 
Ordentliche  Aasgaben       4166  959  6  025  272  126  740        —      10818  971 
Aaaaerordentl.  Ausgaben     223  137       51828       —            4  611     279  076 
Bezahlnng  von  schweben- 
den Schulden  und  Kau- 
tionen     185  278  2  542108       —           —        2  677  881 

Bezahlung  |alter  fälliger 
Schulden  u.  Zahlungs- 

rackstande     ....     547234     426454         64118511312825460 
Rückzahlung    von    Vor- 
schüssen d.  Stadtbank     277  647     866  000       —  —  648647 
Abfuhr  an  die  Stadtbank 
für  fibemommene  alte 

Schulden —  310  916       —  —  810  916 

Zinsen  von  Schulden  und 

Kautionen.    ....     283631     155079         75010850871474547 
Abfuhr  an  andere  EtaU  1859  555  2  490420  165199     161500  4676674 
Auf  Verrechnung  an  die 
KriegskommissftrejPro- 
▼iant-  und   Kassaver- 

walter -        4  740  778       —  —        4  740  778 

Ordentlicher  Amtsverlag  2  042  767        -—  —  —        2  042  767 

Besoldungen 250162        —  —  —  250162 

Durchlaufende  Poste^^       17  600        —  70  487        —  88  087 

Summe  der  Ausgaben  " 9  753 965  17 108355  863  817  8  102  329  30328466 
Ka88abe8td.m. Ende  1717  1829083        72513    37  229       44  701   1483526 

1)  Vgl.  unter  Abschnitt  7. 
ZeitBchr.  f.  SUatow.  1881.    IV.  Heft.  45 
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1  857  481  2  285  756{  2  633  365  2  509  393 

401765  229  270^^*^'*^^  639  773  655  807 
359  863  531087  618  5871  .  .„„3^3  688  330 
574  003     836  644     8201201 


Die  Zivil  ausgaben  (der  Kameraletat)  gliederten  sich  nach 
den  »Beilagen €  (Nr.  4)  wie  folgt: 

1717  1718  1724  1729  1736 

Wirklicher  Aufwand  Erfordernis 

Hofstaat  und  Hofaus- 
gaben  .    .    . 
Gesandtschaften 
Hofdicasterien  . 
Länderdicasterien 
Stiftungen  u.  Armen - 

wesen 142176     196271 

Pensionen  u.  Gnaden- 
gaben    629857     464448 

Andere     ordentliche 

Ausgaben.    .    .    .      197  863     355  204 
AusserordentL  Ausga- 
ben   223137     372  000 

Zinsen  von  Kautionen 

233  631     128096 


960 155  1 179  777   1 321 890      710  301  1 020  580 


und  Stiftungen  .    . 

Verzinsung  und  Til- 
gung von  Schulden 
auf  Kameralgef&lle 
und  Domänen    .    . 

Schuldenkassa-  Dota- 
tion und  für  f&llige 
Bankalassekuratio- 
nen 2  310  529  2  063052        — 

Abfuhr  an  andere 
Etats 1859  555     484000         — 


939935 

138  691      169518 

825  600      462035     387  392 

116  052     114591 

—  168  727     377497 

131420      127  304     136317 


Summe    9  753  965  9125  595   6  564  238   6  4685516  999300 
Man  halte  hieneben   die  Militär-  und   die  Zivilausgaben 
von  heute ! 

6)  Die  Kreditformen,  die  Gläubiger  und  die  Kreditoperationen 
des  spätterritorlallstlschen  Oesterreich. 

Untilgbare  Staatsschulden  gab  es  noch  nicht.  Die  An- 
lehen  waren  das,  was  sie  zu  dieser  Zeit  allgemein  heissen: 
»Anticipationenc,  vorzeitige  Verfügungen  oder  Vorweg- 
nahmen künftiger  Einnahmen,  teils  durch  Zwang,  teils  durch 
Inanspruchnahme  des  freien  Kredites. 

Wir  lassen  das  Besondere  der  Zwangsanlehen  bis  zum 
übernächsten  Abschnitt  bei  Seite.    Desgleichen  die  Eigentum- 
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lichkeit  bankmässiger  Vermittlung  der  Geldaufnahmen,  welcher 
der  nächste  Abschnitt  sich  zuwenden  wird.  Nur  der  unmittel- 
bar, d.  h.  direkt  und  ohne  Zwang  bei  den  Priyaten  genom- 
mene Kredit  sei  zunächst  charakterisiert,  wobei  wir  nur  v.  Mensi^s 
eigenen  Worten  folgen  können. 

Die  ältere  Staatsschuld  hatte  im  Grossen  und  Ganzen  ein 
wesentlich  priyatrechtliches  Gepräge.  Als  Schuldner 
wurde  formell  nicht  der  Staat,  sondern  die  Person  des 
Monarchen  oder  das  kontrahierende  Amt  verpflichtet. 
Die  Bedingungen  der  einzelnen  Darlehensakte  werden  meist 
Ton  Fall  zu  Fall  individualisiert,  wie  bei  Privatschulden,  an 
welche  auch  die  Form  der  Schuldurkunden  vielfach  erinnert. 

Diese  Verwandtschaft  des  damaligen  Staatskredits  mit  dem 
Privatkredite  zeigt  sich  auch  in  der  allgemein  üblichen  Sich  er- 
stellung  der  einzelnen  Darlehen  durch  Verpfändung  einer 
bestimmten  Staatseinnahme,  gewohnlich  des  je- 
weilig assignierten  Zahlungsfonds. 

Am  häufigsten  und  weitaus  am  wichtigsten  sind  die 
Spezialpfandrechte.  Es  gab  wohl  keine  irgendwie 
nennenswerte  Eameralabgabe,  keine  bedeutendere  Staatsdomäne, 
keine  ordentliche  oder  ausserordentliche  Einnahme  des  Militär- 
etats, die  nicht  infolge  des  fortwährenden  Defizits  im  Staats- 
haushalte so  viel  als  möglich  zur  pfandrechtlichen  Sicherstel- 
lung von  Darlehen  benützt  worden  wäre.  Nicht  selten  wurden 
auch  für  eine  Forderung  mehrere  Fonde  verpfändet,  und 
zwar  bald  cumuhtiv  für  das  ganze  Kapital,  bald  pro  rata  für 
einzelne  Teile  desselben,  bald  auch  subsidiär.  Zuweilen  ver- 
einbarte man  für  Kapital-  und  Zinsenzahlung  verschiedene 
Hypotheken. 

Die  Natur  dieser  Pfandrechte  war  keineswegs  immer  die 
gleiche.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wurde  nämlich  bloss  das 
reine  Pfandrecht  bestellt.  Sehr  häufig  aber  verband  man 
hiemit  die  üeberlassung  des  thatsächlichen  Pfand  besitze  s, 
sei  es,  dass  der  Gläubiger  das  Recht  erhielt,  einen  >Gom- 
possessorc  zu  ernennen,  welcher  die  Verwaltung  des  Pfand- 
objekts in  seinem  Namen  unter  Mitsperre  der  Kasse  kontrol- 
lierte und  die   fälligen  Raten  einhob,   —  sei  es,   dass   dem 

45* 
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Gläubiger  das  Objekfc  in  alleinigen  Besitz  und  Grenuss  Qber- 
geben  wurde. 

Ausser  der  hypothekarischen  Sicherstellung  spielte  auch 
die  fidejussorische  eine  bedeutende  Rolle.  Namentlich 
bei  ausländischen  Anlehen  kommen  häufig  Bürgschaften  Yor, 
und  zwar  immer  in  Verbindung  mit  einer  Hypothek.  Diesen 
Charakter  hat  z.  B.  die  bei  Anlehen  im  Auslande  wiederholt 
vorkommende  Garantie  der  betreffenden  Regie- 
rung, wodurch  sich  letztere  den  Gläubigem  gegenüber  ver- 
bürgte, dass  die  österreichische  Regierung  die  in  der  bezüg- 
lichen Obligation  übernommenen  Verpflichtungen  erfüllen  werde. 
Weiter  geht  die,  ebenfalls  besonders  bei  ausländischen  Dar- 
lehen auf  den  Eontributionsfond  übliche ,  jedoch  auch  sonst 
nichtseltene  Fidej  ussion  der  betreffenden  Land- 
stände. Hiemit  übernahmen  letztere  nämlich  nicht  bloss 
eine  Eventualbürgschaft,  sondern  die  direkte  Verpflichtung  zur 
Abfuhr  der  für  Zinsen-  und  Eapitalzahlung  verpföndeten  Kon- 
tributionsquoten. Aecht  territorialistisch  waren  die  Lander 
Bürge  und  Zahler.  Die  rechtliche  Bedeutung  einer  solchen 
Fidejussionserklärung  bestand  darin,  dass  hiedurch  die  Gläu- 
biger, unabhängig  von  der  Höhe  der  jeweiligen  Kontributions- 
bewilligung und  von  der  sonstigen  Belastung  des  als  Pfand 
yerschriebenen  Fondes,  gesichert  waren.  Freilich  wäre  auch 
diese  Sicherstellung  illusorisch  gewesen ,  wenn  nicht  Kredit- 
rücksichten die  Einhaltung  der  —  meist  dem  Auslande  gegen- 
über —  eingegangenen  Schuldyerbindlichkeiten  gebieterisch 
erheischt  hätten ;  war  ja  doch  eine  Exekution  gegen  ein  Kron- 
land ebensowenig  denkbar,  wie  gegen  die  Staatsverwaltung. 
Die  Fidejussionsurkunde  der  Stände  pflegte  man  gewohnlidi 
in  die  Hauptobligation  vollinhaltlich  einzuschalten. 

Einzelnen  Mitgliedern  der  Stände  und  zwar  sowohl  Herr- 
schaftsbesitzern wie  auch  Stadtgemeinden,  wurden  in  der  R^el, 
ausser  der  Generalhypothek  auf  alle  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen Einnahmen  des  Militäretats  aus  dem  betreffenden 
Lande  (als  Kontributionen ,  Militäranlehen  ,  Türken- ,  Kopf- 
und  Vermögenssteuer),  —  die  Spezialhypothek  auf  das  hievon 
bei  der  Repartition  auf  die  Güter   des  Darleihers    entfallende 
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BeitragskoDtingent  eingeräumt,  mit  der  Befugnis, 
sich  för  Zinsen  und  Eapitalsraten  durch  Retention  der 
falligen  Summen  gegen  Verrechnung  bezahlt  zu  machen. 

Aus  dieser  Kategorie  sind  vor  allem  die  bedeutenden 
Adelsdarlehen,  namentlich  jene  der  gräflichen  Familie 
Tschernin  zu  erwähnen. 

So  lieh  der  böhmische  Oberstburggraf  Jakob  Graf  Tschernin 
gegen  Einräumung  des  Retentionsrechtes  an  seinem  Eontri- 
butionskontingente  im  Jahre  1701  400  000  fl.  auf  die  Kontri- 
butionen Böhmens,  rückzahlbar  binnen  10  Jahren  in  Quartals- 
raten, 1704  auf  die  Kontributionen  aller  böhmischen  Länder 
gegen  Rückzahlung  in  12  Jahresraten  das  für  jene  Zeit  kolos- 
sale Kapital  von  1  200  000  fl.,  und  zwar  mit  dem  Simultan- 
pfandrechte auf  den  Ertri^  des  böhmischen  Grenzzoll-  und 
üngeltgefdlles,  woraus  speziell  die  Zinsenraten  zu  bestreiten 
waren,  1706  noch  50000  fl.  mit  der  gleichen  Sicherstellung 
rückzahlbar  in  5  Jahren.  Für  die  Einhaltung  der  Rückzah- 
Inngstermine  des  Anlehens  von  1704  wurden  von  den  Ständen 
der  drei  böhmischen  Länder  nach  dem  Massstabe  der  Kontri- 
butionssummen (d,  h.  Böhmen  zu  Va,  Schlesien  zu  */»  ^^^ 
Mähren  zu  Ve)  eigene  Sicherstellungserklärungen  ausgestellt, 
üebrigens  wurden  für  alle  Darlehen  Tschernin's  von  zusammen 
1  650  000  fl.  die  vereinbarten  Termine  genau  eingehalten ,  ja 
es  kamen  hiebei  zeitweilig  sogar  ungebührliche  Mehrauszah- 
lungen vor. 

Im  Jahre  1710  wurde  anlässlich  des  Ablebens  des  Grafen 
Jacob  Tschernin  die  Vormundschaft  seines  minderjährigen 
Sohnes  Franz  mittelst  kaiserlicher  »Handbrieflc  aufgefordert, 
die  Verlassenschaftsbarschaft  gegen  gewöhnliche  Zinsen  dem 
Staate  vorzustrecken  und  zwar  220  000  fl.  sofort.  Bald  darauf 
kam  die  Vormundschaft  dieser  Aufforderung  thatsächlich  nach 
und  zwar  durch  ein  Darlehen  von  600000  fl.,  rückzahlbar  in 
10  Jahresraten  ans  dem  Kontributionskontingente 
der  gräflichen  Güter.  Für  das  Kapital  wurden  hiebei 
subsidiär  die  böhmischen  Accisen  mit  der  Priorität  vor  allen 
anderen  Gläubigern  verpfändet,  ferner  das  böhmische  üngelt 
and  GrenzzoUgefalle,  —  für  die  Zinsen  unmittelbar  diese  letz- 
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teren  Fonde  mit  dem  Eompossessrechte  und  der  Priorität  ¥or 
allen  anderen  Gläubigern.  Die  bezügliche  Obligation  vom 
2.  Jänner  1711  lautete  auf  eine  Million  Gulden,  da  man  auch 
den  damals  noch  aushaftenden  Rest  von  400000  fl.  aus  den 
früheren  Tscher nin 'sehen  Darlehen  mit  einrechnete.  Auch  bei 
diesem  Darlehen  erfolgte  die  Rückzahlung  term  in  gemäss. 

Ausserdem  gehören  in  die  oben  erwähnte  Kategorie  die 
Darlehen  des  Fürsten  Adam  Schwarzenberg  von  100 000 fl. 
(1705),  rückzahlbar  zur  einen  Hälfte  in  5  Jahresraten  nach 
Friedensschluss  aus  dem  Eontributionskontingente  der  ftürsi- 
lichen  Güter  in  Böhmen,  zur  anderen  Hälfte  aus  den  Wein- 
aufschlagsgefällen ,  —  ferner  von  500000  fl.  (1711)  gegen 
Rückzahlung  in  5  Jahresraten  aus  demselben  Fonde  und  den 
böhmischen  Accisen  —  der  Grafen  Ernst  und  Franz  Wald- 
stein von  100000  fl.,  beziehungsweise  50  000  fl.,  sowie  der 
Grafen  Hieronymus  Colloredo  und  Wenzel  6 alias  von 
je  100  000  fl.,  zu  analogen  Bedingungen,  —  des  Grafen  Franz 
Sporck  von  100000  fl.  (1702)  auf  die  böhmischen  Kontri- 
butionen, rückzahlbar  in  6,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahres- 
raten, —  des  Fürsten  Johann  Adam  Lichtenstein  von 
150000  fl.  (1705)  u.  s.  w. 

Diese  Zahlen  beleuchten  den  für  damalige  Zeit  gewaltigen 
Reichtum  der  grossen  Adelsgeschlechter  Böhmens.  Zwar  be- 
sonderer Patriotismus  lag  in  dem  kurzfalligen  Yorschuss  auf 
ihre  Eontributionsschuldigkeiten  und  auf  die  kaiserlichen 
Eameralgefalle  nicht.  Allein  einen  Wucher  am  Staat,  wie 
denjenigen  der  von  v.  Mensi  gezeichneten  Wertheimer  und 
Oppenheimer  scheinen  sie  nie  geübt  zu  haben;  wenigstens 
fludet  sich  bei  v.  Mensi  hierüber  nichts. 

Gelegentlich  bemächtigte  sich  allerdings  die  wucherische 
Spekulation  der  Adels-  und  Fürstendarlehen  selbst,  v.  Mensi 
führt  hiefür  wenigstens  ein  Beispiel  an.  Die  Witwe  des  Uark- 
grafen  Ludwig  von  Baden  hatte  von  ihren  beträchtlichen  For- 
derungen an  das  Aerar  den  Betrag  von  400000  fl.  an  Wert- 
heimer cediert,  welcher  ihr  hierfür  jedoch  nur  180  000  fl.  ge- 
zahlt haben  soll.  Wertheimer  bot  nun  ein  Darlehen  von 
800  000  fl.  an  zu  5  %  versinslich,  rückzahlbar  in  8  bis  10  Jahren 
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aus  der  Stadtbank  (vrgl.  nächsten  Abschnitt),  gegen  Bezah- 
lung jener  ihm  cedierten  400  000  fl.  in  den  nächsten  4  Jahren, 
allerdings  ohne  Zinsen.  Die  Hofkammer  befürwortete  dieses 
Geschäft  und  beantragte  die  Anweisung  der  cedierten  Post 
auf  das  böhmische  Deputiertenamt ;  die  ganze  badische  For- 
derung war  übrigens  zweifelhaft  und  die  beantragte  Liquidie- 
rung eines  Teiles  präjudizierlich ;  gleichwohl  wurde  schliesslich 
zugestimmt. 

Der  unterschied  zwischen  schwebenden  und  fun- 
dierten Schulden  zeigt  sich,  abgesehen  yon  den  Tilgungs- 
fristen, in  der  Form  der  Schuldbeurkundung.  Für 
eigentliche  Anlehen  wurden  in  der  Regel  kaiserliche 
Obligationen  ausgestellt ,  für  kurzfristige  Vorschüsse 
einfache  Eassa-A  mtsquittungen.  Letztere  kamen 
allerdings  auch  bei  längeren  Zahlungsfristen  vor,  sowie  bei 
Prolongierung  älterer  Vorschüsse ;  dagegen  wurden  umgekehrt 
für  schwebende  Schulden  fast  niemals  Obligationen  ausgefer- 
tigt. Andererseits  entstanden  schwebende  Schulden  vereinzelt 
auch  durch  Ausstellung  von  Wechseln  seitens  der  Hofkam- 
merpräsidenten oder  anderer  höherer  Finanzfunktionäre. 

V,  Mensi  charakterisiert  diese  Schuldbeurkundungsformen 
wie  folgt: 

Die  Amtsquittung,  welche  entweder  das  Hof-  oder 
das  Eriegszahlamt  ausstellte,  war  die,  dem  Anweisungsdekrete 
der  Hof  kammer  entsprechende  kassenamtliche  Bestätigung  über 
Erlag  des  Darlehenskapitals.  Dieselbe  enthielt  zugleich  die 
wesentlichen  Darlehensbedingungen  und  zwar  in  der  Regel 
auch  die  Assignation  auf  die  für  die  betreffende  Post  ver- 
pfändete Staatseinnahmequelle.  Meist  wurde  für  jeden  Kapi- 
tal-Rückzahlungstermin  eine  eigene  Teil- Amtsquittung  aus- 
gestellt. Die  Amtsquittung  war  behufs  Behebung  der  Zinsen 
und  der  falligen  Eapitalraten  vom  Gläubiger  bei  dem  assig- 
nierten  Amte  vorzuweisen. 

Diese  Amtsquittungen  vertraten  also  die  Stelle  der  heu- 
tigen Schatzscheine,  unterscheiden  sich  hievon  jedoch 
dadurch,   dass   sie  nicht  von    der  obersten  Finanzverwaltung 
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selbst,  sondern  über  deren  Auftrag  von  einer  Haupikasse  aus- 
gefertigt wurden. 

Die  Obligation,  neben  welcher  übrigens  meistens  auch 
die  entsprechenden,  auf  die  einzelnen  Termine  lautenden  Amts- 
quittungen ausgesetzt  wurden,  war  die  feierliche  Form  der 
Staatsschuldverschreibung.  Dieselbe  wurde  vom  Kaiser  eigen- 
händig unterfertigt  und  mit  dem  kaiserlichen  Siegel  versehen, 
üeberhaupt  unterschied  sie  sich  schon  in  Bezug  auf  die  äussere 
Form  (Ausstattung  und  Format)  bedeutend  von  der  Amts- 
quittung. 

Der  unterschied  von  einst  und  jetzt  offenbart  sich  sehr 
sprechend  in  diesen  Obligationen,  v.  Mensi  teilt  (»Beilagenc, 
Nr.  22)  den  Text  einer  solchen  mit.  Darin  wird  die  Eapital- 
summe  benannt,  die  Heimzahlung  auf  vierteljährige  Kündigung 
»in  gangbahrer  Münzec  zugesagt,  die  Zinszahlung  in  Viertei- 
jahrsraten  versprochen,  »das  scblesische  Cameralgefall  verhypo- 
thekiert  und  beynebens  auf  alle  Rechtsbehelfe  verzichtete.  Doch 
fehlt  auch  nicht  der  Notstandsvorbehalt ;  »In  Fahl  aber  wider 
Verhoffen  einige  Casus  fortuiti  oder  Lands- Verdorbung  (welche 
Gott  gnädiglich  verhüten  wolle)  sich  ereugnen  mochten,  nnd 
daher  diese  Summa  aus  Unseren  schlesischen  Cammerge- 
foUen  nicht  abgestattet  werden  könnte,  —  So  wollen  wir  offt- 
gemeldeten  unserem  Gläubiger  der  Wiederbezahlung  halber 
in  genere  auf  Unsere  in  anderen  Unseren  Erbländern  habende 
ordinaria  und  extraordinaria  Einkünfften  hiemit  gnädigst  ver- 
sichert haben,  alles  gnädiglich  und  und  ohne  Gefahrdec. 

Gewöhnlich  wurde  ein  spezieller  Tilgungsfond 
stipuliert ,  d.  h.  es  wurde  in  der  Schuldverschreibung  jene 
Staatseinnahme  bezeichnet,  aus  welcher  die  Verzinsung  und 
Rückzahlung  des  Kapitals  bestritten  werden  sollte.  Dies  ge- 
schah entweder  durch  Anweisung  auf  den  betreffenden  Fond 
überhaupt,  oder  auf  eine  ziffermässig  bestimmte  Quote  desselben. 

Als  erster  Versuch  der  Ausscheidung  eines  allgemeinen 
Tilgungsfondes  erscheint  die  Errichtung  der  Schulden- 
kasse (bei  der  »Bancalitätc)  im  Jahre  1716,  welche  die  Rück- 
zahlung der  während  der  vorangegangenen  Kriegsjahre  ange- 
wachsenen   Schulden    bezweckte.     Schon    vorher    hatte    man 
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mehrfach  Tilgungsfonds  für  einzelne  Länder  kreiert;  als 
solche  stellen  sich  z.  B.  jene  Eontributionsquoten  dar,  die  den 
Standen  eines  Landes  bei  üebernahme  von  Staatsschulden  mit 
dem  Retentionsrechte  überlassen  wurden. 

Die  Rückzahlungsfristen  —  waren  sehr  verschieden. 
Ein  einziger  Rückzahlungstermin  wurde  fast  nur  bei  kleineren 
Vorschüssen  mit  kurzer  Fälligkeitsfrist  stipuliert ;  in  der  Regel 
hatte  die  Tilgung  in  Raten  zu  geschehen,  und  zwar  entwe- 
der in  Jahres-  oder  Vierteljahrsraten.  Der  Beginn  dieser 
Ratenzahlungen  wurde  häufig  auf  mehrere  Jahre  (beziehungs- 
weise Quartale)  hinausgeschoben. 

Die  Anlehen  der  Epoche  gliedern  sich,  was  den  kredit- 
bedürftigen Zweig  des  Staatsbedarfes  betrifft,  in  Hof-,  Ka- 
meral-  und  Militärschulden.  In  Ansehung  der  Gläu- 
biger teilen  sie  sich  in:  1)  die  Kreditoperationen  mit  den 
Ständen  des  territorialistischen  Reiches,  2)  Geldaufnahmen 
bei  inländischen  Privaten  und  Korporationen ,  3) 
ausländische  Kreditgeschäfte,  welche  in  Holland, 
England,  Italien,  auch  bei  den  deutschen  Reiehsständen  zu 
oft  drückenden,  teilweise  wucherischen  Bedingungen  aufge- 
nommen wurden,  v.  Mensi  gibt  hierüber  reichsten,  in  viel- 
facher Hinsicht  lehrreichen  Aufschluss. 

Die  Kreditoperationen  im  Auslande  waren  entweder 
Darlehen  der  betreffenden  Landesfürsten,  wie  dies  ins- 
besondere im  Deutschen  Reiche  der  Fall  war,  —  oder  Sub- 
skriptionsanlehen, letzteres  namentlich  in  den  See- 
staaten, —  oder  endlich  Vorschüsse  von  ausländischen 
Bankiers,  mit  welchen  die  Hofkammer  in  Geschäftsverbin- 
dung stand. 

Auch  ins  Ausland  wurde  durchweg  eine  Hypothek 
verschrieben,  und  zwar  dienten  als  solche  bald  die  Kontri- 
butionen einzelner  Erbländer  unter  Bürgschaft  der  Stände 
für  die  Einhaltung  der  bezüglichen  Zahlungsverpflichtungen, 
bald  Staatsdomänen  (im  Reiche  und  in  der  Schweiz),  bald 
endlich  der  Ertrag  gewisser  Regalien.  Von  letzteren  war, 
da  die  Subskriptionsanlehen  durch  Vermittlung  von  Bankhäusern 
zu  Staude  kamen,  namentlich  das  Bergwerksregal  be- 
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liebt,  indem  bei  Verp&ndung  yod  Bergwerksprodakten  das 
gewöhnlich  dem  repräsentierenden  Hause  überlassene  Monopol 
des  Verkaufs  der  letzteren  Gelegenheit  zu  bedeutendem  Handels- 
gewinne bot.  (Quecksilberanlehen,  Kupferanlehen.)  Oester- 
reich  hatte  also  damals  seine  Rothschild's  in  Idria,  wie  sie  zu 
unserer  Zeit  Spanien  in  Almaden  hat.  v.  Mensi  gibt  auch 
hierüber  reichen  anziehenden  Aufschluss. 

7)  Insbesondere  die  Bankanlehen  bei  der  Girobank,  Stadtbank 
und  Bankalitat. 

Am  meisten  Interesse  wendet  die  Spezialforschung  v.  Mensis 
den  drei  Finanz-Bankinstituten  zu  Ende  der  österreichischen 
Territorialzeit  zu :  dem  >Banco  del  Giro€,  Aet -t  Wiener  Stadt- 
banJc€  und  der  T^Bankalität^,  Es  gehört  zu  den  besonderen 
Verdiensten  des  Verfassers,  diese  drei  Finanzbanken,  nament- 
lich aber  die  bedeutendste  und  in  die  Folgezeit  mächtig  nach- 
wirkende Wiener  Stadtbank  zur  eingehendsten  Darstellung  und 
klarsten  Beleuchtung  zu  bringen. 

Das  erste  und  dritte  Institut,  die  Girobank  und  die  Bankalitat 
waren  als  Bankinstitute  kurzlebige  und  von  Hause  aus 
teils  unlauter  veranlasste,  teils  unklar  gedachte  Schöpfungen, 
deren  baldige  Liquidation  der  Stadtbank  anheimfiel.  Immer- 
hin sollen  auch  sie  nach  v,  Mensi  hier  kurz  charakterisiert 
werden. 

Das  Banco  del  Giro  1703  bis  1705.  Die  Grossbank- 
gründung überhaupt  lag  schon  um  die  Wende  des  16.  zum  17. 
Jahrhundert  wie  anderwärts  so  in  Oesterreich  so  zu  sagen  in 
der  Luft.  Zwar  noch  J.  Law^s  Angebote  hatte  der  KAiser 
nicht  angenommen  und  auch  die  von  den  zwei  staatswissen- 
schaftlichen Grössen  des  damaligen  Oesterreich  von  J,  J". 
Becher  und  TF.  v.  Schröder  gehegten  Bankgründungsplane 
hatten  nicht  durchdringen  können.  Allein  die  Finanznot  zu 
Anfang  des  spanischen  Erbfolgekrieges  drängte  bereits  die 
Bankgründungsprojekte  wieder  der  Aufmerksamkeit  der  Re- 
gierung auf.  Freilich  half  erst  der  Zusammenbruch  des  Hauses 
Oppenheimer  ^   welcher  dem   Staatskredite  den   Todesstoss  zu 
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versetzen  drohte,  der  frühesten  Finanzbank  unserer  Epoche, 
dem  Banco  del  giro  auf  die  Beine. 

Urheber  des  Projekts  war  ein  gewisser  Äbbate  Norbis, 
ein  aus  seiner  Vaterstadt  yertriebener  Venetianer  von  anrüchigem 
Charakter,  Anlässlich  der  Oppenheimer^schen  Crida  hatten 
nach  den  Quellen  die  Gläubiger  dieser  Firma  die  Errichtung 
einer  Girobank  mit  einer  Dotation  von  4  Millionen  aus 
dem  Eontributionsfonde  vorgeschlagen  und  für  diesen  Fall  ein 
Darlehen  im  gleichen  Betrage  zur  Hälfte  sofort,  zur  Hälfte 
nach  und  nach  zu  erlegen  versprochen.  Behufs  Durchsetzung 
dieses  Planes  verbanden  sie  sich  insgeheim  mit  dem  »damals 
sogenannten«  Äbbate  Norbis  ^  unter  Zusage  einer  Provision 
von  3  Vo  aller  Oppenheimer^schen  Zablungsposten  nach  Errich- 
tung der  Bank.  Hierauf  wurde  Norbis  auf  Kosten  der  eigent- 
lichen Projektanten  in  den  Stand  gesetzt,  vornehm  aufzutreten, 
and  den  Ministem  als  Retter  des  Staats  vorgestellt.  In  der 
That  gelang  es  der  Thätigkeit  dieses  anscheinend  sehr  findigen 
Strohmannes  der  Genossen  und  Nachfolger  Oppenheimer's, 
»einige  massgebende  Persönlichkeiten«  (wie  v.  Mensi  sagt)  zu 
gewinnen.  Das  Banco  dd  Giro  erhielt  die  kaiserliche  Ge- 
nehmigung. 

Die  Grundzüge  des  mit  bedeutenden  Privilegien  ausge- 
statteten Banco  del  Giro  waren  nach  den  beiden  Patenten 
vom  Jahre  1703  folgende:  Die  Dotation  beträgt  jährlich 
4  Millionen  Gulden,  wovon  die  Hälfte  aus  den  Eontributionen 
der  böhmischen,  Vs  aus  jenen  der  österreichischen  Erbländer 
und  Vs  aus  jenen  Ungarns  auszuscheiden  sind.  Auch  Pri- 
vate können  sich  mit  Geldeinlagen  beteiligen.  Den  Staats- 
gläubigem  werden  durch  die  Hofkammer  Anweisungen 
an  den  Banco  ausgestellt,  wobei  der  Betrag  des  Fondes  nicht 
zu  überschreiten  ist.  Ebenso  haben  Privateinleger  das 
Anweisungsrecht  hinsichtlich  ihres  Guthabens.  Derartige 
»Assignationen«  hat  Jedermann  vom  Aerar  wie 
von  Privaten  an  Zahlungsstatt  anzunehmen  ohne 
für  fallige  Forderangen  eine  andere  Zahlung  beanspruchen  zu 
können.  Solche  Assignationen  sind  durch  »Giro«  an  Jeder- 
mann übertragbar  und  ist  jede  solche  Cession  in  den  Büchern 
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der  Anstalt  yorzumerken.  Alle  Wechsel  und  Anwei- 
sungen von  Eaufleuteu  sollten  durch  den  Banco 
laufen,  bei  sonstigem  Verluste  des  zehnten  Teiles  des  Be- 
trages zu  Gunsten  der  Anstalt.  Mit  der  Oberinspektion  wor- 
den zwei  geheime  Räte  betraut.  Die  Direktion  hatte  ein  ei- 
genes »Bancokollegium«  zu  besorgen,  bestehend  ans 
Raten  der  Hofkammer  und  der  niederosterreichischen  Regie- 
rung, aus  Vertretern  der  niederosterreichischen  Stände,  des 
Wiener  Magistrates  und  des  Handelsstandes. 

Die  Bank  erfüllte  die  gehegten  Erwartungen  natQrlich 
nicht.  Abgesehen  von  der  ungenügenden  Dotation  der  An- 
stalt war  —  sagt  v.  Mensi  —  ihre  Einrichtung  überhaupt 
nicht  darnach  angethan,  das  Vertrauen  der  Handelswelt  zu 
erwerben.  Besonders  verderblich  erwiesen  sich  jene  Bestim- 
mungen der  Statuten,  welchen  die  Absicht  zu  Grunde  lag,  das 
Privatkapital  zwangsweise  in  die  Bank  zu  lei- 
ten, und  den  Anweisungen  auf  die  Bankguthaben 
(Giroposten),  die  man  Bancozettel,  Girozettel,  auch 
Bancoassegni  oder  Bancopartite  nannte,  einen  Zwangs- 
kurs  zu  verschaffen,  indem  dieser  Versuch,  einen  »Papier- 
handel« einzuführen  —  wie  es  in  den  Quellen  heisst  —  den 
Kredit  ruinierte  und  den  Handel  hemmte.  Die  Handelswelt 
durchschaute  die  Absicht  der  Oppenheimer'schen  Interessenten 
behufs  Realisierung  ihrer  sehr  bedenklichen  und  wucherischen 
Forderungen  mittelst  des  Banco  nicht  nur  über  die  wichtigsten 
Staatseinnahmen,  sondern  auch  über  Privatkapitalien  zu  ver- 
fügen, sehr  bald  —  wie  denn  auch  die  Thatsache,  dass  die 
Bank  wegen  jener  Forderungen  mit  fünf  Millionen  belastet 
worden  war,  nicht  lange  verborgen  bleiben  konnte«.  Die  Bank 
erhielt  1704  eine  Umgestaltung.  Das  Misstrauen  aber  blieb; 
1705  wich  sie  der  »Wiener  Stadtbank. 

Die  »Universalbankali  tat«  von  1716  bis  1723. 
Nach  dem  Ende  des  spanischen  Erbfolgekrieges  suchte  man 
Ordnung  im  Staatshaushalt  besonders  im  Kassen-  und  Schulden- 
wesen wieder  durch  ein  besonderes  Institut  ganz  eigentüm- 
licher Art  zu  erreichen  ,  so  tüchtig  inzwischen  die  Wiener 
Stadtbank^herangewachsen  war.     Der  klarste  und  bedeutendste 
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Finanzstaatsmaun  der  Epoche  y.  Starhemberg  war  von  An- 
fang gegen  diese  zweite  Schöpfung  gewesen.  Das  Institufc 
drang  aber  dennoch  durch.  Das  »Bankalitätspatent«  wurde 
am  14.  Dezember  1714  genehmigt  und  am  26.  Januar  1715 
publiziert.  Die  Erwartungen  von  diesem  die  gesamten  Erb* 
lande  umfassenden  »Universal-Bankinstitut«  waren  so  über- 
schwänglich  als  die  Erfolge  gering  werden  sollten. 

Die  Bankalität  hatte  ihren  Zentralsitz  in  Wien,  aber  Bankal- 
kollegien  in  allen  Provinzen.  Das  Gesamtinstitut  war  von 
jeder  Unterordnung  unter  die  Staatsbehörde  befreit  und  unter- 
stand nur  einem  vom  Kaiser  abhängigen  Bankalgoverno. 

Die  bankgeschichtliche  Eigenartigkeit  des  Bankalinstitutes 
lag  in  der  Bildung  des  »Bankalitätsfonds«.  Dieser  be- 
stand aus  drei  Teilen:  aus  dem  hauptsächlich  aus  Taxen  und 
Arrhen  gebildeten  »perpetuierlichen  Fond«,  dann  aus  dem  s.  g. 
»sekundierenden«  Fond  (dem  Durchlaufen  aller  Eameral-  und 
Militäreinnahmen  durch  die  Bankalität),  endlich  aus  dem  »garan- 
tierenden« Fond  (den  auf  die  Amtsnachfolger  übergehenden 
Kautionen  der  Bankalitätskassenbeamten).  Weitaus  obenan 
stand  nach  dem  Bankplane  der  perpetuierliche  Fond  und  den 
eisernen  Bestand  des  letzteren  sollten  die  s.  g.  Arrhen  bei- 
bringen. 

Diese  Arrhen  waren:  1)  die  Bankal-Legitimations- 
Arrha,  welche  Jeder,  der  Bankalist  werden  wollte,  nach 
einer,  mittelst  besonderer  Matrikel  festgestellten  Klassifikation 
je  nach  Stand  und  Beschäftigung  jährlich  mit  3  bis  200  Gulden 
zu  entrichten  hatte;  Bankalist  wurde  im  Gegensatz  zu  den 
»Abstinenten«  Jeder  genannt,  welcher  die  Befugnis  erwarb, 
die  Vorteile  der  Bankalität  zu  geniessen,  daher  allenfalls  auch 
Bankalitäts-Interessent  zu  werden;  es  wurden  17  Klassen  von 
Personen  aufgestellt ,  welche  in  10  verschiedene  Arrhenabstu- 
fungen  eingeteilt  wurden,  und  zwar  von  3,  10,  15,  20,  30,  50, 
75,  100,  160  und  200  Gulden.  2)  Die  Dien  st  -  A  rr  h  a, 
welche  alle,  bereits  in  einem  Aerarialbezuge  von  mindestens 
500  Gulden  stehenden  Hof-,  Zivil-  und  Militärbeamten  mit  6  Vo 
des  Jahresbezuges  ein  für  allemal,  die  erst  künftig  in  einen 
solchen  Bezug  tretenden  Personen   aber  mit  2  Quartalsraten 
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desselben  zu  entrichten  hatten.  —  3)  Die  Assignations- 
Arrha,  welche  darin  bestand ,  dass  bei  jeder  Zahlung ,  die 
an  die  Truppen  oder  andere  Assignatare  aus  den  der  grosaeren 
Sicherheit  und  Richtigkeit  halber  durch  die  Bankalitat  lau- 
fenden Staatseinnahmen  in  Bargeld  geleistet  wurde,  3  Vo  des 
Betrages  abgezogen  werden  sollte,  und  zwar  als  Entlohnung 
für  die  erwähnten  Vorteile ,  insbesondere  auch  in  Anbetracht 
des  Entfallens  der  bisherigen  Eiukassierungskosten.  —  4)  Die 
Reservations- Arrha,  ein  Abzug  von  1%  bei  Rück- 
zahlung von  Bankalitätseinlagen,  —  als  Entschädigung  f&r  die 
Vorteile  der  Bankalisten.  —  5)  Die  jüdischeBeitrags- 
Arrha,  welche  die  Juden  nach  einem  eigenen  Massstabe  mit 
6,  30,  100  und  300  Gulden  zu  entrichten  hatten,  um  dfis  Stecht 
zu  erlangen,  in  Wien  zu  wohnen,  mit  dem  Aerar  Geschäfte 
abzuschliessen,  sowie  Bankalisten  zu  werden.  —  Die  anter  1, 
2  und  5  angeführten  Arrhen  waren  binnen  6  Wochen  nach 
der  Publikation  des  Patentes  zu  entrichten. 

Der  Bank  vorteil  der  » Bankalisten  c  sollte  darin  bestehen, 
bis  zum  hundertfachen  Betrage  der  jährlichen  Legitimations- 
Arrha  von  der  Bankalität  —  soweit  dies  ohne  Unterbrechung 
ihrer  Thätigkeit  thunlich  sein  werde  —  die  Gewährung  von 
Darlehen  zu  nur  3Vo  gegen  hinlängliche  Sicherstellung 
zu  beanspruchen.  Dem  Aerar  sollte  sie  zu  3  Vo  leihen  und 
die  Hälfte  des  Reingewinnes  abliefern. 

Doch  war  auch  die  Bankalität  weniger  als  Privat*,  denn 
als  Staatskreditbank,  nebstbei  allerdings  auch  als  Staats- 
zentral- und  als  Staatsschul  den  til  gun  gskasse 
gedacht.  Und  in  diesen  zwei  Richtungen  hat  sie  nicht  ungünstig 
gewirkt. 

Die  für  die  Geldlieferung  gehegten  Erwartungen  schlugen 
fehl.  Die  Arrhen  gingen  schwer  und  spärlich  ein.  Die  Banka- 
lität konnte  nicht  zu  3  %  leihen,  da  der  allgemeine  Zinsfoss 
auf  gute  Sicherheit  6  ®/o  betrug.  Auch  die  Loslösung  der  Bank 
von  der  Staatsverwaltung  war  von  kürzester  Dauer.  Am  meisten 
leistete  sie  noch,  wie  schon  augedeutet,  in  der  Liquidation  d^ 
Staatsschulden  und  in  der  Vorbereitung  ihrer  Tilgung.  Schon 
1721  war  die  Bankalität   als  Finanzbank  in   der  Hauptsache 
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verloren  und  die  vor  ihr  gegründete,  neben  ihr  fortblühende 
Wiener  Stadtbank  übernahm  die  25  Millionen  fl.  Schulden  der 
Bankalität. 

Die  Bankalität  durchlief  nach  v.  Mensi  folgende  vier 
Hauptstadien :  »1.  1715:  Bankalgubemium  mit  weitgehender 
Selbständigkeit  gegenüber  der  Hofkammer  in  den  wichtigsten 
Fragen  der  Finanzverwaltung.  —  2.  1716:  Aufhebung  des 
Bankalguberniums,  Errichtung  einer  »Finanzkonferenz«, 
welche  der  Hof  kammer  und  der  Bankalität  übergeordnet  wurde ; 
ersterer  oblag  die  Verwaltung  der  Kameralfoude ,  letzterer 
verblieben  dieGeldgebarung  und  deren  Eontrolle, 
sowie  eine  gewisse  Autonomie  in  Sachen  des  Staatskredits.  — 
3.  1721 :  Einschränkung  dieser  Autonomie  infolge  Aufhörens 
der  planmässigen  Tilgung  und  ü  e  b  er  tragung  der  Bankalitäts- 
schulden  an  die  Stadtbank,  wobei  jedoch  die  Bankalität  noch 
die  volle  Rechnuugs-  und  Geldgebarungskon- 
trolle behält  und  die  Hofkammer  in  Angelegenheiten  des 
Staatsvoranschlages  und  des  Staatskredites,  wenigstens  formell, 
noch  an  ihre  Zustimmung  gebunden  ist  —  4.  1723:  Gesetz- 
liche Weiterbildung  dieses  thatsächlichen  Zustandes ;  die  Banka- 
lität behält  nur  mehr  einen  Teil  der  Eassagebarung 
und  eine  formelle  Eontrolle;  die  oberste  Leitung  des 
Finanzwesens,  wie  die  materielle  Eontrolle,  obliegt  wieder  aus- 
schliesslich der  Hofkammer.c 

Die  Wiener  Stadtbank  —  nach  üeberuahme  der 
Girobank  auch  »Stadt-  und  Girobankc,  war  1705  projektiert, 
1706  ins  Leben  gerufen  worden.  Sie  war  das  Schosskind  des 
Hofkammerpräsidenten  Starheniberg,  Diese  Bank  hat  unsere 
Epoche  überdauert  und  für  ihre  Zeit  als  Finanzbankinstitut 
—  auf  Grund  ihres  Eredites  bei  den  Privaten,  sowie  auf  Grund 
ihrer  an  denEredit  und  Magistrat  der  Stadt  Wien  angelehnten 
Unabhängigkeit  —  Ausserordentliches  geleistet,  v.  Mensi'a 
Werk  geht  dieser  Bank  mit  besonderer  Aufmerksamkeit  nach. 
Wegen  des  Einzelnen  und  Näheren  müssen  wir  jedoch  den 
Freund  der  Finanz-,  Bank-  und  Finanzbankgeschichte  angele- 
gentlich auf  das  Quellenwerk  selbst  verweisen. 

»Der  Wesenheit  nachc  —  sagt  v.  Mensi  wörtlich  —  »yon 
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vornherein  als  Institut  zur  Hebang  des  Staats- 
kredites gedacht,  ist  sie  thatsächlich ,  aach  znr  Zeit  ihrer 
höchsten  Blüte,  nie  etwas  anderes  gewesen.  Die  Tilgung 
älterer  Staatschulden  und  die  Heranziehung 
des  Pri  vatkapi  tal  8  für  das  Aerar  blieben  immer 
der  Hauptzweck  der  Anstalt.  Diesen  Zweck  hat  sie,  so  gut 
es  unter  den  damaligen  Verhältnissen  möglich  war,  erf&Ilt 
Von  den  eigentlichen  Bankgeschäften  wurden  hiebei  nur  jene 
getrieben,  die  geradezu  unabweisbar  waren :  die  Girierung  und 
Eonyertierung  der  übernommenen  Girobankposten,  die  Auf- 
nahme von  Anleben  mit  bestimmten  Rückzahlungsfristen,  die 
Annahme  kündbarer  Kapitaleinlagen,  die  Diskontierung  ein- 
zelner Bankkapitalien.  Das  Darlehensgeschäft  beschränkte  sich 
ausschliesslich  auf  Vorschüsse  an  das  Aerar ;  Darlehen  an  Private 
kamen  —  von  einigen  wenigen,  übrigens  bereits  in  die  spätere 
Zeit  fallenden  Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  vor ;  selbst  die 
Belehnung  von  Staatsschuldverschreibungen  war  nicht  zulässig. 
Ein  regelmässiges  V^echselgeschäft  seheint  sich  gleichfalls  nicht 
entwickelt  zu  haben.  Ebensowenig  konnte  von  einem  Inkasso- 
und Eontokorrentgeschäfte,  von  einem  Hjpothekarkreditge- 
schäfte  oder  von  der  Ausgabe  unverzinslicher  Banknoten  die 
Rede  sein.  Auch  dem  Handel  mit  Wertpapieren,  soweit  ein 
solcher  vor  der  Aera  der  Inhaberpapiere  denkbar  war,  blieb 
die  Stadtbank  ferne.  Der  Gewinn  der  Anstalt  bestand  daher 
lediglich  in  dem  Ueberschusse,  den  die  überwiesenen  Staats* 
einnahmequellen ,  die  sog.  »Bankgefälle«  durch  gute  Verwal- 
tung abwarfen,  imd  in  der  Ersparnis  durch  zweckmässige  Dis- 
positionen betreffs  Verzinsung  und  Tilgung  der  Passiva.  Dieser 
ganze  Gewinn  kam  aber,  dem  Zwecke  der  Bank  entsprechend, 
wieder  nur  dem  Staate  zu  Gute,  dessen  Ge&Ue  fast  die  ein- 
zigen Aktiva  der  Bank  bildeten.  Die  Stadtbank  war  also,  wenn 
gleich  formell  keine  Staatsanstalt,  so  doch  thatsächlich 
ein  reines  Staatskreditinstitut.«  Auch  war  die 
Bank  während  der  erwähnten  Periode  (bis  1720)  wiederholt 
in  der  Lage,  ausser  dem  Aerar  auch  den  Ständen  einzelner 
Eronländer  Darlehen  zu  geben. 

J)ie  Leistungsfähigkeit  der  Wiener  Stadtbank  ei^ab  sich 
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aus  ihrer  anfänglicheu  —  erst  gegen  Ende  unserer  Periode  sich 
stark  abwandelnden  —  Grundorganisation.  Hienach 
hatte  sie  die  von  der  Hof kammer  an  die  Stadt  überwie- 
senen Schulden  nur  dann  zu  übernehmen ,  wenn  die 
ihr  eingeräumten  Fonde  (die  sog.  Bankgefälle)  zur  Zah- 
lung ausreichten.  Innerhalb  dieser  Grenze  verpflichtete  sich 
die  Stadt,  alle  ihr  zu  überweisenden  Schulden  an  Kapital  und 
Zinsen  nach  Massgabe  der  in  der  Anweisung  der  Hofkammer 
enthaltenen  Zahlungsbedingungen  zu  acceptieren.  Durch  diese 
Acceptation  erlosch  die  Schuldverbindlichkeit  des  Aerars,  die 
Stadt  ward  Alleinschuldner,  und  war  demgemäss  jedem  Gläu- 
biger eine  auf  die  Stadt  lautende  Obligation  auszustellen. 
Zur  Aufsicht  über  die  Beobachtung  der  Statuten  und  zur  Ent- 
scheidung etwaiger  Streitigkeiten  ward  eine  Deputation 
aus  der  Hofkammer  und  der  niederösterreichischen  Regierung 
gebildet.  Diese  hatte  sich  in  die  Gebahrung  der  Stadtbank 
nicht  einzumengen,  sondern  nur,  wenn  etwas  den  In- 
teressen der  Bank  und  des  allgemeinen  Kredites  Abträgliches 
vorkomme ,  die  erforderliche  Untersuchung  zu  pflegen ,  von 
der  Veränderung  oder  Entziehung  der  Gefälle 
aber  unbedingt  abzusehen. 

Von  1715  bis  Mitte  1730  hat  die  Bank  dem  Aerar,  teils 
durch  Bardarlehen,  teils  durch  Schuldübernahme,  im  ganzen 
mit  rund  76  Millionen  Gulden  ausgeholfen,  wovon  mehr  als 
27  ohne  Bedeckung  übernommen  wurden.  Für  die  Zeit  von 
1715  bis  1736  beläuft  sich  die  Gesamtleistung  der  Bank  für 
den  Staat  auf  rund  86  V2  Millionen  Gulden.  An  den  Bank- 
einlagen waren  1730  über  90  000  Parteien,  darunter  viele  Wit- 
wen und  Waisen,  Spitäler,  Stiftungen,  Kirchen,  Gemeinden, 
Dienstboten  u.  s.  w.  beteiligt. 

Trotz  der  schweren  Kriege  der  Epoche  Hess  die  Beihilfe 
der  Stadtbank  den  Staat  verhältnismässig  gut  in  die  There- 
sianische Zeit  übertreten.  »Man  vergegenwärtige  sich«,  bemerkt 
V,  Mensi  abschliessend,  »den  ausserordentlichen  Unterschied 
zwischen  der  Finanzlage  in  den  Jahren  1706  und  1745!  In 
beiden  Jahren  befand  man  sich  mitten  in  einer  Periode  mehr- 
jähriger Kriege,  welchen  nur  kurze  Friedenszeiten  vorangegangen 
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waren.  Und  doch  bestand  1706  die  tiefste  finanzielle  Zerrüt- 
tung, 1745  aber  das  erfolgreiche  Bestreben ,  den  gesteigerten 
Staatsbedarf  ohne  wesentliche  Beeinträchtigung  erworbener 
Rechte  zu  decken,  und  dementsprechend  ein  verhältnismässig 
günstiger  Stand  des  Staatskredites.  Dieser  Erfolg  muss  ganz 
überwiegend  der  langen  Lebensarbeit  Starhembergs  zugesehrieben 
werden.  Unter  den  schwierigsten  Verhältnissen,  im  steten 
Kampfe  mit  der  Hofkammer,  deren  masslose  Forderungen  nicht 
selten  die  Existenzbedingungen  der  Bank  zu  untergraben  drohten, 
verstand  er  es,  der  Anstalt  bald  einen  blühenden  Kredit  za 
schaffen,  denselben  durch  strenge  Gewissenhaftigkeit,  durch 
rationelle  Verwaltung  der  Bankgefälle,  wie  durch  umsich- 
tige Dispositionen  in  kritischen  Augenblicken  ungeachtet  aller 
Hindernisse  zu  erhalten,  allzu  weit  gehenden  Ansprüchen  der 
Staatsregierung  mit  Entschiedenheit  entgegenzutreten,  gleich- 
wohl aber  den  Kredit  des  Staates  durch  jenen  der  Bank  in  der 
ausgiebigsten  Weise  zu  stützen  und  zu  stärken.  So  erklärt  es 
sich,  dass  selbst  im  letzten  Jahrzehnte  der  Wirksamkeit  dieses 
seltenen  Mannes,  als  seine  geistige  Spannkraft  und  Energie 
unter  dem  Einflüsse  des  Alters  nachliess  und  die  Selbständig- 
keit der  Bank  immer  mehr  zur  blossen  Form  wurde,  der  öf- 
fentliche Kredit,  Dank  des  früher  erworbenen  allseitigen  Ver- 
trauens in  die  Solidität  der  Bank  —  abgesehen  von  der  un- 
mittelbaren Einwirkung  der  Kriege  —  keine  erhebliche  Ein- 
busse  erlitt.  Bank  und  Staatsärar  genossen  so  gewissermassen 
die  Zinsen  des  vorher  durch  Starhemberg  angesammelten  mo- 
ralischen Kapitals.  € 

8)  Insbesondere  die  Zwangsanlehen. 

Solche  Anlehen  kommen  recht  ausgiebig  vor.  Doch  ist  es 
eine  so  falsche  wie  weitverbreitete  Vorstellung,  dass  diese  Dar- 
lehen allgemeine  Zwangsvorschüsse  aller  Steuerpflichtigen 
gewesen  seien.  Trotz  der  steten  Finanznot  kommen  solche 
während  der  ganzen  Epoche  nicht  vor.  Vielmehr  trat  man  mit 
der  verschiedenartigst  gehandhabten  Daumenschraube  dieser 
Anlehen  immer  nur  an  mehr  oder  weniger  vermögliche,  an 
die  kräftigern  (potentiores)^  wohlhabenden  (locupletiores)  Pri- 
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Taten  (particulares)^  zaraeist  an  die  ungenügend  besteuerten, 
physischen  und  juristischen  Personen  heran,  so  dass  jede  der- 
artige Ereditoperation  nur  numerisch  eng  begrenzte  Kreise 
traf.  »Hiedurch  wurden  die,  von  der  heutigen  Finanzwissen- 
schaft richtig  betonten  socialpoli tischen  Nachteile  der  Zwangs- 
darlehen in  hohem  Grade  verringert.« 

Als  Subjekte  der  Zwangsdarlehen  —  sagt  v,  Mensi 
—  findet  man  entweder  die  Gesamtheit  der  reichen 
oder  mindestens  vermöglichen  Unterthanen,  oder  einen  be- 
stimmten Stand,  oder  endlich  gewisse  Kategorien  juristi- 
scher Personen,  wie  Kirchen,  Pfründen  und  geistliche  Stiftungen 
(»Prälatendarlehen«,  »Kirchensilberdarlehen«  u.  s.  w.). 

Unter  den  Zwabgsdarlehen  einzelner  Stande  sind  besonders 
jene  des  Klerus  hervorzuheben,  welche  entweder  der  Geist- 
lichkeit im  allgemeinen,  oder  nur  dem  Prälatenstande  auferlegt 
wurden.  Auch  die  anbefohlenen  Judenschaftsdarlehen 
gehören  zu  dieser  Kategorie.  Bei  besonderen  Anlässen  wurde 
auch  einzelnen  vermöglichen  Personen  mittelst  kaiserlichen 
Handschreibens  ein  eni<^prechendes  Darlehen  anbefohlen,  so 
z.  B.  die  Vorstreckung  von  an  Minderjährige  angefallenen  Ver- 
lassenschaftskapitalieu.  —  Ein  allen  Wohlhabenden  auferlegtes 
Zwangsdarlehen  (suhsidium  praesentaneum)  war  das- 
jenige vom  3.  September  1735.  Hienach  waren  die  Beitrags- 
pflichtigen nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Leistungsfähigkeit  in 
drei  Klassen  zu  teilen,  welchen  Beiträge  von  2000,  1000  und 
500  fl.  entsprachen.  Die  Vorschreibnng  und  Einhebung  oblag 
einer  eigenen  Hof  kommission,  welche  der  Klassierung  die  Bei- 
tragsverzeichnisse vom  Jahre  1703  zu  Grunde  zu  legen  und 
diese  nach  Massgabe  der  ihr  bekannten  Verhältnisse  zu  ergänzen 
hatte.  Jeder  Beitragspflichtige  war  von  der  zu  zahlenden  Summe 
mittelst  einer  gedruckten  Aufforderung  zu  verständigen.  Die 
in  Wien  Anwesenden  hatten  ihren  Beitrag  unbedingt  binnen 
14  Tagen  nach  der  Zustellung  zu  erlegen,  die  Uebrigen  binnen 
vier  Wochen.  Anstatt  Bargeldes  konnte  auch  ungemünztes 
Silber  zu  einem  bestimmten  Kurse  erlegt  werden.  Das  Kapital 
sollte  durch  die  Wiener  Stadtbank,  für  deren  Rechnung  auch 
der  Erlag  stattfand,  mit  6  Vo  verzinst  und  von  1739  an  binnen 
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10  Jahren  in  Quartalsraten  rückgezahlt  werden.  Hierüber  war 
jedem  Darleiher  eine  Stadtbanko-Obligation  auszufertigen.  Für 
die  Verteilung  der  ßückzahlungsfristen  auf  die  einzelnen  Bei- 
träge war  die  Reihenfolge  des  Erlages  massgebend.  Gegen 
etwaige  Säumige  sollte  ohne  Ansehen  der  Person  mit  dem  Ver- 
bote der  Zinsen  von  ihren  Staatsschuldforderungen,  eventuell 
mit  der  Sequestration  ihres  Einkommens  vorgegangen  werden, 
und  zwar  allenfalls  zuerst  gegen  die  Vornehmsten  des  Landes 
oder  der  Stadt,  ohne  jeden  Instanzenzug.  Doch  war  diese 
Drohung  vorlaufig  in  die  AufiFbrderungsschreiben  nicht  aufzu- 
nehmen. Das  Ausschreibungspatent  vom  15.  September  1735 
enthielt  denn  auch  keine  diesbezügliche  Bestimmung.  Was  den 
Gesamtertrag  dieses  Zwangsanlehens  betrifiTt,  so  erwartete  man 
anfangs  nur  1  Million  fl.,  weshalb  hiefür  nur  ein  Zahlungs- 
fond von  jährlich  100000  fl.  bestimmt  wurde.  Der  wirkliche 
Ertrag  Hess  aber  diesen  Voranschlag  weit  hinter  sich  zurück. 
Schon  im  November  1735  wurde  derselbe  mit  voraussichtlich 
rund  2  Millionen  fl.  berechnet.  Thatsächlich  belief  sich  der- 
selbe auf  beiläufig  2  400000  fi.,  ein  für  damalige  Zeit  bedeu- 
tender Erfolg.  —  Die  Gesamtsumme  wurde  nach  dem  Ver- 
hältnisse der  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes ,  und  innerhalb 
jeder  Landesquote  nach  der  Reihenfolge  des  Erlages  auf  die 
stipulierten  10  Jahre  in  Monatsraten  verteilt. 

Die  Ausschreibung  der  Zwangsanleihe  erging  anfänglich, 
z.  B.  im  Jahre  1702,  mittelst  gleichlautender  individueller 
Handschreiben,  sog.  »kaiserlicher  Handbriefel« .  Die- 
selben enthielten  zunächst  eine  sehr  eingehende  Begründung, 
woran  sich  der  Auftrag  schloss,  den  von  ihnen  bezeichneten  Dar- 
lehensbetrag —  gewöhnlich  die  Hälfte  des  Jahreseinkommens 
—  zu  6  %  Zinsen ,  gegen  Rückzahlung  in  6 ,  nach  2  Jahren 
beginnenden  Jahresraten  vorzustrecken,  und  zwar  zur  einen 
Hälfte  in  4,  zur  anderen  in  8  Wochen.  Für  Verzinsung  und 
Rückzahlung  wurden  die  ordentlichen  Kontributio- 
nen des  betreffenden  Jahres  verschrieben. 

Eine  Art  mittelbaren  Zwangsanlehens  stellten  die  »Amts- 
dar leben«,  die  Kautionen,  dar.  Das  Anlehen  war  Haupt*, 
die  Sicherheitsbestellung  Nebensache.     Die  Aemter    sind  zum 
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Teil  zur  Erlaogung  von  Amtsdarlehen  s.  z.  s.  zum  Aemier- 
▼erkaufe  errichtet  worden;  doch  fanden  nach  v.  Mensi  diese 
entgeltlichen  Aemterverleihungen  nur  zu  Zeiten  ausnahmsweise 
gesteigerten  Bedarfes  statt,  und  wurden  »niemals  zur  nor- 
malenPraxis,  wie  dies  in  Frankreich  unter  Ludwig  XIY. 
und  XY.  der  Fall  war«. 

9)  Die  ümgestaltnng  der  Staatsschuld  und  der  Stand  des 
Zinsfusses  von  1701  bis  1740. 

Die  unmittelbare  Staatsschuld  betrug  im  Jahre  1711  rund 
49,  um  1740  gegen  47  Mill.  fl. ;  sie  hatte  also  etwas  abge- 
nommen. 

Genauer  war  der  Stand  der  unmittelbaren  Staats- 
schuld *)  im  Jahre  1739  der  folgende. 

Koatriba-  wtiuM.  Nicht  auf-   Rfiekitlnd« 

tionwchol-  SUnd  «Im       ^!^I'  AnfMnd-     kttndbar«  am 

d«n,  eia-       MUitlr-       ■»n^a»        ^ar«  Kameral-    0«halt«D, 

Mhlleialich  Mhaldcn-  v.^^l^i  Kameral-      Mbnlden,    Peniionen, 

der  ga-  aystami  «™ VT  ■ehalden.  haaptalehl.    Liefbrun-     Summe 

raatlerten  '**"*•  8Uftuiig«n    «en  u.  d«!.    *'»'"'"«' 

Stand  mit  Ende  Dezember 

Zinsfusst            1740  1739  1739            1789     '      1739  1789 

UnrerziDtUch       S3S5  000  846  071  —               —                —  8484  883  5  066  464 

80|o                     —  —  6000          —               —  —  6000 

8»l40(o              8  868074  -  —                —                —  —  8  868  074 

40(0               1860  969  —  1679981     864  660       13  840  —  8  718  880 

4%  0(0                    ~  —  80000          —                —  —  80  000 

60(0       7  981  688  3  7S6  828  8  893  896  1  679  681  1190  886  ~  88  721  599 

60lo       3099838  8  348  908  1791086  1305881   481776  —  8961917 

70(0       8166667  —  —       —      —  —  8 166  667 

80(0        —  89000  -       —      5000  —  34000 

90|0 — 815  478  — —  — -- 81»  478 

19  691  676  6  670  668  1 1  690  179  3 150  818  1  630  951  8  434  888  46  268  063 

Zur  unmittelbaren  Staatsschuld  kam  nun  freilich  die  bank- 
mässig  vermittelte  Schuld,  das  Guthaben  der  Stadtbank 
hinzu,  welches  1711  erst  11 V2,  um  1740  aber  64  Millionen  fl. 
betrug.  Die  Gesamtschuld  war  also  seit  1711  um  zwei  Drittel 
gestiegen. 

Gleichwohl  hatte  sich  die  öffentliche  Schuld  verhältnis- 
mässig weniger  drückend  gestaltet.  Während  nämlich 
im  Jahre  1711  die  termingemässe  Zahlung  der  fälligen  Zinsen- 
und  Eapitalsraten  noch  keineswegs  die  Regel  bildete,  ist  dies- 
falls unter  der  Regierung  Karls  VI.   ungeachtet  wiederholter 


1)  V.  Mensi,  »Beilagen«  Nr.  18. 
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Bückschläge  eine  aachhaltige  Besserung  der  Verhältnisse  wahr- 
zanehmen.  Die  Wiener  Stadtbank,  aaf  welche  mehr  als  die 
Hälfte  der  Gesamtsehuld  entfiel,  hat  ihre  Zahlnngsverbindlich- 
keiten,  nach  Ueberwindung  der  ersten  Schwierigkeiten,  stets 
eingehalten,  und  auch  das  Staatsärar  war  1740  nur  mehr  mit 
yerhältnismässig  geringen  Zahlungsrückständen  belastet. 

Auch  der  Zinsfuss  war  entsprechend  gesunken,    v,  Mensi 
beziffert  ihn  in  den  »Beilagen«  (Nr.  19)  wie  folgt: 

ZinsfusB  der  inländischen  Staatsanlehen 
(mit  Ausnahme  von  Stiftungen,  Zwangsanlehen  und  Darlehen  för  Ver- 
leihung von  Titeln  und  Aemtern) : 


1730:  6*'o 
1731 :  6  hia  8  «^ 
1732:  6«o 
1733  und  1734:  5  bis  9»io 

1735:  6  bis  12«»') 
von  1736  bis  1738:  5  bis  6«o 
1739:  6  bis  9^ 
1740:  e^te 


von  1701  bis  1703:  6  bis  20  «/o 
von  1704  bis  1712:  6  bis  12  »fo 
1713  und  1714:  6  bis  9^'ff 
1715  und  1716:  6<>'o 

1717:  6  bis  12  »io«) 
1718  und  1719:  6  bis  9o/o 
von  1720  bis  1725:  ß^>o 
von  1726  bis  1728:  5  bis  ß^o 
1729:  6  bis  9% 

Nicht  weniger  waren  die  sonstigen  Anlehensbedingungen 
allmählich  günstigere  geworden.  Dies  zeigt  sich  einerseits 
darin,  dass  die  B  ü  ck  za  hlu  n  gsfris  ten  stets  länger 
wurden ,  andererseits  auch  darin ,  dass  die  Verpfändung 
bestimmter  Staatseinnahmen,  welche  früher  die  beinahe  aus- 
nahmslose Regel  bildete,  nun  nicht  mehr  in  solchem  umfange 
bewilligt  werden  musste. 

üeberhaupt  hatte  die  Staatsschuld  ihren  früheren  streng 
individualisierenden  Charakter  allmählich 
zum  grossen  Teile  verloren. 

Kurz,  der  Staatskredit  war,  im  Vergleiche  zur  Zeit 
des  Regierungsantrittes  Karls  VI.  (1711)  bis  zu  dessen  Tod 
(1740)  entschieden  gestiegen.  In  erster  Linie  ist 
dies  zurückzuführen  auf  die  heilsame  Thätigkeit  der  Stadtbank, 
welche  es  unter  der  weisen  Leitung  Starhemherg^s  verstanden 
hatte,  das  Privatkapital  in  stets  steigendem  Masse  und  zu  gün- 


1)  Bei  vorstehender  Zusammenstellung  wurden  monatlich  stipulierte 
Zinsen  der  Einfachheit  wegen  bloss  mit  12  multipliziert. 
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stigen  Bedingungen  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  heranzu- 
ziehen —  in  zweiter  Linie  wohl  auch  auf  die  durch  die  Er- 
richtung der  Bankalität  bewirkte  Zentralisierung 
des^  Staatskassenwesens  und  die  hieran  geknüpfte 
planmässige  Tilgung  der  älteren  Staatsschuld. 


Hiemit  endigen  wir  unsere  Darstellung  der  Hauptergeb- 
nisse von  V,  Mefisi's  Forschungen.  Diese  Ergebnisse  sind  in 
allen  einzelnen  Teilen  wissenschaftlich  lehrreich.  Sie  sind 
es  fast  noch  mehr  im  ganzen  als  Photogramm  der  Finanz- 
und  Staatswirtschaft  der  spätterritorialistischen  Zeit  des  grössten 
Territorienreiches  Europas.  Gerade  weil  v.  Mensi  diese  all- 
gemein Staats-  und  speziell  finanzwissenschaftliche  Charakte« 
ristik  des  Endes  einer  staatlichen  Entwickelungsepoche  nicht 
im  Auge  hat,  sprechen  die  Ergebnisse  seiner  Quellenforschung 
ganz  besonders  beredt.  Sie  werden  Staats-  wie  finanzwissen- 
schaftlich ihren  Wert  behaupten. 
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ERSTER  HAÜPTTEIL. 

Die  äusseren  Beziehungen  zwischen  sonyerftnen  Staaten^ 

hauptsächlich  Staatsyertrftge. 

A.  AUgemeine  Staatsyerträge. 

Bekanntmachung  des  D.  R.G.B1.,  betreffend  den  am  30.  Dezbr.  1890 
erfolgten  Beitritt  Mexikos  zu  der  am  20.  Mai  1875  abgeschlos- 
senen internationalen  Meter  konvention. 

Nach  einer  Bekanntmachung  imD.  R.6.B1.  vom  15.  September  sind 
Belgien^  Serbien  und  Griechenland,  letzteres  ffir  die  Linie  Piräus-Larissa 
mit  deren  Fortsetzung  bis  zur  türkischen  Grenze ,  den  zwischen  dem 
Deutschen  Reich,  Frankreich,  Italien,  Oesterreich,  Ungarn  und  der  Schweiz 
getroffenen  Vereinbarungen ,  betreffend  die  technische  Einheit 
im  Eisenhahnwesen,  beigetreten. 

B.  Verträge  zwisclien  einzelnen  Staaten. 

Deutsches  Beich  und  Oesterreich- ü.    Vertrag  betr.    den  Anschluss 
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der  österreichischen  Gremeinde  Mittelberg  an  das  Zollsystem  des  Deut- 
schen Reiches,  vom  2.  Dezember. 

Deutsches  Reich  und  Oassbritannien.  Abkommen  vom  1.  Juli  zwi- 
schen beiden  Ländern  über  verschiedene  die  Kolonialinteressen 
betreffende  Fragen. 

Artikel  1.  In  Ost-Afrika  wird  das  Gebiet,  welches  Deutsch- 
land zur  Geltendmachung  seines  Einflusses  vorbehalten  wird,  begrenzt: 
1)  Im  Norden  durch  eine  Linie,  welche  an  der  Küste  vom  Nordafer  der 
Mündung  des  ümbeflusses  ihren  Ausgang  nimmt  und  darauf  in  gerader 
Richtung  zum  Jipe-See  läuft.  Dem  Ostufer  des  Sees  entlang  und  um 
das  Nordufer  desselben  herumführend,  überschreitet  die  Linie  darauf 
den  Fluss  Lumi,  um  die  Landschaften  Taveta  und  Dschagga  in  dar 
Mitte  zu  durchschneiden  und  dann  entlang  an  dem  nördlichen  Abhang 
der  Bergkette  des  Kilima-Ndscharo,  in  gerader  Linie  weiter  geführt  la 
werden  bis  zu  demjenigen  Punkte  am  Ostufer  des  Viktoria-Nyanza^Sees 
welcher  von  dem  ersten  Grad  südlicher  Breite  getroffen  wird.  Von  hier 
den  See  auf  dem  genannten  Breitegrad  überschreitend ,  folgt  sie  dem 
letzteren  bis  zur  Grenze  des  Kongostaates,  wo  sie  ihr  Ende  findet.  Es 
ist  indessen  Einverständnis  darüber  vorhanden,  dass  die  Deutsche  In* 
teressensphäre  auf  der  Westseite  des  genannten  Sees  nicht  den  Mfum- 
biro-Berg  umfasst.  Falls  sich  ergeben  sollte,  dass  dieser  Berg  südlich 
des  genannten  Breitengrades  liegt,  so  soll  die  Grenzlinie  in  der  Weise 
gezogen  werden,  dass  sie  den  Berg  von  der  Deutschen  Interessensphäre 
ausschliesst,  gleichwohl  aber  zu  dem  vorher  bezeichneten  Endpunkte 
zurückkehrt.  2)  Im  Süden  durch  eine  Linie,  welche,  an  der  Küste  von 
der  Nordgrenze  der  Provinz  Mozambique  ausgehend,  dem  Laufe  des 
Flusses  Rovuma  bis  zu  dem  Punkte  folgt,  wo  der  M*sinjeflus8  in  den 
Rovuma  mündet,  und  von  dort  nach  Westen  weiter  auf  dem  Breiten- 
parallel bis  zu  dem  Ufer  des  Nyassa-Sees  läuft.  Dann  sich  nordwärts 
wendend,  setzt  sie  sich  längs  den  Ost-,  Nord-  und  Westufern  des  Sees 
bis  zum  nördlichen  Ufer  der  Mündung  des  Songwe-Flusses  fort.  Sie 
geht  darauf  diesen  Fluss  bis  zu  seinem  Schnittpunkte  mit  dem  33.  Grad 
östlicher  Länge  hinauf  und  folgt  ihm  weiter  bis  zu  demjenigen  Punkte, 
wo  er  der  Grenze  des  in  dem  ersten  Artikel  der  Berliner  Konferenz  be- 
schriebenen geographischen  Kongobeckens,  wie  dieselbe  auf  der  dem  9. 
Protokoll  der  Konferenz  beigefügten  Karte  gezeichnet  ist,  am  nächsten 
kommt.  Von  hier  geht  sie  in  gerader  Linie  auf  die  vorher  gedachte 
Grenze  zu  und  führt  an  derselben  entlang  bis  zu  deren  Schnittpunkte 
mit  dem  32.  Grad  östlicher  Länge,  sie  wendet  sich  dann  in  gerader 
Richtung  zu  dem  Vereinigungspunkte  des  Nord-  und  Südarmes  des  Ki- 
lambo-Flusses ,  welchem  sie  dann  bis  zu  seiner  Mündung  in  den  Tan- 
ganika-See folgt.  Der  Lauf  der  vor  gedachten  Grenze  ist  im  allgemeinen 
nach  Massgabe  einer  Karte  des  Nyassa-Tanganika-Plateaus  angegeben 
welche  im  Jahre  1889  amtlich  für  die  Brittische  Regierung  angefertigt 
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wnrde.  Im  Westen  durch  eine  Linie,  welche  von  der  Mündung  des 
Flusses  Kilambo  bis  zum  1.  Grad  südlicher  Breite  mit  der  Grenze  des 
Eongostaates  zusammenfällt.  —  Das  Grossbrittannien  zur  Geltendmachung 
seines  Einflusses  vorbehaltene  Gebiet  wird  begrenzt:  1)  Im  Süden  durch 
die  vorher  erwähnte  Linie  von  der  Mündung  des  Umbeflusses  zu  dem 
Punkte  der  Grenze  des  Kongo-Freistaates,  welcher  von  dem  1.  Grad  süd- 
licher Breite  getroffen  wird.  Der  Berg  Mfumbiro  ist  in  dieses  Gebiet 
eingeschlossen.  2)  Im  Norden  durch  eine  Linie,  welche  an  der  Küste 
am  Nordufer  des  Jubaflusses  beginnt,  dem  genannten  Ufer  des  Flueses 
entlang  läuft  und  mit  der  Grenze  desjenigen  Gebiets  zusammenfällt, 
welches  dem  Einflüsse  Italiens  im  Gallalande  und  in  Abyssinien  bis  zu 
den  Grenzen  Egjptens  vorbehalten  ist.  3)  Im  Westen  durch  den  Kongo- 
Freistaat  und  durch  die  westliche  Wasserscheide  des  oberen  Nil-Beckens. 

Artikel  II.  um  die  in  dem  vorstehenden  Artikel  bezeichnete  Ab- 
grenzung zur  Ausführung  zu  bringen,  zieht  Deutschland  seine  Schutz- 
herrschaft über  W  i  t  u  zu  Gunsten  von  Grossbrittannien  zurück.  Gross- 
brittannien verpflichtet  sich,  die  Souveränetät  des  Sultans  von  Witu 
über  das  Gebiet  anzuerkennen,  welches  sich  von  Kipini  bis  zu  dem  im 
Jahre  1887  als  Grenze  festgesetzten  Funkt  gegenüber  der  Insel  Kweihu 
erstreckt.  Deutschland  verzichtet  ferner  auf  seine  Schutzherrschaft  über 
die  an  Witu  grenzende  Küste  bis  nach  Kismaju  und  auf  seine  Ansprüche 
auf  Gebiete  des  Festlandes  nördlich  vom  Tanaflusse  und  auf  die  Inseln 
Patta  und  Manda. 

Artikel  III.  In  Südwest-Afrika  wird  das  Gebiet,  welches 
Deutschland  zur  Geltendmachung  seines  Einflusses  vorbehalten  wird 
begrenzt:  1)  im  Süden  durch  eine  Linie,  welche  an  der  Mündung  des 
Oranje-Flusses  beginnt  und  an  dem  Nordufer  des  Flusses  bis  zu  dem 
Funkte  hinaufgeht,  wo  derselbe  vom  20.  Grad  Ostlicher  Länge  getroffen 
wird.  2)  Im  Osten  durch  eine  Linie,  welche  von  dem  vorher  genannten 
Funkte  ausgeht  und  dem  20.  Grad  Östlicher  Länge  bis  zu  seinem  Schnitt- 
punkte mit  dem  22.  Grad  südlicher  Breite  folgt.  Diese  Linie  läuft  so- 
dann diesem  Breitegrade  nach  Osten  entlang  bis  zu  dem  Punkte,  wo  er 
von  dem  21.  Grad  östlicher  Länge  getroffen  wird,  sie  führt  darauf  in 
nördlicher  Eichtung  den  genannten  Längengrad  bis  zu  seinem  Zusam- 
mentreffen mit  dem  18.  Grad  südlicher  Breite  hinauf,  läuft  dann  in 
östlicher  Richtung  diesem  Breitengrade  entlang,  bis  sie  den  Tschobe- 
Flusa  erreicht,  und  setzt  sich  dann  im  Thalweg  des  Hauptlaufes  dieses 
Flusses  bis  zu  dessen  Mündung  in  den  Zambese  fort,  wo  sie  ihr  Ende 
findet  Es  ist  Einverständnis  darüber  vorbanden,  dass  Deutschland 
durch  diese  Bestimmung  von  seinem  Schutzgebiet  aus  freien  Zugang 
zum  Zambese  mittelst  eines  Landstreifens  erhalten  soll,  welcher  an  keiner 
Stelle  weniger  als  20  Englische  Meilen  breit  ist.  —  Das  Grossbrittannien 
zur  Geltendmachung  seines  Einflusses  vorbehaltene  Gebiet  wird  im 
Westen  und  Nordwesten  durch   die  vorher  bezeichnete  Linie  begrenzt. 
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Der  N'Gami-See  ist  in  dasselbe  eiDgeschlossen.  Der  Lauf  der  yorge- 
dachten  Grenze  ist  im  allgemeinen  nach  Massgabe  einer  Karte  wieder- 
gegeben, welche  im  Jahre  1889  amtlich  für  die  Britische  Regierung 
angefertigt  wnrde.  Die  Festsetzung  der  SQdgrenze  des  Britischen  Wal- 
fischbay-Gebiets  wird  der  Entscheidung  durch  einen  Schiedsspruch  vor- 
behalten,  falls  nicht  innerhalb  zweier  Jahre  von  der  ünterzeichnong 
dieses  üebereinkommens  eine  Vereinbarung  der  Mächte  über  die  Grenze 
getroffen  ist.  Beide  Mächte  sind  darüber  einverstanden,  dass,  so  lange 
die  Erledigung  der  Grenzfrage  schwebt,  der  Durchmarsch  und  die  Durch- 
fuhr von  Gütern  durch  das  streitige  Gebiet  für  die  beiderseitigen  Un- 
terthanen  frei  und  dass  die  Behandlung  der  letzteren  in  dem  Gebiete 
in  jeder  Hinsicht  eine  gleiche  sein  soll.  Von  Durchgangsgütern  wird 
kein  Zoll  erhoben,  und  bis  zur  Ordnung  der  Angelegenheit  soll  das 
Gebiet  als  neutrales  betrachtet  werden. 

Artikel  IV.  In  W  est- A  fr  ika:  1)  Die  Grenze  zwischen  dem 
Deutschen  Schutzgebiete  von  Togo  und  der  Britischen  Goldkusten-Ko- 
lonie  geht  an  der  Küste  von  den  bei  den  Verhandlongen  der  beider^ 
seitigen  Kommissare  vom  14.  und  28.  Juli  1886  gesetzten  Grenzieichen 
aus  und  erstreckt  sich  in  nördlicher  Richtung  bis  zu  dem  Parailelkreis 
6°  10'  nördlicher  Breite.  Von  hier  aus  geht  sie  westlich  dem  genannten 
Breitengrade  entlang  bis  zum  linken  Ofer  des  Akaflnsses  und  steigt 
hierauf  den  Thalweg  des  letzteren  bis  zu  dem  Breitenparallele  6^  20' 
nördlicher  Breite  hinauf.  Sie  läuft  sodann  auf  diesem  Breitengrade  in  west- 
licher Richtung  weiter  bis  za  dem  rechten  Ufer  des  Dschawe-  oder  8ha voe* 
Flusses,  folgt  diesem  Dfer  des  Flusses  bis  zu  dem  Breiten  parallel,  wel- 
cher durch  den  Punkt  der  Einmündung  des  Deine-Flosses  in  den  Volta 
bestimmt  wird,  um  dann  nach  Westen  auf  dem  gedachten  Breitengrade 
bis  zum  Volta  fortgeführt  zu  werden.  Von  diesem  Punkte  an  geht  sie 
am  linken  Ufer  des  Volta  hinauf,  bis  sie  die  in  dem  Abkommen  von 
1888  vereinbarte  neutrale  Zone  erreicht,  welche  bei  der  Einmündung 
des  Dakka-Flusses  in  den  Volta  ihren  Anfang  nimmt.  Jede  der  beiden 
Mächte  verpflichtet  sich,  unmittelbar  nach  dem  Abschluss  dieses  Ab- 
kommens alle  ihre  Beamten  und  Angestellten  aus  demjenigen  Gebiet 
zurückzuziehen,  welches  durch  die  obige  Grens-Festaetsung  der  andern 
Macht  zugeteilt  ist.  —  2)  Nachdem  für  beide  Regierungen  glaabhafl 
nachgewiesen  ist,  dass  sich  am  Golf  von  Guinea  kein  Fluss  befindet, 
welcher  dem  auf  den  Karten  angegebenen  und  in  dem  Abkommen  von 
1885  erwähnten  Rio  del  Rey  entspricht,  so  ist  als  vorläufige  Grenze 
zwischen  dem  Deutschen  Gebiet  von  Kamerun  und  dem  angrenzenden 
Britischen  Gebiete  eine  Linie  vereinbart  worden,  die  von  dem  oberen 
Ende  des  Rio  del  Rey-Kreeks  ausgehend,  in  gerader  Richtung  zu  dem 
etwa  9^8'  östlicher  Länge  gelegenen  Punkte  läuft ,  welcher  auf  der 
Karte  der  Britischen  Admiralität  mit  »Rapids«  bezeichnet  ist. 

Artikel  V.    Es  wird  vereinbart,  dass  durch  Verträge  und  Abkom- 
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men,  welche  7on  oder  zu  Gnnsten  einer  der  beiden  Mächte  in  den  Ge- 
genden nördlich  von  B  e  n  u  e  getroffen  werden,  das  Recht  der  anderen 
Macht,  im  freien  Durchgangsverkehr  und  ohne  Zahlung  von  Darchgangd- 
Zöllen  nach  und  von  den  üfem  des  Tschad-Sees  Handel  zu  treiben,  nicht 
beeinträchtigt  werden  soll.  Von  allen  Verträgen,  welche  in  dem  zwischen 
dem  Benue  und  dem  Tschad-See  belegenen  Gebiete  geschlossen  werden, 
soll  die  eine  Macht  der  anderen  Anzeige  erstatten. 

Artikel  VII.  Jede  der  beiden  Mächte  abernimmt  die  Verpflichtung, 
sich  jeglicher  Einmischung  in  diejenige  Interessensphäre  zu  enthalten, 
welche  der  anderen  durch  Art.  I  bis  IV  des  gegenwärtigen  üeberein- 
kommens  zuerkannt  ist.  Keine  Macht  igrird  in  der  Interessensphäre  der 
anderen  Erwerbungen  machen,  Verträge  absohliessen ,  Sonveränetäts- 
rechte  oder  Protektorate  übernehmen  oder  die  Ausdehnung  des  Ein- 
flusses der  anderen  hindern.  Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dass 
Gesellschaften  oder  Privatpersonen,  welche  der  einen  Macht  angehören, 
die  Ausübung  von  Souveränetätsrechten  innerhalb  der  Interessensphäre 
der  anderen  Macht,  ausser  mit  Zustimmung  der  letzteren,  nicht  zu  ge- 
statten ist. 

Artikel  VIII.  Die  beiden  Mächte  verpflichten  sich,  in  allen  denje- 
nigen Teilen  ihrer  Gebiete  innerhalb  der  in  der  Akte  der  Berliner  Kon- 
ferenz von  1885  bezeichneten  Freihandelszone,  auf  welche  die  fünf 
ersten  Artikel  der  genannten  Akte  am  Tage  des  gegenwärtigen  Abkom- 
mens anwendbar  sind,  die  Bestimmungen  dieser  Artikel  in  Anwendung 
zu  bringen.  Hiernach  geniesst  der  Handel  vollständige  Freiheit;  die 
Schiffahrt  auf  den  Seen,  Flüssen  und  Kanälen  und  den  daran  gelegenen 
Häfen  ist  hei  für  beide  Flaggen ;  keine  ungleiche  Behandlung  mit  Bezug 
auf  den  Transport  oder  Eüstenhandel  ist  gestattet ;  Waren  jeder  Her- 
kunft sollen  keine  anderen  Abgaben  zu  entrichten  haben ,  als  solche, 
welche  unter  Ausschluss  ungleicher  Behandlung  für  die  zum  Nutzen  des 
Handels  gemachten  Ausgaben  erhoben  werden  mögen ;  Durchgangszölle 
dürfen  nicht  erhoben  und  keine  Monopole  oder  Handelsbegünstigungen 
gewährt  werden.  Den  Angehörigen  beider  Mächte  ist  die  freie  Nieder- 
lassung in  den  beiderseitigen  Gebieten  ,  soweit  dieselben  in  der  Frei- 
handelszone gelegen  sind,  gestattet.  Insbesondere  herrscht  Einverständnis 
darüber,  dass  in  Gemässheit  dieser  Bestimmungen  von  jedem  Hemmnis 
und  jedem  Durchgangszoli  frei  sein  soll  der  beiderseitige  Güterverkehr 
zwischen  dem  Nyassa-See  und  dem  Kongoataat ,  zwischen  dem  Nyassa- 
nnd  Tanganika-See,  auf  dem  Tanganika-See  und  zwischen  diesem  See 
und  der  nördlichen  Grenze  der  beiden  Sphären. 

Art.  IX.  Handels-  und  Bergwerks-Konzessionen ,  sowie  Brochte  an 
Grund  und  Boden,  welche  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  der  einen 
Macht  innerhalb  der  Interessensphäre  der  anderen  Macht  erworben  haben, 
sollen  von  der  letzteren  anerkannt  werden,  sofern  die  Gültigkeit  der- 
selben genügend  dargethan  ist.    Es  herrscht  Einverständnis  darüber, 
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dass  die  Konzessionen   in  Gemässheit  der  an  Ort    und  Stelle  gültigen 
Gesetze  und  Verordnungen  ausgeübt  werden  müssen. 

Artikel  X.  In  allen  Gebieten  Afrikas,  welche  einer  der  beiden 
Mächte  gehören  oder  unter  ihrem  Einflnss  stehen,  sollen  Missionare  beider 
Länder  vollen  Schutz  geniessen ;  religiöse  Duldung  und  Freiheit  für  alle 
Formen  des  Gottesdienstes  und  für  geistlichen  Unterricht  werden  sa- 
gesichert. 

Artikel  XI.  Grossbrittannien  wird  seinen  ganzen  Einfluss  aufbiet», 
um  ein  freundschaftliches  üebereinkommen  zu  erleichtem,  wodurch  der 
Sultan  7on  Sansibar  seine  auf  dem  Festland  gelegenen  und  in  den  yor- 
handenen  Konzessionen  der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft  er- 
wähnten Besitzungen  nebst  Dependenzen  sowie  die  Insel  Mafia  an  Deutsch- 
land ohne  Vorbehalt  abtritt.  Es  herrscht  Einverständnis  darüber,  das« 
Se.  Hoheit  gleichzeitig  für  den  aus  dieser  Abtretung  entstehenden  Verlust 
an  Einnahmen  eine  billige  Entschädigung  erhalten  soll.  Deutschland 
verpflichtet  sich,  die  Schutzherrschaft  Grossbritanniens  anzuerkennen 
über  die  verbleibenden  Besitzungen  des  Sultans  von  Sansibar  mit  £in- 
schluss  der  Inseln  Sansibar  und  Pemba,  sowie  über  die  Besitzungen  des 
Sultans  von  Witu  und  über  das  benachbarte  Gebiet  bis  Kismaju ,  von 
wo  die  Deutsche  Schutzherrschafb  zurückgezogen  wird.  Es  herrscht 
Einverständnis  darüber,  dass  Ihrer  Majestät  Regierung,  falls  die  Abtre- 
tung der  Deutschen  Küste  nicht  vor  der  üebernahme  der  Schntzheri^ 
Schaft  über  Sansibar  durch  Grossbritannien  stattgefunden  hat,  bei  der 
üebernahme  jener  Schutzherrschaft  die  Verpflichtung  übernehmen  wird, 
allen  ihren  Einfluss  aufzuwenden,  um  den  Sultan  zu  veranlassen,  jene 
Abtretung  gegen .  Gewährung  einer  billigen  Entschädigung  sobald  als 
möglich  vorzunehmen. 

Artikel  XII.  1)  Vorbehaltlich  der  Zustimmung  des  Brittisofaen  Par- 
laments wird  die  Souveränetät  über  die  Insel  Helgoland  nebst 
deren  Zubehörnngen  von  Ihrer  Brittischen  Majestät  an  Seine  Majestät 
den  Deutschen  Kaiser  abgetreten.  2)  Die  Deutsche  B«gierung  wird  den 
aus  dem  abgetretenen  Gebiet  herstammenden  Personen  die  Befugnis 
gewähren,  vermöge  einer  vor  dem  1.  Januar  1892  von  ihnen  selbst  oder 
bei  minderjährigen  Kindern  von  deren  Eltern  oder  Vormündern  abzu- 
gebenden Erklärung  die  Britische  Staatsangehörigkeit  zu  wählen.  3)  Die 
aus  dem  abgetretenen  Gebiet  herstammenden  Personen  und  ihre  vor 
dem  Tage  der  Unterzeichnung  dieser  üebereinkunft  geborenen  Kinder 
bleiben  von  der  Erfüllung  der  Wehrpflicht  im  Kriegsheer  und  in  der 
Flotte  in  Deutschland  befreit.  4)  Die  zur  Zeit  bestehenden  heimischen 
Gesetze  und  Gewohnheiten  bleiben ,  soweit  es  möglich  ist,  unverändert 
fortbestehen.  5)  Die  Deutsche  Regierung  verpflichtet  sich,  bis  zum 
1.  Januar  1910  den  zur  Zeit  auf  dem  abgetretenen  Gebiet  in  Geltung 
befindlichen  Zolltarif  nicht  zu  erhöhen. 

Deutsches  Eäch  und  Grossbrittannien,    üebereinkommen   zwischen 
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dem  fieichsko  m  missar  för  Ostafrika  und  dem  Generalver- 
walter der  Brittisch-Ostafrikanischen  Gesellschaft 
über  die  Beschränkung  des  Handels  mit  Waffen  und  Munition 
in  den  beiderseitigen  Verwaltungsgebieten. 

Es  wird  abgemacht,  dass  von  den  Beamten  beider  Verwaltungen 
die  Stempel  und  eingetragenen  Marken  auf  Feuerwaffen,  welche  die 
andere  Behörde  eingeführt  hat,  anerkannt  und  berücksichtigt  werden 
sollen.  —  Die  Preise,  wie  sie  in  den  Bestimmungen  über  den  Verkauf 
von  Waffen  nnd  Munition  festgesetzt  sind,  dürfen  nur  nach  gegensei- 
tigem Uebereinkommen  der  beiden  Verwaltungen  abgeändert  werden. 
—  Dies  Uebereinkommen  und  die  demselben  angefügten  Bestimmungen 
sollen  für  die  Unterzeichner  nur  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung 
verbindlich  sein,  dass  an  allen  anderen  Teilen  der  Ostafrikanischen 
Küste,  soweit  sie  unter  Deutschem  oder  englischem  Einfluss,  wenn  auch 
gegenwärtig  nicht  unter  der  Verwaltung  des  Kaiserlichen  Ueichskom- 
missars  oder  des  Englischen  Generalverwalters  steht,  keine  weniger 
strengen  Einfuhrbeschränkungen  in  Kraft  gesetzt  werden.  Der  Deutsche 
und  Englische  Generalkonsul  sind  übereingekommen,  ihren  Regierungen 
dementsprechende  Vorschläge  zn  machen.  —  Jede  Verwaltung  soll  das 
Recht  haben,  zu  jeder^Zeit  die  beschränkenden  Bestimmungen  noch  zu 
verschärfen,  jedoch  dürfen  Milderungen  der  Bestimmungen  nicht  vor 
Ablauf  der  in  Artikel  2  festgesetzten  Frist  eingeführt  werden.  —  Be- 
stimmungen für  die  üeberwachnng  der  Einfuhr  von  Waffen  und  Muni- 
tion in  das  Verwaltungsgebiet  desReichskommissars.  1)  Feuerwaffen 
und  Munition  jeder  Art  dürfen  nur  in  den  Baupthäfen  des  Gebietes 
eingeführt  und  nur  an  solchen  Stationen  zum  Verkauf  und  zur  Veraus- 
gabung gelagert  werden,  wo  ein  Europäischer  Beamter  seinen  Amtssitz 
hat.  Dieser  Beamte  ist  für  jede  Unregelmässigkeit,  welche  vorkommen 
mag,  sowie  für  eine  sachgemässe  Ausführung  der  Bestimmungen  ver- 
antwortlich. —  2)  Alle  Feuerwaffen,  die  gegenwärtig  im  Besitz  von 
Eingeborenen  innerhalb  des  Verwaltungsgebietes  des  Reichskommissars 
sind,  sollen  den  Beamten  des  Reichskommissariats  vorgezeigt  werden, 
welche  dieselben  mit  einem  Stempel  und  einer  Nummer  versehen  und 
dann  ihren  Eigentümern  zurückstellen.  Die  Stempelung  der  Feuerwaffen, 
welche  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  vom  1.  März  1890  eingetragen 
werden,  soll  kostenfrei  geschehen.  —  3)  Nur  Vorderlader  sollen  an  Han- 
delskarawanen zu  deren  Schutz  und  nicht  als  Handelsartikel  verkauft 
werden  zu  der  Zeit,  wenn  die  Karawane  ins  Innere  aufbricht.  Jede 
Karawane  darf  als  Maximum  1  Pfund  Pulver  pro  Mann  mit  sich  führen. 
Demgemäss  sind  einer  aus  100  Mann  bestehenden  Karawane  höchstens 
100  Pfund  Pulver  gestattet;  doch  ist  es  nicht  nötig,  dass  jeder  Mann 
bewaffnet  ist,  vielmehr  brauchen  dies  nur  die  Soldaten  zu  sein.  — 
4)  Niemand  darf  ein  Gewehr  ohne  Stempel  und  Nummer  führen.  Die 
Gebühr  für  die  Eintragung  beträgt  2,8  Rupien.  —  5)  Gewehre,  die  nach 


Digitized  by  VjOOQIC 


728  Schäffle:  Üebereicht  über  die  Verträge, 

zwölf  Monaten  noch  angestempelt  sind,  verfallen  der  Eonfiskation.  — 
8)  Das  Reichskommissariat  darf  Vorderlader  und  Munition  nnr  an  Han- 
delskarawanen zu  deren  Schutz  ausgeben  and  zwar  erst  kurz,  bevor 
dieselben  ins  Innere  aufbrechen.  —  7)  Der  Gebrauch  von  Hinterladern 
und  Munition  soll  künftig  allein  privaten  Karawanen  gestattet  sein, 
die  unter  direkter  Aufsicht  von  Europ&em  stehen  müssen.  Letztere 
haben  die  unter  Nr.  4  festgesetzte  Gebühr  zu  bezahlen  und  Kaution 
dafür  zu  leisten,  dass  alle  erhaltenen  Gewehre  in  das  Lager  des  Reichs 
kommissariats  abgeliefert  werden,  damit  Stempel  und  Nummer  für  den 
Fall  der  Wiederausfuhr  der  Gewehre  ausgelöscht  werden  können.  — 
8)  Alle  Gewehre  ohne  unterschied,  die  in  das  Verwaltungsgebiet  des 
Reichskommissariats  eingeführt  werden,  unterliegen  dem  Stempelzwang. 
—  9)  Die  obigen  Bestimmungen  und  Vorschriften  finden  keine  Anwen- 
dung auf  Waffen  und  Pulver,  deren  Einfuhr  seitens  des  Reichakommis- 
sariats  zu  Zwecken  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  zu  öffentlichen  Ar- 
beiten vor  sich  geht,  ferner  auf  die  Beamten  des  Reichskommissariats, 
dessen  Soldaten,  Askaris  oder  Angestellte,  sowie  auf  Waffen,  die  durch 
oder  mittelst  des  Reichskommissariats  einem  Wali,  Gouverneur  oder 
Häuptling  als  Geschenk  gegeben  werden.  Indessen  sollen  auch  diese 
Personen  kein  Gewehr  besitzen,  das  nicht  mit  amtlichem  Stempel  und 
Nummer  versehen  oder  doch  eingetragen  ist,  wie  in  dem  Falle  der  zu 
Privatsport  bestimmten  Flinten  und  Gewehre. 

Deutsches  Beich  und  Frankreich.  Vereinbarung,  betreffend  die  £r^ 
Werbung  der  festländischen  Besitzungen  des  Sultans  von  Zanzibar  sowie 
der  Insel  Mafia  durch  Deutschland  und  die  Anerkennung  der  Franzö- 
sischen Schutzherrscfaaft  über  Madagaskar.  (D.  Eol.Blatt  S.  331.) 
»Französische  Botschaft  in  Deutschland.  Berlin,  den  17.  November  1890. 
Herr  Baron !  Im  Laufe  der  Besprechungen,  welche  wir  im  verflossenen 
Monat  August  über  die  gegenseitigen  Beziehungen  Deutschlands  und 
Frankreichs  an  der  Ostküste  von  Afrika  gepflogen  haben,  hat  Euer  Ex- 
cellenz  mir  erklärt,  dass  die  Kaiserliche  Regierung  geneigt  sei,  die 
Schutzherrschaft  Frankreichs  über  Madagaskar  mit  all  ihren  Folgen  an- 
zuerkennen. Meinerseits  bin  ich  bei  Gelegenheit  unserer  Zusammen- 
kunft vom  6.  d.  M.  in  der  Lage  gewesen,  die  Versicherung  abzugeben, 
dass  die  Regierung  der  Französischen  Republik  unter  diesen  Bedingungen 
keine  Einwendungen  erheben  würde  gegen  die  Erwerbung  der  festlän- 
dischen Besitzungen  des  Sultans  von  Zanzibar  sowie  der  Insel  Mafia 
durch  Deutschland.  Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dass  die  Deutschen 
ünterthanen  in  Madagaskar  und  die  Französischen  in  den  seitens  des 
Sultans  von  Zanzibar  an  Deutschland  abgetretenen  Besitzungen  in  allen 
Beziehungen  die  Behandlung  der  meistbegünstigten  Nation  gemessen 
sollen.  Um  das  völlige  Einvernehmen  der  beiden  Regierungen  über  die  vor- 
stehend aufgeführten  Punkte  endgültig  festzustellen,  habe  ich  die  Ehre, 
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Eoer  Ezcellens  die  vorliegeDde  Mitteilung  mit  der  Bitte  zu  macheDi  mir 
dieselben  gef&lligst  za  bestätigen,  (gez.)  Jules  Herbette.  Sr.  Excellenz 
dem  Freiherm  Marschall  von  Bieberstein,  Staats-Sekr.  d.  ausw.  Amtes.« 

Aegyptm  und  Grostbrittannim,  Handelsabkommen  vom 
29.  Oktober  1889.  •—  Artikel  6  bindet  eine  Anzahl  Ton  Einfuhr- Artikeln 
aaf  höchstens  10  prozentige  Wertzölle.  —  Art.  8.  Die  Ausfuhrzölle  wer- 
den in  Aegypten  zu  einem  1  Proz.  nicht  fibersteigenden  Satze  erhoben. 
Durchfuhr  frei. 

Baden  and  Ehcua-L,  Gegenseitige  Anerkennung  der 
Prfifungs Zeugnisse  ffir  dasL  ehramt  an  höheren  Schulen 
vereinbart  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1891  an. 

Deutsches  Beieh  nnd  Schweiz,  Niederlassungs  vertrag  vom 
31.  Mai,  giltig  bis  81.  Dezember  1900.  Artikel  1.  Die  Deatschen  sind 
in  jedem  Kanton  der  Eidgenossenschaft  in  Bezug  auf  Person  und  Eigen- 
tum auf  dem  nämlichen  Fusse  und  auf  die  nämliche  Weise  aufzunehmen 
und  zu  behandeln,  wie  es  die  Angehörigen  der  anderen  Kantone  sind 
oder  noch  werden  sollten.  Sie  können  insbesondere  in  der  Schweiz  ab- 
und  zugehen  und  sich  daselbst  dauernd  oder  zeitweilig  aufhalten,  wenn 
sie  den  Gesetzen  und  Polizeiverordnnngen  nachleben.  Jede  Art  von  Ge- 
werbe und  Handel,  welche  den  Angehörigen  der  verschiedenen  Kantone 
erlaubt  ist,  wird  es  auf  gleiche  Weise  auch  den  Deutschen  sein,  und 
zwar  ohne  dass  ihnen  eine  pekuniäre  oder  sonstige  Mehrleistung  auf- 
erlegt werden  darf.  —  Artikel  2.  Um  die  in  dem  Artikel  1  bezeich- 
neten Rechte  beanspruchen  zu  können,  müssen  die  Deutschen  mit  einem 
Zeugnis  ihrer  Gesandtschaft  versehen  sein ,  durch  welches 
bescheinigt  wird,  dass  der  Inhaber  die  deutsche  Reichsangehörigkeit 
besitzt  und  einen  unbescholtenen  Leumund  geniesst.  —  Artikel  8.  Die 
Angehörigen  des  einen  Teiles,  welche  sich  auf  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles  befinden,  aufhalten  oder  niedergelassen  haben  und  in  die  Lage 
kommen  sollten,  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Artikels  4  wegge- 
wiesen zu  werden,  sollen  samt  Familie  auf  Verlangen  des  ausweisenden 
Teiles  jederzeit  von  dem  anderen  Teile  wieder  übernommen  werden.  — 
Unter  gleichen  Voraussetzungen  verpflichtet  sich  jeder  Teil,  seine  vor- 
maligen Angehörigen,  auch  wenn  sie  das  Staatsbürgerrecht  nach  der 
inländischen  Gesetzgebung  bereits  verloren  haben,  solange  sie  nicht  in 
dem  anderen  oder  einem  dritten  Staate  angehörig  geworden  sind,  auf 
Verlangen  des  anderen  Teiles  wieder  zu  übernehmen.  —  Eine  polizei- 
liche Zuweisung  soll  jedoch,  sofern  nicht  das  Heimatrecht  des  Zuzuwei- 
senden durch  eine  noch  giltige  unverdächtige  Heimaturkunde  dargethan 
ist,  gegenseitig  nicht  stattfinden,  bevor  die  Frage  der  üebernahmepflicht 
erledigt  und  die  letztere  von  dem  Pflichtigen  Teile  ausdrücklich  aner- 
kannt ist.  —  Die  Transportkosten  bis  zur  Grenze  zwischen  Deutschland 
und  der  Schweiz  werden  von  dem  zuweisenden  Teile  getragen.  —  Ar- 
tikel 9.    Beide  Teile  behalten  sich  in  Bezug  auf  solche  Personen,  welche 

Z«it0ohx.  t  BtMt0W.    1891.      lY.Heft.  47 


Digitized  by  VjOOQIC 


730  ScbäfPle:  üeberaickt  über  die  Verträge, 

Yor  Erfttllung  ihrer  Militärpflioht  die  Staatsangehörigkeit  gewechselt 
haben,  das  Recht  yor,  ihnen  die  Befugnis  zum  bleibenden  Aufenthalte 
oder  die  Niederlassung  in  ihrem  früheren  Heimatlande  zu  untersagen. 
—  Artikel  11.  Jeder  der  vertragenden  Teile  yerpflichtet  sich,  dafür  la 
sorgen,  dass  in  seinem  Gebiete  denjenigen  hilfsbedürftigen  Angehörigen 
des  anderen  Teiles,  welche  der  Kur  und  Verpflegung  benötigt  sind,  diese 
nach  den  am  Aufenthaltsorte  für  die  Verpflegung  der  eigenen  Angehö- 
rigen bestehenden  Grundsätzen  bis  dahin  zu  Teil  werde,  wo  ihre  Rück- 
kehr in  die  Heimat  ohne  Nachteil  für  ihre  und  Anderer  Gesundheit  ge- 
schehen kann.  —  Ein  Ersatz  der  hierdurch  oder  durch  die  Beerdigung 
Verstorbener  erwachsenden  Kosten  kann  gegen  die  Staats-,  Gemeinde- 
oder andere  öffentliche  Kassen  desjenigen  der  vertragenden  Teile,  wel- 
chem der  Hilfsbedürftige  angehört,  nicht  beansprucht  werden.  Für  den 
Fall,  dass  der  Hilfsbedürftige  selbst,  oder  dass  andere  privatrechtlich 
Verpflichtete  zum  Ersatz  der  Kosten  im  Stande  sind,  bleiben  die  An- 
sprüche an  diese  vorbehalten. 


ZWEITER  HAÜPTTEIL. 

Die  innere  Yerfasanng  und  Yerwaltang  der  son?erftnen 

Staaten. 

A)  Terfassiingswegeni  Terwaltungsorganlsatioiiy  Verwaltungg- 
yerfahren. 

Erstens:  Verfassangswesen. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  15.  Dezember,  betreffend  die  Vereini- 
gung von  Helgoland  mit  dem  Deutschen  Reich.  —  §  1.  Die  Insel 
Helgoland  nebst  Zugehörungen  tritt  dem  Bundesgebiete  hinzu.  Du 
Reich  erteilt  seine  Zustimmung  dazu,  dass  die  Insel  dem  preussischen 
Staate  einverleibt  wird.  —  §  2.  Mit  dem  Tage  der  Einverleibung  in  den 
preussischen  Staat  tritt  die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs»  m  i  t  A  u  s 
nähme  des  Abschnitts  VI  über  das  Zoll-  und  Handelswesen 
auf  der  Insel  in  Geltung.  Zu  den  Ausgaben  des  Reichs  trägt  Preossen 
für  das  Gebiet  der  Insel  durch  Zahlung  eines  Aversums  nach  Massgabe 
des  Artikels  38  Absatz  8  der  Reichsverfassung  beL  —  §  3.  Die  von  der 
Insel  herstammenden  Personen  und  ihre  vor  dem  11.  August  1890  ge- 
borenen Kinder  sind  von  der  Wehrpflicht  befreit.  —  §  4.  Das  Wahl- 
gesetz für  den  deutschen  Reichstag  tritt  mit  dem  im  §  2  bezeichneten 
Tage  gleichfalls  auf  der  Insel  in  Kraft.  Durch  Beschluss  des  Bundes- 
rats wird  die  Insel  einem  Wahlkreise  zugeteilt.  —  §  5.  Durch  Kaiser- 
liche Verordnung  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  wird  festgestellt, 
inwieweit  die  Vorschriften  in  den  §§  2,  3,  4,  7,  8  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Reichskriegshäfen,  vom  19.  Juni  1883  (Reicbs-Gesetzbl.  S.  105)  für 
die  Insel  und  ihre  Gewässer  zur  Anwendung  gelangen.  —  §  6.    Für  die 
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abrigen,  vor  dem  im  §  2  bezeichneten  Tage  erlassenen  Beichsgesetze 
wird  der  Zeitpunkt,  mit  welchem  dieselben  ganz  oder  teilweise  in  Kraft 
treten,  durch  Kaiserliche  Verordnung  anter  Zustimmung  des  Bundesrats 
festgesetzt.  Insoweit  die  Schonung  der  auf  der  Insel  bestehenden  Ge- 
setze und  Gewohnheiten  es  erheischt,  können  auf  dem  im  Absatz  l  be- 
zeichneten Wege  an  Stelle  einzelner  Vorschriften  der  einzuführenden 
Reichsgesetze  Debergangsbestimmungen  erlassen  werden.  Die  Geltung 
solcher  Bestimmungen  erstreckt  sich  nicht  aber  den  31.  Dezember  1893. 

(Grroaabrittannien,  Gesetz  vom  4.  August  über  Abtretung  der 
Insel  Helgoland  an  Deutschland.) 

Hamburg,  Abänderung  des  §  7  der  Geschäftsordnung  der 
Bürgerschaft,  beschlossen  am  19.  März. 

WcUdeck.  V.v.  15.  Nov.,  betr.  Abänderung  des  Fürstl.  Hausge- 
setzes  vom  22.  April  1857. 

Frankreich.  Gesetz  vom  17. Juli  1889,  betreffend  die  mehrfache 
Kandidatur.  Artikel  1:  Verbot  mehrerer  Kandidaturen.  Artikel  2: 
Verpflichtung  jedes  Kandidaten  zur  Erklärung  über  den  Bezirk,  für  wel- 
chen er  sich  entscheidet,  wenigstens  5  Tage  vor  der  Abstimmung.  Bei 
Strafe  von  10  000  Frks. 

Frankreich.  Gesetz  vom  22.  März  über  Bildung  von  Vereini- 
gungen mehrerer  Gemeinden  für  Verwaltung  gemeinsamer 
Angelegenheiten  {loi  sur  les  syndicata  des  communes). 

Schweiß.  Abänderung  der  Bundesverfassung.  Nach  einem  am  80.  Okt. 
in  der  Volksabstimmung  genehmigten  Bundesgesetz  erhielt  die  Bundes- 
verf.  folgenden  Zusatz:  »Artikel  34  bis.  Der  Bundesrat  wird  auf  dem 
Weg  der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rung einrichten,  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden 
Krankenkassen.  Er  kann  den  Beitritt  allgemein  oder  für  einzelne 
BevOlkerungsklassen  obligatorisch  erklären.« 

Zürich.  Gesetz  vom  29.  Juni,  betr.  die  Abänderung  des  §  4  des 
Gesetzes  über  die  Wahlen  und  die  Entlassung  der  Beamten 
und  öffentlichen  Angestellten  vom  7.  November  1869.  Einziger  Artikel : 
Der  §4  des  Gesetzes,  betreffend  die  Wahlen  etc.  vom  7.  November  1869 
erhält  folgende  Fassung:  »Die  Beteiligung  der  Stimmberechtigten 
bei  allenWahlen  und  Abstimmungen,  bei  welchen  die  Urne  zur 
Verwendung  gelangt ,  ist  obligatorisch.  Für  die  Abgabe  der 
Stimmberechtigungsaus  weise  und  Stimmzettel  ist  die  Zeit  durch  die  Ge- 
meindebehörden so  anzusetzen ,  dass  den  Interessen  der  Stimmberech- 
tigten billige  Rechnung  getragen  wird.  Der  Gemeinderat  lässt  die 
Stimmberechtigungsausweise,  welche  nicht  am  Abstimmungs-  oder  Wahl- 
tage dem  Wahlbureau  abgegeben,  oder  längstens  während  der  folgenden 
zwei  Tage  demselben  zurückgesandt  werden,  bei  den  Säumigen  ab- 
holen und  erhebt  zu  Händen  der  Gemeindekasse  eine  Bezngsgebühr  von 
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50  Rappen  bis  1  Franken.  Die  Festsetzung  der  Höhe  der  Bezngsgebühr 
ist  Sache  der  Gemeinde. 

Zweitens:  VerwaltnngsorganiMtion  und  Yerwal tangsTerf abren. 

Deutsches  Reich.  V.O.  yom  1.  Des.  betr.  das  Verfahren  vor  den  auf 
Grund  des  Invalid  i  tat  s  -  und  Altersversicherungsgesetsee  errich- 
teten Schiedsgerichten. 

V.O.  vom  20.  Des. ,  betr.  die  Formen  des  Verfahrens  und 
den  Geschäftsgang  des  Reichs- Versioherungsamti 
in  den  Angelegenheiten  der  Invalidität»-  und  Altersversicherung 
(§  133  Absatz  3  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889). 

Kaiserlicher  Erlass  vom  10.  Oktober  ,  betreffend  die  Errich- 
tung eines  Kolonialrates:  »Ich genehmige,  dass  bei  der  Kolonial- 
abteilung  des  auswärtigen  Amtes  als  sachverständiger  Beirat  fQr  kolo- 
niale Angelegenheiten  ein  Kolonialrat  errichtet  wird,  und  beauftiage 
Sie,  die  hiezu  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.«  —  Verfügung  des 
Reichskanzlers  vom  10.  Oktober,  zur  Ausführung  des  Erl.  betreffend  die 
Errichtung  eines  Kolonialmtes  (Zentralblatt  fär  das  Deutsche  Reich.) 
1.  Die  Mitglieder  des  Kolonialrates  werden  vom  Reichskanzler  ernannt 
Die  mit  dem  kaiserlichen  Schutzbrief  uusgestatteten  oder  in  den  Schutz- 
gebieten durch  die  Anlage  wirtschaftlicher  Unternehmungen  von  be- 
deutendem Umfange  in  Thätigkeit  befindlichen  Kolonialgesellschaften 
werden  aufgefordert  werden,  aus  ihrer  Iditte  Mitglieder  zum  Koloniab 
rat  in  Vorschlag  zu  bringen.  Im  übrigen  erfolgt  die  Berufung  aus  den 
Kreisen  der  Sachverständigen  nach  dem  Ermessen  des  Reichskanzlers.  — 
§  2.  Die  Mitglieder  des  Kolonialrates  versehen  ihr  Amt  als  Ehrenamt. 
Die  auswärtigen  erhalten  für  die  Teilnahme  an  den  Sitzungen  eine  ihren 
baren  Auslagen  entsprechende  Entschädigung  nach  Masagabe  einer  be- 
sonderen Verfügung.  ~  §  3.  Die  Ernennung  der  Mitglieder  erfolgt  für 
je  eine  Sitzungsperiode  des  Kolonialrates.  Die  Zeitdauer  dieser  Perioden 
beträgt  ein  Jahr.  —  §  4.  Der  Kolonialrat  tritt  auf  Berufung  des  Reichs- 
kanzlers unter  Vorsitz  des  Leiters  der  Kolonialabteilung  des  Auswär- 
tigen Amtes  oder  des  mit  seiner  Stellvertretung  beauftragten  Beamten 
der  Kolonialabteilung  zusammen.  Er  hat  sein  Gutachten  über  alle  An- 
gelegenheiten abzQgeben,  welche  ihm  von  der  Kolonialabteilung  über* 
wiesen  werden,  und  ist  befugt ,  über  selbständige  Anträge  seiner  Mit- 
glieder Beschluss  zu  fassen.  Der  Geschäftsgang  wird  durch  eine  vom 
Reichskanzler  genehmigte  Geschäftsordnung  geregelt.  —  §  5.  Mitglieder 
der  Kolonialabteilung,  sowie  Vertreter  anderer  Behörden  können  mit 
Genehmigung  des  Reichskanzlers  den  Sitzungen  mit  beratender  Stimme 
beiwohnen.  —  §  6.  Der  Kolonialrat  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  stän- 
digen Ausschuss  von  drei  Personen,  welcher  ausserhalb  der  Sitzungen 
der  EUkuptversammlung  von  der  Kolonialabteilung  um  sein  Gutachten 
in  einzelnen  Fragen  mündlich  oder  schriftlich  befragt  werden  kann. 

Preussen,   Gesetz  v.  26.  März,  betreffend  Abänderungen  der  geseta- 
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liehen  BestimmaDgen  über  die  Zuständigkeiten  des  Ministers  der 
Öffentlichen  Arbeiten  und  des  Ministers  f3r  Handel  und 
Cr  e  w  e  r  b  e.  Artikel  I.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  fiber  die  Zu- 
ständigkeiten des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  werden  für  den 
Bereich  der  Verwaltung  des  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwe- 
B  e  n  s  dahin  abgeändert,  dass  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  an 
die  Stelle  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  tritt. 

PreiMsm.  Gesetz  ▼.  15.  Juli,  enthaltend  Bestimmungen  über  das 
Notariat  und  über  die  gerichtliche  oder  notarielle  Beglaubigung  von 
Unterschriften  oder  Handzeichen. 

Oesterreieh"  ü.  Statut  des  Zollbeirates,  genehmigt  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  7om  4.  August.  §  1.  Der  Zollbeirat  hat  die 
Aufgabe,  yor  Entscheidung  daroh  die  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  über  kontroverse  Fälle  der  Bemessung 
der  Zollgebühren  seitens  der  k.  k.  Zollämter  sein  Gutachten  ab- 
zugeben. —  §  2.  Der  Zollbeirat  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  und  49 
Mitgliedern.  Den  Vorsitz  führt  der  k.  k.  Handelsminister.  Von  den 
Mitgliedern  werden  18  ständig  und  81  über  Vorschlag  der  Handels-  und 
Gewerbekammem  auf  die  Dauer  yon  8  Jahren  ernannt.  —  a)  die  stän- 
d  i  g  e  n  Mitglieder  sind  :  1.  zwei  vom  k.  k.  Handelsminister  bezeichnete 
Vertreter  des  Finanzministeriums,  beziehungsweise  der  Zollverwaltung, 
oder  deren  Ersatzmänner;  2.  sechs  vom  k.  k.  Handelsminister,  sechs 
vom  k.  k.  Finanzminister  und  zwei  vom  k.  k.  Ackerbauminister  nach 
freiem  Ermessen  ausgewählte  Persönlichkeiten.  —  b)  üeber  Vorschlag 
derHandelskammern  werden  vom  Handelsminister  ernannt  und 
zwar:  über  Vorschlag  der  Handels-  und  Gewerbekammem  in  Wien, 
Prag,  Beichenberg,  Brunn  je  2  Mitglieder;  ferner  über  Vorschlag  der 
Handels-  und  GewerbeWammer  in  Triest  2  Mitglieder,  von  denen  eines 
im  Einvernehmen  mit  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Bovigno 
in  Vorschlag  zu  bringen  ist;  zusammen  10  Mitglieder;  über  Vorschlag 
der  Handels-  und  Gewerbekammem  in  Eger,  Budweis,  Pilsen,  Olmütz, 
Troppau,  Krakau,  Brody,  Lemberg,  Czernowitz,  Feldkirch,  Innsbruck, 
Salzburg,  Linz,  Graz,  Leoben,  Klagenfurt,  Görz,  Laibach,  Bozen,  Bo- 
veredo  je  1,  zusammen  20  Mitglieder;  über  Vorschlag  der  Handels-  und 
Gewerbekammem  in  Zara,  Spalato  und  Ragusa  zusammen  1  Mitglied. 
Bei  dem  Vorschlage  der  sub  b  bezeichneten  Mitglieder  ist  zugleich  für 
jedes  Mitglied  ein  Ersatzmann  zu  bezeichnen.  —  §  3.  Die  Handels-  und 
Gewerbekammem  sind  in  der  Auswahl  der  zu  bezeichnenden  Persönlich- 
keiten nicht  an  ihre  Mitglieder  gebunden.  Die  über  Vorschlag  der 
Handels-  und  Gewerbekammern  ernannten  Mitglieder  können  nach  Ab- 
lauf ihrer  Funktionsdauer  neuerdings  in  Vorschlag  gebracht  werden. 
Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten  ,  für  die  Wiederbesetzung  der 
etwa  vor  Ablauf  der  dreijährigen  Funktionsdauer  im  Zollbeirate  zur 
Erledigung  gelangenden  Stellen  der  über  Vorschlag  der  Handels-  und 
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Gewerbekamm  er  Q  ernannten  Mitglieder  Vorsorge  zq  treffen,  und  iosbe« 
aondere  in  dem  Falle,  als  einem  solchen  Mitgliede  die  fernere  Ansübnng 
seiner  Fanktion  durch  Krankheit  oder  sonstige  in  der  Person  desselben 
eingetretene  HindemngsgrQnde  unmöglich  gemacht  oder  erheblich  er- 
schwert wflrde,  an  Stelle  desselben  den  Ersatzmann  einberufen,  eyentnell 
mit  einer  Nenernennung  aber  Vorschlag  der  Kammer  Torzugehen.  — 
§  4.  Die  Verhandlungen  des  Zollbeirates  und  seiner  Abteilungen  finden 
in  nicht  öffentlichen  Sitzungen  und  nach  einer  7om  Zollbeirate  selbst 
in  Üebereinstimmung  mit  den  vom  ki  k.  Handelsminister  im  Bin?er- 
nehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzminister  aufgestellten  Qrunds&tzen  zu  er- 
lassenden OeschfiftsordnuDg  statt.  Der  Zollbeirat  und  seine  Abteilnnf^en 
erstatten  ihre  Gutachten  auf  Grund  der  mit  Stimmenmehrheit  der  stimm- 
fahrenden  Mitglieder  gefiusten  Beschlüsse.  StimmfShrend  sind  die  nach 
§  2a  und  b  ernannten  Mitglieder.  Abweichende  Ansichten  sind  Über 
Verlangen  der  Stimmführer  in  das  Protokoll  auÜEunehmen.  Den  Gut- 
achten Über  Kontroversen  hinäichtlich  der  Bemessung  der  Zollgebühren 
sind  die  jeweils  geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  zu  Grunde  zu 
legen.  —  §  5.  Der  Zollbeirat  versammelt  sich  Über  Einladung  des  Han- 
delsministers nach  Bedürfnis.  —  §  6.  Die  nach  Anhörung  des  Zollbei- 
rates vom  k.  k.  Finanzministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k. 
Handelsministerium  nach  freiem  Ermessen  geAUten  Entscheidungen 
werden  mit  einer  kurzen ,  die  Anwendung  der  Entscheidung  als  Norm 
für  analoge  Fälle  ermöglichenden  Begründung  veröffentlicht. 

Belgien.  Kön.  V.O.  vom  6.  Juli  zur  Einsetzung  eines  »oohmiI 
Wfgkriewt  de  Vindustrie  et  du  comtnerce*,  bestehend  aus  44  Mitgliedern, 
wovon  11  durch  den  König  ernannt  und  83  durch  Provinzial-Delegierls 
(mittelbar)  nach  7  Gruppen  gewählt  werden  (Gruppen :  Bergbau,  Mine- 
ralurgische  I.,  Teztil-L,  Chemikalien-  und  Nahrungsmittel-1.,  Bekleidungs- 
industrie, diverse  Industrien,  Handelsgewerbe}.  Urwähler  in  jeder  Pro- 
vinz und  für  jede  Gruppe  sind  die  Industriellen  und  Kaufleute,  welche 
an  den  Staat  mindestens  20Frks.  Gewerbesteuer  zahlen.  Keine  Diäten; 
Reisekostenersatz  zulässig.  —  Der  >höhere«  Bat  für  Industrie  und  Handel 
ernennt  aus  seinen  Mitgliedern  einen  Präsidenten  und  einen  Vizepräsi- 
denten, und  wählt  femer  zwei  Sekretäre  entweder  aus  seiner  Mitte  oder 
von  auswärts.  Er  giebt  sein  Gutachten  Über  Angelegenheiten  ab,  welche 
ihm  von  der  Regierung  unterbreitet  werden,  und  verfieisst  die  Entwürfe, 
welche  diese  von  ihm  verlangen  sollte.  Dieser  höhere  Rat  vereinigt 
sich  in  einer  Generalversammlung  zu  Brüssel. 

Frankreich.  Gesetz  vom  22.  Juli  1889,  Über  das  Verfahren  vor 
den  Prä fektur raten. 

Frankreich.  Dekret  des  Präs.  d.  R.  vom  29.  Mai,  betreffend  die 
Reorganisation  des  Kolonialrates. 

Italien.  Gesetz  vom  1.  Mai ,  Regelung  der  Administrativ- 
justiz betreffend  in  23  Artikeln. 
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Italien,  Gesetz  yom  5.  Juli  über  Zulassung  und  Beförderung  im 
Justizdienst. 

Italien.  Getetz  Tom  21.  Dezember,  zur  Regelung  des  Dienstes 
und  der  Befugnisse  der  Beamten  und  Agenten  der  ö  f  f  e  n  1 1  i- 
eben  Sicherheit 

ItdUen.    Gesetz  Tom  12.  Juni  aber  den  Postdienst. 

B)  Materielles  Terwaltangsrecht« 

L  Aoswirtige  Verwaltang. 

n.  ZiTilÜBte,  Gehalts-  und  Penslonswesen,  Staatsangehörigkeit! 
Naturalisation,  Ordens-  nnd  Titelwesen,  Statistik. 

Königr,  Sachsen.  Gesetz  yom  I.Februar,  betr.  den  Wegfall  der 
Pensionsbeitr&ge  f&rZiviistaatsdiener  und  Gesetz  vom 
10.  März  betr.  denselben  Wegfall  fßr  Geistli  che  und  Lehrer. 

Königr.  Sachsen.  Gesetz  vom  30.  April,  verfügt  die  Pensionie- 
rung, bezw.  Unterstützung  für  die  berufsmässigen  Ge- 
meindebeamten in  den  Städten  der  >Städte-0.  für  mitt- 
lere und  kleinere  Stadt  e.c  Die  Pensionierung  ist  ortsstatuta- 
risch  zu  regeln.  —  Nicht  wiedergewählte  berufsmässige  Bür- 
germeister der  mittleren  und  kleinereu  Städte,  sowie  (im  gleichen  Falle 
der  NichtWiederwahl)  den  berufsmässigen  Gemeindevorstehern  kommt 
soferne  nicht  ortsstatutarisch  günstigere  Bestimmungen  getroffen  sind 
die  H  ä  1  f  te  ihres zeitherigen  Diensteinkommens  nach  18 jähriger  Dienst- 
zeit als  Pension,  nach  12 jähr.  Dienstzeit  als  Unterstützung 
auf  4  Jahre,  nach  nur  6  jähr.  Dienstzeit  auf  2  Jahre  zu.  —  Die  Pension 
oder  Unterstützung  fällt  weg  oder  ruht  insoweit,  als  der  betreffende 
Beamte  im  Staats-,  Gemeinde-  oder  Privatdienste  ein  Einkommen  oder 
eine  neue  Pension  erwirkt,  wodurch  mit  Zurechnung  der  ersten  Pension 
oder  Unterstützung  sein  früheres  Diensteinkommen  überstiegen  wird. 

Otsterreich-  U.  Gesetz  vom  26.  Juni  1890,  betreffend  die  Statistik 
des  auswärtigen  Handels. 

Ö.'üngam.  Gesetz  vom  12.  März  über  das  dem  Grafen  Julius 
Andrassy  zu  errichtende  Denkmal. 

Belgien.  Gesetz  vom  10.  April  1890  über  Verleihung  der  akade- 
mischen Grade  und  über  das  Programm  der  UniversitätsprOfungen. 

III.  Eirohe,  Schule,  Kansti  Wissensohaft 

Deutsches  Beich.  Gesetz  v.  6.  Mai,  betreffend  die  Aufhebung 
des  Gesetzes  über  die  Verhinderung  der  unbefugten  Ausübung  von 
Kirohenämtern  vom  4.  Mai  1874. 

ElsasS'L.  Gesetz  vom  18.  Juni,  betreffend  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Professoren  an  der  K.  Wilh.-Univeraität  Strassburg. 

Orossh.  Hessen.  Gesetz  vom  23.  Juli,  die  Gehalte  der  Volks- 
schnllehrer  betreffend:  von  1000  M.  nach  5 jähriger  bis  1600  M. 
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nach  25  jähriger  Dienstzeit.    Der  am  ordentlichen  Gehalte  fehlende  Be- 
trag hiesQ  wird  als  Altersznlage  auf  die  Staatskasse  fibemommen. 

Belgien.  Gesetz  vom  4.  April,  betreffend  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht. 

Frankreich.  Gesetz  yom  19.  Jali  1889 ,  fiber  die  V  o  l  k  s  s  c  h  u  1- 
kosten  and  Volksschullehrerge  halte  (in  54  Artikeln). 

IV.  XriegsweAen« 

Ö.'üngam.    Gesetz  vom  20.  März  (Ges. Art.  V)  über  die  Honv^d. 

y.  Jnstizgesetsgebang  (vgl.  unter  XI  Agrargesetzgebang). 

Deutaehes  Räch.  Gesetz  vom  29.  Juli ,  betreffend  die  Gewerbe- 
gerichte.  —  Alter  der  Wählbarkeit  30,  des  aktiven  Wahlrechtes 
25  Jahre. 

Preusaen.  Gesetz  vom  15.  Juli,  betreffend  die  Erleichterung 
unentgeltlicher  Abtretungen  einzelner  Gutsteile 
oder  ZubehörstQcke  zu  Öffentlichen  Zwecken. 

Preussen.    Gesetz  über  Renten  guter  s.  unter  XI. 

Bremen,  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  des  §  84a  der  Erb-  und 
Handfesten- 0.  (vom  23.  Dez.  1879)  und  des  §  26  des  Gesetzes  nb« 
Enteignung  von  Grundeigentum  vom  16.  April  1882. 

Elsass-L,  Gesetz  v.  18.  Juli,  betr.  die  Vieh  Verstellung.  — 
Doppelte  Schätzung  durch  2  amtliche  Schätzer  bei  der  Verstellung  und 
nach  Beendigung  derselben.  Verstellung  von  noch  nicht  18  Jahre  alten 
Kalbinnen  verboten.  —  Mitteilung  der  Verstellung  und  der  Endigung 
der  Verstellung  an  den  Bürgermeister.  —  Strafen  bis  zu  150  M.  und  Haft 

Belgien.  Gesetz  v.  81.  Mai  zur  Abänderung  von  §  2  des  Artikels 
568  des  Code  de  commerce.  Die  neue  Fassung  lautet:  *Niannurins  Ja 
revendicaiion  ne  sera  pas  receväble  si,  avant  leur  arrivie,  les  marc^um' 
dises  oni  iU  venduea  aans  fraude,  sur  connaissements ,  ou  sur  facturea  et 
lettrea  de  voiture  aigniea  par  Vexpiditeur.* 

Frankreich,  Gesetz  vom  4.  April,  zur  Abänderung  von  §  1  des 
Artikels  5  des  Gesetzes  vom  4.  März  1889  über  das  Eonknrsrecht 
(vgl.  voriger  Jahrgang) :  »Ä  partir  du  jugement  qui  declare  ouverte  la 
liquidation  judiciaire,  Ua  aciiona  nKibiUhrea  ou  immcibüihrea  et  toutea  voiea 
cPexecution  tant  aur  lea  meüblea  que  aur  lea  immeüblea  aont  auapenduea 
comms  en  matihre  de  faillite,  Cellea  qui '  aubaiatent  doivent  itre  intenteea 
ou  auiviea  ä  la  foia  contra  lea  liquidateura  et  le  dibiteur,* 

Frankreich,  Ergänzung  des  Dienstmietrechtes  durch 
Gesetz  vom  27.  Dezember.  Durch  letzteres  Gesetz  ist  der  Artikel  1780 
des  Chde  civil  vervollständigt  wie  folgt:  »Le  louage  deaervice,  fait  aana 
determination  de  durie,  peut  toujoura  ceaaer  par  la  vdontS  ^une  dea  partiea 
contractantea.  —  Nianmoina,  la  riailiatümdu  contractpar  la  volonte  dPun 
aeul  dea  contractanta  peut  donner  lieu  ä  dea  dommag ea-intireia,  —  Pour 
lafixation  de  Vindemniti  ä  aUouer,  le  caa  echiant,  ü  eat  tenu  compte  dea 
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Haages,  de  la  nähere  des  seroices  engagis,  du  temps  ecouU,  des  retenttes 
opSrSes  et  des  versetnenis  ^ectuis  en  vue  d'une  pension  de  retraite,  et,  en 
gin^al,  de  iouUs  les  cireonstanees  qui  peuvent  justifier  Vexistence  et  dS- 
tsmäner  Vetendue  du  prejudice  ctxusS.  —-  Les  parties  ne  peuvent  renoncer 
ä  Vavanee  au  droit  Sventuel  de  demander  des  dornmages-tniSrets  en  vertu 
des  dispositions  ci-dessus.  —  Les  eontestations  auxquelles  pourra  donner 
Heu  Vapplicatum  des  paragraphes  precidents,  lorsqu'elUs  seront  portSes 
devant  les  Iribunaux  civils  et  devant  les  cours  d'appel,  seront  instruites 
eomme  affaires  sommaires  et  jugies  d'urgence.  —  ^.  Dans  le  delai  d'une 
annSe,  les  compagnies  et  administrcUüms  des  chemins  de  fer  devront  sou^ 
mettre  ä  Vhomologation  ministerielle  les  stattus  et  rkglements  de  leurs  caisses 
de  retraites  et  de  seeours. 

Frankreich.  Strafgesetznovelle  vom  6.  Jali  1889.  Zusatz 
zu  Artikel  177  desStr.G.B.:  »Sera  punie  desmemes  peines  toute  personne 
investie  d*un  mandat  Sleetif,  qui  awra  agrii  des  offres  ou promesses, 
reQU  des  dorn  ou  presents  pour  faire  obtenir  ou  tenter  de  faire  obtenir  des 
deeorations,  medaiUes,  distinetions  ou  recompenses,  des  places,  fonctions  ou 
emplois,  des  faveurs  qutlconques,  accordees  par  Vautoriti  publique,  des 
marchis,  entreprises,  ou  autres  binißces  risultant  de  traitSs  coficlua  igalS' 
men$  aoec  Vautorite  publique,  et  awra  ainsi  äbus^  de  Vinfluenee,  reelle  ou 
supposU,  que  lui  donne  son  mandat  Toute  autre  personne  qui  se  sera 
rendue  coupable  de  faits  sembldbles  sera  punie  d'un  emprisonnement  d*un 
an  au  moins  et  de  cinq  ans  au  plus,  et  d'une  amende  igale  ä  celle  pro- 
noncie  par  le  premier  paragraphe  du  present  article,  Les  coupäbles  pour- 
ront  en  outre  etre  interdits  des  droits  mentionnis  dans  Vart.  42  du  prisent 
Code,  pendant  dnq  ans  au  moins  et  dix  ans  au  plus,  ä  compter  du  jour 
oilt  üs  auront  subi  leur  peine,* 

Frankreich,  Novelle  vom  18.  Juli  1889,  über  Titel  4  des  Code  rural 
Teilpacht  betr.  Die  Novelle  lautet:  »Artikel  1.  Le  bau  ä  eolonat 
partiaire  ou  mitayage  est  le  contrat  par  lequel  le  possesseur  d^un  heritage 
rural  le  remet  pour  un  certain  temps  ä  un  preneur  qui  s'engage  ä  le  ctfl- 
titer  sous  la  condition  d'en  partager  les  produits  avec  le  baiUcur,  —  2.  Les 
fruits  et  produits  se  partagent  par  moitU,  a^il  n'y  a  stipulation  ou  usage 
eontraire,  —  3.  Le  haüleur  est  tenu  ä  la  dSlivrance  et  ä  la  garantie  des 
cbjets  eompris  au  bau,  II  doit  faire  auxbätiments  toutes  les  reparations 
qui  peuvent  devenir  nicessaires.  Toutefois  lea  reparations  heatives  ou  de 
menu  entretien  qui  ne  sont  occasionnies  ni  par  la  vetuste,  ni  par  force 
majeure,  demeurent,  ä  moins  de  stipulation  ou  d'usage  eontraire,  ä  la 
Charge  du  colon.  —  4.  Le  preneur  est  tenu  d'user  de  la  chose  louee  en 
bon  pire  de  famille,  en  suivant  la  desHnation  qui  lui  a  eti  donnee  par  le 
bau;  il  est  igalement  tenu  des  öbligations  specifiies  pour  le  fermier  par 
les  art.  1730,  1731  et  1768  du  Code  civü.  II  ripond  de  Vincendie,  des 
d^adations  et  des  pertes  arrivies  pendant  la  duree  du  bau,  ä  moins  qu'il 
ne  prouve  qt^ü  a  veUli  ä  la  garde  et  ä  la  conservation  de  la  chose  en  bon 
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phre  de  famiUe,  II  doU  se  servir  des  häiimentB  d'expMtation  gtia  exUtent 
dans  Us  hiritagee  qui  lui  aont  confies,  et  riaider  dana  eeux  gm  aont  affeeU» 
ä  Vhabitaiion.  —  5.  Le  batUeur  a  la  eurveiUance  des  travaux  ei  la  di- 
reeUmi  ghUraU  de  Vexploitathn,  soU  powr  le  tnode  de  euliure^  soit  pomr 
Vachat  et  la  vente  des  besUaux.  L'exercice  de  ee  droU  est  detemUne^  qumU 
ä  son  etendue,  par  la  Convention,  ou ,  ä  difaui  de  Convention,  par  Vusage 
des  Ueux.  Les  droits  de  chasse  et  de  piche  restent  au  proprietaire,  — 
6,  La  mort  du  baüleur  de  la  mHairie  ne  resout  pas  le  bau  ä  coUmat 
Ce  bail  est  rSsolu  par  la  mort  du  preneur;  lajouissanee  deshhitiers  eesse 
ä  Vepoque  consacree  par  Vusage  des  lieux  pour  Fexpiration  des  baux  o»- 
nuels.  —  7.  S*il  a  ite  convenu  qu^en  cos  de  vente,  Vaquereur  pourrait  r&- 
silier,  eette  rSsüiation  ne  peut  avoir  Ueu  qt^a  la  eharge  par  Vaequereiir 
de  donner  conge  suivant  Vusage  des  lieux.  Dans  se  cos  comme  dans  edui 
qui  est  privupar  le  dernier  paragraphe  de  Vartide  pricident^  le  eoUm  a  le 
droit  ä  une  indemniti  pour  les  impenses  ex&aordinaires  quHl  a  faites 
jusqu'ä  concurrence  du  profii  qu'ü  aurait  pu  en  tirer  pendant  la  duree  de 
son  baili  la  risüiation,  en  cas  de  vente,  est  regie  au  swrplus  par  les  ort, 
1743,  1749,  1750  et  1751  du  code  civil  -  8.  Si,  pendant  la  duree  d/u 
bail,  les  objets  qui  y  sont  compris  sont  ditruits  en  totalitS  par  eas  fortmt, 
le  bail  est  rSsiliS  de  plein  droit.  S'ils  ne  sont  ditruits  qu'en  partie,  U 
bailleur  peut  se  refuser  ä  faire  les  riparations  et  les  depenses  neeessaires 
pour  les  remplacer  ou  les  ritäblir,  Le  preneur  et  le  baüleur  peuvent,  dams 
ee  cas,  suivant  les  circonstances,  demander  la  rSsiliation.  Si  la  resiUatian 
est  prononcee  ä  la  requete  du  bailieur,  le  juge  appriciera  Vindemnite  ^ 
pourrait  itre  due  au  preneur ,  eonformSment  au  deuxihme  paragraphe  de 
Vart.  7  de  la  prisenu  loi,  —  9,  Si,  dans  le  cours  de  la  jouissanee  du 
Colon,  la  totalite  ou  une  partie  de  la  reeolte  est  etUevie  par  cas  fortuit,  ü 
n'a  pas  d*indemniti  ä  reclamer  du  bailleur.  Chacun  Seux  Supporte  sa 
portion  correspondante  dans  la  perte  commune.  —  10.  Le  baüleur  exerce 
le  privilhge  de  Vart,  2102  du  Code  civü  sur  les  meubles,  ^ets,  besOaux 
et  portions  de  reeolte  appartenant  au  colon,  pour  le  paiement  du  rdigwit 
du  compte  ä  rendre  par  celui-cL  —  11)  Chacune  des  parties  peut  demander 
le  rhglement  annuel  du  compte  d'exploitation.  Le  juge  de  paix  prononcs 
sur  les  difficultis  relatives  aux  articles  du  compte,  lorsque  les  öbUgations 
risultant  du  contrat  ne  sont  pas  contestSes ,  sans  appel,  lorsque  Vobjet  de 
la  contestation  ne  dSpasse  pas  le  taux  de  sa  competence  ginirale  en  dermer 
ressort,  et  ä  Charge  Pappel  ä  quelque  somme  qu^ü  puisse  ^Slever,  Le  juge 
Statue  sur  le  vu  desregistres  des  parties;  il  peut  meme  admettre  lapreum 
te8tim4miäle  s'il  le  juge  convenäble.  —  12.  Taute  aetion  risuttanü  du  bau 
ä  cohnatparüaire  se  prescrit  par  cinq  ans,  ä  partir  de  la  sortie  dm  eoltm. 
—  13.  Les  dispositions  de  la  section  Ire  du  türe  du  louage  contenues  dans 
Vart.  1718  et  dans  les  art.  1736  ä  1741  inelusi^femeni ,  et  edles  de  la 
section  3  du  meme  ütre  contenues  dans  les  art  1766,   1777,  1778, 
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applicables  aux  haux  ä  colonat  partiaire.  Ces  baux  sont  en  outre  regia, 
pour  Je  surplus,  par  Vusage  des  lieux. 

Grossbritannien.  Novelle  (in  35  Artikeln)  vom  18.  August,  betr. 
die  Liquidation  von  Gesellschaften.  —  Ferner  Gesetz  vom 
18.  August,  betr.  die  Verantwortlichkeit  von  Gesellschafts- 
direktoren  und  anderen  Personen  betreffend  thatsächliche  Angaben 
(atatements)  in  Prospekten  und  anderen  die  Aktienbeteiligung  bezwecken- 
den Urkunden.  —  Femer  neues  parinership-QeBetz  in  53  Artikeln,  vom 
14.  August. 

Orossbritannien,  Gesetz  vom  18.  August,  betr.  die  H  e  i  r  a  t  b  r  i  t- 
tischer  Unterthanen  ausserhalb  des  Verein.  König- 
reiches. 

Vereinigte  Staaten.  Gesetz  vom  2.  Juli  über  Trusts,  vergl.  Miszellen 
im  Jahrg.  1891  dieser  Zeitschrift. 

VL  Slcherheitspolisel.  Sittenpolisei.  Gesnndheitspolisei.  Ve- 
terinärwesen. 

Deutsches  BeicH.  Bekanntmachung  vom  5.  August,  betr.  allgemeine 
polizeiliche   Bestimmungen    Qber  die  Anlegung  von  Dampfkesseln. 

Baden,  Gesetz  vom  7.  Mai ,  betr.  einige  Abänderungen  des 
Polizei-Strafgsetzes  vom  81.  Okt.  1863 :  über  Misshand- 
lung und  Verwahrlosung  angehöriger  und  anvertrauter  Kinder 
u.  8.  w.,  Vernachlässigung  der  Unterhaltspflicht  gegen  Angehörige  u.  a. 
—  Verbot  an  Gewohnheitstrinker,. öffentliche  Schank- 
Btätten  zu  betreten,  Branntwein  bei  Kleinhändlern  zu  kaufen  —  in 
ihrem  Wohnort  und  in  den  benachbarten  Gemeinden  bis  zur  Dauer 
Ton  2  Jahren.  Anszusprechen  durch  das  Bezirksamt  nach  fruchtloser 
Verwarnung  und  nach  Anhörung  des  Gemeinderates.  Strafe  bis  150  M. 
und  Haft ;  ftir  Wirte  und  Branntweinkleinhändler  bis  100  M. 

Belgien,   Gesetz  v.  4.  Aug.  tkber  N  ahrungsmittel- Fälschung. 

Frankreich.  Gesetz  vom  24.  Juli  1889  über  den  Schutz  der  Kinder 
gegen  Misshandlnng  und  moralische  Verwahrlosung 
{moraUment  abandonnes). 

Grossbritannien.  Gesetz  vom  4.  Juli  zur  Reform  der  Gesetze  von 
1882  und  1886  über  elektrische  Beleuchtung. 

Orossbritannien,  Gesetz  vom  4.  Augost  zur  Verhütung  der  Aus- 
breitang von  Infektionskrankheiten  in  24  Artikeln. 

Verein.  Staaten.  Mac  Kinley  Tarif  Bill  vom  1.  Okt.  1890.  Qeber 
ihren  Tarif  vgl.  Jahrg.  1891,  Miszellen.  Nachzutragen  sind  Abschnitt 
11  und  12:  »Abschnitt  11:  Es  ist  verboten,  in  die  V.  St.  obscöne 
Bücher,  Broschüren,  Papiere,  Schriften,  Anzeigen,  Zirkuläre,  Drucke 
Bilder,  Zeichnungen  und  andere  Darstellungen  oder  Figuren  auf  oder 
ttus  Papier  oder  anderem  Material,  oder  Gebilde,  Instrumente  oder  Ar- 
tikel nnmoralischer  Natur,  sowie  Drogen,  Medikamente  oder  Mittel 
irgend   einer  Art  zur  Verhinderung  der  Empfängnis  oder  zum  Zweck 
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ungeBetslicher  Abortion  einzufahren.  Kein  solcher  Artikel,  ob  einzeln 
oder  mit  Gegenständen  anderer  Art  verpackt,  soll  eingelassen,  sondern 
mit  Beschlag  belegt  werden.  Die  verbotenen  Artikel  und  die  Pakete, 
in  denen  sie  enthalten  sind ,  sollen  vom  Kollektor  zurückgehalten  nnd 
gegen  dieselben  soll  gerichtlich  vorgegangen  werden  in  Gem&ssbeit  der 
im  n&chsten  Abschnitt  enthaltenen  Bestimmungen,  sofern  nicht  der  Kol- 
lektor überzeugt  ist,  dass  die  betreffenden  Artikel  ohne  Wissen  und 
Willen  des  Importeurs,  Eigentümers,  Agenten  oder  Empfängers  beige- 
fügt worden  sind.  Oben  genannte  Medikamente  und  Drogen  sind  von 
diesen  Bestimmungen  ausgenommen,  wenn  sie  in  grösseren  Mengen  (in 
bnik)  und  nicht  für  obige  Zwecke  zurechtgemacht,  eingeführt  werden. 
—  Abschnitt  12:  Jeder  Beamte,  Agent  oder  Angestellte  derRegiening 
der  V.  St.,  welcher  wissentlich  eine  Person  unterstützt  oder  dieselbe 
verleitet,  eine  gesetzliche  Bestimmung  zu  verletzen,  welche  die  Einfahr, 
das  Anzeigen,  Handeln  mit.  Ausstellen,  Senden  oder  Empfangen  mittelst 
der  Post  von  obscünen  oder  indezenten  Veröffentlichungen  oder  Darstel- 
lungen ,  oder  von  Mitteln  zur  Verhinderung  der  Empfängnis  und  zur 
Herbeiführung  der  Abortion ,  oder  von  anderen  unmoralischen  Gegen- 
ständen verbietet,  soll  eines  Vergehens  schuldig  efachtet  und  für  jeden 
Fall  mit  einer  Strafe  bis  zu  5000  D.  oder  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren 
oder  mit  beiden  Strafen  zugleich  belegt  werden. 

Vereinigte  Staaten  v.  N.Amerika,  Gesetz  (August  1890)  betreffend 
die  Untersuchung  des  zur  Ausfuhr  bestimmten  Fleisches, 
das  Verbot  der  Einfuhr  von  gefälschten  Nahrungsmitteln  und  Getränken 
und  die  Ermächtigung  des  Präsidenten  zum  Erlass  von  Verordnungen 
in  gewissen  Fällen  und  für  andere  Zwecke.  Art.  1.  Der  Ackerbaominister 
wird  ermächtigt,  eine  genaue  Untersuchung  des  zur  Ausfuhr  bestimmten 
gesalzenen  Schweinefleisches  und  Specks  eintreten  za  lassen,  um  festzu- 
stellen, ob  diese  Erzeugnisse  gesund,  von  guter  Beschaffenheit  und  zur 
menschlichen  Nahrung  geeignet  sind,  wenn  nach  den  Gesetzen,  Beetim- 
mungen oder  Verordnungen  der  Begiernng  eines  auswärtigen  Staates, 
wohin  diese  Erzeugnisse  bestimmt  sind,  eine  Untersuchung  bei  der  Einfiahr 
erforderlich  ist,  oder  wenn  der  Käufer,  Verkäufer  oder  Exporteur  jener 
zur  Ausfuhr  bestimmten  Fleischsorten  deren  Untersuchung  verlangt.  — 
Die  Untersuchung  findet  an  dem  Orte  selbst  statt,  wo  das  Fleisch  ver- 
packt  und  in  Büchsen  eingelegt  wird,  und  jedes  nntersuchte  Fracht- 
stück ist  mit  den  nach  dem  letzten  Absatz  dieses  Artikels  zu  seiner 
Identifizierung  erforderlichen  Marken,  Stempeln  und  sonstigen  Zeichen 
zu  versehen.  Jedoch  kann  die  Untersuchung  des  Fleisches  auch  am 
Ort  der  Ausfuhr  erfolgen,  wenn  dieselbe  nicht  in  dem  Ort,  wo 
das  Fleisch  verpackt  worden  ist,  stattgefunden  hat  oder  wenn  der  Acker- 
bauminister eine  nochmalige  Untersuchung  für  erforderlich  hält  Ein 
Exemplar  der  von  dem  Beschauer  zu  erteilenden  Bescheinigung  ist  bei 
dem   Ackerbauminister  aufzubewahren,    ein   weiteres  ist  der  Faktura 
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jeder  einEelnen  Sendung  des  betreffenden  Fleisches  beiznfQgen,  und  ein 
drittes  Exemplar  erhält  der  Konsignant  oder  Versender  des  Fleisches 
als  Answeis  darüber ,  dass  die  Frachtstücke  mit  gesalEenem  Schweine- 
fleisch and  Speck  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gemäss  untersucht 
und  gesund ,  von  gater  Beschaffenheit  und  zur  menschlichen  Nahrung 
geeignet  befunden  worden  sind  ;  darauf  sind  die  Frachtstücke  zur  Fest- 
stellung ihrer  Identität  mit  Marken,  Stempeln  und  sonstigen  Zeichen 
zu  versehen,  welche  der  Ackerbauminister  durch  Reglement  vorschreiben 
kann.  —  Wer  die  in  diesem  Abschnitt  vorgesehenen ,  auf  den  Fracht- 
stücken mit  derartigem  Fleisch  angebrachten  Marken,  Stempel  und 
sonstigen  Zeichen  oder  die  in  dem  gegenwärtigen  Artikel  genannten 
Bescheinigungen  in  Bezug  auf  Fleisch  nachzuahmen  oder  zu  fälschen 
versucht  oder  wissentlich  und  in  böswilliger  Absicht  ändert,  entfernt 
oder  vernichtet,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig  und  wird  nach 
Ueberführung  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  1000  Dollars  oder  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  einem  Jahr,  oder  nach  Befinden  des  Gerichtshofes  mit 
beiden  Strafen  zugleich  belegt.    (H.   A.  Oktober  1889.) 

yiL  Socialpolitik  (vrgl.  Justizgesetzgebnng  und  Agrarrecht  unter 
V  und  XI).    Arbeitersohn tz.    PersonalTersioherang.    Armenwesen* 

Hamburg.  Gesetz  vom  16.  Juli,  betr.  die  Krankenversiche- 
rung der  Dienstboten.  Dienstbotenkrankenkasse.  —  Leistung : 
Krankenpflege  und  Begräbnisgeld  von  60  M.  —  Kassenbeiträge :  (hälftig 
für  Rechnung  der  Dienstherrschaft,  durch  letztere  zu  entrichten,  bis 
auf  weiteres  60  Pf.  monatlich,  erhOhbar  auf  höchstens  1  M. 

Weimar,  Gesetz  vom  26.  März  zur  Einführung  der  Unfallver- 
sicherung für  Feuerwehrleute,  wesentlich  nach  den  Grund- 
sätzen der  Reichs-U.V.  —  Grundlage  der  Rentenberechnung  ist  das  nach 
dem  Einkommenssteuergesetz  (von  1883)  für  das  Unfallsjahr  sich  erge- 
bende Einkommen  des  Verunglückten ,  jedoch  mindestens  800  und 
höchstens  1200  M.  (§  2). 

Württemberg.  Gesetz  v.  23.  Mai,  betrefiend  die  Fürsorge  far  Be- 
a  m  t  e  infolge  von  Betriebsunfällen.  (Gleiche  Fürsorge  in  der 
Gesetzgebung  anderer  deutscher  Staaten  für  1890.) 

Oesterreich'ü.  Gesetz  vom  17.  Januar,  betr.  einige  Aenderungen 
bezüglich  der  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  nach 
dem  allgemeinen  Berggesetz  errichteten  oder  noch  zu  errichtenden  B  r  u- 
der  laden. 

Frankreich.  Gesetz  v.  2.  Juli,  betr.  die  Aufhebung  der  auf  die 
Arbeitsbücher  bezüglichen  Bestimmungen.  Artikel  1 : 
Aufgehoben  sind  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1854,  das  Dekret  vom  30.  April 
1855,  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1851,  Artikel  13  des  Dekrets  vom  13.  Fe- 
bruar 1852  über  die  Verbindlichkeit  der  Arbeiter  in  den  Kolonien  und 
alle  anderen  Gesetzesbestimmungen  oder  Dekrete,  die  sich  auf  die  Ar- 
beitsbücher beziehen. 
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Dagegen  Rollen  in  Kraft  bleiben:  die  Bestimmungen  des  Geseiset 
vom  18.  März  1806  Ober  die  Qnittungsbücher  der  Fabrikation  von  Lyon; 
diejenigen  des  Gesetzes  vom  7.  März  1850  über  die  Abrecfannngsbficher 
för  Spulen  und  Weben  und  Artikel  10  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874 
betr.  die  Bflcber  für  gewerblich  beschäftigte  Kinder  nnd  minderjährige 
Mädchen,  welcher  für  Kinder  und  minderjährige  Mädchen,  die  als  Lehr- 
linge oder  sonst  beschäftigt  werden ,  in  Anwendung  bleiben  soll.  — 
Art.  2.  Der  Mietvertrag  über  Arbeit  zwischen  den  Inhabern  oder  Leitern 
gewerblicher  Anlagen  und  ihren  Arbeitern  untersteht  den  Vorschriften 
des  gemeinen  Rechts  und  kann  in  den  Formen  festgestellt  werden,  welche 
anzunehmen  die  kontrahierenden  Parteien  sich  einigen.  Diese  Art  Ver- 
trag ist  vom  Stempel  und  der  Eintragungsgebühr  befreit  ~  Art.  8. 
Jeder,  der  seine  Dienste  verdingt,  kann  beim  Erlöschen  des  Vertraget 
von  demjenigen,  dem  er  sie  vermietet  hat,  bei  Strafe  des  Schadener- 
satzes, ein  Zeugnis  fordern,  das  ausschliesslich  das  Datum  seines  Eintritts, 
das  seines  Austritts  und  die  Art  seiner  Beschäftigung  enthält.  Dies 
Zeugnis  ist  vom  Stempel  und  der  Eintragungsgebühr  befreit. 

Grossbritannien,  Gesetz  in  103  Artikeln  vom  18.  Augnst  zur  Kon- 
solidation  und  Reform  d er  Gesetze  über  Handwerker-  und  Ar bei- 
ter-  Wohnunge  n. 

Bussland.  Gesetz  für  Finnland,  vom  15.  August  1889,  betr.  den 
Schutz  der  Arbeiter  in  den  industriellen  Gewerben.  —  §  7.  Als 
Arbeiter  in  Fabriken,  beim  Handwerke  oder  einem  anderen  industriellen 
Betrieb  dürfen  Kinder,  welche  das  zwölfte  Lebensjahr  noch  nicht  vol- 
lendet haben,  nicht  angestellt  werden,  ebensowenig  Kinder  oder  jagend- 
liche Personen,  welche  infolge  von  Kränklichkeit  oder  körperlicher 
Schwäche  unter  solcher  Arbeit  leiden  könnten.  —  Ein  Gewerbetreibender, 
bei  welchem  Kinder  oder  jugendliche  Personen  als  Arbeiter  angestellt 
sind,  muss  stets  mit  den  das  Alter  jener  Personen  ausweisenden  Pre- 
digerscheinen versehen  sein.  Dem  Fabrikinspektor  obliegt  es,  bei  gege- 
benem Anlass  ein  ärztliches  Zeugnis  darüber  zu  fordern,  ob  die  Arbeit 
aus  dem  oben  angegebenen  Grunde  für  einen  solchen  Arbeiter  nachteilig 
ist,  und  hat  der  Gewerbetreibende  das  Zeugnis  binnen  bestimmter  Zeit 
zu  beschaffen ,  im  Fall  er  den  betreffenden  Arbeiter  in  seinem  Dienste 
behalten  will.  —  Die  Worte  Kind  und  Knabe  bezeichnen  in  dieeer  Ver- 
ordnung Personen  unter  fünfzehn  Jahren  und  die  Ausdrücke  jugend- 
liche Person,  Jüngling  und  junges  Weib  solche,  welche  das  fünfzehnte, 
jedoch  nicht  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  haben.  —  §  8.  In 
Bergwerken,  Hütten ,  Fabriken  oder  anderen  fabrikmässig  betriebenen 
Gewerben  dürfen  Kinder  oder  jugendliche  Personen  zu  einer  anderen 
Tageszeit,  als  von  5  Uhr  morgens  bis  9  Uhr  abends  nicht  beechäfügt 
werden;  desgleichen  darf  mit  Einberechnung  der  Pausen  die  Arbeits- 
zeit der  ersteren  nicht  sieben  und  die  der  letzteren  nicht  vierzehn 
Standen  übersteigen.  —  Kinder,  welche  in  solcher  Arbeit  vor  12  Uhr 
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mittags  thätig  gewesen  sind,  dürfen  dasu  nach  l  ühr  desselben  Tages 
nicht  ?erwendet  werden.  —  §  12.  Kinder  oder  jugendliche  Frauen  dürfen 
nicht  mit  Grubenarbeit  oder  in  Steinbrüchen  unter  der  Erde  und  eben- 
sowenig mit  Reinmachen  oder  Einülen  einer  im  Gang  befindlichen  Kraft- 
maschine oder  Transmissionseinrichtang  beschäftigt  werden« 

Schweiz,  Bundesgesetz  vom  27.  Juni,  betr.  die  Arbeitszeit  beim 
Betrieb  der  Eisenbahnen  und  andern  Transportanstalten :  höchstens 
12  Stunden  täglich  (Art.  2).  —  ununterbrochene  Ruhezeit  für  das  Ma- 
schinen- und  Zugspersonal  mindestens  10  Stunden,  für  das  übrige  Per- 
sonal 9  Stunden  (Art.  S).  —  Im  Jahre  52  Tage  frei,  von  denen  jeden- 
falls 17  auf  den  Sonntag  fallen  sollen  (Art.  4).  —  Art.  5.  Der  ordent- 
liche Güterdienst  an  Sonntagen  untersagt. 

Schweiz.     Unfall-  Versicherung  vgl.  Verfassungsrecht. 

Schweiz.  Bundesgesetz  vom  28.  Juni  1889,  betr.  die  Hilfskassen 
der  Eisenbahn-  und  Dampfsohiffsgesellschaften. 

Zürich.  Verordnung  vom  5.  Juni  1889,  betr.  das  Wirtschafts- 
gewerbe. §1.  Die  für  den  Betrieb  einer  Wirtschaft  angestellten  Be- 
diensteten dürfen  nicht  in  übermässiger  und  ihre  Gesundheit  gefähr- 
dender Weise  angestrengt  werden.  —  §  2.  Zur  Bedienung  der  Gäste 
sollen  nur  solche  Angestellte  verwendet  werden,  welche  das  16.  Alters- 
jahr  zurückgelegt  haben.  Zu  Hilfsarbeiten,  z.  B.  Reinigen  von  Geschirr, 
Kegelaufsetzen  etc.,  dürfen  auch  Personen  unter  16  Jahren  Verwendung 
finden,  jedoch  nicht  länger  als  bis  9  ühr  abends,  Ausnahmsfälle  bei 
unvorhergesehenem  starkem  Besuch  der  Wirtschaft  (besondere  Anlässe) 
vorbehalten.  —  §  8.  In  Wirtschaften,  welche  andauernd  stark  besucht 
werden,  soll  jeweilen  eine  entsprechende  Ablösung  im  Dienste  stattfinden 
und  überdies  den  Angestellten  alle  14  Tage  ein  halber  Tag  (mindestens 
6  Stunden)  freigegeben  werdeu. 

VIII.  BealTersiohernng.    Vermfiffenssoliata. 

Orosah.  Hessen,  Gesetz  vom  29.  März,  dieLandesfeuerlOsch- 
Ordnung  betreffend. 

Orossh,  Hessen.  Gesetz  vom  28.  Sept. ,  betr.  die  Brandversi- 
cherungsanstalt für  Gebäude  (in  78  Artikeln). 

IX.  SohntB  der  Urheberrechte. 

ö,'üngam.  Gesetz  v.  4.  Februar  (Ges.- Art.  II)  über  den  M  a  r  k  e  n- 
■  c  h  u  t  z. 

Frankreich,  Gesetz  vom  3.  Mai,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom 
23.  Juni  1857  über  die  Fabrik-  and  Handelsmarken, 

Schweiz.  B.-Gesetz  vom  26.  Sept.,  betr.  den  Schutz  der  Fabrik- 
und  Handelsmarken,  der  Herkunftsbezeichnungen  von  Waren  und  der 
gewerblichen  Auszeichnungen,  wirksam  vom  1.  Juli  1891.  ~  Hiezu  VoU- 
ziehungsverordnung  vom  7.  April  1891. 

X.  Wasserreoht.     Strassen-  und  Wegrwosen. 

ElsasS'L.   Gesetz  vom  30.  Juli,  betr.  die  autorisierten  Genosse  n- 
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Schäften  zum  Zwecke  der  Regelung  von  Feldwegen,  sowie  der 
Herstellung  von  Bewässerangen  und  Entw&sserangen. 

O.'ünga/m.   Gesetz  vom  4.  Februar  (Ges. Art  [)  in  163  Paragraphen 
über  die  öffentlichen  Strassen  und  Maathen. 

XI.  Agrargesetzgebiing  nnd  innere  Kolonisation. 

Preussen.  Gesetz  vom  27.  Juni  über  Rentengüter.  §1.  Die 
eigentümliche  U  eher  tragung  einesGrundstücksgegenUeber- 
nahme  einer  festen  Geldrente  (Rentengnt),  deren  Ab- 
lösbarkeit  von  der  Zustimmung  beider  Teile  abhängig  gemacht 
wird,  ist  zulässig.  —  Die  Feststellung  des  AblÖsungsbetrages  und  der 
Kündigungsfrist  bleibt  der  vertragsmässigen  Bestimmung  überlassen. 
Von  dem  Rentenberechtigten  darf  jedoch  ein  höherer  AblOsungsbetrag 
als  der  zwanzigfache  Betrag  der  Rente  nicht  gefordert  werden,  wenn 
die  Ablösung  auf  seinen  Antrag  erfolgt.  —  Bei  der  Eintragung  der 
Rente  in  das  Grundbuch  müssen  die  Abreden  über  den  Ausschluss  der 
AblÖsbarkeit,  sowie  über  die  Feststellung  des  Ablösungsbetrages  und 
der  Kündigungsfrist  in  das  Grundbuch  eingetragen  werden.  Ist  dies 
nicht  geschehen^  so  gilt  Dritten  gegenüber  die  das  Grundstück  belastende 
Rente  als  eine  solche,  welche  von  dem  Verpflichteten  nach  sechsmona- 
tiger Kündigung  mit  dem  zwanzigfachen  Betrage  abgelöst  werden  kann. 
—  Das  Rentengut  muss  frei  von  denHjpotheken-und 
Grundschulden  des  Grundstücks,  von  dem  es  abge- 
trennt wird,  begründet  werden.  —  Auf  die  Veräussening 
zum  Zwecke  der  Bildung  von  Rentengütern  finden  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  den  erleichterten  Abverkauf  von  Grundstücken  An- 
wendung mit  der  Massgabe,  dass  das  Unschädlichkeitsattest  auch  bei 
der  Abveräusserung  grösserer  Trennstücke  erteilt  werden  kann,  wenn 
die  Sicherheit  der  Real  berechtigten  dadurch  nicht  vermindert  wird.  — 
§  2.  Den  festen  Geldreuten  sind  gleich  zu  achten  diejenigen  festen 
Abgaben  in  Körnern,  welche  nach  dem  jährlichen ,  unter  An- 
wendung der  Ablösungsgesetze  ermittelten  Marktpreise  in  Geld  abzu- 
führen sind.  —  §  3.  Sofern  bei  Veräusserung  eines  Grundstücks  gegen, 
eine  Rente  der  Erwerber  des  Rentenguts  vertragsmässig  in  seiner  Ver- 
fügung dahin  beschränkt  wird,  dass  die  Zulässigkeit  einer  Zerteilung 
des  Grundstücks  oder  der  Abveräusserung  von  Teilen  desselben  von  d^ 
Zustimmung  des  Rentenberechtigten  abhängig  sein  soll ,  so  kann  die 
versagte  Einwilligung  durch  richterliche  Entscheidung  der  Auseinander- 
setzungsbehörde ergänzt  werden ,  wenn  die  Zerteilung  oder  Abveräus- 
serung im  gemeinschaftlichen  Interesse  wünschenswert  erscheint.  — 
§  4.  Ist  dem  Erwerber  eines  Rentenguts  vertragsmässig  die  Pflicht  auf- 
erlegt, die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  des  übernommenen  Grund- 
stücks durch  Erhaltung  des  baulichen  Zustandes  darauf  befindlicher  oder 
darauf  zu  errichtender  Gebäude ,  durch  Erhaltung  eines  bestimmten 
landwirtschaftlichen  Inventars   auf  derselben  oder  durch    andere  Lei- 
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atnngen  dauernd  bu  sichern,  so  kann  der  Verpflichtete  durch  richter- 
liche Entscheidung  der  AnseinandersetzungsbehOrde  von  seiner  Verpflich- 
tung befreit  werden,  wenn  der  Aufrechterhaltung    der  wirtschaftlichen 
Selbständigkeit  des  Grundstücks    überwiegende    gemeinwirtschaftliche 
Interessen  entgegenstehen.  —  §  6.  Wird  im  Falle  des  §  3  die  Zustim- 
mung des  ftentende  rechtigten  ergänzt  oder  wird  im  Falle  des  §  4  die 
Befreiung  des  Verpflichteten  ausgesprochen,  so  kann  der  Rentenberech- 
tigte, wenn  im  Vertrage  nicht  etwas  anderes  bestimmt  ist,  die  Ablö- 
sung der  ganzen  Rente  zum  f&nfundzwanzigfachen  Betrage  verlangen. 
Preussen.    Haubergordnung  vom  9.  April,  für  den  Kreis  Al- 
tenkirchen. —  §  1.  Hauberge  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  die  Grund- 
stücke in  den  Gemarkungen  etc.,  welche  gegenwärtig  zu  Haubergver- 
bänden gehören  und  bisher  der  Polizeiordnung  über  die  Bewirtschaftung 
der  Hanberge  in  den  Aemtem  Freusburg  und  Friedewald,  Kreises  Al- 
tenkirchen, vom  21.  Novbr.  1836  unterworfen  gewesen  sind.  —  §  2.  Die 
Hauberge  bleiben  ein  ungeteiltes  und  unteilbares  Gesamteigentum  der 
Besitzer  und  behalten  ihre  bisherige  örtliche  Begrenznng,  so  lange  nicht 
Aenderungen  nach  Massgabe  dieses   Gesetzes  eintreten.  —  §   3.    Dem 
Haubergverbande  können    durch  Beschluss  der  Hauberggenossenschaft 
andere  zu  ihrer  Verfügung  stehende  Grundstücke   einverleibt  werden, 
nachdem  dieselben  von   allen  darauf  ruhenden  Pfandverbindlichkeiten 
und  sonstigen  dinglichen  Lasten  befreit  worden  sind.   Auf  Antrag  der 
Genossenschaft  ist  die  Einverleibung  im  Grundbuohe  zu  vermerken.   Nach 
Eintragung  des  Vermerks  unterliegen  die  einverleibten  Grundstücke  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  —  §  4.  Aus  dringenden   Gründen    des 
landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Bedürfh  issee  oder  des  Verkehrs, 
sowie   zu  Zwecken,  welche  die  Einleitung   des   Enteignungsverfahrens 
rechtfertigen  würden,  können  einzelne  Flächen  auf  Antrag  der  Genossen- 
schaft durch  Beschluss   des  Schöffenrats  (§  27)  vom  Haubergverbande 
befreit  werden.    Der  Beschluss  bedarf  der  Genehmigung  des  Regierungs- 
präsidenten.   Die  befreiten  Flächen   sind  den  durch  dieses  Gesetz  vor- 
geschriebenen Nutzungsbeschränkungen  nicht  unterworfen.  —  §  6.  Die 
HauberggenoBsenschaft  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  und 
Verbindlichkeiten  eingehen.   Die  Verpfändung  eines  Haubergs  ist  fortan 
unzulässig.    Die  sonstige  dingliche  Belastung  darf  nur  für  Zwecke  er- 
folgen, welche  die  Einleitung  des  Enteignungsverfahrens  rechtfertigen 
würden,  und  bedarf  der  Genehmigung  des  Regierungspräsidenten.  — 
§  7.  Die  Anteile  der  einzelnen  Genossen  an  dem  Hauberge  bestimmen 
sich  nach  dem  bisher  üblichen  Massstabe.    Den  Genossen  steht  die  freie 
Verfügung  über  ihre  Anteile  zu.    Jedoch  dürfen  die  Anteile  unter  das 
für  jeden  Hauberg  jetzt  bestehende  geringste  Einheitsmass  hinab  nicht 
geteilt  werden.    Ist  ein  solches  nicht  mit  Sicherheit  zu  ermitteln,  so 
erfolgt  die  Festsetzung  eines  Minimaleinheitsmasses  nach  Anhörung  des 
Haubergvorstandes  durch  den  Schöffenrat.    Der  Beschluss  desselben  be- 
Zeitachr.  f.  Staatew.  I89i.    IV.  Heft  48 
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darf  der  Bestätigung  des  Regierungspräsidenten.  —  §  8.  -Die  Hauberge 
und  die  Zahl  ihrer  Anteile  werden  in  das  Grundbuch  eingetragen.  — 
§  9.  Zu  den  ftir  die  Genossenschaft  gemeinschaftlichen  Lasten,  Kosten, 
Diensten  und  Naturalleistungen  trägt  jeder  Genosse  nach  Verhältnis 
seines  Anteils  bei.  Nach  demselben  Verhältnis  werden  die  gemeinschaft- 
lichen Nutzungen  verteilt.  —  §  10.  Pächter  oder  Nutzniesser  von  Hau- 
ber gan  teilen  treten  in  die  Genossenschaftspflichten  des  Eigentümers.  Die 
Genossenschaft  kann  sich  jedoch  auch  an  den  letzteren  halten.  —  §  11.  Für 
jeden  Hauberg  ist  von  dem  Vorsteher  (§  18)  ein  Lagerbuch  zu  führen  etc, 
in  welchem  a)  die  GrOsse  und  Art  der  Genoesenschaftsgrundatücke, 
b)  Veränderungen  durch  Einverleibung  anderer  Grundstücke  (§  3)  oder 
durch  Befreiung  vom  Hauberg  verband  (§§  4,  5),  c)  die  Anteile  der  Ge- 
nossen, d)  die  Veränderungen  in  dem  Eigentum  der  Anteile,  e)  das  für 
die  Anteile  bestehende  geringste  Einheitsmass,  f)  die  genehmigten  Ab- 
weichungen vom  regelmässigen  Wirtschaftsbetriebe  (§  13,  g)  die  auf 
dem  Hauberge  ruhenden  Lasten  zu  yerzeichnen  und  nachzutragen  sind. 

—  §  12.  Zweck  der  Haubergwirtschaft  ist  die  Erziehung  von  Nieder- 
wald, vornehmlich  von  Eichenschälwald,  mit  welcher  nach  dem  perio- 
dischen Abtriebe  ein  einmaliger  Getreidebau  verbunden  wird,  falls  nicht 
die  Genossenschaft  von  dem  Getreidebau  ganz  oder  teilweise  abzusehen 
beschliesst.  Die  Einführung  eines  anderen  Wirtschaftsbetriebes  an  Stelle 
der  Niederwaldwirtschaft  kann  ausnahmsweise  für  einzelne  Grundstücke 
anf  Antrag  der  Genossenschaft  von  dem  Schöfifenrat  genehmigt  werden. 

—  §  13.  Für  jeden  Hauberg  ist  ein  Betriebsplan  und  ein  jährlicher 
Hauungs-,  Ealtur-  und  Hütungsplan  aufzustellen.  Bei  der  Aufstellung, 
Prüfung  und  Feststellung  dieser  Pläne  tritt  an  Stelle  des  Ereisaus- 
Bchusses  der  Schöffenrat.  —  §  14.  Der  periodische  Abtrieb  findet  in  der 
Regel  in  einem  ümtrieb  von  16  bis  18  Jahren  statt  Ein  kürzerer  Um- 
trieb  ist  nur  unter  besonderen  Verhältnissen  vom  Regierungspräsidenten 
zu  gestatten.  —  §  15.  Die  Weidenutzung  ist  den  Zwecken  der  Holz- 
zucht untergeordnet.  (Näheres  hierüber  im  Gesetz.)  —  Die  §§  16  ff. 
regeln  die  Kompetenz  der  Versammlung  der  Hauberggenossen, 
des  Vorstandes  und  Vorstehers  u.  s.  w.  —  §  24.  Die  Verwaltung  des 
Kassen-  und  Rechnungswesens  ist  einem  Rechner  zu  übertragen.  Die 
Rechnung  ist  vor  dem  1.  Mai  des  dem  Rechnungsjahre  folgenden  Jahres 
zu  legen  und  an  einem  ortsüblich  bekannt  zu  machenden  Orte  acht 
Tage  lang  zur  Einsicht  der  Genossen  bereit  zu  halten.  Die  Prüfung  und 
Feststellung  der  von  dem  Haubergrechner  gelegten  Rechnung  erfolgt 
nach  Beschluss  der  Genossenversammlung  entweder  durch  den  Vorstand 
oder  durch  eine  von  der  Versammlung  gewählte  Kommission.  —  §  25.  Zum 
Schutze  der  Bauberge  und  zur  Ausführung  der  Anordnungen  des  Forst- 
sachverständigen  sind  Haubergschützen  anzustellen.  —  §27.  Der  Schöf- 
fe n  r  a  t  besteht  aus  dem  Landrat  und  12  gewählten  HaubergschSffeo, 
von  denen  die  Hauberggenossenschaften  in  der  Bürgermeisterei  Gebhards- 
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hain  einen  Schöffen,  in  der  Bürgermeisterei  Betzdorf  zwei,  in  der  Bür- 
germeisterei Daaden  vier  und  in  der  Bürgermeisterei  Kirchen  fünf 
Schaffen  zu  wählen  haben.  Für  jeden  Schöffen  ist  gleichzeitig  ein  Stell- 
vertreter zu  wählen.  Die  Wahlen  erfolgen  unter  Leitung  des  Land- 
rats durch  die  Haubergvorsteher  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Wähl- 
bar ist  jeder  im  Kreise  Altenkirchen  wohnhafte,  im  Besitze  der  bür- 
gerlichen Ehrenrechte  befindliche,  volljährige  Eigentümer  eines  Hauberg- 
anteiles. Die  Wahl  geschieht  auf  sechs  Jahra  Alle  drei  Jahre  scheidet 
die  Hälfte  der  Gewählten  aus.  Die  das  erstemal  Ausscheidenden  werden 
durch  das  von  der  Hand  des  Landrats  zu  ziehende  Los  bestimmt.  Die 
Ausscheidenden  können  wiedergewählt  werden.  Der  Landrat  beruft  den 
Schöffenrat  und  führt  in  denselben  den  Vorsitz  mit  vollem  Stimmrecht. 
Die  Anwesenheit  des  Vorsitzenden  und  von  sieben  Schöffen  genügt  zur 
Beschlussfahigkeit.  Der  Beschlussfassung  des  Schöffenrats  unterliegen 
ausser  den  an  anderen  Stellen  dieses  Gesetzes  erwähnten  Angelegen- 
heiten die  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Forstsachverstän- 
digen und  dem  Haubergvorstand  in  Betreff  des  Betriebs-,  Hauungs, 
Kultur-  und  Hütungsplanes.  An  den  Verhandlungen  des  Sohöffenrats 
über  forsttechnische  Gegenstände  nimmt  der  betreffende  Forstsachver- 
ständige  mit  beschliessender  Stimme  Teil.  —  §  30.  Die  den  Hauberg- 
genossenschaften gemeinsamen  Kosten,  insbesondere  die  Besoldung  und 
etwaige  Pension  des  Forstsachverständigen  werden  von  den  einzelnen 
Genossenschaften  nach  der  Fläche  aufgebracht,  von  dem  Schöffenrat 
verteilt  und  von  dessen  Vorsitzenden  eingezogen.  Sie  fliessen  in  eine 
gemeinschaftliche  Kasse,   welche  von  dem  Schöffenrat   verwaltet  wird. 

Braunschweig.  Gesetz  vom  19.  Mai,  betr.  die  ungeteilten  Ge- 
nossenschaftsforsten (Interessentschaftsforsten) :  Anordnung 
eines  Bewirtschaftungaatatutes,  Regelung  der  Nutzungsrechte,  ihres  Be- 
sitzwechsels u.  8.  w. 

Kcnigr.  Sachsen,  Gesetz  vom  29.  April,  betr.  die  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten der  Zusammenlegungsgenossenschaften. 

Bussland.  Ein  Gesetz  vom  4.  Juni  1889  beginnt  die  Regu- 
lierung der  innerenKolonisation  {Peressodenje) ,  gegenüber 
dem  Zug  armer  Bauern  nach  dem  >fernen  Osten«  des  europäischen  und 
asiatischen  Russland.  Das  genannte  Gesetz  »über  freiwillige  üebersie- 
delung  von  Bauern  und  Kleinbürgern  auf  Staatsländereien«  be- 
stimmt, dass  Uebersiedelungen  nicht  anders  zugelassen  werden  als  auf 
vorherige  Genehmigung  der  Minister  des  Innern  und  der  Staatsdomänen. 
Die  Genehmigung  erfolgt  nur,  wenn  die  von  den  Bittstellern  angege- 
benen und  von  den  vorges.  Behörden  bestätigten  Gründe,  die  sie  zur 
Auswanderung  bestimmen,  von  den  genannten  Ministern  für  stichhaltig 
befanden  sind  und  der  Staat  über  freie  Ländereien  verfügt. 

Xn.  Volksuvirtacliaft. 

1)  Jagd  und  Fischerei. 

48* 
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WürUemberg.  V.O.  rom  24.  Dezember  1889,  betr.  die  Auefibnng 
der  Fischerei  (in  20  §§). 

2)  Ackerbau  und  Tierzucht 

Baden.  Gesetz  (51  Artikel)  Tom  26.  Jani ,  betr.  die  Veriiche- 
rnng  der  R  in  d  Viehbestände:  1)  Orts-Viehversichernngs- 
Anstalten  auf  Beschluss  des  Gemeinderates  und  mit  Zustimmung  der 
Bind  Viehbesitzer.  —  Versicher  ungsgegenstand :  Die  durch  Umstehen  oder 
Notschlachtung  der  Tiere  verursachten  Verluste.  —  Die  Zustimmung  der 
Viehbesitzer  ist  gegeben:  a)  wenn  mehr  als  die  Hälfte  der  Besitser 
von  dauernd  in  der  Gemeinde  eingestelltem  Bindvieh  dem  Antrag  auf 
Errichtung  zustimmt,  bj  die  Zustimmenden  mehr  als  die  Hälfte  des  Rind- 
viehstandes besitzen  (Artikel  2).  —  Art.  8  ff.  regelt  die  Ausschliessung 
bestimmter  Viehbesitzer  mit  besonderem  Risiko  durch  den  Bezirksrat, 
die  Ausschliessung  von  Tieren  unter  drei  Monaten,  von  Handelsvieh  und 
Stell vieh,  von  mit  Gewährleistnngsverzicht  erworbenen  Tieren.  —  Ar- 
tikel 10  ff.  verlangen  und  regeln  das  Viehversichernngsver- 
zeichnis.  —  Die  Schlachtung  von  schwer  kranken  Tieren  (Notschlaeh- 
tung)  ist  für  die  Regel  vom  Vorstand  anzuordnen  (Art  19  ff.).  —  Die 
Entschädigung  för  umstehende  bezw.  der  Notschlachtong  verfiftl- 
lende  Tiere  beträgt  7,  bezw.  8  Zehntel  des  durch  Schätzung  zu  ermit- 
telnden gemeinen  Wertes.  —  Artikel  23  ff*  ordnen  den  Verfoll,  die  Ver- 
sagung und  Verkürzung  der  Entschädigung.  —  2)  Verbandsver- 
sicherung (Art.  32  ff.^.  Die  Ortsvenichenmgsanstalten  können  durch 
das  Ministerium  des  Innern  zu  einem  Verband  (»Verdcherung»- 
verbandc)  «mit  der  Wirkung  vereinigt  werden,  dass  der  einzelnen  Orts- 
anstalt  von  der  durch  sie  zu  leistenden  Entschädigungssumme  Vi  zur 
Last  bleibt  und  die  Übrigen  drei  Viertel  auf  die  übrigen  zum  Verband  ge- 
hörigen Anstalten  nach  Massgabe  des  Versicherungswerts  umzulegen  sind.« 

3)  Gewerbe  und  Industrie. 

Ö.'üngam.  Gesetz  v.  8.  April  (Ge8.Art.  XIII),  betr.  die  staat- 
liche Begünstigung  der  heimischen  Industrie.  —  Die 
Begünstigungen  bestehen  für  eine  grosse  Zahl  in  §  1  speziell  aufge- 
fQhrter  Industrien  neben  der  Befreiung  von  der  Haussteuer  in  dar  Be- 
freiung von  der  Erwerbs-  bezw.  Bergbausteuer,  dem  allg.  Einkommens- 
steuerzuschlage, den  Gemeindeumlagen  hiezu ,  verschiedenen  Gebühren 
und  Taxen  (§  2).  Nach  §  4  ist  der  Handelsminister  ermächtigt,  Bau- 
materialien, Maschinen  und  Maschinenbestandteile  für  begünstigte  Fa- 
briken des  §  1  auf  den  Staatsbahnen  den  Transport  zum  Selbstkosten- 
preise der  Bahnverwaltung  zu  bewilligen. 

Ö,-Ungam.    Gesetz  vom  8.  April  (Ges.Art  XIV.),  betr.  die  Steuer^ 
und  Gebühren- Begünstigungen ,   welche  den  die  vaterländische 
Industrie    unterstützenden    Geldinstituten    gewährt 
werden  können 
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4)  Handels-,  BOrsen-  and  Marktwesen. 

5)  Bank-  und  Kreditwesen. 

Orossh.  Hessen.  Ges.  vom  15.  Oktober,  betr.  Errichtung  einer  L  an- 
deskreditkasse.  Gewährung  Ton  seitens  der  Kasse  unkündbaren^ 
jedoch  mit  mindestens  1  %  jährlich  tilgbaren  Darlehen  aus  Mitteln, 
welche  durch  Veräusserung  von  der  Staatsschuldenkommission  zur  Ver- 
ffigung  zu  stellender  Staatsschuldverschreibungen  flflssig  werden.  — 
Nach  Artikel  9  haben  die  durch  die  allmähliche  Herabminderung  des 
Schuldkapitals  ersparten  Zinsen  gleichfalls  zur  Tilgung  zu  dienen.  Die 
Hohe  des  Zinsfusses  für  die  zu  gewährenden  Darlehen  wird  mit  Zustim- 
mung der  Stände  festgesetzt  und  bleibt  bis  zu  anderweitiger  Vereinba- 
rung giltig. 

ö.'Ungam,  Gesetz  t.  S.Juni  1890,  über  die  der  Oesterrei- 
chisch-üngarischenBank  zu  gewährende  Ermächtigung,  War- 
rants eskomptieren  zu  dürStn:  §1.  Die Oesterreichisch-Üngarische 
Bank  ist  berechtigt,  ausser  dem  Betriebe  der  im  §  56  ihrer  Statuten 
aufgestellten  Geschäftszweige  auch  jene,  von  öffentlichen  Lagerhäusern 
ausgestellte  Warrants  zu  eskomptieren,  die  auf  österreichische  Währung 
lauten,  mit  der  Unterschrift  von  zwei  zahlungsfähigen  bekannten  Ver- 
pflichteten versehen  und  längstens  binnen  drei  Monaten  innerhalb  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  zahlbar  sind.  Der  Generalrat  der 
Oesterreichisch-Üngarischen  Bank  bestimmt,  von  welchen  Lagerhäusern 
ausgestellte  Warrants,  bezüglich  welcher  Warengattung  und  bis  zu 
welcher  Quote  ihres  Schätzungswertes,  beziehungsweise  ihres  Platz- 
preises und  unter  welchen  sonstigen  Bedingungen  eskomptiert  werden 
können.  Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  die  Ablehnung  der  Eekomp- 
tierung  zu  begründen.  —  §  2.  Die  in  den  §§  62,  63  und  84  der  Statuten 
der  Oesterreichisch-Üngarischen  Bank  hinsichtlich  der  Zensur  der  Wechsel 
und  deren  Einrechnung  in  die  bankmässige  Bedeckung  enthaltenen  Be- 
stimmungen sind  auf  die  zum  Eskompte  eingereichten,  respektive  ei- 
komptierten  Warrants  entsprechend  anzuwenden. 

Italien,  Gesetz  vom  17.  Juli  über  Konzession  von  Privat-Boden- 
kreditanstalten. 

6)  Transport-  und  Kommunikationswesen. 

Grossbritannien.  Tiefladelinie-Gesetz  vom  26.  Juli.  Das  Gesetz  be- 
zweckt, beim  Seetransport  das  üeberladen  der  Handelsschiffe  zu  verhin- 
dern, und  bezieht  sich  im  Wesentlichen  zunächst  nur  auf  Britische  Schiffe. 

7)  Geld-,  Münz-,  Mass-  und  Gewichtswesen. 

Vereinigie  Staaten.  Gesetz  vom  14.  Juli  über  Ankauf  von  Silber- 
barren und  die  Ausgabe  von  SchatzanweiBungen  darauf  (Silberbill) 
Sektion  1.  Der  Finanzminister  wird  hierdurch  angewiesen,  von  Zeit  zu- 
Zeit  Silberbarren  (buUion)  im  Gesamtbetrage  von  4V>  Millionen  Unzen, 
oder  so  viel  wie  ihm  davon  angeboten  wird,  in  jedem  Mona(  zum  Markt-» 
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preise,  der  jedoch  einen  Dollar  für  371,25  Grän  Feinülber  nicbt  über- 
steigen darf,  anzukaufen  und  zur  Zahlung  für  diese  Ankäufe  Schatzan- 
weisungen  der  Vereinigten  Staaten  in  der  von  ihm  zu  bestimmenden 
Form  in  Abschnitten  vou  1  bis  1000  Dollars  auszugeben.  —  Sektion  2. 
Die  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ausgegebenen  Schatzanwei- 
sungen sollen  auf  Verlangen  beim  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten 
oder  den  Unter-Schatzamtern  der  Vereinigten  Staaten  in  Münzen  ein- 
lOsbar  sein  und  dürfen,  wenn  eingelöst,  von  neuem  ausgegeben  werden; 
doch  soll  der  Betrag  der  ausstehenden  Noten  jederzeit  nicht  grösser  oder 
geringer  sein  als  der  Wert  des  dafür  gekauften  Silberbullion  und  der 
daraus  geprägten  Standard-Silber-Dollars.  Diese  Schatzan Weisungen 
sollen  ein  gesetzliches  Zahlungsmittel  zur  Bezahlung  aller  Öffentlichen 
und  Privatschulden  sein,  sofern  nicht  in  den  Verträgen  ausdrücklich 
anders  bestimmt  ist ;  sie  sollen  für  Zölle,  Steuern  und  alle  öffentlichen 
Abgaben  in  Zahlung  genommen  und  demnächst  wieder  in  Umlauf  ge- 
setzt werden  und  können,  wenn  sie  im  Besitz  von  Natiocalbanken  sind, 
als  ein  Teil  ihrer  gesetzlichen  ßeserve  angesehen  werden.  Auf  Ver- 
langen der  Inhaber  solcher  Schatzanweisungen  soll  der  Finanzminister 
nach  den  von  ihm  zu  erlassenden  Vorschriften  diese  Noten  in  Gold-  oder 
Silbermünzen,  je  nach  seinem  Ermessen,  einlösen,  indem  es  die  ausge- 
sprochene Politik  der  Vereinigten  Staaten  ist,  diese  beiden  Metalle  auf 
gegenseitiger  Parität  nach  dem  bestehenden  oder  nach  einem  durch 
ein  späteres  Gesetz  zu  bestimmenden  Verhältnisse  zu  erhalten,  —  Sek- 
tion 3.  Der  Finanzminister  soll  von  dem  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  angekauften  Silberbullion  bis  zum  1.  Juli  1891  monatlich  zwei 
Millionen  Unzen  in  Standard-Silber- Dollars  prägen  lassen,  nach  diesem 
Zeitpunkte  aber  nur  so  viel,  als  für  die  Einlösung  der  hierin  erwähnten 
Schatzanweisungen  erforderlich  ist.  —  Sektion  5.  Das  Gesetz  vom  28.  Fe- 
bruar 1878,  betreffend  die  Prägung  des  Standard-Silber-Dollars  und  die 
Wiederherstellung  des  Charakters  desselben  als  gesetzlichen  Zahlungs- 
mittels, wird,  soweit  es  den  monatlichen  Ankauf  von  Silberbollion  im 
Werte  von  2  bis  4  Millionen  Dollars  und  dessen  Ausmünzung  in  Silber- 
Dollars  betrifft,  hierdurch  aufgehoben.  —  Sektion  7.  Dieses  Gesetz  tritt 
80  Tage  nach  seiner  Annahme  in  Kraft. 

XIII.  Finanzwesen. 

Erstens:  Finanzgesetz,  Etats-,  Kassen-  undRech- 
nungswesen. 

Zweitens:  Staatseinnahmen. 

1)  aus  Staats eigentum. 

2)  aus  Abgaben. 

a)  aus  direkten  Abgaben : 
Bremen,    Gesetz  vom  12.  Juni   1889 :   §  2  h  e  b  t  die  Verpflichtung 
zur  Ablegung  ds  Steuereides  auf. 

JjÜbeck,    Gesetz  vom  12.  Juli,  betreffend  die  Vermessung  und  Ka- 
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tastrierung  der  innerhalb  der  Stadt  Lübeck  gelegenen  Grand- 
stücke. 

Lübeck.  Gesetz  vom  29.  November,  betr.  die  Grund-  and  Ge- 
b&udesteuer  zar* Bestreitung  der  aus  der  Kasse  der  Verwaltungs- 
behörde für  städtische  Gemeindeanstalten  zu  leisten- 
den Ausgaben.  —  Der  Einheitssatz  beträgt  von  je  10  Mark  des 
jährlichen  Nutzungswertes  der  Gebäude  und  Grundstücke: 
10  Pf.  in  der  Stadt  L.,  15  im  inneren  yorstädtischen  Wegebezirk,  6  Pf- 
im  äusseren  Yorstädtischen  Wegebezirk,  3  Pf.  in  selbstst.  Torstädtischen 
Wegebezirken.  Mieter  oder  Pächter  haben  dem  Eigentümer  zu  ver- 
güten, was  dieser  für  je  10  Pf.  der  Miete  oder  Pacht  entrichtet  hat; 
auf  Dienstwohnung  von  Beamten  findet  dies  sinngemässe  Anwendung. 

Württemberg.  Gesetz  vom  23.  Mai ,  betreffend  weitere  Aenderungen 
des  Gesetzes  vom  19.  Septbr.  1852  über  die  Steuer  vom  Kapital-, 
Renten-,  Dienst-  und  Berufs- Einkommen :  —  Artikel  1.  Be- 
freiung gegenseitiger  Versicherungs gesellsohaften  von  der  Ver- 
steuerung der  Aktienzinse  in  dem  Verhältnis,  als  unter  der  Versiche- 
rungssumme Versicherungsbeiträge  solcher  Personen  begriffen  sind,  welche 
ausserhalb  Württemberg  wohnen.  —  Artikel  2.  Ersetzung  der  Nachho- 
lung der  Defraudations strafe  (10 facher  Betrag  des Hinterzogenen) 
an  der  Verlassenschaft  des  Defraudanten  durch  die  Pflicht  der  Er- 
ben ,  die  vorgefundene  Defraudation  anzuzeigen,  imd  durch  die  weitere 
Verbindlichkeit  der  Erben,  das  Dreifache  der  von  dem  Erblasser  nicht 
entrichteten  (noch  unverjährten)  Steuerbeträge  im  Verhältnis  ihrer  Erb- 
anteile zu  ersetzen.  (Folge  der  gerichtlich  erfolgreichen  Anfechtung 
der  früheren  Bestrafung  der  Hinterlassenschaft).  —  Bei  Unterlassung 
der  Defraudationsanzeige  verfallen  die  Erben  in  die  Strafe  des  10  fachen 
Betrages  der  stattgehabten  Hinterziehung. 

Württemberg,  Gesetz  vom  23.  Mai ,  betr.  die  Kommunalbe- 
steueruug  des  Hausier  gewerbebetriebes.  Zuziehung  von  Personen, 
welche  Wandergewerbe  betreiben,  ohne  in  W.  den  Wohnsitz  zu  haben, 
zu  den  Bezirks-  und  Gemeindeumlagen  desjenigen  O.A.Bezirkes,  wo  sie 
den  Betrieb  beginnen,  pro  rata  ihres  Gewerbeeinkommens  (S teuer kapi- 
tals).  —  »Aus  dehnungsabgabe«  für  den  Betrieb  in  Bezirken, 
worin  sie  das  Wandergewerbe  betreiben,  ohne  darin  den  Wohnsitz  zu 
haben,  bezw.  zu  beginnen:  gleich  dem  5.  Teil  der  ihnen  angesetzten 
Staatssteuer. 

Oeaterrekh'U.  Gesetz  v.  1.  Juni,  betr.  die  Abschreibung  der  Haus- 
z  i  n  B  Steuer  bezüglich  nur  teilweise  vermieteter  Gebäude  und  der  Haus- 
klassensteuer  bezüglich  der  ein  ganzes  Jahr  unbenutzt  gebliebenen 
Gebäude.     (Abänderung  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1882.) 

Oesterreich'ü,  Gesetz  vom  19.  Juni,  betr.  die  zeitliche  Befrei- 
ung von  der  Entrichtung   der  Erwerb-   und  Einkommensteuer   für  den 
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Betrieb  der  Schiffahrt  zar  See  mit  Dampfern   und  eisernen  oder 
stählernen  Segelschiffen,  welche  im  Inlande  erbaut  warden. 

b)  Am  indirekten  Abgaben. 
1)  aas  Verzehrungsstenern  und  Monopolen: 

OesUrreushrü.  Gesetz  vom  10.  Mai,  betr.  die  Ansdehnong  der  Y  er- 
zehrnngssteuerlinie  Ton  Wien  auf  eine  (grosse)  Anzahl  von  Vor- 
orten. —  Eontrollegebiet  1  Kilometer.  —  Der  dem  Gesetz  beigegebene 
neue  Verz.St.-Tarif  betrftgt  (bisherige  Zuschlage  inbegriffen)  u.  a. :  fl.  4 
für  Wein  in  Gebinden,  8  in  Flaschen;  7  fl.  für  1  Stück  Rindvieh  im  Ge- 
wicht von  mehr  als  400  Kilo;  fl.2Vs  bis  4  für  frisches  Fleisch,  5  fl.  for 
gesalzenes  und  gepöckeltes  Fleisch. 

Belgien.  Aenderung  des  Zaokersteuergesetzes.  Gesetz 
vom  27.  Mai. 

Franhreieh.  Gesetz  vom  26.  Juli  über  Fabrikation  und  Besteuerung 
von  Wein  aus  getrockneten  Weinbeeren.  Art.  1  bindet 
den  Umlauf  von  getrockneten  Weinbeeren  durch  Begleitscheinzwang. 
Artikel  2  verfügt  eine  Fabrikationslizenz  von  25  Fr.  jährlich. 
—  Artikel  7  bestimmt:  Das  Produkt  wird  mit  einer  Abgabe  von  40  Cen- 
timen für  jeden  Grad  Alkoholgehalt  bis  zu  10  Grad,  und  von  60  Centimen 
für  den  Grad  bis  zu  15  Grad  belegt,  jedoch  darf  die  steuerpflichtige 
Alkoholmenge  nicht  unter  20  Grad  auf  100  kg.  getrockneter  Weinbeeren 
betragen.  ~  üeber  15  Grad  hinaus  unterliegt  das  Fabrikationsergebois 
der  Zuschlagsabgabe  für  alkoholisierten  Wein.  —  Art.  9 :  Alle  alkohol- 
haltigen Flüssigkeiten,  welche  von  der  Gärung  getrockneter  Weinbeeren 
mit  Feigen,  Johannisbrot,  Datteln,  Gerste,  Glykose,  Melasse  und  son- 
stigen zuckerhaltigen  Stoffen  und  dergleichen  herrühren ,  werden  hin- 
sichtlich der  steueramtlichen  Behandlung  und  der  ihnen  aufzuerlegenden 
Abgaben  dem  Alkohol  gleichgestellt 

Frankreich.  Zucker steuergesetz  vom  5.  August  Artikel  1.  Von 
Beginn  des  Betriebsjahres  1890/91  ab  sind  die  einheimischen  und  Ko- 
lonialzucker, welche  Ausbeuteüberschüsse  oder  Fabrikationsnachlässe  in 
Gemässheit  der  Gesetze  vom  29.  Juli  1884,  13.  Juli  1886  und  4.  Juli  1887 
darstellen ,  einer  besonderen  Steuer  von  80  Franken  für  100  kg  raf- 
finierten Zuckers  unterworfen.  —  Artikel  2.  Einer  Steuer  von  24  Franken 
für  100  kg.  raffinierten  Zuckers  unterliegt  Zucker  jeden  Ursprungs« 
welcher  zum  Versüssen  von  Wein,  Aepfel-  und  Birnenmost  verwendet 
wird.  —  Artikel  3.  Von  anderem,  nicht  unter  die  Bestimmungen  der 
vorhergehenden  zwei  Artikel  fallenden  Rohzucker,  Raffinaden  und  Kandis, 
sowie  von  Zuckerderivaten  werden  wie  bisher  die  Steuern  nach  dem  aus 
den  Gesetzen  vom  27.  Mai  1887  und  24.  Juli  1888  sich  ergebenden  Tarif 
erhoben.  —  Artikel  5.  Die  Bestimmung  des  dritten  Absatzes  des  Art  18. 
des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1880,  nach  welcher  Zucker  ohne  Rücksicht  auf 
das  vermutliche  Raffinationsergebnis  nicht  hüher  als  nach  einem  Aus- 


Digitized  by  VjOOQIC 


Gesetze  und  Yerordnangen  des  Jahres  1890.  753 

beateverhflltnis  von  98  Proz.  versteuert  oder  behufs  Einfuhr  auf  Zeit  an- 
genommen werden  darf,  wird  aufgehoben. 

Chrastbritannien.  Aenderungen  der  Britischen  Zoll-  und  Steuer« 
gesetzgebung.  Der  »Customs  and  Inland  Revenue  Acte  (53  Vict.  eh.  8) 
vom  9.  Juni  enthält  unter  a.  folgende  Bestimmungen:  Sektion  2. 
Herabsetzung  des  bisher  erhobenen  Theezolles  von  6  Pence  für  das  Pfund 
auf  4  Pence  für  die  Zeit  vom  1.  Mai  1890  bis  zum  1.  August  1891.  — 
Sektion  3.  Herabsetzung  des  bisher  vom  Zentner  Korinthen  erhobenen 
Zolles  von  7  Schilling  auf  2  Shilling  vom  1.  Mai  1890  ab.  —  Sek- 
tion 4.  Erhebung  eines  zusätzlichen  Zolles  auf  Spirituosen  vom  18.  April 
1890  ab,  und  zwar:  a.  fQr  jedes  Gallon  Spiritus  jeder  Art  (mit  Aus- 
nahme von  patfflmiertem  Spiritus)  6  Pence;  b.  für  jedes  Gallon  parfü- 
mierten Spiritus  9  Pence;  o.  für  jedes  Gallon  Likör,  Eordials  und  an- 
derer, nach  dem  Customs  and  Inland  Revenue  Act  von  1881  mit  einem 
Zoll  von  14  Shilling  pro  Gallon  belegten  Präparate  8  Pence.  —  Sek- 
tion 6.  Die  inländische  Spiritussteuer  soll  vom  18.  April  1890  ab  um 
6  Pence  pro  Gallon  erhöht  werden.  —  Sektion  7  enthält  die  Bestim- 
mungen, nach  denen  die  neuen  zusätzlichen  Abgaben  vom  Spiritus  und 
die  nach  Sektion  3  des  Castoms  and  Inland  Revenue  Act  von  1889  er- 
hobenen zusätzlichen  Abgaben  vom  Bier  (3  Pence  für  das  Barrel  =  36 
Gallons)  fSr  Lokalzweoke  verwendet  werden  sollen.  —  Sektion  8.  Die 
in  dieser  Sektion  enthaltenen  Bestimmungen  betreffen  die  Fabrikation 
von  Schaumweinen  in  England.  Danach  ist  nunmehr  die  Umwandlung 
von  stillem  Wein  in  moussierenden  mittelst  Kohlensäure  (by  aeration) 
oder  mittelst  anderer  erlaubter  Methoden  (or  other  approved  process) 
und  die  AnffQllung  dieses  Weines  auf  Flaschen  in  England  nur  dann 
zulässig,  wenn  dieselbe  in  einem  amtlich  anerkannten  Lagerhause  (in 
the  warehoose)  mit  Erlaubnis  der  ZoU-Eommiasioners  vor  sich  geht,  wo- 
bei diese  Behörde  eine  besondere  Anzeigepflicht  einführen  und  mittelst 
Regulative  Bestimmung  über  die  Zeit  der  Fabrikation  trefien,  sowie 
anderweite  Beschränkungen  einfähren  kann.  Ferner  soll  jeder  in  dieser 
Weise  moussierend  gemachte  Wein  als  in  Flaschen  eingeführter  Schaum- 
wein angesehen  und  dementsprechend  auf  Grund  des  Customs  (Wine 
Duty)  Act  von  1888  verzollt  werden.  —  Abteilung  II  handelt  von  der 
Aufhebung  des  Zolles  auf  Gold-  und  Silbergeräte  und  den  im  Zusammen- 
hange damit  erforderlichen  Massnahmen.  Nach  Sektion  10  treten  dieser 
Zoll  und  die  betreffende  Stempelungsgebühr  vom  1.  Mai  1890  ausser  Kraft ; 
demgemäss  hört  von  diesem  Tage  ab  auch  die  Zahlung  der  Ausfuhr- 
vergütung (drawback)  für  wieder  ausgeführtes  Gold-  und  Silbergerät  auf. 

Bussland.  Branntweinbrennerei-Gesetz.  (D.  St.  Pet. 
Ztg.  vom  2.  Juli.)  Das  neue  Branntweinbrennerei-Gesetz  (»Massregeln 
zur  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Branntweinbrennerei«)  bestimmt 
u.  a.:  In  Abänderung  und  Ergänzung  der  betr.  Artikel  des  Getränke- 
steuer-Reglements  (1887)  ist   festzusetzen:  1)  In   allen  Branntweinbren- 
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nereien  (ausser  den  Hefefabriken  mit  Branntweinbrand)  wird  rom  Spi- 
ritus, welcher  der  Accisezahlang  unterliegt,  nicht  ausgeschlosaen  den 
Minderbrand ,  zum  besten  des  Produzenten  ein  Accise-Erlaas  in  nach- 
stehendem Betrage  gewährt:  ffir  die  erste  in  der  Periode  erbrannten 
500  000  Grad  —  4%;  für  den  Brand  von  über  500000  bis  zu  einer 
Million  Grad  -  2  Prozent;  für  den  Brand  von  über  1000 000  bis  zu 
3  000  000  Grad  —  IVs  Proz.;  für  den  Brand  von  über  3000000  bis  zu 
12  000000  Grad  —  Vs  Proz.  —  2)  Brennereien,  welche  den  weiter  unten 
unter  4  angegebenen  Bedingungen  entsprechen,  geniessen,  abgesehen 
von  dem  allgemeinen,  unter  1  angefahrten  Aoeise-Erlass,  einen  Ergän- 
zungs-Erlass  fQr  den  auf  dem  Wege  landwirtschaftlichen  Branntwein- 
brandes erzielten  Spiritus,  und  zwar  in  nachstehendem  Betrage :  für  die 
ersten  in  der  Periode  erbrannten  500  000  Grad  —  4  Proz. ;  für  den  Brand 
von  über  500  000  Grad  bis  zu  1  000  000  Grad  —  2  Proz.;  für  den  Brand 
von  über  1000  000  Grad  bis  zu  3  000000  Grad  —  IVi  Proz.;  fftr  den 
Brand  von  über  3  000  000  bis  6  000  000  Grad  —  Vi  Proz.  —  Als  land- 
wirtschaftliche Brennerei  wird  eine  solche  angesehen,  auf  welcher  in  200 
Maischtagen  während  der  Zeit  vom  1.  September  bis  zum  1.  Juni  im 
Durchschnitt  nicht  mehr  als  75  Wedro  Spiritus  (k  40  Gr.)  pro  Dessjätine 
Ackerland  des  Gutes  erbrannt  wird.  —  4)  Der  Ergänzungs-Acdse  Erlaai 
für  den  Spiritus  landwirtschaftlichen  Brandes  wird  denjenigen  Brenne- 
reien gewährt,  welche  auf  Gütern  liegen,  die  nicht  weniger  als  60  Dess- 
jatinen  Ackerland  besitzen.  —  6)  Für  Spiritus,  welcher  im  Laufe 
von  Sommertagen  (Juni,  Juli,  August)  erbrannt  ist,  wird  ein  Acdse- 
Erlass  nicht  gewährt.  —  12.  In  den  Branntweinbrennereien,  welche 
nach  dem  1.  Juli  1890  eingerichtet  werden,  dürfen  die  Gärbottiche  im 
ganzen  nicht  mehr  als  9000  Wredo  fassen.  Den  bestehenden  Brenne- 
reien kleineren  IJmfanges  wird  untersagt,  den  Rauminhalt  ihrer  Gär- 
bottiche über  den  oben  angeführten  Umfang  hinaus  zu  vergröesem; 
Brennereien,  deren  Gärbottiche  mehr  als  9000  Wredo  fassen,  ist  jegliche 
weitere  Yergrüsserung  des  betreffenden  Rauminhaltes  verboten.  —  13)  Es 
wird  untersagt,  nach  dem  1.  Juli  1890  neue  Branntweinbrennereien  in 
den  Städten  einzurichten,  desgleichen  Aktiengesellschaften  behufs  Auf- 
stellung und  Unterhalt  von  Brennereien  zu  gründen,  sowie  verboten 
dass  die  zur  Zeit  bestehenden  Aktiengesellschaften,  in  deren  Statuten 
das  Recht,  Brennereien  einzurichten,  nicht  vorgesehen  ist,  Brennereien 
einrichten  und  solche  erwerben. 

Verein.  Staaten.  Aus  den  Bestimmungen  der  Mac  Kinley  Bill 
vom  1.  Oktober  ist  zu  entnehmen:  Abschnitt  26.  Vom  1.  Mai  1891  ab 
sollen  alle  Spezi  al steuern,  die  laut  den  jetzt  bestehenden  Gesetzen  den 
Gross-  und  Kleinhändlern  in  Blättertabak,  Händlern  in  Tabak,  Fabri- 
kanten von  Tabak  und  Cigarren,  Hausierern  von  Tabak  auferlegt  sind, 
in  Wegfall  kommen.  —  Abschnitt  27.  Vom  1.  Mai  1891  ab  sollen  alle 
auf  Farmer  und  Pflanzer  bezüglichen  Bestimmungen  und  Beechräukaageo 


Digitized  by  VjOOQIC 


Gesetze  and  VerordnungeD  des  Jahres  1890.  755 

hinsichtlich  des  Verkaufs  ihres  Blättertabaks,  des  Fährens  von  Büchern  etc. 
in  Wegfall  kommen,  desgleichen  die  auf  den  Verkaaf  gelegte  Steuer. 
Jedoch  soll  jeder  Farmer  oder  Pflanzer,  welcher  Blättertabak  erzeugt 
und  verkauft,  verpflichtet  sein,  auf  Verlangen  eines  Steuerbeamten  dem 
letzteren  ein  genaues  und  vollständiges,  durch  Eid  bekräftigtes  Ver- 
zeichnis der  Verkäufe  von  Blättertabak  nach  Zahl  der  Packe  (hogsheads) 
Eisten  oder  Pfund  und  mit  Angabe  des  Namens  und  des  Wohnorts  der 
Personen  zu  liefern,  an  welche  Verkäufe  oder  Verschiffungen  stattge- 
funden haben.  Jeder  Farmer  oder  Pflanzer,  welcher  diese  Mitteilung 
verweigert  oder  wissentlich  falsche  Angaben  macht,  macht  sich  eines 
Vergehens  schuldig  und  verfällt  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  500  D.  — 
Abschnitt  28  und  29  enthalten  Kontrollevorschriften  für  Hausierer  mit 
Tabak.  —  Abschnitt  30.  Vom  1.  Januar  1891  ab  soll  die  Inlandsteuer 
auf  Rauch-  und  sonstigen  fabrizierten  Tabak  ,  wie  auch  auf  Schnupf- 
tabak 6  C.  pro  Pfund  betragen.  —  Abschnitt  31.  Abschnitt  8868  der 
Revidierten  Statuten  soll  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt  werden: 
Kein  fabrizierter  Tabak  soll  verkauft  und  zum  Verkaufe  ausgeboten 
werden,  welcher  nicht  in  vom  Gesetz  vorgeschriebener  Weise  verpackt 
und  mit  Steuermarken  versehen  ist,  es  sei  denn,  dass  er  im  Elein- 
verkauf  durch  Eleinverkäufer  aus  den  durch  Abschnitt  3862  der  Revi- 
dierten Statuten  genehmigten  Packeten  verkauft  wird.  Zuwider- 
handlungen ziehen  eine  Strafe  von  500  bis  5000  D.  und  Gefängnis- 
strafe von  sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  nach  sich.  —  Abschnitt  32. 
Abschnitt  3392  der  Revidierten  Statuten  der  Vereinigten  Staaten,  wie 
durch  Abschnitt  10  des  Gesetzes  vom  I.März  1879  amendiert,  wird  ab- 
geändert und  soll  wie  folgt  lauten:  »Alle  Cigarren  sollen  in  Eisten, 
die  vorher  nicht  gebraucht  waren,  verpackt  werden,  und  zwar  sollen 
diese  je  25  bezw.  50,  100,  200  ödes  500  Cigarren  enthalten ;  doch  soll 
es  Cigarrenfabrikanten  gestattet  sein,  in  nicht  zu  diesem  Zwecke  vorher 
benutzten  Eisten  nicht  mehr  als  13  und  nicht  weniger  als  12  Cigarren 
zu  packen,  welche  Eisten  als  Probekisten  dienen  sollen.  Wer  Cigarren 
in  einer  anderen  als  der  vorgeschriebenen  Weise  verpackt,  verkauft, 
oder  zum  Verkauf  anbietet,  abliefert,  oder  zur  Ablieferung  anbietet, 
soll  für  jedes  einzelne  Vergehen  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  D.  belegt 
und  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft  werden.  Jeder  Cigar- 
rettenfabrikant  ist  verpflichtet,  die  von  ihm  fabrizierten  Clgarretten  in 
Paketen  von  10,  20,  50  oder  100  Cigarretten  zu  verpacken,  die  nötigen 
Marken  vor  dem  Verkauf  anzubringen  und  abzustempeln ,  und  zwar 
unter  dem  vom  Eommissar  für  Inlandsteuern  erlassenen  Regulativen. 
Alle  vom  Auslande  eingeführten  Cigarretten  sollen  ebenso  wie  die  ein- 
heimischen verpackt  sein  und,  ehe  sie  aus  dem  Zollspeicher  entnommen 
werden,  ausser  mit  den  Einfuhr-Marken  auch  mit  den  Inlandsteuer- 
Marken  versehen  werden.  —  Abschnitt  33  ,  34  und  35  enthalten  Vor- 
schriften für  die  Steuerbeamten  über  die  Führung  der  Register  über  die 
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Tabak-  und  Cigarrenfabriken.  —  Abschnitt  36.  Eine  Inlandsteoer  tod 
10  D.  fQr  das  Pfund  soll  anf  alles  Opinm,  das  in  den  Vereinigten  Staaten 
für  Ranchzwecke  fabriziert  wird,  erhoben  werden,  nnd  keiner  Person 
soll  erlaubt  werden,  Opium  zu  fabrizieren,  welche  nicht  Bfirg^  des 
Landes  ist  und  dem  Inlandstener-Kommissar  die  verlangte  Bürgschaft 
geleistet  hat  —  Abschnitt  42.  Jeder  Produzent  von  reinen  süssen  Weinen, 
der  auch  Branntweinbrenner  nnd  als  solcher  gesetzlich  ermächtigt  ist, 
aus  gegohrenem  Traubensaft  Weingeist  zu  gewinnen,  darf  bei  der  Be- 
reitung von  solchen  sQssen  Weinen,  nach  gestellter  Bürgschaft,  Einrich- 
tung einschlägiger  Bücher  etc.,  wie  sie  der.  Inlandsteuer- Kommissar  unter 
Zustimmung  des  Schatzamtsse kret&rs  vorschreiben  mag,  so  viel  gewon- 
nenen Weingeist,  wie  zur  Verstärkung  des  Weines  und  zar  Erhaltung 
des  in  demselben  befindlichen  Zuckerstoffes  nOtig  ist,  steuerfrei  verwen- 
den. Der  so  steuerfrei  benatzte  Weingeist  soll  solchen  süssen  Weinen 
nicht  mehr  als  14  Proz.  Alkohol  zuführen,  und  der  Wein  selbst  soll  bei 
Strafe  der  Konfiskation  nach  erfolgter  Verstärkung  nicht  mehr  als  24  Grad 
Alkohol  besitzen,  wie  es  laut  Sektion  3249  der  Revidierten  Statuten 
definiert  ist.  Der  steuerfreie  Gebrauch  von  Weingeist  soll  jedoch  nur 
in  den  Monaten  August  bis  einschliesslich  April  erlaubt  sein.  Der  In- 
landsteuer-Kommissar soll  bei  Ermittelung  der  Steuerpflicht  eines  De- 
stillateurs von  gegorenem  Traubensaft,  laut  Sektion  3309  der  Revi- 
dierten Statuten,  den  zur  Verstärkung  von  Weinen  benutzten  Weingeist 
in  Abzug  bringen  —  Abschnitt  43.  Der  im  vorigen  Abschnitt  erwähnte 
Weingeist  soll  das  aus  der  Destillation  von  gegorenem  Traubensaft 
gewonnene  Produkt  sein  und  das  als  Weinbeeren-Brandy  bekannte  Produkt 
einschliessen.  Der  reine  süsse  Wein,  welcher  mit  steuerfreiem  Weingeist 
verstärkt  wird,  soll  nur  gegorener  Traubensaft  sein,  dem  vor  und  nach  der 
Gärung  keine  weitere  Substanz  beigefügt  werden  darf.  Dieser  Wein  soll 
nicht  weniger  als  4  Proz.  Zuckerstoff  nach  vorgenommener  Prüfung  mit 
Balling*s  Saccharometer  enthalten.  —  Abschnitt  46.  Weingeist  kann 
den  Spezial-ZoUspeichern  steuerfrei  von  Personen  entnommen  werden, 
welche  Wein  in  üebereinstimmung  mit  den  kommerziellen  Anforde- 
rungen fremder  Märkte  zu  verstärken  wünschen,  jedoch  nur,  wenn  solche 
Weine  zur  Ausfuhr  ins  Ausland  bestimmt  sind.  Es  kann  dieses  ab» 
erst  geschehen,  wenn  die  nötigen  Sicherheiten  gegen  Umgehung  der 
einschlägigen  Gesetze  gestellt  sind. 

2)  Stempel,  Gebühren,  Taxen: 

FVankrekh,  Im  Rekrutierungsgesetz  vom  15.  Juli  1889 
verfügt  der  Artikel  85  eine  Militärtaxe.  §3  dieses  Artikels  regelt 
die  Militärtaxe  dahin,  dass  sie  einen  festen  Satz  von  6  Fr.  und  ausser- 
dem eine  dem  ordentlichen  Betrage  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer 
proportionale  Summe  zu  betragen  habe.  —  Hiezu  AusfÜhrungsgesets 
in  46  Artikeln,  vom  30.  Dezember  1890. 
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DRITTER  HAUPITEIL. 

Yerfassang  und  Yerwaltang  der  Kolonien  nnd  der  Schatz- 
gebiete. 

Dentsehes  Kolonialweeen  (vgl.  I.  Hauptteil:  Staatsverträge). 

Schutzvertrag  mit  den  Bondelswart«  (Südwestafrikanischea 
Sohutzgebiet)  vom  21.  August    (Dtsch.  Kol.Bl.  1891,  S.  82.) 

Kais.  V.  vom  7.  Februar,  betr.  die  RechtsverhältnisBe  auf 
den  Marschall-  Inseln. 

K.  y.  vom  14.  April,  betr.  Ausprägung  ftlr  Rechnung  der  Deutsch- 
Ostafrikanischen  Gesellschaft,  von  Silbermünzen. 

E.  y.,  betr.  den  Handel  mit  Palmkernen  im  Togogebiet. 
Auf  Antrag  der  Handelskammer  von  Klein-Popo  nnd  Porto  Seguro  wird 
bestimmt:  §  1.  Der  Handel  mit  Palmkernen,  welche  mehr  als  10  Proz. 
Schalen  enthalten,  ist  verboten.  Aus  diesem  Grunde  unterliegt  der 
Handel  mit  Palmkernen  überhaupt  der  Beaufsichtigung  nach  Massgabe 
dieser  yerordnung  zunächst  zwei  Revisionsstellen. 

yertrag  über  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  einer  regelmässigen 
Deutschen  Postdampfer-y erbindung  mit  Ostafrika.  (Zen- 
tralblatt f.  d.  D.  Reich,  S.  122),  geschlossen  mit  der  »Deutschen  Ost- 
afrika-Liniec  zu  Hamburg :  Artikel  1.  Die  Gesellschaft  als  Unternehmer 
verpflichtet  sich,  die  nachstehend  aufgeführten  Dampferlinien  einzu- 
richten und  während  zehn  hintereinander  folgender  Jahre  zu  unter- 
halten. A.  Eine  Hauptlinie  zwischen  Hamburg  und  Delagoabai,  mit  An- 
legen in  einem  Niederländischen  oder  Belgischen  Hafen,  dessen  Wahl 
der  Genehmigung  des  Reichskanzlers  unterliegt,  ferner  in  Lissabon, 
Neapel,  Port  Said,  Aden,  Zanzibar,  Dar-es-Salaam  —  oder  an  einem 
anderen  vom  Reichskanzler  zu  bestimmenden,  innerhalb  der  Deutsch- 
Ostafrikanisohen  Interessensphäre  belegenen  Küstenplatz  —  und  in  Mo- 
zambique.  B.  Eine  Küstenlinie  zwischen  Zanzibar  und  Lamu  über  Ba- 
gamoyo,  Saadani,  Pangani,  Tanga  oder  Dar-es-Salaam,  Pemba  und  Mom- 
bassa.  C.  Eine  Küstenlinie  zwischen  Zanzibar  und  Inhambane  über 
Kilwa,  Lindi,  Ibo,  Qnelimane  nnd  Chiloane.  ~  Artikel  2.  Auf  den  Li- 
nien A  und  C  sind  jährlich  13  Fahrten  in  jeder  Richtung  in  Zeitab- 
ständen von  je  4  Wochen,  auf  der  Linie  B  jährlich  wenigstens  26  Fahr- 
ten in  Zeitabständen  von  je  14  Tagen  auszuführen.  —  Artikel  5.  An- 
dere als  die  fahrplanmässigen  Häfen  dürfen,  vorbehaltlich  besonderer 
Genehmigung  des  Reichskanzlers,  von  den  Dampfern  nicht  angelaufen 
werden.  —  Artikel  22.  Für  die  Erfüllung  der  in  diesem  yertrage  über- 
nommenen yerbindlichkeiten  empfängt  der  Unternehmer  vom  Tage  der 
Eröffnung  der  regelmässigen  Fahrten  ab  aus  der  Reichskasse  eine  yer- 
gütung  von  jährlich  900  000  Mark,  zahlbar  in  monatlichen  Teilbeträgen 
am  letzten  Tage  jedes  Monats. 

yertrag  zwischen  der  Reichsregierung  and  derDeutsch- 
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Ostafrikanischen  Gesellschaft  vom  20.  November  (D.  Kol • 
ßl.  S.  301).  §  2.  üebernahme  der  4  Mill.  M.  Entschädigung  an  den 
Sultan  von  Sansibar  fi5r  die  Küstenabtretung.  —  §  3.  Verpflichtung  zu 
dauernden  wirtschaftlichen  Anlagen  (Betonnung  der  Häfen  u.  s.  w.).  -> 
Dagegen  sichert  das  Reich  600  000  M.  jährlich  zur  Versinsung  and  Til- 
gung der  von  der  Gesellschaft  zu  machenden  Anleihe  von  10 556 000 M. 
aus  dem  Ertrag  der  Eüstengebiets-Zolleinnahmen  zu. 

Kais.  V.O.  vom  6.  Mai,  behufs  Uebertragung  der  Befugnisse  des 
ehemaligen  Landeshauptmanns  auf  den  Kaiserlichen  Kommissar  für  das 
Schutzgebiet  der  Neu- Guinea-Kompagnie. 

Kais.  V.O.  vom  29.  Oktober ,  betr.  *die  Konsulargerichts- 
barkeit. 

Britiselie  Kolonien. 

Beitritt  von  Britisch-Betschuanaland  zu  dem  Südafrikanisch  en 
Zollverein.  Eine  Proklamation  des  Gouverneurs  von  Britisch-Bet- 
schuanaland vom  24.  Juni  lautet :  Es  ist  für  notwendig  erachtet  worden, 
Einfuhrzölle  zu  erheben,  den  Eintritt  des  Gebietes  von  Britisch-Bet- 
schuanaland in  einen  Südafrikanischen  Zollverein  zu  verordnen ,  sowie 
Bestimmungen  über  die  freie  Einfuhr  gewisser  Waren  in  das  genannte 
Gebiet  und  über  die  gerechte  Verteilung  der  erhobenen  Zölle  zu  treffen. 
—  An  dem  Südafrikanischen  Zollverein  sind  beteiligt  die  Eapkolonie, 
der  Oranje-Freistaat  und  das  Gebiet  von  Britisch-Betschuanaland,  und 
der  Gouverneur  ist  befugt,  von  Zeit  zu  Zeit  duroh  weitere  Proklama- 
tionen den  Beitritt  anderer  Staaten,  Kolonien  oder  Gebiete  in  Sada&ika, 
welche  eine  zivilisierte  Regierung  haben,  zu  dem  genannten  Verein  zum 
1.  Januar  oder  Juli,  je  nach  dem  Erlass  einer  derartigen  Proklamation, 
zu  erklären,  jedoch  sollen  die  in  gegenwärtiger  Proklamation  nicht  ge- 
nannten Staaten,  Kolonien  oder  Gebiete  zu  dem  genannten  Verein  erst 
nach  Ablauf  von.  6  Monaten  von  dem  Tage  an  gerechnet  zugelassen 
werden,  an  welchem  beim  Gouverneur  ein  Antrag  derartiger  Staaten, 
Kolonien  oder  Gebiete,  betreffend  die  Erklärung  der  Zulassung  zu  dem 
genannten  Verein,  eingegangen  ist. 

Kongostaat,  Kongobecken^  Eritrea  nnd  Zambese-Gebiet. 

Belgien  und  Kongostaat.  Vertrag  zwischen  beiden  Staaten,  vom 
3.  Juli.  1.  Der  Belgische  Staat  verpflichtet  sich,  dem  unabhängigen 
Kongostaat  den  Betrag  von  25  Millionen  Franken  als  Darlehen  yorzu- 
strecken,  und  zwar  5  Millionen  Franken  sofort  nach  der  Zustimmung 
der  gesetzgebenden  Versammlung  und  2  Millionen  Franken  jährlich  auf 
die  Dauer  von  zehn  Jahren  von  dieser  ersten  Zahlung  an  gerechnet 
Während  dieser  zehn  Jahre  werden  für  die  so  geliehenen  Beträge  keine 
Zinsen  gewährt.  —  Sechs  Monate  nach  Ablauf  der  vorgenannten  sehn- 
jährigen Frist  kann  der  Belgische  Staat,  wenn  er  es  für  angebracht 
hält,  den  Unabhängigen  Kongostaat  mit  allen  mit  der  Oberhoheit  über 
diesen  Staat  verbundenen  Gütern,  Bechten  und  Vorteilen,  wie  sie  be- 
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sonders  in  der  Berliner  Oeneralakte  vom  26.  Februar  1885  und  durch 
die  BrQsseler  Oeneralakte  und  die  Deklaration  vom  2.  Juli  1890  aner- 
kannt und  festgestellt  sind,  annektieren ;  jedoch  unter  der  Bedingung, 
d aas  er  die  Verpflichtungen  des  genannten  Staates  gegen  Dritte  über- 
nimmt und  dass  der  König-Souverän  ausdrücklich  jede  Entschädigung 
für  die  von  ihm  persönlich  gebrachten  Opfer  ablehnt.  Ein  Gesetz  wird 
dies  besondere  Verhältnis,  in  welches  die  Kongogebiete  alsdann  treten, 
regeln.  —  3.  Der  Kongostaat  verpflichtet  sich  ,  in  Zukunft  keine  neue 
Anleihe  ohne  Zustimmung  der  Belgischen  Regierung  aufzunehmen.  — 
4.  Sollte  Belgien  zu  dem  vorgenannten  Zeitpunkt  nicht  entschlossen 
sein,  die  Annexion  des  Kongostnats  anzunehmen,  so  soll  die  vorgestreckte, 
in  ein  grosses  Schuldbnch  eingetragene  Summe  von  25  Millionen  Franken 
erst  nach  einem  weiteren  Zeitraum  von  zehn  Jahren  rückzahlbar  sein, 
jedoch  soll  sie  in  der  Zwischenzeit  mit  jährlich  3Vt  Proz.  in  halbjähr- 
lichen Raten  verzinst  werden ;  aber  auch  vor  diesem  Zeitpunkt  hat  der 
Unabhängige  Kongostaat  alle  aus  der  Abtretung  von  Staatsländereien 
oder  Bergwerken  aufkommenden  Beträge  auf  Teilrückzahlungen  zu  ver- 
wenden. 

Binfahrtarife  im  KoDgobecken.  Nachdem  durch  die  Deklaration 
der  BrüsselerKonferenz  vom  2.  Juli  denjenigen  Mächten,  welche 
innerhalb  des  konventionellen  Kongobeckens  Besitzungen  oder  Protek- 
torate haben,  freigestellt  worden  ist,  innerhalb  ihrer  daselbst  belegenen 
Gebiete,  insoweit  hierzu  eine  Ermächtigung  überhaupt  erforderlich  ist, 
Einfuhrzölle  in  einem  10  Proz.  des  Wertes  gleichkommenden  Be- 
trage zu  erheben,  haben  behufs  gleichmässiger  Regelung  der  Zollerhe- 
bung Verhandlungen  zwischen  den  beteiligten  Mächten  stattgefunden. 
Dieselben  haben  zur  Aufstellung  eines  besonderen  Ta  ri  f  e  s  für  die  öst- 
liche Zone,  sowie  eines  solchen  für  die  westliche  Zone  des  vertragsmäs- 
sigen  Kongobeckens  geführt.  Diese  Tarife  lauten  folgen dermassen  : 
Tarif  der  östlichen  Zone  des  konventionellen  Kongo-Beckens  (5  % 
für  Waffen  und  Munition  10  Vo).  Folgende  Waren  werden  zollfrei  zu- 
gelassen :  die  Maschinen  und  Instrumente,  welche  für  den  Ackerbau  be- 
stimmt sind,  sowie  alle  Materialien  für  den  Bau  und  die  Unterhaltung 
der  Wege,  Pferdebahnen,  Eisenbahnen  und  im  allgemeinen  alle  Trans- 
portmittel. —  Tarif  der  westlichen  Zone  des  konventionellen  Kongo- 
Beckens.  1)  Alle  in  das  westliche  Kongobecken  eingeführten  Waren 
unterliegen  einem  Zoll  von  6  Vo  des  Wertes,  mit  Ausnahme  von  Waffen, 
Munition,  Pulver  und  Salz,  für  welche  ein  Zoll  von  10  °/o  zu  zahlen  ist. 
Für  alkoholhaltige  Getränke  gelten  besondere  Bestimmungen.  2)  Schiffe 
und  Boote,  Dampfmaschinen,  mechanische  Apparate,  welche  der  Indu- 
strie oder  dem  Ackerbau  dienen,  sowie  Werkzeuge  für  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Zwecke  sind  während  eines  vierjährigen,  mit  dem 
Tage  der  Anwendung  des  Zolltarifs  beginnenden  Zeitraums  zollfrei  und 
können  demnächst  einem  Zoll  von  dVo  unterworfen  werden.    3)  Loko- 
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motiveoi  sowie  Eisenbahnwagen  und  Material  sind  während  des  Bauet 
der  Linien  and  bis  zum  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  sollfrei.  Sie 
können  sodann  mit  einem  Zoll  von  3  %  belegt  werden.  4)  Wistenscbaft- 
liche  und  Präzisionsinstrumente,  sowie  die  dem  Gottesdienst  dienenden 
Gegenstände,  Eleidangsstücke  und  Gepäck  für  den  persönlichen  Gebrauch 
der  Reisenden  und  Personen,  welche  sich  im  Gebiet  des  westlichst 
Eongobeckens  niederlassen,  sind  zollfrei.  5)  Der  gegenwärtige  Tarif 
kann  von  Jahr  zu  Jahr  einer  Revision  unterzogen  werden ,  sofern  die 
eine  oder  die  andere  der  kontrahierenden  Mächte  dies  wenigstens  sechs 
Monate  vor  Ablauf  eines  jeden  Jahres  verlangt.  Doch  kann  von  dieser 
letzteren  Befugnis  erst  18  Monate  nach  Anwendung  des  Tarifs  Gebrauch 
gemacht  werden.  —  Falls  ein  Einverständnis  über  die  Bedingungen  der 
Revision  nicht  erzielt  werden  sollte,  so  erlangen  die  beteiligten  Mächte 
das  Recht  der  freien  Festsetzung  des  Tarifs  innerhalb  der  durch  die 
Deklaration  vom  2.  Juli  v.  J.  vorgesehenen  Grenzen. 

Italien.  Gesetz  v.  1.  Juli,  welches  die  Regierung  zur  Gesetz- 
gebung für  die  Kolonie  Er  i  t  r  e a  ermächtigt. 

Portugal.  Freigabe  der  Schiffahrt  auf  demZambesi  und 
dem  S  c  h  i  r  e  für  alle  Nationen  seit  1890. 
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Zur  staatswiBsenschaftUcheii  Würdigung  der  deutschen 
Monarchie  im  Kittelalter  ^). 


Von  Geheimrat  Professor  Dr.  Josef  Ton  Held. 

Aus  dessen  Nachlass  herausgegeben 

▼on  Dr.  Ludwig  HnbertL 


,;Notweiidiflrkeit  Ist  es,  aaf  dem  Rücken 
der  Verganffenhelt  in  stehen,  Freiheit  aber 
ist  es,  von  da  aus  sn  etwas  Vollkomme- 
nerem anfsostelflrsn.'* 

I. 

Die  reine  Patriarchalzeit  der  Germanen  vor  den  Wanderungen  hatte 
erbliche  Stammesführer  und  Häuptlingschaften,  aber  noch  keine  eigent- 
liche Monarchie  hinterlassen.  Erst  die  politisch  siegreiche  Berührung 
mit  der  höheren,  aber  verfallenden  Zivilisation  des  Bömerreiches  und 
die  Christianisierung  hatten  die  Yoranssetzungea  für  die  Bildung  einer 
fester  gefügten  und  schärfer  ausgeprägten  Monarchie  geschafiPen. 

Das  Material  für  die  Ausgestaltung  einer  die  patriarchalische  Stamm- 
herrschaft einer  Familie  überragenden  Monarchie  war  zwar  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  vorhanden  gewesen  ;  denn  es  hatten  germanische  Horden, 
Gefolgschaften  und  Stämme  schon  frühe  den  Römern  gegen  germanische 
Völker  gedient,  die  mannigfaltigsten  Bündnisse  zu  Kriegs-  und  Beute- 
zwecken stattgefunden,  wobei  wieder  näher  mit  einander  verwandte 
Stämme  unter  sich  gegen  ferner  stehende,  mit  einander  nur  fem  ver- 
wandte, ja  selbst  gar  nicht  verwandte  Stämme  gegen  ihre  Verwandten^ 
für  vorübergehende  Zwecke  in  laxen  Formen  sich  vereinigen,  beziehungs- 
weise  auseinandergehen.  Allein  zu  einer  einheitlichen  Verschmelzung 
in  Staat  und  Gesittung  war  es  noch  nicht  gekommen  gewesen. 

Alles  hatte  sich  noch  in  einem  trüben  Flusse  befunden  und  mit 
Ausnahme  der  trotz  mannigfacher  Befehdung  doch  stationär  gewordenen 

1)  V^l.  hiesa  ttber  die  flinf  BotwlokelaDflrsstofen  vod  fünf  Aosdehnnngskrelse 
staatlieher  Bildongen  —  In  der  Ansei flre  von  Lampreeht^s  „Dentsohes  Wirtschaftsleben 
Im  Mittelalter"  Im  Jahrgang  1890  dieser  ZeiUchrlft    Sohäffle. 

Zeltsohr.  t  StaaUw.    1891.  IV.  Heft.  49 
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Volksgemeinden  im  l^orden  Deutschlands  und  in  der  Schweiz,  fehlte 
jede  Bestimmtheit  und  Stabilität  der  politischen  Einheitsformen  um  so 
mehr,  als  Rohheit,  Leidenschaften  und  Not  aller  Art  nicht  nur  nach 
aussen,  sondern  auch  im  Innern  einen  festgeordneten  Zustand  verhinderten. 

Die  Monarchie  war  so  wenig  rechtlich  ausgebildet  gewesen,  wie  die 
Republik.  Die  Bestände  von  Land  und  Volk  waren  infolge  fortwährend 
schwebender  und  wechselnder,  trüb  gemischter  Hoheits-  und  Eigentums- 
begriffe höchst  unsicher,  Religion  und  Sittlichkeit  und  das  ganze  darauf 
ruhende  Recht  durch  den  noch  lange  nicht  beendeten  Kampf  zwischen 
Heidentum  und  Christentum  halt-  und  bodenlos,  und  die  nach  Beendi- 
gung der  Wanderung  und  gelungener  Ansässigmachung  eingetretenen 
neuen  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Zustände  waren  darnach 
angethan  gewesen,  die  grosse  Verwirrung  und  innere  Haltlosigkeit  nur 
noch  zu  steigern. 

Immer  aber  war  durch  die  Ansässigmachung  im  Umkreise  des  ehe- 
maligen römischen  Weltreichs ,  und  durch  die  vielen  und  wichtigen 
neuen  Kulturbeziehungen  zu  festeren  und  besseren  Verhältnissen  die 
Qmndlage  schon  gegeben. 

Deshalb  konnte  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  (5.  bis 
10.  Jahrhundert)  ein  erheblicher  Fortschritt  zu  erster  festerer  BegrOm- 
dnng  monarchischer  Gestaltung  stattfinden.  Für  die  Entwicklung  der 
mittelalterlichen  und  neueren  Staaten  und  für  die  Ausbildung  ihrer 
Staatsformen  dürften  folgende  zwei  grosse  Hauptperioden  unterschieden 
werden  können: 

1)  Die  Periode  Tom  fünften  bis  mm  sehnten  Jalirhiuidert.  Diese 
Epoche  kennzeichnet  sich  in  sittlich  religiöser  Beziehung  durch  die 
Christianisierung  der  leitenden  Völker  (Goten,  Franken),  wobei  das 
kirchliche  und  klerikale  Element  mit  weltlichen  Herrschaftsbestrebnngen 
noch  gar  nicht  oder  nur  wenig  hervortritt ;  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
durch  die  Begründung  fester  Wohnsitze  und  die  überwiegende  Bedeu- 
tung des  festen  Grundbesitzes  und  seiner  Zubehören ;  in  politischer  Be- 
ziehung durch  die  festere  Verbindung  einer  Mehrzahl  von  Stämmen  zu 
einer  höheren  dauernden  Einheit  unter  der  Führung  eines  besonders 
hervorragenden  Stammes  und  seines  Königs  oder  des  ihm  angehörigen 
königlichen  Geschlechtes. 

Durch  den  üebertritt  zum  Christentum  hatte  zwar  der  König  jene 
Weihe  verloren,  welche  das  Heidentum  ihm  wegen  seiner  Abstammung 
von  den  Göttern  gewährte,  dagegen  eine  neue  religiöse  Weihe  durch 
sein  Verhältnis  zur  Kirche  gewonnen.  Seine  Kriegsoberherrlichkeit, 
welche  ihm  nach  gelungener  Ansiedlung  verbleibt,  wird  erhöht  und  ge- 
stärkt durch  die  Notwendigkeit,  für  die  Erhaltung  einer  immer  pre- 
kären Eroberung  vorbereitet  zu  sein;  endlich  musste  ihn  der  nach  Bang 
und  Verdienst  besonders  reichlich  zugefallene  Anteil  an  der  Landbeute 
die  Möglichkeit,  durch  eigenen  Reichtum  und  Macht  einen  grossen  Ein- 
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fluss  zu  ttben,  bedeutend  erhöhen,  und  jedes  dieser  Momente  wirkte 
mannigfach  begünstigend  wieder  auf  die  beiden  andern. 

Was  aber  die  Hauptsache,  es  mussten  die  neuen  Verhältnisse  nicht 
nur  die  alten  Bedürfnisse  wesentlich  modifizieren,  sondern  auch  um  viele 
neue  vermehren,  fQr  deren  Befriedigung  der  König  den  Mittelpunkt  ab- 
giebt.  Je  mehr  es  so  der  König  ist,  in  dessen  Persou  die  erzeugende 
wie  die  erhaltende  Kraft  der  neuen  Zustände  verkörpert  erscheint,  und 
je  weniger  die  hergebrachten  Rechte  der  Stämme  daför  überhaupt  Ord- 
nungen oder  doch  genügende  entsprechende  Ordnungen  enthalten  konn- 
ten, desto  natürlicher  erscheint  es,  dass  der  König  mit  seiner  Autorität 
zur  Ausfüllung  der  bezeichnenden  Lücken,  zur  Veranlassung  der  nö- 
tigsten Reformen  eintreten  musste.  Dies  spricht  sich  auch  aus  in  den 
Begriffen  und  Einrichtungen  des  königlichen  Heer-  und  Gerichtsbanns, 
ersterer  den  Krieg  und  alle  auswärtigen  Angelegenheiten,  letzterer  das 
Innere  und  die  gesamte  Ziviiverwaltung  des  Ganzen  und  um  des  Ganzen 
willen  ,  nach  allen  Richtungen  umfassend.  Dabei  blieben  sowohl  die 
Komitatsverhältnisse,  als  auch  die  Wirkungen  des  genossenschaftlichen 
Verhältnisses  mit  den  Pairs  fortbestehen ,  erstere  in  ein  förmlicheres 
Hof-  und  Feudalwesen  sich  umgestaltend ,  letztere  den  Charakter 
eines  Staatsrats,  eines  Reichstags  oder  allgemeiner  Versammlungen  der 
freien  wehrhaften  Männer  annehmend.  Es  verblieb  den  einzelnen  Stäm- 
men und  Nationen  (Römern)  nur  unter  dem  Vorbehalte  der  Reichsein- 
heit und  des  Gehorsams  gegen  den  Köuigsbann  ihr  eigenes  herge- 
brachtes Recht. 

Verfolgen  wir  den  Lauf  der  Dinge  etwas  näher  bei  den  den  Staat 
und  die  Monarchie  dauernd  begründenden  Franken !  Die  drei  Elemente, 
welche  die  Grundlagen  des  gesamten  damaligen  Lebens  bildeten ,  das 
mit  Augustus  begründete  römische  Universalkaisertum,  das  durch  Kon- 
stantin zur  Anerkennung  gekommene  Christentum  und  das  die  alte  Welt 
überströmende  Germanentum,  waren  unter  sich  so  sehr  verschiedene 
Dinge,  dass  sie  nicht  sehr  geeignet  erscheinen,  als  feste  Grundlagen  für 
die  Gestaltung  von  Staaten  und  festen  Staatsformen,  als  Faktoren  einer 
schleunigen  und  bewussten  neuen  Staatenbildung  zu  dienen.  Nach  der 
Gesamtheit  der  historisch  gegebenen  Verhältnisse  war  ein  Staat  auf  den 
Trümmern  des  römischen  Weltreichs  nur  denkbar  entweder:  als  Produkt 
des  unbedingten  Sieges  eines  der  angegebenen  drei  Elemente  über  die 
beiden  andern,  was  mit  einer  Vernichtung  der  letzteren  ziemlich  gleich- 
bedeutend gewesen  wäre  —  oder:  als  das  Produkt  der  äussern  Ver- 
schmelzung und  innem  Durchdringung  von  allen  dreien  miteinander. 
Wie  vielfache  Neigung  da  war,  den  ersteren  der  beiden  Wege  einzu- 
schlagen und  wieviel  auch  wirklich  in  dieser  Richtung  geschah  —  für 
die  Dauer  war  dies  schon  bei  dem  ziemlich  gleichen  Machtverhältnisse, 
in  welchem  jene  drei  Elemente  zu  einander  standen  ,  nicht  möglich. 
Bald  musste  man  sich  davon  überzeugen,  dass  die  volle  üeberwindung 
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eines  von  ihnen  durch  die  andern  niemals  gelingen  könne,  ond  so  war 
die  bezeichnete  Verschmelzung  das  Ziel,  welches,  mehr  gefohlt  als  ei^ 
kannt,  sich  jedem,  namentlich  aber  den  lätenden  oder  die  Leitung  an- 
strebenden Persönlichkeiten,  als  das  su  verfolgende  aufdrängte.  Die  in 
ihrer  Einheit  und  Organisation  noch  schwache  Kirche  bedurfte  der  An- 
lehnung an  die  römischen  Ordnungen,  der  Unterstützung  durch  die 
germanische  Kraft;  die  Romanen  brauchten  den  Frieden  mit  den  0er- 
manen  und  mussten  darauf  denken,  römische  Ordnung  und  Recht  samt 
der  christlichen  Lehre,  auf  denen  zusammen  ihre  Verhältnisse  beruhten, 
fOr  sich  zu  erhalten  und  ihre  Sieger  dafEir  zu  gewinnen.  Die  Qennanen 
konnten  sich  der  Erkenntnis  nicht  verschliessen,  dass  Christentum  und 
römisches  Wesen  den  Verhältnissen,  in  welche  sie  nunmehr  eingetreten, 
besser  entsprachen  ,  als  das  Recht  und  die  Religion  ihrer  heimatliehen 
Wälder  oder  die  Gewohnheiten  der  Wanderung,  und  dass  selbst  der 
▼olle  Genuss  des  Eroberten  durch  wesentliche  Veränderungen  in  Reli- 
gion und  Recht  wie  durch  einen  freundliehen  Anschluss  an  die  roma- 
nischen Bevölkerungen  bedingt  war.  Der  Glanz  der  Erscheinung  des 
römischen  Kaiserreiches  mnsste  ihren  geistigen  Blick  blenden,  wie  die 
südliche  Sonne  und  die  herrliche  Natur  ihr  leibliches  Auge;  und  die 
blutigen,  finsteren  Waldgötter  passten  nicht  in  die  Sphäre  warmen, 
lichten  Daseins,  reichen  Besitzes  und  lachenden,  mühelosen  Lebensge- 
nusses, für  welchen  unsere  Voreltern  aufs  reichste  ausgestattet  in  die 
Geschichte  eingetreten  sind. 

Allein  dennoch  widerstrebte  jedes  dieser  Elemente  der  Verachmel- 
zung  mit  den  andern  und  zwar  um  so  mehr,  als  in  jedem  derselben 
etwas  lag,  was,  auf  die  unbedingte  Beherrschung  der  übrigen  gerichtet, 
einem  äusseren  Anschmiegen  und  innern  Durchdringung  entgegenstand. 

Faast  man  dabei  vorzüglich  die  Ausbildung  des  Staats  und  der 
Staatsform  ins  Auge,  so  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  neuen  Vei^ 
hältnisse  derselben  in  vielen  Beziehungen    zunächst  ungünstig  waren. 

Um  mit  dem  Christentum  anzufangen,  so  war  dessen  äussere  Dar- 
stellung, die  christliche  Gesellschaft  oder  die  Kirche  weder  mit  ihren 
Grundlagen  fertig,  noch  als  eine  feste  Einheit  organisiert,  noch  in  ihren 
eigenen  Angelegenheiten  unabhängig.  Nach  den  Intentionen  Kon- 
stantins sollte  das  Christentum  eine  Staatsanstalt  sein,  wie  es  das  rö- 
mische Heidentum  gewesen;  sollte  doch  neben  ihm  die  alte  heidnische 
römische  Religion,  deren  Kult  und  das  Pontifikat,  gleichberechtigt  fort- 
bestehen. Die  Frage  über  die  Hauptdogmen  oder  das  allein  gültige 
Sjmbolum  lag  teilweise  noch  in  heftigem  Streite;  die  hierarchische 
Ordnung,  die  Autorität  der  kirchlichen  Obern  oder  die  Verfassung  der 
Kirche  waren  noch  höchst  unvollständig  und  vielfJMh  bestritten;  von 
den  Kämpfen  um  die  massgebende  Gewalt  in  Rom,  den  byzantiniachen 
Ansprüchen  und  dem  Gegensatze  zu  dem  immer  noch  tie&itzenden  ger- 
manischen Heidentum  zu  schweigen« 
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Bei  aller  Herrlichkeit  des  römischen  Wesens  war  es  doch  in  vielen 
Dingen  den  Germanen  fremd  und  unverständlich.  Auch  war  durch  die 
Niederlage  der  römischen  Waffen ,  durch  den  Zusammenbruch  des  rö- 
mischen Staats,  durch  manche  den  Germanen  verächtliche  Züge  römischer 
Entartung  ein  tiefer  Schatten  auf  das  Eömertum  gefallen. 

Die  Bömer  hatten  trotz  ihres  eminent  juristischen  Sinnes  von  allen 
Gegenständen  staatlicher  Ordnung  keinen  mehr  vernachlässigt,  als  die 
einheitliche  Durchbildung  und  Gestaltung  ihres  Staats  und  die  ent- 
sprechende Ausbildung  seiner  Form.  Die  stramme  Stadtstaatsverfassung 
passte  nicht  auf  das  Eeich  und  wurde  durch  die  grosse  Ausdehnung 
des  letzteren  selber  notwendig  gelockert,  während  die  Selbständigkeit 
der  Provinzen  und  die  der  römischen  Stadtverfassung  nachgebildete 
Munizipalverfassung  vieler  grösserer  Städte  keineswegs  unter  den  Ge- 
sichtspunkt einer  gesunden  Dezentralisation  oder  eines  geordneten  Fö- 
deralismus gebracht  werden  kann,  da  einer  solchen  Auffassung  die  un- 
natürlichste Zentralisation  aller  öffentlichen  Gewalt  in  der  Person  des 
Imperators  entgegenstand.  Während  ein  Weltreich,  wie  das  römische, 
eine  monarchische  Einheit  zu  fordern  scheint,  erhielt  sich  trotz  dem 
Imperatorentum  die  ganze  Fülle  der  republikanischen  Einrichtungen 
Roms  als  die  wahre  Verfassung  des  ganzen  Reichs  in  den  Geistern  der 
Römer. 

So  wurden  die  Germanen  durch  die  grossen  Faktoren  ihres  neuen 
Lebens  und  Daseins  keineswegs  sofort  auf  eine  feste  Staatsbildung  und 
klare  Gestaltung  der  Staatsform  hingewiesen.  Dazu  bekümmerten  sich 
die  Christen  der  damaligen  Zeit  um  den  Staat,  ja  um  das  ganze  irdische 
Leben,  um  so  weniger,  als  nach  allgemeinem  Glauben  derselben  der  Un- 
tergang der  Welt  nahe  bevorstand  und  ihr  ganzes  Streben  so  sehr  auf 
den  Himmel  gerichtet  war,  dass  sie  nicht  einmal  an  der  Sklaverei  An- 
stoss  nahmen.  Von  Rom  imponierte  ihnen  nur  die  ungeheuere  Aus- 
dehnung und  Kultur  des  Reiches  und  der  Glanz  der  Imperatoren,  und 
die  Versuche  einzelner  sehr  begabter  germanischer  Stämme,  Rom  in 
dieser  Hinsicht  nachzuahmen  (Goten),  erwiesen  sich  als  undauerhaft, 
weil  verfrüht ;  fallen  daher  ausserhalb  des  Kreises  der  langen  und  grossen 
Entwicklungen,  welche  unter  dem  Vortritt  eines  andern  germanischen 
Volkes  (der  Franken)  sofort  begannen. 

Die  Natur  ,  das  Recht,  die  Gewohnheiten  und  die  Gesamtheit  der 
Ueberlieferungen  der  Germanen  waren  ganz  darnach  angethan,  unter 
den  neuen  Umständen,  die  sich  von  mancher  Seite  hiezu  als  besonders 
günstig  erwiesen,  das  alte  Leben  gleichsam  in  neuer  und  verbesserter 
Auflage  fortzusetzen.  Die  Uebung  der  Waffe,  dieses  unveräusserlichen 
Selbst erhaltungsmittels  wie  Dienst-  und  Ehrenzeichens  des  freien  Mannes, 
zu  Jagd-  und  Kriegszwecken,  blieb  jetzt  erst  recht  dessen  einzige  Be- 
schäftigung. Die  eigentliche  friedliche  Kulturarbeit,  Ackerbau  und  In- 
dustrie ,  sowie  was  von  Kunst  und  Wissenschaft  übrig,   blieb  als  eine 
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untergeordnete  Thätigkeit  die  Aufgabe  der  Romanen  und  des  Elenu. 
Man  liebte  es  nnr,  sich  mit  deren  Ermngenschafken  sa  zieren  nnd  das 
Leben  in  voller  Freiheit  immer  materialirtiBch  genuttreicber  aussostatten. 
Alles  drehte  sich  zwischen  roher  Gewalt  und  zögellosem  Genuss.  Die 
Beste  des  Heidentums  nnd  deren  Macht  zeigte  sich  in  der  Kraftlosig- 
keit der  neuen  Religionsanschauungen.  Daher  die  Wildheit  der  Ver- 
brechen, die  Rohheit  des  Lebensgenusses,  äusserer  Formendienst  mit 
innerer  ünchristlichkeit,  mit  Aberglauben  und  Furcht.  Daher  auch  die 
Beispiele  einer  extremen  Asketik,  die  durch  nnnatfirlicbe  Entsagung 
selbst  der  natarliohsten  Genüsse  das  frohere  üebermass  anszngleichen 
suchte ;  daher  jene  oft  grenzenlose  Freigebigkeit  gegen  die  Kirche,  na- 
mentlich auf  dem  Todesbette,  um  den  verwirkten  Strafen  des  Fegfeuers 
und  der  HOlle  zu  entgehen. 

Die  grossen  Landanteile,  welche  den  Mitgliedern  des  siegreichen 
Stammes  in  den  weiten  eroberten  Ländern  zugefallen  waren  und  auf 
denen  nunmehr  mit  ihre  neue  Stellung  beruhte,  sollten  sie  zu  Säulen 
machen  für  die  neuen  Gesellschafts-  und  Machtgebäude  {in  terram  m- 
ticam  femina  tum  succedit) ,  dienten  aber  zugleich  dem  alten  Freiheits- 
und Isolierungstriebe  zu  dauerhafter  und  fordernder  Grundlage.  Jede 
solche  terra,  welche  durch  die  Zugehörigkeit  der  darauf  wohnenden  Ro- 
manen und  Unfreien  zu  einer  fSrmlichen  Herrschaft  wurde ,  gestaltete 
sich  zu  einem  sicheren  Sitz  der  alten  Rechte  und  Sitten,  zu  einer  Barg 
des  zentrifugalen  in  kleinen  gesellschaftlichen  Gebilden  sich  ge&Uenden 
Geistes. 

Es  kommt  noch  dazu,  dass  bei  der  Kriegslust  der  Germanen,  bei 
den  ewigen  Rechtskollisionen  unter  sich  selbst,  und  bei  der  durch  die 
Entfernung  des  Königs  und  ünfertigkeit  des  Elechts  stets  vorhandenen 
Gelegenheit  zur  Selbsthilfe  ein  eigentlicher  Friedensstand  unter  den  Ero- 
berern nicht  gegeben  und  jeder  wirklich  immer  auf  die  Behauptung 
seines  Besitzes  durch  Waffengewalt  angewiesen  war. 

So  stimmt  alles  zusammen,  um  die  ersten  politischen  Schöpfungen 
oder  Staatsstiftungen  der  Germanen  als  sehr  problematische  Einheiten 
und  die  Ausbildung  der  Form  dafür  als  etwas  untergeordnetes  —  das 
Ganze  mehr  als  eine  Art  von  Föderation  denn  als  ein  staatlieh  geei- 
nigtes  Gemeinwesen  erscheinen  zu  lassen.  Wie  notwendig  und  natfir- 
lich  dies  alles  nach  den  gegebenen  Umständen  gewesen,  beweist  auch 
der  Gang,  den  die  weitere  Entwicklung  eingeschlagen  hat  und,  sagen 
wir  es  entschieden,  nach  allen  vorhandenen  Verhältnissen  und  wirksamen 
Faktoren  auch  einschlagen  musste. 

Denn  nicht  nur  die  unvermeidliche  Ausbildung  der  christlichen  Ge- 
sellschaft zu  einer  äusseren  sichtbaren  und  organisierten  Gemeinschaft 
der  Gläubigen,  sondern  auch  das  naturnotwendige  Bestreben  der  christ- 
lichen Kirche,  jene  äusseren  realen  Machtmittel  zu  gewinnen,  wodurch 
sie  allein  im  stände  war,  die  ihr  unentbehrliche  Selbständigkeit  zu  er- 
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langen  und  ihre  grosse  Eulturaufgabe  in  so  gewaltthätigen  Zeiten  zu 
erfüllen  —  führte  dazu,  gleichsam  zwei  sich  feindlich  gegenüberstehende 
Welteik  oder  Reiche  anzubahnen  und  auf  diese  Weise  den  Menschen 
und  die  Menschheit  zu  zerreissen,  was  einen  ewigen  Kampf  hervorrufen 
musste,  der,  in  jedem  Einzelnen  wütend,  auch  in  der  Oesellschaft  Ge- 
gensätze erzeugte,  und  bei  der  geringen  und  selbst  hier  nur  durch  die 
Uebermacht  veranlassten  Nachgiebigkeit  beider  Gebiete,  wie  bei  dem 
selbetverständlichen  Mangel  einer  sie  gemeinsam  beherrschenden  höheren 
irdischen  Autorität  jeder  tieferen  Ausgleichung  entbehrte. 

Auch  der  Eintritt  in  die  Nachfolge  der  römischen  Imperatoren, 
durch  das  Patriziat  über  Rom  seit  Jahrhunderten  vorbereitet  und  durch 
die  Krönung  Karls  des  Grossen  als  Imperator  im  Dezember  799  voll- 
zogen, hatte,  wie  logisch  und  natürlich  auch  diese  Schritte  waren,  doch 
gerade  für  ein  Hauptmotiv  derselben,  für  die  Ausbildung  einer  staat- 
lichen Einheit  und  der  entsprechenden  Form  dafür,  verhängnisvolle 
Folgen.  Karl  der  Grosse  hatte  gewiss  die  Idee,  die  bezeichneten  drei 
Gmndelemente  der  neuen  Welt  harmonisch  zu  einigen  und  eine  diesem 
grossen  Zwecke  dienende  Ausgleichung  von  Freiheit  und  Ordnung  herbei- 
zuführen. Er  sorgte  nach  Kräften  für  die  Macht  und  Dauer  seiner  Dy- 
nastie; seine  Gesetzgebung  erstreckte  sich  ebenso  auf  eine  durchgrei- 
fende einheitliche  Organisation  des  Reiches,  wie  auf  die  Sittlichkeit, 
dfe  Religion  und  alle  kirchlichen  Institutionen.  Die  wirtschaftlichen 
Interessen  vom  grössten  bis  ins  kleinste,  Heerstrassen  und  ihre  Sicher- 
heit, Landwirtschaft  und  Industrie,  Wissenschaft  und  Kunst  nahmen  in 
hohem  Grade  seine  Vorsorge  in  Anspruch.  Die  Schonung  der  Stammes- 
eigentümlichkeit, eine  kluge  Dezentralisation,  die  häufige  Abhaltung 
von  Hof-  und  Reichstagen  beurkunden  sein  Bestreben,  die  Anforderungen 
der  Freiheit  mit  denen  der  Einheit  auszugleichen,  seine  Gerichtseinrich- 
tungen, die  Absicht,  jedes  Recht  gegen  Willkür  zu  schützen,  und  die 
bei  ihm  scharf  hervortretende  Scheidung  von  öffentlichen  oder  Reichs- 
und persönlichen  oder  rein  dynastischen  Angelegenheiten,  das  Ausein- 
anderhalten von  Reichs-  und  Privatkriegen ,  von  Staats-  und  Hausgut, 
zeugen  von  der  Gewissenhaftigkeit,  mit  welcher  er  seine  politische  Stel- 
lung auffasste.  Aeusserlich  und  nur  seine  Regierungszeit  betrachtet, 
scheint  sein  Streben  auch  mit  grossem  Erfolge  begleitet  gewesen  zu  sein. 

und  doch  liegt  seine  Grösse  nicht  im  Vollbringen,  sondern  in  seinen 
Ideen  und  in  der  Kraft,  mit  welcher  er  deren  Erfüllung  anstrebte.  Die 
Geschichte  beweist,  dass,  wie  viel  er  zu  besseren  Entwicklungen  in  Eu- 
ropa beitrug,  doch  seine  Reichseinheit  der  innern  Dauerhaftigkeit,  seine 
Ordnung  der  Reichsform  des  staatlichen  Charakters  entbehrte,  ßei  aller 
sittlichen  und  politischen  Hochhaltung  des  Christentums  fasste  Karl  der 
Grosse  das  politische  Verhältnis  der  Kirche  in  seinem  Reiche  doch  mehr 
im  Sinne  Konstantins  als  in  dem  der  Kirche  selbst  auf.  Sie  war  ihm 
eine,  wenn  auch  hochwichtige  Anstalt  seines  Reiches  und  das  Christen- 
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tum  nicht  das  im  MenscheD  selbst  auf  Grund  mübeeamer  innerer  An- 
eignung sich  frei  ToUziehende  höchste  Sittlichkeitsgebot,  sondern  ein 
m&chtiger  politischer  Hebel  för  seine  Schöpfung. 

Bei  der  Vielgestaltig^eit  des  Reichs,  bei  der  Zentrifagalitii  seiner 
Teile  und  bei  der  sittlichen  ZQgellosigkeit  seiner  Glieder  kennte  diess 
AufiPassung  in  der  Kirche  selbst  und  also  auch  im  Reich«  onmöglicfa 
Anerkennung  und  Bestand  finden.  Wie  z.B.  auch  die  Chnstianisiemng 
der  Sachsen  lunftchst  eine  politische  Notwendigkeit  und  Bur  eine  Fracht 
der  fürchterlichsten  Kriege  war,  so  beruhte  auch  sein  Verhältnis  cur 
Kirche  auf  deren  Schwäche  und  seiner  alles  fiberragenden  persönlichen 
Grösse  und  Macht  und  fiel  notwendig  mit  ihr.  Impeiinm  und  Weltreich 
aber  stellte  seine  königlich-kaiserliche  Majest&t  auf  eine  ideale  Höhe, 
welche  Minderbegabte,  Mindermächtige  nicht  zu  behaupten  vennochten 
und  schufen  scheinbar  reale  Unterlagen  fflr  die  Entwicklung  eines  neuen 
Staates,  welche  yiel  zu  schwankend,  zu  wenig  homogen  und  zu  ausge- 
dehnt waren,  als  dass  sie  geeignet  gewesen  wären,  den  ohnehin  so 
schweren  und  doch  unentbehrlichen  inneren  Durchbildungsprozesi  zn 
fördern. 

So  geriet  er  wohl  selbst  in  manche  grosse  Widersprüche.  Er  hat  von  dem 
Kaisertum  die  erhabenste  Idee  und  ordnet  sogar  nach  üebernahme  des- 
selben ffir  das  ganze  Kaiserreich  einen  neuen  allgemeinen  Huldigongs- 
eid  an.  Aber  er  kann  oder  will  für  die  Fortsetzung  desselben  nach 
seinem  Tode  keine  Anordnungen  treffen  und  das  einzige,  was  er  ftr 
diese  Eventualität  thut,  ist,  abgesehen  von  einer  Anordnung  fiber  die 
Sucoession  in  seinen  Privatnachlass  und  dte  zum  Reich  gehörigen  Sachen 
seines  Besitzes,  die  Bestimmung  eines  Teilungsplanes  f&r  das  Reich, 
dessen  Verwirklichung  nur  die  Vorsehung  hinderte^  Er  tritt  dem  Par- 
tiknlarismus  entgegen,  wie  den  Standes priyilegien;  aber  er  kann  nicht 
umhin,  durch  Berfickuchtigung  der  Stammesfilrsten,  durch  reiche  lehen- 
weise Verleihungen  und  Mehrungen  des  Kirchengnts  die  einheitsfeind- 
lichen Faktoren  zu  stärken. 

Nach  ihm  zerfällt  die  Beichseinheit  und  entartet  seine  Verwaltongs- 
organisation.  Die  durch  keine  starke  Hand  mehr  gezfigelten  wilden 
Leidenschaften  wüten  entfesselt  durch  die  nächsten  Jahrhunderte,  um 
seinen  stolzen  Bau  bis  auf  die  Fundamente  zu  zerstören  und  dem  alten 
Sondertriebe  durch  eine  Menge  zuftlliger,  schnell  wechselnder,  inna-lioh 
meist  haltloser  Gestaltungen  neuen  Spielraum  zu  schaffen,  bis  endlich 
die  Elemente,  Gebiete  und  Sprachen  sich  scheiden,  und,  wenn  aoeh  im 
fortwährenden  Kampf  erprobte,  und  vom  Glück  begfinstigte  Kräfte  zn 
den  Anfängen  natflrlicherer  und  festerer  Gestaltungen  gelangen.  Dies 
fährt  uns  in  die  zweite  Periode. 

2)  Die  ftweile  Periode  des  Miitelaltera  reicht  vom  Ausgang  des 
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elften  bis  211m  Ende  des  filnfiehnten  oder  Anfang  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts. 

Sie  umschliesst  also  die  Periode  der  grossen  Eaiserdynastien  bis  bq  den 
grossen  Entdeckungen,  bis  znm  Beginn  der  Reformation  und  zur  AasbiU 
dnng  des  staatlichen  Fürstentums.  Sie  charakterisiert  sich  in  der  ersten 
Hälfte  durch  die  ausgeprägte  Doppelnatnr  des  deutschen  Königtums 
(fränkisches  Recht)  nnd  des  römischen  Kaisertums  (römisches  Recht), 
also  eines  nach  deutschen  Rechtsanschauungen  höchst  beschränkten  Kö- 
nigsrechtes fiber  Deutschland  und  eines  absolut  unbeschränkten  Impe- 
ratorenrechtes  über  die  ganze  Welt  (Deutechland  und  Rom  einschliess- 
lich), ein  Gegensatz  für  den  bei  der  Vereinigung  in  einer  Person 
keine  Ausgleichung  denkbar  war  und  durch  den  die  prinzipielle  innere 
Zerrissenheit  der  Stellung  der  deutschen  Könige  und  römischen  Kaiser 
allein  schon  klar  ist.  Darum  sehen  wir  auch,  dass  sich  die  grössten 
Kaiser  in  Italien  um  ihre  römisch-kaiserliche,  in  Deutschland  um  ihre 
deutsch-königliche  Stellung  her  umkämpften,  nnd  dass  dort  die  germa- 
nischen Elemente  gegen  seine  römischen  Prätentionen  ebenso  im  Felde 
standen,  wie  in  Deutschland. 

Ein  zweiter  charakteristischer  Zug  ist  die  schon  in  der  vorigen 
Periode  angedeutete,  nun  aber  herausgebildete  Dualität  der  Welt  in  den 
Formen  des  Kaisertums  und  Papsttums  nnd  der  heisse,  von  beiden  Teilen 
mit  jedem  Mittel  geführte  Kampf  um  den  Vorrang,  wobei  jedoch  nach 
dem  Geiste  der  Zeit  die  theologischen  Formen  und  die  theokratische 
Richtung  vorherrscht  und  den  wissenschaftlichen  und  politischen  wie 
sozialen  nnd  wirtschaftlichen  Bewegungen  den  Stempel  aufdrückt,  ohne 
verhindern  zu  können  ,  dass  alles  Geistige  eine  politisch-weltliche  Mo- 
difizierung nnd  Richtung  findet. 

Charakteristisch  ist  femer,  und  zwar  in  wirtschaftlicher  Hinsicht,  für 
die  erste  Hälfte  dieser  Periode,  die  sich  in  ihr  vollziehende  Verwandlung 
des  freien  Grundbesitzes  und  der  persönlichen  Freiheit  in  feudalen  Grund- 
besitz und  Vasallentum,  woran  sich  eine  neue  Ständeeinteilung,  näm- 
lich die  in  Ritter  nnd  Bauern,  in  Privilegierte  und  Nichtprivilegierte, 
und  die  Entstehung  eines  neuen,  des  dritten  Standes,  der  Stadtbürger, 
anschliesst.  Die  in  Mitte  aller  dieser  sich  anziehenden  und  abstossenden 
Elemente  nicht  mangelnden,  nach  Gestaltung  von  Einheiten  und  Formen 
mit  staatlichem  Charakter  ringenden  Kräfte  gingen  teilweise  in  diesem 
Kampfe  unter,  teilweise  erst  ans  ihm  hervor  nnd  wurden  dann  immer 
wieder  aufs  neue  von  ihm  ergriffen. 

Schon  ganz  von  unten  herauf  suchte  jeder  Stärkere  den  Schwä- 
cheren sich  zu  unterwerfen ,  aus  mehreren  kleineren  zur  selbständigen 
Existenz  nicht  befähigten  grössere  und  lebensfähige  Gesamtheiten  zu 
bilden.  Es  war  ein  förmliches  Strebertum  nach  Land  und  Herrschaft, 
nach  Vergrösserung,  ein  Gründertum  für  politisch  selbständige  Exi- 
stenzen.   Und  was  da  neu  znsammengeschweisst  worden,  hatte  noch 
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weniger  einen  Oemeinrinn  wie  die  ganze  Nation  «chon  einen  nationalen 
oder  ihre  Stämme  noch  einen  eigentlichen  Stammsinn.  Im  Gegenteiie 
trots  der  ftnaserliehen  Einigung  atienen  sie  sich  nur  am  so  ach&rfer  ab, 
und  der  Mangel  von  lebendigen  Yerkehrsbedürfnissen  and  bequemeren  Yer- 
kehrsmitteln  f(5rderte  den  tief  begründeten  Isolierungsdrang  bis  in  die 
kleinsten  Zusammengehörigkeiten  herab. 

Gewalt  und  Vertrag,  jede  Art  priyatrechtlicher  Erwerbetitel,  wie 
Erbschaft,  Tansch,  Kauf,  Verpfändung,  Heirat  wurden  zu  neuen  Erwer- 
bungen benutzt  und  alles  so  Erworbene,  einschliesslich  einer  etwaigen 
ehemaligen  aber  unterdessen  entarteten  Amtsgewalt,  zu  einem  einheit- 
lichen Machtgebilde  von  zwei  felhaftem  rechtlichem  Charakter  Tereinigt, 
dessen  freilich  oft  nur  oberflächlich,  nur  personaliter  unierte  Teile  sich 
unter  einander  feindlicher  gegenüberstanden,  als  einem  fremden  Herr- 
sch aflsgebilde. 

Derselbe  Bechtsgedanke,  der  in  Verbindung  mit  der  Thatsache  des 
Erwerbs  oder  der  Begründung  der  SohOpfung,  die  Succession  in  dieeelbe 
als  den  Orund  und  Boden,  in  welchem  die  Dynastie  wurzelte,  bestimmte, 
nämlich  der  der  patrimonialen  Geblütsfolge,  wurde  nach  und  nach  und 
zwar  unter  fortgesetzter  Abschwächung  des  Wahl-  oder  Zustimmungs- 
moments  die  Grundlage  aller  Succession  in  Land  und  Leute.  Es  war 
dies  um  so  natürlicher,  als  dabei  niemand  an  ein  rOmisch-civilisti- 
sches  Eigentum  dachte,  vielmehr  der  dem  deutschen  Grundeigentums- 
und  Immobiliarsuccessionsrechte  zu  Grund  liegende  politische  Charakter 
zur  Geltung  kam.  Freilich  fehlte  es  auch  diesen  Verhältnissen  an  der 
nötigen  Klarheit  und  Konsequenz. 

Auf  der  einen  Seite  sprach  man  von  den  landesherrlichen  oder  lan- 
desväterlichen Pflichten ;  auf  der  andern  Seite  teilte  man  Länder  und 
Würden  ins  Unendliche  und  während  man  sich  gelegentlich  auf  das 
deutsche  politisch  geartete  Recht  und  Gewohnheit,  wie  sie  Ton  Alters 
hergebracht,  bezog,  scheute  man  sich  nicht,  das  römische  private  Recht 
zu  Gunsten  fortgesetzter  Teilungen,  d.  h.  im  Dienste  privatrechtlicher 
Interessen,  zur  Hilfe  zu  rufen. 

Sowohl  in  den  grösseren  staatlichen  Gebilden  als  auch  in  den  klei- 
neren territorialen  Herrschaften,  die  nach  Selbständigkeit  strebten,  war 
der  Gedanke  einer  staatlichen  Einheit  noch  schwach  genug,  die  Form 
dafUr  mangel-  und  fehlerhaft  und  vor  einer  Menge  in  kleineren  ELechts- 
kreisen  bestehende  Freiheiten  ein  starker  Rechtsschutz  der  Freiheit  über- 
haupt nicht  gegeben. 

Am  meisten  fallen  jedoch  die  Schvnerigkeiten  au^  welche  es  hatte, 
mit  der  Einheit  und  Form  der  monarchia  im  Sinne  des  Mittelalters  oder 
der  Weltherrschaft,  dargestellt  in  der  Dualität  von  Kaisertum  und  Papst- 
tum und  eines  weltlichen  und  geistlichen  Rechts.  Jedes  tou  diesen 
beiden  hatte  nämlich  das  natürliche  Streben  nach  Alleinherrschaft,  nach 
Beherrschung  über  das  andere,  und  den  damaligen  Verhältnissen  gemäss 
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80  viel  mit  sich  selbst  und  mit  dem  andern  zu  thun,  dass  alle  unter- 
geordneten Verhältnisse  id  est  Staatenbildungsbestrebungen  in  die  Kämpfe 
derselben  gezogen  und  von  ihnen  influiert  werden  mnssten. 

Bei  dem  Kaisertum  und  bei  den  Faktoren  seiner  Politik  handelte 
es  sich  um  das  Streben,  die  kaiserliche  Würde  erblich  zu  machen,  und 
die  entgegenstehenden  Kräfte  der  Kirche  und  der  Welt  zu  überwinden, 
ein  Bestreben  ,  welches  durch  die  thatsächlichen  Erfolge  dreier  grosser 
Kaiserdynastien  siegpreioh  und  gerechtfertigt  erschien.  Es  handelte  sich 
namentlich  um  die  Beseitigung  des  alten  deutschen  Wahlelements  bei 
Thronwechseln,  um  dieüeberwindung  der  kirchlich-politischen  Ansprüche 
des  päpstlichen  Stuhles  und  der  aus  der  Nichterblichkeit  des  Primats 
und  des  römischen  Imperatorentums  gezogenen  Analogie.  Die  gesetz- 
liche Erblichkeit  des  Kaisertums  —  thatsächlich  ist  bekanntlich  lange 
in  dem  rOmisohen  Imperatoren  tum  ein  dynastischer  Zug  unverkennbar 
—  wäre  eine  durch  keines  der  drei  historischen  Elemente  der  Zeit  zu 
begründende  Neuerung  gewesen,  welche  alle  lebenden  Interessen  und 
Richtungen  aufs  tiefste  hätte  ergreifen  und  verletzen  müssen. 

Dagegen  war  für  den  Erwerb  der  päpstlichen  Würde  überhaupt 
nur  ein  Rechtstitel,  der  der  Wahl,  möglich.  Die  rechtliche  Ordnung 
dieser  Wahl  erscheint  demnach  als  das  erste  Postulat  des  Papsttums, 
wenn  man  es  im  Zusammenhange  mit  jenen  Zeiten  betrachtet.  Diese 
rechtliche  Ordnung  war  aber  selbst  nach  Gregor  VII.  noch  oft  bestritten 
und  wahrscheinlich  wurde  die  Streitfrage  über  das  Recht  des  Kaisers 
bei  der  Papstwahl  oder  des  Papstes  bei  der  Kaiserwahl  formell  niemals 
auf  eine  beide  Teile  bindende  Weise  endgültig  entschieden.  Rechnet 
man  dazu,  dass  auch  damals  schon  über  das  Verhältnis  des  Episkopats  und 
der  Konzilien  zum  Primat  heftiger  Streit  stattfand,  in  welchem  wiederum 
die  Ansprüche  des  Kaisertums  hineinspielten,  so  erkennt  man  leicht, 
dass  es  mit  diesen  beiden  Einheiten  bezw.  mit  der  Welteinheit  und  mit 
der  Ausbildung  ihrer  Formen  Übel  genug  aussah. 

Starke  Kaiser  waren  stets  geneigt,  die  Kirche  nach  der  Art  von 
Konstantin  oder  Karl  dem  Grossen  zu  betrachten,  und  dies,  wie  sehr 
sich  auch  alles  geändert  hatte,  juristisch  zu  begründen  nicht  in  Verle- 
genheit. Auf  der  andern  Seite  wollte  der  Papst  im  Kaiser  nur  den 
ihm  kraft  göttlichen  Rechtes  zu  unbedingtem  Gehorsam  verpflichteten 
Christen  sehen  und  ignorierte  die  öffentliche  Pflichtstellung  desselben 
in  der  irdischen  Welt. 

Dem  Absolutismus  und  üniversalismus,  welche  Kaiser  und  Papst  in 
den  beiden  Welten  als  ihr  göttliches  Recht  beanspruchten,  und  dem 
Gewaltsunterwerfungsprinzip  der  Fürsten  gegenüber  lebte  in  Rom  und 
in  den  genugsam  starken  Städten,  namentlich  in  Deutschland  und 
Italien,  etwas  von  der  alten  volksgemeindlichen  Staatsidee  fort  oder 
vielmehr  wieder  auf.  Nicht  die  Trennung  vom  Papst  nnd  Kaiser,  wohl 
aber    die  Freiheit  von   der  Anwendung   der  bezeichneten  Herrschafts- 
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priüBipien  war  der  Trieb  nnd  das  Ziel  ihres  kommunalen  Lebens.  Aber 
90  mftehtig  und  natarlich  erscheint  doch  der  Gedanke  der  monarehischen 
Gebartsfolge  ,  dass  wir  gerade  in  den  glänzendsten  Tagen  der  mittel- 
alterlichen Stadtstaaten  die  gesamte  öffentliche  Gewalt  in  der  Hand  je 
eines  Mannes  sehen,  der,  besonders  in  Italien,  hie  nnd  da  mit  dauern- 
dem Erfolg,  dasn  gelangte,  seinen  Kachkommen  auch  rechtlich  eine 
Herrschaft  80  sichern,  die  darum  nicht  weniger  eine  monarchische  war, 
weil  man  sie  nicht  so  nannte. 

Finden  wir  nun  in  dieser  Zeit  schon  die  festen  Kerne,  aus  welchen 
nach  und  nach  unter  den  schwersten  E&mpfen  die  neuen  Staaten  heraus- 
wuchsen, so  war  es  nicht  mehr  das  altgermanische  StammfÖrstentom, 
auch  nicht  der  alte  fränkische  EOnigsbann,  sondern  die  Landes-  oder 
Gutsherrlichkeit  über  eine  ans  rechtlich  sehr  Terschieden  gearteten 
Teilen  zusammengesetzte  reiche  nnd  Tererbliohe  Domäne,  an  welche  sich 
die  Neubildungen  anschlössen.  Diese  zu  sichern,  zu  Termehren,  alles 
in  deren  Kreis  zu  ziehen  und  unter  den  domanialen  Charakter  zu  stellen, 
erschien  demnach  natnrgemäss  als  die  Hauptaufgabe  fftr  Bestand  und 
Zukunft  der  Dynastien. 

Man  mochte  sich  zu  diesem  Zweck  je  nach  Umständen  und  wech- 
selnd des  Papstes  und  des  Kaisers  bedienen  —  aber  immer  nur  in  der 
Absicht,  sich  von  den  Einwirkungen  ihrer  Herrschaftsprinzipien  frei  zu 
halten.  So  erklärt  sich  das  Bestreben  der  Kaiser,  abgesehen  von  einigen 
Idealisten,  ihr  Hausgut,  das  der  Päpste,  das  pairimomMm  Petri,  das  der 
italienischen  und  deutschen  Landherm,  ihre  Erbbesitcnngen  ,  dae  der 
Könige  von  Spanien ,  England  und  Frankreich,  ihr  Krongnt  zu  mehren, 
als  Pflege  zeitgemässer  Mittel  zur  Begründung  staatlicher  Einheit  nnd 
Macht  wie  einer  dauernden  Staatsform. 

Die  zweite  Hälfte  dieser  Periode  zeigt  vor  allem  eine  gewisse  Ab- 
nahme oder  Erlahmung  der  Schärfe  und  der  Kraft  der  bezeichneten 
Gegensätze  als  notwendige  Folge  der  langen  und  heiasen  Kämpfe,  eine 
erkleckliche  Abkahlung  der  Ideen,  welche  die  frflheren  Jahrhunderte 
beherrschten. 

Man  fing  an  zu  erkennen,  wie  viel  üngeistlichee  in  dem  geistlichen 
Reiche  des  Papsttums,  wie  vieles  in  dem  weltlichen  Reiche  des  Kaiserz 
war,  was  sich  von  den  gewöhnlichsten  Bestrebungen  der  Zeit  nur  durch 
eine  gewisse  äussere  Grösse  und  ümfänglichkeit ,  nicht  durch  seinen 
innern  Charakter  unterschied.  Kaisertum  und  Papsttum  selbst  erkannten, 
dass,  wenn  sie  sich  auch  nie  im  Prinzip  zu  einigen,  nie  eines  das  andere 
im  Interesse  einheitlicher  Weltherrschaft  sich  unterzuordnen  vermochte, 
nie  eine  alle  Kollisionen  ausschliessende  Trennung  besonderer  Machi- 
gebiete  fftr  sie  zulässig,  doch  die  Fortsetzung  des  Kampfes  in  der  bis- 
herigen Weise  beiden  gleich  nachteilig  werden  musste ,  ja  eine  solche 
bei  der  Veränderung  der  herrschenden  Ideen   nachgerade  unxn5glioli 


Digitized  by  VjOOQIC 


Dr.  L.  Hubert] :  Zur staatswisaensohaftl. WQrdigang  d.  d.  Monarchie  etc .  773 

war.  So  entstand  zwischen  ihnen  ein  minder  streitbares  und  kühleres 
Verhältnis. 

Man  begann,  kritische,  prinzipielle  Fragen  fiber  die  Suprematie 
und  deren  Folgen  za  übergehen,  die  ToHendeten  Thatsachen,  wenn  aach 
unter  Protest  hinzunehmen.  War  doch  jedes  von  beiden  in  seinem  ei- 
genem Gebiete  hinreichend  in  Anspruch  genommen ;  das  Papsttum  durch 
die  Ge£ahren  des  Korans,  der  Olaubensspaltong  und  des  Abfalls;  das 
Kaisertum  durch  die  fortwährende  Abnahme  seiner  innern  Kraft  und 
durch  die  Bildung  selbständiger  m&ohtiger  Nationen,  welche  sich  nicht 
nur  seinem  Machtkreise  entzogen,  sondern  auch  sieh  darüber  zu  erheben, 
den  bisherigen  Schwerpunkt  der  Welt  zu  verrücken  trachteten.  Der 
immer  mehr  erblassenden  Reichsidee  gegenüber  steigt  aus  der  allge- 
meinen Verworrenheit  der  Zustände  in  fürchterlicher  Grossartigkeit  die 
nationale  Staatsidee  hervor,  von  mächtig  gewordenen  Dynastien  ge- 
tragen, entschlossen,  mit  allen  Mitteln  den  Entecheidungskampf  gegen  alles 
Widerstrebende,  Feudalität,  Klerikalismus,  kommunale  Selbständigkeit 
und  jede  Art  von  Partikularismus   zu  übernehmen  und  durchzuführen. 

Das  ganze  Leben  der  Nationen  soll  seine  Einheit,  sein  Wollen  und 
Vollbringen  in  der  Person  ihrer  Könige,  seine  Kontinuität  in  der  Nach- 
folge seines  Geblüts  finden.  Der  König  hat  nicht  mehr  seinesgleichen 
(paira)  im  Lande;  die  Privilegien  der  Landesteile  können  wenigstens 
gegen  die  Einheits-  oder  dynastischen  Interessen  nicht  weiter  in  Betracht 
kommen  ;  kein  Standesvorrecht  verhindert  die  Konsequenzen  der  könig- 
lichen Unterthansohaft.  Alle  Gerichtsbarkeit  geht  nur  vom  König  aus 
und  zu  ihm  zurück.  Die  Universalität  der  Kirche  erhält  sich  nur  für 
die  Dogmen  und  durch  Konzessionen  an  die  nationale  Eigenart  oder, 
was  nun  dasselbe,  an  das  königliche  Recht  (repcUe).  Die  Städte,  lange 
der  erfreulichste  Punkt  in  dieser  traurigen  Zeit,  erkaufen  die  Erhaltung 
des  Rechts  ihrer  Selbständigkeit  durch  Unter-  und  Einordnung  in  das 
Ganze  und  reiche  Geldleistungen. 

Der  Kaiser,  als  königlicher  Landesherr  in  seinen  Erbstaaten,  wurde  in 
dieser  Eigenschaft  selb  st  zum  gefährlichsten  Gegner  der  kaiserlichen  Gewalt 
und  überwiegende  Sympathien  derselben  mit  ihren  ausser  Deutschland  ge- 
legenen Interessen  trugen  ,  wie  die  Opposition  gegen  den  italienischen 
Romanismus,  in  allen  Ländern,  so  besonders  in  Deutschland,  zur  Er- 
wecknng  und  Steigerung  der  für  die  politische  Gestaltung  des  Ganzen 
freilich  noch  lange  unfruchtbar  bleibenden  nationalen  Gefühle  bei.  Fa- 
milienverträge, Hausgesetze  u.  dergl.  m. ,  wenn  auch  zunächst  auf  den 
Glanz  und  die  Macht  der  Dynastien  berechnet,  beseitigen  sowohl  die 
Teilungen  der  Länder  nach  patrimonialen  oder  zivilrechtlicheu  Grund- 
sätzen, wie,  in  Verbindung  mit  einem  stehenden  Beamtentum  und  den 
Haustruppen,  den  Einfluss  der  Wahl  der  Grossen  auf  die  Succession  der 
Geblütsfolge.  Und  während  die  goldene  Bulle  mit  der  Wahl  der 
deutschen  Fürsten  als  alleinigen  Reohtstitel  für  das  Kaisertum  die  Un- 
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abh&ogigkeit  dieser  Nachfolge  yom  päpstlichen  Stuhl  sagleich  auch  die 
Ohnmacht  des  Kaisertuma  far  alle  nodi  folgenden  Zeiten  grondgeeetfl- 
lich  feststellte,  machte  sie  die  Unteilbarkeit  der  wichtigsten  deutschen 
Territorien,  die  der  weltlichen  Kurfürstentamer  auch  von  Todeswegen, 
und  deren  Vererbung  nach  Primogenitnrrecht  zum  ausnahmslosen  Prinzip. 
Allenthalben  bricht  der  staatliche  Gedanke  m&chtig  hervor  und  es  ent- 
steht nun  der  Kampf  swischen  historischem  Recht  und  Bedürfnis  der 
Gegenwart,  zwischen  Beschränkung  und  Absolutismus  der  königlichen 
Gewalt,  zwischen  patrimonialer  und  politischer  Auffassung  derselben  — 
alles  innerhalb  der  Einzelstaaten. 

Seheint  sich  auf  diese  Weise  der  Blick  nach  innen  wie  nach  aussen 
verengert  zu  haben,  so  fand,  namentlich  gegen  Ende  der  Periode,  manche 
sehr  bedeutungsvolle  Erweiterung  desselben  statt.  Bie  Kritik,  wenn 
auch  durch  das  absolute  Fürstentum  beschränkt,  empfing  in  der  Oppo- 
sition gegen  kaiserlichen  und  päpstlichen  Universalismus,  durch  die 
Selbständigkeitsbestrebungen  der  nationalen  Könige,  mannigfache  För^ 
derung.  Die  Macht  and  der  Reichtum  der  Fflrsten,  der  Glanz,  mit  dem 
sie  sich  zu  umgeben  liebten ,  gewährten  Mittel  und  Gelegenheiten  zur 
Erhebung  nationaler  Kunst  und  Wissenschaft,  deren  Ausgangs-  und 
Zielpunkt  nicht  mehr  Papst  und  Kaisertum,  sondern  der  auf  der  wieder- 
belebten Klassizität  beruhende  Humanismus  geworden. 

Die  fortschreitende  Kultur  vermehrte  die  Bedürfnisse  der  Gesell- 
schaft, also  anch  die  des  Verkehrs,  der  sich  erweiterte,  bequemer  ge- 
macht wurde  und  viele  Schranken  der  früheren  Isoliemng  niedernss. 
Hatten  hiezu  schon  früher  das  Rittertum,  insbesondere  aber  das  Stftdte- 
wesen  wesentlich  beigetragen,  so  eröffneten  nunmehr  die  grossen  Ent- 
deckungen in  der  neuen  Welt  dem  menschlichen  Geiste  uner messliehe 
bisher  nicht  bekannte  Länder  mit  den  kostbarsten  und  unerschöpfbarsten 
Reichtümern  und  Genussmitteln. 

So  ziehen  sich  immer  zahlreichere  und  festere  Ringe  um  die  Völker, 
die  widerstrebenden  Teilkräfte  staatlich  zu  einigen.  Immer  mehr  er- 
kennt man  die  Wichtigkeit  einer  der  grossartigen  Einheit  entsprechen- 
den, dem  Gesamtbedürfnis  eines  festen  und  dauerhaften  Zusammenhalts 
genügenden  Gestaltung  und  Machtausstattung  ihrer  Form. 

Wenn  aber  auch  dieses  Ziel  ganz  besonders  hervortritt,  so  vergase 
man  doch  keineswegs,  auch  nach  Sicher-  und  Klarstellung  eines  Ge- 
bietes menschlicher  Freiheit  nach  allen  Richtungen  des  menschlichen 
Lebens  zu  denken. 

Die  Kämpfe  der  Zeit  sind  demnach  Kämpfe  zwischen  Einheite-  und 
Freiheitsbestrebungen  innerhalb  nationaler  Grenzen,  Eämpfe,  welche 
von  Seiten  der  Dynastien  mit  der  Logik  ihrer  den  brennendsten  Not- 
ständen gewidmeten  Macht,  von  seiten  der  Völker  mit  der  Logik  der 
christlich  biblischen,  der  menschlichen  oder  humanistischen  Freiheit  ge- 
führt werden. 
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Die^VerwisseniBg  de«  Aktienkapitals'*  in  den  Vereiaifirtea  Staates. 

Ueber  diesen  Deuerdings  oft  erw&hDten  Gegenstand  —  Anerbieten 
neuer  Aktien  an  die  bisherigen  Aktionäre  za  niedri- 
gerem Kurse  —  bemerkt  Aschrott  in  xler  Anmerkung  zu  einer  frühe- 
ren Abhandlung  in  Schmoller*B  Jahrbuch  :  »Das  wcUering  the  stock*  — 
ist  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  in  Amerika  vielfach  zur  Anwendung 
gebracht  worden.  Es  geschieht  dies  einmal,  um  ein  etwaiges  hohes 
Erträgnis  der  Gesellschaft  den  Blicken  der  Uneingeweihten  zu  entziehen, 
sodann  in  vielen  Fällen  zu  dem  Zwecke,  einer  Anzahl  Grossaktionäre 
auf  bequeme  Weise  eine  Majorität  in  den  Generalversammlungen  zu 
verschaffen.  Dies  letztere  hängt  mit  der  eigenartigen  Finanzierung  der 
amerikanischen  Eisenbahngesellschaften  zusammen.  Der  regelmässige 
Hergang  bei  Gründung  einer  Eisenbahngesellsohaft  ist  nämlich  der,  dass 
die  Gründer  einen  minimalen  Prozentsatz  des  Aktienkapitals  einzahlen 
und  sich  im  übrigen  das  zur  Anlage  der  Bahn  erforderliche  Geld  durch 
Ausgabe  von  Prioritäten  (bonds)  verschaffen.  Die  Aktien  [skarea)  bleiben 
teils  in  den  Händen  der  Gründer,  teils  werden  sie  den  Zeichnern  auf 
die  Prioritäten  als  honus  gegeben,  teils  werden  sie  von  den  Gründern 
an  Personen  und  Korporationen,  welche  man  für  die  Bahn  interressieren 
will,  verschenkt.  Da  nur  ein  ganz  minimaler  Betrag  auf  die  Aktien 
bar  eingezahlt  ist,  so  ist  ihr  Wert  nur  ein  imaginärer;  sie  sind  eigent- 
lich nur  Genussscheine,  welche  zu  einem  Werte  erst  dann  kommen,  wenn 
die  aus  dem  Erlöse  der  Prioritäten  angelegte  Bahn  sich  so  gut  ent- 
wickelt, dass  sie  höhere  Erträgnisse  liefert,  als  für  die  Verzinsung  der 
Prioritäten  erforderlich  ist.  Die  Aktien  sind  damit  zu  Spielpapieren 
xcct^  iSoz^  geworden.  Vielfache  Missstände  in  der  Verwaltung  der 
amerikanischen  Eisenbahnen  sind  darauf  zurückzuführen,  dass  den  In- 
habern der  Aktien,  d^  i.  grossen  Spekulanten  —  und  nicht  den  Besitzern 
der  Prioritäten,  mit  deren  Geld  die  Bahn  gebaut  ist  und  welche  die 
eigentlichen  Eigentümer  der  Bahn  sind  —  die  entscheidende  Stimme 
in  den  Generalversammlungen,  insbesondere  die  Wahl  der  Direktoren, 
zufällt.  Es  ergiebt  sich  daraus  von  selbst  die  Gefahr,  dass  die  Verwal- 
tung weniger  im  Interesse  der  Prioritätenbesitzer  geführt  wird,  welche 
ihr  Kapital  als  dauernde  Anlage  in  die  Bahn  gesteckt  haben,  als  im 
Interesse  von  Spekulanten,  welche  aus  einem  lediglich  vorübergehenden 
hohen  Erträgnisse  der  Bahn  durch  Verkauf  ihrer  infolge  eines  guten 
Jahresabschlusses  im  Kurse  in  die  Höhe  getriebenen  Aktien  einen  Nutzen 
suchen.  Ueber  den  ebenfalls  hiermit  zusammenhängenden  Missbrauch 
der  Erklärung  unberechtigt  hoher  Dividenden  vgl.  zweiten  Jahresber. 
d.  Interstate  Commerce  Commission  S.  20 :  »Declaring  a  Dividend  which 
has  not  been  eamed  is  among  the  devices  tho  which  persons  who  are 
at  onoe  managers  of  road  and  stockjobbers  ressortc. 


— e.  Die  Pyramide  der  SinkommeiuisteaerklaBseii  einer  reichen 
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Stadt  —  IftBst  dch  aus  folg.  Angaben  über  die  EinkommenMteiier- 
ergebnisse  Hamburgs  im  J.  1888  aufbanen.  Diese  Statistik  ergiebt  nach 
der  Mitteilung  des  statistischen  Bureau  der  Steuerdepatation  in  Ham- 
burg höchst  interessante  Aufschlüsse  über  das  umgekehrte  Yerhältnis 
Ewischen  Zahl  und  Leistung  der  Steuerzahler  der  yerechiedenen  Steuer- 
klassen in  einem  reichen  Gemeinwesen.  Die  fettgedruckten  Verhältnis- 
zahlen  der  folgenden  Uebersioht  reden  für  sich  selbst: 
Vach  Khwseii  der  Siakommen« 

Yenteaertes  Bin- 


Klassen  der  Binkommen : 

Stenerzahler  : 

kommen 

1 

Stenerertn 

Sff 

Anzahl 

inOlo 

Mark 

InOjo 

Mark 

in  «fo 

A. 

Ohne  Aktiengesellschaften. 

Von      600  bis      80O  Mark 

47425 

37^ 

88197600 

10^ 

8S8969JO 

M 

Ueber   900  «     1000 

20781 

16^ 

18702900 

5.» 

119943,«D 

1^ 

,     1000  .     2000 

33106 

26,» 

47983800 

14^ 

833059/» 

4,K 

„     2000  ,     8o00 

10846 

s.« 

29523700 

9,11 

819355,00 

4/» 

„    8500  ,     5000 

4%1 

3,9S 

21191600 

b,66 

882289.» 

4^ 

„     5000  n    10000 

4790 

8,80 

34423000 

10.68 

905288,40 

lt,n 

„   10000  „   25000 

2684 

2,ia 

42909800 

13,» 

1489768.S0 

«Mi 

„  25000  „    50000 

872 

0.aQ 

30243100 

«^ 

1056811,7» 

•4^ 

«  50000  „  100000 

405 

0,n 

27633500 

8^ 

967172,60 

13,8. 

Ueber  100000 

201 

0,16 

87996800 

11.74 

1827919.60 

I8,:i 

Znsammen 

126056 

100^ 

823755200 

100,00 

7  090506,18 

MO.» 

Einkommen  onbestimmbar 

9846 

— 

— 

— 

468681,» 

«_ 

Ueberhanpt 

135901 

— 

— 

— 

758418Q,8> 

— 

B.  AktiengetelUebaften. 

Von      600  bis      800  Mark 

7 

2,86 

4900 

0,06 

85,06) 

9A 

Ueber   800  ,      1000 

7 

2,66 

6300 

0,06 

42.00) 

„     1000  «      2000 

26 

10,61 

41800 

0,» 

aOB,eo 

«,• 

^    2000  «      3500 

25 

10,90 

70700 

0,86 

804,80 

0.11 

«    8500  «      5000 

18 

7^ 

78600 

0,48 

1296,00 

•^ 

,     5000  n    10000 

37 

16,10 

260400 

1.« 

6  758,40 

i^ 

„  10000  „     25000 

48 

19,» 

786  700 

4^ 

27  534,80 

4^ 

„  25000  »     50000 

21 

8,67 

780600 

3,«8 

25571,00 

4.«8 

„  50000  ,  100000 

24 

«,» 

1747800 

0,86 

61165,80 

M 

Ueber  100000 

» 

32 

18,06 

14614400 

79,66 

511504/» 

iO,» 

Zusammen 

246 

100,00 

18841700 

100,00 

6^00«,» 

100/» 

Einkommen  unbestimmbar 

1 

— 

— 

_ 

210/» 

_ 

Ueberhanpt 

246 

- 

— 

— 

685214.» 

— 

C.  Ue 

berhanp t : 

Von      600  bis       800  Mark 

47432 

37,66 

88202400 

9.n 

288  994/» 

3i» 

Ueber   800  „      1000 

20788 

16^ 

18709200 

5,47 

119965,« 

1^ 

„     1000  ,      2000 

33132 

28.» 

47975600 

*l4,o» 

833367,00 

4.« 

„    2000  ,      3000 

10870 

8,61 

29594400 

8,86 

820159,» 

4.14 

,     8500  „      5000 

4969 

3.« 

21270200 

6^ 

888585.» 

4.« 

„     5000  „     lOOÜO 

4827 

3,« 

84688400 

IO,u 

912041^ 

•U 

„   10000  „     25000 

2782 

2,ia 

43686000 

12.77 

1527dQ8y40 

i9,n 

„  25000  ,     50000 

898 

0,71 

80973700 

9.06 

1802382,70 

14/a 

n  50000  „   100000 

425 

0,Sft 

29880800 

8.86 

1028888.00 

13,81 

Ueber  100000 

283 

0,18 

52611200 

16,» 

1889428,« 

83,61 

Znsammen 

126801 

100,00 

342096900 

100,00 

7785512,»  100/» 

9846 

— 

— 

— 

49B  891,7t 

— 

Ueberhanpt 

136147 

— 

— 

— 

8219404,» 

— 
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~e.  Tftglielie  Arbeitsdaaer  im  Bergbau  in  England  nnd  in  Dentseli- 

land.  Hierüber  hat  (vgl.  »D.  Reioh8-A.c  1889,  Nr.  92)  bei  der  Reichs- 
tagsdebatte über  die  Gew.O.NoTelle  der  preuss.  Handelsminister  folgende 
Mitteilungen  gemacht:  Nach  den  eigenen  Erhebungen  der  zwei  vom 
pr.  Handelsministerinm  nach  England  entsendeten  Beamten  stellt  sich 
die  Arbeitszeit  in  den  englischen  Qrnben  wie  folgt:  Tifeehire  8Vs  Stun- 
den, Glasgow-Bezirk  10  Stunden,  Northumberland  und  Dnrham  für  die 
Arbeiter  bei  der  Kohlengewinnung  7  bis  T'/a  Stunden,  für  die  Förder- 
leute auf  der  Hälfte  der  Gruben  10  Stunden ,  auf  der  anderen  Hälfte 
11  Stunden,  Yorkshire  8Vs  bis  8^/«  Stunden,  Derbjshire  8'/«  Stunden, 
Lancashire  97^  Stunden,  Nord-Staffordshire  9V9  Stunden,  Süd-Stafford- 
shire  9  Stunden  ,  Gleveland  8  Stunden ,  Nordwales  10  Stunden  (wenn 
nur  auf  einer  Schicht  gearbeitet  wird),  8  Stunden  (wenn  auf  zwei  oder 
drei  Schichten  gearbeitet  wird),  Bristol -Bezirk  10  Stunden,  Südwales 
10  bis  lO'/s  Stunden.  —  Nach  den  Angaben  des  Mr.  Th.  Aßhton,  Sekre- 
tärs der  »Miners  Federation«  Ton  Grossbritannien,  beträgt  (nach  der- 
selben Quelle)  die  Arbeitszeit  des  Hauers  vor  dem  Ortsstoss 
in    1  Falle    12  Stunden,  in  55  Fällen    8  bis  8Vs  Stunden, 

»     2  Fällen  11        .  »      5       »        7    »     7Vi        » 

»38       »10  bis  lOVi  Stunden,      >     1  Falle      7    »     V/a       > 
»67       »        9    »     9V«        » 

Die  Schicht  der  jugendlichen  Arbeiter  unter  16  Jahren  war:  auf 
1  Grube  10 Vs  stündig,  auf  68  Gr.  10  stündig,  auf  65  Gr.  9  bis  9"/4  stündig. 
In  Yorkshire:  auf  6  Gruben  9  Stunden,  auf  19  Gr.  8V4  bis  SVs  Stunden, 
auf  88  Gr.  8  Stunden,  auf  31  Gr.  7  bis  7'/«  Stunden.  Die  Arbeitsschicht 
der  jugendlichen  Arbeiter  unter  16  Jahren  ist  zum  Teil  länger  als  die 
der  Erwachsenen.  Die  Schichten  der  jugendlichen  Arbeiter  betrugen  : 
auf  16  Gruben  10  Stunden,  auf  48  Gr.  9  bis  97«  Stunden,  auf  51  Gr. 
8  bis  87«  Stunden. — Nach  dem  Parlamentsbericht  vom  8.  Juli 
1890  hat  für  die  unter  Tag  beschäftigten  Arbeiter  die  Zahl  der  täg- 
lichen Arbeitsstunden  Tom  Verlassen  der  Oberfläche  bis  zur  Rückkehr 
an  dieselbe  im  Durchschnitt  für  das  Königreich  8  Stunden  36  Minuten, 
die  der  wirklichen  Arbeitszeit  vor  dem  Ortsstoss  7  Stunden  25,8  Mi- 
nuten betragen.  ~  Gegenüber  diesen  Thatbeständen  wies  der  genannte 
Hr.  Minister  darauf  hin,  dass  in  einem  grossen  Teil  der  preussischen 
Gruben  die  achtstündige  Schicht  exklusive  der  Ein-  und  Ausfahrt  im 
Gebrauch  ist,  und  dass  junge  Leute  unter  16  Jahren  bei  uns  unter  Tag 
überhaupt  nicht  beschäftigt  werden.  Deutsche  Verhältnisse  kOnnen 
also  einen  Vergleich  mit  den  Arbeiterverhältnissen  auf  den  englischen 
Gruben  wohl  aushalten.  —  Aus  der  älteren  weetphälischen  Bergrpolizei 
entnahm  Hr.  v,  BerUpsch  die  Thatsache,  dass  die  Arbeit  vor  Ort  (ohne 
die  Zeit  der  Ein-  und  Ausfahrt)  acht  Stunden  mindestens  betrug. 


—  e.  Zu  den  Schwierigkeiten  der  Handarbeitsbeschaffnng  bei  ex- 
tenslyer  BerOlkerang  und  Volkswirtschaft.  —  Diesen  Gegenstand  be- 
Zeitschr.  t  Staatsw.    1881.    IV.  Heft.  50 
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leachtet  ein  dentscher  Kontalarbericht  des  »D.  H.  G.«  ans  E  a  l  i  f  o  r- 
n  i  e  n  an  der  bedeutenden  dortigen  Obatzuciit,  wie  folgt:  >Die  Haapi- 
sehwierigkeit,  mit  welcher  der  Obstbauer  in  Kalifornien  noch  immer 
zu  kämpfen  hat,  nnd  welche  sich  immer  mehr  fQhlbar  macht,  je  gr(S»> 
seren  Umfang  die  Enengong  Ton  Obst  annimmt,  ist  der  Mangel  an 
Arbeitskräften  in  der  kurzen  Obstsaison.  Wenn  für  die  Qetreideerate 
Maschinen  benutzt  werden,  welche  in  wenigen  Tagen  die  Arbeit  tob 
Tausenden  von  Menschenhänden  verrichten,  so  muss  beim  Einheimsen 
des  Obstes  jede  einzelne  Frucht,  was  namentlich  bei  Kirschen,  Aprikosen, 
Tranben  und  dergleichen  zutrifft,  mit  der  Hand  gepflfickt  werden.  Die 
Zeit  aber,  in  welcher  die  Früchte  vom  Baume  genommen  werden  müssen, 
ist  sehr  kurz  bemessen,  ebenso  muss  das  Verpacken  schnell  geschehen. 
Der  Hopfen-  und  der  Weinbauer,  der  Farmer,  der  Obstzflchter,  die  Obst- 
darren und  die  Packereien  verlangen  nun  insgesamt  zu  gleicher  Zeit 
eine  grosse  Anzahl  Arbeiter,  jedoch  nur  für  die  Dauer  der  nicht  länger 
als  drei  Monate  umfassenden  Saison.  Trotizdem  zur  Bewältigung  der 
Obsternte  alle  nur  erreichbaren  Kräfte,  auch  Kinder  und  Frauen,  heran- 
gezogen werden,  verfault  alljährlich  die  Ernte  von  Tausenden  von  Bäu- 
men, weil  es  an  Händen  fehlt,  sie  zu  pflücken.  Verschiedene  Vorschläge 
sind  zur  Abhilfe  dieses  Uebelstandes  gemacht  worden,  unter  anderem 
der :  die  Schulferien  bis  zum  Herbste  zu  verlängern,  damit  die  Kinder 
in  ausgedehnterem  Masse  beim  Obstpflücken  verwendet  werden  können. 
Arbeitern  das  ganze  Jahr  hindurch  Beschäftigung  zu  geben,  kennt  der 
Kalifornische  Farmer  bis  jetzt  nicht;  die  im  Sommer  angenommenen 
Arbeitskräfte  werden  vielmehr  mit  Rücksicht  auf  die  hohen  Löhne  so- 
fort nach  Beendigung  der  Ernte  entlassen.  In  den  übrigen  Monaten 
behilft  sich  dw  Farmer  alsdann  wieder  allein.« 


üeber  die  Ursachen  der  nngleioh  atärkeren  Zunahme  der  katho» 
lisohen  BevOlkenuig  im  preaseischen  Staate.  —  lieber  diesen  bedeu- 
tenden Gegenstand  verbreitet  sich  in  der  »Zeitschr.  des  K.  pr.  stat.  Bor.« 
(1890,  II)  von  Fircks  sehr  beachtenswert.  Die  Ergebnisse  der  Ab- 
handlung sind:  »Im  preussischen  Staate  hat  von  der  Beendigung  der 
napoleonischen  Kriege  bis  zum  Jahre  1867,  also  ein  halbes  Jahrhundert 
hindurch,  die  evangelische  Bevölkerung  stärker  als  die  römisch-katho- 
lische zugenommen;  seit  1867  ist  dagegen  die  letztere  mehr  als  die 
evangelische  angewachsen.  Durch  die  von  1816  bis  1866  eingetretenen 
Gebietserwerbungen  wurde  fast  ausschliesslich  die  Zahl  der  Katholiken 
vermehrt,  wogegen  die  im  Jahre  1867  eingetretene  Erweiterung  des 
Staatsgebietes  sowie  die  1876  erfolgte  Aufnahme  des  Herzogtumes  Lauen- 
burg der  evangelischen  Bevölkerung  sehr  viel  mehr  Zuwachs  brachten 
als  der  katholischen.  Als  durch  die  Errichtung  dee  Norddeutschen 
Blindes  und  dessen  spätere  Erweiterang  zum  Deutschen  Reiche  die  man« 
nigfachen  Hemmnisse  beseitigt  worden  waren,  welche  bis  dahin  den 
inneren  Wanderungen,  der  Niederlassung,  dem  Qewerbebetiiebe  nnd  der 
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EheechliessuDg  in  einem  grossen  Teile  Deutschlands  Schranken  gesetzt 
hatten,  da  begann  sich  zwischen  dem  Norden  nnd  Süden,  dem  Osten 
und  Westen  des  Reichs  ein  Bevölkerungsanstausch  zu  vollziehen«  dessen 
Ergebnisse  sich  auf  den  Terschiedensten  Gebieten  des  wirtschaftlichen 
Lebens  bemerklich  machen  und  noch  lange  nicht  abgeschlossen  sind. 
Auch  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  nach  dem  Religionsbe- 
kenntnisse erfuhr  und  erf&hrt  durch  diese  inneren  Wanderungen  all- 
mählich bedeutende  Veränderungen.  Seit  1867  geht  in  Norddeutschland, 
seit  1871  im  ganzen  Deutschen  Reiche  innerhalb  der  einzelnen  Landes- 
teile langsam  aber  stetig  eine  Ausgleichung  in  der  Verteilung  der  Be- 
völkerung nach  dem  Religionsbekenntnisse  vor  sich.  Aus  Süddeutsch- 
land ziehen  aiy&hrlich  Katholiken  nach  Hessen,  Sachsen  und  den  vor- 
wiegend von  Protestanten  bewohnten  Teilen  von  Nord-  und  Mitteldeutsch- 
land, während  Evangelische  von  dorther  in  ansehnlicher  Zahl  nach  Bayern, 
Württemberfif,  Baden,  Elsasft-Lothringen  sowie  den  namentlich  von  Ka- 
tholiken bewohnten  preussischen  Provinzen  Westfalen ,  Rheinland  und 
Hohenzollem  wandern.  —  Die  verhältnismässig  geringere  Zunahme  der 
Juden  als  der  evangelischen  bezw.  katholischen  Bevölkerung  erklärt 
sich  für  das  Reichsgebiet  teils  aus  deren  in  jüngster  Zeit  immer  häu- 
figer vorkommenden  üebertritten  zu  einer  christlichen  Kirche  oder  zu 
freien  Gemeinden  bezw.  den  Dissidenten,  teils  als  üeberschuss  der  Aus- 
wanderung über  die  Einwanderung.  Nur  im  Königreiche  Sachsen  hat 
sich  seit  1871  die  Zahl  der  Juden  ausserordentlich  vermehrt  und  sogar 
mehr  als  verdoppelt,  während  dieselbe  im  Reichslande  inzwischen  um  nahe- 
bei 10  Proz.  gegen  den  ursprünglichen  Stand  zurückgegangen  ist.  —  Im 
Deutschen  Reiche  und  ebenso  in  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  El- 
sass-Lothringen  haben  die  Römisch-Katholisohen  seit  1871  weniger  als 
die  Evangelischen  zugenommen,  in  Preussen,  Sachsen  und  Hessen  da- 
gegen stärker  als  diese.  Besonders  in  Sachsen  wächst  die  Zahl  der 
Angehörigen  der  römisch-katholischen  Kirche  ausserordentlich  rasch  an, 
wozu  neben  Zuzügen  aus  Süddeutschland  vorzugsweise  die  starke  Ein- 
wanderung gewerblicher  Arbeiter  aus  dem  angrenzenden  Böhmen  bei- 
trägt. Auch  in  Preussen  erhöht  das  Ergebnis  der  Wanderungen  den 
Bevölkerungsanteil  der  Römisch- Katholischen.  Aus  anderen  deutschen 
Bundesstaaten  wandern  zwar  weniger,  aus  dem  Auslande  aber  erheblich 
mehr  Katholiken  als  Evangelische  nach  Preussen  ein,  wogegen  sich 
unter  den  aus  Preussen  Ausgewanderten  mehr  denn  doppelt  so  viel 
Evangelische  als  Katholiken  befinden.  —  Im  Deutschen  Reiche  sind 
unter  den  aus  dem  Auslände  eingewanderten  Personen  wahrscheinlich 
ebenfalls  mehr  Römisch-Katholische  als  Evangelische,  da  in  den  im 
Osten,  Süden  nnd  Westen  angrenzenden  Ländern  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Schweiz  und  Hollands  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Be- 
völkerung der  römisch-katholischen  Kirche  angehört.  Es  dürfte  dem- 
nach im  Reiche  wie  in  Preussen  das  Gesamtergebnis  der  Wanderungen 
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eine  allmähliche  Ventärkung  des  aaf  die   römisch-katholische  Kirche 
entfallenden  BevOlkerungsanteils  bewirken.  —  Im  preusnschen  Staate 

—  für  das  Deutsche  Reich  sind  gleichartige  Nachrichten  nicht  eu  be- 
schaffen —  wächst  auch  durch  den  üeberschuss  der  Geburten  Aber  die 
Sterbefälle  die  rOmisch-kathoHsche  Bevölkerung  etwas  stärker  als  die 
evangelische  an.  —  Die   durchschnittliche  eheliche  Fruchtbar- 
keit stellt  sich  sodann  bei  der  römisch-katholischen  Bevölkening  etwas 
höher  als  bei  der  evangelischen;  doch  heirateten  von  je  1000  Katho- 
liken in  neuester  Zeit  im  Durchschnitte  jährlich  0,76  weniger  als  tob 
derselben  Zahl  Evangelischer.   Unter  den  von  katholischen  Eltern  Ge- 
borenen befanden  sich  dagegen    etwas  weniger  Totgeborene   als  unter 
den  Kindern   evangelischer  Eltern.    Hienaoh  lässt  sich  die  natfir liebe 
Bevölkerungsvermehrung  durch  den  üeberschuss  der  Geborten  über  die 
Sterbefälle  innerhalb  einer  Generation  (=  33  Vt  Jahre)  fär  je  1000  Ehe- 
schliessungen bei  den  Evangelischen   auf  1355,9,  bei  den  Römiscb-Ka- 
tholischen  dagegen  auf  1785,o  Köpfe  berechnen.   Ffir  das  Deutsche  Beieh 
dürfte  sich  der  Unterschied  in  der  natürlichen  Bevölkerungsvennehrung 
der  beiden  vorbezeichneten  Bekenntnisgruppen  erheblich  niedriger  steUen, 
weil  sowohl  die  höhere  eheliche  Fruchtbarkeit  wie  die  geringere  Tot- 
geburtsziffier  der  katholischen  Bevölkerung  des  preussischen  Staates  na- 
mentlich durch  die  sehr  hohe  eheliche  Fruchtbarkeit  und  sehr  niedrige 
Totgeburtsziffer  der  katholischen  Bevölkerung  der  Provinzen  Westprensaea 
und  Posen    sowie  des  Regierungsbezirkes  Oppeln,  in  welchen  die  B5- 
misch-Katholischen  grösstenteils   polnischer  Abstammung  sind,    veran- 
lasst werden  und  unter  der  evangelischen  Bevölkerung  des  preossischeB 
Staates  nur  in  Ostprenssen  (Masuren)  und  Brandenburg  (Wenden),  unter 
der  Bevölkerung  der  Übrigen  Bundesstaaten  dagegen  nur  noch  im  Kö- 
nigreiche Sachsen  (Wenden  und  Tschechen)  Personen  slavischer  Abkunft 
in   einigermassen  beträchtlicher  Menge  vorkommen.  —  Von  den  Kin- 
dem  aus  konfessionellen  Mischehen,  und  zwar  sowohl  von  den  Knabes 
wie  von  den  Mädchen,  wird  im  preussischen  Staate  —  für  das  Deutsche 
Reich  sind  hierüber  statistische  Nachrichten  gleichfalls  nicht  vorhanden 

—  nachweislich  mehr  als  die  Hälfte  der  evangelischen  Kirche  sugeführt. 
Dies  gilt  insbesondere  auch  von  den  Mischehen  zwischen  Evangelischen 
und  Römisch-Katholischen.  Sogar  von  den  Kindern  aus  Mischehen  zwi- 
schen Römisch-Katholischen  und  Personen  eines  anderen  als  des  evan- 
gelischen Bekenntnisses  fällt  nur  die  Minderzahl  der  römisch-katho- 
lischen und  fast  die  Hälfte  der  evangelischen  Kirche  zu.  —  Auch  dorch 
Religions Wechsel  büsst,  soweit  die  hierüber  vorhandenen  statistischen 
Nachrichten  in  diese  Vorgänge  Einblick  gestatten ,  die  römisch-katho- 
lische Kirche  alljährlich  innerhalb  des  preussischen  Staates  ungefthr 
1600  ihrer  Angehörigen  an  die  evangelische  Landeskirche  mehr  ein, 
als  von  dieser  zu  ihr  übertreten.  —  Nach  den  vorstehenden  Ausf3h- 
rungen  erklärt  sich  das  seit  dem  Jahre  1867  beobachtete  raschere  An- 
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wachsen  der  römiBch-katholiBchen  als  der  evanfj^lischen  BevOlkeracg 
des  preussischen  Staates  durch  deren  stärkere  Yermehrnng  infolge  grös- 
seren üeberschusses  der  Qeburten  über  die  Sterbe- 
fälle sowie  durch  dieMehreinwandernng  katholischer 
Ausländer  und  Mehrauswanderung  evangelischer  Personen.  Die 
Zunahme  der  Katholiken  wfirde  eine  noch  schnellere  sein,  wenn  den- 
selben nicht  viele  aus  Mischehen  stammende  Kinder  verloren  gingen  und 
zahlreiche  CJebertritte  aus  der  römisch-katholischen  Kirche  zu  anderen 
Olaubensgemeinschaften ,  insbesondere  zur  evangelischen  Landeskirche 
und  zu  den  Dissidenten  stattfänden.  Im  Deutschen  Reiche  nimmt  die 
evangelische  Bevölkerung  schneller  als  die  katholische 
z  n ,  und  innerhalb  des  gesamten  Reichsgebietes  vollzieht  sich  durch  innere 
Wanderungen  allmählich  eine  Ausgleichung  in  der  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  aller  einzelnen  Landesteile  nach  dem  Religionsbekenntnisse. 


~e.  Zn  den  Unaohen  des  BltthenB  der  SohweiserisolieB  Uhren- 
indiiBtrie.  —  Laut  Bericht  im  »D.  H.A.«  war  das  Jahr  1889  von  sel- 
tener Gunst  für  die  Schweizerische  Uhren-  und  Musikdosenindustrie.  »Es 
ist  nicht  zu  verkennen«,  sagt  der  Bericht,  »dass  die  Schweizerische  ühren- 
fabrikation,  welche  während  der  letzten  15 — 20  Jahre  mit  der  ausländischen 
Konkurrenz  hart  zu  ringen  hatte,  schliesslich  siegreich  aus  dem  Kampfe 
hervorgegangen  ist.  Sie  verfügt  jetzt  nicht  nur  über  die  vollkommen- 
sten mechanischen  Einrichtungen,  worin  früher  Amerika  vielleicht  voraus 
war,  sondern  hat  auch  den  Vorteil  einer  seit  Generationen  in  dieser 
Industrie  herangebildeten  Bevölkerung,  wie  sie  wahrscheinlich  kein  an- 
deres Land  aufzuweisen  hat.  Die  Konzentration  aller  Hilfs- 
zweige auf  einen  verhältnismässig  kleinenRaum,  welche 
die  Fabrikation  vollkommen  unabhängig  vom  Auslande  macht,  ist  ein 
wesentliches  Element  dieses  Erfolges.  Weiter  hat  das  Zusammenwirken 
von  Staat,  Gemeinde  und  Fabrikanten  die  Gründung  und  Erhaltung 
von  nicht  weniger  als  aohtührmacherschulen  ermöglicht, 
welche  gründlich  gebildete  Arbeiter  heranziehen,  was  um  so  wichtiger 
ist,  als  die  grössere  Zahl  der  in  dieser  Industrie  Beschäftigten  nicht  die 
gesamte  Kunst  verstehen,  sondern  nur  einen  kleinen  Teil  der  Uhr  mehr 
oder  weniger  mechanisch  herzustellen  vermögen.  Aus  diesen  Schulen, 
welche  zugleich  Theorie  und  Praxis  lehren,  und  in  denen  neuerdings 
auch  die  mechanische  Herstellung  behandelt  wird,  gehen  die  Männer 
hervor,  welche  an  dem  Fortschritt  der  Uhrmacherei  arbeiten  und  fort- 
während Verbesserungen  briugen.  Diesen  Unterrichtsanstalten  schliessen 
sich  an  die  Schulen  für  Kunstindustrie  und  Handel,  die  besonders  in 
Genfeine  sehr  erfreuliche  Entwickelung  erfahren,  und  die  staatlichen 
Einrichtungen  auf  den  Sternwarten  zu  Genf  imd  Neuchatel  zur 
Beobachtung  der  Chronometer,  mit  denen  Preisverteilungen  verbunden 
sind,   und  welche  von  den   besseren  Fabrikanten  immer  mehr  benutzt 
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und  gewürdigt  werden.  Das  Reglement  der  Genfer  Sternwarte,  welches 
die  höchsten  Anforderungen  an  die  zu  beobachtenden  Chronometer 
stellt,  soll  jetst  aach  in  Neachatel  and  anderen  Beobachtangsorten  ein- 
geführt werden.  Im  Bereiche  der  Dhrenindastrie  ist  im  lotsten  Jahre 
auch  manches  Neue  aufgetaucht.  So  ist  ^ne  mechanische  Yorrichtung 
erfanden  worden,  welche  leicht  auch  au  geringen  Uhren  anzubringen 
sein  soll,  und  welche  der  Uhr  einen  sehr  genauen  Gang  verleiht^  Zwölf 
gewöhnliche  Uhren,  an  welchen  der  Erfinder  im  Laufe  eines  Taget  die 
Verbesserung  angebracht  hatte,  wurden  auf  der  Genfer  Sternwarte  be- 
obachtet und  zeigten  in  der  That  einen  Gang,  wie  er  sonst  nur  bei 
feinen  Werken  erreichbar  ist.  N&beres  ist  über  die  Erfindung  noeh 
nicht  bekannt  geworden,  der  Erfinder  soll  indessen  beabsichtigen,  die- 
selbe in  grösserem  Stile  auszubeuten.  Weiter  schl&gt  ein  Ingenieur  eine 
neue  Hemmung  för  Uhrwerke  70r,  welche  nach  Ansicht  Sachkundiger 
grosse  Vorteile  vor  der  Zylinderhemmung  bieten  soll,  ohne  kostspieliger 
zu  sein.  —  Dass  alle  diese  Verbesserongen  mit  grosser  Vorsicht  auf- 
zunehmen sind,  bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung.  So  hat  z.  B.  die 
nicht  magnetisch  werdende  Uhr  {non  magneUc  watch)  bis  jetzt  noch 
nicht  gehalten,  was  man  sich  von  ihr  versprach.  Das  in  Genf  von  Ame- 
rikanern gegründete  Haus,  welches  grosse  Massen  fabrizieren  liess^  ist 
eingegangen,  vermutlich  aus  Mangel  an  Absatz,  und  weil  die  gelieferten 
Produkte  den  Erwartungen  nicht  entsprachen.  Die  Erfahrung  scheint 
das  schon  früher  von  Sachverständigen  gefällte  Urteil  za  bestätigen,  daas 
die  unmagnetische  Uhr  weniger  dauerhaft  und  schwerer  zu  regulieren 
ist,  und  die  Beobachtungen  auf  den  Sternwarten  beweisen,  daes  wenn 
auch  einzelne  Stücke  ein  recht  gutes  Gangresultat  liefern,  sie  im  ganzen 
doch  den  bisherigen  Uhren  nachstehen.  Dass  die  Idee,  eine  nicht  mag- 
netisch werdende  Uhr  herzustellen,  bei  der  immer  häufiger  werdenden 
Anwendung  der  Dynamos  eine  richtige  ist,  und  besonders  die  Palla- 
dium-Spirale in  der  Chronometrie  gute  Dienste  leistet,  wird  indes  von 
sehr  kompetenten  Fabrikanten  anerkannt,  und  es  handelt  sich  nur  da- 
rum, eine  Metall  Verbindung  zu  finden,  welche  alle  Vorteile  des  Stahles 
bietet,  ohne  den  Nachteil  des  Magnetisch  werdens  zu  haben.  Es  giebt 
jetzt  Maschinen,  die  das  Entmagnetisieren  sofort  bewirken;  eine  solche 
befindet  sich  in  der  Uhrmaoherschule  zu  Genf.«  —  Von  den  ausge- 
führten Uhren  gingen  nach  Deutschland: 

Stück       Wert  in  Franken 

a.  Goldene  Uhren 227  457  11494  658 

b.  Silberne  Uhren 728485  10  789196 

c.  MetaUuhren 254664  2472050 

d.  Uhrwerke  und  Teile —  574932 

e.  Gehäuse  in  verschiedenen  Metallen  .        6400 185  000 

Zusammen  1  217  006  25  514  836 

Deutschland  bezieht  demnach  mehr  als  ein  Viertel  der  ron  der 
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Scbweiserischen  Ühienindnstrie  erseugten  Produkte,  während  es  dagegen 
12  000  feinere  Wanduhren  nach  der  Schweiz  lieferte.  Kein  anderes  Land 
gebraucht  annähernd  so  yiel;  ee  gingen  im  Jahre  1889  nach  Oesterreich 
lur  etwa  10  Millionen,  nach  Italien  für  6  Millionen,  nach  Frankreich 
für  6  Vi  Millionen,  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ftir  8  und 
nach  Grossbritannien  für  18  Millionen  Franken.  Alle  anderen  L&nder 
bezogen  geringere  Mengen.  —  Im  Anschlnse  an  die  Statistik  der  Uhren« 
industrie  ist  von  Interesse,  dass  im  Jahre  1889  nicht  weniger  als  2502619 
Stück  goldene  und  silberne  Uhren  von  den  eidgenössischen  Bureaus 
kontrolliert  worden  sind.  Das  Schweizerische  wie  auch  das  Deutsche 
Gesetz  über  die  Eontrolle  der  Edelmetalle  hat  sich  nach  allgemeiner 
Ansicht  der  Beteiligten  als  sehr  erfolgreich  bewiesen,  indem  es  die  uu« 
lautere  Konkurrenz  erschwert,  wenn  nicht  unmöglich  macht  und  die 
Kaufer  vor  Benachteiligung  schützt.« 


Die  neuere  Lage  der  italienisehen  Korallenindiutrie.  —  Hierüber 
berichtet  (nach  dem  »D.  H.  A.«)  der  Mailänder  »Commercio«  Folgendes: 
Die  Italienische  Korallen-Industrie  hat  an  Bedeutung  sehr  verloren. 
Während  bearbeitete  Korallen  in  den  Jahren  1882  und  1883  im  Durch- 
schnitt 800  Lire  das  Kilogramm  galten,  war  der  Preis  im  Jahre  1888 
auf  180  Lire  gesunken.  Diese  Entwertung  der  Korallen  ist  durch  die 
Auffindung  bedeutender  Mengen  von  Rohmaterial  bei  Sciacca  an  der 
Sizilianischen  Küste  herbeigeführt  worden.  Nur  die  ausgesuchtesten 
und  ganz  fehlerfreien  Stücke  von  ansehnlicher  Grösse  erzielen  noch 
immer  hohe  Preise,  namentlich  Stücke  von  der  Grösse  und  Form  eines 
Tanbeneies,  welche  als  Turbanagraffen  nach  den  muhamedanischen  Län- 
dern ausgeführt  werden.  Den  stärksten  Absatz  finden  Italienische  Ko- 
rallen in  Indien,  Aegypten,  der  Türkei,  in  China,  in  Algerien,  in  Frank- 
reich und  Kussland;  auch  nach  dem  Kongo  und  dem  Kaplande  hat  sich 
die  Italienische  Koralle  einen  Weg  gebahnt  Ein  jedes  dieser  Absatz- 
gebiete verlangt  seine  besondere  Qualität  je  nach  der  Verwendung, 
welche  die  Koralle  in  dem  betreffenden  Lande  findet.  In  Europa  ist  die 
Benutzung  von  Korallen  als  Schmuck  in  der  Abnahme  begriffen. 

Die  Korallenschleiferei  pflegt  als  Hausindustrie  und  Handarbeit  be- 
trieben zu  werden ;  die  Arbeiter,  vorwiegend  Frauen,  erhalten  eine  ge- 
wisse Anzahl  roh  zugesägter  Stücke  überwiesen,  und  liefern  dann  eine 
entsprechende  Menge  Perlen  etc.  ab.  Der  Arbeitslohn  beträgt  im  Durch- 
schnitt 0,70  bis  1,50  Lire  den  Tag  für  laufende  Ware. 

Die  Italienische  Korallenausfuhr  gestaltete  sich  während  der 
Jahre  1888  bis  1888  beiläufig  wie  folgt: 

rohe  Korallen         Wert:        bearbeitete  Korallen    Wert: 
Jahr  kg  Lire  kg  Lire 

1883  18457  461425  116  571  69  942  600 

1888  47189        1885  560  84  025  15124  500 
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—  Zur  aaerikanUohen  ElioBtotistik.  [Carrot  D,  WriglU,  Com- 
missioner  of  labor :  A  Report  on  marriage  and  Divorce  in  the  ünitied 
States  1867—1886  Wash.  1889  p.  1074.)  —  Die  neuerliche  Bewegong 
ftr  einheitlichere  Gestaltung  des  Eherechtes  in  den  Verein.  Staaten  hst 
zu  der  Wright^schen  Arbeit  geführt.  Für  diese  Arbeit  hat  das  >Amt 
für  Arbeitsstatistikc  die  Akten  sämtlicher  Ehegerichtshöfe  benutsen 
können,  und  das  Material  von  mehr  als  25  Millionen  Eheschliessungen 
und  beinahe  329  000  Ehescheidungen  sich  yerschafft.  Auf  anderem 
Wege  war  Material  nicht  zu  erreichen  und  soweit  es  erreicht  ist,  findrt 
es  sich  (auch  nach  dem  Urteil  der  »Stat.  Monatsschr.c  der  k.  k.  Osterr. 
Zentralk.  vom  Oktober  1890)  trefflich  verwertet.  —  Die  Yerh&ltnis- 
zahl  der  Ehescheidungen  zu  der  der  Ehen  hat  sich  nach  den 
Ergebnissen  der  Erhebung  während  der  letzten  20  Jahre  erheblich  ge- 
steigert, ähnlich  wie  —  nach  Bertülon  (dtude  demographiqne  de 
divorce  Paris  1883)  in  Europa.  —  Die  Ursachen  der  EhelGsung 
in  der  20jährigen  Periode  Terhalten  sich  wie  folgt: 

Verschulden  seitens 
des  Mannes  der  Frau 

in  Fällen 

Ehebruch 29  502  38184 

Misshandlungen 45473  6122 

Böswilliges  Verlassen 75 191  51 485 

Trunksucht 12  432  1434 

Unterlassung  der  Fürsorge  für  den  Unterhalt        7  955 — 

Zusammen    .    .    170553  97  225 

Konkurrenz  mehrerer  Ursachen 32419  7  426 

Ohne  Angabe _  13  204 7  889 

Im  ganzen     .    .    216 176  112  540 

—  Die  Ehelösungen  sind  schon  im  ersten  Jahre  der  Dauer  der  Ehe 
häufig:  15  622  auf  32846  Ehelösungen  überhaupt,  21  525  FUlle  im  2., 
27  769  im  4«,  23082  im  6.,  20  227  im  7.,  17  630  im  8. ,  10608  im  12L 
3933  im  20.  Jahr  der  Ehe,  wobei  allerdings  nicht  vergessen  werden 
darf,  dass  die  Ehen  von  kürzerer  Dauer  die  weit  zahlreicheren  sind.  — 
Für  39,4  Prozent  der  Ehelösungsfftlle  ist  das  Vorhandensein  Ton 
Kindern  nachgewiesen.  Diese  Thatsache  hindert  jedoch  den  Antrag 
der  Frauen  auf  Scheidung  nicht;  denn  während  im  allgemeinen  die 
Scheidungsklage  doppelt  so  oft  von  der  Frau  als  vom  Manne  ausgeht, 
treten  Frauen  mit  Kindern  viermal  so  oft  in  Scheidungsklage  auf  als 
Männer  mit  Kindern. 
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WioBor,  Friedrieh  tod,  Professor  an  der  deutschen  Universität  in 
Prag,  »Der  natürliche  Wert«.  Wien  1889,  A.  Holder.  8«.  XVI  and 
289  S.S. 

Seit  einigen  Jahren  ist  die  Litteratnr  über  die  Wertteorie  mftobtig 
angewachsen.  Die  Osterreichische  Schule  —  Menger,  BÖhm-Bowerk^ 
8ax,  Wieser  —  hat  dazu  wesentlich  beigetragen;  sie  macht  auch  den 
Anspruch,  anschliessend  an  die  Arbeiten  von  Oosaen,  Jeoona  und  Lion 
WafroB ,  eine  ganz  neue  Theorie  des  Wertes  ausgebildet  zu  haben, 
die  »Theorie  vom  Grenznutzen«.  Hiemach  wird  »der  Wert 
' eines  einzelnen  Gutes  aus  einem  Vorrat  durch  das  Interesse  an 
derjenigen  Nutzleistung  bestimmt,  welche  unter  den,  durch  den  ganzen 
Vorrat  gedeckten  Nutzleistungen  die  mindestwichtige  ist.«  Diese 
mindest  wichtige  Nutzleistung,  das  ist  der  »Grenzn atzen«.  Ein  Gut  aus 
einem  Vorrat  gleicher  Güter  hat  also  immer  den  Wert  des  jeweiligen 
Grenznutzens.  Je  grösser  der  Vorrat  bei  unverändertem  Bedarf,  um  so 
kleiner,  je  kleiner  der  Vorrat,  um  so  grösser  ist  Grenznutzen  und  Wert 
Der  Name  »Grenznutzen«  wurde  von  Wieser  in  seinem  früheren  Werke 
»Üeber  den  Ursprung  und  die  Hauptgesetze  des  wirtschaftlichen  Wertesc, 
Wien  1884,  vorgeschlagen  und  ist  seitdem  von  beteiligter  Seite  fast 
allgemein  angenommen  worden. 

Diese  Theorie,  welche  als  Quelle  des  Wertes  erstens  »den  Nutienc 
und  dann  das  »Quantitätsverhältnis  zwischen  Bedarf  und  Vorrat«  aner- 
kennt, ist  nun  von  vielen  Seiten  angefochten  worden.  So  von  Seharling 
(Conrads  Jahrb.),  ^eumann  (»Grundlagen«),  DielffeZ  (Conrads  Jahrb.  1890 
und  91).  Letzterer  bestreitet  ihr  einmal  die  Neuheit,  weil  sie  auf  die 
alte  Lehre  von  »Angebot  und  Nachfragec  zurückkomme,  dann  auch  die 
Allgemeingültigkeit,  da  sie  nur  auf  die  nicht  reproduzierbaren  Güter  An- 
wendong  finde,  während  für  die  anderen  der  Eostenwert  das  Ausschlag- 
gebende sei. 

Im  Rahmen  dieser  Anzeige  ist  selbstverständlich  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  diesen  wissenschaftlichen  Streit  über  die  neue  Werttheorie 
nicht  möglich,  und  wir  begnügen  ans  damit,  festzustellen,  dass  das  vor- 
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liegende  Bach  von  Wieser  das  Gesetz  vom  Grenznutzen  als  »allgemeines 

Wertgesetze  nach  allen  Seiten  hin  dnrchzafClhren  und  auszubilden  sacht 

Gotha.  Dr.  Richard  Zeyss. 


Markow,  Dr.  Alexis,  Das  Wachstum  der  Bevölkerung  and  die 
Entwickelung  der  Aus-  und  Einwanderungen,  Ab-  und  Zozfige  in  Preussen 
und  Preussens  einzelnen  Provinzen,  Bezirken  und  Kreisgruppen  von  18^ 
bis  1885.    Tübingen  1889,  H.  Laupp.    8*.  XVI  u.  218  S.S. 

Das  vorliegende  Buch  bildet  den  dritten  Band  der  von  ProL  F.  J« 
Neumann  herausgegebenen  »Beiträge  zur  Geschichte  der  Bevölkerang* in 
Deutschland  seit  dem  Anfange  dieses  Jahrhundertsc.  Während  «ich 
aber  die  beiden  ersten  Bände  mit  den  speziellen  Verhältnissen  einzelner 
Provinzen  resp.  Kreise  (Posen ,  Schmalkalden  in  Thüringen)  beschftf- 
tigeui  findet  sich  hier  eine  auf  ganz  Preussen  ausgedehnte  Untersachong 
über  Stand  und  Bewegung  der  Bevölkerung  von  1824  bis  1885.  Auf 
breitester  Grundlage  (Teil  I— 111)  baut  sich  eine  Bevölkerungsbilanz- 
rechnung  auf,  die  in  den  Ausführungen  des  IV.  Teils  über  die 
seren«  und  »inneren«  Wanderungen  gipfelt.  Das  von  Prof.  Neun 
gesammelte  und  dem  Verf.  zur  Verfügung  gestellte  Material  ist  von 
diesem  mit  ausserordentlichem  FleiBae  verwertet  und  sorgftltig  aasge- 
nutzt  worden.  Begegnen  wir  auch  nur  an  sehr  wenigen  Stellen  einem 
Eingehen  auf  Ursache  und  Folge,  Vorteil  und  Nachteil  der  gesehildertan 
Vorgänge,  so  haben  wir  doch  ein  gutes ,  oft  bis  in  die  kleinsten  Züge 
ausgeführtes  Bild  der  Thatsachen  vor  Augen,  und  das  ist  ja  bei 
einem  statistischen  Werke  die  Hauptsache. 

Gleich  der  erste  Teil,  der  über  die  sog.  faktische  Bevülkemng»- 
zunahme  Preussens ,  seiner  Provinzen ,  Bezirke  und  Kreisgruppen  wäh- 
rend der  Jahre  1825—85  handelt,  bringt  über  die  Gestaltung  dieser  Zu- 
nahme innerhalb  der  ganzen  Periode,  sowie  innerhalb  grösserer  und 
kleinerer  Zeitabschnitte  derselben,  wichtige  Aufschlüsse,  welche  durch 
Gegenüberstellung  der  für  die  anderen  deutschen  und  europaischeB 
Staaten  gültigen  Ziffern,  noch  bedeutend  an  Interesse  gewinnen.  Es  ver- 
dient hervorgehoben  zu  werden,  dass  auch  diese  Ziffern  mit  grossem 
Fleisse  zusammengetragen  sind.  —  Der  zweite  Teil  behandelt  die  Gestal- 
tung der  G  e  b  u  r  t  B  z i  f  f  e  r.  Trotzdem  die  östlichen,  stark  mit  sla- 
viflcLen  und  littauschen  Elementen  durchsetzten  Provinzen  Preussens 
eine  relativ  hohe  Geburtsziffer  aufweisen ,  so  wird  doch  durch  die  Un- 
tersuchung bestätigt,  was  schon  Engd  in  Bezug  auf  das  Königreich 
Sachsen  nachgewiesen  hat,  dass  nämlich  innerhalb  einer  industriellen 
Bevölkerung  die  Zahl  der  Geburten  im  allgemeinen  grösser  ist,  als  inner- 
halb einer  ackerbauenden.  So  zeigen  namentlich  die  Provinzen  Rhein- 
land und  Westfalen,  wo  sich  die  Industrie  immer  mächtiger  entwickelt 
hat,  eine  erhebliche  Steigerung  der  Geburtssiffer,  und  innerhalb  dieser 
Provinzen    ragen  wieder  die  hochindustrieilen  Bezirke  Düsseldorf  und 
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Arnsberg  in  dieser  Besiehang  hervor.  Für  ganz  Preossen  ergiebt  sich, 
wenn  man  die  drei  Perioden  von  1824—48,  1849—66,  1867—85  an- 
nimmt, eine  ständige  Steigerang  der  Geburtsziffer,  während,  wie  im 
ersten  Teile  nachgewiesen,  die  BeTÖlkerangszunahme  sich  minderte.  Es 
steigt  aber  nicht  nur  die  Gebnrtsziffer ,  sondern,  da  gleichzeitig  die 
Sterblichkeitsziffer  fällt,  so  steigt  auch  dauernd  die  sog.  natürliche 
Bevölkerungszunahme,  d.  h.  der  Ueberschoss  der  Zahl  der  Ge- 
borenen über  die  der  Gestorbenen.  (Vgl.  Teil  III.)  Es  steht  also  eine 
ständige  Steigerung  der  natürlichen  Bevölkerungszo nähme  einer 
Minderung  der  faktischen  Bevölkerungszunahme  gegenüber  und 
das  bedeutet :  Auswanderung.  —  Freilich  gestalten  sich  diese  Ver- 
hältnisse innerhalb  der  Monarchie  verschieden  in  örtlicher  Beziehung. 
Während  die  Provinzen  des  Ostens  und  des  Zentrums  (hier  unter  Aus- 
scheidung der  Stadt  Berlin)  eine  Mehr  a u s  Wanderung  zeigen^  ist  für 
die  westlichen  eine  Mehr  e  1  n  Wanderung  zu  konstatieren. 

Der  vierte  Teil  des  Buches  »die  Aus-  und  Einwanderungenc  ver- 
folgt nun ,  auf  Grund  der  Zahlenergebnisse  der  ersten  drei  Teile ,  die 
Entwickelung  dieser  Dinge  im  Einzelnen.  Es  ergiebt  sich  hier,  beim 
Eingehen  auf  die  Provinzen,  Bezirke  und  Kreisgruppen,  viel  Wichtiges 
und  Interessantes.  Wir  erfahren  beispielsweise,  dass  unter  allen  »alten« 
preussischen  Provinzen,  Pommern  absolut  wie  relativ  die  gröeste  Zahl 
von  Menschen  durch  Mehrauawanderung  verlor ,  dass  die  Bevölkerung 
der  BiOgierungsbezirke  Stralsund  und  Eöslin,  auch  einiger  Kreise  des 
Bezirks  Marienwerder  in  Westpreussen,  infolge  von  Auswanderung  sogar 
absolut  abgenommen  hat.  (Auch  die  neueste  Volkszählung  vom 
1.  Dezember  1890  zeigt  wieder  für  Stralsund  und  Köslin,  aber  diesmal 
auch  für  ganz  Ostprenssen  eine  Abnahme  der  Bevölkerung).  Dagegen 
haben  die  Regierungsbezirke  Arnsberg  und  Düsseldorf  dauernd  eine  sehr 
hohe  Einwanderung  zu  verzeichnen.  —  Bei  der  Beobachtung  kleinerer 
Steitabschnitte,  wie  das  im  dritten  Kapitel  dieses  Teils  geschieht,  lassen 
sich  die  Einflüsse  einzelner  für  das  Wirtschaftsleben  wichtiger  Ereignisse 
gut  verfolgen.  So  sehen  wir,  dass  in  der  ersten  Periode  von  1824  bis 
1848  die  grösste  Mehreinwanderung  nach  Preussen  innerhalb  der  Jahre 
des  Zustandekommens  des  deutschen  Zollvereins  und  unmittelbar  dar- 
nach erfolgte,  dass  der  Umschlag  in  Mehrauswanderung,  wie  ihn  die 
zweite  Periode  von  1849—67  zeigt,  bald  nach  dem  Teuerungsjahre  1847 
und  den  unruhigen  Jahren  1848 — 49  begann,  auch  lässt  sich  der  Einfluss 
der  Jahre  1871 — 73  auf  den  Zuzug  nach  den  westlichen  Provinzen  nach- 
weisen. 

So  Vieles  und  Gutes  nun  auch  der  letzte  Teil  der  Markaw*Bohen 
Arbeit  bringt,  so  glauben  wir  doch,  dass  derselbe,  bei  der  grossen  Wich- 
tigkeit der  Frage  der  Wanderungen,  eine  etwas  weitere  Ausgestaltung 
hätte  vertragen  können.  —  Es  sei  schliesslich  noch  erwähnt,  dass  der  Verf. 
in  der  Einleitung  zu  diesem  vierten  Teile  einen  Ueber blick  Über  die  ge- 
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schichtliche  Entwickelung  der  amtlichen  Auswanderoiigntatifltik  ia 
Preassen  giebt  und  gegenfiber  der  UnzuläDglichkeit  der  ofifiiiellen  An- 
gaben, seine  Anwendung  der  Berechnungsmethode  Neumann*^  begrGndet 
Auch  diese  Methode  hat  ja  ihre  Mftngel,  so  lässt  sie  vor  allem  nur  dea 
Ueberschuss  der  Zahl  der  Weg-  über  die  Zugezogenen  und  nn- 
gekehrt,  also  immer  nur  die  Mehr  aus-  resp.  Mehr  einwandeinngen 
erkennen.  Trotzdem  aber  sind  die  nach  dieser  Methode  dnrohgeföhrtea 
Berechnungen  den  Ergebnissen  der  offiziellen  Auswanderungwtatistik 
zweifelsohne  vorzuziehen,  einmal  wegen  der  grösseren  Zuverlässigkeit, 
dann  aber  auch,  weil  durch  sie  die  Wanderungen  innerhalb  eines 
Staates  von  Provinz  zu  Provinz ,  Bezirk  zu  Bezirk ,  von  Kreis  zu  Kreis 
viel  genauer  erfasst  werden  kOnnen. 

Gotha.  Dr.  Richard  Zeysa. 

Han8«a,  Georg,  »Die  drei  Bevölkerungsstufen.  Ein  Versuch',  die 
Ursachen  für  das  Blühen  und  Altem  der  Völker  nachzuweisen.«  MflncheD 
1889,  Lindauer.    8«.  V  u.  407  S.S. 

Im  Gegensatz  zu  der  vorstehend  besprochenen  Arbeit,  welche  sich 
darauf  beschränkt,  sorgf&ltig  bearbeitetes  statistisches  Material  über 
Bevölkerungs-Stand  und  Bewegung  vorzuführen,  haben  vrir  es  bei  diesem 
Werke  mit  der  Entwickelung  einer  nenen,  höchst  bedeutsamen  Bevöl- 
kerungstheorie, einer  Theorie  der  Bevölkerungsgliederung,  zu  thnn, 
die  sich  im  Laufe  der  Darstellung  zu  einem  vollständigen  politischeD 
System  erweitert. 

Die  Untersuchung  knüpft  an  eine  statistische  Beobachtung  der  in- 
neren Wanderungen,  vomemlich  des  Zuzugs  nach  den  Städten  an.  In 
jeder  Stadt  bildet  die  Zahl  der  Zugezogenen  einen  bedeutenden  Bestand- 
teil, es  findet  ein  beständiger  Ersatz  städtischer  durch  ländliche  Bevöl- 
kerung statt  und  zwar  derart,  dass  die  eingeborene  Bevölkerung  in  je 
zwei  Menschenaltern  durch  den  Zuzug  von  anderwärts  vollständig  er- 
setzt wird.  Diese  an  den  bayrischen  Städten  und  an  Leipzig  beob- 
achtete Thatsache  stellt  der  Verf.  einleitend  voran,  und  beantwortet 
nun  die  hiermit  aufgeworfene  Frage,  warum  die  städtische  Bevölkerung 
in  fortwährendem  Absterben  begriffen  ist  und  durch  die  ländliche  er- 
setzt werden  muss,  durch  seine  Theorie  in  folgender  Weise:  Die  Bevöl- 
kerung eines  Landes  zerföllt  in  drei  Klassen  oder  Stände,  die  Grund- 
besitzer, wozu  der  Bauernstand  und  der  grundbetitzende  Adel  ge- 
hört, den  Mittelstand,  umfassend  die  Vertreter  der  bürgerlichen 
Gewerbe,  die  Beamten,  Gelehrten,  überhaupt  den  besitzenden,  gebildeten 
Teil  der  städtischen  Bevölkerung,  endlich  den  Stand  der  besitz- 
losen Arbeiter  und  Proletarier.  Diese  drei  Klassen  st^en 
nicht,  wie  man  gewöhnlich  annimmt,  selbständig  nebeneinander,  sie 
sind  nicht  lediglich  durch  das  lose  Band  des  wirtschaftlichen  Verkehn 
mit  einander  verbunden,  sondern  es  besteht  ein  innerer,  ein  orgamscher 
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ZoBammenhang:  sie  sind  nur  die  yerschiedenenEntwick- 
lungsstufen  derselben  BevOlkerang.  Der  Stand  der  Grund- 
besitser  allein  ist  dauernd.  Im  städtischen  Mittelstand  findet  eine  un- 
nnterbrochene  Erneuernng  und  Ersetsong  ans  dem  Ueberschuss  der  länd- 
lichen Bevölkerung  statt»  und  die  im  Kampf  ums  Dasein  erlegenen 
Glieder  des  Mittelstandes  werden  fortwährend  in  den  Arbeiterstand  hin- 
übergedrängt. So  entsteht  ein  »BoYölkerungsstrom«  der  fort- 
dauernd wirksam  ist  und  sein  mnss ,  wenn  sich  der  VolkskOrper  ge- 
sund erhaltenden.  —  Den  drei  Be Völker ungsklassen  enteprechen  die  drei 
Einkommenszweige:  die  Grundbesitzer  beziehen  ihr  Einkommen  vornehm- 
lieh  aus  den  natürlichen,  freiwirkenden  Kräften  der  Natur,  der  Mittel- 
stand aus  der  geistigen  und  der  Arbeiterstand  aus  der  körperlichen 
Arbeit.  Der  Mittelstand,  als  Träger  der  geistigen  Arbeit,  wird  so  zum 
eigentlichen  Träger  der  Kultur,  er  bildet  das  Haupt  am  Volkskörper. 
Soll 'aber  sein  höheres  geistiges  Niveau  gewahrt  bleiben,  so  mOsten  fort- 
während frische  Kräfte  aufgenommen  und  gleichzeitig  die  minderwer- 
tigen ausgeschieden  werden,  d.  h.  der  Bevölkerungsstrom  mues  rasch 
und  gleichmässig  dahinfliessen. 

Hansen  schildert  im  zweiten  Abschnitt  (II.  Buch),  wie  die  drei  Be- 
völkerungsstttfen,  die  in  unserer  heutigen  Gesellschaft  neben  einander 
stehen  und  fortdauernd  in  einander  abergehen ,  historisch  sich  nach 
einander  entwickelt  haben.  Der  mittelalterliche  Bauernstaat  repräsen- 
tiert den  Staat  mit  nur  einer  Bevölkerungsstnfe.  Hier  vermag  niemand 
auf  die  blosse  Arbeit,  sei  es  geistige  oder  körperliche,  seine  Existenz  zu 
gründen.  Er  muss  ein  angeborenes  oder  erworbenes  Recht  auf  den  Un- 
terhalt besitzen.  Auch  wenn  er  den  Acker  nicht  selbst  bestellt,  wie 
der  Geistliche,  der  Gelehrte  und  Künstler,  der  Berufskrieger  und  Hand- 
werker der  damaligen  Zeit,  knüpft  ihn  immer  noch  ein  festes  Band  an 
die  Scholle.  Wer  dieses  zerreisst,  fällt  aus  der  Gesellschaft  heraus,  er 
wird  rechtlos.  Mit  der  Entstehung  der  Städte  entwickelt  sich  die  zweite 
Bevölkerungsstufe,  der  Mittelstand,  welcher  den  vom  Lande  produzierten 
Menschenüberschuss ,  der  vorher  in  ehelosem  Stande  sich  zum  Wohle 
des  Ganzen  verbrauchte,  nunmehr  aufnimmt  und  durch  Arbeit  ein  selb- 
ständiges Einkommen  verschafft.  Der  Abzugskanal  für  die  entbehrlichen 
Elemente  der  Städte  wird  zunächst  durch  die  Landsknechtheere  gebildet. 
Je  mehr  dann  Handel  und  Industrie  zunehmen,  desto  grösser  wird  auch 
das  Uebergewicht  des  Mittelstandes,  bis  schliesslich  die  Entstehung  der 
dritten  Bevölkerungsstufe,  des  Arbeiterstandes,  die  volle  Entfaltung  des 
Handels-  und  Industriestaates  ermöglicht.  Diese  dritte  Bevölkernngs- 
stufe,  die  Zahl  der  körperlich  Arbeitenden,  ist  ihrerseits  abhängig  von 
der  geistigen  Höhe  des  Mittelstandes,  da  dieser  durch  seine  Ermngen- 
Bchaften  auf  technischem  und  wirtschaftlichem  Gebiete,  erst  Baum  für 
die  Bethätigung  derselben  verschafft.  »Die  körp^liche  Arbeit  ist  nur 
ein  Appendix  der  geistigen,  da  sie  von  dieser  geschaffen  wird  und  ohne 
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dieBelbe  hilflos  ist.«  Die  Aasfabrnng  dieses  Gedankens  (8.  68  fit  und 
367  fif.)  gehört  zu  dem  Besten,  was  je  der  Jfarx'schen  Theorie,  dass  vor 
allem  die  körperliche  Arbeit  Werte  erzeuge,  entgegengehalten  worden  ist. 

Die  Untersuchungen  des  dritten  Buches  über  das  Wesen  und  den 
inneren  Znsammenhang  der  drei  Bevölkerungsstufen  als  Bestandteile  der 
modernen  Gesellschaft,  sind  ebenso  wichtig  und  interessant,  wie  die 
dabei  mit  einfliessenden  Betrachtungen  über  Erziehungswesen,  über  Mi- 
litär- und  Frauenfrage  (»das  Weib  im  BerÖlkernngsstrom«).  Freilich 
sind  viele  der  geäusserten  Ansichten  durchaus  nicht  unanfechtbar. 

Das  letzte  Bach  endlieh  handelt  von  dem  Kampf,  der  zwischen  den 
drei  Bevölkerungsstufen  stattfindet  und  von  den  Aufgaben  des  Staates 
diesem  Kampfe  gegenüber.  Der  Mittelstand,  der,  wenn  wir  ihn  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Bevölkerungsbewegung  auffassen,  nur  eine  üeber- 
gangsstufe  von  der  ersten  zur  dritten  Bevölkerungsstufe  ist,  hat  stets 
das  Bestreben,  sich  dauernd  zu  machen  und  drückt  deshalb  auf  die 
übrigen  Bevölkerungselemente»  vor  allem  auf  den  Bauernstand.  Durch 
Ausdehnung  der  Industrie  und  namentlich  des  auswärtigen  Handels 
macht  er  sich  unabhängig  von  der  eigenen  Landwirtschaft;  durch  üb0> 
triebene  Steigerung  der  Bodenpreise,  durch  Einführen  fremden  Getreides, 
durch  die  Kreditwirischaft  und  daraus  folgende  hypothekarische  üeber- 
lastung  des  Grundbesitzes ,  richtet  er  die  Landwirtschaft  allmäh- 
lich zu  Grunde  und  reibt  nach  und  nach  den  Banemstand  auf.  Dieeer 
Vernichtung  eines  kräftigen  und  gesunden  Bauernstandes  aber  folgt  — 
nach  vielleicht  kurzer  Blüte  —  immer  und  überall  der  Niedergang 
der  städtischen  Bevölkerung,  denn  die  Quelle  des  Bevöl- 
kerungsstromes ist  verstopft,  der  Strom  stockt,  das  Niveau  des  Mittel- 
standes mnss  sich  verflachen  und  damit  das  ganze  Volk  sinken.  —  Eine 
eingehende  Betrachtung  über  Blüte  und  VerfoU  der  italienischen  Han- 
delsrepubliken, Spaniens  und  der  Niederlande,  über  Grossbritannien,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  das  heutige  Deutschland 
unterstützt  diese  theoretischen  Ausf&hrungen  durch  die  historische  11- 
lustration. 

Die  Aufgabe  des  Staates  demgegenüber  ist  »die  Erzielung 
eines  raschen,  aber  gleichmässigen  Bevölkerungsstromes«.  Das  heissi 
aber  in  erster  Linie:  Erhaltung  des  Bauernstandes,  als 
der  Menschenquelle.  In  einem  Handelsstaate  ist  nun  ein  ge- 
sunder Bauernstand  nur  dadurch  zu  erhalten,  dass  er  —  durch  die  Ge- 
bundenheit des  Grandbesitzes  und  die  obligatorische  Vererbung  auf  einen 
Nachfolger  ->  der  allgemeinen  Konkurrenz  entrückt  wird.  Auch  Schuts- 
zölle und  Aenderung  der  Hypothekargesetzgebung  in  der  Richtung,  dass 
eine  Grenze  festgesetzt  wird ,  bis  zu  welcher  der  einzelne  Hof  belastet 
werden  darf,  können  gute  Dienste  thun.  —  Für  die  zweite  Bevölke- 
kerungBstufe  dagegen  ist  das  Prinzip  der  Bewegungsfreiheit 
einzuhalten,  damit  hier  alle  geistigen  Kräfte  zu  möglichster  Entfaltung 
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kommen.  Von  diesem  Standpankt  aus  bricht  Hansen  eine  Lanze  gegen 
den  Kapitalismus,  der  dnrch  Renten  eine  Menge  Menschen  künstlich  im 
Mittelstande  erh&lt,  die  reif  waren,  in  den  dritten  Stand  hinabzusinken. 
Der  Kapitalismus  wirkt  also  verlangsamend  auf  den  Bevölkerungsstrom 
und  hindert  die  frischen,  tfichtigen  Kräfte  am  Emporkommen.  Die  Re- 
formgedanken, welche  der  Verf.  hier  yortrftgt,  wie  vollständige  Tilgung 
der  Staats-,  Kommunal-  und  Gmndschulden,  überhaupt  möglichste  ße- 
seitigung  aller  Kapital-Renten  und  Zinsen,  hängen  aufs  engste  mit 
seiner  Einkommenstheorie  zusammen.  Er  erkennt,  wie  schon  früher 
erwähnt,  nur  drei  Einkommenszweige  an:  das  Einkommen  aus  dem 
Bodenertrag,  das  Einkommen  aus  der  geistigen  Arbeit  und  das  Ein- 
kommen aus  der  körperlichen  Arbeit.  Der  Kapitalzins  hat  daneben  keinen 
Platz  und  soll  sich  auf  einen  oder  mehrere  dieser  drei  Einkommens- 
sweige  zurückfahren  lassen.  Hansen  scheidet  damit  das  Kapital  aus 
der  Reihe  der  Produktivkräfte  aus  und  erkennt  als  solche  nur  Land, 
geistige  und  körperliche  Arbeit  an.  -^  Diese  Auseinandersetzungen  über 
Kapital  und  Kapitalzins  sind  wohl  die  anfechtbarsten  des  ganzen  Buches 
und  leiden  an  bedenklicher  Unklarheit  der  begrifflichen  Grundlagen. 
Sätze  wie  »das  Kapital  ist  keine  reale ,  sondern  nur  eine  fiktive ,  eine 
rechnerische  Grösse c  (S.  846)  und  dann  »das  Kapital  würde  sich  (bei 
rascher  Tilgung  aller  Staats-,  Kommunal-  und  Grundschulden)  allmäh- 
lich verzehren,  es  würde  schliesslich  spurlos  verschwindenc  (S.  857),  be- 
weisen das.  Ich  will  aber  mit  dem  Verf.  hier  über  Einzelheiten  nicht 
rechten,  weil  er  selbst  seine  "Einkommenslehre  noch  für  unvollkommen 
ausgebildet  erklärt  und  eine  eigene  Arbeit   darüber  verspricht. 

Was  nun  die  Arbeiterfrage  und  die  Fürsorge  des  Staates  für 
die  dritte  Bevölkerungsstufe  anlangt,  so  giebt  Hansen  zu  bedenken,  dass 
nur  ein  auf  der  geistigen  Thätigkeit  des  Mittelstandes  beruhender  aus- 
wärtiger Handel  und  die  Ezportindustrie,  welche  die  blosse  Arbeit  gegen 
die  Naturprodukte  anderer  Länder  austauschen,  einer  zahlreichen  Ar- 
beiterbevölkerung die  Existenz  ermöglichen.  Da  die  Arbeiter  also  nicht 
auf  die  festen  Grenzen  eines  Landes  für  den  Verkauf  ihrer  Ware  be- 
schränkt sind,  so  ist  für  sie  die  Möglichkeit  einer  sehr  starken  Ver- 
mehrung gegeben.  Dafür  ist  aber  auch  ihr  Einkommen  um  so  unsi- 
cherer, ihre  Lage  um  so  zweifelhafter,  je  mehr  sie  auf  das  Ausland  an- 
gewiesen sind,  denn  der  fremde  Markt  kann  sich  abschliessen  oder  von 
anderen  Völkern  erobert  werden.  Deshalb  soll  der  Staat  einer  all  zu- 
grossen Ausdehnung  der  industriellern  Thätigkeit 
Schranken  setzen,  wenn  die  Zahl  der  Arbeiter  im  Verhältnis  zur 
übrigen  Bevölkerung  eine  übermässig  grosse  wird  und  wenn  durch  Ab- 
satzkrisen, durch  ein  Sinken  des  Lohnes  etc.  die  Kraft  und  Gesundheit 
des  gesamten  Arbeiterstandes  zu  leiden  beginnt  Ausserdem  vermag  der 
Staat  dadurch,  dass  er  die  verderbliche  Hausindustrie  womöglich  ganz 
unterdrückt,  dass  er  die  Frauen-  und   Kinderarbeit  einschränkt,    einer 
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Bystematischen  Ausbeutang  der  körperlichen  Arbeit  vorzobeageiL  >Beicli- 
tflmer  freilich  sind  durch  die  blosse  körperliche  Arbeit  niemale  za  er- 
werben. Sie  ist  die  niedrigste  Art  der  Beschäftigung  und  erfordert  im 
Wesentlichen  nichts  mehr  als  einen  gesunden  Körper.  Wohl  aber  kann 
der  Staat  dahin  wirken,  dass  auch  der  niedrigste  Lohn  noch  genügt, 
den  Arbeiter  vor  Mangel  zu  schützen,  ihn  als  ein  gesondes  Glied  am 
Yolkskörper  zu  erhalten. € 

üeber  Aaswanderung  und  Kolonien  denkt  Eänsgen  nicht 
günstig.  Jede  starke  Auswanderung  aus  einem  Lande  mit  drei  BerGl- 
kerungsstnfen  bedeutet  —  namentlich  wenn  sie,  wie  anoh  bei  uns  in 
Deutschland,  ans  den  hauptsächlich  landwirtschaftlichen  Distrikten  er- 
folgt —  ein  Aufzehren  des  Volkskapitals ;  sie  ist  nicht  als  ein  üeber- 
quellen  der  Volkskraft,  sondern  als  das  Symptom  einer  Volkskrankheit 
aufzufassen.  Gegenüber  der  Erwerbung  überseeischer  Kolonien,  die  »für 
ein  geistig  überlegenes  Volk  kein  Bedürfnis,  für  ein  gesunkenes  aber 
eine  Last  sindc,  betont  er  den  grossen  Wert  innerer  Kolonisation. 

Das  wäre  der  Inhalt  des  Hanam'schen  Buches  kurz  umrissen.  Es 
bietet  eine  reiche  Fülle  origineller  und  fimchtbarer  Gedanken.  Eine 
grosse  Menge  historischer  und  statistischer  Kenntnisse,  sowie  praktiflcher 
Erfahrungen  sind  in  den  Dienst  einer  zweifellos  höchst  geistvollen  Theorie 
der  Bevölkerung  gestellt.  Die  Durchführung  dieser  Theorie  und  ihre 
Anwendung  auf  praktische  Verhältnisse  erscheint  freilich  hie  nnd  da 
etwas  gekünstelt.  Ich  glaube  der  Verfasser  mutet  ihr,  was  die  Aufklä- 
rung und  Lösung  wirtschaftlicher  nnd  sozialer  Fragen  anlangt ,  etwas 
zu  viel  zu.  Jedenfalls  ist  das  Buch  eine  bemerkenswerte  Erscheinung 
auf  dem  Gebiete  der  volkswirtschaftlichen  Litteratur. 

Gotha.  Dr.  Richard  Zeyss, 
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